
Kanton Zürich

Regierungsrat
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Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-

schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus 

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz); Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 1. Juli 2020 haben Sie uns eingeladen, bis am 4. August 2020 zum Ent-
wurf für ein neues Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-
schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Ge-
schäftsmietegesetz) Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellung-
nahme und äussern uns innert Frist wie folgt:

Die Mietkosten sind neben den Lohnkosten grosse Fixkostenblöcke von Unternehmen. 
Die Massnahmen zur Eindämmung der Corona-Infektionen haben auf beide Bereiche 
Auswirkungen. Bezüglich der Lohnkosten wurden verschiedene Massnahmenpakete be-
schlossen. Hoheitliche Massnahmen bezüglich der Mietkosten wurden bisher keine er-
griffen. Mit der vorliegenden Vorlage soll dies geändert werden. Aus unserer Sicht ist es 
wichtig, dass der Staat Massnahmen zur Minderung der Auswirkungen der Corona-Krise 
ergreift. Diese sollen jedoch ausgewogen und zielgerichtet ausgestaltet sein. Es kann 
dabei nicht verhindert werden, dass auch mit diesen Massnahmen nicht alle Probleme 
gelöst werden können. Es ist daher auch unumgänglich, dass es Unternehmen gibt, die 
mehr profitieren, und solche, die weniger gut wegkommen. Was aber nicht angeht ist, 
dass die Folgen der Corona-Krise durch staatliche Anordnungen von einer Gruppe von 
privaten Betroffenen auf andere solche Gruppen umgelagert werden. 
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Wir können nachvollziehen, dass die Mieterinnen und Mieter in Geschäftsliegenschaften 
ein Interesse an Mietzinserlassen haben. Solche Mieterlasse stellen jedoch bei den Vermie-
terinnen und Vermietern eine Verminderung der Einnahmen bei gleichbleibender Leis-
tungsverpflichtung dar. Mit hoheitlich angeordneten Mietzinserlassen werden somit wirt-
schaftliche Schäden, die bei Mieterinnen und Mietern durch staatlich angeordnete Mass-
nahmen zum Schutz der Bevölkerung entstanden sind, den Vermieterinnen und Vermie-
tern überbunden. Damit wird das Problem von einer Gruppe von privaten Betroffenen auf 
eine andere solche Gruppe verlagert. Bei der belasteten Gruppe werden zudem neue 
Probleme geschaffen (Gefährdung der Zahlung von Hypothekarzinsen, Amortisationen, 
Gebühren und Abgaben usw.). Zwar sieht die Vorlage eine Härtefallregelung für Vermiete-
rinnen und Vermieter vor, die durch den verordneten Mietzinsausfall in eine wirtschaftliche 
Notlage geraten (Art. 7 der Vorlage). Damit wird aber kein wirklicher Ausgleich geschaffen. 
Der Bundesrat schlägt deshalb selbst vor, auf diese Regelung zu verzichten. 
Da die Fortsetzung des Mietverhältnisses in aller Regel im Interesse beider Parteien liegt, 
müssen Probleme bezüglich des Mietzinses bilateral und in Bezug auf das konkrete Miet-
verhältnis angegangen werden. Viele Vermieterinnen und Vermieter sind denn auch ihren 
Geschäftsmieterinnen und -mietern, die ihren Betrieb schliessen mussten, mit Miet erlassen 
entgegengekommen, so beispielsweise auch der Kanton Zürich. Es gibt aber auch Eigen-
tümerinnen und Eigentümer, die nicht über die nötigen Mittel verfügen, um grössere Miet-
ausfälle wirtschaftlich verkraften zu können. 
Die Eingriffe in die Geschäftsmietverträge sollen rückwirkend erfolgen. Damit würde in 
schwerwiegender Weise in privatrechtliche Rechtsverhältnisse eingegriffen. Die Zwangs-
regelung soll zwar nur für Mietverhältnisse gelten, bei denen der monatliche Nettomiet- 
zins kleiner als Fr. 20 000 ist. Dennoch missachtet der Vorschlag die konkreten Leistungs-
pflichten in den Geschäftsmietverträgen sowie die finanziellen Verhältnisse der jeweiligen 
Mietparteien. Zulasten von privaten Vermieterinnen und Vermietern und Schweizer Pen-
sionskassen sollen somit auch vermögende Unternehmerinnen und Unternehmer profitie-
ren. Bereits einvernehmlich abgeschlossenen Vereinbarungen über Mieterlasse und ande-
re Erleichterungen gehen der gesetzlichen Regelung vor (Art. 3 der Vorlage). Es stellt sich 
aber die Frage, ob die Parteien gleich entschieden hätten, wenn sie die neue Regelung 
gekannt hätten, denn diese soll ja rückwirkend zur Anwendung gelangen. Unberücksich-
tigt bleibt auch, dass Geschäftsmieterinnen und -mieter teilweise auch Versicherungsleis-
tungen für Betriebsausfälle oder Entschädigungen von Gemeinden erhalten. Das neue 
Gesetz sieht ausdrücklich vor, dass die anderen Hilfsmassnahmen keinen Hinderungs-
grund für die Anwendung des Gesetzes darstellen. 
Die Vorlage führt zudem zu Ungleichbehandlungen. Eingemietete Unternehmen werden 
entlastet, während Unternehmen, die ihren Betrieb in der eigenen Liegenschaft führen, 
ihre Einnahmenausfälle durch die Corona-Krise selbst tragen und darüber hinaus auch alle 
ihre Raumkosten (Hypothekarzinsen, Betrieb, Unterhalt) weiterhin vollumfänglich selber 
zahlen. 
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Insgesamt lehnen wir die Vorlage ab. Sie führt zu einer Überbindung von wirtschaftlichen 
Schäden, die durch behördliche Anordnungen entstanden sind, auf Private, was aus 
staatspolitischen Gründen abzulehnen ist. Zudem würde die rückwirkende Anwendung 
einen unverhältnismässigen Eingriff in privatrechtliche Rechtsverhältnisse darstellen und 
viele neue Fragen aufwerfen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, 
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates 
 
Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:

Dr. Silvia Steiner Dr. Kathrin Arioli
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Direktion: 	Wirtschafts-, E nergie- und Umweltdirektion 
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Bundesgesetz über  den  Miet- und Pachtzins während Betriebsschliessungen und E inschränkun- 
gen zur Bekämpfung  des  Coronavirus (Covid-19); (Covid-19-Geschäftsmietegesetz): 
E röffnung  des  Vernehmlassungsverfahrens; S tellungnahme  des  K antons Bern 

S ehr geehrter Herr Bundesrat 
S ehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für  die  Möglichkeit zur S tellungnahme.  

Der  R egierungsrat steht einem staatlichen E ingriff  in den  privatrechtlich organisierten Mietmarkt 
grundsätzlich skeptisch gegenüber.  E r  erachtet eine Pauschallösung als suboptimal, da damit hohe 
S treuverluste und Mitnahmeeffekte  in  Kauf genommen werden. Gleichzeitig entstehen Ungerechtig-
keiten und R echtsungleichheiten. Zudem weist  der  R egierungsrat darauf hin, dass mit  der  COVID-19-
S olidarbürgschaftsverordnung ein  Instrument  geschaffen wurde, das insbesondere S elbständigerwer-
benden sowie kleineren und mittleren Unternehmen (KMU) rasch und unbürokratisch Zugang zu 
Bankkrediten und somit zu Liquidität ermöglichte, damit diese trotz E innahmeausfällen ihre fixen Kos-
ten (inkl. Mietkosten) während  der  verordneten S chliessung bzw. Betriebseinschränkung weiterhin 
finanzieren konnten.  

Der  R egierungsrat anerkennt jedoch  den  politischen Auftrag  des  nationalen Parlaments, eine ent-
sprechende R egelung umzusetzen. Mit  der  vorliegenden Gesetzesgrundlage wird dieser Auftrag um-
gesetzt und  es  kann Klarheit und R echtssicherheit geschaffen werden. 
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Christoph  Auer  
S taatsschreiber 

Pierr 	lain S chnegg 
ierungspräsident  

K anton Bern  
Canton de Berne  

Bundesgesetz über  den  Miet- und Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und E inschränkungen zur Bekämpfung  
des  Coronavirus (Covid-19); (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz): 
E röffnung  des  Vernehmlassungsverfahrens; S tellungnahme  
des  Kantons Bern 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  egierun sr'ates 

Verteiler 
—  Wirtschafts-, E nergie- und Umweltdirektion 
—  F inanzdirektion 

nicht klassifiziert  I  Letzte Bearbeitung:  06.07.2020 I Version: 1 I  Dok.-Nr.:  108009 I  Geschäftsnummer: - 	 2/2  



OMRArchivAnfang±[Schlüsselwörter]±[Kategorie]±±Gregor Zemp±OMRArchivEnde 

  
  
 
 
 
 

2701.889 / VM-JSD 2020-08-03 Covid19-Geschäftsmietegesetz Seite 1 von 3
 

 
 
Protokoll-Nr.:  
 

 

Justiz- und Sicherheitsdepartement 
Bahnhofstrasse 15 
Postfach 3768 
6002 Luzern 
Telefon 041 228 59 17 
justiz@lu.ch 
www.lu.ch 
  

 

 
Bundesamt für Wohnungswesen 
 
per E-Mail: 
recht@bwo.admin.ch 

Luzern, 3. August 2020 
 
 
Protokoll-Nr.: 877 
 
 
Mietwesen: Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins während Be-
triebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 
Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz); Vernehmlassung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Für die Gelegenheit zur Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren zum Entwurf des  
Covid-19-Geschäftsmietegesetzes danken wir Ihnen.  
 
Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teilen wir Ihnen mit, dass wir eine gesetzliche 
Regelung ablehnen. Die Frage der Reduktion von Geschäftsmieten während behördlich ver-
fügter Betriebsschliessungen und -einschränkungen eignet sich nicht für eine pauschale Lö-
sung. Es sind Vereinbarungen zwischen den einzelnen Vermiet- und Mietparteien zu suchen, 
die den individuellen Gegebenheiten Rechnung tragen. Das geplante Vorgehen mit einer Ge-
setzeslösung führt unter anderem auch zu einer Problemverschiebung: Immobilienbesitzer 
sind nicht nur grosse Investoren, es gibt auch kleine und mittlere Unternehmen, Handwerker 
etc., die Gewerbeliegenschaften besitzen. Diese müssen die aktuellen Herausforderungen 
ebenfalls stemmen. Deren Situation würde aber mit einem pauschalen Vorgehen zusätzlich 
verschärft. Zudem würde ein Gesetz seine Wirkung zu spät entfalten. Unternehmen, die bis 
zur Inkraftsetzung des Gesetzes die Herausforderungen gemeistert haben, sind nicht mehr 
auf dieses Gesetz angewiesen.  
 
Sollte am Gesetzesentwurf festgehalten werden, regen wir folgende Änderungen und Über-
prüfungen an: 
 
Artikel 2 
Dieser Artikel regelt den sachlichen Geltungsbereich, währenddem sich der zeitliche Gel-
tungsbereich nur indirekt aus Artikel 1 («aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Be-
kämpfung des Coronavirus») sowie aus der Befristung in Artikel 11 Absatz 2 ergibt. Der 
Grundsatz der Anwendung der Reduktion der Miet- und Pachtzinse während der Dauer be-
hördlich angeordneter Schliessungen und Betriebseinschränkungen sollte der Klarheit halber 
in der Bestimmung über den Geltungsbereich aufgenommen werden.  
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Aufgrund der knappen Ausführungen im erläuternden Bericht kann der Begriff der öffentlich 
zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, deren Miet- oder Pachtverhältnis der Zinsreduk-
tion nach Artikel 5 unterliegt, Anlass zu Rechtsstreitigkeiten geben, namentlich wenn das 
Mietobjekt nicht nur das durch die behördlichen Massnahmen geschlossene Ladenlokal um-
fasst. Unklar ist insbesondere der Fall, wenn ein Teilnehmer beispielsweise eines Wochen-
marktes die Reduktion für seine Lagerräume beansprucht. Ist die verbotene Marktveranstal-
tung die öffentlich zugängliche Einrichtung und steht der Lagerraum in einem hinreichenden 
Zusammenhang dazu? Als Beispiel einer nicht im Gesetz beispielhaft aufgezählten Konstel-
lation könnte im erläuternden Bericht auch auf den Fall eines Möbelgeschäfts hingewiesen 
werden, welches sein Aussenlager beim Zweitvermieter für die Abholung durch seine Kun-
den zugänglich macht. Zur Vermeidung von Auslegungsschwierigkeiten und entsprechend 
notwendigen Schlichtungs- und Gerichtsverfahren empfehlen wir, die Ausführungen in der 
Botschaft mit weiteren solchen Beispielen aus der Praxis anzureichern. 
 
Übersteigt der monatliche Miet- oder Pachtzins eines Objektes 20'000 Franken, kommt das 
Gesetz nicht zur Anwendung. Eine solche Beschränkung ist im Grundsatz zu begrüssen, 
kann doch davon ausgegangen werden, dass bei grösseren Miet- oder Pachtobjekten die 
Mieterschaft in einer besseren Verhandlungsposition ist als bei kleineren Objekten. Doch 
kann aufgrund der fehlenden Angaben im erläuternden Bericht nicht eingeschätzt werden, 
welche Bedeutung diesem Schwellenwert zukommt, zumal Umsatzmieten bei der Miete oder 
Pacht von Geschäftsräumen üblich sein dürften.  
 
Artikel 3 
Gemäss Absatz 1a ist das Covid-19-Geschäftsmietegesetz «nicht anwendbar, wenn über die 
Höhe des Miet- oder Pachtzinses eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien besteht». 
Aus der Wendung «wenn (...) besteht» im Zusammenhang mit der Anwendung eines Erlas-
ses, kann die (falsche) Schlussfolgerung gezogen werden, dass die abweichende Einigung 
zeitlich vor dem Gesetz hat getroffen werden müssen. Gemäss den Ausführungen im erläu-
ternden Bericht sollen dagegen auch künftige Einigungen möglich sein. Wir empfehlen daher 
eine sprachliche Überarbeitung der Formulierung, um diesen Hinweis des erläuternden Be-
richts in den Gesetzestext aufzunehmen (z.B. «ausdrückliche Einigung getroffen wird»). Das 
im erläuternden Bericht erwähnte Beispiel einer Teilvereinbarung legt es ausserdem nahe, 
für den Tatbestand des Absatzes 1a eine Formulierung mit «soweit» unter Beibehaltung der 
Formulierung mit «wenn» für den Tatbestand des Absatzes 1b festzulegen. Werden die bei-
den Tatbestände sprachlich besser aufgetrennt, könnten Stundungs- und Ratenzahlungsab-
reden, die, wie ebenfalls lediglich im erläuternden Bericht erwähnt, keine Einigung über die 
Höhe des Miet- oder Pachtzinses darstellen, im Gesetzestext ausdrücklich ausgeschlossen 
werden.  
 
Zu prüfen ist, ob die Anwendung des Gesetzes auf Betriebe, die aus wirtschaftlichen Grün-
den nicht öffneten, obwohl die Betriebsschliessung behördlich nicht oder nicht mehr angeord-
net war, ebenfalls vom Anwendungsbereich ausdrücklich ausgenommen werden müsste (vgl. 
Art. 5). Es ist nämlich davon auszugehen, dass bei solchen Miet- oder Pachtzinsausfällen 
kein Härtefall nach Artikel 7 besteht, auf den sich die Vermieterschaft berufen kann. Im Übri-
gen würde es der Klarheit dienen, wenn die genaue Dauer der behördlich angeordneten 
Schliessung von diesem Frühjahr, welche zur Miet- oder Pachtzinsreduktion berechtigt, we-
nigstens aus der Ausführungsverordnung ersichtlich wäre. 
 
Gemäss dem erläuternden Bericht hat die sogenannte Ausstiegserklärung (recte: Verzichts-
erklärung) nach Artikel 3 Absatz 2 zur Folge, dass ein Entschädigungsgesuch nachträglich 
nicht mehr gestellt werden darf (vgl. Art. 7). Es sollte geprüft werden, diese Rechtsfolge in 
den Gesetzestext aufzunehmen. Um Klarheit zu schaffen, sollte auch die Folge, dass nach 
einer Verzichtserklärung der volle oder der reduzierte vereinbarte Miet- oder Pachtzins gilt, 
im Gesetz selbst umschrieben werden. Es ist nämlich unklar, was mit der Wendung «Verzicht 
auf die Anwendung der Miet- oder Pachtzinsregelung nach diesem Gesetz» gemeint ist.  
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
Freundliche Grüsse 

 
Paul Winiker 
Regierungsrat 
   

  
 
 







Regierungsrat des Kantons Schwyz zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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kantonschw yzl zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

· - 6431 Schwyz, Postfach 1260 

per E-Mail 

Eidgenössisches Departement für 

Wirtschaft, Bildung und Forschung 

elektronisch an: Recht@bwo.admin.ch 

Schwyz, 27. Juli 2020 

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkun­ 

gen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

Vernehmlassung des Kantons Schwyz 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 1. Juli 2020 hat das Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung und 

Forschung den Kantonsregierungen den Entwurf des Bundesgesetzes über den Miet- und den Pacht­ 

zins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid- 

19-Geschäftsmietegesetz) zur Vernehmlassung bis 4. August 2020 unterbreitet. Für die Möglichkeit 

zur Stellungnahme danken wir Ihnen. 

Die Beurteilung, ob staatliche Massnahmen ergriffen werden sollen und wenn ja, wie diese ausse­ 

hen sollen, bleibt kontrovers. Mit der vom Parlament geforderten Lösung werden keine kantonalen 

Kompetenzen im engeren Sinn tangiert. Dennoch hat der Regierungsrat des Kantons Schwyz di­ 

verse Bedenken vorzubringen. 

Es handelt sich um eine einseitige Subvention kleiner Betriebe, mit einer skurril anmutenden 

Ausgestaltung inklusive «Opt-out-Klausel». Diese Massnahme bringt zwangsweise aufwendige - 

höchstwahrscheinlich ineffiziente - bürokratische Strukturen mit sich. Obwohl das Bedürfnis an­ 

erkannt wird, Auswirkungen der Corona-Pandemie und der entsprechenden Gegenmassnahmen 

für die Wirtschaft und die Bevölkerung zu minimieren, erscheint das vorliegend gewählte Vorge­ 

hen des direkten staatlichen Eingriffs fragwürdig. Spezialregelungen für bestimmte Personengrup­ 

pen bringen per Definition eine Ungleichbehandlung mit sich, welche der Staat vermeiden muss. 

überdies könnten derartige Spezialregelungen als Präzedenzfälle weitere Begehrlichkeiten - wie 

eine Verlängerung der Massnahme oder Ansprüche aus anderen Sparten - mit sich bringen. Mit 

diesen weiteren Begehrlichkeiten sind auch finanzielle Konsequenzen auf kantonaler Stufe mög­ 

lich, die es strikte auszuschliessen gilt. 



Die verlangte pauschale Herabsetzung auf 40% des Miet- oder Pachtzinses für Betriebe, die ge­ 

stützt auf die C0VID-19-Verordnung geschlossen wurden, wird deshalb aus folgenden Gründen 

abgelehnt: 

- Sie ist ein direkter staatlicher Eingriff in bestehende Vertragsverhältnisse zwischen juristi­ 

schen und/oder natürlichen Personen. 

- Sie lässt unberücksichtigt, dass einerseits die Einkünfte aus Miete oder Pacht zur Tragung 

der Liegenschaftskosten notwendig sind, andererseits eine generelle Herabsetzung in einer 

grossen Anzahl der Fälle dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit widerspricht. 

- Sie wird der Vielfalt der bestehenden Geschäftsmietverhältnisse nicht gerecht. 

- Sie lässt die unterschiedlich grossen wirtschaftlichen Auswirkungen einer vorübergehenden 

Geschäftsschliessung auf die verschiedenen Betriebe sowie die übrigen staatlichen Not-, Soli­ 

daritäts- und Unterstützungsmassnahmen ausser Acht. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und grüssen Sie freundlich. 

Im Namen des Regierungsrates: 

Petra Stei men-R ickenbacher 

Landammann 

Kopie z. K. an: 

- Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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kanton Slarus 
ffi

Telefon 055 646 66 00

E-Mail : volkswirtschaftinneres@gl.ch
www.gl.ch

Volkswirtschaft und lnneres
Zwinglistrasse 6

8750 Glarus

Eidgenössisches Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung
WBF

E-Mail : Recht@bwo.admin. ch

Glarus, 13. Juli 2020
Unsere Ref: 2020-125

Vernehmlassung i. S. Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Be-
triebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Govid-
1 9-Geschäftsm ietegesetz)

Hochgeachteter Herr Bundesrat

Das Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF gab uns in
eingangs genannter Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Wir erheben gegen die vorgenommenen Anpassungen keinen Einwand

Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Freundliche Grüsse

AfuMarianne

Landesstatthalter



Regierung s rat

Kanton Zug

Regierungsrat, Postfach, 6301 Zug

Nur per E-Mail

Eidgenössisches Departement für Wirt

schaft, Bildung und Forschung WBF

Herr Bundesrat Guy Parmelin

Bundeshaus Ost

3003 Bern

Zug, 7. Juli 2020 sa

Vernehmiassung zum Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins während Betriebs
schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)
(Covid-1 9-Geschäftsmietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1. Juli 2020 haben Sie die Kantonsregierungen im Vernehmlassungsverfah
ren zum Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins während Betriebsschliessungen und Ein
schränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-1 9) (Covid-1 9-Geschäftsmietegesetz)
eingeladen. Wir danken für die Möglichkeit der Stellungnahme und stellen folgende

Anträge:

1. Auf den Erlass des Bundesgesetzes über den Miet- und Pachtzins während Betriebs
schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Co
vid-1 9-Geschäftsmietegesetz) sei ersatzlos zu verzichten.

2. Eventualiter sei auf die Regelung der Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen
(Art. 7 des Gesetzesentwurfs) zu verzichten.

Begründung:

Das neue Gesetz erzwingt einen Mietzinserlass um 60 Prozent, wobei einschränkende Krite
rien formuliert sind. Dabei handelt es sich um einen aussergewöhnlichen Eingriff in zentrale
verfassungsmässige Rechte wie die Wirtschafts- und Vertragsfreiheit sowie die Eigentumsga
rantle. Auch die gesetzliche Verankerung in der Bundesverfassung in Art. 100 betreffend Kon
junkturpolitik wird in Kapitel 5.1 «Verfassungsmässigkeit» des erläuternden Berichts als «weit
gefasste» Kompetenz erwähnt.

Obwohl an Art. 100 BV «Konjunkturpolitik» aufgehängt, birgt das neue Gesetz in sich auch

volkswirtschaftlich schädigende Nebenwirkungen. Diese hängen davon ab, wie die Eigentümer

schaft ausgeprägt ist. Diese können Selbstbewirtschafter (Wettbewerbsverzerrung) über Ver

mieter von einem bis wenigen Objekten (existenzielle Fragestellung), über Grossinvestoren bis

Regierungsgebäude, Seestr. 2, 6300 Zug

Tel +41 41 728 33 11

www.zg.ch
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hin zu institutionellen Anlegern der Versicherungen und insbesondere Pensionskassen, welche
gemäss Bundesgesetz ihr Vermögen sicher anzulegen und einen bestimmten Deckungsgrad zu
erreichen haben, sein.

Nebst diesen partiell (sehr) negativen Auswirkungen bedient sich das neue Gesetz des Giess
kannenprinzips. Es wird in garantierte Rechte eingegriffen und gleichzeitig wird ein beachtli
cher Teil in ungerechtfertigter Weise profitieren. Dies ist störend und rechtsstaatlich bedenk
lich.

Das neue Gesetz bestraft potenziell all jene, die auf privatrechtlicher Basis eine gemeinsame
Lösung gefunden haben und wird auch die Bereitschaft, zukünftig gemeinsame Lösungen zu
finden, schmälern. Einige Kantone — darunter der Kanton Zug — haben Stützungsfonds errich
tet, um Härtefälle zu lindern. Dieses Instrument ist zielgerichtet und deshalb sehr wirksam.
Eine zusätzliche rechtsstaatliche Intervention ist nicht gerechtfertigt und lähmt die Initiative der
Vertragspartner.

Die erheblichen Mietzinsausfälle der Vermieter können für diese zu wirtschaftlichen Notlagen
führen. Die für diese Fälle vorgeschlagene Entschädigung ist jedoch mit dem Bundesrat abzu
lehnen.

Sollte dieses Gesetz in Kraft treten, dann sind die Auswirkungen auf den Kanton Zug über
schaubar, da er kaum Geschäftsliegenschaften besitzt und vermietet. Letzteres trifft auch auf
die Zuger Gemeinden zu.

Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass in Ziff. 3.3 (Auswirkungen auf Kantone, Gemeinden
etc.) die erhebliche Mehrbelastung der Schlichtungsstellen in Mietsachen aufzuführen wären.

Fazit:

Die oben aufgezählten Nachteile und der Eingriff in gesetzlich garantierte Rechte rechtfertigen
einen begrenzten Nutzen für einen Teil der Begünstigten nicht.

Für allfällige Rückf ragen zu unserer Stellungnahme richten Sie sich bitte an Herrn RA lic. iur.
Peter Müllhaupt, juristischer Mitarbeiter in der Volkswirtschaftsdirektion, 041 728 55 06,
peter.muellhaupt@ zg.ch.

Freundliche Grüsse

Regierungsrat des Kantons Zug

__J t4ii
Stephan Schleiss Tobias Moser

Landammann Landschreiber
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Kopie per E-Mail an:

- recht@bwo.admin.ch (in Word- und PDF-Format)

- Zuger Mitglieder der Bundesversammlung

- Baudirektion (info.bds@zg.ch)

- Finanzdirektion (info.fd@zg.ch)

- Volkswirtschaftsdirektion (info.vds@zg.ch)

- Amt für Wirtschaft und Arbeit (info.awa@zg.ch)
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Fribourg, le 15 juillet 2020 

Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements et 
les restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19) – procédure de 
consultation 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

Par décision du 1er juillet 2020, le Conseil fédéral a chargé votre département de mettre en 

consultation la loi fédérale citée en référence auprès des milieux concernés. 

Par la présente, nous vous remercions de nous avoir consulté et vous faisons part de notre 

détermination. 

A l’instar d’autres cantons, le canton de Fribourg a validé en date du 22 avril 2020 une ordonnance 

permettant de mettre en place un système de prise en charge des loyers sous le régime dit « 1/3 – 

1/3 - 1/3 », le locataire payant son loyer du mois de mai, le propriétaire l’exonérant pour le mois de 

juin et l’Etat de Fribourg prenant en charge le loyer du mois de juillet. 

Cette ordonnance a été étendue par deux fois, notamment en élargissant le périmètre des 

bénéficiaires et en augmentant les montants de prise en charge par l’Etat de Fribourg. 

Ces ordonnances répondent à un réel besoin et permettent une bonne collaboration entre locataires 

et propriétaires dans la majorité des cas : les informations que nous détenons de la part des 

professionnels de l’immobilier font état d’un taux d’acceptation de la part des propriétaires de 

l’ordre de 80 %. 
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Ce taux d’acceptation est un facteur très important dans le cadre de la complémentarité ou de la 

subsidiarité de la mesure cantonale sous forme d’ordonnance avec la loi fédérale sujette à la 

présente mise en consultation : 

> dans les cas où le propriétaire a refusé d’exonérer son locataire au travers de l’ordonnance 

cantonale, la loi fédérale prend tout son sens : elle permet au locataire de n’assumer que 40 % 

de son loyer pendant 2 mois au maximum ; 

> dans les cas où le propriétaire a accepté d’exonérer son locataire selon la mesure cantonale, se 

pose dès lors la question de savoir, pour le canton de Fribourg, si le locataire est éligible à la 

mesure fédérale, pendant la période du 17 mars au 30 avril : 

> si l’éligibilité paraît être favorable pour le locataire (qui se verrait ainsi bénéficier d’un loyer 

très réduit du 17 mars au 31 juillet), elle l’est beaucoup moins du côté du propriétaire, qui 

serait pénalisé par le fait d’être établi dans un canton qui a anticipé la mesure fédérale, par 

une mesure propre à préserver des emplois ; 

> à la lecture de la loi et des commentaires des articles, il ressort que le locataire ayant 

bénéficié de la mesure cantonale sera aussi éligible pour la mesure fédérale ; cet état de fait 

paraît contraire à l’égalité de traitement et le Conseil d’Etat souhaite que la loi soit précisée, 

de manière à éviter que les propriétaires soient trop sollicités. 

Dans ce contexte, le Gouvernement fribourgeois préconise l’introduction dans la loi de : 

> un article précisant que si la part payée par le propriétaire et par le canton dans le cadre de la 

mesure cantonale ou un arrangement bilatéral entre propriétaire et locataire est supérieur à ce 

que devrait payer le propriétaire dans le cadre de la mesure fédérale, ce dernier ne serait pas 

sollicité pour un paiement au titre de la mesure fédérale ; 

> par analogie, si un arrangement entre propriétaire et locataire donnait lieu à une participation du 

propriétaire qui serait inférieure à ce qu’il devrait assumer selon la loi fédérale, ce dernier 

devrait payer uniquement la différence entre les deux montants. 

L’introduction de ces réserves nous paraît très importante, afin de tenir compte des accords déjà 

passés entre les parties, comme cela a été dûment exigé par le Conseil national et par le Conseil des 

Etats par le biais de deux motions. 

En ce qui concerne plus précisément le canton de Fribourg, le Conseil d’Etat est d’avis que si un 

arrangement a été fait entre l’Etat, le locataire et le propriétaire, la loi fédérale ne devrait pas 

s’appliquer, même si cette dernière concerne la période allant du 17 mars au 30 avril 2020. 

Demeure réservée la situation dans laquelle le paiement d’un montant serait inférieur selon 

l’ordonnance cantonale au montant à prendre en charge par le propriétaire via la loi fédérale. 

  



Conseil d’Etat CE 

Page 3 de 3 

 

En vous remerciant d’avoir consulté notre canton, nous vous prions de croire, monsieur le 

Conseiller fédéral, l’assurance de notre considération distinguée. 

 

 

 

 

 

Au nom du Conseil d’Etat : 

Anne-Claude Demierre, Présidente 

 

 

 

 

Sophie Perrier, Vice-chancelière d’Etat 

 

 

 

 

L’original de ce document est établi en version électronique 
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Per E-Mail an recht@bwo.admin.ch

Eidg. Departement für Wirtschaft, Bildung
und Forschung WBF
Bundesrat Guy Parmelin

Basel, 4. August 2020

Regierungsratsbeschluss vom 4. August 2020

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-
Schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19); (Covid-
19-Geschäftsmietegesetz): Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und hlerren

Mit Schreiben vom 1. Juli 2020 haben Sie uns das oben genannte Gesetzgebungsvorhaben zur
Stellungnahme bis 4. August 2020 zukommen lassen. Wir danken für diese Einladung und neh-
men gerne wie folgt Stellung:.

Der Gesetzesentwurf entspricht den beiden gleichlautenden Motionen «Geschäftsmieten in der
Gastronomie und bei anderen von der Schliessung betroffenen Betrieben. Die Mieter sollen nur
40 Prozent der Miete schulden», welche von beiden Räten angenommen worden sind.

Der Regierungsrat begrüsst, dass auf Bundesebene Entlastungen bei den Geschäftsmieten für
die Geschäftsbetreibenden während der zur Bekämpfung des Coronavirus verordneten Betriebs-
Schliessungen und -einschränkungen geplant sind. Der Kanton Basel-Stadt fördert in diesem Be-
reich bereits seit dem 13. Mai 2020 einvernehmliche Lösungen zwischen Mietvertragsparteien
von Geschäftsräumlichkeiten, indem er dafür Anreize in Form von finanziellen Beiträgen setzt.
Diese Lösung besticht aufgrund ihrer freiwilligen Basis und ausgewogenen Verteilung der Ausfäl-
Ie und wäre aus Sicht des Regierungsrates auch auf Bundesebene zu bevorzugen. Aufgrund der
Tatsache, dass infolge der für die Vertragsparteien vorteilhafteren kantonalen Lösung die vorge-
sehene Bundesregelung im Kanton Basel-Stadt - mit Ausnahme einer allfälligen Lückenschlies-
sung für die Zeitperiode vom 17. bis 31. März 2020 - voraussichtlich nur wenig zur Anwendung
gelangen wird, hat der Regierungsrat beschlossen, keine detaillierte Beurteilung zur Vorlage ab-
zugeben oder konkrete Änderungswünsche anzubringen.

Der Regierungsrat möchte jedoch auf folgende Punkte der Bundesvorlage hinweisen:

1. Kantonale Lösungen finden keine Anerkennung
Mit Bedauern muss der Regierungsrat zur Kenntnis nehmen, dass kantonale Engagements, die
auf einer Vereinbarung der Vertragsparteien basieren und zu einem Zeitpunkt greifen, in dem die
Unterstützung dringend notwendig ist, auf Bundesebene keine Anerkennung finden.
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2. Verfassungsrechtliche Grundlage für die Legiferierung des Bundes (Art. 100 BV)
Aus Sicht des Regierungsrates vermag Art. 100 BV als alleinige verfassungsrechtliche Abstüt-
zung für die vorliegende Legiferierung kaum zu genügen. So wird denn im erläuternden Bericht
auch richtigerweise aufgeführt, dass konjunkturpolitische Massnahmen normalerweise präventiv
wirken sollen und es hier um einen retrospektiven Eingriff geht.

3. Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen (Art. 7)
Entsprechend den Motionen sieht der Gesetzesentwurf einen Betrag von max. 20 Mio. Franken
vor, um Vermietende sowie Verpachtende, die infolge von Miet- bzw. Pachtzinsausfällen auf-
grund dieses Gesetzes in eine wirtschaftliche Notlage geraten, finanziell zu unterstützen. In den
Erläuterungen schlägt der Bundesrat jedoch vor, auf diese Entschädigungsmöglichkeit zu ver-
ziehten. Diese Meinung teilt der Regierungsrat nicht. Er spricht sich klar dafür aus, dass für die
Vermieterinnen und Vermieter sowie für die Verpächterinnen und Verpächter, welche aufgrund
eines einseitigen Eingriffs in das Miet- bzw. Pachtverhältnis Ertragseinbussen zu erleiden haben,
zumindest ein -wenn auch nur bescheidener und an eine aufwändige Einzelprüfung geknüpfter -
Ausgleich bereitgestellt werden soll. Diese Entschädigung wird bei der Prüfung der Verfassungs-
mässigkeit des Gesetzesentwurfs (Seite 18 des Erläuternden Berichts) denn auch als ein Argu-
ment aufgeführt, um die Verfassungsmässigkeit des Grundrechtseingriffs vorsichtig zu bejahen.
Darauf zu verzichten, erscheint deshalb als widersprüchlich.

4. Keine Definition der entschädigungsrelevanten Voraussetzungen
Schliesslich stellen sich auch legistische Fragen. So wird beispielsweise der Begriff «wirtschaftli-
ehe Notlage» in Art. 7 Abs. 2 nur relativ vage umschrieben und sogar vom Umfang der einge-
reichten Gesuche abhängig gemacht. Gemäss Erläuterndem Bericht wird die weitere Auslegung
und Konkretisierung dieser Anspruchsvoraussetzung dem BWO übertragen, was zusätzliche
Fragen zur Verfassungsmässigkeit der Vorlage aufwirft. Auch bezüglich weiterer Kriterien, wie
etwa die Bemessung des massgebenden Miet- oder Pachtzinses in Fällen von Art. 4 Abs. 2 (Ne-
benkostenberechnung und Wohnanteil) und Abs. 3 (Umsatzmiete) bleiben sowohl der Geset-
zesentwurf als auch der Erläuternde Bericht eher unspezifisch. Diesbezügliche Korrekturen und
Ergänzungen sind unbedingt notwendig.

5. Vollzug (Art. 10)
Gemäss Art. 10 Abs. 1 obliegt der Vollzug des Gesetzes dem Bundesrat. Der Regierungsrat geht
davon aus, dass dabei das zuständige Departement gemeint ist.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Fragen steht Ihnen Yvette Har-
der, Generalsekretärin Finanzdepartement, Tel. 061 267 95 61 oder yvette.harder@bs.ch gerne
zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

^-< Ac-L<y

Elisabeth Ackermann

Präsidentin

^ ^W^T^f
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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Per E-Mail an:

Recht@bwo.admin.ch

Liestal, 29. Juli2020

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und E¡n-

schränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 19. Juni 2020 haben Sie uns eingeladen, im Rahmen einer Vernehmlassung

zum Bundesgesetz über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des Bundesrates

zur Bewältigung der Covid-19-Epidemie (Covid-19-Gesetz) unsere Stellungnahme abzugeben.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft hält den gesetzlich erzwungenen Erlass von Ge-

schäftsmietenfür keine geeignete Massnahme und lehnt den vorliegenden Gesetzesentwurf ab'

Dies aus den folgenden Gründen:

. Die vorgesehene Lösung verletzt die in der Bundesverfassung enthaltene Eigentumsgaran-

tie sowie die Wirtschaftsfreiheit und ist als schwenuiegender und unverhältnismässiger Ein-

griff in die privatrechtliche Vertragsautonomie zu betrachten.

. Mit dem vorgeschlagenen Gesetzesentwurf werden die Probleme lediglich zeitlich verscho-

ben. So sind zum Beispiel unter den Vermietern auch diverse Pensionskassen zu finden,

beiwelchen die entgangenen Miterträge zu einer niedrigen Performance führen werden'

Damit werden die Probleme bei der beruflichen Vorsorge weiter verschärft.

. Sie führt zu wesentlicher Rechtsunsicherheit und Abgrenzungsproblemen, da auch Gewer-

bebetreibende einen Anspruch haben, welche ihren Betrieb nicht schliessen mussten, son-

dern reduziert weiterbetreiben konnten.

. Der Beschluss dieses Gesetzesentwurfs könnte zu einem gefährlichen Präjudiz für spätere

Krisen führen; zum Beispiel auch dann, wenn es sich um eine konjunkturelle Krise im tradi-

tionellen Sinn handelt.

. ln vielen Fällen haben sich Mieter und Vermieter bereits auf freiwilliger Basis auf eine Lö-

sung einigen können. Diese freiwilligen Vereinbarungen sollen nun durch eine staatliche

Vorgabe auf Bundesebene übersteuert werden.
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ln einigen Kantonen sind als Ergänzungen zu den arbeitsmarktrechtlichen Massnahmen

bereitJ staatliche Soforthilfen gewährt worden, welche insbesondere auch für die Bezah-

lung von geschuldeten Geschäftsmieten verwendet wurden. Diese kantonalen Lösungen

wüiden mit dem zur Diskussion gestellten Bundesgesetz ebenfalls übersteuert. Dabei be-

steht die Gefahr, dass die Zielgruppen der Soforthilfen in der Folge doppelt profitieren. Aus

Sicht des Kantons Basel-Landschaft besteht somit keine Notwendigkeit für das neue Bun-

desgesetz.

Teilweise erhalten Geschäftsmieter auch Versicherungsleistungen für Betriebsausfälle oder

Entschädigungen von Gemeinden. Aus der Vorlage geht nicht klar hervor, was in diesen

Fällen geschieht. Entsprechend wäre das Gesetz in diesem Punkt zu präzisieren.

Der vorliegende Gesetzentwurf führt zu einer Ungleichbehandlung von Gewerbebetreibenden.

Gewerbetieibende, die ihren Betrieb in der eigenen Liegenschaft führen, müssen ihre Einnah-

menausfälle durch die Covid-19-Krise selbst tragen und darüber hinaus auch alle ihre Raum-

kosten (Hypothekarzinsen, Betrieb, Unterhalt) weiterhin vollumfänglich selber zahlen. lm Ge-

gensatz dazu würden ausschliesslich eingemietete Gewerbetreibende vom vorliegenden Geset-

zesvorschlag profitieren.

Wir bedanken uns für lhre Kenntnisnahme und die Möglichkeit zur Stellungnahme

tìr

a

a

a

undlF

Dr. Anton Lauber

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Ein-schränkungen zur Bekämpfung des
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recht@bwo.admin.ch

Schaffhausen, 4. August 2020

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und

Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus; (Covid-19-Geschäftsmietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1. Juli 2020 haben Sie uns die Vorlage zum Covid-19-Geschäftsmietege-

setz zur Stellungnahme unterbreitet. Wir danken für die Gelegenheit, uns äussern zu können,

und nehmen wie folgt Stellung:

Wir unterstützen die Intention der Vorlage, die wirtschaftlichen Folgen der behördlich angeord-

neten Betriebsschliessungen zu mildern und damit die Existenz von Gewerbetreibenden zu

sichern. Dies kommt mittel- bis langfristig auch den Vermietern von Geschäftsräumlichkeiten

zugute, indem Geschäftsaufgaben und damit nachhaltige Mietausfälle vermieden werden sol-

len. Auch erscheint es unumgänglich, eine im Sinne des Vorschlages einfach umsetzbare Re-

gelung anzustreben.

Die vorgesehene Regelung überwälzt jedoch die Entlastung der Mieter vollumfänglich auf die

Vermieter und ist ein schwerwiegender Eingriff in deren Rechte mit erheblichen wirtschaftlichen

Auswirkungen. Einem derart gravierenden Eingriff kann der Regierungsrat des Kantons Schaff-

hausen nur zustimmen, soweit daraus resultierende Härtefälle angemessen und ausreichend

verbindlich aufgefangen werden.



Insgesamt sollen maximal 20 Mio. Franken zur Abfederung von Härtefällen bereitgestellt wer-

den. Die Voraussetzungen und Bemessungsgrundlagen für die Entschädigung von Härtefällen

werden in der Vernehmlassungsvorlage jedoch nur rudimentär umschrieben. Für den Fall, dass

die bereitgestellten maximal 20 Mio. Franken aufgrund der Anzahl - grundsätzlich berechtigter

- Gesuche nicht ausreichen, sollen überdies entweder die Anforderungen für das Vorliegen

eines Härtefalles erhöht oder die Höhe der einzelnen Entschädigungen begrenzt werden.

Eine solche Regelung lehnen wir entschieden ab. Sie führt nicht nur zu Rechtsunsicherheit und

möglicherweise nicht tragbaren wirtschaftlichen Nachteilen im Einzelfall, sondern ganz allge-

mein auch zu einer nicht akzeptablen Verzögerung der bei Härtefällen in aller Regel dringlichen

Auszahlung der Entschädigungen. Ob die bereitgestellten Mittel ausreichen, kann nach der

Logik des Vernehmlassungsentwurfes erst abgeschätzt werden, wenn alle Gesuche eingegan-

gen sind. Diese können bis sechs Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes eingereicht werden.

Die Entschädigungen können folglich erst dann festgelegt und ausbezahlt werden.

Es sind daher zwingend ausreichend bestimmte und verbindliche Voraussetzungen und Be-

messungskriterien für die Entschädigung in Härtefällen in die Vorlage aufzunehmen. Auch sind

die erforderlichen Vorkehren zu treffen, damit die Härtefallentschädigungen im Einzelfall zeit-

nah ermittelt und ausbezahlt werden können, und vom Bund sind ausreichend Mittel zur Ver-

fügung zu stellen.

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grüsse

Im Namen des Regierungsrates

Der Präsident:

Martin Kessle,

Der Staatsschreiber:

r. Stefefn Bilger
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Eidg. Departement für Wirtschaft,  

Bildung und Forschung 

3003 Bern 

Herisau, 22. Juli 2020 

Eidg. Vernehmlassung; Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-

schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-

Geschäftsmietegesetz); Stellungnahme des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 1 Juli 2020 wurden die Kantonsregierungen vom Eidgenössischen Departement für Wirt-

schaft, Bildung und Forschung (WBF) eingeladen, zur Vorlage eines Bundesgesetzes bis zum 4. August 2020 

Stellung zu nehmen. 

 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

 

Der Regierungsrat unterstützt das Covid-19-Geschäftsmietegesetz grundsätzlich, auch wenn der Vorschlag 

gewisse Nachteile mit sich bringt, wie die nachfolgenden Ausführungen zeigen. 

 

Der Gesetzesvorschlag sieht einen Teil-Mieterlass von 60% des Mietzinses vor. Dieser soll nach einem kom-

plizierten Modell bei monatlichen Mietzinsen bis Fr. 20'000.- gelten, verbunden mit einer opt-out-Klausel bei 

Monatsmieten ab Fr. 15’000.-. Dieser staatliche Zwang zum Teil-Mieterlass soll bei Covid-19-bedingten Be-

triebsschliessungen sowie bei bestimmten reduziert geführten Betrieben gelten. Dem konkreten Vorschlag 

haftet insofern etwas Willkürliches an, weil er eine Frankengrenze für den Teilerlass vorsieht, welche selbstre-

dend der Vielfalt der Mietverhältnisse in der Schweiz nicht gerecht werden kann. 

Zu berücksichtigen ist auch, dass die Vermieter/Innen – welche die Mieterlasse gewähren müssen – ihre eige-

nen Kosten (Hypothekarzinsen, Amortisationen, Liegenschaftsverwaltungen, Unterhalt und Reparaturen) 

grundsätzlich weiterhin ungeschmälert bezahlen müssen. Zudem soll die Regelung völlig unabhängig von den 

konkreten Mietvertragspflichten und von den finanziellen Verhältnissen der jeweiligen Parteien gelten. Profitie-

ren von dieser Regelung würden also Unternehmen mit einem Jahresmietzins von bis zu Fr. 240'000.– und 

damit nicht nur eingemietete Kleinunternehmen. 

Die Regelung bevorzugt eingemietete Gewerbetreibende gegenüber Gewerbetreibenden, die ihren Betrieb in 

der eigenen Liegenschaft führen. 
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Die Diskussionen im Parlament zeigen, dass es schwierig ist, eine auch nur annähernd den unterschiedlichen 

Verhältnissen gerecht werdende Pauschalreglung aufgrund von Covid-19-bedingten Betriebseinschränkungen 

zu finden. Rückwirkende Eingriffe in die Geschäftsmietverträge sind aus Sicht des Regierungsrates grundsätz-

lich nicht erwünscht. Die vertraglich vereinbarten Leistungspflichten sind im Geschäftsmietbereich äusserst 

vielfältig und umfassen neben rein mietrechtlichen Aspekten weitere Vertragsabreden und Leistungspflichten 

der Parteien. Die Frage stellt sich auch, ob die Regelung eine Rechtssicherheit schaffen kann. Einerseits gibt 

es für die Mietgerichte Anhaltspunkte, wie die Regelung im fraglichen Bereich zu handhaben ist, falls sich die 

Mietparteien nicht einig werden. Auf der anderen Seite ist nicht auszuschliessen, dass Gerichtsverfahren über 

weitergehende Forderungen oder über die Auslegung des rückwirkenden Vertragseingriffes im Einzelfall pro-

voziert werden. 

Der staatliche Zwang zum Mieterlass bedeutet einen Eingriff in die Wirtschaft, welche sich mit diversen Grund-

rechten und verfassungsrechtlichen Grundsätzen kaum vereinbaren lassen. Erwähnt seien in diesem Zusam-

menhang die Rechtsgleichheit, die Eigentumsgarantie, die Wirtschaftsfreiheit (insb. die Vertragsfreiheit) und 

schliesslich der Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (Art. 94 Bundesverfassung). 

Aus all diesen Gründen lehnt der Regierungsrat den vorliegenden Gesetzesentwurf ab. Auf eine gesamt-

schweizerische Regelung für sämtliche Mietverhältnisse ist gänzlich zu verzichten. 

 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

Im Namen des Regierungsrates 

  

Alfred Stricker, Landammann  
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Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und 
E inschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (COVID-19-Geschäftsmietegesetz) 
S tellungnahme K anton Appenzell I.R h. 

S ehr geehrte Damen und Herren 

Mit S chreiben vom 1. J uli 2020 haben S ie uns die Vernehmlassungsunterlagen zum Vorent-
wurf des Bundesgesetzes über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen 
und E inschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (COVID-19-Geschäftsmietegesetz) 
zukommen lassen. 

Die S tandeskommission hat die Unterlagen geprüft. S ie unterstützt die Vorlage im Grund-
satz. Der E ntwurf stellt - ebenso wie der Lockdown - einen massiven E ingriff in unser Wirt-
schaftssystem dar. Dazu kommt die Ungleichbehandlung von Grundstückeigentümerinnen 
und -eigentümern der betroffenen Objekte, die nicht von einem Mieterlass profitieren können, 
sondern weiterhin Grundstückskosten wie zum Beispiel Hypothekarzinsen zu zahlen haben. 
Im S inne einer einmaligen, kurzfristig umsetzbaren und pragmatischen Lösung, stimmen wir 
dem Vorschlag zu. 

Wir stellen folgende Anträge: 

Art. 2: Geltungsbereich 

« ..., sofern der Miet- oder der Pachtzins für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maxi-
mal Fr. 15000.-- beträgt: ...». 

Art. 3 Abs. 2: Ausnahmen vom Geltungsbereich 

[streichen] 

Begründung: 
Die Vorlage soll einen Mieterlass für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) ermöglichen, 
die aufgrund der behördlichen Anordnungen als Folge der  Corona-Pandemie ihr Geschäfts-
lokal schliessen mussten. Bei monatlichen Miet- und Pachtzinsen von über Fr. 15000.-- ist 
davon auszugehen, dass die Vertragsparteien auf Augenhöhe selbständig und ohne staatli-
chen E ingriff Mietzinsverhandlungen führen können. 
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Art 4 Abs. 1 und 2: Massgebender Miet- oder Pachtzins 

Die anteiligen Nebenkosten seien als Teil des massgebenden Miet- oder Pachtzinses festzu-
legen. 

Begründung: 
Nebenkosten sind vom Mietenden nur dann zu bezahlen, wenn dies ausdrücklich vertraglich 
vereinbart wurde (Art. 257a Abs. 2  OR ).  Ohne besondere Vereinbarung gelten die Neben-
kosten als im Nettomietzins inbegriffen. Besteht eine ausdrückliche R egelung, können die 
Nebenkosten als Pauschale oder Akontozahlung mit nachträglicher Abrechnung aufgrund 
der tatsächlichen Kosten vereinbart werden. Bei Wohn- und Geschäftsräumen muss die Ver-
mieterin oder der Vermieter der Mieterin oder dem Mieter auf Verlangen E insicht in die Be-
lege gewähren (Art. 257b Abs. 2  OR ).  Die Art. 4  if.  der Verordnung über die Miete und Pacht 
von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG, S R  221.213.11) regeln die Abrechnung der Ne-
benkosten detailliert. Die vorgeschlagene R egelung mit dem unbestimmten Begriff des « an-
gemessenen Abzugs» ist nicht nötig und kann zu zahlreichen S treitigkeiten in der Praxis füh-
ren. S tattdessen sollen die Nebenkosten Teil des massgebenden Miet- oder Pachtzinses 
sein, nach den geltenden R egeln berechnet und anschliessend anteilsmässig reduziert wer-
den. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur S tellungnahme und grüssen S ie freundlich. 

Im Auftrage von Landammann und S tandeskommission 
Der R atschreiber: 

Markus Dörig 

Zur Kenntnis an: 
- Volkswirtschaftsdepartement Appenzell I.R h., Marktgasse 2, 9050 Appenzell 
- S tänderat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 
- Nationalrat Thomas R echsteiner (thomas.rechsteinerOparl.ch) 
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9001  St.Gallen,  14.  Juli  2020 

Bundesgesetz über  den  Miet- und  den  Pachtzins während Betriebsschliessungen 

und Einschränkungen zur Bekämpfung  des  Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Ge-

schäftsmietegesetz); Stellungnahme 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Mit Schreiben vom  1.  Juli  2020  haben Sie unter anderem  die  Kantonsregierungen einge-

laden, sich anlässlich  des  laufenden Vernehmlassungsverfahrens zum COVID-19-Ge-

schäftsmietegesetz bis spätestens  4.  August  2020  zur Vorlage zu äussern. Mit Beschluss 

vom  4.  Juli  2020  hat  die  Regierung  des  Kantons  St.  Gallen das Volkswirtschaftsdeparte-

ment eingeladen, eine entsprechende Stellungnahme zu erarbeiten und Ihnen fristgerecht 

zuzustellen.  In  diesem  Sinn  äussern wir uns gerne wie folgt. 

Die  St.Galler Regierung nimmt  den  Entscheid  von National-  und Ständerat zu  den in den 

Vernehmlassungsunterlagen erwähnten Motionen  der  WAK beider Räte zur Kenntnis. Sie 

ist allerdings nach wie vor  der  Auffassung, dass das Gesetz einen eher problematischen 

Eingriff  in die  Eigentumsrechte und  die  Vertragsfreiheit bedeutet.  Es  lag und liegt sicher  in 

den  allermeisten Fällen im Interesse beider Parteien, einvernehmlich eine Lösung zu fin-

den, um  die  weitere Zusammenarbeit zu ermöglichen. 

Abgesehen davon greift  der  Gesetzesentwurf das Anliegen  des  Parlaments aber im Kern 

auf und sorgt für Klarheit und Rechtssicherheit für  die  Vertragsparteien. 

Fragezeichen sind bei  der  Entschädigung  des  Bundes  an die  Vermieter zu setzen:  Die 

Rahmenbedingungen zur Auszahlung  der  Entschädigung sind derart einschneidend, dass 

kaum ein Vermieter  in den  Genuss dieser Entschädigungen kommen wird.  In der  heutigen 

Zinssituation gibt  es  wohl kaum einen Vermieter,  der  eine reine Kostenmiete geltend ma-

chen kann oder wegen einer zweimonatigen Mietzinsreduktion  in  wirtschaftliche Existenz-

nöte gerät. Diesbezüglich erachten wir  Art. 7  als «Papiertiger». 



Freundliche Grüsse 

Beat Tinner 

Regierungsrat 

Wir bedanken uns für  die  Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

Zustellung auch  per  E-Mail (pdf- und Word-Version)  an: 

Recht@bwo.admin.ch 

Kopie  an: 

Staatskanzlei 

Volkswirtschaftsdepartement, Amt für Wirtschaft und Arbeit 



 

 

Die Regierung  
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La Regenza 
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Il Governo 
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Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessun-

gen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) 

(COVID-19-Geschäftsmietegesetz) – Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

 

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 1. Juli 2020 in erwähnter Sache und bedan-

ken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

Mit dem COVID-19-Geschäftsmietegesetz greift der Bund unmittelbar in ein privat-

rechtliches Vertragsverhältnis ein. Es handelt sich um einen schweren Eingriff in den 

Mietmarkt und in rechtsgültige Mietverträge. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb 

das System der staatlichen Unterstützungen zur Abfederung wirtschaftlicher Schä-

den aufgrund behördlicher Anordnungen und Beschränkungen einzig im Mietbereich 

verlassen wird und nun private Rechtssubjekte verpflichtet werden, andere private 

Rechtssubjekte bezüglich wirtschaftlicher Schäden aufgrund behördlichen Beschrän-

kungen zu unterstützen. Der vorliegende Gesetzesentwurf ist daher grundsätzlich kri-

tisch zu hinterfragen.  
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Vielerorts haben sich Mieterinnen bzw. Mieter und Vermieterinnen bzw. Vermieter 

ohne staatlichen Eingriff einvernehmlich auf Mietzinsreduktionen geeinigt. Dadurch 

werden die wirtschaftlichen Folgen von Betriebschliessungen bzw. -einschränkungen 

durch die Marktteilnehmer gemeinsam getragen. Sowohl Mieterinnen bzw. Mieter als 

auch Vermieterinnen bzw. Vermieter haben angesichts der rezessiven Wirtschafts-

lage ein ureigenes Interesse daran, das bestehende Mietverhältnis aufrechtzuerhal-

ten und gemeinsam Lösungen zur Bewältigung der Krisensituation zu finden. Der 

vorliegende Entwurf ist eine weitgreifende staatliche Intervention in den Mietmarkt. Er 

ist aus liberaler Optik ein wenig hoffnungsvolles Zeichen bezüglich des vorherrschen-

den Vertrauens in die Marktkräfte.  

 

Hinzu kommt, dass die Unterstützung für Mieterinnen und Mieter bzw. der Mieterlass 

in den meisten Fällen erst zu einem Zeitpunkt in Kraft tritt und verpflichtend würde, in 

welchem der «Lockdown» bereits Monate zurückliegt und in welchem keine unmittel-

bare Hilfe mehr nötig sein wird. Ausserdem ist nicht nachvollziehbar, weshalb die 

Vorlage für gewisse Branchen, die stark und langanhaltend betroffen sind (z. B. Rei-

sebranche), nicht greift.  

 

Angesichts der ausserordentlichen wirtschaftlichen Folgen durch COVID-19 haben 

Bund und Kantone eine Reihe von Unterstützungsmassnahmen beschlossen, um 

Wertschöpfung und Arbeitsplätze zu erhalten. Das vorliegende Vorhaben ist im Kon-

text dieser Massnahmen als weiteres Instrument des Bundes zur Abfederung der 

wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Krise und zum Erhalt der wirtschaftlichen Sub-

stanz der Schweizer Volkswirtschaft zu beurteilen, auch wenn die bisherige Systema-

tik damit verlassen wird. Es handelt sich bei der Bundesvorlage entsprechend um 

eine einmalige ausserordentliche Massnahme für eine ausserordentliche Situation. 

Zu erwähnen ist, dass diese Unterstützungsmassnahme nicht seitens des Bundes-

rats erlassen wird, sondern auf dem vorgesehenen Weg nach intensivsten Verhand-

lungen in den eidgenössischen Räten als Kompromisslösung entstanden ist. Sie be-

trifft rund 80 000 Mietverhältnisse in der Schweiz und versucht, die wirtschaftlichen 

Konsequenzen der Covid-19-Massnahmen möglichst fair auf Mieterinnen bzw. Mieter 

als auch Vermieterinnen bzw. Vermieter aufzuteilen und dabei definitive Betriebs-

schliessungen bzw. Konkurse möglichst zu vermeiden. Die Vorgaben mit einem  



  3 

 

60-prozentigen Mieterlass für die beschränkte Zeit der behördlich verordneten Be-

triebsschliessungen erscheint verhältnismässig. Der Fokus auf kleine und mittlere 

Unternehmen (Begrenzung des Miet-/Pachtzinses auf max. 20 000 Franken) scheint 

ebenfalls richtig. 

 

Angesichts dessen, dass die Vorlage einen Kompromiss der Räte abbildet, kann ihr 

trotz der grossen Bedenken zugestimmt werden.   

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

 Freundliche Grüsse 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident:  Der Kanzleidirektor: 

  

       Dr. Chr. Rathgeb Daniel Spadin 
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21. Juli 2020 

Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschrän-

kungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz); Ver-

nehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 1. Juli 2020 wurden die Kantonsregierungen eingeladen, sich zum Bundesgesetz 

über den Miet- und Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämp-

fung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) vernehmen zu lassen. Wir dan-

ken Ihnen dafür und nehmen die Gelegenheit gerne wahr. 

Der Gesetzesentwurf basiert auf einer in den eidgenössischen Räten jeweils mit knappen Mehrhei-

ten angenommenen Motion. Es geht um eine für die beiden Vertragsparteien in einem Miet- bezie-

hungsweise Pachtverhältnis möglichst tragbare Lösung für die Dauer des umfassenden Lockdowns 

von zwei Monaten, limitiert auf Vertragsverhältnisse, bei denen die Mieter- respektive Pächterschaft 

keine Erträgnisse generieren konnte, und bei denen der Miet- respektive Pachtpreise eine bestimmte 

Höhe pro Monat (Fr. 20'000.–) nicht überschreitet, begrenzt auf jene Fälle, da sich die Vertragspar-

teien nicht bereits anderweitig geeinigt haben.  

Mit dem Gesetzesentwurf wird versucht, einen Mittelweg zwischen einem deutlichen Eingriff in die 

Vertragsautonomie und letztlich die Eigentumsgarantie einerseits und einer Hilfestellung für in ihrer 

Existenz bedrohte Geschäftsbetriebe zu finden. Dadurch, dass die Mieterinnen und Mieter sowie 

Pächterinnen und Pächter von geschlossen Einrichtungen grundsätzlich nur 40 % des massgeben-

den Miet- oder Pachtzinses schulden, erfolgt eine ungleiche Verteilung des möglicherweise eingetre-

tenen Schadens zulasten der Eigentümer- respektive Verpächterschaft. Daran kann aber aufgrund 

des Motionstexts nichts geändert werden. 

Die Beurteilung, ob staatliche Massnahmen ergriffen werden sollen und wenn ja, wie diese aussehen 

sollen, bleibt indes kontrovers. Mit der vom Parlament geforderten Lösung werden keine kantonalen 

Kompetenzen im engeren Sinne tangiert – anders als es bei einem Anreizsystem mit kantonaler 

Beteiligung hätte der Fall sein können. Aufgrund der Dringlichkeit und der nur beschränkt zur Verfü-

gung stehenden Zeit verzichtet der Regierungsrat auf eine einlässliche Auseinandersetzung mit dem 

Gesetzesentwurf. Hinsichtlich des beantragten Art. 7 übernimmt der Regierungsrat die Haltung des 

Bundesrats; auf die Massnahme einer Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen ist zu verzichten.   
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Dr. Markus Dieth 

Landammann 

Vincenza Trivigno 

Staatsschreiberin 

Kopie 

• recht@bwo.admin.ch 



Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 

Thurgau\ 
Staatskanzlei, Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 

Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Herr Guy Parmelin 
Bundesrat 
3003 Bern 

Frauenfeld, 3. August 2020 

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen 

und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) 

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Bundesgesetz über den 

Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Be-

kämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz). 

Wir lehnen das vorgeschlagene Bundesgesetz ab. Dies aus folgenden Gründen: 

Geschäftsmieten stellen für Gewerbetreibende einen grossen Fixkostenblock dar, ähn-

lich den Lohnkosten. Es ist nachvollziehbar, dass nun auch bezüglich dieser Kosten 

hoheitliche Massnahmen zur Minderung der Auswirkungen der Corona-Krise ergriffen 
werden sollen, ähnlich wie es bei den Lohnkosten mit den verschiedenen Massnah-

menpaketen geschah. Dies soll aber ausgewogen und zielgerichtet geschehen, was 

unseres Erachtens insbesondere durch die geplante Umlagerung der Folgen der 
Corona-Krise von einer Gruppe privater Betroffener auf eine andere Gruppe privater 
Betroffener nicht der Fall ist. 

Wir erachten es als problematisch, dass wirtschaftliche Einbussen, die bei Mieterinnen 

und Mietern oder Pächterinnen und Pächtern durch staatlich angeordnete Massnahmen 

im Bevölkerungsschutz (Massnahmen zur Eindämmung der Corona-Infektion) entstan-
den sind, auf die Vermieterinnen und Vermieter oder Verpächterinnen und Verpächter 

übertragen werden. Diese haben demgegenüber gleichbleibende Leistungsverpflich-

tungen wie Hypothekarzinsen, Gebühren, Abgaben, Amortisationen und Ähnliches. 

Dies kann bei dieser Gruppe, die sich in der Regel aus Eigentümern zusammensetzt, 

zu weiteren Problemen führen. Zwar sieht die Vorlage eine Entschädigung bei wirt- 

Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 

T+41 58 345 53 10, F +41 58 345 53 54 

www.tg.ch  



Der Staatsschrei 

Thurgau 
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schaftlicher Notlage vor, aber der Bundesrat selbst schlägt vor, darauf zu verzichten. 

Aufgrund der Obergrenze von 20 Mio. Franken wird zudem nicht wirklich ein Ausgleich 

geschaffen. So ist trotz dieser Kompensation der geplante Eingriff in die Eigentums-

und in die Wirtschaftsfreiheit der Vermieterinnen und Vermieter oder der Verpächterin-

nen und Verpächter nicht verhältnismässig. Solch schwerwiegende Eingriffe in privat-

rechtliche Rechtsverhältnisse sind unseres Erachtens auch in Krisenzeiten zu unterlas-

sen. 

Weiter halten wir es für problematisch, dass rückwirkend in die Verhältnisse zwischen 

den beiden Geschäftsparteien eingegriffen wird. Das bestraft potenziell all jene, die auf 

privatrechtlicher Basis bereits eine partnerschaftliche Lösung gefunden haben. Ob-

schon solche individuellen Lösungen der vorgeschlagenen Regelung vorgehen, dürfte 

dieses Gesetz die Bereitschaft schmälern, in Zukunft wieder gemeinsame Lösungen zu 

finden. 

Schliesslich beinhaltet die Vorlage eine Ungleichbehandlung zwischen eingemieteten 

Betrieben und solchen, die ihren Betrieb in den eigenen Lokalitäten bewirtschaften. 

Letztere tragen die Kosten für ihre Geschäftsräume weiterhin vollumfänglich, können 

aber keine Entlastung in Form einer Mietzinsreduktion geltend machen. 

Mit freundlichen Grüssen 

Der Präsident des Regierungsrates 
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Procedura  di  consultazione — Legge sulle pigioni commerciali COVID-19 

Gentili Signore, egregi Signori, 

vi ringraziamo  per  l'invito  a  prendere posizione  in  merito alla consultazione  in  oggetto.  

A tale  proposito vi informiamo che  non  abbiamo particolari osservazioni  da  formularvi 
sul progetto, tranne che  in  relazione all'articolo  3  cpv  2 dove  si stabilisce che "una sola 
parte contraente  pue,  rinunciare all'applicazione della regolamentazione sulle pigioni 
e sui fitti previsti dalla presente legge". 

Proponiamo quindi  la  seguente formulazione:  
"In  caso  di  pigioni o fitti mensili compresi tra  15'000  e  20'000  franchi mensili,  la  rinuncia 
all'applicazione della regolamentazione sulle pigioni e sui fitti prevista dalla presente 
legge deve essere esplicitata  da  entrambe  le  parti contraenti". 

Infatti, limitare  la  richiesta  di  rinuncia  ad  una sola  parte  equivarrebbe  a  limitare  la  
portata  della  legge  ai  contratti  di  locazione  con  affitti netti inferiori  a  fr.  15'000.-  mensili, 

cosa che  non era  nell'intento degli atti parlamentari all'origine  del  progetto  di  legge. 

Ringraziandovi  per la  preziosa opportunità accordata  di  esprimerci  in  materia, vogliate 
gradire, gentili Signore ed egregi Signori, l'espressione della nostra stima.  

PER IL  CONSIGLIO  Dl  STATO 

Il Presidente: Il Cancelliere:  

Norma obbi 

1.0212 

Ati 



Copia  a:  
- Divisione dell'economia (dfe-de@ti.ch); 
- Deputazione ticinese alle camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch); 
- Pubblicazione  in  internet. 
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 Lausanne, le 4 août 2020 

 
 
 
Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements 
et les restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19) (Loi COVID-19 
sur les loyers commerciaux)  
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
 
Nous accusons réception de votre courrier de consultation du 1

er
 juillet 2020 et vous 

remercions de nous avoir soumis le projet mentionné en exergue pour avis. 
 
Nous soutenons globalement le projet de loi fédérale qui donne un cadre clair au 
traitement des baux à loyer commerciaux durant la période de fermeture imposée par 
des mesures ordonnées par les autorités pour lutter contre le coronavirus. Nous 
saluons la mise à disposition du montant de 20 millions aux bailleurs qui se trouvent en 
situation de détresse économique, ainsi que la disposition pénale permettant de 
dissuader les éventuels fraudeurs.  
 
Le dispositif proposé par la Confédération complète celui qui a été instauré, sur une 
base volontaire, par le Canton de Vaud dans l’Arrêté vaudois du Conseil d’Etat du 17 
avril 2020 (ci-après l’Arrêté du 17 avril 2020, figurant en annexe). A ce sujet, nous 
demandons expressément que le projet de loi fédérale règle de manière claire les 
aspects de coordination que peut poser l’application cumulative du dispositif fédéral et 
des dispositifs cantonaux, aux articles 3 et 4 du projet de loi fédérale s’il y a lieu, en 
particulier la question de la prise en compte des aides cantonales dans le cadre du 
loyer déterminant. 
 
Nous saisissons d’ailleurs l’occasion de la présente réponse pour vous exposer les 
éléments qui pourraient se heurter aux dispositions et à l’application de l’Arrêté du 17 
avril 2020.  
 
Article 1 
 
Contrairement à l’Arrêté du 17 avril 2020, la notion de « qui ont dû fermer » ne laisse 
pas de place aux établissements  « qui ont dû partiellement fermer ». Seule la lettre b 
reprend la notion de « qui ont dû restreindre leur activité » qui ne vise alors que les 
établissements de santé. Cette notion pose la question de la considération ou non 
d’une convention en vertu de l’Arrêté cantonal faite pour un établissement 
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partiellement fermé qui, selon l’interprétation, active ou pas la clause d’exclusion 
prévue à l’article 3 alinéa 1 lettre a. Ce point devrait être clarifié dans le projet de loi.  
 
 
 
Article 2  
 
Il y a quelques variations sur les désignations de genres de commerces concernés 
entre le projet de loi en consultation et l’article 6 alinéa 2 de l’Ordonnance fédérale 2 
COVID-19 du 17 mars 2020 sur laquelle le canton s’est basé pour accorder son aide. 
Cette énumération n’étant pas exhaustive, elle ne modifie pas le cercle des 
établissements concernés. Il serait toutefois souhaitable de définir clairement les 
installations et établissements publics qui sont exclus du champ d’application de la loi 
afin d’assurer la sécurité du droit et d’éviter des inégalités de traitement.  
 
Le projet de loi fédérale devrait mentionner les établissements de formation, fermés 
quant à eux au titre de l’article 5 de la même ordonnance fédérale. Cet oubli induit une 
distorsion importante qui doit être corrigée pour traiter sur un pied d’égalité les 
établissements ayant été contraints à la fermeture. Une lettre g. devrait ainsi être 
introduite à l’article 2 avec la mention : les établissements de formation. Le rapport 
explicatif doit de même être compété dans ce sens. Ce point est très important car 
nombre d’établissements privés de formation (petites écoles privées, auto-écoles, 
écoles de langue, écoles d’art, écoles de cirque, etc.) ont dû fermer et sollicitent des 
soutiens à ce titre.  
 
Article 3 
 
Nous nous permettons de relever un problème d’ordre légistique, s’agissant des délais 
prévus aux articles 3 al. 2 (« 60 jours suivant l’entrée en vigueur de la loi » pour la 
déclaration de renonciation) et 7 al. 3 du projet (« 6 mois suivant l’entrée en vigueur » 
pour la demande d’indemnité en cas de détresse économique). L’article 11, alinéa 2 du 
projet prévoit en effet une entrée en vigueur rétroactive au 17 mars 2020. Les points 
de départ des deux délais précités devraient dès lors être adaptés. 
 
Pour le surplus, nous nous référons à la demande exposée en préambule concernant 
la coordination du dispositif fédéral et des dispositifs cantonaux. 
 
Article 4 
 
Là également, nous nous permettons de nous référer à la demande exposée en 
préambule concernant la coordination du dispositif fédéral et des dispositifs cantonaux. 
 
Article 11 alinéa 2 
 
Une explication nous parait devoir être donnée quant au fait que la loi déploierait ses 
effets jusqu’au 31 décembre 2022. 
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****************** 

 
 
 
 
 
 
Pour le surplus, le projet n’appelle pas d’autres remarques particulières de notre part. 
N’imposant en l’état pas d’adaptation ou de modification du régime d’aide aux 
locataires et aux bailleurs mis en place par le Canton, le Conseil d’Etat peut entrer en 
matière sur ce projet.  
 
Nous vous remercions de l’attention que vous porterez à la présente et vous prions 
d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, l’expression de notre considération 
distinguée. 
 
 

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE 

 

LE CHANCELIER 

 

Nuria Gorrite Vincent Grandjean 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Annexe mentionnée 
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Entrée en vigueur dès le 24.04.2020 (Future)

Document généré le : 20.04.2020

ARRÊTÉ 221.30.170420.1 
sur l'aide aux locataires et aux bailleurs dans le cadre de la 

lutte contre le coronavirus (COVID-19) 
du 17 avril 2020 

LE CONSEIL D'ÉTAT DU CANTON DE VAUD

vu l'ordonnance 2 du Conseil fédéral sur les mesures destinées à lutter contre le coronavirus 
(COVID-19) (Ordonnance 2 COVID-19)

vu l'article 125 de la Constitution du Canton de Vaud

vu l'article 26a de la loi sur l'organisation du Conseil d'Etat

vu la loi sur la protection de la population

vu le préavis du Département de l'économie, de l'innovation et du sport

vu le préavis du Département des institutions et du territoire,

arrête

Art. 1 But

1 Le présent arrêté vise à apporter une aide financière aux locataires et bailleurs commerciaux afin 
d'atténuer les conséquences des mesures prises pour lutter contre l'épidémie de coronavirus (COVID-
19).

Art. 2 Champ d'application

1 Le présent arrêté s'applique aux baux commerciaux dont les locataires sont des établissements 
publics qui ont dû cesser totalement ou partiellement leurs activités avant le 16 avril 2020 en vertu de 
l'article 6, alinéa 2 de l'ordonnance 2 COVID-19.

2 Il s'applique aux baux dont le loyer fixe mensuel, sans les charges, n'excède pas CHF 3'500.-, 
respectivement CHF 5'000.- pour les titulaires d'une licence de café-restaurant au sens de la loi du 26 
mars 2002 sur les auberges et débits de boissons.

3 Il ne s'applique pas aux baux conclus par les collectivités publiques.

4 Il ne s'applique pas aux baux d'habitation.
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Art. 3 Montant de l'aide

1 Lorsque le bailleur renonce à percevoir la moitié du loyer dû par le locataire, ce dernier et l'Etat 
prennent chacun à leur charge la moitié du montant restant. Aucune aide n'est octroyée si l'effort du 
bailleur est inférieur ou supérieur à 50%.

2 L'aide de l'Etat est limitée à CHF 2'500.- par bail.

3 Si les parties ont convenu de la libération d'une partie de la garantie dans le but de payer les loyers en 
cours, le montant libéré, jusqu'à concurrence d'un tiers du total de la garantie, est déduit du loyer global 
sur lequel le calcul prévu à l'alinéa 1er est effectué.

Art. 4 Conditions

1 L'aide est subordonnée à la conclusion préalable par les parties d'une convention portant 
nécessairement sur les deux mois de loyer visés par le présent arrêté, sur le modèle figurant en annexe, 
et contenant les éléments suivants :

a. accord sur le principe du paiement du loyer;

b. accord sur la réduction du loyer;

c. le cas échéant, accord sur la libération d'une partie de la garantie de loyer consignée dans le but de 
payer le loyer en cours.

2 L'aide ne peut être octroyée que

a. si le locataire a régulièrement payés les charges sociales à sa charge et celles qu'il doit verser pour 
le compte de ses employés;

b. si le locataire est à jour s'agissant de sa situation fiscale, notamment s'agissant du respect des 
délais de dépôt de ses déclarations fiscales, du paiement de ses impôts et des retenues de l'impôt à 
la source de ses employés.

3 Le montant de l'aide octroyée par l'Etat au sens de l'article 3 fera partie intégrante de la comptabilité 
commerciale de l'entité bénéficiaire.

Art. 5 Autorité compétente et procédure

1 Le département en charge de l'économie est compétent pour octroyer l'aide.

2 La demande d'aide est adressée par le locataire par voie électronique. Elle est accompagnée :

a. du contrat de bail,

b. de la convention mentionnée à l'article 4,

c. d'un engagement du locataire attestant du respect des conditions figurant à l'article 4, alinéa 2.

3 Pour chaque bail, une seule demande peut être déposée.

4 L'aide est versée directement au bailleur.
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Art. 6 Financement

1 Le montant de l'aide est prélevé sur le fonds cantonal de lutte contre le chômage.

2 Le montant total des aides de l'Etat ne peut excéder CHF 20 millions.

Art. 7 Suivi et contrôle

1 Les dispositions de la loi du 22 février 2005 sur les subventions relatives à leur suivi, leur contrôle et 
leur révocation, ainsi qu'à la prescription et aux dispositions pénales, sont applicables à l'aide octroyée.

2 En cas de restitution, le locataire est considéré comme le bénéficiaire de la subvention.

Art. 8 Entrée en vigueur

1 Le présent arrêté entre en vigueur le 24 avril 2020.

2 Il s'applique aux loyers dus pour les mois de mai et juin 2020.
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Bern, 7. August 2020 

 

 

Vernehmlassung: Covid-19-Geschäftsmietengesetz 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 
Sie haben uns eingeladen, zur obengenannten Vernehmlassung Stellung zu nehmen. Für diese 
Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 

Allgemeine Bemerkungen 

Die vom Bundesrat angeordneten Massnahmen zur Eindämmung der Covid-19 Pandemie, darunter die 
vorübergehende Schliessung zahlreicher Einrichtungen und Betriebe, waren notwendig und richtig. Die 
Auswirkungen dieser Massnahmen führten allerdings bei unzähligen Wirtschaftsteilnehmern zu 
existenzbedrohenden Notlagen. Aus diesem Grund sah sich das Parlament gezwungen, denjenigen 
Branchen, die unter der Schliessung am meisten litten, bei den Miet- und Pachtzinsen 
entgegenzukommen.  
 

Klarheit als oberste Devise 

Durch diese Gesetzesvorlage soll unter anderem eine Welle von mietrechtlichen 
Auseinandersetzungen verhindert werden.  Damit dies mit der Vorlage erreicht werden kann, müssen 
aus Sicht der CVP folgende wesentliche Konkretisierungen und Präzisierungen vorgenommen werden: 
 
Für die CVP geht aus der Vorlage zu wenig klar hervor, wie der geschuldete Miet- oder Pachtzins 
rechtlich einzuordnen ist bzw. ob es sich um ein Recht des Mieters oder um eine Pflicht des Vermieters 
handelt. Die Frage interessiert besonders in denjenigen Konstellationen, bei welchen ein Mieter den 
Mietzins während der Schliessung beanstandungslos bezahlt hat. Weil das Gesetz aber rückwirkend 
zur Anwendung gelangen soll, könnten Vermieter für den zu viel bezahlten Teil plötzlich in der Schuld 
stehen, betrieben werden und schlimmstenfalls Verzugszinsen entrichten müssen. Dieser 
Gesichtspunkt, gerade wegen der Rückwirkung, muss klar präzisiert werden.  
 
Anknüpfungspunkt für die Anwendung des Covid-19-Geschäftsmietengesetzes ist die Schliessung oder 
die Betriebseinschränkung. Für die CVP stellt sich allerdings die Frage, ob hierbei nur die vom 
Bundesrat angeordnete Schliessung oder Betriebsbeschränkung gemeint ist oder ob das Gesetz auch 
dann noch zur Anwendung kommt, wenn Betriebe trotz Lockerungen nicht öffnen konnten, weil die 
engen Platzverhältnisse die Umsetzung eines Schutzkonzeptes nicht zuliessen (sog. «faktische 
Schliessung»). Auch diese Frage ist in der Vorlage abschliessend zu klären. 
 
Im erläuternden Bericht wird darauf hingewiesen, dass die Gesetzesvorlage auch bei der Untermiete, 
resp. bei der Unterpacht zur Anwendung kommen soll. Ungeklärt bleibt allerdings die Frage, wer den 
Mietzinsausfall im Verhältnis zwischen Untervermieter, resp. Unterverpächter und Eigentümer trägt. Der 
Untervermieter erhält lediglich 40% des Mietzinses, ist seinerseits aber zur Bezahlung von 100% 
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verpflichtet, da er seinen «Betrieb» nicht schliessen musste. Aus Sicht der CVP muss dieser zentrale 
Aspekt dringend adressiert und geregelt werden.  
Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob der in Art. 4 Abs. 2 Covid-19-Geschäftsmietengesetz erwähnte 
«angemessene Abzug» nicht zusätzlich konkretisiert werden müsste. Durch die offene Formulierung 
läuft man Gefahr, dass dieser Aspekt ein Einfallstor für Streitigkeiten darstellt. Die CVP wünscht, dass 
der Bundesrat sich dieser Frage noch einmal annimmt und den Abzug präzisiert, z.B. durch verbindlich 
zu berücksichtigende Anhaltspunkte bei der Bemessung oder durch einen Maximalabzug. 
Darüber hinaus geht aus der Vorlage nicht hervor, ob Mieter und Pächter die Nebenkosten dennoch 
schulden oder ob diese für die Zeit der Schliessung entfallen. Gleichzeitig muss präzisiert werden, dass 
der für den Wohnnutzen ermöglichte Abzug nicht unter das Covid-19-Geschäftsmietengesetz fällt und 
damit ordnungsgemäss geschuldet ist. 
 
Ein Mieter oder Pächter soll im gleichen Umfang vom Gesetz profitieren, wenn das Objekt neben einem 
Ladenlokal weiteren Zwecken dient. Aus Sicht der CVP geht diese undifferenzierte und pauschale 
Anwendung zu weit. Beispielsweise konnten Auto- und Velogaragen trotz Schliessung des Ladenlokals 
ihrer eigentlichen Haupttätigkeit, der Reparatur, nachgehen. Dasselbe gilt für Handwerksbetriebe, die 
einen Ausstellungs- oder Beratungsraum betreiben, welcher geschlossen werden musste. Damit 
Wettbewerbsverzerrungen und Subventionen zulasten der Vermieter verhindert werden können, muss 
bei diesem Aspekt nachgebessert werden.  
 
Die Vorlage lässt offen, ob das Gesetz nur bei bundesrätlich verordneten Schliessungen zur 
Anwendung kommt oder ob dasselbe auch bei kantonalen Beschlüssen gilt. Zwar bezieht sich der 
erläuternde Bericht auf die Covid-19 Verordnung 2 vom 19. und 21. März 2020, angesichts der 
steigenden Fallzahlen und den unterschiedlichen kantonalen Regelungen ist die CVP jedoch klar der 
Meinung, dass diese wichtige Frage im Gesetz selber geregelt werden muss.  
 

Fazit 

Ziel dieser Gesetzesvorlage ist es, das Konfliktpotential zwischen Mietern und Vermietern möglichst tief 
zu halten und damit unzählige Rechtsstreitigkeiten zu verhindern. Allerdings braucht es substanzielle 
Verbesserungen an dieser Vorlage, wie oben erwähnt. 
 
Die Motionen, die zu dieser Vorlage führten, wurden vom Parlament im Angesicht einer noch nie 
dagewesenen Krise beschlossen. Ziel der Politik, der Gesellschaft und der Wirtschaft muss es nun sein, 
aus dieser Notlage zu lernen und die richtigen Schlüsse zu ziehen. Dazu gehört, dass Vertragsparteien 
im Wirtschaftsleben im Rahmen ihrer Vertrags- und Wirtschaftsfreiheit grundsätzlich selbstständig 
Regelungen über ihre Leistungsvereinbarungen in solchen Fällen ausarbeiten. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen. 
 

 

CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ 

 

Sig. Gerhard Pfister Sig. Gianna Luzio 
Präsident der CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Bern, 4. August 2020 

 

 

 

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschlies-

sungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

 

Hiermit nehmen wir gerne Stellung zum Vorentwurf des Bundesgesetzes über den Miet- und den Pachtzins 

während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus.  

 

In der Debatte um einen Mietzinserlass bei Geschäftsmieten war für die EVP von Anfang an klar, dass es 

eine solidarische Lösung zwischen Vermietenden und Mietenden geben muss und dass eine verhältnis-

mässige Opfersymmetrie zwischen den Parteien notwendig ist. In ausserordentlichen Zeiten der Notlage 

müssen aussergewöhnliche Lösungen gesucht werden und es darf nicht sein, dass Mietende die Kosten 

der Betriebsschliessung einseitig tragen müssen, während die Vermietenden keine Umsatzeinbrüche erlei-

den sollen. Zwar wurde bei vielen Mietverhältnissen eine einvernehmliche Lösung gefunden, doch gerade 

die negativen Beispiele, bei denen Vermietende auf den Mietzins pochten, zeigten auf, dass es eine 

schweizweite gesetzliche Lösung braucht.  

 

Der Bundesrat weigerte sich im April, in die privatrechtlichen Beziehungen zwischen Mieter und Vermiete-

rinnen einzugreifen. Er rief zwar dazu auf, im Dialog konstruktive, zugeschnittene Lösungen zu finden. Da in 

vielen Fällen keine zufriedenstellenden Lösungen erreicht wurden, nahmen der Nationalrat am 4. Juni und 

der Ständerat am 8. Juni eine Motion an, die eine Lösung für Geschäftsmieten in der Gastronomie und bei 

anderen von der Schliessung betroffenen Betrieben vorsieht. Das erarbeitete Covid-19-Geschäftsmietege-

setz regelt die Festlegung des Miet- oder Pachtzinses für öffentlich zugängliche Einrichtungen, welche ge-

stützt auf die COVID-19-Verordnung für das Publikum geschlossen sein mussten und für Gesundheitsein-

richtungen, welchen den Betrieb aufgrund derselben Verordnung einschränken mussten.  

 

Durch dieses Geschäftsmietegesetz werden von den rund 80'000 Miet- und Pachtverhältnissen ca. 94 Pro-

zent geregelt, weil deren Miet- oder Pachtzins 15'000 Franken pro Monat nicht übersteigt. Wir finden die 

Obergrenze von CHF 15'000 berechtigt, da dieses Gesetz die allermeisten kleinen und mittleren Unterneh-

men schützt.  

 

Das Gesetz besagt, dass für die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung (zwei Monate) die betroffe-

nen Betriebe nur 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses (ohne Nebenkosten) schulden. Die 

Vermieterinnen und Verpächter erleiden eine Einbusse von 60 Prozent des Miet- oder Pachtzinses. Die EVP 

Herr Bundesrat Guy Parmelin 

Eidgenössisches Departement für Wirt-

schaft, Bildung und Forschung WBF 

Per Email an: 

Recht@bwo.admin.ch 

 

 



 

Evangelische Volkspartei der Schweiz 

Nägeligasse 9 | Postfach | 3001 Bern | 031 351 71 71 | info@evppev.ch | evppev.ch 

 
Seite 2 

hat für diejenigen Kräfte Verständnis, die eine «staatlich angeordnete Mietsenkung» als schwierig erachten. 

Die Schliessung und die Einschränkung des Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der 

COVID-19-Pandemie liegen nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Verpächter. Trotzdem 

sind solidarische Massnahmen in aussergewöhnlichen Zeiten angebracht. Für Vermieterinnen und Ver-

pächter, welche aufgrund der im Covid-19-Geschäftsmietegesetz vorgesehenen Massnahmen in eine wirt-

schaftliche Notlage geraten, ist eine Entschädigung vorgesehen. Das Parlament schlägt einen Härtefallfonds 

von CHF 20 Millionen Franken dafür vor. Im Gegensatz zum Bundesrat unterstützt die EVP die Einrichtung 

eines solchen Härtefallfonds zur Abfederung von äusserst schwierigen Notlagen, wenn sie eine massive 

Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation oder Konkurse zur Folge haben. Für die Betroffenen wird 

dadurch Rechtssicherheit geschaffen. Das Gesetz entspricht einem Entgegenkommen aller Parteien und 

zeigt auch den Willen in der Schweiz auf, zusammen und solidarisch die Krise zu bewältigen.  

 

Die EVP unterstützt das vorliegende Covid-19-Geschäftsmietegesetz. 

 

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme.  

 

Freundliche Grüsse 

 

 

  

 

 

Marianne Streiff-Feller      Roman Rutz 

Präsidentin EVP Schweiz     Generalsekretär EVP Schweiz   
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VL Covid-19-Geschäftsmietegesetz 

Elektronischer Versand: Recht@bwo.admin.ch.  
 

 

 

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschrän-

kungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz): 

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung der oben genannten Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir 

Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis.  

FDP.Die Liberalen lehnt das vorliegend vorgeschlagene Covid-19-Geschäftsmietegesetz ab. Sie hatte sich 
bereits gegen die beiden der Vorlage zugrunde liegenden Motionen 20.3451 und 20.3460 gewehrt und 
sieht in der vorliegenden Umsetzungsvorlage keine Verbesserung, welche eine Änderung dieser Position 
rechtfertigen würde.  

Handlungsbedarf zugunsten der KMU 

Zweifellos hat die Coronakrise die Bevölkerung und Unternehmen der Schweiz hart getroffen. Die zur Ein-
dämmung der Pandemie nötigen gesundheitlichen Massnahmen hatten und haben für unzählige Betriebe 
harte wirtschaftliche Konsequenzen. Viele Betriebe mussten auf staatliche Anordnung hin über einen ge-
wissen Zeitraum schliessen oder zumindest ihren Betrieb stark einschränken. Die Umsätze brachen weg, 
während die Fixkosten weiterhin getragen werden mussten. Ein erheblicher finanzieller Schaden wurde 
erlitten. Gerade KMU sind davon stark betroffen. 

Gemäss dem rechtlichen status quo (verschuldensabhängige Vertrags- und Staatshaftung) bleibt es in ei-
nem solch aussergewöhnlichen Falle an der Partei, den Schaden zu tragen, bei welcher er eingetreten ist. 
Das bedeutet im vorliegenden Fall, dass die von der Schliessungsanordnung betroffenen Betriebe ihre fi-
nanziellen Einbussen selber zu tragen haben. Um diese Härte für die einzelnen Betriebe abzufedern und 
die Gesamtwirtschaft vor einer Konkurswelle zu schützen, hat der Bundesrat bereits am 20. März 2020 ein 
Massnahmenpaket verabschiedet (COVID-19-Solidarbürgschaftsverordnung). Die vom Bundesrat ge-
wählte Strategie akzeptierte die haftungsrechtliche Situation und zielte entsprechend direkt auf die geschä-
digten Betriebe und die Sicherung deren Liquidität mittels der Gewährung von Corona-Krediten. Neben der 
Kurzarbeitsentschädigung, welche die Löhne absichert, sollten damit die anderen Dauerschuldverhält-
nisse, wie beispielsweise die Mieten, finanziert und kurzfristige Liquiditätsprobleme aufgrund fehlenden 
Umsatzes behoben werden.  

Es ist klar, dass mit dieser Lösung die geschilderte Härte der einseitigen Zuteilung der Schadenstragung 
nicht beseitigt ist. Die betroffenen Unternehmen werden teilweise über Jahre mit Fremdkapital belastet 
sein, was auch der Gesamtwirtschaft nicht zuträglich ist. Will man diese Situation ändern, so muss man die 
Zuteilung der Verantwortlichkeit für die durch die Corona-Massnahmen eingetretenen Schäden verändern. 
Hier müssen Lösungen gefunden werden, um die KMU der Schweiz nicht mit der Gesamtlast der Corona- 
Notmassnahmen allein zu lassen und dadurch auch der Gesamtwirtschaft zu schaden.  

Die Verletzung der Grundrechte Dritter ist keine Lösung 

Bei der Suche nach einer Lösung gilt es die verfassungs- und rechtsstaatlichen Grundsätze unseres 
Staatssystems zu respektieren. Das vorliegend vorgeschlagene Covid-19-Geschäftsmietegesetz leidet be-
züglich dieses Punktes an solch erheblichen Mängeln, dass die FDP dieses nicht unterstützen kann. 



 

 

Gemäss dem vorgeschlagenen Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollen Mieter und Pächter einer gewerbli-
chen Liegenschaft, die aufgrund der notrechtlichen Anordnungen des Bundesrates ihren öffentlich zugäng-
lichen Betrieb für das Publikum schliessen mussten, sowie Gesundheitseinrichtungen, deren Betrieb ein-
geschränkt wurde, zusätzlich zu den Liquiditätshilfen für die Dauer der angeordneten Betriebsschliessung 
(im Falle der Gesundheitseinrichtungen höchstens für zwei Monate) von ihren Mietzinsschulden zu 60% 
befreit werden. Anwendbar sein soll diese Regelung auf einschlägige Miet- und Pachtverhältnisse bis zu 
einem Monatszins von 20'000 Franken. Getragen werden sollen diese den Mietern erlassenen 60% des 
Mietzinses von ihren Vertragspartnern den Vermietern bzw. Verpächtern. Diese werden durch das Gesetz 
verpflichtet, auf 60% ihres Miet- bzw. Pachtzinses zu verzichten. Die Vermieter bzw. Verpächter haften da-
mit faktisch im Umfang von 60% verschuldensunabhängig für die durch staatliche Eingriffe verursachten 
Schäden. Ihre eigenen Kosten (Hypothekarzinsen, Amortisationen, Liegenschaftsverwaltungskosten etc.) 
müssen sie dagegen ungeschmälert tragen. 

 

Diese Regelung leidet an folgenden rechtsstaatlichen und verfassungsrechtlichen Problemen: 

› Potentielle Verletzung des Legalitätsprinzips (Art. 5 BV) durch fehlende Verfassungsgrundlage: Die 
Abstützung der vorgesehenen Regelung auf die konjunkturpolitische Kompetenz des Bundes in Art. 
100 BV erscheint wenig überzeugend. Nicht zuletzt, weil Konjunkturpolitik klassischerweise mit ande-
ren Instrumenten und grundsätzlich präventiv und nicht reparativ betrieben wird. Zumindest aber be-
dürfte eine solch weite Auslegung des Art. 100 BV einer überzeugenden Begründung. Dem erläutern-
den Bericht ist aber gar keine Begründung zu entnehmen (erl. Bericht S.17). Da auch keine andere 
Kompetenznorm geeignet erscheint, die Vorlage zu stützen, fehlt es dem Entwurf an einer verfas-
sungsmässigen Grundlage. 

› Widerspruch zum Rechtssicherheitsgebot durch Rückwirkung: Die Vorlage sieht einen rückwirkenden 
Eingriff in bestehende private Mietverträge vor. Durch die Rückwirkung würde dem rechtstaatlichen 
Gebot der Rechtssicherheit (Art. 5 BV) widersprochen und ein gefährlicher Präzedenzfall geschaffen.  

› Verletzung von Grundrechten durch unverhältnismässige Pauschaleingriffe: Der vorgesehene Eingriff 
in die Vertragsfreiheit und damit in die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV) wiederum ist unverhältnismässig. 
Eingriffe in Grundrechte dürfen nicht weiter gehen als nötig ist, um das den Eingriff motivierende öf-
fentliche Interesse zu schützen. Im vorliegenden Fall wird als öffentliches Interesse die Verhinderung 
von Konkursen angeführt. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz ist allerdings als Pauschalregelung 
ausgestaltet, die in ihrem Anwendungsbereich unabhängig von den tatsächlichen finanziellen Verhält-
nissen der Vertragsparteien in die privaten Mietverträge eingreift. D.h. insbesondere unabhängig da-
von, ob ein Mieter oder Pächter tatsächliche Liquiditätsprobleme aufweist. Die vorgeschlagene Rege-
lung geht damit weit über das Notwendige hinaus. Die Einschränkung der Anwendbarkeit der Rege-
lung auf Miet- und Pachtvertragsverhältnisse, die einen monatlichen Zins von unter 20'000 Franken 
aufweisen, ist offensichtlich ungenügend. Warum im Übrigen Mietverhältnisse bis gerade 20'000 Fran-
ken monatlicher Mietzins von der Regelung umfasst werden solle, bleibt auch unklar.  

› Weiter wird das Ausmass dieser Unverhältnismässigkeit noch durch die in der Vorlage fehlende Pflicht 
der Mieter vergrössert, sich bereits erhaltene staatliche Förderungen an den Mietzinserlass anrechnen 
lassen zu müssen. Dass der Eingriff in die Vertragsfreiheit sodann sogar dazu führen kann, dass der 
Vermieter in Liquiditätsprobleme gerät und aus diesem Grund ein staatlicher Härtefallfonds geschaffen 
werden muss, sprengt sodann jegliche Grenzen der Verhältnismässigkeit. Schlussendlich wirkt sich 
die vorgesehene Regelung auch wettbewerbsverzerrend aus. Gewerbetreibende im Mietverhältnis 
werden entlastet, während diejenigen, welche ihren Betrieb in der eigenen Liegenschaft führen, keine 
solche Entlastung erhalten. Dies stellt eine Verletzung der Wirtschaftsfreiheit dar (Art. 27 i.V.m. Art. 94 
BV). Selbst wenn die Abstützung des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes auf Art. 100 BV anerkannt 
werden sollte, so ist keine der in Art. 100 Abs. 3 BV aufgeführten erlaubten Abweichungen von der 
Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 i.V.m. Art. 94 BV) einschlägig.   

Die vielen rechtsstaatlichen Probleme der vorgeschlagenen Regelung liegen hauptsächlich darin begrün-
det, dass es sich um einen erheblichen Eingriff in Grundrechte mittels einer Pauschalregelung handelt. 
Eine Pauschalregelung, die einer generell-abstrakten gesetzlichen Norm inhärent ist, kann der Vielfalt der 
Miet- und Pachtvertragsverhältnisse kaum gerecht werden und damit die Eingriffe in die Grundrechte Drit-
ter nicht rechtfertigen. 

 

 

 



 

 

Andere Lösungsansätze 

Die FDP plädierte daher stets (wie auch der Bundesrat) dafür, auf den Erlass einer Norm zu verzichten 
und die Vertragsparteien eine einvernehmliche Lösung suchen zu lassen. In vielen Fällen ist dies auch be-
reits geschehen. Zudem sollte die Subsidiarität greifen und damit den Regelungen der Kantone Vorrang 
gegeben werden. Diese haben auch bereits zum Teil erfolgsversprechende Lösungen gefunden.  

 

Freundliche Grüsse 

FDP.Die Liberalen 

Die Präsidentin    Der Generalsekretär 

 

 

 
Petra Gössi  Samuel Lanz 
Nationalrätin 
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23. Juli 2020 
 

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessun-
gen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Ge-
schäftsmietegesetz); Vernehmlassungsantwort 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Im Zusammenhang mit der Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 

während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-

Geschäftsmietegesetz) haben Sie die GRÜNEN zur Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen für 

die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu äussern.  

Grundsätzlich: Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz muss bereits in der Herbstsession behan-

delt werden! 

Die GRÜNEN haben sich im Parlament mit Nachdruck dafür eingesetzt, dass eine rasche Lösung bei 

den Geschäftsmieten gefunden wird und sie haben die vom Parlament überwiesenen Motionen mass-

geblich mitgeprägt.1 Vor diesem Hintergrund begrüssen die GRÜNEN den vorliegenden Gesetzesent-

wurf: Der Miet- und Pachtzinserlass von 60% trägt dazu bei, Konkurse, Arbeitslosigkeit und Härtefalle 

zu vermeiden und er stellt somit ein wirksames Instrument dar, um die sozialen und ökonomischen Fol-

gen der Covid-19-Pandemie zu begrenzen. Eine rasche gesetzliche Regelung des Teilmieterlasses für 

zwangsgeschlossene oder stark eingeschränkte Betriebe und Gesundheitseinrichtungen während des 

Covid-19-Lockdowns verhindert zudem eine Klage- und Prozesswelle, die sonst zu erwarten ist. Kön-

nen gemietete Räumlichkeiten nicht vertragsgemäss genutzt werden, liegt nämlich gemäss Mietrecht 

ein Mangel am Mietobjekt vor. Dies legitimiert einen vollständigen oder teilweisen Mietzinserlass. Trotz-

dem haben sich viele Vermieter*innen bisher einer einvernehmlichen privaten Regelung widersetzt. 

Umso bedauerlicher ist, dass der Bundesrat nicht von sich aus eine befristete Lösung vorgeschlagen 

und im Rahmen einer Notverordnung sofort umgesetzt hat. Nun muss das Parlament dieses Versäum-

nis korrigieren. Der Bundesrat muss alles daransetzen, dass es die rasch tun kann. 

  

 

1 Siehe dazu die Motionen 20.3451 und 20.3460 der WAK-N und der WAK-S: «Geschäftsmieten in der Gastrono-

mie und bei anderen von der Schliessung betroffenen Betrieben. Die Mieter sollen nur 40 Prozent der Miete 

schulden». 



 

 

 

Das vorgeschlagene Gesetz stützt sich auf zwei Motionen ab, die in der Sommersession 2020 von bei-

den Räten überwiesen wurden. Die Motionen sind explizit als subsidiärer und befristeter Minimal-Kom-

promiss definiert, der einem grossen Teil der betroffenen Vertragspartner*innen (94 Prozent) rasch 

Rechtssicherheit und einen Neustart ermöglichen will. Die Motionen schlagen zudem eine Härtefallre-

gelung für Vermieter*innen und Verpächter*innen vor, die zu wenig Reserven für Mietzinsausfälle bil-

den konnten. Der Kompromiss ist fair, befristet und subsidiär ausgelegt und geht weit hinter das zurück, 

was aus Sicht der GRÜNEN rechtlich angezeigt und wirtschaftlich nötig wäre. Im Interesse einer ra-

schen und politisch realistischen Lösung tragen die GRÜNEN den Kompromiss aber weiterhin mit.  

Das zögerliche Vorgehen des Bundesrates bei der Umsetzung des minimalen Parlamentskompromis-

ses ist für die GRÜNEN allerdings nicht verständlich. Wir rufen den Bundesrat dazu auf, die Ver-

nehmlassung rasch auszuwerten und spätestens bis Mitte August eine Botschaft zu erlassen, 

so dass das Covid-19-Geschäftsmietegesetz noch in der Herbstsession von beiden Räten verab-

schiedet werden kann. Weitere Verzögerungen spielen einzig den grossen Immobilienbesitzer*innen 

in die Hände, führen zu hoher Unsicherheit bei vielen kleinen Unternehmen und bedrohen den wirt-

schaftlichen Aufschwung.  

Der Bundesrat und die Verwaltung haben während der ersten Covid-19-Krisenwochen unter Hochdruck 

innerhalb von wenigen Tagen komplexe Entscheidungen vorbereitet und beschlossen. Der Erlass einer 

Botschaft bis Mitte August muss aufgrund dieser Erfahrungen absolut machbar sein. 

Konkrete Änderungsanträge  

Die GRÜNEN begrüssen den vorliegenden Gesetzesentwurf im Rahmen der Vorbemerkungen grund-

sätzlich, haben aber vier konkrete Änderungsanträge: 

1) Gemäss der Rechtsprechung des Bundesgerichts fallen beispielsweise gewisse Ausstellungsflä-

chen oder Freizeiteinrichtungen nicht unter den Begriff «Geschäftsräume». Die GRÜNEN fordern 

den Bundesrat deshalb dazu auf, Art. 2 dahingehend zu konkretisieren, dass alle gewerblich ge-

mieteten oder gepachteten Flächen, die von den Massnahmen des Bundesrats betroffen sind oder 

waren, unter den Geltungsbereich des vorliegenden Gesetzesentwurfs fallen.  

2) Gemäss Art. 3 Abs. 1 bst. a des vorliegenden Gesetzesentwurf sind auch Vereinbarungen, die 

keine Mietreduktion vorsehen, vom Gesetz ausgenommen. Der Zweck der Bestimmung besteht 

jedoch darin, Vereinbarungen zu erhalten, die für die Mieter*innen günstiger sind als das Verhältnis 

40/60. Die Bestimmung muss daher entsprechend formuliert werden, um alle Vereinbarungen aus-

zuschliessen, die die Zahlung von mehr als 40% der Miete vorsehen und die in den Geltungsbe-

reich des Gesetzes fallen. Solche Vereinbarungen sollten von Rechts wegen als nichtig betrachtet 

werden. 

3) Beim Geltungsbereich in Art. 2 bst. f ist der Wortlaut zu eng gefasst. Es müssen alle von den Mass-

nahmen des Bundesrates betroffenen Berufsgruppen eingeschlossen werden. 

4)  Schliesslich weisen die GRÜNEN darauf hin, dass die Opt-out-Klausel bei Mieten zwischen 15'000 

und 20'000 CHF nur dann zur Anwendung kommen kann, wenn beide Vertragsparteien auf die 

Miet- oder Pachtzinsreduktion gemäss dem vorliegenden Gesetz verzichten wollen: Eine einseitige 

Verzichtserklärung würde den Geltungsbereich des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes faktisch auf 

Mieten unter 15'000 CHF beschränken und dem Willen des Parlaments zuwiderlaufen. Der Geset-

zesentwurf ist entsprechend anzupassen.  

 

  



 

 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und bitten Sie, die Vorlage entsprechend 

anzupassen. Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Balthasar Glättli      Raphael Noser 

Präsident       Fachsekretär 
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Grünliberale Partei Schweiz 
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 
Bundesamt für Wohnungswesen 
2540 Grenchen 
 
Per E-Mail an: Recht@bwo.admin.ch  
 
31. Juli 2020 
Ihr Kontakt: Ahmet Kut, Geschäftsführer der Bundeshausfraktion, Tel. +41 31 311 33 03, E-Mail: 10TUschweiz@grunliberale.chU10T 
 
 

Stellungnahme der Grünliberalen zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz 
  

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Vorlage und den erläuternden Bericht zum Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) und nehmen dazu wie folgt Stellung: 
 
Für die Grünliberalen ist wichtig, dass für Mieterinnen und Mieter von Geschäftsräumen, die wegen des Corona-
virus auf behördliche Anordnung hin ihre Geschäfte schliessen mussten oder wegen des Lockdowns indirekt 
Umsatzeinbussen erlitten haben, eine Lösung gefunden wird. Diese soll sich an folgenden Grundsätzen orientie-
ren (vgl. 20.3838 Ip. Flach): 
 

1. Eigenverantwortliche Lösungen zwischen Mieterschaft und Vermieterschaft sind zu begünstigen. Ge-
genüber Massnahmen der öffentlichen Hand (Bund, Kantone und Gemeinden) sollen gütliche Einigun-
gen bessergestellt sein. 
 

2. Massnahmen den Bundes sollen Lösungen der Kantone und Gemeinden beachten und diesen gegen-
über subsidiär sein. 
 

3. Es ist zu prüfen, ob Anreize zu schaffen sind, damit mehr Kantone föderale Lösungen beschliessen. 
 

Die Vorlage entspricht diesen Grundsätzen nicht oder nur sehr ungenügend und ist zu überarbeiten. So ist nicht 
sichergestellt, dass Mieterinnen und Mieter, die sich mit der Vermieterschaft auf Mietzinssenkungen geeinigt ha-
ben, bessergestellt sind. Auch wird auf kantonale und kommunale Lösungen kaum Rücksicht genommen, ge-
schweige denn diese gefördert. 
 
Wir danken ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen und Vorschläge. 
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Bei Fragen dazu stehen ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständigen Fraktionsmitglieder, Nationalrä-
tin Judith Bellaiche und Nationalrat Beat Flach, gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 

                    
 
Jürg Grossen Ahmet Kut 
Parteipräsident Geschäftsführer der Bundeshausfraktion 
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Bundeshaus Ost 
3003 Bern 
 
Elektronisch an:  
Recht@bwo.admin.ch  
 
Bern, 4. August 2020 
 
Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschlies-
sungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-
19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 
Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir nehmen im Rahmen der rubrizierten Vernehmlassung Stellung zur Vorlage. 
Wir äussern uns dazu wie folgt: 
 
Die SVP hat Verständnis für Unternehmen, welche auf Grund von COVID-
19 relevanten Anordnungen ihre Geschäftstätigkeit signifikant reduzieren 
oder sogar stoppen mussten. Temporäre Umsatzeinbussen können Firmen 
mit signifikanten Herausforderungen konfrontieren. Nichtsdestotrotz 
lehnt die SVP das vorliegende Bundesgesetz ab, da dieses nichts anderes 
als eine staatlich angeordnete Enteignung und ein massiver Eingriff in die 
verfassungsmässig garantierten Eigentumsrechte darstellt. Damit würde 
die Büchse der Pandora geöffnet, ist doch die Eigentumsgarantie die 
Grundlage für eine funktionierende Marktwirtschaft sowie die Vorausset-
zung für die Gewährleistung der öffentlichen Wohlfahrt. Mit Überbrü-
ckungskrediten, Erwerbsersatz für Selbständige und Kurzarbeitsentschä-
digung wurde eine gute Abfederung für die betroffenen Betriebe beschlos-
sen. 
 
Die vorgeschlagene Gesetzgebung verfolgt das Ziel, von staatlichen COVID-19-
Anordnungen betroffenen Betrieben, welche weniger als 15'000 CHF pro Monat 
Miete bezahlen, auf dem Gesetzesweg eine staatlich angeordnete Mietsenkung zu 
gewähren. Die SVP spricht sich aus vier Gründen gegen die Vorlage aus.  
 
Erstens verfügt das Schweizer Vertragsrecht durchaus über die Möglichkeit eine 
einvernehmliche Lösung zwischen Mieter und Vermieter zu finden und anzuwen-
den. Vermieter haben schweizweit freiwillig auf Millionen von Mieteinnahmen ver-
zichtet, um den Mietern während der angeordneten Schliessung oder Geschäftstä-
tigkeitsreduktion entgegenzukommen. Einige Kantone haben gar Sonderregelun-
gen erlassen. Es besteht deshalb aus dieser Perspektive keine Notwendigkeit ein 
dringliches Gesetz auf Bundesebene zu verabschieden, um den Vertragsparteien 
und Kantonen vorzugreifen und diese zu bevormunden. 
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Zweitens würde dieses Gesetz nicht nur eine Einmischung in das Vertragsverhält-
nis zwischen Mieter und Vermieter, sondern auch in manchen Fällen zu einer Bes-
serstellung des Mieters gegenüber dem Vermieter führen. Unabhängig davon, wie 
gross der finanzielle Engpass während den COVID-19 Monaten für den Mieter ist, 
hätte der Mieter das Recht, eine Preisreduktion von 60% auf die Miete gesetzlich 
zu erwirken. Dies entbehrt jeglichem Gerechtigkeitsgedanken, da die Vermieter 
auf schweizweit geschätzte mehr als 200 Millionen Franken verzichten müssten.  
 
Drittens hat der Bundesrat, gerade um kleinere und mittlere Unternehmen finan-
ziell temporär zu entlasten und deren Liquidität zu erhöhen, die Möglichkeit ge-
schaffen, schnell und unkompliziert an Überbrückungskredite zu gelangen. Damit 
hat der Bundesrat bereits eine grundlegende Anschubhilfe geleistet, welche die 
Unternehmen während wirtschaftlich besseren Zeiten zurückzahlen müssen. Die 
Eigenverantwortung dieser Unternehmen wird mittels rückzahlbaren Überbrü-
ckungshilfen besser gefördert als einseitige und einschneidende Massnahmen zu 
Lasten der Vermieter.  
 
Viertens könnten die Vermieter von dem vorgeschlagene Härtefallfonds in der Pra-
xis kaum profitieren, da sie eine wirtschaftliche Notlage geltend machen müssen, 
welche aufgrund von COVID-19 eingetroffen ist. Abgesehen davon müssen neue 
bürokratische Strukturen aufgebaut werden, um diesen Härtefallfonds zu betrei-
ben. 
 
Aus all diesen Gründen lehnen wir dieses Gesetz ab.  
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und grüssen 
Sie freundlich. 
 
 
SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI 

 

Der Parteipräsident Der Generalsekretär 

 
 
Albert Rösti    Emanuel Waeber 
Nationalrat 
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Junge SVP Solothurn 

Veilchenstrasse 12 

2540 Grenchen 

 

 

An: info@gs-wbf.admin.ch  

Generalsekretariat  

Eidgenössisches Departement für 

Wirtschaft, Bildung und Forschung 

3003 Bern 

 

Grenchen, den 3. August 2020 

 

 

Stellungnahme 

zum Entwurf des Bundesgesetzes über den Miet- und den Pachtzins 

während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämp-

fung des Coronavirus (Covid-19)», Juli 2020)  

 
Vorwort: 

Der Bundesrat hat am 1. Juli 2020 das WBF beauftragt, zum Bundesgesetz über 
den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkun-
gen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietege-
setz) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die verkürzte Vernehmlassungsfrist von einem Monat wird basierend auf Art. 7 
Abs. 4 des Bundesgesetzes über das Vernehmlassungsverfahren mit der zeitli-
chen Dringlichkeit der Vorlage begründet. Wegen der rückwirkenden Entfaltung 
des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes ist diese Dringlichkeit jedoch nicht ersicht-
lich. Gleichzeitig ist die Vernehmlassung über den Sommer (Ferien) hinweg ange-
setzt. Während für andere Vernehmlassungsverfahren und für Unterschriften-
sammlungen Fristerstreckungen gewährt oder Verfahren vertagt wurden, wird die 
Frist für die vorliegende Vernehmlassung verkürzt. Art. 7 Abs. 3 des Vernehmlas-
sungsgesetzes sieht insbesondere für die Zeit vom 15. Juli bis 15. August eine 
Verlängerung um 3 Wochen vor. Dies wird nicht berücksichtigt.  
 
Die Junge SVP Kanton Solothurn, welche sich für weniger Staat und hier gegen 
Einfluss in privatrechtliche Verhältnisse einsetzt, nimmt Stellung dazu. Es ist zu 
erwähnen, dass wir die Verkürzung der Vernehmlassungsfrist beanstanden. 
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Kurze Zusammenfassung: 
Der Bund beabsichtigt, mit dem Covid-19-Geschäftsmietegesetz rückwirkend für 
die Dauer des Betriebs- und Publikumsöffnungsverbots in die privatrechtlichen 
Mietverträge einzugreifen und die Nettomietzinse für Geschäftsflächen betroffener 
Betriebe bis zur Höhe von 20'000 CHF/Monat auf 40% zu senken.  
Das dringliche Bundesgesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
 
Die Präsidentin der JSVP Kt. SO, Vanessa Meury, welche in der betroffenen 
Branche berufstätig ist, hat von Beginn der Krise weg zu Verhandlungen und zum 
Entgegenkommen aufgerufen. Aufgrund der grossen Rechtsunsicherheit und 
durch das Eingreifen durch das Parlament sind viele Verhandlungen ins Stocken 
geraten. Die JSVP Kt. SO weist zudem darauf hin, dass die Vermieter auf die lau-
fenden Einnahmen aus ihren Liegenschaften angewiesen sind, um Kosten und 
Verbindlichkeiten gegenüber Dritten bedienen zu können.  
Schliesslich ist die Ausgangslage und die Ausgestaltung der Mietverträge am Ge-
schäftsflächenmarkt zu individuell und von Fall zu Fall unterschiedlich, als dass 
mit einem Gesetz pauschal für alle Fälle eine faire und rechtlich vertretbare Lö-
sung verordnet werden könnte.  
Der vorliegende, theoretische Entwurf ist, könnte man von der Kürze her meinen, 
einfach umzusetzen, in der Praxis ergeben sich von Fall zu Fall jedoch unzählige 
Detailfragen, die letztlich zu langen und kostenintensiven Streitigkeiten vor Ge-
richt führen werden.  
Der zentrale Mangel der Vorlage liegt jedoch in der fehlenden Verfassungsgrund-
lage für einen derart schwerwiegenden Eingriff in die privatrechtlichen Vertrags-
verhältnisse. Diese Grundlage lässt sich weder aus Art. 100 BV noch aus ande-
ren Artikeln der Verfassung konstruieren. 
 
Aus den obgenannten Gründen lehnt die Junge SVP Kt. SO das Covid-19-Ge-
schäftsmietegesetz in jedem Fall ab.  
Die Hauptargumente sind: 
•Fehlende Verfassungsgrundlage. Aus Art. 100 BV ergibt sich keine Kompetenz 

des Bundes, in Form von Mietzinsreduktionen in die Wirtschaftsfreiheit einzugrei-
fen. Der Eingriff ist zudem weder wettbewerbsneutral noch verhältnismässig. 
•Unzulässiger Eingriff in die Eigentumsrechte. Die durch die Verfassung garan-

tierten Eigentumsrechte sind in der Abwägung gegenüber dem öffentlichen Inte-
resse höher zu gewichten. 
•Ungleiche Lastenverteilung. Es gibt keine Veranlassung, Vermieter gegenüber 

anderen Leistungserbringern von betroffenen Betrieben sowie Eigentümer-Betrei-
ber schlechter zu stellen. 
•Ungeklärtes Verhältnis zur Mängelfrage. Die Klage auf Mietzinssenkung auf-

grund von Mängeln wird durch das Gesetz nicht ausgeschlossen. 
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•Untauglichkeit einer Pauschallösung. Der Bereich der Geschäftsmiete zeichnet 

sich durch eine grosse Vielfalt der Vertragsgestaltung aus. Die angestrebte Pau-
schallösung wirft viele Fragen auf, ohne sie zu beantworten. 
 

2.Fehlende Verfassungsgrundlage 
Die Wirtschaftsfreiheit ist ein in der Bundesverfassung verankertes Grund-
recht(Art. 27 BV). Abweichungen vom Grundsatz –und dazu zählt die Verfassung 
insbesondere Massnahmen, die sich gegen den freien Wettbewerb richten –müs-
sen gemäss Art. 94 BV in der Verfassung selbst vorgesehen sein. Das Covid-19-
Geschäftsmietegesetz ist dazu geeignet, in die Wirtschaftsfreiheit der Vertrags-
parteien einzugreifen, indem es rückwirkend zentrale Aspekte der nach freiem 
Willen abgeschlossenen Verträge abändert. In seiner ordnungspolitischen Funk-
tion schliesst die Wirtschaftsfreiheit auch einen verfassungsmässigen Anspruch 
auf Gleichbehandlung ein. BeimCovid-19-Geschäftsmietegesetz handelt es sich 
um einen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit. Es ist damit abzuklären, ob sich aus 
der Rechtsordnung, namentlich aus Art. 94 BV, eine Grundlage ergibt, die diesen 
Eingriff zu begründen und rechtfertigen vermag.  
 
3.Grundsätzliches 
Ungleiche Lastenverteilung. Es ist und bleibt auch mit dem nun vorliegenden Ge-
setzesentwurf ein Rätsel, warum gerade die Vermieter im Vergleich zu anderen 
Leistungserbringern überdurchschnittlich am Verlust der Mieter partizipieren sol-
len. Der Absender bleibt dazu eine Antwort schuldig. In Frage für eine Beteiligung 
kämen auch das Staatswesen (Steuern, Sozialabgaben), öffentliche Versorger 
(Strom, Wasser, Abwasser usw.) und andere «Zulieferer» (Banken, Versicherun-
gen, weitere Kreditgeber usw.). Die Bereitstellung von Geschäftsflächen stellt 
eine Leistung dar, die in keinem Unterschied zu anderen Wertschöpfungsberei-
chen steht. Der Ertrag deckt im Wesentlichen die Amortisation des investierten 
Kapitals und die Werterhaltung. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die Reduk-
tion auf 60% festgelegt wurde. 
 
Unklar ist auch die Mängelfrage. In der Lehre und Praxis ist umstritten, ob die be-
hördlich verordnete Schliessung oder der eingeschränkte Betrieb und die damit 
einhergehende Reduktion in der Nutzung des Miet- oder Pachtobjekts einen Man-
gel im Sinn der Artikel 259a ff. OR darstellen. Um weitere Streitigkeiten zu verhin-
dern müsste im Gesetz klar geregelt werden, dass nicht zu einem späteren Zeit-
punkt weiter einen Mangel an der Mietsache geltend gemacht werden will.  
Dies wäre die Grundvoraussetzung bei einer Pauschallösung, wie sie der Bun-
desrat vorsieht.  
Der vorliegende Gesetzesentwurf lässt ein grosser Spielraum für weitere Forde-
rungen der Mieter offen. Es ist denkbar, dass in diesem Zusammenhang bis De-
zember 2022 (Ende der Gültigkeit des Gesetzes) weitere Ansprüche erhoben 
werden.  
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Untaugliche Ausstiegsklauseln  
Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sieht eine Ausstiegsklausel (Opt-out-Klau-
sel) für Nettomieten zwischen 15'000 und 20'000 CHF vor. Diese Klausel ist wi-
dersprüchlich. Es besteht kein Grund zur Annahme, dass sich die Parteien in 
freien Verhandlungen auf eine andere als die gesetzlich vorgesehene 60-40-Re-
gelung einigen. Sonst hätten sie die betreffenden Verhandlungen bereits geführt 
und würden danach den Schutz von Art. 3 Covid-19-Geschäftsmietegesetz ge-
niessen. Der Weg einer anders lautenden einvernehmlichen Lösung wird eben 
gerade durch das Gesetz und die darin enthaltenen Vorgaben verhindert.  
Die Junge SVP Kt. SO fordert darum, dass sich alle Vertragsparteien –also auch 
solche mit Mietzinse unter 15'000 CHF auch nach Inkrafttreten des Gesetzes ein-
vernehmlich auf eine andere Regelung festlegen können. Die Opt-out-Klausel ist 
also auszuweiten, aber nur für einvernehmliche Lösungen zuzulassen.  
Die Ausscheidung von Flächen, die auch während des Lockdown weiter genutzt 
werden konnten, beschränkt sich im Gesetz auf das Wohnen. Alle anderen Flä-
chen werden unabhängig des Anteils des jeweiligen Geschäftsbereichs pauschal 
dem Gesetz unterstellt. So würde im Extremfall ein Lebensmittel-Produktions-be-
trieb mit angegliedertem Fabrikshop oder das Fitness-Center mit dazugehörigem 
Bürobetrieb pauschal dem Covid-19-Geschäftsmietegesetz unterstellt. Das glei-
che gilt für Bereiche der Geschäftsflächen von geschlossenen Betrieben, die wei-
ter genutzt werden konnten, beispielsweise Kühl- und Lagerräume, Parkplätze,  
oder die teilweise genutzt werden konnte, beispielsweise die Küche für den Be-
trieb eines Take-away. Durch die pauschale Regelung werden alle möglichen Ab-
grenzungsfälle zugunsten der Mieter dem Gesetz unterstellt. Die Abgrenzung ei-
nes Anteils für das Wohnen bei gemischt genutzten Geschäftsflächen (Art. 4) ist 
dabei vergleichsweise unbedeutend.  
 
Viele private Eigentümer, die ihr Erspartes als Vorsorge in Immobilien angelegt 
haben und nun von den Mietzinsen den Lebensunterhalt bestreiten, sind ebenso 
stark von den Einnahmeverlusten betroffen. In Anbetracht der Aussicht, dass mit 
der finanziellen Unterstützung eine bestimmte Klientel bedient werden soll, des 
erheblichen administrativen Aufwands für die Überprüfung der Gesuche bis hin 
zum Missbrauch –ist die Junge SVP Kt. SO mit dem Bundesrat darin einig, dass 
auf diese Entschädigung ganz verzichtet werden muss.  
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Schlussbeurteilung 

Das Geschäftsmietegesetz ist ein in jeder Hinsicht unausgewogener und verfehl-

ter Ansatz, um die vom Betriebs- und Publikumsöffnungsverbot betroffenen Be-

triebe zu unterstützen. Das Gesetz greift in die Eigentumsgarantie und die Wirt-

schaftsfreiheit einer bestimmten Gruppe ein. Es fehlt ihm –zu Recht –die Verfas-

sungsgrundlage. Die Junge SVP Kt. SO lehnt das Gesetz darum aus grundsätzli-

chen Überlegungen ab. Das Gesetz weist hinsichtlich Praxistauglichkeit, Vollzug-

stauglichkeit und der angestrebten Rechtssicherheit gravierende Mängel auf, die 

sich aus der Zielsetzung des Gesetzes ergeben und die nicht zu beheben sind. 

Auch aus dieser Warte ist die Vorlage zurückzuweisen.  

Die Junge SVP Kt. SO unterstützt die Haltung des Bundesrats, auf einen Eingriff 

in die Mietverhältnisse zu verzichten. Es liegt im Interesse beider Parteien eine 

einvernehmliche Lösung zu finden und nicht mittels Staat eine unfaire und parteii-

sche Regelung aufzuerlegen.  

 

Wir bitten Sie inständig, den vorliegenden Entwurf nochmals zu überdenken und 

unsere Anregungen zu berücksichtigen. 

 

Mit bestem Dank und freundlichen Grüssen 

 

  

 

 

Vanessa Meury, Präsidentin 



 
 
 
 

 Eidgenössischen Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 
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Recht@bwo.admin.ch 
 
 
 
Bern, 4. August 2020 
 
 
Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während  
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung 
des Coronavirus (Covid-19) 
(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Wir  danken  für  die  Zustellung  der  Vernehmlassungsunterlagen.  Gerne 
nehmen wir dazu Stellung. 

 
Die SP Schweiz ist grundsätzlich einverstanden mit der vorgeschlagenen 
Neuregelung  zur  Festlegung  des  Miet‐  oder  Pachtzinses  für  öffentlich 
zugängliche  Einrichtungen  und  Gesundheitseinrichtungen,  die  zur  Be‐
kämpfung des Coronavirus Betriebsschliessungen oder Einschränkungen 
in  Kauf  nehmen mussten. Mit  Verweis  auf  das  vom Mieterinnen‐  und 
Mieterverband  in  Auftrag  gegebene  Rechtsgutachten  Brut‐
schin/Rubli/Stastny,  das  für  die  betroffenen  Betriebe  einen  klaren 
«Mangel  am Mietobjekt»  feststellt,  halten wir  aber  fest,  dass  eine 40‐
prozentige Übernahme des Miet‐ bzw. Pachtzinses seitens der betroffe‐
nen Mieter immer noch eine ungerechtfertigt hohe Belastung darstellt.1 
Das  Verhältnis  40/60  fällt  für  die  Vermieter‐  und Vermieterinnen  sehr 
grosszügig aus und lässt unberücksichtigt, dass die Vermieterinnen und 
Vermieter  Verluste  bereits  bei  der  Mietpreisfestlegung  berücksichtigt 
haben. 

 
1 https://www.mieterverband.ch/dam/jcr:b8564082‐a549‐450b‐8683‐
5a67d39375b7/mv_Gutachten_Covid19_20200327.pdf 
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Allgemeine Erwägungen 
 
Die  SP  Schweiz  bedauert  und  kritisiert  darüber  hinaus  nachdrücklich, 
dass der Bundesrat nicht von sich aus, frühzeitig und aus eigener Initia‐
tive eine Mietzinsreduktion zur Wahrung der vitalen Interessen der klei‐
nen und mittleren Geschäftsmieterinnen und ‐mieter  im Rahmen einer 
Notverordnung  in Anwendung  des  Pandemiegesetzes  beschlossen  hat. 
Denn bis zum Inkrafttreten des Covid‐19‐Geschäftsmietegesestzes wer‐
den  noch  Monate  vergehen,  was  zu  unnötigen  Konkursen  und  damit 
zum Verlust von Arbeitsplätzen führen kann. Die vorgebrachte Begrün‐
dung,  dass  damit  ein  Eingriff  in  die  private Vertragsfreiheit  vermieden 
werden sollte, mutet willkürlich an, wurde doch mit fast allen epidemio‐
logisch bedingten Schutzmassnahmen direkt in die Wirtschafts‐ und Ver‐
tragsfreiheit  eingegriffen.  Die  SP  Schweiz  unterstützt  diesbezüglich  die 
nun gewählte  verfassungsrechtliche Abstützung der  vorliegenden Neu‐
regelung auf Artikel 100 BV (Konjunkturartikel), da es sich hier tatsäch‐
lich um eine präventiv wirkende konjunkturpolitische Massnahme han‐
delt. Viele betroffene Betriebe würden ohne diese gesetzliche Regelung 
in die Insolvenz getrieben. Die Massnahme trägt deshalb dazu bei, eine 
Konkurswelle bei Betrieben der Gastronomie, des Detailhandels und der 
Dienstleistungsbranche  abzuwenden.  Sie  verhindert  gleichzeitig  eine 
grosse Rechtsunsicherheit,  in einer Zeit,  in der sich die betroffenen Be‐
triebe  in  einer  Wiederaufhol‐  und  Aufbauphase  befinden,  und  damit 
eine teure Prozessflut sowie die völlig untaugliche und wirtschaftsschäd‐
liche  Alternative,  diese  Betriebe  noch  weiter  in  die  Verschuldung  zu 
treiben.  Die  SP  stimmt  auch  mit  dem  Bundesrat  in  der  Feststellung 
überein,  dass  im  gesetzlich  verordneten  Mietzinserlass  von  60%  kein 
Eingriff in die Eigentumsgarantie vorliegt. Dies belegen auch verschiede‐
ne unabhängige Rechtsgutachten. 

Was den Geltungsbereich des Gesetzesentwurfs angeht, stellen wir fest, 
dass er zu begrenzt ist, da er nur Geschäftsräume betrifft, die direkt von 
den  Verboten  der  Verordnung  2  Covid‐19  betroffen  waren.  Während 
der gesamten Pandemie hat der Bundesrat jedoch die Bevölkerung auf‐
gerufen, möglichst  zu Hause  zu  bleiben, was  sich  stark  auf  alle Unter‐
nehmen  auswirkte  und  nicht  nur  auf  diejenigen,  die  ausdrücklich  und 
direkt zur Schliessung (oder eingeschränkten Tätigkeit) gezwungen wur‐
den. Eine Ausweitung der vorgeschlagenen Lösung auf weitere  indirekt 
betroffene  Betriebe  (auch  ausserhalb  des  Gesundheitsbereichs)  wäre 
deshalb gerechtfertigt und zu begrüssen. 

Ebenso hat der Bundesrat keine Vorkehrungen für Mietwohnungen ge‐
troffen,  obwohl  die  Krise  die  Einkommen  vieler  Haushalte  stark  redu‐
ziert hat. Fast 10% der Bevölkerung in der Schweiz sind arm und mehre‐
re hunderttausend Menschen arbeiten in prekären Arbeitsverhältnissen. 
Letztere waren stärker von den Folgen der Corona‐Krise betroffen. Der 
prozentuale  Anteil  des  Haushaltseinkommens,  den  Haushalte  für  die 
Zahlung der Miete ausgeben müssen, übersteigt oft 30%, was viele Mie‐



terinnen  und  Mieter  in  eine  sehr  angespannte  Situation  bringt.  Seit 
März  hat  sich  die  Lage  auf  dem Arbeitsmarkt  drastisch  verschlechtert. 
Die Ausweitung der Kurzarbeit und die Leistungen für den Verdienstaus‐
fall  haben  dazu  beigetragen,  das  Schlimmste  zu  verhindern.  Hingegen 
wurden die Probleme  jener Haushalte, die Mühe haben, die Miete be‐
zahlen zu können, dadurch nicht behoben. Es besteht daher die Gefahr, 
dass Mieterinnen und Mieter durch die Pandemie und ihre Folgen  ihre 
Wohnungen  verlieren.  Das  Recht  auf  Wohnen  ist  jedoch  ein  verfas‐
sungsmässiges Recht, das nicht weniger wiegen darf als die Notwendig‐
keit, das Wirtschaftsgefüge zu erhalten. Die SP Schweiz verlangt deshalb 
auch Schutzmassnahmen für alle Mieterinnen und Mieter. 

Schliesslich  fordert  die  SP  Schweiz,  dass  die  vorgeschlagene  Neurege‐
lung  so  umzuformulieren  und  zu  ergänzen  ist,  dass  diese  gesetzliche 
Grundlage auch für künftige Ereignisse (allfällige «zweite Welle») durch 
den  Bundesrat  angerufen werden  kann  und  damit  die  Kompetenz  ge‐
schaffen wird,  auch  bei  weiteren,  zukünftigen  behördlich  verordneten 
Betriebseinschränkungen und Schliessungen den entsprechenden Erlass 
der Geschäftsmieten zu gewähren (gemäss der Regelung 40%/60% ana‐
log den Motionen 20.3451 und 20.3460). 

 

Vorgeschlagene Änderungen im Einzelnen 
 

 Beim Geltungsbereich  in Artikel  2 Buchstabe  f.  ist der Wortlaut 
zu eng gefasst und muss alle von den Massnahmen des Bundes‐
rates  betroffenen  Berufsgruppen  einschliessen.  Die  SP  Schweiz 
schlägt vor, den Text von Buchstaben f. wie folgt zu ändern: «Ge‐
sundheits‐ und Pflegeeinrichtungen wie Krankenhäuser, Kliniken, 
Arzt‐  und  Zahnarztpraxen,  Physiotherapeuten,  Ergotherapeuten 
und Optiker». 

 Im Geltungsbereich verwendet der Vorentwurf den Begriff  "Ge‐
schäftsräume". Dazu  gehören  selbstverständlich  alle  gewerblich 
gepachteten Flächen, die von den Massnahmen des Bundesrates 
betroffen sind. Der Anwendungsbereich  ist somit weiter gefasst 
als der Begriff der Geschäftsräume, wie er in der Rechtsprechung 
des  Bundesgerichts  definiert  ist,  das  beispielsweise  bestimmte 
Ausstellungsflächen  oder  Freizeiteinrichtungen  ausschliesst.  Die 
Formulierung ist entsprechend anzupassen. 

 Hinsichtlich der Nebenkosten schlägt die SP vor, der Klarheit und 
Einfachheit halber Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a.  zu  streichen. 
Wenn  sich  die  Parteien  darauf  geeinigt  haben,  Nebenkosten  in 
die Miete einzubeziehen, ist es in der Tat üblich, nicht mehr zwi‐
schen Miete  und  Nebenkosten  zu  unterscheiden.  So  wirkt  sich 
eine  Senkung  oder  Erhöhung  der Miete  auf  der  Grundlage  der 
Entwicklung der relativen Kostenfaktoren auf die gesamte Miete, 



einschliesslich  der  Nebenkosten,  aus.  Es  ist  nicht  angebracht, 
diesen  Grundsatz  zu  ändern,  wie  es  der  Bundesrat  in  Artikel  4 
Absatz 2 Buchstabe a. des Vorentwurfs vorschlägt,  indem er ei‐
nen Abzug vorsieht. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass dies 
zu grösseren Streitigkeiten führen könnte.  

 In Bezug auf Artikel  3 Absatz  2  entspricht die Ausnahmeklausel 
nicht  dem, was  in  den  von  der  Bundesversammlung  angenom‐
menen Anträgen vorgesehen  ist. Diese erwähnen, dass das Op‐
ting‐out von beiden Parteien des Mietvertrags gefordert werden 
muss, gemeinsam und nicht nur von einer von ihnen. Andernfalls 
würde  dies  darauf  hinauslaufen,  den  Geltungsbereich  des  Vor‐
entwurfs  auf  Mietverträge  mit  monatlichen  Nettomieten  von 
weniger als 15’000 CHF zu beschränken. 

 

Schliesslich ist der subsidiäre Charakter der durch dieses Gesetz festge‐
legten Mietzinsübernahme zu befürworten,  insbesondere weil dadurch 
die teilweise weiter gehenden und bereits in Kraft gesetzten kantonalen 
Lösungen nicht tangiert werden. 

 

Wir danken Ihnen, geschätzte Damen und Herren,  für die Berücksichti‐
gung unserer Anliegen und verbleiben 

 

 

mit freundlichen Grüssen. 

Sozialdemokratische Partei der Schweiz 

            
Christian Levrat        Luciano Ferrari 
Präsident          Leiter Politische Abteilung 
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Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Ein-
schränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz). 
Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 

während den Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronvirus (Covid-

19) Stellung nehmen zu können. Der Schweizerische Städteverband vertritt die Städte, städtischen 

Gemeinden und Agglomerationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevölke-

rung. 

Allgemeine Einschätzung 

Aufgrund der Zusammensetzung der Geschäfte war die Betroffenheit von den Betriebsschliessungen 

und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus in den Städten sehr gross. Dies geht auch 

aus den Rückmeldungen unserer Mitglieder in der internen Konsultation zum vorliegenden Bundesge-

setz hervor. Diese verweisen unter anderem auch auf die eigenen, zum Teil deutlich weitergehenden 

Lösungen, die sie für ihre eigenen Geschäftsmieter bereits eingeführt haben. 

Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz wird denn auch unterstützt. Die Mieten sind für die betroffenen 

Geschäfte ein grosser Kostenblock, der ohne Abfederung viele Betriebe in der Existenz bedroht. Zu-

dem stellen die Städte fest, dass freiwillige Lösungen von den Vermietern zum Teil abgelehnt werden. 

Das Gesetz wird deshalb als guter Kompromiss betrachtet, der es erlaubt, in Ergänzung zu den kanto-

nalen und städtischen Massnahmen die Effekte der Pandemie auf die Wirtschaft abzuschwächen, 

ohne die Vermieter zu stark zu belasten. Dabei wird hervorgehoben, dass mit diesem Gesetz nicht nur 

die Betriebe, sondern auch deren Angestellte und ganz generell der Erhalt von Arbeitsplätzen unter-

stützt werden.  
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Unsere Mitglieder weisen aber auch auf gewisse Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Gesetz 

hin. Das Gesetz ist möglichst rasch umzusetzen. Dies dürfte aber aufgrund der zu wahrenden politi-

schen Prozesse kaum vor dem kommenden Frühling der Fall sein. Bis zur Inkraftsetzung bleibt des-

halb eine Unsicherheit bestehen, schnelle Lösungen könnten in Frage gestellt sein. Weiter geben Mit-

glieder zu bedenken, dass durch das Bundesgesetz trotz bereits getätigter und zum Teil sehr weitge-

hender Zugeständnisse der Städte gegenüber ihren Mietern Zusatzforderungen entstehen dürften. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Städteverband 

Präsident Direktorin 

Kurt Fluri, Nationalrat Renate Amstutz 

Stadtpräsident Solothurn 

Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 
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Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschrän-

kungen zur Bekämpfung des Coronavirus (COVID-19) (COVID-19-Geschäftsmietegesetz): Stel-

lungnahme 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren 

 

Sie haben uns eingeladen, in oben genannter Sache Stellung zu nehmen. Diese Gelegenheit der Mei-

nungsäusserung nehmen wir gerne wahr. economiesuisse nimmt gestützt auf den Input der betroffe-

nen Mitglieder aus einer übergeordneten, gesamtwirtschaftlichen Sicht wie folgt Stellung: 

 

Zusammenfassung 

economiesuisse lehnt den Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» ab. Wir hatten im 

Rahmen unserer internen Vernehmlassung nur wenige unterstützende Stimmen zu verzeich-

nen. Weitgehend überwogen folgende Überlegungen:  

 Das Gesetz fokussiert zu einseitig und undifferenziert auf die Vermieter und führt damit zu ei-

nem unverhältnismässigen Eingriff in die Grundrechte.  

 Es würde in ungebührlicher Weise die teilweise sehr unterschiedlich ausgestalteten Rechts-

verhältnisse zwischen Geschäftsmietern und Vermietern in der Schweiz pauschalisieren.  

 Es ist geprägt von einer Haltung des grundsätzlichen Misstrauens gegenüber den ausglei-

chend wirkenden Kräften des Marktes und der Fähigkeit von Vertragsparteien, selbständig 

Lösungen zu finden.  

 Es stützt sich mit dem Bezug auf Art. 109 BV auf eine nicht für derartige Eingriffe konzipierte 

Verfassungsgrundlage ab. 

 Es schafft Rechtsunsicherheit und gefährdet die in unzähligen Fällen erfolgten gütlichen und 

partnerschaftlichen Einigungen der betroffenen Mietparteien.  

 Schliesslich würde eine Regelung auch zu spät erfolgen, um damit den ursprünglichen Zweck 

der Vorlage, die kurzfristige Hilfe in einer wirtschaftlichen Notlage, zu erreichen.  
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Bekämpfung des Coronavirus (COVID-19) (COVID-19-Geschäftsmietegesetz): Stellungnahme 

1 Einleitende Bemerkungen 

Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates vom 8. Juni 

2020 im Nachgang zum Höhepunkt der Coronakrise ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und 

den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus 

(Covid-19)» ist nicht geeignet, gezielt Härtefälle im privatrechtlichen Verhältnis zwischen Mietern und 

Vermietern auf Grund der zum Höhepunkt der Krise erfolgten behördlichen Zwangsschliessungen zu 

vermeiden.  

Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. Die entsprechenden Geschäftsmietsver-

träge wurden von den Parteien auf Augenhöhe ausgehandelt, waren meist das Ergebnis profunder 

Analysen und Kalkulationen und sind oft langfristig ausgestaltet. Sie bleiben auch in einer Krisensitua-

tion gültig. Ein solcher gültiger Vertrag muss die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien bilden, 

um in der ausserordentlichen und für die ganze Wirtschaft herausfordernden Lage faire und für beide 

Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Es liegt bei einem Dauerschuldverhältnis - so wie dies die 

hier im Zentrum der Diskussion stehenden Mietverträge darstellen - im Interesse beider Parteien, dass 

die Geschäftsbeziehung nachhaltig funktionieren kann. Entsprechend hat ein Vermieter keinerlei Inte-

resse daran, dass sein Mieter in Konkurs fällt und das Mietobjekt darauf im schlimmsten Fall leer steht. 

Bereits aus diesem ureigenen Interesse hat ein Vermieter somit einen Anreiz, mit dem Mieter Lösun-

gen zu suchen, sollte seine wirtschaftliche Situation die Zahlung der Mietzinsen nicht mehr ermögli-

chen. Viele Vermieter haben auch über die reine Notlage hinausgehend, einfach im Sinne eines Entge-

genkommens in einer schwierigen Situation, dem Mieter die Zahlung von Mietzinsen gestundet oder 

erlassen. Das Instrument, welches in solchen Situationen zwischen den Parteien greift, ist eine sepa-

rate Vereinbarung zum Mietvertrag, in welcher dieser an die besondere Situation angeglichen wird. Un-

zählige solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Sie berücksichtigen die spezifischen 

Umstände des Einzelfalles und ermöglichen so faire und ausgewogene Lösungen für beide Parteien.  

Dieser, die Vertragsautonomie respektierende und zu fairen Lösungen führende Prozess hat in einem 

Staat, in dem das Primat des freien Marktes gilt, Priorität. Er darf nicht torpediert werden. Ein staatli-

cher Eingriff stellt Gespräche und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefähr-

det diese und verhindert oder erschwert dadurch eine Vielzahl von privaten Lösungen. 

 

2 Unverhältnismässiger Eingriff in die Grundrechte 

Die Bundesverfassung garantiert das Eigentum (Art. 26 BV) und die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV). 

Eingriffe in Grundrechte dürfen nur erfolgen, wenn sie verhältnismässig sind. Diese Voraussetzung 

wird mit dem «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» nicht erfüllt. Dieses stellt ein willkürlich konzipiertes 

Enteignungskonzept dar, welches – unabhängig von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Mieter 

– die Folgen einer historisch herausragenden Krise in einem beidseitigen Rechtsverhältnis ausschliess-

lich auf die Vermieter abwälzt. Dabei geht das Gesetz von Pauschalisierungen aus, die in zahlreichen 

Fällen zu stossenden Ergebnissen führen werden. Damit stellt das Gesetz einen klar unverhältnismäs-

sigen Eingriff in die obgenannten Grundrechte dar. Die Schweiz wäre nach aktuellem Wissensstand 

das einzige Land, welches im Zusammenhang mit den Folgen der Coronakrise derart willkürlich in das 

Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investo-

ren würde dieses selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. 

Das ist unbedingt zu vermeiden. 

 

3 Konträre Wirkung  

Das Gesetz richtet volkswirtschaftlichen Schaden an, statt Nutzen zu stiften. Es schafft zusätzliche 

Rechtsunsicherheit. Das Gesetz verhindert in vielen Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen 

und es schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermietern und Mietern. Die Anzahl der be-

troffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche keine partnerschaftlichen Lösungen vorliegen, 

ist völlig unklar. Von der Verwaltung gestützt auf ein eigenes Monitoring angekündigte Zahlen liegen 

frühestens im Oktober 2020 vor und damit voraussichtlich zu spät für die Botschaft an das Parlament. 
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Damit kann der Gesetzesentwurf auch kein Konzept vorschlagen, welches der Besonderheit der Situa-

tion entspricht und behilft sich stattdessen weitgehend mit Schätzungen und Annahmen. Das ist bei ei-

nem derartig weitgehenden Eingriff in die Grundrechte nicht hinnehmbar.  

 

4 Problematischer Bezug auf Art. 109 BV 

Der Bund hat gestützt auf Art. 109 BV die Kompetenz, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen 

sowie über die Allgemeinverbindlicherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Fragen zur Über-

wälzung von Risiken bei Betriebsausfällen, die von den Parteien unverschuldet sind und damit die im 

«Covid-19-Geschäftsmietegesetz» erfassten Sachverhalte, sind von der entsprechenden Verfassungs-

bestimmung jedoch nicht erfasst. Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Art. 109 BV abzustüt-

zen, geht fehl. Gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grund-

sätze der Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten 

gewährleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage in keiner Art gewährleistet werden. Wir haben gegen-

über der Anwendung von Art. 109 BV entsprechend grundlegende Vorbehalte und lehnen die Vorlage 

nicht zuletzt deswegen ab, weil die Gefahr eines weitgehenden Präjudizes droht.  

 

5 Lösung käme zu spät 

Schliesslich käme die Lösung in den Fällen, in denen sie tatsächlich von Nöten wäre, trotz Dringlicher-

klärung und trotz – rechtsstaatlich bedenklicher - Rückwirkung zu spät. Diejenigen Unternehmen, die 

trotz den COVID-Notkrediten als unmittelbare Folge der behördlich verfügten Schliessungen in Liquidi-

tätsschwierigkeiten geraten sind, können nicht durch einen nachträglichen Mieterlass gerettet werden.  

 

6 Zusammenfassung 

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft Ungerechtigkeiten 

auf einer anderen Ebene. Durch Eingriffe, wie sie das vorgeschlagene Gesetz vornehmen will - mit der 

Einführung neuer Rechtsbegriffe und der Schaffung von Rechtsunsicherheit - lassen sich langwierige 

und unberechenbare Gerichtsverfahren nicht verhindern. Unsicherheiten führen eher dazu, dass bei 

Fällen, die offensichtlich als ungerecht erachtet werden müssen, der Rechtsweg beschritten wird. Ein 

allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhältnismässig und auf 

jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Überbrückung der krisenbedingten Ausfälle 

am ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die kleineren Unternehmen. Die vorge-

schlagene Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen und bietet nicht rechtzeitig Rechtssicherheit. 

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehenden Ge-

schäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige Abgrenzungs-

fragen auf. Er ist daher abzulehnen. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur 

Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

economiesuisse 
 

 

  

Erich Herzog 

Mitglied der Geschäftsleitung 

Sandrine Rudolf von Rohr 

Stv. Leiterin Wettbewerb & Regulatorisches 
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Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschrän-

kungen zur Bekämpfung des Corona-Virus (COVID-19 Geschäftsmietegesetz) 

Sehr geehrte Damen und Herren

Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 

sgv über 230 Verbände und gegen 500 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unterneh-

men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachver-

band der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie 

für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein.  

Mit Schreiben vom 3. Juli 2020 lädt das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und For-

schung (WBF) ein, sich zum Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins während Betriebsschlies-

sungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Corona-Virus (COVID-19 Geschäftsmietegesetz) 

zu äussern. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme.  

Der Bundesrat wurde vom Parlament beauftragt, Massnahmen zur Festlegung des Miet- oder Pacht-

zinses betroffener Betriebe zu ergreifen. Mieter sollen nur 40 Prozent der Miete schulden. Gefordert 

wird zudem, dass diese Regelung für Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb stark ein-schränken 

mussten, für maximal zwei Monate gilt. Die Regelung soll für Mieter gelten, deren Mietzins weniger als 

20'000 Franken pro Monat und Objekt beträgt, wobei die Mietparteien bei einem Mietzins zwischen 

15'000 und 20'000 Franken auf die gesetzliche Regelung verzichten können. Der Bundesrat wird fer-

ner aufgefordert, einen Härtefallfonds für Vermieter im Umfang von 20 Millionen Franken vorzusehen. 

Wenn die Mietparteien bereits Vereinbarungen in diesem Bereich getroffen haben, sollen diese ihre 

Gültigkeit behalten und nicht durch die gesetzliche Regelung aufgehoben werden.   

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv lehnt die Vorlage ab.   

Nach Auffassung des sgv soll der Staat nicht in die privaten Vertragsverhältnisse eingreifen. Mieter 

und Vermieter sollen sich im direkten Gespräch einigen. Anlässlich der Diskussion im National- und 

Ständerat wurde der Eindruck erweckt, dass die Vermieter auf einen Teil der Mieteinnahmen verzich-

ten können. Dabei bleibt unberücksichtigt, dass Vermieter bzw. der Eigentümer die Ausgaben für Hy-

pothekarzinsen, Versicherungen, den Liegenschaftenunterhalt, Steuern, Entsorgungsgebühren und 

weitere Fixkosten zu tragen hat, ganz zu schweigen von den notwendigen Investitionen in den Werter-

halt der Liegenschaft.   
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Wir danken für die Kenntnisnahme. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 
 
 
 
Hans-Ulrich Bigler Dieter Kläy 
Direktor, e. Nationalrat Ressortleiter 
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Gjidoda Gabriela BWO

Von: Verband <verband@arbeitgeber.ch>

Gesendet: Dienstag, 7. Juli 2020 08:44

An: Ballmer Barbara BWO

Betreff: AW: Covid-19-Geschäftsmietegesetz: Vernehmlassungsverfahren | Loi 

COVID-19 sur les loyers commerciaux: procédure de consultation | Legge 

sulle pigioni commerciali COVID-19: procedura di consultazione

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung

Kennzeichnungsstatus: Erledigt

Sehr geehrte Frau Ballmer 

 

Mit Schreiben vom 3. Juli 2020 wurden wir zur Stellungnahme zum obengenannten Geschäft eingeladen.  

Für die uns dazu gebotene Gelegenheit danken wir Ihnen bestens. 

 

Da diese Frage gemäss Arbeitsteilung mit economiesuisse – Verband der Schweizer Unternehmen –  

in deren Zuständigkeitsbereich fällt, verzichten wir auf eine eigene Eingabe. 

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme. 

 

Freundliche Grüsse 

Muriel Hofer 

------------------------------------------------------------- 

Muriel Hofer 

Leiterin Administration 

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 

Hegibachstrasse 47 

Postfach 

8032 Zürich 

Tel. direkt +41 44 421 17 40 

Tel. +41 44 421 17 17 

Fax +41 44 421 17 18 

hofer@arbeitgeber.ch 

www.arbeitgeber.ch 

 

 

 
hier geht’s zur Kampagne  

 

Von: barbara.ballmer@bwo.admin.ch  

Gesendet: Freitag, 3. Juli 2020 13:41 

Cc: martin.tschirren@bwo.admin.ch; cipriano.alvarez@bwo.admin.ch; felix.koenig@bwo.admin.ch 

Betreff: Covid-19-Geschäftsmietegesetz: Vernehmlassungsverfahren | Loi COVID-19 sur les loyers commerciaux: 

procédure de consultation | Legge sulle pigioni commerciali COVID-19: procedura di consultazione 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Bundesrat hat am 1. Juli 2020 das WBF beauftragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den 

gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen 



 

 Monbijoustrasse 61, 3007 Bern, www.sgb.ch  

031 377 01 01, Fax 031 377 01 02, info@sgb.ch 

Covid-19-Geschäftsmietegesetz: Vernehmlassung  

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin, 

Besten Dank für die Einladung zur oben erwähnten Vernehmlassung. Der SGB nimmt dazu im 

Folgenden gerne Stellung. 

Der SGB begrüsst die vorliegende, durch das Parlament initiierte Vorlage zur Finanzierung der 

Geschäftsmieten während des durch die Covid-19-Pandemie bedingten Teilstillstands des wirt-

schaftlichen Lebens grundsätzlich. Im Sinne des vom Mieterinnen- und Mieterverband in Auftrag 

gegebenen Rechtsgutachtens Brutschin/Rubli/Stastny, welches für die betroffenen Betriebe ei-

nen klaren "Mangel am Mietobjekt" konstatiert, möchten wir aber festhalten, dass eine 40-prozen-

tige Übernahme des Miet- bzw. Pachtzinses seitens der betroffenen Mieter immer noch eine un-

gerechtfertigt hohe Belastung darstellt. 

Wichtig ist, dass von der vorgeschlagenen Lösung nicht nur "öffentlich zugängliche Einrichtun-

gen und Betriebe", die komplett schliessen mussten, sondern auch die nur sehr eingeschränkt 

weiterbetriebenen Gesundheitseinrichtungen wie etwa Physiotherapiepraxen profitieren. Eine 

Ausweitung auf indirekt betroffene Betriebe ausserhalb des Gesundheitssektors (wie etwa Fahr-

radgeschäfte) wäre aber ebenso gerechtfertigt und entsprechend begrüssenswert. 

Der subsidiäre Charakter der durch dieses Gesetz festgelegten Mietzinsübernahme ist zu befür-

worten, insbesondere, weil dadurch die teilweise weitergehenden und bereits in Kraft gesetzten 

kantonalen Lösungen nicht angetastet werden. 

Die Weigerung des Bundesrates, den diesem Gesetz zugrundeliegenden Entscheid des Parla-

ments vorübergehend im Rahmen einer Notverordnung umzusetzen, ist hingegen unverständ-

lich. Denn bis zum Inkrafttreten des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes werden noch Monate ver-

streichen, was zu unnötigen Konkursen und damit zum Verlust von Arbeitsplätzen führen wird. 

Eine solche Entwicklung lässt sich auch deshalb schon seit einiger Zeit beobachten, weil es der 

Bundesrat bereits ursprünglich unterlassen hat, frühzeitig auf eigene Initiative eine Lösung für die 

Geschäftsmieten zu erlassen. Die vorgebrachte Begründung für diesen Verzicht – nämlich, dass 

damit ein Eingriff in die private Vertragsfreiheit vermieden werden soll – mutet reichlich sonderbar 

an, wurde doch mit fast sämtlichen epidemiologisch bedingten sowie vielen wirtschaftlich be-

gründeten Schutzmassnahmen direkt in die Wirtschafts- bzw. Vertragsfreiheit eingegriffen. 

123 RW/es 

Bern, 10. Juli 2020

Eidgenössisches Departement für  

Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 

Bundeshaus Ost 

3003 Bern 

Recht@bwo.admin.ch 



Um einer solchen Verzögerung künftig vorzubeugen, fordert der SGB eine dahingehende Ergän-

zung des vorliegenden Gesetzesentwurfs, dass mindestens die "40/60-Lösung" auch im Falle 

weiterer – hoffentlich nicht eintretender – Covid-19-Wellen oder anderweitiger Pandemien bei 

entsprechend verordneten Betriebsschliessungen automatisch wieder Anwendung findet. 

Für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen im Voraus bestens. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

 

Pierre-Yves Maillard  Reto Wyss 

Präsident  Zentralsekretär 



 

 

 

 

 

 

DEFR 

Monsieur Guy Parmelin 

Conseiller fédéral 

Palais fédéral 

Berne 

 

Courriel : Recht@bwo.admin.ch 

 

 

Berne, le 27 juillet 2020 

 

 

Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements et les 
restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19) (Loi COVID-19 sur les loyers 

commerciaux). Consultation. 

 

 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

Madame, Monsieur,  

 

Nous vous remercions de nous donner la possibilité de nous exprimer sur ce projet et c’est bien 
volontiers que nous vous faisons parvenir notre avis. Nous soutenons sur le fond la loi COVID-19 sur 

les loyers commerciaux qui vise à mettre en œuvre les exigences de deux motions.  
 

Il est effectivement nécessaire de garantir le plus vite possible pour les parties concernées la sécurité 

juridique d’où la forme d’une loi fédérale urgente de durée limitée.  
 

Comme le dispositif proposé correspond bien aux textes des deux motions dont il a été donné suite, 

nous pouvons l’approuver. L’avantage du dispositif selon nous est d’éviter de nombreux recours aux 
voix de droit. Nous saluons aussi les dispositions relatives aux sanctions prévues en cas d’infractions 
à la loi.  

 

Cette loi devrait être supportable pour les bailleurs même s’ils ne sont pas responsables du COVID-

19. Il est juste dans ces conditions qu’il y a ait un fonds d’indemnisation pour les bailleurs pouvant se 

retrouver en situation de détresse économique.   

 

Cette loi traduit l’effort de solidarité nécessaire et supportable que chacun est censé faire en fonction 
de ses possibilités en période de crise exceptionnelle.  

 



Enfin, elle ajoute un élément modeste de stabilisation conjoncturelle aux diverses autres mesures déjà 

prises pour les salarié-e-s (p. ex. extension du chômage partiel), les indépendants (p. ex. allocation 

perte de gain coronavirus) et les entreprises (cautionnements). 

 

En vous remerciant par avance de réserver un bon accueil à notre réponse, nous vous adressons, 

Monsieur le Conseiller fédéral, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées. 

 

 

 

 

Adrian Wüthrich, président     Denis Torche, membre de la direction
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AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU YVO /VPGHTJHTHUY ^EHS GHP 9LHU" VPG GHP <DFKUYLPT X\KSHPG 
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EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ 5_XNO]\K^ CK\WOVSX 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ F]MRS\\OX 

EOR\$ QOOR\^O\ ;O\\ 4V`K\Oc 

EOR\ QOOR\^O 7KWOX _XN ;O\\OX

7SO 4:7 DOXY`K^SYXOX 4: LONKXU^ ]SMR Ph\ NSO :OVOQOXROS^ c_\ E^OVV_XQXKRWO c_W HY\OX^a_\P NO] 

YLQOXKXX^OX 5_XNO]QO]O^cO] k6Y`SN%)1%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cl&

7SO 4:7 DOXY`K^SYXOX 4: OXQKQSO\^ ]SMR ]OS^ 5OQSXX NO\ 6Y\YXK%>\S]O Ph\ OSX WK\U^QO\OMR^O]$ PKS\O] 

_XN Ph\ ;e\^OPeVVO _XN LO]YXNO\] LOOSX^\eMR^SQ^O GX^O\XORWOX ]KMRQO\OMR^O] _XN Z\KU^SUKLVO] 

>YXcOZ^ Ph\ LO^\YPPOXO :O]MReP^]WSO^`O\ReV^XS]]O& 7K] K_PQ\_XN NO\ 5O]MRVh]]O NO] AK^SYXKV\K^O] `YW 

,& =_XS *(*( _XN NO] E^eXNO\K^O] `YW 0& =_XS *(*( K_]QOK\LOS^O^O k5_XNO]QO]O^c hLO\ NOX @SO^% _XN 

NOX CKMR^cSX] aeR\OXN 5O^\SfL]]MRVSO]]_XQOX _XN 8SX]MR\eXU_XQOX c_\ 5OUeWZP_XQ NO] 6Y\YXK`S\_] 

!6Y`SN%)1"l aSNO\]Z\SMR^ NSO]OW JSOV XSMR^ X_\$ ]YXNO\X LORSXNO\^ SX _XceRVSQOX 9eVVOX Qh^VSMRO _XN 

ZK\^XO\]MRKP^VSMRO 8SXSQ_XQOX NO\ LO^\YPPOXOX @SO^ZK\^OSOX&

1HP WQSNLHJHPGHP 2PUXVSI GHT a0QWLG"%,"4HTFK\IUTOLHUHJHTHUYHTb NHKPHP XLS GDKHS GHYLGLHSU DE#

IS\ VOQOX <RXOX XKMRPYVQOXN _X]O\O dLO\VOQ_XQOX NK\&

6# .NNJHOHLPH /HOHSMVPJHP

1LH .41 =HPQWDULQPHP .4 NHKPU GHP AQSHPUXVSI YVO /VPGHTJHTHUY DE#



7SO]O\ S]^ VPWHSK\NUPLTO\TTLJ _XN WHSIDTTVPJTXLGSLJ! O\ \SMR^O^ WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP >FKDGHP KX$ 

]^K^^ A_^cOX c_ ]^SP^OX3 ]MRKPP^ c_]e^cVSMRO =HFKUTVPTLFKHSKHLU _XN ah\NO OSX XLNNM^SNLFK UYXcSZSO\^O] 

8X^OSQX_XQ]UYXcOZ^ QO]O^cVSMR `O\KXUO\X$ aOVMRO] _X`O\]^eXNVSMRO\aOS]O K_]]MRVSO]]VSMR NSO 

HO\WSO^O\ ^\ePO& 7K] :O]O^c WHSKLPGHSU SX `SOVOX 9eVVOX Qh^VSMRO _XN RDSUPHSTFKDIUNLFKH 2LPLJVPJHP _XN 

O] ]MRKPP^ OSXO HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP AHSOLHUHSP VPG 9LHUHSP#

4_MR NSO 7\SXQVSMRO\UVe\_XQ _XN OSXO \hMUaS\UOXNO <XU\KP^]O^c_XQ `O\WgQOX NSO FK^]KMRO XSMR^ c_ 

UY\\SQSO\OX$ NK]] OSXO ?g]_XQ YV TR\U UYWW^&

4_] NOW SX 4\^SUOV - NO\ 5_XNO]`O\PK]]_XQ !5H" `O\KXUO\^OX DOMR^]]^KK^]Z\SXcSZ aS\N _X^O\ KXNO\OW 

NK] :OLY^ NO\ DOMR^]]SMRO\ROS^ KLQOVOS^O^& C\S`K^O ]YVVOX ]SMR LOS SR\OW ;KXNOVX K_P NK] QOV^OXNO 

DOMR^ `O\VK]]OX UgXXOX& @S^ NOW \hMUaS\UOXN SX >\KP^ QO]O^c^OX k6Y`SN%)1%:O]MReP^]WSO^QO]O^cl 

ah\NO OSXO NSO HO\WSO^O\]OS^O LOVK]^OXNO$ OMR^O DhMUaS\U_XQ PO]^QOVOQ^ _XN NKWS^ NK] 4HEQU GHS 

=HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUYU#

7SO 5_XNO]`O\PK]]_XQ QK\KX^SO\^ SX 4\^SUOV *. NK] 8SQOX^_W _XN SX 4\^SUOV */ NSO IS\^]MRKP^]P\OSROS^& 

@S^ NOW k6Y`SN%)1%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cl ah\NOX NSO]O LOSNOX WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHX\KSNHLTUHUHP 4SVPGSHFKUH WHSNHUYU#

7K] `Y\QO]MRVKQOXO 5_XNO]QO]O^c S]^ PLFKU WHSK\NUPLTO\TTLJ# 8] ah\NO c_ OSXO\ _XQO\OMR^PO\^SQ^OX$ 

QOXO\OVVOX EMRVOMR^O\]^OVV_XQ `YX HO\WSO^O\X PhR\OX _XN Re^^O OSXO aSVVUh\VSMRO 8X^VK]^_XQ `YX 

@SO^O\X c_\ 9YVQO$ YRXO NO\OX aS\^]MRKP^VSMRO 5O^\YPPOXROS^ c_ LO\hMU]SMR^SQOX&

7SO EMRaOSc ae\O NK] OSXcSQO ?KXN$ aOVMRO] NO\K\^ aSVVUh\VSMR SX NK] HO\^\KQ]\OMR^ OSXQ\SPPO& <W 

aSMR^SQOX SX^O\XK^SYXKVOX >UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 6PWHTULULQPHP VPG 6PWHTUQSHP ah\NO NSO]O] 

]OVL]^SXN_cSO\^O ZYVS^S]MRO DS]SUY UVK\ c_ OSXOW SHNDULWHP BHUUEHXHSETPDFKUHLN PhR\OX& 7K] S]^ 

_XLONSXQ^ c_ `O\WOSNOX&

7SO K_P WSXNO]^OX] OSXO RKVLO @SVVSK\NO 9\KXUOX QO]MRe^c^O PSXKXcSOVVO 8DTU X^SGH XHLUJHKHPG GHP 

AHSOLHUHSP DVIJHE^SGHU! _XKLReXQSQ `YX SR\O\ PSXKXcSOVVOX ES^_K^SYX&

7SO 4XcKRV NO\ LO^\YPPOXOX :O]MReP^]WSO^O\SXXOX _XN %WSO^O\$ Ph\ aOVMRO XYMR UOSXO 

ZK\^XO\]MRKP^VSMROX ?g]_XQOX `Y\VSOQOX$ S]^ `gVVSQ _XUVK\& 7SO HO\aKV^_XQ aSVV ]SMR K_P OSX OSQOXO] 
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.PPDKOHP EDTLHSHPGHT 7QPTUSVMU# 7K] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV&

7SO 1HILPLULQP O]JNLFKHS 5\SUHI\NNH K_P HO\WSO^O\]OS^O ah\NO NOW 5_XNO]KW^ Ph\ IYRX_XQ]aO]OX 

!5IB" YLVSOQOX$ NK] NKc_ WS^ aOS^\OSMROXNOX 8X^]MROSNUYWZO^OXcOX K_]QO]^K^^O^ ah\NO&
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8SX]MR\eXU_XQ OSXO] 5O^\SOL] K_PQ\_XN `YX LORg\NVSMROX @K]]XKRWOX SXPYVQO NO\ 6BH<7%)1% 

CKXNOWSO PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS VSOQOX& Ih\NO OSXOW 
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66# AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH
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>YWZO^OXc c_$ HY\]MR\SP^OX QOQOX @S]]L\e_MRO SW @SO^aO]OX ]YaSO hLO\ NSO

4VVQOWOSX`O\LSXNVSMRO\UVe\_XQ `YX DKRWOXWSO^`O\^\eQOX c_ O\VK]]OX& 7O\ `YW `Y\QO]MRVKQOXOX 

k6Y`SN%)1%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cl LO^\YPPOXO :OQOX]^KXN QORg\^ UVK\ XSMR^ NKc_&
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.SU# + .ET# % /TU# D XSWW^ LO]^OROXNO 8SXSQ_XQOX \SMR^SQO\aOS]O `YX NO\ QO]O^cVSMROX DOQOV_XQ K_]& 8] 

S]^ KLO\ XSMR^ KUcOZ^KLOV$ aOXX OSXcSQ @SO^cSX]\ON_U^SYXOX SR\O :hV^SQUOS^ LORKV^OX& 4_MR 8SXSQ_XQOX$ 

aOVMRO kLOS]ZSOV]aOS]O E^_XN_XQ]% YNO\ DK^OXcKRV_XQ]KL\ONOXl _WPK]]OX$ ]SXN QhV^SQO 4LWKMR_XQOX 

_XN Wh]]OX `YW :OV^_XQ]LO\OSMR K_]QOXYWWOX aO\NOX& 4_MR ]YVMRO HO\OSXLK\_XQOX ]^OVVOX kOSXO 

K_]N\hMUVSMRO 8SXSQ_XQ NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOXl NK\&
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8] W_]] NOPSXSO\^ aO\NOX$ c_ aOVMROW JOS^Z_XU^ OSX \OMR^]U\eP^SQO\ :O\SMR^]OX^]MROSN `Y\c_VSOQOX RK^$ 

NKWS^ OSX @SO^`O\ReV^XS] `YW :OV^_XQ]LO\OSMR NO] :O]O^cO] K_]QOXYWWOX aS\N& 7SO HY\QKLO$ aYXKMR 

NK] :O]O^c LOS VK_POXNOX :O\SMR^]`O\PKR\OX \hMUaS\UOXN c_\ 4XaOXN_XQ UYWW^$ aS\N OSXO Q\Y]]O JKRV 

`YX :O\SMR^]PeVVOX K_]Vg]OX YNO\ LOQhX]^SQOX % ]^K^^ ]SO c_ `O\RSXNO\X& 7SO \hMUaS\UOXNO 4XaOXN_XQ 

aS\N NSO FOXNOXc c_W 4LaK\^OX `O\]^e\UOX$ ]^K^^ aSO N\SXQOXN Xg^SQ NOX ;KXNV_XQ]N\_MU _XN 

OX^]Z\OMROXNO 8SXSQ_XQOX c_ LOPg\NO\X&

.SU# + .ET# &

7SO 4:7 DOXY`K^SYXOX 4: VORX^ OSXO DOQOV_XQ Ph\ @SO^`O\ReV^XS]]O WS^ @SO^cSX]OX caS]MROX S] YYY 

_XN *( ((( 9\KXUOX KL& 7SO 7OPSXS^SYX OSXO] 5O\OSMR]$ SXXO\RKVL NO]]OX NSO @SO^`O\^\KQ]ZK\^OSOX 

OSX]OS^SQ K_P NSO 4XaOXN_XQ NO] :O]O^cO] `O\cSMR^OX UgXXOX$ O\]MROSX^ LOVSOLSQ _XN S]^ aSVVUh\VSMR 

]YaSO XSMR^ Z\KU^SUKLOV&

.SU# " 9DTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

.NT ODTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT LTU LP .SU# ( .ET# % GHS /SVUUQOLHUYLPT EYX# GHS 

/SVUUQRDFKUYLPT YV EHYHLFKPHP#

.SU# ( .ET# & VPG .ET# ' TLPG RS\YLTHS YV IQSOVNLHSHP#

.SU# " .ET#  
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7S]U_]]SYX WOR\ROS^VSMR _XNSPPO\OXcSO\^ `YX NO\ k@SO^Ol Lca& NOW k@SO^cSX]l NSO DONO& EYPO\X NSO]O 

5OQ\SPPO Z\ecS]O\ QOPK]]^ a_\NOX$ aK\ WOS]^OX] NO\ 5\_^^YWSO^cSX] QOWOSX^& 7SO] aK\ LOS]ZSOV]aOS]O 

LOS NO\ `YW E^eXNO\K^ Q_^QOROS]]OXOX @Y^SYX *(&+).) NO\ I4>%ED NO\ 9KVV$ OLOX]Y LOSW 5O]MRV_]] 

NO] E^eXNO\K^O] `YW .& @KS *(*( hLO\ NSO KLQOeXNO\^O @Y^SYX *(&+),* NO\ I4>%AD& &

.SU# " .ET#   VPG !
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HO\^\eQO WS^ QOWS]MR^OX A_^c_XQOX$ NSO `YX NO\ 6Y`SN%)1%CKXNOWSO _X^O\]MRSONVSMR LO^\YPPOX aK\OX$ 
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KLQONOMU^&
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.SU# ) 4HTFKVNGHUHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

BLS NHKPHP .SU# ) DE#

EeW^VSMRO LO^\YPPOXOX HO\WSO^O\ ah\NOX `YX :O]O^cO] aOQOX c_W HO\cSMR^ K_P .(! SR\O] 

9Y\NO\_XQ]KX]Z\_MRO] K_P `O\^\KQVSMR `O\OSXLK\^O @SO^% YNO\ CKMR^cSX]O QOca_XQOX& 4XNO\O\]OS^] 

ah\NOX ]eW^VSMRO `YX NO\ HY\VKQO O\PK]]^OX @SO^O\ _XQOKMR^O^ NO\ ^K^]eMRVSMROX aS\^]MRKP^VSMROX 

4_]aS\U_XQOX K_P SR\ GX^O\XORWOX SW QVOSMROX GWPKXQ OX^VK]^O^& 7SO]O CK_]MRKVSO\_XQ WKQ OSXPKMR 

]OSX$ S]^ KLO\ aSVVUh\VSMR$ _XK_]QOaYQOX _XN _XQO\OMR^&

HO\WSO^O\ Wh]]^OX$ _W QOWe]] 4\^SUOV / SX NOX :OX_]] `YX ;e\^OPKVV%:OVNO\ c_ UYWWOX$ SR\O AY^VKQO 

WS^ OSXO\ QKXcOX DOSRO `YX GX^O\VKQOX$ !k@SO^% YNO\ CKMR^`O\^\KQ$ >Y\\O]ZYXNOXc$ aOS^O\O 

7YU_WOX^Ol" LOaOS]OX& 7SO] SXUV_]S`O NO\ 4_PVKQO$ NK]] NK] k5IB c_]e^cVSMRO 4XPY\NO\_XQOX Ph\ NK] 

HY\VSOQOX OSXO\ aS\^]MRKP^VSMROX AY^VKQOl PO]^VOQOX UKXX& EOS^OX] NO\ @SO^O\ ah\NO WS^^OV] OSXO] 

]SWZVOX 4_P^OSV_XQ]]MRVh]]OV L\OS^ hLO\ OSXO HSOVcKRV `YX GX^O\XORWOX DOMR^ QO]Z\YMROX % YRXO 

NO\OX 5O^\YPPOXROS^ hLO\RK_Z^ XeRO\ c_ hLO\Z\hPOX& 7SO] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV&

.SU# * 4HTVPGKHLUTHLPSLFKUVPJHP

BLS NHKPHP .SU# * DE#

8] S]^ XSMR^ cSOVPhR\OXN$ QOaS]]O GX^O\XORWOX$ aOVMRO kX_\l OSXO 8SX]MR\eXU_XQ NO] 5O^\SOL] 

O\PKR\OX RKLOX$ OLOXPKVV] `YW 5_XNO]QO]O^c Z\YPS^SO\OX c_ VK]]OX& @S^ NO\ 4XaOXN_XQ K_P ]eW^VSMRO 

:O]_XNROS^]OSX\SMR^_XQOX VK_^ 6BH<7%)1%HO\Y\NX_XQ * aS\N OSXO\]OS^] OSXO _XQO\OMR^PO\^SQ^O 

CK_]MRKVSO\_XQ `Y\QOXYWWOX& 4XNO\O\]OS^] aO\NOX KXNO\O GX^O\XORWOX K_]QO]MRVY]]OX& 4_MR 

;Y^OV] aK\OX LOS]ZSOVaOS]O SXNS\OU^ LO^\YPPOX _XN W_]]^OX SR\OX 5O^\SOL OSX]MR\eXUOX& 8LOX]Y ]SXN 

LOS DO]^K_\KX^]$ NSO ^OSVaOS]O SX 5O^\SOL aK\OX$ NSO OPPOU^S`OX 8SXL_]]OX ]MRaSO\SQ c_ O\ROLOX& 8] 

PVg]]OX c_NOW dLO\L\hMU_XQ]% _XN ?S[_SNS^e^]RSVPOX$ NSO OLOXPKVV] ]^KK^VSMR K_]QO\SMR^O^ a_\NOX&

.SU# + 2PUTFK\GLJVPJ EHL XLSUTFKDIUNLFKHP :QUNDJHP

BLS NHKPHP .SU# + DE#

7SO >YXcOZ^SYX OSXO\ ;e\^OPKVV\OQOV_XQ Ph\ HO\WSO^O\ `O\WKQ NSO GXK_]QOaYQOXROS^ NO\ QO]KW^OX 

HY\VKQO XSMR^ aO^^c_WKMROX % SW :OQOX^OSV& 7SO 4L]SMR^$ NSO WS^ .(! @SO^O\VK]] RYRO 5OVK]^_XQ `YX 

HO\WSO^O\X aO^^c_WKMROX _XN XKWOX^VSMR TOXO$ NSO WS^ >Y]^OXWSO^O K\LOS^OX$ c_ OX^VK]^OX$ S]^ c_W 

EMROS^O\X `O\_\^OSV^& 8SX ;e\^OPKVVPYXN]$ aOVMRO\ WS^ *( @SVVSYXOX 9\KXUOX QOe_PXO^ ah\NO$ `O\WKQ NSO 

c_ O\aK\^OXNOX 4_]PeVVO XSMR^ c_ NOMUOX& <W J_QO NO\ 6BH<7%)1 5OaeV^SQ_XQ ah\NOX RSO\ c_NOW 

@S^^OV OSXQO]^OVV^$ aOVMRO NSO Ph\ NOX]OVLOX JaOMU LO\OS^QO]^OVV^OX _XN PVSO]]OXNOX ?S[_SNS^e^]RSVPOX 

kUYXU_\\OXcSO\OXl&

>HLUH ) WQP +



.SU# %% =HIHSHPGVO VPG 6PMSDIUUSHUHP

BLS NHKPHP .SU# %% .ET# & DE#

7SO :OV^_XQ]NK_O\ NO] :O]O^cO] S]^ K_P +)& 7OcOWLO\ *(*( c_ LO]MR\eXUOX& 7SO SX 4\^& )) 4L]& * 

`Y\QO]MRVKQOXO :OV^_XQ]NK_O\ LS] 8XNO 7OcOWLO\ *(** S]^ hLO\cYQOX& ESO `O\WS^^OV^$ NK]] VKXQaSO\SQO 

DOMR^]`O\PKR\OX SX >K_P QOXYWWOX aO\NOX& 9O\XO\ S]^ NK] `Y\VSOQOXNO :O]O^c kPh\ NSO 7K_O\ NO\ `YW 

5_XN `O\Y\NXO^OX EMRVSO]]_XQl K_]QOVOQ^& <W WgQVSMROX 9KVVO OSXO] caOS^OX ?YMUNYaX] SX NOX =KR\OX 

*(*) YNO\ *(**$ WS^ KXNO\] QOK\^O^OX HY\]MR\SP^OX _XN 4_]aS\U_XQOX$ Wh]]^O NSO ?KQO TONYMR 

c_XeMR]^ XO_ LO_\^OSV^ aO\NOX& 8] W_]] NO]RKVL K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX$ NK]] NO\ `Y\VSOQOXNO 

:O]O^cO]`Y\]MRVKQ K_^YWK^S]MR K_MR Ph\ OSXOX caOS^OX ?YMUNYaX :hV^SQUOS^ O\RSOV^O& 7SO] S]^ ObZVScS^ 

PO]^c_RKV^OX&

7SO :OV^_XQ]P\S]^ LS] +)& 7OcOWLO\ *(** S]^ K_MR K_] NSO]OW :\_XN _W caOS =KR\O c_ `O\Uh\cOX&

6A# CVTDOOHPIDTTVPJ

=ONO\ c_]e^cVSMRO ]^KK^VSMRO 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\ReV^XS]]O ]MRKPP^ PHVH 

@PJHSHFKULJMHLUHP# ?KXQaSO\SQO :O\SMR^]`O\PKR\OX aO\NOX NKWS^ XSMR^ `O\RSXNO\^$ ]YXNO\X SX `SOVOX 

9eVVOX aYRV ORO\ LOPg\NO\^$ _& K& aOSV cKRV\OSMRO 8SXcOVPeVVO WS^ NOW HY\]MRVKQ XSMR^ QO\OQOV^ aO\NOX 

UgXX^OX&

@SO^`O\ReV^XS]]O ]SXN RSLWDUSHFKUNLFKHS AHSUSDJTWHSK\NUPLTTH# @SO^`O\^\eQO ]SXN K_MR SX NSO]O\ 

>\S]OX]S^_K^SYX QhV^SQ _XN LSVNOX NSO 5K]S] Ph\ HO\RKXNV_XQOX NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOX$ _W SX NSO]O\ 

K_]]O\Y\NOX^VSMROX ?KQO PKS\O _XN Ph\ LOSNO EOS^OX KUcOZ^KLVO >YWZ\YWS]]O c_ PSXNOX& GXceRVSQO 

]YVMRO\ HO\OSXLK\_XQOX a_\NOX LO\OS^] KLQO]MRVY]]OX& 7SO]O\ NSO HO\^\KQ]K_^YXYWSO \O]ZOU^SO\OXNO 

IOQ RK^ C\SY\S^e^ _XN ]YVV XSMR^ ^Y\ZONSO\^ aO\NOX& 8SX ]^KK^VSMRO\ 8SXQ\SPP ]^OVV^ :O]Z\eMRO _XN 

HO\RKXNV_XQOX caS]MROX @SO^% _XN CKMR^ZK\^OSOX SX 9\KQO$ QOPeR\NO^ NSO]O _XN aS\N OSXO HSOVcKRV `YX 

Z\S`K^OX ?g]_XQOX `O\RSXNO\X&

8SX KVVPeVVSQO\ TUDDUNLFKHS 2LPJSLII LP HLP RSLWDUSHFKUNLFKHT AHSUSDJTWHSK\NUPLT OVTT WHSK\NUPLTO\TTLJ 

_XN K_P TOXO @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ LO]MR\eXU^ ]OSX$ aOVMRO c_\ dLO\L\hMU_XQ NO\ U\S]OXLONSXQ^OX 

4_]PeVVO KW ORO]^OX K_P GX^O\]^h^c_XQ KXQOaSO]OX ]SXN& 8] ]SXN NSO] NSO UVOSXO\OX GX^O\XORWOX& 7SO 

`Y\QO]MRVKQOXO ?g]_XQ S]^ _X`O\ReV^XS]We]]SQ$ _XK_]QOaYQOX _XN LSO^O^ XSMR^ \OMR^cOS^SQ 

DOMR^]]SMRO\ROS^&

7O\ HY\OX^a_\P Ve]]^ NSO VPUHSTFKLHGNLFKHP XLSUTFKDIUNLFKHP .VTXLSMVPJHP NO\ `Y\hLO\QOROXNOX 

:O]MReP^]]MRVSO]]_XQOX K_P NSO `O\]MRSONOXOX 5O^\SOLO K_]]O\ 4MR^ _XN aS\P^ ]MRaSO\SQO 

4LQ\OXc_XQ]P\KQOX K_P&

7K] N_\MR NOX 5_XN SX 4_P^\KQ QOQOLOXO 9QPLUQSLPJ NLHJU PQFK NDPJH PLFKU WQS VPG MDPP TQOLU PLFKU 

DNT P]ULJH 1DUHPJSVPGNDJH YVS 7QPYHRULQP GHS @OTHUYVPJ WHSXHPGHU aO\NOX& 5O\OS^] `Y\VSOQOXNO 

8\ROL_XQOX NO\ <WWYLSVSOXL\KXMRO O\aeRX^ NO\ 5_XNO]\K^ SW 5O\SMR^ c_\ HO\XORWVK]]_XQ XSMR^& 7SO] 

S]^ ]^Y]]OXN&

>HLUH * WQP +



7SO 8\ROL_XQOX NO\ 5\KXMRO _XN ]ZOcSPS]MR NO] H<E cOSQ^OX LO\OS^] 8XNO @KS2 <X caOS 7\S^^OVX KVVO\ 

:O]MReP^]WSO^`O\ReV^XS]]O NO\ @S^QVSONO\ NO] H<E a_\NO LO\OS^] ZK\^XO\]MRKP^VSMRO ?g]_XQOX caS]MROX 

@SO^O\X _XN HO\WSO^O\X QOP_XNOX&

7SO SX NS`O\]OX 7DPUQPHP JHUSQIIHPHP 8]TVPJHP TUHKHP LO BLGHSTRSVFK YV HLPHS /VPGHTN]TVPJ#

9h\ NOX KVVPeVVSQOX 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\ReV^XS]]O RK^ NO\ 5_XN UOSXO ^K_QVSMRO 

AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH# 7SO 5O\_P_XQ K_P 4\^& )(( 5H S]^ PLFKU WHSUSHUEDS#

7SO S^FMXLSMHPGH 6PMSDIUTHUYVPJ GHT 4HTHUYHT LTU SHFKUNLFK VPKDNUEDS

BLS NHKPHP GDT /VPGHTJHTHUY DE#

2T LTU PLFKU YLHNI^KSHPG! HT EHKLPGHSU RSLWDUSHFKUNLFKH 8]TVPJHP VPG TUHNNU HLPH MSDTTH 

/HPDFKUHLNLJVPJ GHS 6OOQELNLHPHLJHPU^OHS VPG AHSOLHUHS GDS#

5OS KVVPeVVSQOX 9\KQOX ]^OROX aS\ QO\XO c_\ HO\PhQ_XQ&

9\O_XNVSMRO :\h]]O

IKV^O\ 8LO\VO 

HO\aKV^_XQ]\K^68B _XN HO\aKV^_XQ]\K^]Z\e]SNOX^

>HLUH + WQP +
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]^OZRKXO&LYX`SX3SX`O]^S]Q\Y_Z&MYW

5_XNO]KW^ Ph\ IYRX_XQ]aO]OX !5IB"

E^Y\MROXQK]]O - 

),+' :\OXMROX

4?4n4 <AH8EF E4

D_O N_ DRYNKXSK ) 

*0-* 6\KX]%@YX^KXK

KVKSK&MR

Jh\SMR$ *& 4_Q_]^ )')'

?FQNFIMLBRRTNHRBNSVOQS WTM /TNEFRHFRFSW [CFQ EFN 9JFS" TNE EFN ;BDISWJNR VXIQFNE 

/FSQJFCRRDILJFRRTNHFN TNE 2JNRDIQXNKTNHFN WTQ /FKXMPGTNH EFR 0OQONBUJQTR 0OUJE"%, 

!0OUJE"%,"4FRDIXGSRMJFSFHFRFSW 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ 5_XNO]\K^ CK\WOVSX 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ F]MRS\\OX 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ 4V`K\Oc 

EOR\ QOOR\^O 7KWOX _XN ;O\\OX

7SO 4?4n4 <X`O]^ E4 LONKXU^ ]SMR Ph\ NSO :OVOQOXROS^ c_\ E^OVV_XQXKRWO c_W HY\OX^a_\P NO] 

YLQOXKXX^OX 5_XNO]QO]O^cO] k6Y`SN%(0%:O]MRfP^]WSO^OQO]O^cl&

7SO 4?4n4 <X`O]^ E4 OXQKQSO\^ ]SMR ]OS^ 5OQSXX NO\ 6Y\YXK%>\S]O Ph\ OSX WK\U^QO\OMR^O]$ PKS\O] _XN Ph\ 

;f\^OPfVVO _XN LO]YXNO\] LOOSX^\fMR^SQ^O GX^O\XORWOX ]KMRQO\OMR^O] _XN Z\KU^SUKLVO] >YXcOZ^ Ph\ 

LO^\YPPOXO :O]MRfP^]WSO^`O\RfV^XS]]O& 7K] K_PQ\_XN NO\ 5O]MRVh]]O NO] AK^SYXKV\K^O] `YW +& =_XS 

)')' _XN NO] E^fXNO\K^O] `YW /& =_XS )')' K_]QOK\LOS^O^O k5_XNO]QO]O^c hLO\ NOX @SO^% _XN NOX 

CKMR^cSX] afR\OXN 5O^\SOL]]MRVSO]]_XQOX _XN 8SX]MR\fXU_XQOX c_\ 5OUfWZP_XQ NO] 6Y\YXK`S\_] 

!6Y`SN%(0"l aSNO\]Z\SMR^ NSO]OW JSOV XSMR^ X_\$ ]YXNO\X LORSXNO\^ SX _XcfRVSQOX 9fVVOX Qh^VSMRO _XN 

ZK\^XO\]MRKP^VSMRO 8SXSQ_XQOX NO\ LO^\YPPOXOX @SO^ZK\^OSOX&

1FN UOQLJFHFNEFN 2NSVTQG EFR ^0OUJE"%,"4FRDIXGSRMJFSFHFRFSWFR_ LFINFN VJQ EBIFQ EFWJEJFQS BC#

IS\ VOQOX <RXOX XKMRPYVQOXN _X]O\O eLO\VOQ_XQOX NK\&

6# .LLHFMFJNF /FMFQKTNHFN

1JF .8.`. 6NUFRS =. LFINS EFN ?OQFNSVTQG WTM /TNEFRHFRFSW BC#



7SO]O\ S]^ TNUFQIXLSNJRMXRRJH _XN UFQGBRRTNHRVJEQJH! O\ \SMR^O^ UOLKRVJQSRDIBGSLJDIFN =DIBEFN KX$ 

]^K^^ A_^cOX c_ ]^SP^OX2 ]MRKPP^ c_]f^cVSMRO <FDISRTNRJDIFQIFJS _XN ah\NO OSX VJLLK[QLJDI UYXcSZSO\^O] 
8X^OSQX_XQ]UYXcOZ^ QO]O^cVSMR `O\KXUO\X$ aOVMRO] _X`O\]^fXNVSMRO\aOS]O K_]]MRVSO]]VSMR NSO 

HO\WSO^O\ ^\fPO& 7K] :O]O^c UFQIJNEFQS SX `SOVOX 9fVVOX Qh^VSMRO _XN PBQSNFQRDIBGSLJDIF 2JNJHTNHFN _XN 

O] ]MRKPP^ OSXO FKLBSBNSF >NHLFJDICFIBNELTNH UON ?FQMJFSFQN TNE 9JFSFQN#

4_MR NSO 7\SXQVSMRO\UVf\_XQ _XN OSXO \hMUaS\UOXNO <XU\KP^]O^c_XQ `O\WgQOX NSO FK^]KMRO XSMR^ c_ 

UY\\SQSO\OX$ NK]] OSXO ?g]_XQ WT RPXS UYWW^&

4_] NOW SX 4\^SUOV , NO\ 5_XNO]`O\PK]]_XQ !5H" `O\KXUO\^OX DOMR^]]^KK^]Z\SXcSZ aS\N _X^O\ KXNO\OW 

NK] :OLY^ NO\ DOMR^]]SMRO\ROS^ KLQOVOS^O^& C\S`K^O ]YVVOX ]SMR LOS SR\OW ;KXNOVX K_P NK] QOV^OXNO 

DOMR^ `O\VK]]OX UgXXOX& @S^ NOW \hMUaS\UOXN SX >\KP^ QO]O^c^OX k6Y`SN%(0%:O]MRfP^]WSO^QO]O^cl 

ah\NO OSXO NSO HO\WSO^O\]OS^O LOVK]^OXNO$ OMR^O DhMUaS\U_XQ PO]^QOVOQ^ _XN NKWS^ NK] 4FCOS EFQ 

<FDISRRJDIFQIFJS UFQLFSWS#

7SO 5_XNO]`O\PK]]_XQ QK\KX^SO\^ SX 4\^SUOV )- NK] 8SQOX^_W _XN SX 4\^SUOV ). NSO IS\^]MRKP^]P\OSROS^& 

@S^ NOW k6Y`SN%(0%:O]MRfP^]WSO^OQO]O^cl ah\NOX NSO]O LOSNOX UFQGBRRTNHRQFDISLJDI 

HFVXIQLFJRSFSFN 4QTNEQFDISF UFQLFSWS#

7K] `Y\QO]MRVKQOXO 5_XNO]QO]O^c S]^ NJDIS UFQIXLSNJRMXRRJH# 8] ah\NO c_ OSXO\ _XQO\OMR^PO\^SQ^OX$ 

QOXO\OVVOX EMRVOMR^O\]^OVV_XQ `YX HO\WSO^O\X PhR\OX _XN Rf^^O OSXO aSVVUh\VSMRO 8X^VK]^_XQ `YX 

@SO^O\X c_\ 9YVQO$ YRXO NO\OX aS\^]MRKP^VSMRO 5O^\YPPOXROS^ c_ LO\hMU]SMR^SQOX&

7SO EMRaOSc af\O NK] OSXcSQO ?KXN$ aOVMRO] NO\K\^ aSVVUh\VSMR SX NK] HO\^\KQ]\OMR^ OSXQ\SPPO& <W 

aSMR^SQOX SX^O\XK^SYXKVOX =SBNEOQSVFSSCFVFQC TM 6NUFRSJSJONFN TNE 6NUFRSOQFN ah\NO NSO]O] 

]OVL]^SXN_cSO\^O ZYVS^S]MRO DS]SUY UVK\ c_ OSXOW QFLBSJUFN @FSSCFVFQCRNBDISFJL PhR\OX& 7K] S]^ 

_XLONSXQ^ c_ `O\WOSNOX&

7SO K_P WSXNO]^OX] OSXO RKVLO @SVVSK\NO 9\KXUOX QO]MRf^c^O PSXKXcSOVVO 8BRS V[QEF VFJSHFIFNE EFN 

?FQMJFSFQN BTGHFC[QEFS! _XKLRfXQSQ `YX SR\O\ PSXKXcSOVVOX ES^_K^SYX&

7SO 4XcKRV NO\ LO^\YPPOXOX :O]MRfP^]WSO^O\SXXOX _XN %WSO^O\$ Ph\ aOVMRO XYMR UOSXO 

ZK\^XO\]MRKP^VSMROX ?g]_XQOX `Y\VSOQOX$ S]^ `gVVSQ _XUVK\& 7SO HO\aKV^_XQ aSVV ]SMR K_P OSX OSQOXO] 

@YXS^Y\SXQ ]^h^cOX& 7SO]O] aS\N XSMR^ `Y\ BU^YLO\ )')' `Y\VSOQOX2 NSO 8\QOLXS]]O ]^OROX NKRO\ Ph\ NSO 

5Y^]MRKP^ KX NK] CK\VKWOX^ `O\W_^VSMR XYMR XSMR^ c_\ HO\PhQ_XQ& 7KWS^ LVOSL^ NK] WS^ NOW 

:O]O^cO]OX^a_\P `Y\QO]MRVKQOXO >YXcOZ^ OSX aOS^QOROXN BTG VJLLK[QLJDIFN =DIXSWTNHFN TNE 

.NNBIMFN CBRJFQFNEFR 7ONRSQTKS# 7K] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV&

7SO 1FGJNJSJON MZHLJDIFQ 5XQSFGXLLF K_P HO\WSO^O\]OS^O ah\NO NOW 5_XNO]KW^ Ph\ IYRX_XQ]aO]OX 

!5IB" YLVSOQOX$ NK] NKc_ WS^ aOS^\OSMROXNOX 8X^]MROSNUYWZO^OXcOX K_]QO]^K^^O^ ah\NO&

7O\ 5_XNO]\K^ RfV^ SW O\Vf_^O\XNOX 5O\SMR^ K_P EOS^O - c_^\OPPOXN PO]^$ NK]] NSO EMRVSO]]_XQ _XN NSO 

8SX]MR\fXU_XQ OSXO] 5O^\SOL] K_PQ\_XN `YX LORg\NVSMROX @K]]XKRWOX SXPYVQO NO\ 6BH<7%(0% 

CKXNOWSO NJDIS JM ?FQBNSVOQSTNHRCFQFJDI EFQ ?FQMJFSFQJNNFN TNE ?FQMJFSFQ VSOQOX& Ih\NO OSXOW 

FOSV NO\ @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ \hMUaS\UOXN ZO\ (.& @f\c )')' OSX QO]O^cVSMRO\ 4X]Z\_MR K_P 

@SO^cSX]RO\KL]O^c_XQ OSXQO\f_W^$ ah\NO TONYMR ^\Y^cNOW DOMR^ QO]MRKPPOX$ K_P NK] ]SMR SX NO\ C\KbS]

=FJSF & UON +



K_MR @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ LO\_POX aO\NOX$ NSO `YX NO\ `Y\QO]OROXOX DOQOV_XQ K_PQ\_XN NO\ 

@SO^cSX]RgRO !hLO\ S] YYY Lca& )Y YYY 9\KXUOX" KX ]SMR XSMR^ Z\YPS^SO\OX UgXX^OX&

66# ?FQGBRRTNHRHQTNELBHF

5OSW @SO^\OMR^ RKXNOV^ O] ]SMR _W JS`SV\OMR^& 7OW 5_XN UYWW^ QOWf]] 4\^SUOV ('0 5H X_\ NSO 

>YWZO^OXc c_$ HY\]MR\SP^OX QOQOX @S]]L\K_MRO SW @SO^aO]OX ]YaSO hLO\ NSO

4VVQOWOSX`O\LSXNVSMRO\UVf\_XQ `YX DKRWOXWSO^`O\^\fQOX c_ O\VK]]OX& 7O\ `YW `Y\QO]MRVKQOXOX 

k6Y`SN%(0%:O]MRfP^]WSO^OQO]O^cl LO^\YPPOXO :OQOX]^KXN QORg\^ UVK\ XSMR^ NKc_&

7O\ HO\]_MR$ NK] `Y\QO]MRVKQOXO :O]O^c K_P 4\^SUOV ('' 5H KLc_]^h^cOX$ S]^ TNSBTHLJDI# 7OXX QOWf]] 

NSO]O\ HO\PK]]_XQ]LO]^SWW_XQ c_\ >YXT_XU^_\ZYVS^SU Wh]]^OX _&K& NSO :\_XN]f^cO NO\ 

IS\^]MRKP^]P\OSROS^$ NO\ IO^^LOaO\L]XO_^\KVS^f^ _XN NO\ :VOSMRLORKXNV_XQ `YX >YXU_\\OX^OX 

QOafR\VOS]^O^ ]OSX& 7K] UKXX WS^ NSO]O\ HY\VKQO WS^XSMR^OX QOafR\VOS]^O^ aO\NOX& 8SX K_P NSO]O\ 

HO\PK]]_XQ]XY\W LO\_ROXNO] 5_XNO]QO]O^c aS\N NSO]O :\_XN]f^cO SW :OQOX^OSV `O\VO^cOX& 4XNO\] KV] 

NO\ 5_XNO]\K^ LO^\KMR^OX aS\ OSX .CRSYLLFN BTG .QSJKFL %$$ /? XSMR^ KV] k`O\^\O^LK\l$ ]YXNO\X KV] 

OGGFNKTNEJH GBLRDI#

666# =SFLLTNHNBIMF WT FJNWFLNFN /FRSJMMTNHFN 

.QS# " 4FLSTNHRCFQFJDI

@JQ LFINFN .QS# & JN EFQ UOQLJFHFNEFN 3OQM BC#

7SO DOQOV_XQ ]YVV UY\\SQSO\^ aO\NOX$ _W XSMR^ Ph\ NK] OSXcOVXO @SO^YLTOU^$ ]YXNO\X Ph\ NOX @SO^`O\^\KQ 

c_ QOV^OX& A_\ ]Y UKXX K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX$ NK]] Ph\ OSXO HSOVcKRV `YX @SO^YLTOU^OX SX OSXO\ YNO\ 

WOR\O\OX ?SOQOX]MRKP^OX TO OSX 8\VK]] LOKX^\KQ^ _XN NSO BLO\Q\OXcO `YX 6;9 JB BBB WOR\PKMR 

hLO\]MR\S^^OX ah\NO&

<X NOX 8\Vf_^O\_XQOX aS\N K_]QOPhR\^$ NK]] kWS^ NOW ;SXaOS] K_P :O]MRfP^]\f_WOl `O\NO_^VSMR^ aS\N$ 

kNK]] NO\ @YXK^]cSX] Z\Y @SO^% YNO\ CKMR^YLTOU^ _XN XSMR^ NK] HO\^\KQ]`YV_WOX QOWOSX^ S]^& IO\NOX 

SX OSXOW OSXcOVXOX HO\^\KQ WOR\O\O OSQOX]^fXNSQO @SO^% YNO\ CKMR^]KMROX c_]KWWOXQOPK]]^$ ]Y QSV^ 

NK] :O]O^c Ph\ TONO] NSO]O\ BLTOU^O$ Ph\ NK] OSX @SO^% YNO\ CKMR^cSX] `YX RgMR]^OX] JB BBB 9\KXUOX 

QSV^$ ]OVL]^ NKXX$ aOXX NSO WYXK^VSMRO :O]KW^]_WWO NK\hLO\ VSOQ^l& 7SO] S]^ c_ UY\\SQSO\OX % c_WKV 

NSO] NOW hLO\QOY\NXO^OX PY\W_VSO\^OX JSOV aSNO\]Z\SMR^1 k7SO BLO\Q\OXcO a_\NO LOa_]]^ OSXQOPhR\^$ 

_W UVOSXO _XN WS^^VO\O GX^O\XORWOX c_ ]MRh^cOXl&

.QS# " JRS EFRIBLC TMWTGOQMTLJFQFN- k7SO]O] :O]O^c QSV^ G[Q 9JFS" TNE ;BDISUFQSQXHF! XKWOX^VSMR NO\ 
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NSO @SO^% YNO\ NSO CKMR^]KMRO WYXK^VSMR WKbSWKV JB BBB 9\KXUOX LO^\fQ^l&
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S]^ KLO\ XSMR^ KUcOZ^KLOV$ aOXX OSXcSQ @SO^cSX]\ON_U^SYXOX SR\O :hV^SQUOS^ LORKV^OX& 4_MR 8SXSQ_XQOX$ 

aOVMRO kLOS]ZSOV]aOS]O E^_XN_XQ]% YNO\ DK^OXcKRV_XQ]KL\ONOXl _WPK]]OX$ ]SXN QhV^SQO 4LWKMR_XQOX 

_XN Wh]]OX `YW :OV^_XQ]LO\OSMR K_]QOXYWWOX aO\NOX& 4_MR ]YVMRO HO\OSXLK\_XQOX ]^OVVOX kOSXO 

K_]N\hMUVSMRO 8SXSQ_XQ NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOXl NK\&

.QS# ' .CR# L /RS# C

8] W_]] NOPSXSO\^ aO\NOX$ c_ aOVMROW JOS^Z_XU^ OSX \OMR^]U\fP^SQO\ :O\SMR^]OX^]MROSN `Y\c_VSOQOX RK^$ 

NKWS^ OSX @SO^`O\RfV^XS] `YW :OV^_XQ]LO\OSMR NO] :O]O^cO] K_]QOXYWWOX aS\N& 7SO HY\QKLO$ aYXKMR 

NK] :O]O^c LOS VK_POXNOX :O\SMR^]`O\PKR\OX \hMUaS\UOXN c_\ 4XaOXN_XQ UYWW^$ aS\N OSXO Q\Y]]O JKRV 

`YX :O\SMR^]PfVVOX K_]Vg]OX YNO\ LOQhX]^SQOX % ]^K^^ ]SO c_ `O\RSXNO\X& 7SO \hMUaS\UOXNO 4XaOXN_XQ 

aS\N NSO FOXNOXc c_W 4LaK\^OX `O\]^f\UOX$ ]^K^^ aSO N\SXQOXN Xg^SQ NOX ;KXNV_XQ]N\_MU _XN 

OX^]Z\OMROXNO 8SXSQ_XQOX c_ LOPg\NO\X&

.QS# ' .CR# &

7SO 4?4n4 <X`O]^ E4 VORX^ OSXO DOQOV_XQ Ph\ @SO^`O\RfV^XS]]O WS^ @SO^cSX]OX caS]MROX S] YYY _XN 

cYmYYY 9\KXUOX KL& 7SO 7OPSXS^SYX OSXO] 5O\OSMR]$ SXXO\RKVL NO]]OX NSO @SO^`O\^\KQ]ZK\^OSOX OSX]OS^SQ 
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Z\KU^SUKLOV&
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HY\ NO\ 5O]MRV_]]PK]]_XQ hLO\ NSO @Y^SYXOX " %#$%! _XN " %#$&  aK\ SX NO\ ZK\VKWOX^K\S]MROX 

7S]U_]]SYX WOR\ROS^VSMR _XNSPPO\OXcSO\^ `YX NO\ k@SO^Ol Lca& NOW k@SO^cSX]l NSO DONO& EYPO\X NSO]O 

5OQ\SPPO Z\fcS]O\ QOPK]]^ a_\NOX$ aK\ WOS]^OX] NO\ 5\_^^YWSO^cSX] QOWOSX^& 7SO] aK\ LOS]ZSOV]aOS]O 

LOS NO\ `YW E^fXNO\K^ Q_^QOROS]]OXOX @Y^SYX " %#!&! NO\ I4>%ED NO\ 9KVV$ OLOX]Y LOSW 5O]MRV_]] 

NO] E^fXNO\K^O] `YW -& @KS " "  hLO\ NSO KLQOfXNO\^O @Y^SYX " %#!$" NO\ I4>%AD&
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5OS NOX LO^\YPPOXOX @SO^`O\RfV^XS]]OX aS\N O] \OVK^S` `SOVO HO\^\fQO WS^ GW]K^cWSO^OX QOLOX& 4_MR 
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.QS# % 4FRDITLEFSFQ 9JFS" OEFQ ;BDISWJNR
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EfW^VSMRO LO^\YPPOXOX HO\WSO^O\ ah\NOX `YX :O]O^cO] aOQOX c_W HO\cSMR^ K_P -Y! SR\O] 

9Y\NO\_XQ]KX]Z\_MRO] K_P `O\^\KQVSMR `O\OSXLK\^O @SO^% YNO\ CKMR^cSX]O QOca_XQOX& 4XNO\O\]OS^] 

ah\NOX ]fW^VSMRO `YX NO\ HY\VKQO O\PK]]^OX @SO^O\ _XQOKMR^O^ NO\ ^K^]fMRVSMROX aS\^]MRKP^VSMROX 

4_]aS\U_XQOX K_P SR\ GX^O\XORWOX SW QVOSMROX GWPKXQ OX^VK]^O^& 7SO]O CK_]MRKVSO\_XQ WKQ OSXPKMR 

]OSX$ S]^ KLO\ aSVVUh\VSMR$ _XK_]QOaYQOX _XN _XQO\OMR^&

HO\WSO^O\ Wh]]^OX$ _W QOWf]] 4\^SUOV . SX NOX :OX_]] `YX ;f\^OPKVV%:OVNO\ c_ UYWWOX$ SR\O AY^VKQO 

WS^ OSXO\ QKXcOX DOSRO `YX GX^O\VKQOX$ !k@SO^% YNO\ CKMR^`O\^\KQ$& >Y\\O]ZYXNOXc$ aOS^O\O 

7YU_WOX^Ol" LOaOS]OX& 7SO] SXUV_]S`O NO\ 4_PVKQO$ NK]] NK] k5IB c_]f^cVSMRO 4XPY\NO\_XQOX Ph\ NK] 

HY\VSOQOX OSXO\ aS\^]MRKP^VSMROX AY^VKQOl PO]^VOQOX UKXX& EOS^OX] NO\ @SO^O\ ah\NO WS^^OV] OSXO] 

]SWZVOX 4_P^OSV_XQ]]MRVh]]OV L\OS^ hLO\ OSXO HSOVcKRV `YX GX^O\XORWOX DOMR^ QO]Z\YMROX % YRXO 

NO\OX 5O^\YPPOXROS^ hLO\RK_Z^ XfRO\ c_ hLO\Z\hPOX& 7SO] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV&

.QS# & 4FRTNEIFJSRFJNQJDISTNHFN

@JQ LFINFN .QS# & BC#

8] S]^ XSMR^ cSOVPhR\OXN$ QOaS]]O GX^O\XORWOX$ aOVMRO kX_\l OSXO 8SX]MR\fXU_XQ NO] 5O^\SOL] 

O\PKR\OX RKLOX$ OLOXPKVV] `YW 5_XNO]QO]O^c Z\YPS^SO\OX c_ VK]]OX& @S^ NO\ 4XaOXN_XQ K_P ]fW^VSMRO 

:O]_XNROS^]OSX\SMR^_XQOX VK_^ 6BH<7%!(%HO\Y\NX_XQ " aS\N OSXO\]OS^] OSXO _XQO\OMR^PO\^SQ^O 

CK_]MRKVSO\_XQ `Y\QOXYWWOX& 4XNO\O\]OS^] aO\NOX KXNO\O GX^O\XORWOX K_]QO]MRVY]]OX& 4_MR 

;Y^OV] aK\OX LOS]ZSOVaOS]O SXNS\OU^ LO^\YPPOX _XN W_]]^OX SR\OX 5O^\SOL OSX]MR\fXUOX& 8LOX]Y ]SXN 

LOS DO]^K_\KX^]$ NSO ^OSVaOS]O SX 5O^\SOL aK\OX$ NSO OPPOU^S`OX 8SXL_]]OX ]MRaSO\SQ c_ O\ROLOX& 8] 

PVg]]OX c_NOW eLO\L\hMU_XQ]% _XN ?S[_SNS^f^]RSVPOX$ NSO OLOXPKVV] ]^KK^VSMR K_]QO\SMR^O^ a_\NOX&
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HY\VKQO XSMR^ aO^^c_WKMROX % SW :OQOX^OSV& 7SO 4L]SMR^$ NSO WS^ -'! @SO^O\VK]] RYRO 5OVK]^_XQ `YX 

HO\WSO^O\X aO^^c_WKMROX _XN XKWOX^VSMR TOXO$ NSO WS^ >Y]^OXWSO^O K\LOS^OX$ c_ OX^VK]^OX$ S]^ c_W

=FJSF ) UON +



EMROS^O\X `O\_\^OSV^& 8SX ;f\^OPKVVPYXN]$ aOVMRO\ WS^ )' @SVVSYXOX 9\KXUOX QOf_PXO^ ah\NO$ `O\WKQ NSO 

c_ O\aK\^OXNOX 4_]PfVVO XSMR^ c_ NOMUOX& <W J_QO NO\ 6BH<7%(0 5OafV^SQ_XQ ah\NOX RSO\ c_NOW 

@S^^OV OSXQO]^OVV^$ aOVMRO NSO Ph\ NOX]OVLOX JaOMU LO\OS^QO]^OVV^OX _XN PVSO]]OXNOX ?S[_SNS^f^]RSVPOX 

kUYXU_\\OXcSO\OXl&

.QS# !! <FGFQFNETM TNE 6NKQBGSSQFSFN
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7SO :OV^_XQ]NK_O\ NO] :O]O^cO] S]^ K_P *(& 7OcOWLO\ )')' c_ LO]MR\fXUOX& 7SO SX 4\^& (( 4L]& ) 

`Y\QO]MRVKQOXO :OV^_XQ]NK_O\ LS] 8XNO 7OcOWLO\ )')) S]^ hLO\cYQOX& ESO `O\WS^^OV^$ NK]] VKXQaSO\SQO 

DOMR^]`O\PKR\OX SX >K_P QOXYWWOX aO\NOX& 9O\XO\ S]^ NK] `Y\VSOQOXNO :O]O^c kPh\ NSO 7K_O\ NO\ `YW 

5_XN `O\Y\NXO^OX EMRVSO]]_XQl K_]QOVOQ^& <W WgQVSMROX 9KVVO OSXO] caOS^OX ?YMUNYaX] SX NOX =KR\OX 

)')( YNO\ )'))$ WS^ KXNO\] QOK\^O^OX HY\]MR\SP^OX _XN 4_]aS\U_XQOX$ Wh]]^O NSO ?KQO TONYMR 

c_XfMR]^ XO_ LO_\^OSV^ aO\NOX& 8] W_]] NO]RKVL K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX$ NK]] NO\ `Y\VSOQOXNO 

:O]O^cO]`Y\]MRVKQ K_^YWK^S]MR K_MR Ph\ OSXOX caOS^OX ?YMUNYaX :hV^SQUOS^ O\RSOV^O& 7SO] S]^ ObZVScS^ 

PO]^c_RKV^OX&

7SO :OV^_XQ]P\S]^ LS] *(& 7OcOWLO\ )')) S]^ K_MR K_] NSO]OW :\_XN _W caOS =KR\O c_ `O\Uh\cOX&

6?# ATRBMMFNGBRRTNH

=ONO\ c_]f^cVSMRO ]^KK^VSMRO 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\RfV^XS]]O ]MRKPP^ NFTF 

>NHFQFDISJHKFJSFN# ?KXQaSO\SQO :O\SMR^]`O\PKR\OX aO\NOX NKWS^ XSMR^ `O\RSXNO\^$ ]YXNO\X SX `SOVOX 

9fVVOX aYRV ORO\ LOPg\NO\^$ _& K& aOSV cKRV\OSMRO 8SXcOVPfVVO WS^ NOW HY\]MRVKQ XSMR^ QO\OQOV^ aO\NOX 

UgXX^OX&

@SO^`O\RfV^XS]]O ]SXN PQJUBSQFDISLJDIFQ ?FQSQBHRUFQIXLSNJRRF# @SO^`O\^\fQO ]SXN K_MR SX NSO]O\ 

>\S]OX]S^_K^SYX QhV^SQ _XN LSVNOX NSO 5K]S] Ph\ HO\RKXNV_XQOX NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOX$ _W SX NSO]O\ 

K_]]O\Y\NOX^VSMROX ?KQO PKS\O _XN Ph\ LOSNO EOS^OX KUcOZ^KLVO >YWZ\YWS]]O c_ PSXNOX& GXcfRVSQO 

]YVMRO\ HO\OSXLK\_XQOX a_\NOX LO\OS^] KLQO]MRVY]]OX& 7SO]O\ NSO HO\^\KQ]K_^YXYWSO \O]ZOU^SO\OXNO
"
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Z\S`K^OX ?g]_XQOX `O\RSXNO\X&

8SX KVVPfVVSQO\ RSBBSLJDIFQ 2JNHQJGG JN FJN PQJUBSQFDISLJDIFR ?FQSQBHRUFQIXLSNJR MTRR UFQIXLSNJRMXRRJH 

_XN K_P TOXO @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ LO]MR\fXU^ ]OSX$ aOVMRO c_\ eLO\L\hMU_XQ NO\ U\S]OXLONSXQ^OX 

4_]PfVVO KW ORO]^OX K_P GX^O\]^h^c_XQ KXQOaSO]OX ]SXN& 8] ]SXN NSO] NSO UVOSXO\OX GX^O\XORWOX& 7SO 
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DOMR^]]SMRO\ROS^&
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?FQGBRRTNHRHQTNELBHF# 7SO 5O\_P_XQ K_P 4\^& ('' 5H S]^ NJDIS UFQSQFSCBQ#
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David Hossli
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Alfred Müller AG

Neuhofstrasse 10, CH-6340 Baar

Telefon +41 41 767 02 02

www.alfred-mueller.ch

Bundesamt für Wohnungswesen

(BWO)
Sto chengasse 6

2540 Grenchen

Baar, 30. Juli 2020

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Be ämpfung des Coronavirus Covid-19 (Covid-

19-Geschäftsmietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin

Sehr geehrter Herr Tschirren

Sehr geehrter Herr Alvarez

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Alfred Müller AG ist ein führendes Schweizer Immobilienunternehmen mit Hauptsitz in

Baar sowie mit Filialen in der Westschweiz und im Tessin. Der heute in der zweiten

Generation geführte Familienbetrieb hat sich seit 1965 immer für eine nachhaltige und

partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Kunden und Partnern eingesetzt.

Die Alfred Müller AG bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorentwurf

des obgenannten Bundesgesetzes «Covid-19-Geschäftsmietegesetz».

Die Alfred Müller AG engagiert sich seit Beginn der Corona-Krise unkompliziert und sehr

entgegenkommend mit Mieterlassen für die besonders beeinträchtigen Unternehmen.

Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates

vom 8. Juni 2020 ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins

während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus

(Covid-19)» widerspricht diesem Ziel nicht nur, sondern behindert uns in unzähligen Fällen

gütliche und partnerschaftliche Einigungen mit den betroffenen Mietparteien zu finden.

Den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» lehnen wir daher

dezidiert ab.
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A Alfred Müller

I. Allgemeine Bemerkungen

Die Alfred Müller AG lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.

Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen

Schaden an, statt Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein

willkürlich konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches

unverständlicherweise ausschliesslich die Vermieter träfe. Das Gesetz verhindert in vielen

Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen und es schafft eine eklatante

Ungleichbehandlung von Vermietern und Mietern.

Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die

Tatsache nicht zu korrigieren, dass eine Lösung zu spät kommt.

Aus dem in Artikel 5 der Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird

unter anderem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem

Handeln auf das geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft

gesetzten «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würde eine die Vermieterseite belastende,

echte Rückwirkung festgelegt und damit das Gebot der Rechtssicherheit verletzt.

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die

Wirtschaftsfreiheit. Mit dem «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden

verfassungsrechtlich gewährleisteten Grundrechte verletzt.

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer

ungerechtfertigten, generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine

willkürliche Entlastung von Mietern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu

berücksichtigen.

Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht

eingriffe. Im wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und

Investoren würde dieses selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen

Wettbewerbsnachteil führen. Das ist unbedingt zu vermeiden.

Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde

weitgehend den Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation.

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieten für welche noch keine

partnerschaftlichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf ein

eigenes Monitoring stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse

stehen daher für die Botschaft an das Parlament vermutlich noch nicht zur Verfügung.

Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf

willkürlichen Schätzungen und Annahmen basierendes Konstrukt. Das ist nicht

akzeptabel.

Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für

Wohnungswesen (BWO) obliegen, das dazu mit weitreichenden

Entscheidungskompetenzen ausgestattet würde.

2/7
CHE-105.743.675 MWST

SQS zertifiziertes Managementsystem



üi Alfre  Möller

Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die

Schliessung und die Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen

Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie nicht im Ve antwortungsbereich der

Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde einem Teil der Mieterinnen und Mieter

rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher Anspruch auf Mietzinsherabsetzung

eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in der Praxis auch

Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen Regelung aufgrund

der Mietzinshöhe (über CHF 15 000 bzw. CHF 20 000) an sich nicht profitieren könnten.

II. Verfassungsgrundlage

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV

nur die Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die

Allgemeinverbindlicherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom

vorgeschlagenen «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» betroffene Gegenstand gehört klar

nicht dazu.

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich.

Denn gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die

Grundsätze der Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der

Gleichbehandlung von Konkurrenten gewährleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage

mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser Verfassungsnorm beruhendes

Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders als der Bundesrat

betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als «vertretbar», sondern als

offenkundig falsch.

III. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2 Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den

Mietvertrag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von

Mietobjekten in einer oder mehreren Liegenschaften je ein Erlass beantragt und die

Obergrenze von CHF 20 000 mehrfach überschritten würde.

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume»

verdeutlicht wird, «dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das

Vertragsvolumen gemeint ist. Werden in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige

Miet- oder Pachtsachen zusammengefasst, so gilt das Gesetz für jedes dieser Objekte, für

das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens 20 000 Franken gilt, selbst dann, wenn die

monatliche Gesamtsum e darüber liegt». Dies ist zu korrigieren - zumal dies dem

übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: «Die Obergrenze wurde bewusst

eingeführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu schützen».
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Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge,

namentlich der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der

Miet- oder der Pachtzins für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000

Franken beträgt».

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen

Regelung aus. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre

Gültigkeit behalten. Auch Einigungen, welche «beispielsweise Stundungs- oder

Ratenzahlungsabreden» umfassen, sind gültige Abmachungen und müssen vom

Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche Vereinbarungen stellen «eine

ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien» dar.

Art. 3 Abs. 1 Bst. b

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid

vorzuliegen hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes

ausgenommen wird. Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren

rückwirkend zur Anwendung kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen

oder begünstigen - statt sie zu verhindern. Die rückwirkende Anwendung wird die

Tendenz zum Abwarten verstärken, statt wie dringend nötig den Handlungsdruck und

entsprechende Einigungen zu befördern.

Art. 3 Abs. 2

Die Alfred Müller AG lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen

15 000 und 20 000 Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die

Mietvertragsparteien einseitig auf die Anwendung des Gesetzes verzichten können,

erscheint beliebig und ist willkürlich sowie nicht praktikabel.

Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der

Bruttopachtzins zu bezeichnen.

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren.

Art. 4 Abs. 1

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der

parlamentarischen Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem

«Mietzins» die Rede. Sofern diese Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der

Bruttomietzins gemeint. Dies war beispielsweise bei der vom Ständerat gutgeheissenen

Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai

2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR.
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Art. 4 Abs. 2 und 3

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten

geben. Auch Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie

unterschiedlich betroffen waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der

vorgeschlagenen Regelung ungenügend und unklar abgedeckt.

Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins

Wir lehnen Art. 5 ab.

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60%

ihres Forderungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse

gezwungen. Andererseits würden sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet

der tatsächlichen wirtschaftlichen Auswirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen

Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach sein, ist aber willkürlich,

unausgewogen und ungerecht.

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Gelder zu kommen,

ihre Notlage mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag,

Korrespondenz, weitere Dokumente») beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das

«BWO zusätzliche Anforderungen für das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage»

festlegen kann. Seitens der Mieter würde mittels eines simplen Aufteilungsschlüssel breit

über eine Vielzahl von Unternehmen Recht gesprochen - ohne deren Betroffenheit

überhaupt näher zu überprüfen. Dies ist nicht akzeptabel.

Art. 6 Gesundheitseinrichtungen

Wir lehnen Art. 6 ab.

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des

Betriebs erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der

Anwendung auf sämtliche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird

einerseits eine ungerechtfertigte Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden

andere Unternehmen ausgeschlossen. Auch Hotels waren beispielweise indirekt betroffen

und mussten ihren Betrieb einschränken. Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in

Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig zu erheben. Es flössen zudem

Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausgerichtet wurden.
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Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen

Wir lehnen Art. 7 ab.

Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der

gesamten Vorlage nicht wettzumachen - im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60%

Mieterlass hohe Belastung von Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit

Kostenmiete arbeiten, zu entlasten, ist zum Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds,

welcher mit 20 Millionen Franken geäufnet würde, vermag die zu erwartenden Ausfälle

nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung würden hier zudem Mittel

eingestellt, welche die für denselben Zweck bereitgestellten und fliessenden

Liquiditätshilfen «konkurrenzieren».

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11

Abs. 2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie

vermittelt, dass langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das

vorliegende Gesetz «für die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im

möglichen Falle eines zweiten Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders

gearteten Vorschriften und Auswirkungen, müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt

werden. Es muss deshalb ausgeschlossen werden, dass der vorliegende

Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit erhielte. Dies

ist explizit festzuhalten.

Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu

verkürzen.

IV. Zusammenfassung

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue

Ungerechtigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert,

sondern in vielen Fällen wohl eher befördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem

Vorschlag nicht geregelt werden könnten.

Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in

dieser Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien,

um in dieser ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse

zu finden. Unzählige solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die

Vertragsautonomie respektierende Weg hat Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein

staatlicher Eingriff stellt Gespräche und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien

in Frage, gefährdet diese und wird eine Vielzahl von privaten Lösungen verhindern.
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Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privat echtliches Vertragsverhältnis muss

verhältnismässig und auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur

Überbrückung der krisenbedingten Ausfälle am ehesten auf Unterstützung angewiesen

sind. Es sind dies die kleineren Unternehmen. Die vorgeschlagene Lösung ist

unverhältnismässig, unausgewogen und bietet nicht rechtzeitig Rechtssicherheit.

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der

vorübergehenden Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht

und wirft schwierige Abgrenzungsfragen auf.

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann

somit nicht als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet

werden. Bereits vorliegende Erhebungen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat

im Bericht zur Vernehmlassung nicht. Dies ist stossend.

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: In zwei

Dritteln aller Geschäftsmietverhältnisse der Mitglieder des VIS wurde bereits

partnerschaftliche Lösungen zwischen Mietern und Vermietern gefunden.

Die in diversen Kantonen getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer

Bundeslösung.

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine

taugliche Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.

Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.

Wir lehnen das Bundesgesetz ab.

Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine krasse

Benachteiligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar. 

Für allfällige Fragen nehmen wir uns gerne Zeit für Sie.

/
Freundliche Grüsse

Aj rec

Vorsitzender der Geschäftsleitung

Alfred Müller AG

ir

und

tjewirtscnartung

/
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Wallisellen, 23. Juli 2020  

Michael Steiner, Direktwahl 058 358 01 63 
E-Mail: michael.steiner@allianz.ch 

 
 
Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-

schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus Covid-19  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz)  

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die Allianz Suisse Immobilien AG hat ihren Sitz in Wallisellen ZH. Zusammen mit den Standorten Bern, 

Lausanne und Genf verantwortet sie das Asset Management für die Allianz Suisse Lebensversicherungs-

Gesellschaft AG, die Allianz Suisse Versicherungs-Gesellschaft AG und ihre Pensionskassen. Im Schweizer 

Immobilien Portfolio befinden sich ca. 270 Liegenschaften mit einem gesamten Marktwert von CHF 5.0 Mrd. 

 

Die Allianz Suisse Immobilien AG bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorentwurf des 

obgenannten Bundesgesetzes «Covid-19-Geschäftsmietegesetz».  

 

Die Allianz Suisse Immobilien AG engagiert sich seit Beginn der Corona-Krise für ein marktgerechtes, faires 

und für Härtefälle und besonders beeinträchtigte Unternehmen sachgerechtes und praktikables Konzept für 

betroffene Geschäftsmietverhältnisse. Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und 

des Ständerates vom 8. Juni 2020 ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)» widerspricht die-

sem Ziel nicht nur, sondern behindert in unzähligen Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen der 

betroffenen Mietparteien. 

 

Den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» lehnen wir daher dezidiert ab.  

 

 

Wir legen Ihnen nachfolgend unsere Überlegungen dar.  

 

Allianz Suisse 

Immobilien AG  

 

 

Allianz Suisse Immobilien AG, Postfach, CH-8010 Zürich 

 
Per email (recht@bwo.admin.ch) 

Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) 

Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

 
 
 

  

Datum: 
 

Zuständig: 

 
 



 

 

I. Allgemeine Bemerkungen 

 

Die Allianz Suisse Immobilien AG lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.  
 
Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen Schaden an, statt 
Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich konzipiertes Enteig-
nungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicherweise ausschliesslich die Vermieter träfe. Das  
Gesetz verhindert in vielen  Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen und es schafft eine eklatan-
te Ungleichbehandlung von Vermietern und Mietern.  
 
Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht zu korrigie-

ren, dass eine Lösung zu spät kommt. 

 

Aus dem in Artikel 5 des Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter anderem das 

Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das geltende Recht verlas-

sen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten «Covid-19-Geschäftsmietgesetz» würde eine die Vermie-

terseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit das Gebot der Rechtssicherheit verletzt. 

 

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfreiheit. Mit dem 

«Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden verfassungsrechtlich gewährleisteten Grundrech-

te verletzt. 

 

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfertigten, gene-

rellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung von Mietern zur Folge, 

ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen. 

 

Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen 

internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses selbstinduzierte politi-

sche Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist unbedingt zu vermeiden.  

 

Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde weitgehend den Vermie-

tern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation. 

 

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partnerschaftlichen Lö-

sungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf ein eigenes Monitoring stützen. Dieses wird 

nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die Botschaft an das Parlament vermutlich 

noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf vorgeschlagene Konzept ein weitgehend 

auf willkürlichen Schätzungen und Annahmen basierendes Konstrukt. Das ist nicht akzeptabel.  

 

Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) 

obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidkompetenzen ausgestattet würde. 

 

Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und die Ein-

schränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie nicht 

im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde einem Teil der Mieterinnen 

und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher Anspruch auf Mietzinsherabsetzung eingeräumt, 

würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in der Praxis auch Mieterinnen und Mieter berufen 

werden, die von der vorgesehenen Regelung aufgrund der Mietzinshöhe (über 15'000 bzw. 20'000 Franken) 

an sich nicht profitieren könnten. 

 

 

 



 

 

II. Verfassungsgrundlage 

 

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die Kompetenz 

zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemeinverbindlicherklärung von Rah-

menmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» betroffene Ge-

genstand gehört klar nicht dazu. 

 

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn gemäss die-

ser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der Wirtschaftsfreiheit, der 

Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten gewährleistet sein. Das kann mit dieser 

Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser Verfassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird 

diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders als der Bundesrat betrachten wir ein Abstellen auf Arti-

kel 100 BV nicht als «vertretbar», sondern als offenkundig falsch.  

 

 

III. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen 

 

Art. 2 Geltungsbereich 

 

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.  

 
 

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den Mietvertrag zu gel-

ten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von Mietobjekten in einer oder mehreren 

Liegenschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20'000 mehrfach überschritten würde.  

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume» verdeutlicht wird, «dass 

der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint ist. Werden in einem ein-

zelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusammengefasst, so gilt das Gesetz für je-

des dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens 20'000 Franken gilt, selbst dann, wenn die 

monatliche Gesamtsumme darüber liegt». Dies ist zu korrigieren – zumal dies dem übergeordneten formulier-

ten Ziel widerspricht: «Die Obergrenze wurde bewusst eingeführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu 

schützen».  

 

Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, namentlich der fol-

genden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der Pachtzins für die Miet- 

oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken beträg». 

 
 
Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich 

 

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.  

 

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung aus. Es ist 

aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch Einigungen, welche 

«beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden» umfassen, sind gültige Abmachungen und müssen 

vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche Vereinbarungen stellen «eine ausdrückliche Eini-

gung der Vertragsparteien» dar. 



 

 

Art. 3 Abs. 1 Bst. b  

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen hat, damit 

ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird. Die Vorgabe, wonach das Gesetz 

bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen 

auslösen oder begünstigen – statt sie zu verhindern. Die rückwirkende Anwendung wird die Tendenz zum 

Abwarten verstärken, statt wie dringend nötig den Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu beför-

dern.  

 

Art. 3 Abs. 2 

Die Allianz Suisse Immobilien AG lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15 000 

und 20 000 Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragsparteien einseitig auf 

die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist willkürlich sowie nicht praktikabel.  

 

 

Art. 4  Massgebender Miet- oder Pachtzins  

 

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der Bruttopacht-

zins zu bezeichnen. 

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren. 

 

Art. 4 Abs. 1 

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen Diskussion 

mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem «Mietzins» die Rede. Sofern diese Begriffe präziser 

gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war beispielsweise bei der vom Ständerat 

gutgeheissenen Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 

2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR. 

 

Art. 4 Abs. 2 und 3 

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. Auch Verträge 

mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betroffen waren, sind zahlreich. 

Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung ungenügend und unklar abgedeckt. 

 

 

Art. 5  Geschuldeter Miet- oder Pachtzins  

 

Wir lehnen Art. 5 ab.  

 

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres Forderungsan-

spruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits würden sämtliche von 

der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen Auswirkungen auf ihr Unternehmen 

im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und 

ungerecht. 

 

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Gelder zu kommen, ihre Notlage mit 

einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, Korrespondenz, weitere Dokumente») bewei-

sen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zusätzliche Anforderungen für das Vorliegen einer wirtschaft-

lichen Notlage» festlegen kann. Seitens der Mieter würde mittels eines simplen Aufteilungsschlüssel breit über 

eine Vielzahl von Unternehmen Recht gesprochen – ohne deren Betroffenheit überhaupt näher zu überprüfen. 

Dies ist nicht akzeptabel. 

 

 



 

 

Art. 6  Gesundheitseinrichtungen  

 

Wir lehnen Art. 6 ab.  

 

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Betriebs erfahren ha-

ben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämtliche Gesundheitseinrich-

tungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfertigte Pauschalierung vorgenommen. 

Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen. Auch Hotels waren beispielweise indirekt betrof-

fen und mussten ihren Betrieb einschränken. Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die 

effektiven Einbussen schwierig zu erheben. Es flossen zudem Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die eben-

falls staatlich ausgerichtet wurden. 

 

 

Art. 7  Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen  

 

Wir lehnen Art. 7 ab.  

 

Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der gesamten Vorlage 

nicht wettzumachen – im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieterlass hohe Belastung von Vermietern wett-

zumachen und namentlich jene, die mit Kostenmiete arbeiten, zu entlasten, ist zum Scheitern verurteilt. Ein 

Härtefallfonds, welcher mit 20 Millionen Franken geäufnet würde, vermag die zu erwartenden Ausfälle nicht zu 

decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung würden hier zudem Mittel eingestellt, welche die für denselben 

Zweck bereitgestellten und fliessenden Liquiditätshilfen «konkurrenzieren». 

 

 

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten 

 

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.  

 

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs. 2 vorge-

schlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass langwierige Rechtsver-

fahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz «für die Dauer der vom Bund verordne-

ten Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle eines zweiten Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit 

anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen, müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es 

muss deshalb ausgeschlossen werden, dass der vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen 

zweiten Lockdown Gültigkeit erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.  

Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.  

 

 

 

IV. Zusammenfassung  

 

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Ungerechtigkeiten. 

Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen Fällen wohl eher befördert, u. 

a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt werden könnten. 



 

 

Mietverhältnisse sind privatrechtlicher Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser Krisensituati-

on gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser ausserordentlichen Lage 

faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige solcher Vereinbarungen wurden 

bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektierende Weg hat Priorität und soll nicht torpe-

diert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in 

Frage, gefährdet diese und wird eine Vielzahl von privaten Lösungen verhindern.  

  

Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhältnismässig und 

auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Überbrückung der krisenbedingten Ausfälle am 

ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die kleineren Unternehmen. Die vorgeschlagene 

Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen und bietet nicht rechtzeitig Rechtssicherheit.  

 

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehenden Ge-

schäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige Abgrenzungsfragen 

auf.  
 

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann somit nicht als 

nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden. Bereits vorliegende Erhebun-

gen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat im Bericht zur Vernehmlassung nicht. Dies ist stossend.  

 

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: In zwei Dritteln aller Ge-

schäftsmietverhältnisse der Mitglieder des VIS wurde bereits partnerschaftliche Lösungen zwischen Mietern 

und Vermietern gefunden. 

 

Die in diversen Kantonen getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bundeslösung.  

 

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche Verfas-

sungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.  

 

Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.  

 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Allianz Suisse Immobilien AG  
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Bundesamt für Wohnungswesen

Storchengasse 6

2540 Grenchen

21. Juli 2020

Vernehmtassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während

Betriebssch(iessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus Covid-19
(Covid-19-Geschäftsmietegesetz

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin

Sehr geehrter Herr Tschirren

Sehr geehrter Herr Alvarez

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Allreal Holding AG ist eine an der SIX Swiss Exchange kotierte Immobiliengesellschaft mit
eigener Generalunternehmung und einer Börsenkapitalisierung von rund CHF 2.9 MiLliarden. Der
Wert des Immobilienportfolios beläuft sich auf CHF 4.4 Milliarden, womit die Allreal-Gruppe zu
den bedeutenden Immobilieninvestoren der Schweiz zählt.

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Vorentwurf des im Betreff erwähn
ten Bundesgesetzes.

Seit Ausbruch der Corona-Krise stehen wir laufend und intensiv mit unseren Mietkunden in Kon
takt und haben in der ganz grossen Anzahl die Erfahrung gemacht, dass wir mit unserem proakti
yen und individualisierten Ansatz zu fairen Lösungen kommen, insbesondere was Härtefälle und
besonders beeinträchtigte Unternehmen in Bezug auf deren GeschäftsmietverhäLtnisse betrifft.

Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrats vom 4. Juni 2020 und des Ständerats vom 8. Juni
2020 ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschlies
sungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus [Covid-191» widerspricht diesem
Ziel nicht nur, sondern wird uns in vielen Fällen für eine gütliche und partnerschaftliche Einigung
behindern.

Den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» lehnen wir daher vollum
fänglich ab und legen Ihnen nachstehend unsere Überlegungen offen:



1. AlLgemeine Bemerkungen

Der Gesetzesentwurf ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen
Schaden an, statt Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich
konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicherweise ausschliess
lich die Vermieter träfe. Das Gesetz verhindert in vielen Fällen gütliche und partnerschaftliche
Einigungen und es schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermietern und Mietern. Auch die
Dringlicherklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht zu korrigie
ren, dass eine Lösung zu spät kommt.

Aus dem in Artikel 5 des Bundesverfassung IBV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter ande
rem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das
geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten «Covid-19-
Geschäftsmietgesetz» würde eine die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und
damit das Gebot der Rechtssicherheit verletzt.

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfreiheit.
Mit dem «Covid-] 9-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden verfassungsrechtlich gewähr
leisteten Grundrechte verletzt.

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfertigten,
generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung von
Mietern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen.

Die Schweiz wäre das einzige Land, weLches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im
wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses
selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist
unbedingt zu vermeiden. Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last
würde weitgehend den Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation.

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partnerschaft
lichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf ein eigenes Monitoring
stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die Botschaft
an das Parlament vermutlich noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf
vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf willkürlichen Schätzungen und Annahmen basierendes
Konstrukt. Das ist nicht akzeptabel.

Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für Wohnungswesen

(BWO) obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidkompetenzen ausgestattet würde.

Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und die
Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-
Pandemie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde einem
Teil der Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher Anspruch auf
Mietzinsherabsetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in der
Praxis auch Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen Regelung aufgrund
der Mietzinshohe (uber CHF 15000 bzw. CHF 20000) an sich nicht profitieren konnten.

‘
Verfassungsgrundftage

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die
Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemeinverbind
licherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen «Covid-19-
Geschäftsmietegesetz» betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu.
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Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn
gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der
Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten
gewährleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser
Verfassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders
als der Bundesrat betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als «vertretbar», sondern als
offenkundig falsch.

III. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2 Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den Mietver
trag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von Mietobjekten in einer
oder mehreren Liegenschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20000 mehrfach
überschritten würde.

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume» verdeutlicht
wird, «dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint ist.
Werden in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusammen
gefasst, so gilt das Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens
CHF 20 000 gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsumme darüber liegt». Dies ist zu korri
gieren — zumal dies dem übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: «Die Obergrenze wurde
bewusst eingeführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu schützen».

Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, namentlich der
folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der Pachtzins
für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal CHF 20 000 beträgt».

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.

Art. 3 Abs. 1 Ast. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung aus.
Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch Eini
gungen, welche «beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden» umfassen, sind gültige
Abmachungen und müssen vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche Verein
barungen stellen «eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien» dar.

w

Art.3Abs. 1 Ast. b

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen
hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird.
Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung
kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen — statt sie zu verhin
dem. Die rückwirkende Anwendung wird die Tendenz zum Abwarten verstärken, statt wie dringend
nötig den Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu befördern.
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Art. 3 Abs. 2

Wir Lehnen eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen CHF 15000 und CHF 20000
ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragsparteien einseitig auf die Anwen
dung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist willkürlich sowie nicht praktikabel.

Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der Brutto
pachtzins zu bezeichnen. Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren.

Art. 4 Abs. 1:

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen
Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem «Mietzins» die Rede. Sofern diese
Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war beispielsweise
bei der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso beim Beschluss
des Ständerates vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR.

Art. 4 Abs. 2 und 3:

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. Auch
Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betroffen
waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung ungenügend
und unklar abgedeckt.

Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins

Wir lehnen Art. 5 ab.

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres Forde
rungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits
würden sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen
Auswirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag
einfach sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht.

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Gelder zu kommen, ihre
Notlage mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, Korrespondenz, weitere
Dokumente») beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zusätzliche Anforderungen für
das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage» festlegen kann. Seitens der Mieter würde mittels eines
simplen Aufteilungsschlüssel breit über eine Vielzahl von Unternehmen Recht gesprochen — ohne
deren Betroffenheit überhaupt näher zu überprüfen. Dies ist nicht akzeptabel.

Art. 6 Gesundheitseinrichtungen

Wir lehnen Art. 6 ab.

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Betriebs
erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf samt
liche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfertigte
Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen. Auch
Hotels waren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken. Ebenso sind
bei Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig zu erheben. Es
flossen zudem Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausgerichtet wurden.
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Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen

Wir Lehnen Art. 7 ab.

Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der gesamten
Vorlage nicht wettzumachen — im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieterlass hohe Belastung von
Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit Kostenmiete arbeiten, zu entlasten, ist zum
Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds, welcher mit CHF 20 Millionen geäufnet würde, vermag die zu
erwartenden Ausfälle nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung würden hier zudem Mittel
eingestellt, welche die für denselben Zweck bereitgestellten und fliessenden Liquiditätshilfen
«ko n ku rre n zieren».

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten

Wir Lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs. 2
vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass lang
wierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz «für die
Dauer der vom Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle eines zweiten Lock
downs in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen, müsste

die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen werden, dass der
vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit erhielte.
Dies ist explizit festzuhalten.

Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.

IV. Zusammenfassung

Jeder zusätzLiche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Ungerech
tigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen Fällen
wohl eher befördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt werden
könnten.

Mietverhältnisse sind privatrechtlicher Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser
Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser
ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige
solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektieren
de Weg hat Priorität und soll nicht torpediert werden.

Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in
Frage, gefährdet diese und wird eine Vielzahl von privaten Lösungen verhindern.

Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhältnismässig
und auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Uberbrückung der krisenbedingten
Ausfälle am ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die kleineren Unternehmen.
Die vorgeschlagene Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen und bietet nicht rechtzeitig
Rechtssicherheit.

-J

a Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehenden

Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige Abgren
zungsf ragen auf.
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Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch Lange nicht vor und kann somit nicht
als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden. Bereits vorliegende
Erhebungen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat im Bericht zur Vernehmlassung nicht.
Dies ist stossend.

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai 2020: In zwei Dritteln
aller Geschäftsmietverhältnisse der Mitglieder des VIS wurde bereits partnerschaftliche Lösungen
zwischen Mietern und Vermietern gefunden.

Die in diversen Kantonen getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bundeslösung.

Für den alifälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche
Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.

Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar, weshalb wir das Bundes
gesetz ablehnen. Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine
krasse Benachteiligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar.

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Ausführungen behilflich zu sein und stehen für ergänzende Fragen oder
Auskünfte gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

AlIreal Holding AG

Roger Herzog Alain Paratte

CEO Mitglied der Gruppenleitung
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UBS Fund Management (Switzerland) AG ist eine Konzerngesellschaft von UBS Group AG  

 

In rubrizierter Angelegenheit nehmen wir namens der Anfos Immobilien AG Stellung zum Entwurf 

des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes (nachfolgend „Gesetz“). Das Gesetz ist in seiner 

Gesamtheit abzulehnen und ersatzlos zu streichen. Dazu im Einzelnen, was folgt: 

 
I. Vorbemerkung 

Die Anfos Immobilien AG ist eine Immobiliengesellschaft des UBS (CH) Property Fund - Swiss 

Residential «Anfos» (nachfolgend "Immobilienfonds"). Der Immobilienfonds wird von UBS Fund 

Management (Switzerland) AG als Fondsleitung verwaltet und investiert in Immobilien in der 

Schweiz. Die vorliegende Vernehmlassung wird stellvertretend und namens aller 

Immobiliengesellschaften und letztlich im Interesse der Anleger und Investoren (namentlich 

Private, Vorsorgeeinrichtungen etc.) eingereicht.  

 
II. Verfassungsrechtliche Bedenken 

A. Unzulässiger Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit 

1. Mietverträge sind von der Wirtschaftsfreiheit geschützt 

Per E-Mail  
recht@bwo.admin.ch 
 
Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundesamt für Wohnungswesen 
Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

4. August 2020 

 

 

 
Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 
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1 Gemäss Ziff. 5.1 des erläuternden Berichts zum Covid-19-Geschäftsmietengesetz (nachfolgend 

„Bericht“) stützt sich das Gesetz in verfassungsrechtlicher Hinsicht auf Art. 100 der 

Bundesverfassung (nachfolgend „BV“), während die Bundeskompetenzen im Bereich des 

Mietwesens (Art. 109 BV) und des Zivilrechts (Art. 122 BV) zurecht als nicht anwendbar 

deklariert werden. Doch wie nachfolgend aufgezeigt wird, kann das Gesetz auch nicht auf Art. 

100 BV, und somit auf keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes abgestützt werden.  

2 Gem. Art. 100 Abs. 1 BV trifft der Bund Massnahmen für eine ausgeglichene konjunkturelle 

Entwicklung, insbesondere zur Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung. 

Dabei darf er jedoch nur in wenigen, von der BV abschliessend aufgezählten Fällen vom 

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 und 95 BV) abweichen, nämlich im Geld- und 

Kreditwesen, in der Aussenwirtschaft und im Bereich öffentlicher Finanzen (Art. 100 Abs. 3 BV). 

Da es sich vorliegend um keinen der genannten Fälle handelt, ist der Grundsatz der 

Wirtschaftsfreiheit in jedem Fall zu beachten.  

3 Die Wirtschaftsfreiheit schützt dabei unter anderem die Berufsausübungsfreiheit, d.h. alle mit 

einer Erwerbstätigkeit zusammenhängenden Aspekte. Dazu gehört unter anderem auch die 

freie Gestaltung der Vertragsinhalte, inkl. der Preisbildungsfreiheit (vgl. BIAGGINI, OFK BV, 2. 

Auflage, 2017, Art. 27 N 9; vgl. auch UHLMANN, in: Basler Kommentar zur BV, 1. Auflage, 2015, 

Art. 27 N 10). Mit dem Gesetz soll also in einen grundrechtlich geschützten Bereich eingegriffen 

werden, weshalb für diesen Grundrechtseingriff die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein 

müssen. Nachfolgend wird aufgezeigt, dass dies nicht der Fall ist, weshalb das Gesetz nicht auf 

Art. 100 Abs. 1 BV abgestützt werden kann. 

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

 
4 Das erste Erfordernis für den geplanten Grundrechtseingriff, nämlich das Vorhandensein einer 

gesetzlichen Grundlage, wäre mit dem Gesetz vorliegend erfüllt. Als zweite Voraussetzung 

muss ein öffentliches Interesse am Grundrechtseingriff vorliegen. Dabei kann sich ein 

öffentliches Interesse aus den Bundeskompetenzen in den Art. 54 bis 125 BV, somit also auch 

aus Art. 100 Abs. 1 BV ergeben. Hingegen darf nicht vergessen werden, dass bei der 

Beurteilung des öffentlichen Interesses eine Gesamtabwägung vorzunehmen und somit auch 

die Vermieterseite zu berücksichtigen ist. Es kann kein öffentliches Interesse daran bestehen, 

sämtlichen Geschäftsmietern innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes nach dem 

Giesskannenprinzip, d.h. ungeachtet der konkreten wirtschaftlichen Situation der Mietparteien, 

einen pauschalen Herabsetzungsanspruch zuzubilligen. Im Ergebnis würden von der 

vorgesehenen Regelung sehr viele Mieter profitieren, die diese Entlastung gar nicht benötigen, 

und umgekehrt sehr viele Vermieter in pauschaler Weise belastet, obwohl selbst im Bericht (in 

Ziff. 1.2.6) klar festgehalten wird, dass die Zwangsschliessungen und -einschränkungen nicht im 

Verantwortungsbereich der Vermieter liegen. Dies ist stossend und kann nicht hingenommen 

werden. Besonders stossend wirkt sich die ungerechtfertigte Pauschalisierung zudem dort aus, 

wo mehrere Miet- oder Pachtsachen, welche in ein und demselben Vertrag geregelt werden, für 

die Berechnung des massgeblichen Mietzinses nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. 

Ziff. 2.2 des Berichts).  

5 Hinzu kommt, dass sich das öffentliche Interesse auch nach dem Schutz von Polizeigütern 

bemessen kann. Hierbei ist vorliegend insbesondere der Grundsatz von Treu und Glauben im 

Geschäftsverkehr von Bedeutung, welcher mit dem geplanten Gesetz klar untergraben würde. 
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Das Vorliegen eines öffentlichen Interesses ist nach dem Gesagten somit zu verneinen.  

6 Als dritte Voraussetzung muss ein Grundrechtseingriff schliesslich verhältnismässig sein, d.h. 

geeignet, erforderlich und zumutbar. Eignung bedeutet, dass eine Massnahme ein taugliches 

Mittel darstellt, um den angestrebten Zweck zu erreichen. Dies dürfte vorliegend erfüllt sein. 

Erforderlichkeit bedeutet, dass eine Massnahme in sachlicher, persönlicher und räumlicher 

Hinsicht das mildeste unter allen mindestens gleich geeigneten Mitteln darstellt. Dies ist 

vorliegend nicht erfüllt. Mit der extrem weitgehenden Pauschalisierung wird zu einem 

Rundumschlag bei sämtlichen Mietverhältnissen (unterhalb der Mietzinsschwelle des 

Geltungsbereichs) ausgeholt und nach dem Giesskannenprinzip sämtlichen Mietern ein 

Anspruch auf eine Mietzinsreduktion zugebilligt, obwohl dies in sehr vielen Fällen gar nicht 

notwendig wäre. Dabei kann für eine Vielzahl von Mietverhältnissen nicht mehr davon 

ausgegangen werden, dass die starre 60/40-Regelung die mildeste Massnahme darstellt, da sie 

völlig willkürlich festgelegt wurde und nicht den realen Gegebenheiten entspricht. Vielmehr 

wird die vorgesehene Regelung in den allerwenigsten Fällen das mildeste Mittel zur Erreichung 

des angestrebten Zwecks (Verhinderung von Konkursen / Arbeitslosigkeit) darstellen, sondern 

zumeist weit über das Ziel hinausschiessen und Mietern einen Anspruch auf Mietzinsreduktion 

gewähren, die darauf gar nicht angewiesen sind. Schon nur aus diesem Grund ist der 

vorgesehene Grundrechtseingriff unzulässig. Zumutbarkeit bedeutet, dass zwischen den 

grundrechtsbeeinträchtigenden Wirkungen des Eingriffs und den verfolgten öffentlichen 

Interessen ein vernünftiges Verhältnis besteht. Auch diese Voraussetzung ist vorliegend nicht 

erfüllt. Gem. Ziff. 3.2 des Berichts fallen rund 94% aller von Schliessungen betroffenen 

Mietverhältnisse unter das Gesetz, d.h. eine sehr grosse Zahl von Vermietern wird betroffen 

sein. Diese haben im Zusammenhang mit den vermieteten Immobilien selbst sehr grosse Kosten 

zu tragen, welche weiterhin anfallen. Hinzu kommt, dass viele Vermieter existenziell von den 

Mietzinseinnahmen abhängig sind und deshalb durch das Gesetz in Notlagen geraten werden, 

wobei der Auffangfonds von CHF 20 Mio. niemals ausreichen wird, um alle entstehenden 

Notlagen zu bewältigen. Auch scheint der Bericht stets davon auszugehen, dass es bei der 

zweimonatigen Zwangsschliessung von vergangenem Frühling bleiben wird, während noch 

überhaupt nicht klar ist, ob es weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Sofern 

überhaupt ein öffentliches Interesse bejaht werden kann, steht dies deshalb sicherlich nicht in 

einem vernünftigen Verhältnis zu den gravierenden Grundrechtseingriffen, die im Gesetz 

vorgesehen werden. Die Voraussetzungen von Art. 36 BV sind somit klar nicht erfüllt.  

B. Unzulässiger Eingriff in die Eigentumsgarantie 

1. Das Gesetz greift in die Eigentumsgarantie ein 

7 Weiter greift das geplante Gesetz auch in die Eigentumsgarantie gem. Art. 26 BV ein, indem 

das Verfügungsrecht der Eigentümer über die Mietobjekte eingeschränkt wird. Es müssen daher 

wiederum die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein.  

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

8 Betreffend die allgemeinen Voraussetzungen eines Grundrechtseingriffs sowie konkret der 

Voraussetzungen der gesetzlichen Grundlage und des öffentlichen Interesses kann auf das unter 

vorstehender Rz.  4 ff. Ausgeführte verwiesen werden.  

9 Vorliegend fehlt es wie bei der Wirtschaftsfreiheit bereits an der Erforderlichkeit der 

vorgesehenen Massnahmen. So wird mit einer völlig undifferenzierten Pauschallösung vielerorts 

über das eigentliche Ziel, die Verhinderung von Konkursen und der Verlust von Arbeitsplätzen, 
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hinausgeschossen, und bei weitem nicht das mildeste Mittel angewandt. Auch ist es wie gezeigt 

den Vermietern nicht zumutbar, die vorgesehenen Mietzinsreduktionen tragen zu müssen. Der 

Bericht nennt im Zusammenhang mit der Verhältnismässigkeit unter Ziff. 5.1 eine 

Schliessungsdauer von zwei Monaten, wobei sich noch überhaupt nicht abschätzen lässt, ob es 

weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Auch betreffend die Eigentumsgarantie 

sind die Voraussetzungen von Art. 36 BV somit klar nicht erfüllt.  

3. Materielle Enteignung 

10 Sollte das Gesetz entgegen der Rechtslage als verfassungskonform beurteilt werden, stellt sich 

immer noch die Frage, ob durch den Eingriff in das Eigentum der Vermieter nicht eine 

Entschädigungspflicht des Staates aufgrund materieller Enteignung besteht. Ob der Eingriff in 

die Eigentumsrechte der Vermieterschaft als materielle Enteignung zu qualifizieren ist, 

bezeichnet der Bericht als sehr zweifelhaft, da es an einer besonderen Schwere der 

Einschränkung bzw. an einem Sonderopfer fehle (Ziff. 5.1). Dies ist jedoch unzutreffend. Nach 

ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts liegt eine materielle Enteignung dann vor, «[…] 

wenn einem Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger Gebrauch seines 

Grundeigentums untersagt oder besonders stark eingeschränkt wird, weil ihm eine aus dem 

Eigentum fliessende wesentliche Befugnis entzogen wird» (BGE 140 I 176, 199, E. 9.5). Es ist 

nicht ersichtlich, wieso die vorliegende Beschränkung des Eigentums nicht besonders schwer 

wiegen sollte. So haben bisher zwar nur Zwangsschliessungen während rund zwei Monaten 

stattgefunden, doch dies kann sich sehr schnell ändern und zu massiven finanziellen Einbussen 

bei den Vermietern führen. Aus diesem Grund müssten, sollte das Gesetz wider Erwarten als 

verfassungskonform qualifiziert werden, sämtliche der dadurch verursachten Mietzinsausfälle 

aufgrund materieller Enteignung vom Staat entschädigt werden.  

C. Ungleichbehandlung des Vermieters im Konkurs des Mieters 

11 Gemäss dem Bericht (Ziff. 1.3.1 Abs. 2) sollen mit dem Gesetz wirtschaftliche Notlagen 

vermieden oder gemildert werden. Das Gesetz geht demnach davon aus, dass der 

vorübergehende Mietzinserlass im Umfang von 60% die Notlage der betroffenen Mieter lindern 

und damit den Fortbestand der Betriebe dieser Mieter sicherstellen soll. Das Gesetz 

berücksichtigt nicht, dass die Mieter trotz diesem Mietzinserlass insolvent werden könnten. 

12 Weil das Gesetz nicht bestimmt, dass der vorgesehene (zeitlich befristete) Mietzinserlass zu 

Gunsten des Mieters nicht zur Anwendung gelangt, soweit der Mieter in Konkurs fällt, 

benachteiligt das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu den 

übrigen Konkursgläubigern), zumal er den dem Mieter kraft des Gesetzes zustehenden 

Mietzinserlass von seiner Konkursforderung in Abzug bringen müsste. Dadurch würde sich die 

Konkursdividende zu Gunsten des Vermieters schmälern (und der Vermieter könnte darüber 

hinaus im Umfang des Mieterlasses die offenen Mietzinsen nicht in vollem Umfang mittels der 

vom Mieter gestellten Mietsicherheit abdecken). Dies verstösst in eklatanter Weise gegen den 

Grundsatz der Gleichbehandlung der Gläubiger im Konkurs des Schuldners (u.a. BGer 

5P.164/2003 E. 4.6 und BGer 5C.206/2002 E. 3), welcher gebietet, dass jeder Gläubiger 

Anspruch auf gleichzeitige und gleichmässige Befriedigung aus dem schuldnerischen Vermögen 

und dem Verwertungsergebnis hat. Der Vermieter käme mithin im Falle des (durch die Corona-

Pandemie ausgelösten) Mieterkonkurses in höherem Umfang zu Schaden als die übrigen 

Gläubiger des Mieters. Diese Ungleichbehandlung entbehrt jeder sachlichen Grundlage und ist 

im Lichte der Rechtsgleichheit krass stossend und inakzeptabel. Dies insbesondere vor dem 
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Hintergrund, dass mit der Gewährung eines Mietzinserlasses auch im Falle des Konkurses des 

Mieters das mit dem Gesetz angestrebte Ziel, dass der Mieter seinen Geschäftsbetrieb 

weiterführen kann (und er nicht insolvent wird) und dadurch Arbeitsplätze erhalten werden 

können, nicht erreicht werden kann. 

D. Zwischenfazit 

13 Das Gesetz erweist sich somit als nicht verfassungskonform und würde, sollte dies wider 

Erwarten anders beurteilt werden, massive Entschädigungspflichten des Staates aufgrund 

materieller Enteignung nach sich ziehen.  

 

III. Zu den Gesetzesbestimmungen im Einzelnen 

E. Zu Art. 1 und Art. 2 bzw. zum Geltungsbereich des Gesetzes 

14 Insgesamt ist der Geltungsbereich des Gesetzes nicht nur unklar, sondern auch viel zu pauschal 

und zu weit gefasst. Ziff. 2.2 des Berichts hält fest, dass jeweils im Einzelfall bestimmt werden 

müsse, ob ein Geschäftsbetrieb aufgrund der COVID-19-Verordnung 2 geschlossen werden 

musste oder nur von Betriebseinschränkungen betroffen gewesen sei. Art. 1 Abs. 1 lit. a des 

Gesetzes hält fest, dass das Gesetz für öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe gilt, 

die für das Publikum schliessen mussten. Dies deutet klar darauf hin, dass die nicht öffentlich 

zugänglichen Teile eines Mietobjekts nicht gemeint sein können. Ziff. 2.2 des Berichts versucht 

dies jedoch dahingehend zu präzisieren, dass das Gesetz auch gilt, wenn ein Miet- oder 

Pachtobjekt nicht nur ein Ladenlokal umfasst, sondern auch anderen Zwecken dient.  

15 Als Beispiel wird eine Autogarage genannt, welche nebst einem Showroom auch über eine 

Werkstatt verfügt, in welcher weiterhing gearbeitet werden durfte. Genau dieses Beispiel zeigt, 

wie verfehlt die angestrebte Pauschallösung ist. Gerade in der Autobranche wird 

bekanntermassen der allergrösste Teil des Umsatzes mit der Wartung und der Reparatur von 

PKWs erzielt, während die Margen auf Neufahrzeugen minimal sind und so auch nur einen 

kleinen Teil des Umsatzes ausmachen. Solche Situationen gibt es aber nicht nur in der 

Autobranche, sondern in vielen anderen Bereichen auch. Es ist deshalb höchst stossend, wenn 

zulasten der Vermieter eine pauschale Mietzinsreduktion von 60% gewährt wird, ohne die 

völlig verschiedenen Situationen im Rahmen der einzelnen Mietverhältnisse auch nur im 

Geringsten zu berücksichtigen. Es müsste unseres Erachtens, wenn überhaupt ein solches 

Gesetz in Kraft gesetzt werden soll, zwingend ein Schlüssel vorgesehen werden, welcher die 

unterschiedlichen Gegebenheiten angemessen berücksichtigt. Eine solche Aufschlüsselung wird 

schliesslich auch für den Wohnnutzen einer Geschäftsräumlichkeit vorgesehen (Art. 4 Abs. 2 lit. 

b des Gesetzes) und ist somit möglich. 

16 Stossend ist auch, dass einfach pauschal alle Miet- oder Pachtverhältnisse mit einem Miet- oder 

Pachtzins bis zu CHF 15'000.00 bzw. CHF 20'000.00 dem Gesetz unterstellt werden sollen. 

Gem. Ziff. 1.2.2 wurde diese Grenze bewusst gewählt, um kleine und mittlere Unternehmen zu 

schützen. Diese Argumentation geht jedoch fehl, denn auch grosse Unternehmen mieten 

teilweise Geschäftsräume, welche unterhalb der Schwelle des Geltungsbereichs liegen, 

insbesondere in Gebieten mit tieferem Preisniveau auf dem Immobilienmarkt. Ausserdem 

werden mit der vorgesehenen Regelung diejenigen Vermieter bestraft, welche preisgünstige 

Geschäftsräume vermieten. Hätte ein Vermieter den Mietzins höher (und damit über der 



 
Seite 6 von 9 

 

  

Schwelle des Geltungsbereichs) angesetzt, käme er nicht zu den aus dem Gesetz resultierenden 

Verlusten. Schliesslich kommt hinzu, dass viele Geschäftsräume auch von Privatpersonen oder 

KMUs vermietet werden (insbesondere auch günstigere Mietobjekte). Da das Gesetz eigentlich 

gerade diese Gruppen schützen möchte, ist es in sich widersprüchlich.  

17 Schliesslich ist es auch stossend und völlig willkürlich, dass mehrere Miet- oder Pachtsachen, 

welche im selben Vertrag geregelt werden, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses 

nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. Ziff. 2.2 des Berichts). Die Unterscheidung 

danach, ob ein Vertrag nur ein grosses Mietobjekt benennt oder dieses Mietobjekt in seinen 

Einzelteilen als einzelne Mietobjekte bezeichnet, ist weder nachvollziehbar noch fair oder 

sachgerecht. Vielmehr muss in der Botschaft präzisiert werden, dass der jeweilige Mietvertrag 

als Ganzes für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses relevant ist. Dass die geplante 

Regelung nicht akzeptabel ist, lässt sich anhand des folgenden Beispiels aufzeigen: In einem 

Shopping-Center werden auf verschiedenen Geschossen Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen an 

dasselbe Unternehmen, bspw. einen internationalen Modekonzern oder ein anderes grosses 

Unternehmen, vermietet. Für jede Flächenart pro Geschoss wird der Mietzins im Mietvertrag 

separat aufgeschlüsselt, um dem Mieter grösstmögliche Transparenz zu gewähren, auch wenn 

der Mieter alle diese Flächen für den Betrieb seines dortigen Standorts benötigt. Auch wenn das 

Gesamtvolumen des Mietvertrags bspw. CHF 150'000.00 beträgt, liegen einige der Teilflächen 

unterhalb der Schwelle von CHF 15'000.00 und würden somit dem Gesetz unterstellt. Es ist 

nicht einzusehen, weshalb bei dieser Sachlage der Mieter vom Gesetz profitieren können soll. 

F. Zu Art. 3 

1. Zu Abs. 1 

18 Dass bereits getroffene Abmachungen (lit. a) vom Anwendungsbereich des Gesetzes 

ausgenommen werden, ist grundsätzlich korrekt. Es sollten unseres Erachtens jedoch nicht nur 

Einigungen über die Höhe des Miet- oder Pachtzinses relevant sein, sondern auch Stundungs- 

bzw. Ratenzahlungsvereinbarungen. Denn mit solchen Vereinbarungen hat der Mieter bereits 

klar zum Ausdruck gebracht, die fälligen Miet- oder Pachtzinsen zu einem bestimmten 

Zeitpunkt bezahlen zu wollen, und zwar im Wissen um die Corona-Pandemie. Auch in eine 

solche Vereinbarung darf nachträglich nicht mehr eingegriffen werden.  

19 Dass bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid (lit. b) vorliegt, ist 

nicht zu erwarten.  

2. Zu Abs. 2 

20 Diese Bestimmung macht unseres Erachtens keinen Sinn, da höchstwahrscheinlich keine 

Mietpartei, deren Mietzins sich in diesem Rahmen bewegt, freiwillig auf eine Mietzinsreduktion 

verzichten wird. Vielmehr gibt der unklare Wortlaut Anlass zu Rechtsstreitigkeiten, die mit dem 

Gesetz ja gerade verhindert werden wollen.  

G. Zu Art. 4 

21 Massgebend müsste nicht der Netto- sondern der Bruttomietzins sein. In den parlamentarischen 

Diskussionen vor dem Beschluss über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war meistens nur 

undifferenziert von «Miete» oder «Mietzins» die Rede. Bei der vom Ständerat gutgeheissenen 

Motion 20.3161 der WAK-SR wie auch beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über 

die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR wurde hingegen klar vom Bruttomietzins 
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ausgegangen. Daher wird mit den Motionen 20.3451 und 20.346, welche den Anlass zum 

vorliegenden Gesetzesentwurf gegeben haben, ebenfalls der Bruttomietzins gemeint sein.  

 

H. Zu Art. 5 

22 Auch Art. 5 des Gesetzes ist abzulehnen, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen bereits 

deutlich ergibt. Die enormen Pauschalisierungen, sowohl hinsichtlich des Anwendungsbereichs 

als auch der Höhe der Mietzinsreduktion, sind verfassungswidrig, werden der realen Situation in 

den meisten Mietverhältnissen nicht gerecht und lassen sich mit sachlichen Argumenten nicht 

rechtfertigen.  

I. Zu Art. 6 

23 Art. 6 dieses Gesetzes zeigt exemplarisch, wie verfehlt und viel zu pauschal die Gesetzesvorlage 

daherkommt. Es lässt sich mit sachlichen Argumenten nicht erklären, weshalb 

Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb aufgrund behördlicher Massnahmen reduzieren 

mussten, in den Genuss von Mietzinsreduktionen kommen sollen, während dies für andere 

Betriebe, welche ebenfalls von Einschränkungen betroffen waren, nicht gelten soll. So waren 

bspw. auch Hotels indirekt stark von Betriebsbeschränkungen betroffen. Ebenso waren bspw. 

Take-Away Betriebe, die nicht schliessen mussten, von sehr schwer abschätzbaren und höchst 

unterschiedlichen Umsatzeinbussen betroffen. Das Gesetz möchte einerseits aus 

Praktikabilitätsgründen möglichst pauschale Regelungen treffen (was wie gezeigt ebenfalls 

unzulässig ist), und sieht in Art. 6 dagegen eine willkürliche Selektion vor. Dies ist stossend und 

insbesondere im Lichte der Rechtsgleichheit nicht akzeptabel. 

J. Zu Art. 7 

24 Auch die Einrichtung eines Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. vermag die gravierenden Fehler 

dieser Gesetzesvorlage nicht zu beheben. Es ist zwar begrüssenswert, dass ein solcher Fonds 

geschaffen werden soll, doch werden die vorgesehenen CHF 20 Mio. bei Weitem nicht 

ausreichen, um alle Härtefälle aufzufangen, welche aufgrund dieser pauschalen, 

unausgewogenen Vorlage entstehen werden. Gem. Abs. 5 ist für den Fall, dass sich das eben 

genannte Szenario der zu knappen Mittel abzeichnet, nicht etwa eine Erhöhung des 

Härtefallfonds, sondern eine Verschärfung der Bedingungen für dessen Inanspruchnahme 

vorgesehen. Dies ist nicht haltbar. Es wird vorliegend auf dem Rücken der Vermieter eine nicht 

zulässige Umverteilung des Geschäftsrisikos der Mieter vorgenommen. 

25 Hinzu kommt, dass aus dem Gesetz viel zu wenig konkret hervorgeht, wann eine 

«wirtschaftliche Notlage» vorliegt, die zum Bezug der finanziellen Unterstützung durch diesen 

Fonds berechtigt. Zwar werden in Abs. 2 zwei Anwendungsfälle genannt (reine Kostenmiete, 

Bedrohung der wirtschaftlichen Existenz), doch die Formulierung mit dem Wort «insbesondere» 

legt nahe, dass auch weitere Anwendungsfälle in Betracht kommen. Gem. Ziff. 2.7 des Berichts 

ist von einer Einzelfallbetrachtung auszugehen und kann eine wirtschaftliche Notlage im Sinne 

des Gesetzes insbesondere dann vorliegen, wenn die finanzielle Einbusse des Vermieters eine 

«massive Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation» hervorruft, ein Konkursverfahren zur 

Folge hat oder «haben könnte» oder «verglichen mit dem Durchschnitt zu stossenden 

Auswirkungen führen würde». Diese äusserst schwammigen Formulierungen lassen einen 
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enormen Interpretationsspielraum offen. Hinzu kommt, dass bei der zu erwartenden Knappheit 

der verfügbaren Mittel von CHF 20 Mio. dem BWO die Kompetenz eingeräumt wird, weitere 

Anforderungen an das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage zu stellen. Dies lässt sich mit 

dem Gebot der Rechtssicherheit nicht vereinbaren und zeigt exemplarisch, wie mangelhaft 

dieses Gesetz ausgestaltet worden ist.  

 

IV. Fazit 

26 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gesetzesvorlage in verschiedener Hinsicht als 

unzulässig und ihr Inhalt schlicht als inakzeptabel bezeichnet werden muss. 

27 Wie gezeigt greift das Gesetz in die beiden Grundrechte der Wirtschaftsfreiheit und der 

Eigentumsgarantie ein, ohne dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen für einen Grundrechtseingriff 

gem. Art. 36 BV gegeben wären. Das Gesetz ist deshalb verfassungswidrig. Falls dies wider 

Erwarten anders beurteilt würde, wären jedoch wie gezeigt die Voraussetzungen der materiellen 

Enteignung gegeben, weshalb das Gesetz diesfalls massive Entschädigungsforderungen gegen den 

Staat nach sich ziehen würde. 

28 Inhaltlich ist sodann insbesondere stossend, dass nach dem Giesskannenprinzip pauschal allen 

Mietern (unterhalb der Mietzinsschwelle) eine Mietzinsherabsetzung gewährt werden soll, ohne 

Berücksichtigung der Frage, in welcher wirtschaftlichen Situation sich der jeweilige Mieter bzw. 

Vermieter befindet. Dies ist höchst ungerecht und führt – wenn überhaupt – in den allerwenigsten 

Fällen zu sachgerechten Ergebnissen. Besonders stossend wirkt sich dieses pauschale Prinzip zudem 

dann aus, wenn die Miete bzw. Pacht mehrerer Miet- oder Pachtsachen zwar in demselben Vertrag 

geregelt, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses jedoch nicht zusammengerechnet 

werden. Ausserdem erscheint das Ansetzen der Schwelle des Geltungsbereichs bei CHF 15'000.00 

bzw. CHF 20'000.00 höchst willkürlich und verfehlt insofern das Ziel der Gesetzesvorlage (Schutz 

der KMUs), als dass auch grosse Unternehmen oft Geschäftsräume im Anwendungsbereich des 

Gesetzes mieten. Schliesslich ist auch der Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. viel zu knapp bemessen, 

als dass den Auswirkungen des Gesetzes auf die Vermieter, welche in eine Notlage geraten 

werden, wirklich adäquat begegnet werden könnte.  

29 Zahlreiche Kantone haben bereits Lösungen zur Unterstützung der Mieter in Kraft gesetzt, welche 

teilweise ohne Mitwirkung der Vermieter eine Hilfestellung in besonderen Fällen und entsprechend 

den örtlichen Gegebenheiten gewährleisten; eine zusätzliche Regelung auf Bundesebene ist auch 

aus diesem Grund nicht angezeigt; dies könnte in einzelnen Fällen zu einer vollumfänglichen 

Entlastung der Mieter führen, was die Unausgewogenheit der angestrebten Lösung zusätzlich 

verstärkt. 

30 Ein Blick über die Landesgrenzen zeigt, dass die Schweiz das einzige Land wäre, welches in 

derartigem Ausmass und derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen 

internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses Gesetz klar zu 

einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. 

31 Die Corona-Pandemie hat ausserdem zu verantwortungsvollem und einzelfallgerechtem Handeln 

der Mietparteien geführt, was in vielen Fällen rasche und einvernehmliche und daher befriedigende 

Lösungen für beide Mietvertragsparteien ermöglicht hat. Ohne Not würde mit diesem Gesetz ein 

Präjudiz geschaffen, wobei unklar wäre, welche Folgen dies für zukünftige vergleichbare 

Situationen hätte. Dieses Gesetz und mögliche zukünftige Regelungen dieser Art würden 
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einzelfallgerechte Regelungen vereiteln oder erschweren – was sich vor dem Hintergrund eines 

Gesetzesprojektes in den letzten Wochen bereits mehrfach gezeigt hat – zumal sie für die meisten 

wirtschaftlich akut bedrohten Mieter zu spät kommen und im Ergebnis mehr Rechtsunsicherheit 

stiften würden.  

32 Kommt dazu, dass das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu 

den übrigen Konkursgläubigern) benachteiligen würde, soweit er von seiner Konkursforderung den 

im Gesetz vorgesehenen Mietzinsabschlag in Abzug bringen müsste. Dies läuft in stossender Weise 

dem Gerechtigkeitsgedanken zuwider und verstösst gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 

der Gläubiger im Konkurs des Schuldners, ohne dass dadurch die Insolvenz des Mieters vermieden 

werden könnte. 

33 Zuletzt ist auch nochmals darauf hinzuweisen, dass das Gesetz nicht nur verfassungswidrig und 

inhaltlich verfehlt ist, sondern eine Vielzahl von Unklarheiten beinhaltet und für zahlreiche 

Konstellationen keine klaren Regelungen bietet. Das Gesetz würde deshalb massive 

Rechtsunsicherheit sowie eine Flut von Gerichtsverfahren mit sich bringen und somit auch 

diesbezüglich das Gegenteil seines eigentlichen Ziels erreichen. 

 

Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und verbleiben 

mit freundlichen Grüssen 

 

Anfos Immobilien AG 

  
 

Urs Fäs  Jean-Michel Roten 

Head Investment Products  Head Construction & Development 

   

 

 















Anlagestiftung Pensimo / Vernehmlassung 

29. Juli 2020

tatsächlichen wirtschaftlichen Auswirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang 
entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und 
ungerecht. 

5 

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Gelder zu kommen, 
ihre Notlage mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, Korres­
pondenz, weitere Dokumente») beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zu­
sätzliche Anforderungen für das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage» festlegen kann. 
Seitens der Mieter würde mittels eines simplen Aufteilungsschlüssel breit über eine Viel­
zahl von Unternehmen Recht gesprochen - ohne deren Betroffenheit überhaupt näher zu 
überprüfen. Dies ist nicht akzeptabel. 

Art. 6 Gesundheitseinrichtungen 
1 Wir lehnen Art. 6 ab. 

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Be­
triebs erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwen­
dung auf sämtliche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einer­
seits eine ungerechtfertigte Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere 
Unternehmen ausgeschlossen. Auch Hotels waren beispielweise indirekt betroffen und 
mussten ihren Betrieb einschränken. Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in Betrieb 
waren, die effektiven Einbussen schwierig zu erheben. Es flossen zudem Überbrückungs­
und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausgerichtet wurden. 

Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen 

1 Wir lehnen Art. 7 ab. 
Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der 
gesamten Vorlage nicht wettzumachen - im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieter­
lass hohe Belastung von Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit Kosten­
miete arbeiten, zu entlasten, ist zum Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds, welcher mit 
20 Millionen Franken geäufnet würde, vermag die zu erwartenden Ausfälle nicht zu de­
cken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung würden hier zudem Mittel eingestellt, welche die 
für denselben Zweck bereitgestellten und fliessenden Liquiditätshilfen «konkurrenzieren». 

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten 
1 Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab. 

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art.11 
Abs. 2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermit­
telt, dass langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorlie­
gende Gesetz «für die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im mög­
lichen Falle eines zweiten Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten 
Vorschriften und Auswirkungen, müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. 
Es muss deshalb ausgeschlossen werden, dass der vorliegende Gesetzesvorschlag auto­
matisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit erhielte. Dies ist explizit festzuhalten. 
Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu ver­
kürzen. 

Freundliche Grüsse 
Anlagestiftung Pensimo 

(}/lf)/t/wfetlrlf'� 
Daniel Schürmann 

{?,..,......,.___
Corneli Amsler 
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Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und 
den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschrän-
kungen zur Bekämpfung des Coronavirus Covid-19 (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz)  
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin  
Sehr geehrter Herr Tschirren  
Sehr geehrter Herr Alvarez  
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Die Apleona Real Estate AG ist einer der 5 grössten national tätigen Immobilienbe-
wirtschafter der Schweiz. Zu unseren Kunden zählen vor allem institutionelle aber 
auch einige private Anleger.  
  
Aufgrund der Bedeutung der Vorlage ergreift Apleona Real Estate AG die Gelegen-
heit zur Stellungnahme zum Vorentwurf des obengenannten Bundesgesetzes «Co-
vid-19-Geschäftsmietegesetz».  
 
Die Apleona Real Estate AG engagieren sich seit Beginn der Corona-Krise in enger 
Zusammenarbeit mit ihren Auftraggebern für faire, markt- und sachgerechte sowie 
praktikable individuelle Lösungen für Geschäftsmietverhältnisse die von den verord-
neten temporären Betriebsschliessungen betroffen sind. Das aufgrund der Be-
schlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates vom 8. Juni 2020 
ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Be-
triebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-
19)» widerspricht diesem Ziel. Zudem blockiert oder behindert es in unzähligen Fäl-
len gütliche und partnerschaftliche Einigungen der betroffenen Mietparteien und 
sorgt sowohl bei Eigentümern wie auch bei Mietern für Unsicherheit. Zudem führt es 
zu Begehrlichkeiten und allenfalls gar zu Ungerechtigkeiten weil nicht der Einzelfall 
beachtet wird. 
 
 Die Apleona Real Estate AG lehnt deshalb den vorliegenden Entwurf des 

«Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» ab.  
 
 
 
Folgend nehmen wir zu einzelnen Punkten Stellung und erläutern unsere Haltung.  
 

Per Email (recht@bwo.admin.ch) 

 

Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) 

Storchengasse 6 
2540 Grenchen 

3. August 2020 

Apleona Real Estate AG 

Industriestrasse 21  

Postfach 

8304 Wallisellen 

Schweiz 

Telefon  +41 44 878 78 78 

Fax  +41 44 878 78 77 

info.realestate.ch@apleona.com 

www.realestate.apleona.ch 
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I. Allgemeine Bemerkungen  
 

Das Gesetz ist unverhältnismässig und verfassungswidrig. Es richtet volkswirtschaftlichen Scha-
den an, statt Nutzen zu stiften. Zudem schafft es grosse Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich 
konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicherweise ausschliesslich 
die Vermieter treffen würde. Das Gesetz verhindert zudem in vielen Fällen gütliche und partnerschaftli-
che Einigungen und schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermietern und Mietern. Die 
bisherigen sehr umfangreichen und arbeitsintensiven Bemühungen von Eigentümern und Bewirtschaftern 
für einvernehmliche Lösungen würden in Frage gestellt oder gar unterlaufen.  
 
Die Dringlichkeitserklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht zu korri-
gieren, dass eine Lösung zu spät kommt.  
 
Aus dem in Artikel 5 der Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter anderem 
das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das geltende Recht 
verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten «Covid-19-Geschäftsmietgesetz» würde eine 
die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit das Gebot der Rechtssicherheit 
klar verletzt.  
 
Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfreiheit. Mit 
dem «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden verfassungsrechtlich gewährleisteten 
Grundrechte massiv verletzt. Ein Eingriff in die Eigentumsgarantie ist unverhältnismässig und nicht 
gerechtfertigt. 
 
Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfertigten, 
generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung von Mietern 
zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit tatsächlich zu berücksichtigen.  
 
Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingreifen würde. Im 
wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses selbst-
induzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist unbedingt zu 
vermeiden. Die Schweiz hat international den guten Ruf der Rechtsstaatlichkeit. Dieses Gesetz würde 
dem internationalen Ruf der Schweiz somit enorm schaden.  
 
Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde weitgehend den 
Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation.  
 
Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partnerschaftlichen 
Lösungen vorliegen, ist völlig unklar – wir sind nach wie vor bestrebt, privatwirtschaftliche individuelle und 
passende Einzellösungen zu erarbeiten um bei den Mietern für Rechtssicherheit zu sorgen. Die Verwal-
tung will sich auf ein eigenes Monitoring stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Er-
gebnisse stehen daher für die Botschaft an das Parlament vermutlich noch gar nicht zur Verfügung. Da-
mit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf willkürlichen 
Schätzungen und Annahmen basierendes Konstrukt. Das ist inakzeptabel.  
 
Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für Wohnungswesen 
(BWO) obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidungskompetenzen ausgestattet würde.  
 
Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und die Ein-
schränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie 
nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde einem Teil der 
Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher Anspruch auf Mietzinsherabset-
zung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in der Praxis auch Mieterinnen 
und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen Regelung aufgrund der Mietzinshöhe (über 15'000 
bzw. 20'000 Franken) an sich nicht profitieren könnten.  
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II. Verfassungsgrundlage  
 

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die Kompe-
tenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemeinverbindlicherklärung von 
Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» be-
troffene Gegenstand gehört klar nicht dazu.  
 
Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn gemäss 
dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der Wirtschaftsfreiheit, 
der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten gewährleistet sein. Das kann 
mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser Verfassungsnorm beruhendes Bun-
desgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders als der Bundesrat betrachten wir ein 
Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als «vertretbar», sondern als offenkundig falsch.  
 
 

III. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen  
 

Art. 2 Geltungsbereich  
 
 Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.  
 
In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume» verdeutlicht wird, 
«dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint ist. Werden in 
einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusammengefasst, so gilt das 
Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens 20'000 Franken pro Mo-
nat gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsumme darüber liegt». Dies ist zu korrigieren – zumal 
dies dem übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: «Die Obergrenze wurde bewusst eingeführt, um 
kleine und mittlere Unternehmen zu schützen».  
 
Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, namentlich der 
folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der totale monatliche Miet- oder 
Pachtzins, welcher ein Mieter oder ein Pächter für sämtliche von ihm in einer Liegenschaft gemieteten 
bzw. gepachteten Miet- bzw. Pachtobjekte zu bezahlen hat in der Summe monatlich maximal 20’000 
Franken beträgt».  
 
 
Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich  
 
 Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.  
 
Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung aus. Es 
ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch Einigungen, 
welche Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden umfassen, sind gültige Abmachungen und müssen vom 
Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche Vereinbarungen stellen «eine ausdrückliche Eini-
gung der Vertragsparteien» dar.  
 
Art. 3 Abs. 1 Bst. b  
Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen hat, 
damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird. Die Vorgabe, wonach 
das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung kommt, wird eine grosse Zahl 
von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen, statt sie zu verhindern. Die rückwirkende Anwendung wird 
die Tendenz zum Abwarten verstärken, statt entsprechende Einigungen zu fördern.  
 
Art. 3 Abs. 2  
Wir lehnen eine separate Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15’000 und 20’000 
Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragsparteien einseitig auf die 
Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist willkürlich.  
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Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins  
 
 Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der Brut-

topachtzins zu bezeichnen.  
 

 Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren.  
 
Art. 4 Abs. 1  
Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen Diskus-
sion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem «Mietzins» die Rede. Sofern diese Begriffe 
präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war beispielsweise bei der vom 
Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso beim Beschluss des Ständera-
tes vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR.  
 
 
Art. 4 Abs. 2 und 3  
Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. Auch Ver-
träge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betroffen waren, sind 
zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung ungenügend und unklar abge-
deckt.  
 
 
Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins  
 
 Wir lehnen Art. 5 ab.  
 
Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres Forderungs-
anspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits würden sämtliche 
von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen Auswirkungen auf ihr Un-
ternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach sein, ist aber willkürlich, 
unausgewogen und ungerecht.  
Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Geldern zu kommen, ihre Notlage 
mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, Korrespondenz, weitere Dokumente») 
beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zusätzliche Anforderungen für das Vorliegen einer 
wirtschaftlichen Notlage» festlegen kann. Seitens der Mieter würde mittels eines simplen Aufteilungs-
schlüssel breit über eine Vielzahl von Unternehmen Recht gesprochen – ohne deren Betroffenheit über-
haupt näher zu überprüfen. Diese Ungleichbehandlung ist nicht akzeptabel.  
 
 
Art. 6 Gesundheitseinrichtungen  
 
 Wir lehnen Art. 6 ab.  
 
Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Betriebs erfahren 
haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämtliche Gesund-
heitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfertigte Pauschalierung 
vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen. Auch Hotels waren beispiel-
weise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken. Ebenso sind bei Restaurants, die teil-
weise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig zu erheben. Es flossen zudem Überbrü-
ckungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausgerichtet wurden.  
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Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen  
 
 Wir lehnen Art. 7 ab.  
 
Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der gesamten Vor-
lage nicht wettzumachen – im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieterlass hohe Belastung von Ver-
mietern wettzumachen und namentlich jene, die mit Kostenmiete arbeiten, zu entlasten, ist zum Scheitern 
verurteilt. Ein Härtefallfonds, welcher mit 20 Millionen Franken geäufnet würde, vermag die zu erwarten-
den Ausfälle nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung würden hier zudem Mittel eingestellt, 
welche die für denselben Zweck bereitgestellten und fliessenden Liquiditätshilfen «konkurrenzieren».  
 
 
Art. 11 Referendum und Inkrafttreten  
 
 Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.  
Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs. 2 vor-
geschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass langwierige 
Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz «für die Dauer der vom 
Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle eines zweiten Lockdowns in den Jahren 
2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen, müsste die Lage jedoch zunächst 
neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen werden, dass der vorliegende Gesetzesvor-
schlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.  
Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.  
 
 

IV. Zusammenfassung  
 

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Ungerechtig-
keiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen Fällen wohl eher 
befördert, u. a., weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt werden könnten.  
Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser Krisensi-
tuation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser ausserordentli-
chen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige solcher Vereinbarun-
gen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektierende Weg hat Priorität und 
soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche und Verhandlungen zwischen Miet- 
und Pachtparteien in Frage, gefährdet diese und wird eine Vielzahl von privaten Lösungen verhindern.  
 
Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhältnismässig 
und auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Überbrückung der krisenbedingten Aus-
fälle am ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die kleineren Unternehmen. Die vor-
geschlagene Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen und bietet nicht rechtzeitig Rechtssicherheit.  
 
Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehenden 
Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige Abgrenzungs-
fragen auf.  
 
Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann somit nicht 
als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden. Bereits vorliegende 
Erhebungen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat im Bericht zur Vernehmlassung nicht. Dies ist 
stossend.  
 
Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche Verfas-
sungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.  
 
Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.  
 
 Wir lehnen das Bundesgesetz ab.  
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 Es ist nicht zielführend, behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine krasse Benachtei-
ligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar.  

 
Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 

Freundliche Grüsse 

Apleona Real Estate AG 

 

 

 
 

Hans Peter Egloff   Sabrina Hauser 

CEO     Leiterin Bewirtschaftung Schweiz 

     Mitglied der Geschäftsleitung 
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UBS Fund Management (Switzerland) AG ist eine Konzerngesellschaft von UBS Group AG  

 

In rubrizierter Angelegenheit nehmen wir namens der Ara “B” Immobilien AG Stellung zum 

Entwurf des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes (nachfolgend „Gesetz“). Das Gesetz ist in seiner 

Gesamtheit abzulehnen und ersatzlos zu streichen. Dazu im Einzelnen, was folgt: 

 
I. Vorbemerkung 

Die Ara “B” Immobilien AG ist eine Immobiliengesellschaft des UBS (CH) Property Fund - Swiss 

Commercial «Swissreal» (nachfolgend "Immobilienfonds"). Der Immobilienfonds wird von UBS 

Fund Management (Switzerland) AG als Fondsleitung verwaltet und investiert in kommerzielle 

Immobilien in der Schweiz. Die vorliegende Vernehmlassung wird stellvertretend und namens aller 

Immobiliengesellschaften und letztlich im Interesse der Anleger und Investoren (namentlich 

Private, Vorsorgeeinrichtungen etc.) eingereicht.  

 
II. Verfassungsrechtliche Bedenken 

A. Unzulässiger Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit 

1. Mietverträge sind von der Wirtschaftsfreiheit geschützt 

Per E-Mail  
recht@bwo.admin.ch 
 
Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundesamt für Wohnungswesen 
Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

4. August 2020 

 

 

 
Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 
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1 Gemäss Ziff. 5.1 des erläuternden Berichts zum Covid-19-Geschäftsmietengesetz (nachfolgend 

„Bericht“) stützt sich das Gesetz in verfassungsrechtlicher Hinsicht auf Art. 100 der 

Bundesverfassung (nachfolgend „BV“), während die Bundeskompetenzen im Bereich des 

Mietwesens (Art. 109 BV) und des Zivilrechts (Art. 122 BV) zurecht als nicht anwendbar 

deklariert werden. Doch wie nachfolgend aufgezeigt wird, kann das Gesetz auch nicht auf Art. 

100 BV, und somit auf keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes abgestützt werden.  

2 Gem. Art. 100 Abs. 1 BV trifft der Bund Massnahmen für eine ausgeglichene konjunkturelle 

Entwicklung, insbesondere zur Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung. 

Dabei darf er jedoch nur in wenigen, von der BV abschliessend aufgezählten Fällen vom 

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 und 95 BV) abweichen, nämlich im Geld- und 

Kreditwesen, in der Aussenwirtschaft und im Bereich öffentlicher Finanzen (Art. 100 Abs. 3 BV). 

Da es sich vorliegend um keinen der genannten Fälle handelt, ist der Grundsatz der 

Wirtschaftsfreiheit in jedem Fall zu beachten.  

3 Die Wirtschaftsfreiheit schützt dabei unter anderem die Berufsausübungsfreiheit, d.h. alle mit 

einer Erwerbstätigkeit zusammenhängenden Aspekte. Dazu gehört unter anderem auch die 

freie Gestaltung der Vertragsinhalte, inkl. der Preisbildungsfreiheit (vgl. BIAGGINI, OFK BV, 2. 

Auflage, 2017, Art. 27 N 9; vgl. auch UHLMANN, in: Basler Kommentar zur BV, 1. Auflage, 2015, 

Art. 27 N 10). Mit dem Gesetz soll also in einen grundrechtlich geschützten Bereich eingegriffen 

werden, weshalb für diesen Grundrechtseingriff die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein 

müssen. Nachfolgend wird aufgezeigt, dass dies nicht der Fall ist, weshalb das Gesetz nicht auf 

Art. 100 Abs. 1 BV abgestützt werden kann. 

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

 
4 Das erste Erfordernis für den geplanten Grundrechtseingriff, nämlich das Vorhandensein einer 

gesetzlichen Grundlage, wäre mit dem Gesetz vorliegend erfüllt. Als zweite Voraussetzung 

muss ein öffentliches Interesse am Grundrechtseingriff vorliegen. Dabei kann sich ein 

öffentliches Interesse aus den Bundeskompetenzen in den Art. 54 bis 125 BV, somit also auch 

aus Art. 100 Abs. 1 BV ergeben. Hingegen darf nicht vergessen werden, dass bei der 

Beurteilung des öffentlichen Interesses eine Gesamtabwägung vorzunehmen und somit auch 

die Vermieterseite zu berücksichtigen ist. Es kann kein öffentliches Interesse daran bestehen, 

sämtlichen Geschäftsmietern innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes nach dem 

Giesskannenprinzip, d.h. ungeachtet der konkreten wirtschaftlichen Situation der Mietparteien, 

einen pauschalen Herabsetzungsanspruch zuzubilligen. Im Ergebnis würden von der 

vorgesehenen Regelung sehr viele Mieter profitieren, die diese Entlastung gar nicht benötigen, 

und umgekehrt sehr viele Vermieter in pauschaler Weise belastet, obwohl selbst im Bericht (in 

Ziff. 1.2.6) klar festgehalten wird, dass die Zwangsschliessungen und -einschränkungen nicht im 

Verantwortungsbereich der Vermieter liegen. Dies ist stossend und kann nicht hingenommen 

werden. Besonders stossend wirkt sich die ungerechtfertigte Pauschalisierung zudem dort aus, 

wo mehrere Miet- oder Pachtsachen, welche in ein und demselben Vertrag geregelt werden, für 

die Berechnung des massgeblichen Mietzinses nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. 

Ziff. 2.2 des Berichts).  

5 Hinzu kommt, dass sich das öffentliche Interesse auch nach dem Schutz von Polizeigütern 

bemessen kann. Hierbei ist vorliegend insbesondere der Grundsatz von Treu und Glauben im 

Geschäftsverkehr von Bedeutung, welcher mit dem geplanten Gesetz klar untergraben würde. 
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Das Vorliegen eines öffentlichen Interesses ist nach dem Gesagten somit zu verneinen.  

6 Als dritte Voraussetzung muss ein Grundrechtseingriff schliesslich verhältnismässig sein, d.h. 

geeignet, erforderlich und zumutbar. Eignung bedeutet, dass eine Massnahme ein taugliches 

Mittel darstellt, um den angestrebten Zweck zu erreichen. Dies dürfte vorliegend erfüllt sein. 

Erforderlichkeit bedeutet, dass eine Massnahme in sachlicher, persönlicher und räumlicher 

Hinsicht das mildeste unter allen mindestens gleich geeigneten Mitteln darstellt. Dies ist 

vorliegend nicht erfüllt. Mit der extrem weitgehenden Pauschalisierung wird zu einem 

Rundumschlag bei sämtlichen Mietverhältnissen (unterhalb der Mietzinsschwelle des 

Geltungsbereichs) ausgeholt und nach dem Giesskannenprinzip sämtlichen Mietern ein 

Anspruch auf eine Mietzinsreduktion zugebilligt, obwohl dies in sehr vielen Fällen gar nicht 

notwendig wäre. Dabei kann für eine Vielzahl von Mietverhältnissen nicht mehr davon 

ausgegangen werden, dass die starre 60/40-Regelung die mildeste Massnahme darstellt, da sie 

völlig willkürlich festgelegt wurde und nicht den realen Gegebenheiten entspricht. Vielmehr 

wird die vorgesehene Regelung in den allerwenigsten Fällen das mildeste Mittel zur Erreichung 

des angestrebten Zwecks (Verhinderung von Konkursen / Arbeitslosigkeit) darstellen, sondern 

zumeist weit über das Ziel hinausschiessen und Mietern einen Anspruch auf Mietzinsreduktion 

gewähren, die darauf gar nicht angewiesen sind. Schon nur aus diesem Grund ist der 

vorgesehene Grundrechtseingriff unzulässig. Zumutbarkeit bedeutet, dass zwischen den 

grundrechtsbeeinträchtigenden Wirkungen des Eingriffs und den verfolgten öffentlichen 

Interessen ein vernünftiges Verhältnis besteht. Auch diese Voraussetzung ist vorliegend nicht 

erfüllt. Gem. Ziff. 3.2 des Berichts fallen rund 94% aller von Schliessungen betroffenen 

Mietverhältnisse unter das Gesetz, d.h. eine sehr grosse Zahl von Vermietern wird betroffen 

sein. Diese haben im Zusammenhang mit den vermieteten Immobilien selbst sehr grosse Kosten 

zu tragen, welche weiterhin anfallen. Hinzu kommt, dass viele Vermieter existenziell von den 

Mietzinseinnahmen abhängig sind und deshalb durch das Gesetz in Notlagen geraten werden, 

wobei der Auffangfonds von CHF 20 Mio. niemals ausreichen wird, um alle entstehenden 

Notlagen zu bewältigen. Auch scheint der Bericht stets davon auszugehen, dass es bei der 

zweimonatigen Zwangsschliessung von vergangenem Frühling bleiben wird, während noch 

überhaupt nicht klar ist, ob es weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Sofern 

überhaupt ein öffentliches Interesse bejaht werden kann, steht dies deshalb sicherlich nicht in 

einem vernünftigen Verhältnis zu den gravierenden Grundrechtseingriffen, die im Gesetz 

vorgesehen werden. Die Voraussetzungen von Art. 36 BV sind somit klar nicht erfüllt.  

B. Unzulässiger Eingriff in die Eigentumsgarantie 

1. Das Gesetz greift in die Eigentumsgarantie ein 

7 Weiter greift das geplante Gesetz auch in die Eigentumsgarantie gem. Art. 26 BV ein, indem 

das Verfügungsrecht der Eigentümer über die Mietobjekte eingeschränkt wird. Es müssen daher 

wiederum die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein.  

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

8 Betreffend die allgemeinen Voraussetzungen eines Grundrechtseingriffs sowie konkret der 

Voraussetzungen der gesetzlichen Grundlage und des öffentlichen Interesses kann auf das unter 

vorstehender Rz.  4 ff. Ausgeführte verwiesen werden.  

9 Vorliegend fehlt es wie bei der Wirtschaftsfreiheit bereits an der Erforderlichkeit der 

vorgesehenen Massnahmen. So wird mit einer völlig undifferenzierten Pauschallösung vielerorts 

über das eigentliche Ziel, die Verhinderung von Konkursen und der Verlust von Arbeitsplätzen, 
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hinausgeschossen, und bei weitem nicht das mildeste Mittel angewandt. Auch ist es wie gezeigt 

den Vermietern nicht zumutbar, die vorgesehenen Mietzinsreduktionen tragen zu müssen. Der 

Bericht nennt im Zusammenhang mit der Verhältnismässigkeit unter Ziff. 5.1 eine 

Schliessungsdauer von zwei Monaten, wobei sich noch überhaupt nicht abschätzen lässt, ob es 

weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Auch betreffend die Eigentumsgarantie 

sind die Voraussetzungen von Art. 36 BV somit klar nicht erfüllt.  

3. Materielle Enteignung 

10 Sollte das Gesetz entgegen der Rechtslage als verfassungskonform beurteilt werden, stellt sich 

immer noch die Frage, ob durch den Eingriff in das Eigentum der Vermieter nicht eine 

Entschädigungspflicht des Staates aufgrund materieller Enteignung besteht. Ob der Eingriff in 

die Eigentumsrechte der Vermieterschaft als materielle Enteignung zu qualifizieren ist, 

bezeichnet der Bericht als sehr zweifelhaft, da es an einer besonderen Schwere der 

Einschränkung bzw. an einem Sonderopfer fehle (Ziff. 5.1). Dies ist jedoch unzutreffend. Nach 

ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts liegt eine materielle Enteignung dann vor, «[…] 

wenn einem Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger Gebrauch seines 

Grundeigentums untersagt oder besonders stark eingeschränkt wird, weil ihm eine aus dem 

Eigentum fliessende wesentliche Befugnis entzogen wird» (BGE 140 I 176, 199, E. 9.5). Es ist 

nicht ersichtlich, wieso die vorliegende Beschränkung des Eigentums nicht besonders schwer 

wiegen sollte. So haben bisher zwar nur Zwangsschliessungen während rund zwei Monaten 

stattgefunden, doch dies kann sich sehr schnell ändern und zu massiven finanziellen Einbussen 

bei den Vermietern führen. Aus diesem Grund müssten, sollte das Gesetz wider Erwarten als 

verfassungskonform qualifiziert werden, sämtliche der dadurch verursachten Mietzinsausfälle 

aufgrund materieller Enteignung vom Staat entschädigt werden.  

C. Ungleichbehandlung des Vermieters im Konkurs des Mieters 

11 Gemäss dem Bericht (Ziff. 1.3.1 Abs. 2) sollen mit dem Gesetz wirtschaftliche Notlagen 

vermieden oder gemildert werden. Das Gesetz geht demnach davon aus, dass der 

vorübergehende Mietzinserlass im Umfang von 60% die Notlage der betroffenen Mieter lindern 

und damit den Fortbestand der Betriebe dieser Mieter sicherstellen soll. Das Gesetz 

berücksichtigt nicht, dass die Mieter trotz diesem Mietzinserlass insolvent werden könnten. 

12 Weil das Gesetz nicht bestimmt, dass der vorgesehene (zeitlich befristete) Mietzinserlass zu 

Gunsten des Mieters nicht zur Anwendung gelangt, soweit der Mieter in Konkurs fällt, 

benachteiligt das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu den 

übrigen Konkursgläubigern), zumal er den dem Mieter kraft des Gesetzes zustehenden 

Mietzinserlass von seiner Konkursforderung in Abzug bringen müsste. Dadurch würde sich die 

Konkursdividende zu Gunsten des Vermieters schmälern (und der Vermieter könnte darüber 

hinaus im Umfang des Mieterlasses die offenen Mietzinsen nicht in vollem Umfang mittels der 

vom Mieter gestellten Mietsicherheit abdecken). Dies verstösst in eklatanter Weise gegen den 

Grundsatz der Gleichbehandlung der Gläubiger im Konkurs des Schuldners (u.a. BGer 

5P.164/2003 E. 4.6 und BGer 5C.206/2002 E. 3), welcher gebietet, dass jeder Gläubiger 

Anspruch auf gleichzeitige und gleichmässige Befriedigung aus dem schuldnerischen Vermögen 

und dem Verwertungsergebnis hat. Der Vermieter käme mithin im Falle des (durch die Corona-

Pandemie ausgelösten) Mieterkonkurses in höherem Umfang zu Schaden als die übrigen 

Gläubiger des Mieters. Diese Ungleichbehandlung entbehrt jeder sachlichen Grundlage und ist 

im Lichte der Rechtsgleichheit krass stossend und inakzeptabel. Dies insbesondere vor dem 
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Hintergrund, dass mit der Gewährung eines Mietzinserlasses auch im Falle des Konkurses des 

Mieters das mit dem Gesetz angestrebte Ziel, dass der Mieter seinen Geschäftsbetrieb 

weiterführen kann (und er nicht insolvent wird) und dadurch Arbeitsplätze erhalten werden 

können, nicht erreicht werden kann. 

D. Zwischenfazit 

13 Das Gesetz erweist sich somit als nicht verfassungskonform und würde, sollte dies wider 

Erwarten anders beurteilt werden, massive Entschädigungspflichten des Staates aufgrund 

materieller Enteignung nach sich ziehen.  

 

III. Zu den Gesetzesbestimmungen im Einzelnen 

E. Zu Art. 1 und Art. 2 bzw. zum Geltungsbereich des Gesetzes 

14 Insgesamt ist der Geltungsbereich des Gesetzes nicht nur unklar, sondern auch viel zu pauschal 

und zu weit gefasst. Ziff. 2.2 des Berichts hält fest, dass jeweils im Einzelfall bestimmt werden 

müsse, ob ein Geschäftsbetrieb aufgrund der COVID-19-Verordnung 2 geschlossen werden 

musste oder nur von Betriebseinschränkungen betroffen gewesen sei. Art. 1 Abs. 1 lit. a des 

Gesetzes hält fest, dass das Gesetz für öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe gilt, 

die für das Publikum schliessen mussten. Dies deutet klar darauf hin, dass die nicht öffentlich 

zugänglichen Teile eines Mietobjekts nicht gemeint sein können. Ziff. 2.2 des Berichts versucht 

dies jedoch dahingehend zu präzisieren, dass das Gesetz auch gilt, wenn ein Miet- oder 

Pachtobjekt nicht nur ein Ladenlokal umfasst, sondern auch anderen Zwecken dient.  

15 Als Beispiel wird eine Autogarage genannt, welche nebst einem Showroom auch über eine 

Werkstatt verfügt, in welcher weiterhing gearbeitet werden durfte. Genau dieses Beispiel zeigt, 

wie verfehlt die angestrebte Pauschallösung ist. Gerade in der Autobranche wird 

bekanntermassen der allergrösste Teil des Umsatzes mit der Wartung und der Reparatur von 

PKWs erzielt, während die Margen auf Neufahrzeugen minimal sind und so auch nur einen 

kleinen Teil des Umsatzes ausmachen. Solche Situationen gibt es aber nicht nur in der 

Autobranche, sondern in vielen anderen Bereichen auch. Es ist deshalb höchst stossend, wenn 

zulasten der Vermieter eine pauschale Mietzinsreduktion von 60% gewährt wird, ohne die 

völlig verschiedenen Situationen im Rahmen der einzelnen Mietverhältnisse auch nur im 

Geringsten zu berücksichtigen. Es müsste unseres Erachtens, wenn überhaupt ein solches 

Gesetz in Kraft gesetzt werden soll, zwingend ein Schlüssel vorgesehen werden, welcher die 

unterschiedlichen Gegebenheiten angemessen berücksichtigt. Eine solche Aufschlüsselung wird 

schliesslich auch für den Wohnnutzen einer Geschäftsräumlichkeit vorgesehen (Art. 4 Abs. 2 lit. 

b des Gesetzes) und ist somit möglich. 

16 Stossend ist auch, dass einfach pauschal alle Miet- oder Pachtverhältnisse mit einem Miet- oder 

Pachtzins bis zu CHF 15'000.00 bzw. CHF 20'000.00 dem Gesetz unterstellt werden sollen. 

Gem. Ziff. 1.2.2 wurde diese Grenze bewusst gewählt, um kleine und mittlere Unternehmen zu 

schützen. Diese Argumentation geht jedoch fehl, denn auch grosse Unternehmen mieten 

teilweise Geschäftsräume, welche unterhalb der Schwelle des Geltungsbereichs liegen, 

insbesondere in Gebieten mit tieferem Preisniveau auf dem Immobilienmarkt. Ausserdem 

werden mit der vorgesehenen Regelung diejenigen Vermieter bestraft, welche preisgünstige 

Geschäftsräume vermieten. Hätte ein Vermieter den Mietzins höher (und damit über der 
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Schwelle des Geltungsbereichs) angesetzt, käme er nicht zu den aus dem Gesetz resultierenden 

Verlusten. Schliesslich kommt hinzu, dass viele Geschäftsräume auch von Privatpersonen oder 

KMUs vermietet werden (insbesondere auch günstigere Mietobjekte). Da das Gesetz eigentlich 

gerade diese Gruppen schützen möchte, ist es in sich widersprüchlich.  

17 Schliesslich ist es auch stossend und völlig willkürlich, dass mehrere Miet- oder Pachtsachen, 

welche im selben Vertrag geregelt werden, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses 

nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. Ziff. 2.2 des Berichts). Die Unterscheidung 

danach, ob ein Vertrag nur ein grosses Mietobjekt benennt oder dieses Mietobjekt in seinen 

Einzelteilen als einzelne Mietobjekte bezeichnet, ist weder nachvollziehbar noch fair oder 

sachgerecht. Vielmehr muss in der Botschaft präzisiert werden, dass der jeweilige Mietvertrag 

als Ganzes für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses relevant ist. Dass die geplante 

Regelung nicht akzeptabel ist, lässt sich anhand des folgenden Beispiels aufzeigen: In einem 

Shopping-Center werden auf verschiedenen Geschossen Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen an 

dasselbe Unternehmen, bspw. einen internationalen Modekonzern oder ein anderes grosses 

Unternehmen, vermietet. Für jede Flächenart pro Geschoss wird der Mietzins im Mietvertrag 

separat aufgeschlüsselt, um dem Mieter grösstmögliche Transparenz zu gewähren, auch wenn 

der Mieter alle diese Flächen für den Betrieb seines dortigen Standorts benötigt. Auch wenn das 

Gesamtvolumen des Mietvertrags bspw. CHF 150'000.00 beträgt, liegen einige der Teilflächen 

unterhalb der Schwelle von CHF 15'000.00 und würden somit dem Gesetz unterstellt. Es ist 

nicht einzusehen, weshalb bei dieser Sachlage der Mieter vom Gesetz profitieren können soll. 

F. Zu Art. 3 

1. Zu Abs. 1 

18 Dass bereits getroffene Abmachungen (lit. a) vom Anwendungsbereich des Gesetzes 

ausgenommen werden, ist grundsätzlich korrekt. Es sollten unseres Erachtens jedoch nicht nur 

Einigungen über die Höhe des Miet- oder Pachtzinses relevant sein, sondern auch Stundungs- 

bzw. Ratenzahlungsvereinbarungen. Denn mit solchen Vereinbarungen hat der Mieter bereits 

klar zum Ausdruck gebracht, die fälligen Miet- oder Pachtzinsen zu einem bestimmten 

Zeitpunkt bezahlen zu wollen, und zwar im Wissen um die Corona-Pandemie. Auch in eine 

solche Vereinbarung darf nachträglich nicht mehr eingegriffen werden.  

19 Dass bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid (lit. b) vorliegt, ist 

nicht zu erwarten.  

2. Zu Abs. 2 

20 Diese Bestimmung macht unseres Erachtens keinen Sinn, da höchstwahrscheinlich keine 

Mietpartei, deren Mietzins sich in diesem Rahmen bewegt, freiwillig auf eine Mietzinsreduktion 

verzichten wird. Vielmehr gibt der unklare Wortlaut Anlass zu Rechtsstreitigkeiten, die mit dem 

Gesetz ja gerade verhindert werden wollen.  

G. Zu Art. 4 

21 Massgebend müsste nicht der Netto- sondern der Bruttomietzins sein. In den parlamentarischen 

Diskussionen vor dem Beschluss über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war meistens nur 

undifferenziert von «Miete» oder «Mietzins» die Rede. Bei der vom Ständerat gutgeheissenen 

Motion 20.3161 der WAK-SR wie auch beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über 

die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR wurde hingegen klar vom Bruttomietzins 
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ausgegangen. Daher wird mit den Motionen 20.3451 und 20.346, welche den Anlass zum 

vorliegenden Gesetzesentwurf gegeben haben, ebenfalls der Bruttomietzins gemeint sein.  

 

H. Zu Art. 5 

22 Auch Art. 5 des Gesetzes ist abzulehnen, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen bereits 

deutlich ergibt. Die enormen Pauschalisierungen, sowohl hinsichtlich des Anwendungsbereichs 

als auch der Höhe der Mietzinsreduktion, sind verfassungswidrig, werden der realen Situation in 

den meisten Mietverhältnissen nicht gerecht und lassen sich mit sachlichen Argumenten nicht 

rechtfertigen.  

I. Zu Art. 6 

23 Art. 6 dieses Gesetzes zeigt exemplarisch, wie verfehlt und viel zu pauschal die Gesetzesvorlage 

daherkommt. Es lässt sich mit sachlichen Argumenten nicht erklären, weshalb 

Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb aufgrund behördlicher Massnahmen reduzieren 

mussten, in den Genuss von Mietzinsreduktionen kommen sollen, während dies für andere 

Betriebe, welche ebenfalls von Einschränkungen betroffen waren, nicht gelten soll. So waren 

bspw. auch Hotels indirekt stark von Betriebsbeschränkungen betroffen. Ebenso waren bspw. 

Take-Away Betriebe, die nicht schliessen mussten, von sehr schwer abschätzbaren und höchst 

unterschiedlichen Umsatzeinbussen betroffen. Das Gesetz möchte einerseits aus 

Praktikabilitätsgründen möglichst pauschale Regelungen treffen (was wie gezeigt ebenfalls 

unzulässig ist), und sieht in Art. 6 dagegen eine willkürliche Selektion vor. Dies ist stossend und 

insbesondere im Lichte der Rechtsgleichheit nicht akzeptabel. 

J. Zu Art. 7 

24 Auch die Einrichtung eines Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. vermag die gravierenden Fehler 

dieser Gesetzesvorlage nicht zu beheben. Es ist zwar begrüssenswert, dass ein solcher Fonds 

geschaffen werden soll, doch werden die vorgesehenen CHF 20 Mio. bei Weitem nicht 

ausreichen, um alle Härtefälle aufzufangen, welche aufgrund dieser pauschalen, 

unausgewogenen Vorlage entstehen werden. Gem. Abs. 5 ist für den Fall, dass sich das eben 

genannte Szenario der zu knappen Mittel abzeichnet, nicht etwa eine Erhöhung des 

Härtefallfonds, sondern eine Verschärfung der Bedingungen für dessen Inanspruchnahme 

vorgesehen. Dies ist nicht haltbar. Es wird vorliegend auf dem Rücken der Vermieter eine nicht 

zulässige Umverteilung des Geschäftsrisikos der Mieter vorgenommen. 

25 Hinzu kommt, dass aus dem Gesetz viel zu wenig konkret hervorgeht, wann eine 

«wirtschaftliche Notlage» vorliegt, die zum Bezug der finanziellen Unterstützung durch diesen 

Fonds berechtigt. Zwar werden in Abs. 2 zwei Anwendungsfälle genannt (reine Kostenmiete, 

Bedrohung der wirtschaftlichen Existenz), doch die Formulierung mit dem Wort «insbesondere» 

legt nahe, dass auch weitere Anwendungsfälle in Betracht kommen. Gem. Ziff. 2.7 des Berichts 

ist von einer Einzelfallbetrachtung auszugehen und kann eine wirtschaftliche Notlage im Sinne 

des Gesetzes insbesondere dann vorliegen, wenn die finanzielle Einbusse des Vermieters eine 

«massive Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation» hervorruft, ein Konkursverfahren zur 

Folge hat oder «haben könnte» oder «verglichen mit dem Durchschnitt zu stossenden 

Auswirkungen führen würde». Diese äusserst schwammigen Formulierungen lassen einen 
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enormen Interpretationsspielraum offen. Hinzu kommt, dass bei der zu erwartenden Knappheit 

der verfügbaren Mittel von CHF 20 Mio. dem BWO die Kompetenz eingeräumt wird, weitere 

Anforderungen an das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage zu stellen. Dies lässt sich mit 

dem Gebot der Rechtssicherheit nicht vereinbaren und zeigt exemplarisch, wie mangelhaft 

dieses Gesetz ausgestaltet worden ist.  

 

IV. Fazit 

26 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gesetzesvorlage in verschiedener Hinsicht als 

unzulässig und ihr Inhalt schlicht als inakzeptabel bezeichnet werden muss. 

27 Wie gezeigt greift das Gesetz in die beiden Grundrechte der Wirtschaftsfreiheit und der 

Eigentumsgarantie ein, ohne dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen für einen Grundrechtseingriff 

gem. Art. 36 BV gegeben wären. Das Gesetz ist deshalb verfassungswidrig. Falls dies wider 

Erwarten anders beurteilt würde, wären jedoch wie gezeigt die Voraussetzungen der materiellen 

Enteignung gegeben, weshalb das Gesetz diesfalls massive Entschädigungsforderungen gegen den 

Staat nach sich ziehen würde. 

28 Inhaltlich ist sodann insbesondere stossend, dass nach dem Giesskannenprinzip pauschal allen 

Mietern (unterhalb der Mietzinsschwelle) eine Mietzinsherabsetzung gewährt werden soll, ohne 

Berücksichtigung der Frage, in welcher wirtschaftlichen Situation sich der jeweilige Mieter bzw. 

Vermieter befindet. Dies ist höchst ungerecht und führt – wenn überhaupt – in den allerwenigsten 

Fällen zu sachgerechten Ergebnissen. Besonders stossend wirkt sich dieses pauschale Prinzip zudem 

dann aus, wenn die Miete bzw. Pacht mehrerer Miet- oder Pachtsachen zwar in demselben Vertrag 

geregelt, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses jedoch nicht zusammengerechnet 

werden. Ausserdem erscheint das Ansetzen der Schwelle des Geltungsbereichs bei CHF 15'000.00 

bzw. CHF 20'000.00 höchst willkürlich und verfehlt insofern das Ziel der Gesetzesvorlage (Schutz 

der KMUs), als dass auch grosse Unternehmen oft Geschäftsräume im Anwendungsbereich des 

Gesetzes mieten. Schliesslich ist auch der Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. viel zu knapp bemessen, 

als dass den Auswirkungen des Gesetzes auf die Vermieter, welche in eine Notlage geraten 

werden, wirklich adäquat begegnet werden könnte.  

29 Zahlreiche Kantone haben bereits Lösungen zur Unterstützung der Mieter in Kraft gesetzt, welche 

teilweise ohne Mitwirkung der Vermieter eine Hilfestellung in besonderen Fällen und entsprechend 

den örtlichen Gegebenheiten gewährleisten; eine zusätzliche Regelung auf Bundesebene ist auch 

aus diesem Grund nicht angezeigt; dies könnte in einzelnen Fällen zu einer vollumfänglichen 

Entlastung der Mieter führen, was die Unausgewogenheit der angestrebten Lösung zusätzlich 

verstärkt. 

30 Ein Blick über die Landesgrenzen zeigt, dass die Schweiz das einzige Land wäre, welches in 

derartigem Ausmass und derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen 

internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses Gesetz klar zu 

einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. 

31 Die Corona-Pandemie hat ausserdem zu verantwortungsvollem und einzelfallgerechtem Handeln 

der Mietparteien geführt, was in vielen Fällen rasche und einvernehmliche und daher befriedigende 

Lösungen für beide Mietvertragsparteien ermöglicht hat. Ohne Not würde mit diesem Gesetz ein 

Präjudiz geschaffen, wobei unklar wäre, welche Folgen dies für zukünftige vergleichbare 

Situationen hätte. Dieses Gesetz und mögliche zukünftige Regelungen dieser Art würden 
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einzelfallgerechte Regelungen vereiteln oder erschweren – was sich vor dem Hintergrund eines 

Gesetzesprojektes in den letzten Wochen bereits mehrfach gezeigt hat – zumal sie für die meisten 

wirtschaftlich akut bedrohten Mieter zu spät kommen und im Ergebnis mehr Rechtsunsicherheit 

stiften würden.  

32 Kommt dazu, dass das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu 

den übrigen Konkursgläubigern) benachteiligen würde, soweit er von seiner Konkursforderung den 

im Gesetz vorgesehenen Mietzinsabschlag in Abzug bringen müsste. Dies läuft in stossender Weise 

dem Gerechtigkeitsgedanken zuwider und verstösst gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 

der Gläubiger im Konkurs des Schuldners, ohne dass dadurch die Insolvenz des Mieters vermieden 

werden könnte. 

33 Zuletzt ist auch nochmals darauf hinzuweisen, dass das Gesetz nicht nur verfassungswidrig und 

inhaltlich verfehlt ist, sondern eine Vielzahl von Unklarheiten beinhaltet und für zahlreiche 

Konstellationen keine klaren Regelungen bietet. Das Gesetz würde deshalb massive 

Rechtsunsicherheit sowie eine Flut von Gerichtsverfahren mit sich bringen und somit auch 

diesbezüglich das Gegenteil seines eigentlichen Ziels erreichen. 

 

Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und verbleiben 

mit freundlichen Grüssen 

 

Ara “B” Immobilien AG 

  
 

Urs Fäs  Jean-Michel Roten 

Head Investment Products  Head Construction & Development 
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Gjidoda Gabriela BWO

Von: Secrétariat général ASLOCA Fribourg <asloca.fr@gmail.com>

Gesendet: Sonntag, 2. August 2020 15:24

An: _BWO-Recht

Cc: Pierre Mauron; Matthieu Loup

Betreff: Consultation concernant la loi COVID-19 sur les loyers commerciaux

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung

Kennzeichnungsstatus: Gekennzeichnet

Monsieur le Conseiller fédéral Guy Parmelin, 

Madame, Monsieur, 

En tant que section cantonale de l’Association suisse des locataires, nous partageons sa position dans le 

cadre de la consultation de la loi COVID-19 sur les loyers commerciaux, soumis par courrier du 1er juillet 

2020. 

En guise de préambule, notre Association regrette que le Conseil fédéral n'ait pas accepté d'agir en matière 

de loyer pour sauvegarder les intérêts essentiels des petites et moyennes entreprises locataires dans le 

cadre des mesures prises en application de la loi sur les épidémies (Ordonnance 2 COVID-19). De telles 

mesures s’imposaient de manière évidente dès lors que le Conseil fédéral a décrété – à juste titre – la 

fermeture d’établissements. 

En guise d’observations générales, l’ASLOCA Fribourg relève, tout comme l’ASLOCA Suisse, que si le 

champ d'application de l’avant-projet est conforme aux exigences posées par les motions adoptées par les 

chambres, il est de fait trop limité par rapport à la situation réelle du marché locatif. D'une part, il ne concerne 

que les locaux de commerces qui ont été directement touchés par les interdictions prévues par l’Ordonnance 

2 COVID-19. Or, tout au long de la pandémie, le Conseil fédéral a exhorté la population à faire preuve de 

responsabilité et à ne pas sortir de chez elle. La population a très largement respecté cette demande, ce qui 

a eu un fort impact sur tous les commerces, et non pas uniquement sur ceux qui ont été expressément 

contraints de fermer. 

De même, le Conseil fédéral n'a pas prévu de mesures d'allègement du loyer pour les locaux d'habitation 

alors que la crise a fortement réduit les revenus de nombre de ménages. Sans compter que la Suisse compte 

près de 10% de pauvres et plusieurs centaines de milliers de travailleur.euse.s précaires, qui ont été affectés 

par la crise du coronavirus plus que d’autres. Le pourcentage du revenu que les ménages doivent aujourd'hui 

consacrer au paiement du loyer dépasse pour les revenus les plus bas 30% et place bon nombre de 

locataires dans une situation financière très problématique. 

Depuis le mois de mars, la situation sur le marché du travail s'est fortement dégradée. L'extension du 

chômage technique et des allocations en cas de pertes de gains ont permis d'éviter le pire, mais n'ont pas 

supprimé les effets de la crise sur la capacité des ménages à s'acquitter du loyer. Il existe donc un risque 

que des locataires perdent leur logement du fait de la pandémie et de ses conséquences. Or, le droit au 

logement revêt une consécration conventionnelle et constitutionnelle qui n'est pas de moindre importance 

par rapport à la nécessité de maintenir le tissu économique. 

L’ASLOCA Fribourg revendique donc des mesures de protection en faveur de tous les locataires. 

Elle précise ce qui suit concernant les dispositions de l'avant-projet de loi et le rapport explicatif : 

A. L'approche qui sous-tend la rédaction de l'avant-projet de loi est un parti pris politique en faveur de la 

position doctrinale des milieux immobiliers. Elle tranche avec la position défendue par Monsieur le Conseiller 

fédéral Guy PARMELIN lors des débats parlementaires consacrés aux motions 20.3451 et 20.3460. Ce 

dernier avait indiqué que les locataires en difficultés financières pouvaient parfaitement s’adresser aux 

tribunaux, laissant ainsi entendre qu'il considérait que le droit du bail permettait aux locataires d'obtenir une 

réduction de loyer. Il a aussi affirmé, suite à une question orale en fin de débat, que le Conseil fédéral ne 

préjugeait en rien la solution judiciaire qui pourrait être retenue.  
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Du point de vue de notre association, mais aussi du courant doctrinal majoritaire ou encore sur la base de 

premières décisions d’arbitrage rendues publiques, c'est tout l'inverse que ce projet de loi entérine. En effet, 

la solution proposée par les motions précitées et reprise dans l'avant-projet de loi sécurise le 40% des 

rendements des bailleurs. Il sera précisé que le ratio retenu (40/60) est plutôt généreux pour les bailleurs et 

ne tient pas compte du fait que ceux-ci ont fixé les loyers en intégrant le risque locatif. Il n'est donc pas 

acceptable que le Conseil fédéral adopte une position juridique et tranche un différend juridique sur 

l'interprétation du défaut de la chose louée. 

Ceci impose plusieurs modifications du texte du rapport explicatif lors de sa conversion en message du 
Conseil fédéral : 

à la page 5, 2e paragraphe : « […] ont consenti des concessions financières aux locataires » doit 

être remplacé par « ont consenti des réductions de loyer aux locataires » ; 

à la page 6, 4e paragraphe, 4e phrase : « Or les bailleurs ne sont pas responsables de la 

fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises par les autorités pour lutter contre 

le coronavirus », il s’agit de préciser que la question de la responsabilité du bailleur n’est pertinente 

que sous l’angle des dommages-intérêts de l’article 259e CO, non pour la réduction de loyer de 

l’article 259d CO. Cette phrase pourrait donc être complétée ainsi : « Or les bailleurs ne sont pas 

responsables de la fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises par les autorités 

pour lutter contre le coronavirus, partant ne devraient dès lors pas être contraints de s’acquitter 

de dommages-intérêts en vertu de l’article 259e CO » ; 

à la page 12, 6e paragraphe, 1ère et 2e phrase : il s’agit de biffer le « ne […] que » dans la phrase

« […] des établissements ayant dû fermer ne doivent que 40% du loyer […] ». Il convient 

également de supprimer la partie de phrase « […] déroge aux dispositions du CO […] ». 

 

Toujours pour le même motif, les articles 1 alinéa 2 et 7 alinéa 1 de l’avant-projet doivent être modifiés et la 

mention de « pertes de loyer ou de fermage » complétée en indiquant que les pertes sont dues au COVID-

19 mais non à la présente loi. Le Conseil fédéral ne peut qualifier de « pertes » les effets de l’entrée en 

vigueur de l’avant-projet de loi. 

B. L’ASLOCA sollicite en outre les modifications suivantes dans l’avant-projet de loi : 

1. Concernant le champ d’application (art. 2 let. f.), la formulation est trop restreinte et doit inclure tous 
les professionnels visés par les mesures du Conseil fédéral. 
L’ASLOCA propose dès lors de modifier le texte de la lettre f. : « les établissements de santé et de 
soins, tels que notamment les hôpitaux, les cliniques, les cabinets médicaux, dentaires, de 
physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens ». 
2. Toujours concernant le champ d'application, l’avant-projet utilise la notion de « locaux commerciaux 

». Il va de soi que celle-ci inclue toutes les surfaces louées à des fins commerciales impactées par les 

mesures du Conseil fédéral. Le champ d’application est donc plus large que la notion de local 

commercial tel que définie par la jurisprudence du Tribunal fédéral et qui exclut par exemple certaines 

surfaces d’exposition ou installations de loisir. 

3. Concernant les frais accessoires, l’ASLOCA n’est pas opposée à ce qu’ils soient exclus du loyer ou 

du fermage déterminant dès lors que le bailleur ne peut faire supporter au locataire que les frais 

effectifs. 

L’esprit des motions adoptées par l’Assemblée fédérale consiste à vider de manière préventive les 

litiges judiciaires qui pourraient surgir en lien avec les mesures COVID prises par le Conseil fédéral. Il 

convient dès lors de veiller à ce que l’avant-projet contienne des solutions simples et claires. 

Dans cette perspective, l’ASLOCA souhaite que l’article 4 alinéa 2 lettre a soit supprimé. En effet, si 

les parties ont convenu d’inclure les frais accessoires dans le loyer, la règle ordinaire consiste à ne 

plus opérer de distinction entre loyer et frais accessoires. C’est ainsi que la baisse ou la hausse de 

loyer fondée sur l’évolution des critères relatifs impacte tout le loyer, y compris les frais accessoires 

inclus. Il n’est pas judicieux de modifier ce principe comme le Conseil fédéral le propose avec l’article 

4 alinéa 2 lettre a de l’avant-projet en prévoyant d’opérer une déduction. Il risque par ailleurs d’en 

résulter un important contentieux. 
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Toujours dans le même esprit de simplicité et de clarté, l’article 4 alinéa 1 ne saurait être interprété 

comme le propose le rapport explicatif (p. 11). Pour déterminer le champ d’application ainsi que le 

montant dû par le locataire, il faut retenir le loyer tel que mentionné par les parties dans le bail. La 

référence, dans le rapport explicatif, au dernier décompte de frais accessoires est non pertinente. Il 

convient donc de modifier celui-là et de supprimer à la fin de la page 11 et au début de la page 12 les 

phrases suivantes : « Le montant des charges se fonde sur le dernier décompte des frais accessoires. 

Si l’objet loué ou affermé est neuf ou entièrement rénové et qu’aucun décompte n’a encore été établi, 

les frais accessoires peuvent être déterminés en fonction soit de l’acompte convenu, soit de 

l’estimation d’un expert. […] Les frais accessoires ne sont pas toujours comptabilisés séparément. Ils 

peuvent en effet être inclus dans le loyer ou fermage en vertu du bail. Dans ce cas, il convient de 

soustraire les charges du montant brut, en appliquant une déduction appropriée. » 

4. Concernant l’article 3 alinéa 1 lettre a, le rapport explicatif précise que sont exclus de la protection 

instituée par cette disposition les accords ne prévoyant aucune réduction de loyer. 

Or, l’objectif de la disposition est de préserver les accords plus favorables aux locataires que le ratio 

40/60. La disposition doit donc être clarifiée pour exclure tous les accords prévoyant le paiement d’une 

partie du loyer supérieure à 40% et qui entrent dans le champ d’application de la loi. Ces accords 

doivent être considérés comme nuls de plein droit.  

5. Concernant l’article 3 alinéa 2, la clause d’exemption ne correspond pas à ce qui est prévu dans les 

motions adoptées par l’Assemblée fédérale. Celles-ci mentionnent que l’opting out doit être requis par 

les deux parties au contrat de bail, conjointement et non pas uniquement par l’une d’entre elles. A 

défaut, ceci reviendrait à limiter la portée de l’avant-projet aux baux dont les loyers nets sont inférieurs 

à CHF 15'000,-. 

En conclusion, l’avant-projet de loi, même modifié dans le sens des demandes susmentionnées, ne 

correspond pas aux attentes de l’ASLOCA Suisse, partagées par l’ASLOCA Fribourg. Cependant, il 

permettrait d’éviter des procédures coûteuses et par nature incertaines en l’absence de jurisprudence 

établies. 

Nous vous remercions de prendre en compte les préoccupations des représentants des locataires. 

 

Elodie SURCHAT, 

 

Secrétaire générale et trésorière 

ASLOCA Fribourg 
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Par courriel à recht@bwo.admin.ch 

 

Berne, le 20 juillet 2020 

 

Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements et les 

restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19)  

(Loi COVID-19 sur les loyers commerciaux) : procédure de consultation 

 

Monsieur le Conseiller fédéral Guy Parmelin, 

Madame, Monsieur, 

 

Nous vous faisons parvenir ci-dessous la position de l’Association suisse des locataires dans 

le cadre de la consultation de la loi COVID-19 sur les loyers commerciaux, soumis par 

courrier du 1er juillet 2020. 

 

En guise de préambule, notre Association regrette que le Conseil fédéral n’ait pas accepté 

d’agir en matière de loyer pour sauvegarder les intérêts essentiels des petites et moyennes 

entreprises locataires dans le cadre des mesures prises en application de la loi sur les 

épidémies (Ordonnance 2 COVID-19). De telles mesures s’imposaient de manière évidente 

dès lors que le Conseil fédéral a décrété – à juste titre – la fermeture d’établissements. 

 

En guise d’observations générales, l’ASLOCA Suisse relève que si le champ d’application de 

l’avant-projet est conforme aux exigences posées par les motions adoptées par les 

chambres, il est fait trop de limité par rapport à la situation réelle du marché locatif. D’une 

part, il ne concerne que les locaux de commerces qui ont été directement touchés par les 

interdictions prévues par l’Ordonnance 2 COVID-19. Or, tout au long de la pandémie, le 

Conseil fédéral a exhorté la population à faire preuve de responsabilité et à ne pas sortir de 

chez elle. La population a très largement respecté cette demande, ce qui a eu un fort impact 
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sur tous les commerces, et non pas uniquement sur ceux qui ont été expressément 

contraints de fermer. 

 

De même, le Conseil fédéral n’a pas prévu de mesures d’allègement du loyer pour les locaux 

d’habitation alors que la crise a fortement réduit les revenus de nombre de ménages. Sans 

compter que la Suisse compte près de 10% de pauvres et plusieurs centaines de milliers de 

travailleur.euse.s précaires, qui plus que d’autres ont été affectés par la crise du coronavirus. 

Le pourcentage du revenu que les ménages doivent aujourd’hui consacrer au paiement du 

loyer dépasse pour les revenus les plus bas 30% et place bon nombre de locataires dans 

une situation financière très problématique. 

 

Depuis le mois de mars, la situation sur le marché du travail s’est fortement dégradée. 

L’extension du chômage technique et des allocations en cas de pertes de gains ont permis 

d’éviter le pire, mais n’ont pas supprimé les effets de la crise sur la capacité des ménages à 

s’acquitter du loyer. Il existe donc un risque que des locataires perdent leur logement du fait 

de la pandémie et de ses conséquences. Or, le droit au logement revêt une consécration 

conventionnelle et constitutionnelle qui n’est pas de moindre importance par rapport à la 

nécessité de maintenir le tissu économique. 

 

L’ASLOCA Suisse revendique donc des mesures de protection en faveur de tous les 

locataires. 

 

Elle précise ce qui suit concernant les dispositions de l’avant-projet de loi et le rapport 

explicatif : 

 

A. L’approche qui sous-tend la rédaction de l’avant-projet de loi est un parti pris politique en 

faveur de la position doctrinale des milieux immobiliers. Elle tranche avec la position 

défendue par Monsieur le Conseiller fédéral Guy PARMELIN lors des débats parlementaires 

consacrés aux motions 20.3451 et 20.3460. Ce dernier avait indiqué que les locataires en 

difficultés financières pouvaient parfaitement s’adresser aux tribunaux, laissant ainsi 

entendre qu’il considérait que le droit du bail permettait aux locataires d’obtenir une réduction 

de loyer. Il a aussi affirmé, suite à une question orale en fin de débat, que le Conseil fédéral 

ne préjugeait en rien la solution judiciaire qui pourrait être retenue.  
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Du point de vue de notre association, mais aussi du courant doctrinal majoritaire ou encore 

sur la base de premières décisions d’arbitrage rendues publiques, c’est tout l’inverse que ce 

projet de loi entérine.1 En effet, la solution proposée par les motions précitées et reprise dans 

l’avant-projet de loi sécurise le 40% des rendements des bailleurs. Il sera précisé que le ratio 

retenu (40/60) est plutôt généreux pour les bailleurs et ne tient pas compte du fait que ceux-

ci ont fixé les loyers en intégrant le risque locatif. Il n’est donc pas acceptable que le Conseil 

fédéral adopte une position juridique et tranche un différend juridique sur l’interprétation du 

défaut de la chose louée. 

 

Ceci impose plusieurs modifications du texte du rapport explicatif lors de sa conversion en 

message du Conseil fédéral : 

 

 à la page 5, 2e paragraphe : « […] ont consenti des concessions financières aux 

locataires » doit être remplacé par « ont consenti des réductions de loyer aux 

locataires » ; 

 à la page 6, 4e paragraphe, 4e phrase : « Or les bailleurs ne sont pas responsables 

de la fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises par les 

autorités pour lutter contre le coronavirus », il s’agit de préciser que la question de 

la responsabilité du bailleur n’est pertinente que sous l’angle des dommages-

intérêts de l’article 259e CO, non pour la réduction de loyer de l’article 259d CO. 

Cette phrase pourrait donc être complétée ainsi : « Or les bailleurs ne sont pas 

responsables de la fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises 

par les autorités pour lutter contre le coronavirus, partant ne devraient dès lors pas 

être contraints de s’acquitter de dommages-intérêts en vertu de l’article 259e 

CO » ; 

 à la page 12, 6e paragraphe, 1ère et 2e phrase : il s’agit de biffer le « ne […] que » 

dans la phrase « […] des établissements ayant dû fermer ne doivent que 40% du 

loyer […] ». Il convient également de supprimer la partie de phrase « […] déroge 

aux dispositions du CO […] ». 

                                                 
1Avis de droit Paiement du loyer des locaux commerciaux pendant la pandémie de Covid-19 sur 

mandat de l’Association suisse des locataires. Rédigé par Mes Sarah Brutschin, Xavier Rubli et Pierre 

Stastny. 

https://www.asloca.ch/wp-content/uploads/2020/03/Avis-de-droit-

loyers_locaux_commerciaux_ASLOCA-1.pdf 



 

 

 

 

4 

 

Toujours pour le même motif, les articles 1 alinéa 2 et 7 alinéa 1 de l’avant-projet doivent 

être modifiés et la mention de « pertes de loyer ou de fermage » complétée en indiquant que 

les pertes sont dues au COVID-19 mais non à la présente loi. Le Conseil fédéral ne peut 

qualifier de « pertes » les effets de l’entrée en vigueur de l’avant-projet de loi. 

 

B. L’ASLOCA sollicite en outre les modifications suivantes dans l’avant-projet de loi : 

 

1. Concernant le champ d’application (art. 2 let. f.), la formulation est trop restreinte et doit 

inclure tous les professionnels de visés par les mesures du Conseil fédéral. 

 

 L’ASLOCA propose dès lors de modifier le texte de la lettre f. : « les établissements de 

santé et de soins, tels que notamment les hôpitaux, les cliniques, les cabinets 

médicaux, dentaires, de physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens ». 

 

2. Toujours concernant le champ d'application, l’avant-projet utilise la notion de « locaux 

commerciaux ». Il va de soi que celle-ci inclue toutes les surfaces louées à des fins 

commerciales impactées par les mesures du Conseil fédéral. Le champ d’application 

est donc plus large que la notion de local commercial tel que définie par la 

jurisprudence du Tribunal fédéral et qui exclut par exemple certaines surfaces 

d’exposition ou installations de loisir. 

 

3. Concernant les frais accessoires, l’ASLOCA n’est pas opposé à ce qu’il soit exclu du 

loyer ou du fermage déterminant dès lors que le bailleur ne peut faire supporter au 

locataire que les frais effectifs. 

 

L’esprit des motions adoptées par l’Assemblée fédérale consiste à vider de manière 

préventive les litiges judiciaires qui pourraient surgir en lien avec les mesures COVID 

prises par le Conseil fédéral. Il convient dès lors de veiller à ce que l’avant-projet 

contienne des solutions simples et claires. 

 

Dans cette perspective, l’ASLOCA souhaite que l’article 4 alinéa 2 lettre a. soit 

supprimé. En effet, si les parties ont convenu d’inclure les frais accessoires dans le 

loyer, la règle ordinaire consiste à ne plus opérer de distinction entre loyer et frais 

accessoires. C’est ainsi que la baisse ou la hausse de loyer fondée sur l’évolution des 

critères relatifs impacte tout le loyer, y compris les frais accessoires inclus. Il n’est pas 
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judicieux de modifier ce principe comme le Conseil fédéral le propose avec l’article 4 

alinéa 2 lettre a. de l’avant-projet en prévoyant d’opérer une déduction. Il risque par 

ailleurs d’en résulter un important contentieux. 

 

Toujours dans le même esprit de simplicité et de clarté, l’article 4 alinéa 1 ne saurait 

être interprété comme le propose le rapport explicatif (p. 11). Pour déterminer le champ 

d’application ainsi que le montant dû par le locataire, il faut retenir le loyer tel que 

mentionné par les parties dans le bail. La référence, dans le rapport explicatif, au 

dernier décompte de frais accessoires est non pertinente. Il convient donc de modifier 

celui-là et de supprimer à la fin de la page 11 et au début de la page 12 les phrases 

suivantes : « Le montant des charges se fonde sur le dernier décompte des frais 

accessoires. Si l’objet loué ou affermé est neuf ou entièrement rénové et qu’aucun 

décompte n’a encore été établi, les frais accessoires peuvent être déterminés en 

fonction soit de l’acompte convenu, soit de l’estimation d’un expert. […] Les frais 

accessoires ne sont pas toujours comptabilisés séparément. Ils peuvent en effet être 

inclus dans le loyer ou fermage en vertu du bail. Dans ce cas, il convient de soustraire 

les charges du montant brut, en appliquant une déduction appropriée. » 

 

4. Concernant l’article 3 alinéa 1 lettre a., le rapport explicatif précise que sont exclus de 

la protection instituée par cette disposition les accords ne prévoyant aucune réduction 

de loyer. 

 

Or, l’objectif de la disposition est de préserver les accords plus favorables aux 

locataires que le ratio 40/60. La disposition doit donc être clarifiée pour exclure tous les 

accords prévoyant le paiement d’une partie du loyer supérieure à 40% et qui entrent 

dans le champ d’application de la loi. Ces accords doivent être considérés comme nuls 

de plein droit.  

 

5. Concernant l’article 3 alinéa 2, la clause d’exemption ne correspond pas à ce qui est 

prévu dans les motions adoptées par l’Assemblée fédérale. Celles-ci mentionnent que 

l’opting out doit être requis par les deux parties au contrat de bail, conjointement et non 

pas uniquement par l’une d’entre elles. A défaut, ceci reviendrait à limiter la portée de 

l’avant-projet aux baux dont les loyers nets sont inférieurs à CHF 15'000,-. 
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En conclusion, l’avant-projet de loi, même modifié dans le sens des demandes 

susmentionnées, ne correspond pas aux attentes de l’ASLOCA Suisse. 

 

En résumé, même si l’avant-projet a été adapté conformément aux modifications 

susmentionnées, il ne répond pas aux attentes de l'Asloca Suisse. Cependant, l’avant-projet 

de loi permettrait d’éviter des procédures coûteuses et par nature incertaines en l’absence 

de jurisprudence établies. 

 

En vous remerciant pour la prise en compte des préoccupations des représentants des 

locataires. 

 

Avec nos meilleures salutations, 

 

 

Carlo Sommaruga Natalie Imboden  

Président Secrétaire générale 

 

 

Annexe : Modifications proposées par l’ASLOCA  

 

Préambule  

L’Assemblée fédérale de la Confédération suisse, 

vu l’art. 100 de la Constitution (Cst.)1,  

Vu les motions 20.3451et 20.34 60 

vu le message du Conseil fédéral du …2, 

 

Art. 1 al.1 litt. f. 

les établissements de santé et de soins, tels que notamment les hôpitaux, les cliniques, les 

cabinets médicaux, dentaires, de physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens ; 

 

Art. 4 al. 2 let. a. supprimé, l’alinéa 2 devenant : 

Une déduction appropriée doit être appliquée si la chose louée ou affermée prévoit un usage 

d’habitation. 



 

 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 
 

 

 

 

 

St.Gallen, 4. August 2020 
 
 
Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Association Palace St.Gallen ist seit 2012 im Bereich der Musikveranstaltungsbranche aktiv, nimmt im 
obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt Stellung:  

 

I. Allgemeine Würdigung 

Die Association Palace St.Gallen begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist es so, dass 
die Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe in die 
Geschäftstätigkeit deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und verbindliche Lösung kann 
unzählige Konkurse zu diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens 
Ende Jahr im Parlament fertig beraten werden, ansonsten drohen unzählige Schliessungen und 
Rechtshändel.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge enthalten schon 
jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten zur 
Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich zugängliche Veranstaltungen durchzuführen – nicht mehr 
möglich ist, liegt ein Mangel an der Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist auch die Miete nicht oder nur in 
beschränktem Ausmass geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in 
der Lehre, bei einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch schon 
heute ganz oder teilweise zu erlassen.  
 
Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon lange 
vor dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu zeigen, dass auch 
die Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt ist es am Bundesrat und dem 
Parlament, einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der Musik- und Kulturveranstaltungsbranche zu 
leisten. Die Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den steigenden Preisen profitiert. Die vorgeschlagene 
Regelung ist das absolute Minimum; in den Fällen, in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt 
sich das über einen Härtefallfonds auffangen.  
 
Die Musik- und Kulturveranstaltungsbranche ist durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die Veranstaltungen 
und Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach dem Lockdown hat die 
Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen. Dieses Geld fehlt für immer in den Kassen der betroffenen      
Betriebe. Wir beschäftigen rund 50 Angestellte und führen jährlich rund 150 Veranstaltungen durch. Nicht nur 
für uns, sondern für die gesamte Branche hilft nur ein starkes Zeichen, eine deutliche Mietzinssenkung tut not. 
Unsere Branche zieht pro Jahr 15 Millionen Besucher*innen an, mehr als die Super- und National League 
zusammen (rund 4.5 Millionen in der Saison  2018/2019)! Eine Schweiz ohne (Musik-)Kulturveranstaltungen 
ist keine lebenswerte Schweiz mehr Ein kultureller Kahlschlag droht 

 

II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Die Association Palace St.Gallen schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-
Geschäftsmietegesetz vor.  



 

 

 
 
 
 
 
 
 

           

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und Veranstalter 
selbst hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der Schweizerischen Bar- und 
Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der  Clubs an, dass sie weniger Aufträge an Externe vergeben 
würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber 
mehrheitlich aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten 
haben. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine 
Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, 
die nicht für rein administrative Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit 
oder zu Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive besondere Lage) 
Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Gerade für 
Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu kämpfen haben werden. Die 
obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, Musik-Bars, Konzert- und 
Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass weniger als die Hälfte, nämlich erst 43% der 
Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie geöffnet, 18% gaben an den Betrieb aufgrund strengerer 
kantonalen Vorschriften wieder geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die immer noch geltende 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. k (neu) 

Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

Art. 3 Abs. 3 (neu)  

Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   

Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen oder 
ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten Schliessung 
oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des 
Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   

öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken 
mussten; [Ergänzen] 



 

 

besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein Livemusik-Bereich, der 
aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. Der geschätzte 
Umsatzverlust gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf knapp 700'000.-. Der 
monatliche Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein grosser Teil davon entfällt auf 
die Miete, welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  pro Club beträgt. Deshalb ist die fixe 
Obergrenze von 20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten 
ist, heisst das noch nicht, dass Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer 
internationalen Modekette zur Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf 
den Kulturbereich aber nicht zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins nicht nur 
für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Geltungsbereich (Art. 2). 
Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb über 
die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  

 
 
 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, falls sich 
die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der verordneten 
Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte deshalb nicht 
nur die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern auch die Phase nach dem Lockdown beinhalten. Gerade 
die Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit von einem Normalbetrieb entfernt. 
Das Gesetz muss deshalb  vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und 
andere Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls müsste das Parlament den 
Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit 
würde wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten verursachen würde. 

Art. 2  

Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 

zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund der 

ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht für die 

Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von dieser 

Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 

[Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der Covid-
19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 
oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 



 

 

 

Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung mehr als der Hälfte der 
Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs.  

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung der Association Palace St.Gallen und unseres 
Verbands PromoterSuisse.  

Freundliche Grüsse 

 

 

Fabian Mösch  

Co-Betriebsleitung Association Palace St.Gallen 
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Gjidoda Gabriela BWO

Von: Pascal Magnin <pascal.magnin@armoup.ch>

Gesendet: Mittwoch, 29. Juli 2020 10:44

An: _BWO-Recht

Betreff: Consultation loi fédérale sur les loyers et fermages

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung

Kennzeichnungsstatus: Gekennzeichnet

Madame, Monsieur, 

 

Nous avons pris connaissance du document relatif à la loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures 

d'établissements et les restrictions visant à lutter contre le coronavirus. 

 

Nous n'avons pas de remarque particulière à formuler quant au contenu de votre courrier du 1er juillet 2020. 

 

Nous vous remercions de nous avoir consulté et vous transmettons nos salutations les meilleures. 

 

 

 

 
 

Pascal Magnin 

Secrétaire général 

 

Rte des Plaines-du-Loup 32 

Case postale 227 

1000 Lausanne 22 

Tél. 021 648 39 00 

pascal.magnin@armoup.ch 

www.armoup.ch 

 

 
 



ASSOCIAZIONE SVIZZERA INQUILINI 
Sezione della Svizzera Italiana

Segretariato generale

6900 Massagno

Via B. Stazio 2
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Office fédéral du logement OFL

Storchengasse 6
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Par courriel à recht@bwo.admin.ch

Massagno, le 03 août  2020

Loi  fédérale  sur  les loyers  et  fermages  pendant  les fermetures  d’établissements  et  les

restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19) 

(Loi COVID-19 sur les loyers commerciaux): procédure de consultation

Monsieur le Conseiller fédéral Guy Parmelin,

Madame, Monsieur,

Nous  vous faisons  parvenir  ci-dessous  la  position  de l’Associazione  Svizzera  degli  Inquilini  –

Sezione della Svizzera Italiana (ASI-SSI) dans le cadre de la consultation de la loi COVID-19 sur

les loyers commerciaux, soumis par courrier du 1er juillet 2020.

En guise de préambule, notre Association regrette que le Conseil fédéral n’ait pas accepté d’agir

en matière de loyer pour sauvegarder les intérêts essentiels des petites et moyennes entreprises

locataires  dans  le  cadre  des  mesures  prises  en  application  de  la  loi  sur  les  épidémies

(Ordonnance 2 COVID-19). De telles mesures s’imposaient de manière évidente dès lors que le

Conseil fédéral a décrété – à juste titre – la fermeture d’établissements.

En guise d’observations générales, l’ASI-SSI relève que si le champ d’application de l’avant-projet

est conforme aux exigences posées par les motions adoptées par les chambres, il est fait trop de

limité par rapport à la situation réelle du marché locatif. D’une part, il ne concerne que les locaux

de commerces qui ont été directement touchés par les interdictions prévues par l’Ordonnance 2

COVID-19. Or, tout au long de la pandémie, le Conseil fédéral a exhorté la population à faire

preuve de responsabilité et à ne pas sortir de chez elle. La population a très largement respecté

cette demande, ce qui a eu un fort impact sur tous les commerces, et non pas uniquement sur

ceux qui ont été expressément contraints de fermer.

De même, le Conseil fédéral n’a pas prévu de mesures d’allègement du loyer pour les locaux

d’habitation  alors  que  la  crise  a  fortement  réduit  les  revenus  de  nombre  de  ménages.  Sans

compter  que la Suisse compte près de 10% de pauvres et  plusieurs centaines de milliers  de

travailleur.euse.s précaires, qui plus que d’autres ont été affectés par la crise du coronavirus. Le



pourcentage du revenu que les ménages doivent  aujourd’hui  consacrer  au paiement  du loyer

dépasse pour les revenus les plus bas 30% et place bon nombre de locataires dans une situation

financière très problématique.

Depuis le mois de mars, la situation sur le marché du travail s’est fortement dégradée. L’extension

du chômage technique et des allocations en cas de pertes de gains ont permis d’éviter le pire,

mais n’ont pas supprimé les effets de la crise sur la capacité des ménages à s’acquitter du loyer. Il

existe donc un risque que des locataires perdent leur logement du fait de la pandémie et de ses

conséquences. Or, le droit au logement revêt une consécration conventionnelle et constitutionnelle

qui n’est pas de moindre importance par rapport à la nécessité de maintenir le tissu économique.

L’ASI-SSI revendique donc des mesures de protection en faveur de tous les locataires.

Elle précise ce qui suit concernant les dispositions de l’avant-projet de loi et le rapport explicatif:

A. L’approche qui sous-tend la rédaction de l’avant-projet de loi est un parti pris politique en faveur

de  la  position  doctrinale  des  milieux  immobiliers.  Elle  tranche  avec  la  position  défendue  par

Monsieur  le Conseiller  fédéral  Guy PARMELIN lors des débats  parlementaires  consacrés  aux

motions 20.3451 et 20.3460. Ce dernier avait indiqué que les locataires en difficultés financières

pouvaient parfaitement s’adresser aux tribunaux, laissant ainsi entendre qu’il  considérait que le

droit du bail permettait aux locataires d’obtenir une réduction de loyer. Il a aussi affirmé, suite à

une  question  orale  en  fin  de  débat,  que  le  Conseil  fédéral  ne  préjugeait  en  rien  la  solution

judiciaire qui pourrait être retenue. 

Du point de vue de notre association, mais aussi du courant doctrinal majoritaire ou encore sur la

base de premières décisions d’arbitrage rendues publiques, c’est tout l’inverse que ce projet de loi

entérine.1 En effet, la solution proposée par les motions précitées et reprise dans l’avant-projet de

loi sécurise le 40% des rendements des bailleurs. Il sera précisé que le ratio retenu (40/60) est

plutôt généreux pour les bailleurs et ne tient pas compte du fait que ceux-ci ont fixé les loyers en

intégrant le risque locatif. Il n’est donc pas acceptable que le Conseil fédéral adopte une position

juridique et tranche un différend juridique sur l’interprétation du défaut de la chose louée.

Ceci  impose  plusieurs  modifications  du  texte  du  rapport  explicatif  lors  de  sa  conversion  en
message du Conseil fédéral :

 à  la  page  5,  2e paragraphe:  «[…]  ont  consenti  des  concessions  financières  aux

locataires» doit être remplacé par «ont consenti des réductions de loyer aux locataires»;

 à la page 6, 4e paragraphe, 4e phrase: «Or les bailleurs ne sont pas responsables de la

fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises par les autorités pour

lutter contre le coronavirus», il s’agit de préciser que la question de la responsabilité du

bailleur n’est pertinente que sous l’angle des dommages-intérêts de l’article 259e CO,

non pour la réduction de loyer de l’article 259d CO. Cette phrase pourrait  donc être

complétée ainsi: «Or les bailleurs ne sont pas responsables de la fermeture et de la

restriction  d’activité  liée  aux  mesures  prises  par  les  autorités  pour  lutter  contre  le

1
Avis de droit Paiement du loyer des locaux commerciaux pendant la pandémie de Covid-19 sur 

mandat de l’Association suisse des locataires. Rédigé par Mes Sarah Brutschin, Xavier Rubli et Pierre 
Stastny.
https://www.asloca.ch/wp-content/uploads/2020/03/Avis-de-droit-loyers_locaux_commerciaux_ASLOCA-
1.pdf
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coronavirus,  partant  ne  devraient  dès  lors  pas  être  contraints  de  s’acquitter  de

dommages-intérêts en vertu de l’article 259e CO»;

 à la page 12, 6e paragraphe, 1ère et 2e phrase: il s’agit de biffer le «ne […] que» dans la

phrase «[…] des établissements ayant dû fermer ne doivent que 40% du loyer […]». Il

convient également de supprimer la partie de phrase «[…] déroge aux dispositions du

CO […]».

Toujours pour le même motif, les articles 1 alinéa 2 et 7 alinéa 1 de l’avant-projet doivent être
modifiés et la mention de «pertes de loyer ou de fermage» complétée en indiquant que les pertes
sont  dues  au  COVID-19  mais  non  à  la  présente  loi.  Le  Conseil  fédéral  ne  peut  qualifier  de
«pertes» les effets de l’entrée en vigueur de l’avant-projet de loi.

B. L’ASI-SSI sollicite en outre les modifications suivantes dans l’avant-projet de loi:

1. Concernant le champ d’application (art.  2 let.  f.),  la formulation est trop restreinte et doit
inclure tous les professionnels de visés par les mesures du Conseil fédéral.
L’ASI-SSI propose dès lors de modifier le texte de la lettre f.:  «les établissements de santé
et  de  soins,  tels  que  notamment  les  hôpitaux,  les  cliniques,  les  cabinets  médicaux,
dentaires, de physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens».

2. Toujours  concernant  le  champ  d'application,  l’avant-projet  utilise  la  notion  de  «locaux
commerciaux».  Il  va  de  soi  que  celle-ci  inclue  toutes  les  surfaces  louées  à  des  fins
commerciales impactées par les mesures du Conseil  fédéral.  Le champ d’application est
donc plus large que la notion de local commercial tel que définie par la jurisprudence du
Tribunal fédéral et qui exclut par exemple certaines surfaces d’exposition ou installations de
loisir.

3. Concernant les frais accessoires, l’ASI-SSI n’est pas opposé à ce qu’il soit exclu du loyer ou
du fermage déterminant dès lors que le bailleur ne peut faire supporter au locataire que les
frais effectifs.
L’esprit  des  motions  adoptées  par  l’Assemblée  fédérale  consiste  à  vider  de  manière
préventive les litiges judiciaires qui pourraient surgir en lien avec les mesures COVID prises
par le Conseil fédéral. Il convient dès lors de veiller à ce que l’avant-projet contienne des
solutions simples et claires.
Dans cette perspective, l’ASI-SSI souhaite que l’article 4 alinéa 2 lettre a. soit supprimé. En

effet, si les parties ont convenu d’inclure les frais accessoires dans le loyer, la règle ordinaire

consiste à ne plus opérer de distinction entre loyer et frais accessoires. C’est ainsi que la

baisse ou la hausse de loyer fondée sur l’évolution des critères relatifs impacte tout le loyer,

y compris les frais accessoires inclus. Il n’est pas judicieux de modifier ce principe comme le

Conseil fédéral le propose avec l’article 4 alinéa 2 lettre a. de l’avant-projet en prévoyant

d’opérer une déduction. Il risque par ailleurs d’en résulter un important contentieux.

Toujours dans le même esprit de simplicité et de clarté, l’article 4 alinéa 1 ne saurait être

interprété  comme  le  propose  le  rapport  explicatif  (p.  11).  Pour  déterminer  le  champ

d’application ainsi que le montant dû par le locataire, il faut retenir le loyer tel que mentionné

par les parties dans le bail. La référence, dans le rapport explicatif, au dernier décompte de

frais accessoires est non pertinente. Il convient donc de modifier celui-là et de supprimer à la

fin de la page 11 et au début de la page 12 les phrases suivantes: «Le montant des charges

se fonde sur le dernier décompte des frais accessoires. Si l’objet loué ou affermé est neuf

ou entièrement rénové et qu’aucun décompte n’a encore été établi,  les frais accessoires

peuvent être déterminés en fonction soit  de l’acompte convenu, soit  de l’estimation d’un

expert.  […]  Les  frais  accessoires  ne  sont  pas  toujours  comptabilisés  séparément.  Ils

peuvent  en effet  être  inclus  dans le  loyer  ou fermage en vertu du bail.  Dans ce cas,  il
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convient  de  soustraire  les  charges  du  montant  brut,  en  appliquant  une  déduction

appropriée».

4. Concernant l’article 3 alinéa 1 lettre a., le rapport explicatif  précise que sont exclus de la

protection instituée par cette disposition les accords ne prévoyant aucune réduction de loyer.

Or, l’objectif de la disposition est de préserver les accords plus favorables aux locataires que

le ratio 40/60. La disposition doit donc être clarifiée pour exclure tous les accords prévoyant

le  paiement  d’une  partie  du  loyer  supérieure  à  40%  et  qui  entrent  dans  le  champ

d’application de la loi. Ces accords doivent être considérés comme nuls de plein droit. 

5. Concernant l’article 3 alinéa 2, la clause d’exemption ne correspond pas à ce qui est prévu

dans les motions adoptées par l’Assemblée fédérale. Celles-ci mentionnent que l’opting out

doit être requis par les deux parties au contrat de bail, conjointement et non pas uniquement

par l’une d’entre elles. A défaut, ceci reviendrait à limiter la portée de l’avant-projet aux baux

dont les loyers nets sont inférieurs à CHF 15'000,-.

En conclusion, l’avant-projet de loi, même modifié dans le sens des demandes susmentionnées,

ne correspond pas aux attentes de l’ASI-SSI .

En résumé, même si l’avant-projet a été adapté conformément aux modifications susmentionnées,

il  ne  répond  pas  aux  attentes  de  l'ASI-SSI.  Cependant,  l’avant-projet  de  loi  permettrait  des

procédures coûteuses et par nature incertaines en l’absence de jurisprudence établies.

En vous remerciant pour la prise en compte des préoccupations des représentants des locataires.

Avec nos meilleures salutations,

Adriano Venuti

Presidente Associazione Svizzera degli Inquilini – Sezione della Svizzera Italiana

Céline Dellagana-Rabufetti

Segretaria generale Associazione Svizzera degli Inquilini – Sezione della Svizzera Italiana
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Annexe: Modifications proposées par l’ASI-SSI

Préambule 

L’Assemblée fédérale de la Confédération suisse,

vu l’art. 100 de la Constitution (Cst.)1, 

Vu les motions 20.3451et 20.34 60

vu le message du Conseil fédéral du …2,

Art. 1 al.1 litt. f.

les  établissements  de santé  et  de soins,  tels  que  notamment  les  hôpitaux,  les  cliniques,  les

cabinets médicaux, dentaires, de physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens;

Art. 4 al. 2 let. a. supprimé, l’alinéa 2 devenant

Une déduction appropriée doit  être appliquée si  la chose louée ou affermée prévoit  un usage

d’habitation.
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Avadis Anlagestiftung  
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Postfach 1077, 8005 Zürich, SCHWEIZ 

Per email (recht@bwo.admin.ch) 
 
Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) 
Storchengasse 6 
2540 Grenchen 

 

21. Juli 2020 
 

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus Covid-19  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz)  

 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

 

Die Avadis Anlagestiftung bietet die Vermögensanlage für institutionelle Kunden an. Sie ist die grösste 

von Banken und Versicherungen unabhängige Einkaufsgemeinschaft für Vorsorgeeinrichtungen in der 

Schweiz. Dank der Bündelung von Vermögen und den sich daraus ergebenden Volumenvorteilen 

profitieren die Anleger von einer kostengünstigen Vermögensverwaltung. 

 

Avadis Anlagestiftung bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorentwurf des 

obgenannten Bundesgesetzes «Covid-19-Geschäftsmietegesetz».  

 

Avadis Anlagestiftung engagiert sich seit Beginn der Corona-Krise für ein marktgerechtes, faires und für 

Härtefälle und besonders beeinträchtigte Unternehmen sachgerechtes und praktikables Konzept für 

betroffene Geschäftsmietverhältnisse. Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 

und des Ständerates vom 8. Juni 2020 ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 

während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)» 

widerspricht diesem Ziel nicht nur, sondern behindert in unzähligen Fällen gütliche und 

partnerschaftliche Einigungen der betroffenen Mietparteien. 

 

Den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» lehnen wir daher dezidiert ab.  

 

 

Wir legen Ihnen nachfolgend unsere Überlegungen dar.  
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I.  Allgemeine Bemerkungen 

 

Avadis Anlagestiftung lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.  

 

Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen Schaden an, statt 

Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich konzipiertes 

Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicherweise ausschliesslich die Vermieter 

träfe. Das  Gesetz verhindert in vielen  Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen und es schafft 

eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermietern und Mietern.  

 

Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht zu 

korrigieren, dass eine Lösung zu spät kommt. 

 

Aus dem in Artikel 5 des Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter anderem das 

Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das geltende Recht 

verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten «Covid-19-Geschäftsmietgesetz» würde eine 

die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit das Gebot der Rechtssicherheit 

verletzt. 

 

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfreiheit. Mit 

dem «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden verfassungsrechtlich gewährleisteten 

Grundrechte verletzt. 

 

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfertigten, 

generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung von Mietern 

zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen. 

 

Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen 

internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses selbstinduzierte 

politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist unbedingt zu vermeiden.  

 

Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde weitgehend den 

Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation. 

 

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partnerschaftlichen 

Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf ein eigenes Monitoring stützen. Dieses 

wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die Botschaft an das Parlament 

vermutlich noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf vorgeschlagene Konzept 

ein weitgehend auf willkürlichen Schätzungen und Annahmen basierendes Konstrukt. Das ist nicht 

akzeptabel.  

 

Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) 

obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidkompetenzen ausgestattet würde. 

 

Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und die 

Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie 

nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde einem Teil der 
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Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher Anspruch auf 

Mietzinsherabsetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in der Praxis 

auch Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen Regelung aufgrund der 

Mietzinshöhe (über 15'000 bzw. 20'000 Franken) an sich nicht profitieren könnten. 

 

 

II. Verfassungsgrundlage 

 

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die 

Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die 

Allgemeinverbindlicherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen «Covid-

19-Geschäftsmietegesetz» betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu. 

 

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn gemäss 

dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der 

Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten 

gewährleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser 

Verfassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders als 

der Bundesrat betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als «vertretbar», sondern als 

offenkundig falsch.  

 

 

III.  Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen 

 

Art. 2 Geltungsbereich 

 

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.  

 

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den Mietvertrag zu 

gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von Mietobjekten in einer oder 

mehreren Liegenschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20'000 mehrfach 

überschritten würde.  

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume» verdeutlicht wird, 

«dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint ist. Werden in 

einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusammengefasst, so gilt das 

Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens 20'000 Franken gilt, 

selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsumme darüber liegt». Dies ist zu korrigieren – zumal dies dem 

übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: «Die Obergrenze wurde bewusst eingeführt, um kleine 

und mittlere Unternehmen zu schützen».  

 

Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge,  namentlich der 

folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der Pachtzins für die 

Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken beträgt». 

 

 

Art. 3  Ausnahmen vom Geltungsbereich 

 

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.  
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Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung aus. Es 

ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch Einigungen, 

welche «beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden» umfassen, sind gültige Abmachungen 

und müssen vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche Vereinbarungen stellen «eine 

ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien» dar. 

 

Art. 3 Abs. 1 Bst. b  

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen hat, 

damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird.  

Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung kommt, 

wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen – statt sie zu verhindern. Die 

rückwirkende Anwendung wird die Tendenz zum Abwarten verstärken, statt wie dringend nötig den 

Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu befördern.  

 

Art. 3 Abs. 2 

Avadis Anlagestiftung lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15 000 und 20 

000 Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragsparteien einseitig auf 

die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist willkürlich sowie nicht 

praktikabel.  

 

 

Art. 4  Massgebender Miet- oder Pachtzins  

 

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der Bruttopachtzins 

zu bezeichnen. 

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren. 

 

Art. 4 Abs. 1 

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen 

Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem «Mietzins» die Rede. Sofern diese 

Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war beispielsweise bei 

der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso beim Beschluss des 

Ständerates vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR. 

 

Art. 4 Abs. 2 und 3 

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. Auch 

Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betroffen waren, 

sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung ungenügend und unklar 

abgedeckt. 

 

 

Art. 5  Geschuldeter Miet- oder Pachtzins  

 

Wir lehnen Art. 5 ab.  

 

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres 

Forderungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits 
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würden sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen 

Auswirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach 

sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht. 

 

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Gelder zu kommen, ihre Notlage mit 

einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, Korrespondenz, weitere Dokumente») 

beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zusätzliche Anforderungen für das Vorliegen einer 

wirtschaftlichen Notlage» festlegen kann. Seitens der Mieter würde mittels eines simplen 

Aufteilungsschlüssel breit über eine Vielzahl von Unternehmen Recht gesprochen – ohne deren 

Betroffenheit überhaupt näher zu überprüfen. Dies ist nicht akzeptabel. 

 

 

Art. 6  Gesundheitseinrichtungen  

 

Wir lehnen Art. 6 ab.  

 

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Betriebs erfahren 

haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämtliche 

Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfertigte 

Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen. Auch Hotels 

waren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken. Ebenso sind bei 

Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig zu erheben. Es flossen 

zudem Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausgerichtet wurden. 

 

 

Art. 7  Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen  

 

Wir lehnen Art. 7 ab.  

 

Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der gesamten 

Vorlage nicht wettzumachen – im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieterlass hohe Belastung von 

Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit Kostenmiete arbeiten, zu entlasten, ist zum 

Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds, welcher mit 20 Millionen Franken geäufnet würde, vermag die zu 

erwartenden Ausfälle nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung würden hier zudem Mittel 

eingestellt, welche die für denselben Zweck bereitgestellten und fliessenden Liquiditätshilfen 

«konkurrenzieren». 

 

 

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten 

 

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.  

 

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs. 2 

vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass langwierige 

Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz «für die Dauer der vom 

Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle eines zweiten Lockdowns in den Jahren 

2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen, müsste die Lage jedoch zunächst 

neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen werden, dass der vorliegende Gesetzesvorschlag 
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automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.  

Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.  

 

 

 

IV. Zusammenfassung  

 

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue 

Ungerechtigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen 

Fällen wohl eher gefördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt werden 

könnten. 

 

Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser 

Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser 

ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige solcher 

Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektierende Weg hat 

Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche und Verhandlungen 

zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefährdet diese und wird eine Vielzahl von privaten Lösungen 

verhindern.  

  

Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhältnismässig und 

auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Überbrückung der krisenbedingten Ausfälle 

am ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die kleineren Unternehmen. Die 

vorgeschlagene Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen und bietet nicht rechtzeitig 

Rechtssicherheit.  

 

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehenden 

Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige 

Abgrenzungsfragen auf.  

 

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann somit nicht als 

nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden. Bereits vorliegende 

Erhebungen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat im Bericht zur Vernehmlassung nicht. Dies ist 

stossend.  

 

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: In zwei Dritteln aller 

Geschäftsmietverhältnisse der Mitglieder des VIS wurden bereits partnerschaftliche Lösungen zwischen 

Mietern und Vermietern gefunden. 

  

Die in diversen Kantonen getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bundeslösung.  

 

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche 

Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.  

 

Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.  
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Wir lehnen das Bundesgesetz ab.  

Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine krasse Benachteiligung 

der Immobilieneigentümer und Vermieter dar.  

 

 

 

Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

   

Avadis Anlagestiftung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dr. Claudia Emele 

Geschäftsführerin 

Hendrik David 

Leiter Immobilien 
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Gjidoda Gabriela BWO

Von: info@beck-mor.ch

Gesendet: Montag, 6. Juli 2020 21:15

An: _BWO-Recht

Betreff: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessun-gen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 

Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz): Eröffnung des 

Vernehmlassungsverfahrens

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung

Kennzeichnungsstatus: Erledigt

Sehr geehrter Hr. Bundesrat Guy Parmalin,  

 

Ich möchte Ihnen unsere Situation und unsere Erfahrung für die Mietzins schildern.  

 
Wir haben anfangs bei unserem Vermieter um Herabsetzung der Miete für den Monat April gebeten.  

Unser Vermieter hat das Risiko einer behördlichen Schliessung als Risiko des Betreibers beurteilt und hat uns einen 

Stundungsangebot unterbreitet, welcher wir auf brieflichem Wege nicht angenommen haben. Mit dem gleichen 

Schreiben haben wir dem Vermieter für die Monate April und Mai einen Angebot 40/60 unterbreitet, welcher auch 

politisch letzendlich angenommen wurde. Als Mieter haben wir diese Krise als eine Akt gemeinsamer Last zwischen 

Vermieter und Mieter betrachtet.  

Mit Eröffnung ab 11.05. und den Abstandsregeln war der Geschäftsgang eingeschränkt. Von dieser Einschränkung 

will unser Vermieter nichts wissen. Zumindest blieb bis zu heutigem Datum noch eine Antwort auf unser Angebot 

und Brief aus. Wir haben immer noch keine Gewissheit und Planungsicherheit für unser Geschäft.  

Für uns war klar, dass wir Überbrückungskredite nicht für Mietzwecke verwenden um zu verhindern, dass wir uns 
noch mehr verschulden.  

 

Wir kämpfen nach wie vor um eine Einigung aber wir appelieren an die Vernunft der Vermieter.  

Für uns ist nebst der schwierigen Zeit die psychische Belastung aber auch das taktisches Vorgehen des Vermieter um 

den Mieter zu Fall zu bringen keine Option für eine gesunde Immobilienerwirtschaftung.  

 

In namem meiner ganzen Familie bedanken wir dem Bundesrat für die Massnahmen im Rahmen der Gesundheit der 

Bevölkerung und der Wirtschaft entgegengebrates Hilfspaket.  

 

 
Freundliche Grüsse 

Duran Mor 

 

Bäckerei-Konditorei-Café Mor GmbH 

Am Bach 7 

5213 Villnachern 

+76 343 93 31 
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  

Bildung und Forschung WBF 

 

Per Mail an:  

Recht@bwo.admin.ch 

 

Zürich, 04. August 2020 

 

Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-

Geschäftsmietegesetz) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die Bar & Club Kommission Zürich, nimmt im obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt 

Stellung:  

 

I. Allgemeine Würdigung 

Die Bar & Club Kommission begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist es so, dass die 

Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe in die Geschäftstätigkeit 

deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und verbindliche Lösung kann unzählige Konkurse zu 

diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens Ende Jahr im Parlament 

fertig beraten werden, ansonsten drohen unzählige Schliessungen und Rechtshändel.  

Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge enthalten schon 

jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten zur 

Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich zugängliche Veranstaltungen durchzuführen – nicht mehr 

möglich ist, liegt ein Mangel an der Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist auch die Miete nicht oder nur in 

beschränktem Ausmass geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in 

der Lehre, bei einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch schon heute 

ganz oder teilweise zu erlassen.  

Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon lange vor 

dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu zeigen, dass auch die 

Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament, 

einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der Musik- und Kulturveranstaltungsbranche zu leisten. Die 

Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den steigenden Preisen profitiert . Die vorgeschlagene Regelung ist 

das absolute Minimum; in den Fällen, in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt sich das über 

einen Härtefallfonds auffangen.  

Die Musik- und Kulturveranstaltungsbranche ist durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die Veranstaltungen 

und Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach dem Lockdown hat die 

Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen. Dieses Geld fehlt für immer in den Kassen der betroffenen      

Betriebe.   
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II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Bar & Club Kommission schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-

Geschäftsmietegesetz vor.  

 
 
 
 
 
 
 

           

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und Veranstalter selbst 

hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der Schweizerischen Bar- und 

Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der  Clubs an, dass sie weniger Aufträge an Externe vergeben 

würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber 

mehrheitlich aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten 

haben. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine 

Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, die 

nicht für rein administrative Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit oder zu 

Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. k (neu) 

Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

Art. 3 Abs. 3 (neu)  
Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 

Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   
Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 

Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen oder 

ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten Schliessung 

oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des 

Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   
öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 

Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken 

mussten; [Ergänzen] 
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Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive besondere Lage) 

Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Gerade für 

Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu kämpfen haben werden. Die 

obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, Musik-Bars, Konzert- und 

Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass weniger als die Hälfte, nämlich erst 43% der 

Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie geöffnet, 18% gaben an den Betrieb aufgrund strengerer 

kantonalen Vorschriften wieder geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die immer noch geltende 

besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein Livemusik-Bereich, der 

aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. Der geschätzte Umsatzverlust 

gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf knapp 700'000.-. Der monatliche 

Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein grosser Teil davon entfällt auf die Miete, 

welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  pro Club beträgt. Deshalb ist die fixe Obergrenze von 

20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten ist, heisst das noch 

nicht, dass Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer internationalen Modekette zur 

Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf den Kulturbereich aber nicht 

zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

 
 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins nicht nur für 

die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Geltungsbereich (Art. 2). Sollte 

unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb über die 

20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  

 

 

 

 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, falls sich 

die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       

 

 

 

Art. 2  
Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 

zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund der 

ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht für die 

Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von dieser 

Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  

Art. 11 Abs. 1 
Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 

[Unverändert beibehalten] 
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Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der verordneten 

Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte deshalb nicht nur 

die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern auch die Phase nach dem Lockdown beinhalten. Gerade die 

Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit von einem Normalbetrieb entfernt. Das 

Gesetz muss deshalb vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und andere 

Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls müsste das Parlament den 

Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit würde 

wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten verursachen würde. 

 

Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung mehr als der Hälfte der 

Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung von Bar & Club Kommission   

Freundliche Grüsse 

Bar & Club Kommission  

 
Alexander Bücheli 

Sekretär 

 

Bar & Club Kommission:  

Bar & Club Kommission ist der Dachverband der Schweizer Popmusikveranstaltungsbranche. Bar & Club 

Kommission  bezweckt die Förderung, Wahrung und Verteidigung der ideellen, wirtschaftlichen und politischen 

Interessen der Schweizer Popmusikveranstaltungsbranche und vertritt die Belange der Mitglieder auf 

nationaler Ebene. Bar & Club Kommission ist parteipolitisch und konfessionell neutral und unabhängig von 

offiziellen Stellen.  

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 
Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der Covid-

19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  
Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 

verlängern.  
Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 

Zeitdauer verlängern.  
Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 

oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 



Stellungnahme der Bindella Terra Vite Vita (BTVV) zum Entwurf des «Bundesgesetz 
über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und 
Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)» (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) 

  

Sehr geehrte Damen und Herren 

  

Wir danken Ihnen, dem Parlament und dem Bundesrat, dass Sie in dieser wichtigen 
Angelegenheit aktiv werden.  

Bundesrat Alain Berset sagte am 20. März 2020: «Ich will nicht pathetisch werden. Aber wir 
müssen das zusammen machen. Un pour tous, tous pour un.» Nicht nur er, auch andere 
Bundesräte appellierten an die Solidarität. 

  

Das funktionierte vielerorts. Doch bei den Vermietern der von der Schliessung betroffenen 
Geschäfte war und ist davon wenig zu spüren. Bei den meisten von ihnen fehlt der Wille zur 
Solidarität. Wir betreiben 43 Restaurants in Basel, Baden, Fribourg, Solothurn, Bern, Thun, 
Luzern, Zürich, Winterthur und Schaffhausen. Lediglich in einem von 43 Restaurants ist 
uns der Vermieter entgegengekommen und hat uns die Miete für die Zeit der 
Schliessung von sich aus erlassen. Bei allen anderen Vermietern wurden wir entweder 
schroff abgewiesen oder aber die Verhandlungen wurden verschleppt. Das änderte sich erst 
mit dem Parlamentsentscheid im Juni zugunsten der 60/40-Lösung. Seither hat rund die 
Hälfte unserer Vermieter in dieses Modell eingewilligt. Mit der anderen Hälfte der Vermieter 
laufen die Verhandlungen bis heute so zäh, dass wir die Hoffnung auf einen für uns 
annehmbaren Kompromiss aufgeben müssen. Sollte es weder eine einvernehmliche Lösung 
noch einen gesetzlichen Mieterlass geben, würden wir in diesen Fällen prozessieren 
müssen. 

  

Solidarität hiesse auch, dass der Stärkere dem Schwächeren hilft. Die Eigentümer von 
Geschäftsliegenschaften waren schon vor der Corona-Krise privilegiert angesichts der 
Wertsteigerung ihrer Anlagen, dank der sie ihr Vermögen über Jahrzehnte praktisch ohne 
eigenes Zutun vermehren konnten. Sie verzeichneten kaum Leerstände und profitieren von 
Finanzierungskosten, die heute gegen Null tendieren. Geht man von einer bei Büros und 
Läden üblichen Immobilien-Lebensdauer von 60 bis 80 Jahren aus, entspricht der Ausfall 
zweier Monatsmieten 0,2 Prozent der gesamten Einnahmen. Abgesehen davon werden die 
meisten Liegenschaften gemischt genutzt, unten Läden und oben Wohnungen, wobei der 
Mietertrag für die Wohnungen unverändert fliesst. Allein schon mit Blick auf diese Zahlen 
mutet es beschämend an, dass die Vermieter nicht freiwillig den von der Corona-Krise am 
stärksten betroffenen Unternehmen entgegenkommen. Die Restaurants und Läden, die 
schliessen mussten, können in vielen Fällen schon zu normalen Zeiten wegen geringer 
Ertragskraft nur knapp bestehen. Angesichts eines Lockdowns geraten sie in existenzielle 
Not. 

  

 

 

 

 

 



Die Verweigerungshaltung der Vermieter ist offenkundig. So haben sich 
Hauseigentümerverbände umgehend auf den Standpunkt gestellt, die Geschäftsmieten 
seien auch während der Schliessung zu 100 Prozent geschuldet. Vom fehlenden Willen zur 
Solidarität zeugt auch die Tatsache, dass die vom Bundesrat eingesetzte Taskforce 
Geschäftsmieten zu keinem Ergebnis kam. Die Fronten waren verhärtet. 

Die Haltung der Vermieter ist aus unserer Sicht eigennützig, arrogant und nicht sehr 
weitsichtig. Denn ein drohender Arbeitsplatzabbau wird die ganze Volkswirtschaft in 
Mitleidenschaft ziehen und schliesslich auch die Vermieter tangieren. 

 Wir sind der Ansicht, dass während des Lockdown keine Miete geschuldet ist, dass für diese 

Zeit die Miete zu 100 Prozent erlassen werden muss. Während der für die Gastronomie sehr 
schwierigen Zeit nach dem Lockdown sollte ausserdem eine Umsatzmiete vereinbart 
werden, um einen Massenkonkurs in der Gastrobranche zu verhindern. Damit würde dem 
Prinzip, dass in dieser historisch einmaligen Situation alle Federn lassen müssen, 
nachgelebt. Leider sehen wir nichts von Opfersymmetrie für die Zeit nach dem Lockdown. 

Der Vorschlag im Gesetzesentwurf, die Geschäftsmiete während des Lockdown zu 60 
Prozent zu erlassen, ist immerhin ein Beitrag, eine Konkurswelle und die damit 
verbundene Massenarbeitslosigkeit zu verhindern. 

Dass die Grenze bei 15 000 Franken Monatsmiete gezogen wird (faktisch wird sie das, denn 
bei Freiwilligkeit zwischen 15 000 und 20 000 Franken entscheidet der Vermieter), verstehen 
wir nicht. Ein Beispiel: Wir bezahlen für das Restaurant Terrasse in Zürich 680 000 Franken 
Jahresmiete. Wenn wir mit der Vermieterin keinen Kompromiss finden, werden wir den 
Rechtsweg beschreiten müssen. Wir können es uns schlicht nicht leisten, bei komplett 
ausbleibenden Einnahmen solche Mieten zu begleichen. Mit der Deckelung der 60/40-
Lösung bei 15 000 Franken nimmt die Politik in Kauf, dass es trotz des 
Geschäftsmiete-Gesetzes zu Gerichtsprozessen kommen wird. Es gibt keinen 
einleuchtenden Grund, die Höhe der Miete zu begrenzen. Das Prinzip ist überall das 
Gleiche. Die Vermieter sind am längeren Hebel. 

Um die Situation in der Gastronomie zu veranschaulichen, nennen wir Ihnen ein paar 
Beispiele aktueller Zahlen aus unseren Restaurants: 

  

• Im Restaurant Lorenzini in Bern (33 Mitarbeiter, 2 Lehrlinge, 221 Plätze) verzeichnen 
wir derzeit ein Minus von 42 Prozent gegenüber dem Vorjahr 

  

• Ristorante Bindella, Fribourg (11 Mitarbeiter, 156 Plätze): 36 Prozent 

  

• Restaurant Terrasse, Zürich (54 Mitarbeiter, 1 Lehrling, 358 Plätze): 43 Prozent 

  

• Restaurant Barbatti, Luzern (23 Mitarbeiter, 177 Plätze): 37 Prozent 

  

• Restaurant Latini, Basel (27 Mitarbeiter, 173 Plätze): 41 Prozent 

  

Insgesamt sind wir beim Umsatz in allen 40 Restaurants, die derzeit geöffnet sind, um 
41,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr und um 43,6 Prozent gegenüber dem Budget im 
Rückstand. 

  

 

 



Dank Kurzarbeit, den Liquiditätshilfen des Bundes und immer noch mit der Hoffnung, dass 
bei den Mieten eine Lösung gefunden wird, werden wir alles vorkehren, um unsere 
schweizweit 1317 Arbeitsplätze in den Bindella-Unternehmungen und insbesondere 
unsere 30 Ausbildungsplätze in den Restaurantionsbetrieben, im kaufmännischen 
Bereich und in unserem Gipser- und Maler-Betrieb zu erhalten. 

Allerdings können wir jetzt schon klar sagen, dass wir noch längst nicht über den Berg sind. 
Die Herbst- und Wintermonate zählen normalerweise zur Hochsaison: Wenn es kalt und 
grau ist, kehren die Leute gern ein. Diesmal wird es anders sein. Die Leute scheuen sich vor 
dem Zusammensein in geschlossenen Räumen. Zahlreiche Geschäftsessen, 
Veranstaltungen und Feiern wurden für den Herbst abgesagt. Das sind verlorene 
Einnahmen, sie werden nicht mehr kompensiert. Auch mindern die Schutzkonzepte die 
Einnahmen massiv, weil rund 30 Prozent der Sitzplätze wegen des Sicherheitsabstands 
nicht genutzt werden können. Kurz: Die Gastronomie ist durch die Pandemie existenziell 
bedroht. Bis sich die Lage normalisiert hat und wir wieder in die Nähe des Vor-Lockdown-
Niveau kommen, wird viel Zeit verstreichen. 

Mit diesem dringlichen Bundesgesetz leistet die Politik einen Beitrag, der dringend nötig ist 
zum Erhalt der Arbeits- und Ausbildungsplätze. Noch wirksamer wäre diese 
Konjunkturmassnahme, wenn die Limite nicht bei 15 000 oder 20 000 Franken, 
sondern höher angesetzt oder ganz weggelassen würde. 

Alt Bundesrat Christoph Blocher bezeichnete den gesetzlichen Mieterlass am 1. August als 
«ordnungspolitischen Sündenfall». Eine Leserin widersprach dem und schrieb richtigerweise 
von «gelebter Schweizer Solidarität in bester Tradition». Diese Solidarität habe uns stark 
und wohlhabend gemacht, zwei Weltkriege fast unbeschadet überstehen lassen und wir 
würden sie auch 2020 und weiterhin benötigen, um diese vermutlich grösste 
Herausforderung seit 100 Jahren mitsamt aller Folgeerscheinungen zu überstehen. Recht 
hat sie! 

Die Gastronomie ist mit ihren schweizweit rund 260 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
ein wichtiger Arbeitgeber und Ausbilder und Kunde zahlreicher Zulieferer. Und nicht zuletzt 
sind die Restaurants ein Bestandteil des gesellschaftlichen und kulturellen Lebens, der zur 
Vielfalt und Bereicherung jeder Stadt und jedes Quartiers beiträgt. 

Ich danke Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme, für die wohlwollende 
Kenntnisnahme unserer Argumente und verbleibe mit freundlichen Grüssen 

 

  

Rudi Bindella 

 D +41 44 276 62 40  

M +41 79 409 54 54  

rudi.bindella@bindella.ch  

 

 

BINDELLA terra vite vita SA  

Hönggerstrasse 115  

8037 Zürich  

T +41 44 276 60 60 

bindella.ch     
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Zürich, 3. August 2020  

Sehr geehrte Damen und Herren 

Casafair Schweiz / Habitat Durable Suisse bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zum 

Entwurf des Covid-19-Geschäftsmietegesetz. 

Für die Bekämpfung des Coronavirus unterstützt Casafair Schweiz / HabitatDurable Suisse die vom 

Bundesrat und den Kantonen erlassenen Massnahmen. Für die Bewältigung der durch diese Krise her-

vorgerufenen wirtschaftlichen Folgen sind unterstützende Massnahmen für die besonders betroffenen 

Betriebe notwendig. 

Zum vorliegenden Entwurf «Covid19-Geschäftsmietegesetz» nimmt Casafair Schweiz / HabitatDu-

rable Suisse wie folgt Stellung. 

 

Grundsätzliche Bemerkungen 

1. Mietzinserlass 

Casafair Schweiz / HabitatDurable Suisse begrüsst eine gesetzliche Regelung zum Teilerlass von Ge-

schäftsmieten für die Zeit, in der Unternehmen wegen den behördlichen Massnahmen zu Covid19 

ihre Geschäfte einstellen müssen. Ungeachtet der vielen individuellen unterschiedlichen Verhältnisse 

der Auswirkungen, erachtet Casafair Schweiz / HabitatDurable Suisse die vorgeschlagene Regelung 

mit 40%-Mietpflicht während der zwei Monate als minimalen Anspruch der betroffenen Unterneh-

men, sofern keine andere Regelung zwischen Vermieter*in und Mieter*in gefunden werden konnte, 

keine anderweitige à fonds perdu Unterstützung erfolgte, die auch Mietforderungen beinhalteten. 

Casafair Schweiz / HabitatDurable Suisse setzt auf partnerschaftliche Verhältnisse zwischen Vermie-

ter*innen und Mieter*innen, und Lösungen, die auch über den vorgeschlagenen gesetzlichen Mini-

malanspruch gehen können. Insofern erhofft sich Casafair Schweiz / HabitatDurable Suisse, dass auf 

Grund individueller Lösungen auch die Ausstiegsklausel genutzt werden kann. 

Casafair | Postfach 2464 | 3001 Bern 

Bundesamt für Wohnungswesen BWO 

Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

Vernehmlassung zu Covid-19-Geschäftsmietegesetz 
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Viele Betriebe leiden nicht nur die zwei Monate der Betriebseinschränkungen, sondern sie kön-
nen ihren Betrieb nur langsam (über Wochen) auf ein Vor-Corona-Niveau herauffahren – wenn 
überhaupt. Für diese Betriebe sieht das Gesetz nur den Teilmieterlass für die zwei Monate Lock-
down vor. Casafair Schweiz bedauert, dass durch diese kurze Dauer keine genügende Lösung zur 
nachhaltigen Sicherung der unternehmerischen Tätigkeit geboten wird und würde eine Auswei-
tung des Geltungsbereiches auch auf Betriebe, die indirekt von den behördlichen Massnahmen 
gravierend betroffen wurden, sehr begrüssen. 

 

2. Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Bis zur Überweisung der Motion und dem Vorliegen des bundesrätlichen Entwurfs sind seit dem Ver-

hängen des Lockdowns einige Monate verstrichen. Viele Betriebe haben sich unter dem Eindruck der 

Einnahmenausfälle vorschnell auf ein Mietreduktionsangebot eingelassen, das ihnen aber weder das 

wirtschaftliche Überleben garantiert noch sie in Konkurrenz zu ihren Mitbewerbenden, die den vollen 

Teilmieterlass beanspruchen können, gleichstellt. Es muss ihnen die Möglichkeit geboten werden, 

auf Grund des «Covid19-Geschäftsmietegesetz» Nachbesserungen ihrer Lösung einzufordern. 

 

3. Wirtschaftliche Notlage von Vermieter*innen 

Gerade Vermieter*innen, die sich der Kostenmiete verpflichtet haben, laufen Gefahr in eine wirt-

schaftliche Notlage zu geraten. Zu denken ist zum Beispiel an pensionierte ehemalige Selbstständi-

gerwerbende, die während ihrer Berufstätigkeit anstelle der 2.Säule zu äufnen nun ihren ehemaligen 

Betrieb an die Nachfolger*innen vermieten.  

20 Millionen ist ein sehr geringer Betrag, bei durchschnittlich Fr. 18'000 Franken Mieterlass (2 x 60% 

von Fr. 15'000.-) könnten gerade mal 1'100 in wirtschaftliche Notlage geratenen Personen profitie-

ren. Umso schwerwiegender wirkt sich die Begrenzung auf 20 Mio. dahingehend aus, als der Bund ge-

mäss Abs. 5 bei zu vielen Anspruchsberechtigten die Kriterien verschärfen muss. Da die Motion des 
NR und SR diese 20 Millionen ausdrücklich vorsehen, müsste das Parlament den Betrag erhöhen 
oder die Kantone sollten mit einem angemessenen Anteil zur Beteiligung verpflichtet werden.  

Ebenfalls ist sicherzustellen, dass Vermietende, die rasch und grosszügig gehandelt haben, um 
wirtschaftliche Folgeschäden für die mietenden Betriebe abzuwenden, nicht schlechter gestellt 
werden dürfen, als Vermieter*innen, die zugewartet haben. 

Befremdlich scheint uns dagegen, dass gemäss Erläuterungen bei der Beurteilung der wirtschaftli-

chen Notlage auch die Quartierüblichkeit berücksichtigt werden könnte. 

 

4. Kantonale Regelungen 

Verschiedene Kantone sind dazu übergegangen, Regelungen für die Unterstützung von Mieter*innen 

und Vermieter*innen zu beschliessen, indem an einen Teilmieterlass auch der Kanton Beiträge leis-

tet. 

Diese föderalen Lösungen sollten durch den Bund unbedingt unterstützt werden. Mit Beiträgen 

des Bundes an die kantonalen Zahlungen können Anreize geschaffen werden, dass mit der Unterstüt-

zung besonders betroffener Betriebe wirtschaftliche Folgekosten verhindert werden können. 

Dies ist umso dringlicher, als die Verabschiedung des «Covid19-Geschäftsmietegesetz» alles an-
dere als sicher gilt, eine beförderliche Behandlung durch das Parlament nicht garantiert ist und 
ein drohendes Referendum das Inkrafttreten zeitlich weit hinausschiebt. 
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5. Fakultatives Referendum 

Angesichts der Dringlichkeit und der rückwirkenden Geltung sollte der Bundesrat dem Parlament den 

Verzicht auf das fakultative Referendum beantragen. 

 

Anträge und Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Art. 1 

Für Betriebe, die durch den Lockdown insbesondere in den Folgemonaten mit Einnahmeneinbussen 

zu kämpfen haben, sieht das Gesetz keine Lösung vor. Die Motion von NR und SR sehen dies bedauer-

licherweise so vor. Der Bundesrat sollte hier eine weitergehende Lösung vorschlagen. 

Art. 2 

Die maximale Miete im Geltungsbereich scheint angemessen, was aber nicht heisst, dass bei höheren 

Mieten automatisch zwischen Vermieter*innen und Mieter*innen gleich lange Spiesse vorherrschten. 

Art. 3 

Antrag: Es ist eine Nachbesserungsmöglichkeit zu schaffen, für Betriebe, die aufgrund einer vor-
schnellen Einigung stark benachteiligt würden.  

Art. 4 

Richtigerweise wird die Umsatzmiete ausgeschlossen. 

Art. 5 

Keine Bemerkungen 

Art. 6 

Keine Bemerkungen 

Art. 7 

Art. 7 ist ebenfalls auf Vermieter*innen anzuwenden, die ihren Mietparteien bereits entgegen-
gekommen sind und die Härtefallvoraussetzungen erfüllen.  

       Abs. 5 

Antrag: Übersteigt der Umfang der Gesuche die Fr. 20 Mio., verpflichtet er die Kantone zur an-
gemessenen Beteiligung an den die Fr. 20 Mio. übersteigenden Entschädigungen bei wirtschaftli-
chen Notlagen. (lit. a. und b. streichen) 

Art. 8 / 9 / 10 

Keine Bemerkungen 

Art. 11 

vgl. Punkt 5 der Grundsätzlichen Bemerkungen 

 

 

 



 

Casafair Schweiz | Bollwerk 35 | Postfach 2464 | 3001 Bern 

Telefon 031 311 50 55 | kontakt@casafair.ch | www.casafair.ch  

 

 

 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anträge. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Claudia Friedl                                      Thomas Hardegger 

Präsidentin Casafair Schweiz                       Vize-Präsident Casafair Schweiz 

 

 



 

 
Département fédéral de l’économie, de la 
formation et de la recherche (DEFR)    

  A l’att. de M. Guy PARMELIN 
  Conseiller fédéral  
  Palais fédéral est 
  3003 BERNE 

  

 Paudex, le 16 juillet 2020 
 FD 
 
 

Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements et 
les restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19, Loi COVID-19 sur 
les loyers commerciaux) – procédure de consultation  
 
Monsieur le Conseiller fédéral,    
 
Nous avons pris connaissance de la consultation relative au projet mentionné sous 
rubrique. Après avoir étudié les documents mis à disposition, nous sommes en mesure 
de vous transmettre ci-après notre position.  
 
I. Remarques générales    
 
Les Chambres fédérales ont adopté chacune en juin 2020 une motion demandant au 
Conseil fédéral de prendre des mesures pour que les exploitants de restaurants et autres 
établissements fermés par le Conseil fédéral ne doivent à leur bailleur que 40 % du loyer 
pour la période pendant laquelle ils ont dû rester fermés en raison des mesures prises 
par les autorités (art. 6 al. 2 de l’ordonnance 2 COVID-19, version du 19 mars 2020). 
Pour certaines  entreprises qui ont dû réduire leurs activités conformément à l'art. 10a, al. 
2, de l'ordonnance 2 Covid-19, soit les hôpitaux, cliniques, cabinets médicaux et 
dentaires, cette réglementation s'appliquerait pour deux mois au maximum. Cette 
réglementation s'appliquerait aux locataires dont le loyer ne dépasse pas CHF 20'000.- 
par mois et par objet loué. En cas de loyer entre CHF 15'000.- et CHF 20'000.-, les deux 
parties peuvent décider de ne pas appliquer cette réglementation. Enfin, le Conseil 
fédéral est chargé de créer un fonds pour les cas de rigueur en faveur des bailleurs doté 
de 20 millions de francs et les accords déjà conclus resteraient valables.  
 
La réglementation proposée ne tient pas compte de la diversité des situations propres 
tant aux bailleurs qu’aux locataires et porte atteinte à la garantie de la propriété et à la 
liberté contractuelle. Le dialogue entre les parties doit être privilégié, afin qu’il soit 
négocié, au cas par cas, des solutions de bon sens qui tiennent compte de leurs 
possibilités. Nous relevons que, dans un certain nombre de cantons, des solutions ont 
été trouvées qui tiennent compte des typicités locales et peuvent aboutir à des solutions  
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plus favorables pour le locataire. Par exemple, dans le canton de Vaud, le locataire ne 
paie que 25 % du loyer commercial, sous certaines conditions. 
 
Par ailleurs, certains propriétaires ont soutenu leurs locataires commerciaux durant la 
crise liée au COVID-19. A ce titre, quelque 21 millions de francs de loyers ont été 
abandonnés en Suisse romande durant la période de la mi-mars à fin juin 2020.  
 
Par conséquent, le Centre Patronal ne soutient pas ce projet de loi qui s’immisce, de 
manière injustifiée, dans les rapports contractuels. Au surplus, nous vous faisons part de 
nos remarques suivantes.  
 
II. Remarques particulières sur l’avant-projet de loi  
 
A. Constitutionnalité  
 
Dans le rapport explicatif, il est relevé expressément que « il est difficile de déterminer la 
compétence constitutionnelle qui fonde les mesures demandées par les motions ». Après 
élimination, le Département fédéral choisit l’article 100 al. 1er de la Constitution fédérale 
(Cst. féd.), ayant la teneur suivante « La Confédération prend des mesures afin d’assurer 
une évolution régulière de la conjoncture et, en particulier, de prévenir et combattre le 
chômage et le renchérissement ». 
 
Nous peinons à comprendre en quoi le fait pour les propriétaires de renoncer à percevoir 
60 % du loyer de certains locaux commerciaux permet « d’assurer une évolution 
régulière de la conjoncture », ce d’autant plus que cette loi n’entrerait, cas échéant, en 
force que dans plusieurs mois, soit bien trop tard pour résoudre les problèmes liés aux 
fermetures des mois de mars à juin 2020. Par ailleurs, l’intérêt public fait défaut. En effet, 
comme relevé, cette loi interviendrait, cas échéant, bien trop tard pour éviter une 
éventuelle vague de faillites. En outre, cette loi, contrairement à ce qui est mentionné 
dans le rapport explicatif, ne respecte pas le principe de neutralité concurrentielle et le 
principe d’égalité de traitement des concurrents. En effet, un commerçant, propriétaire de 
ses locaux, qui aurait dû fermer suite aux mesures imposées par le Conseil fédéral, ne 
pourra pas obtenir une réduction de 40 % de ses charges financières, alors qu’il aurait pu 
obtenir une telle réduction s’il louait lesdits locaux.  
 
Par conséquent, la réglementation proposée ne repose sur aucune base constitutionnelle 
solide et porte atteinte à la garantie de la propriété qui n’est pas justifiée par un intérêt 
public. Dans la mesure où la base constitutionnelle fait défaut et qu’elle est déclarée 
urgente (art. 11 du projet), elle doit faire l’objet d’un référendum obligatoire conformément 
à l’article 140 alinéa 1 lettre c Cst. féd.   
 
B. Contenu  
 
Article 1 Objet 
 
A titre de rappel, les motions parlementaires demandent au Conseil fédéral de prendre 
des mesures pour que les exploitants de restaurants et autres établissements fermés par 
le Conseil fédéral ainsi que certaines entreprises qui ont dû réduire leurs activités ne 
doivent que 40 % du loyer respectivement durant la période de fermeture ou deux mois 
au maximum. 
 
Par conséquent, la loi doit se limiter à régler la fixation du loyer uniquement pour les 
établissements publics (et non les installations) ainsi que les établissements de santé qui 
ont respectivement dû fermer ou restreindre leurs activités en raison des mesures 
ordonnées par le Conseil fédéral. Autrement dit, le terme « installations » figurant à la 
lettre a doit être supprimé et le terme « autorités » figurant aux lettres a et b doit être 
remplacé par « le Conseil fédéral », afin que l’article 1 corresponde aux textes des 
motions et ainsi éviter toute ambiguïté.  
 
En outre, alors que le rapport explicatif (p. 10) relève clairement que cette loi s’applique à 
la sous-location ainsi qu’au sous-affermage, la loi ne le mentionne pas. Les cas où le  
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sous-locataire a dû fermer son local en raison d’une décision du Conseil fédéral existent 
et naturellement, la question va se poser. La loi doit donc régler ce point.  
 
Article 2 Champ d’application  
 
Alors que l’article 1er relatif à l’objet de la loi prévoit que cette législation s’applique 
uniquement aux installations et établissements publics qui ont dû fermer au public en 
raison des mesures ordonnées par le Conseil fédéral, l’article 2 donne une liste 
exemplative et non exhaustive des commerces qui entrent dans le champ d’application 
de la loi, ce qui n’est pas souhaitable et crée une insécurité juridique.  
 
Par ailleurs, dans le rapport explicatif, il est fait état à la page 11 de l’exemple d’un 
garage qui dispose à la fois d’un local de vente visé par la fermeture et d’un atelier de 
réparation qui a pu rester ouvert. Un tel commerce pourrait se prévaloir de la loi, ce qui 
étend de manière inappropriée le champ d’application de loi et va à l’encontre de la 
volonté des Chambres fédérales. Si on devait suivre le raisonnement du Département, 
cela signifierait qu’une étude d’avocat, de notaire, ou une agence immobilière qui a dû 
fermer sa réception, mais pas la partie bureau, pourrait également se prévaloir de la loi.  
 
La distinction entre les commerces qui ont partiellement fermé n’est pas délimitée à 
satisfaction, de sorte que le champ d’application de la loi doit se limiter aux commerces 
qui ont dû intégralement fermer au sens de l’article 6 alinéa 2 de l’Ordonnance 2 
COVID-19 ou aux établissements de santé qui ont vu leurs activités restreintes au sens 
de l’article 10a alinéa 2 de l’Ordonnance 2 COVID-19, conformément à la volonté des 
Chambres fédérales. Une liste claire et exhaustive des commerces entrant dans le 
champ d’application de la loi serait souhaitable, mais la question se pose de savoir si une 
telle liste est réalisable.   
 
En outre, la notion d’activité restreinte pour les établissements de santé doit être 
clairement délimitée dans la loi dès lors que le professionnel de la santé avait en dernier 
lieu la compétence de décider si une intervention médicale est nécessaire ou non. Aussi, 
si certains établissements de santé n’ont pas vu leurs activités diminuer, ils ne devraient 
pas entrer dans le champ d’application de la loi.  
 
Article 3 Exceptions au champ d’application   
 
Cette disposition prévoit qu’en cas d’accord exprès entre les parties au contrat, la loi ne 
s’applique pas (art. 3 al. 1er litt. a).  
 
Le texte des motions relève que « la réglementation doit garantir que les éventuels 
accords déjà conclus entre les parties restent valables ». Aussi, les Chambres fédérales 
n’ont pas voulu distinguer les différents types d’accord, de sorte que, contrairement à ce 
qui est évoqué dans le rapport explicatif, il n’y a pas lieu de prévoir que les accords 
portant uniquement sur les délais de paiement du loyer ne vaudraient pas accord 
dérogeant à la loi. 
 
En outre, dans le rapport explicatif (p. 11), il est fait état que « certains cantons ont mis 
en place des mécanismes incitatifs, qui prévoient un soutien étatique dans le cas où les 
parties trouvent une solution mutuellement convenue. De telles conventions sont 
assimilées à un accord au sens de l’al. 1 let. a et excluent dès lors l’application de la loi ». 
Cependant, il est également relevé, dans le rapport, que si l’accord se limite à une partie 
de la fermeture ou de restriction d’activité (par exemple un mois), il y aura lieu de 
déterminer, sur la base des circonstances concrètes, si cet accord couvre bien 
l’ensemble de la période ou uniquement le mois en question. Dans la seconde 
hypothèse, la loi serait applicable au reste de la période de restriction.  
 
C’est le lieu de rappeler que le Conseil fédéral a, à maintes reprises, incité les parties à 
trouver des accords en fonction des situations et possibilités tant des propriétaires que 
des locataires. Certains cantons, dont par exemple les cantons de Vaud et Fribourg, ont 
prévu des aides cantonales incitatives aux transactions qui peuvent couvrir des périodes 
hors fermeture. Tel sera le cas du coiffeur qui a pu rouvrir à la fin avril 2020, mais qui a 
peut-être signé une convention avec l’aide cantonale vaudoise qui porte exclusivement  
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sur les mois de mai et juin. Au niveau économique, ce locataire qui aurait, par hypothèse, 
payé en plein les loyers durant la période de fermeture de la mi-mars à fin avril, puis 
seulement 25 % du loyer des mois de mai et juin, se trouve dans une meilleure position 
économique que celui qui bénéficierait uniquement de cette loi. En effet, dans un tel cas, 
le locataire ne s’acquitterait que de 40 % du loyer pour la mi-mars et pour le mois d’avril, 
mais devrait payer en plein les loyers de mai et juin. Par ailleurs, le but des conventions 
est de régler cette période de difficultés liées au COVID-19 en tenant compte des 
possibilités de chacune des parties, peu importe la période pour laquelle elles ont été 
conclues. Enfin, l’Etat n’a pas à s’immiscer une deuxième fois dans les rapports 
contractuels des parties en intervenant dans le cadre des accords conclus, ni à pénaliser 
les parties qui ont voulu trouver des solutions à la crise. 
 
Par conséquent, tous les accords conclus (peu importe les modalités prévues (réduction 
partielle ou totale de loyer, suspension de loyer, délai de paiement), la période visée, les 
montants des réductions accordées) doivent pouvoir déroger à la loi. 
 
Enfin, même si l’article 3 alinéa 1er lettre b prévoit qu’une décision judiciaire entrée en 
force permettrait de ne pas appliquer la loi, la question se pose de savoir si, en vertu de 
l’article 190 Cst. féd., qui prévoit que le Tribunal fédéral doit appliquer les lois fédérales, 
la Haute Cour serait tenue d’appliquer la loi COVID-19 sur les loyers commerciaux et 
ainsi imposer au locataire le paiement de 40 % du loyer durant la période de fermeture 
suite au COVID-19. Cette question doit être examinée et tranchée par le Conseil fédéral. 
 
Article 7 Indemnité en cas de détresse économique  
 
Cette disposition prévoit que la Confédération met à disposition un montant de 20 
millions de francs pour les bailleurs qui se retrouvent en situation de détresse suite aux 
pertes de loyer ou fermage induites par la loi. Le propriétaire dispose d’un délai de six 
mois dès l’entrée en vigueur de la loi pour déposer sa demande.  
 
Dès lors que la loi entre en vigueur avec effet rétroactif au 17 mars 2020, la question se 
pose de savoir à partir de quelle date court ce délai de six mois. S’il s’agit du 17 mars 
2020, le délai de dépôt de la demande serait échu avant même que la loi soit 
formellement adoptée par les Chambres fédérales, ce qui n’est évidemment pas 
admissible.  
 
D. Transfert des contrats de bail commercial et vente d’immeuble 
 
La loi ne règle pas la question des transferts de contrats de bail commercial et du 
locataire légitimé à réclamer au propriétaire le remboursement de l’éventuel trop versé de 
loyer.  
 
Tel est également le cas en cas de vente de l’immeuble. La question se pose de savoir 
quel propriétaire (vendeur ou acheteur) devra rembourser le locataire de l’éventuel trop 
encaissé de loyer.  
 
La loi doit donc régler ces cas. 
 
E. Mise en œuvre de la loi  
 
Il est prévu que la loi entre en vigueur avec effet rétroactif au 17 mars 2020 et a effet 
jusqu’au 31 décembre 2022.  
 
Comme relevé sous chiffre II A. ci-dessus, la protection d’un intérêt public nous parait 
faire défaut, ce qui semble ne pas permettre la rétroactivité prévue par la loi.   
 
En outre, afin de préserver la sécurité juridique, le propriétaire doit savoir si son locataire 
souhaite réclamer l’éventuel trop payé de loyer dans un certain délai. D’ailleurs, un délai 
de six mois est imparti au propriétaire afin qu’il adresse sa demande d’indemnité en cas 
de détresse économique (art. 7). Aussi, un délai de six mois (par analogie à celui prévu 
pour le propriétaire) devrait être imparti au locataire afin qu’il puisse faire valoir sa 
demande auprès du propriétaire, sous peine de péremption de ses droits.  
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Enfin, des questions institutionnelles se posent s’agissant du caractère urgent de la loi 
prévu à l’article 165 Cst. féd. Cette disposition prévoit notamment que, lorsque le 
référendum est demandé, la loi déclarée urgente cesse de produire ses effets un an 
après son adoption par l’assemblée fédérale si elle n’a pas été acceptée par le peuple 
dans ce délai. Il en va de même si la loi urgente est dépourvue de base constitutionnelle, 
mais elle devra être rejetée par le peuple et les cantons et le référendum est obligatoire.   
Dans la mesure où la loi entre en vigueur avec effet rétroactif au 13 mars 2020, que se 
passera t-il pour les locataires et propriétaires si, suite à un référendum, le peuple devait 
rejeter finalement la loi. En outre, il est précisé à l’article 165 Cst. féd., qu’en cas de rejet 
de la loi urgente par le peuple et, cas échéant, par les cantons, elle cesse de produire 
ses effets un an après son adoption. Au vu de la rétroactivité prévue se pose un certain 
nombre de questions qui doivent être réglées par le Conseil fédéral dont celles de savoir 
comment doit être calculé ce délai d’une année et si la loi peut produire ses effets 
pendant plus d’une année.   
 
F. Relation avec le droit européen 
 
Dans son rapport explicatif, le Département fait état que des mesures de soutien de 
grande envergure ont été prises dans les pays de l’Union européenne. Cela étant dit, il 
omet de relever qu’aucun pays européen qui entoure la Suisse n’est allé aussi loin en 
obligeant les bailleurs à renoncer à une partie du loyer dû pendant la période de 
fermeture prononcée suite au COVID-19.  
 
III. Conclusions 
 
Le Centre Patronal ne soutient pas ce projet de loi qui porte atteinte à la garantie de la 
propriété et s’immisce indûment dans les rapports contractuels du propriétaire et du 
locataire commercial. En outre, le projet ne tient pas compte de la diversité des situations 
et possibilités des parties, instaurera une insécurité juridique pour les propriétaires et les 
locataires et multipliera les procédures judiciaires. Enfin, le Centre Patronal privilégie la 
voie du dialogue et des solutions au cas par cas, ainsi que les mesures incitatives 
cantonales.  
 
 
 

           
 
En vous remerciant de l’attention que vous porterez à notre position, nous vous prions de 
croire, Monsieur le Conseiller fédéral, à l’assurance de notre très haute considération. 
 
 
 
 
Centre Patronal 
 
 
Frédéric Dovat  
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Par e-mail 

Département fédéral de l'économie, de la 

formation et de la recherche 

Monsieur le Conseiller fédéral Guy Parmelin  

Palais fédéral est 

3003 Berne 

 

 Fribourg, le 13 juillet 2020 

 

Consultation sur la Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures 

des établissements et les restrictions visant à lutter contre le coronavirus (Loi 

COVID-19 sur les loyers commerciaux) 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

Ayant pris connaissance de l'objet mentionné en titre, nous nous permettons de vous soumettre la position de 

la Chambre de commerce et d'industrie du canton de Fribourg (CCIF) sur cette thématique. Avec quelque 1100 

membres, notre association couvre un bon nombre d'entreprises fribourgeoises qui ont été concernées par les 

fermetures obligatoires décrétées dans le cadre de la pandémie de coronavirus. 

 

Le projet de "Loi Covid-19 sur les loyers commerciaux" répond à deux motions adoptées par les Chambres 

fédérales lors de leur session de juin 2020. Le texte prévoit que les restaurants et autres établissements 

contraints de fermer en raison des dispositions fédérales liées au Covid-19 ne paient que 40% du loyer pendant 

la fermeture ordonnée. La loi s'appliquera également aux établissements de santé qui ont dû "considérablement 

restreindre" leur activité.  

 

Les bailleurs devront donc essuyer une perte de 60% sur deux mois de loyer au maximum. Seuls les loyers allant 

jusqu'à 20'000 francs de loyer mensuel sont concernés. Entre 15'000 et 20'000 francs, l'une des deux parties peut 

toutefois unilatéralement décider de ne pas appliquer cette loi. Le projet de Loi Covid-19 sur les loyers 

commerciaux prévoit en contrepartie un fonds de 20 millions de francs – un montant maximum, qui ne sera pas 

étendu - pour les bailleurs pouvant se prévaloir d'un cas de rigueur, soit un risque de faillite.  

 

Quelque 80'000 contrats de bail des secteurs de l'hôtellerie-restauration, de la vente et de l'artisanat devraient 

être concernés. Il en coûtera 212 millions de francs aux bailleurs, soit 1,6% des recettes annuelles issues des 

loyers de location, selon les estimations de Wüest Partner citées dans le rapport explicatif. Pour le canton de 

Fribourg, où une solution tripartite (accord bailleur, locataire et participation de l'Etat si il y a accord) a été mis 

en place, la solution fédérale ne s'appliquera qu'aux cas où il n'y a pas eu entente. 
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Position de la CCIF 

 

La CCIF est consciente de l'effort imposé aux bailleurs. Elle a demandé et appuyé la démarche du canton de 

Fribourg reposant sur une aide impliquant les bailleurs sur une base volontaire (un mois de loyer pris en charge 

par les bailleurs, un mois par l'Etat de Fribourg et un mois par les locataires, soit les établissements fortement 

impactés par la crise du Covid-19). Cette solution cantonale a toutefois ses limites et de nombreux 

établissements qui ont été obligés à fermer ne sont pas parvenus à trouver une solution avec leur bailleur: c'est 

le cas, à ce jour, d'environ la moitié des établissements concernés dans le canton de Fribourg.  

 

Compte tenu des perspectives économiques inquiétantes pour cette année 2020, la CCIF est d'avis que la 

solution votée par les Chambres, résultante d'un compromis entre les partis, constitue une solution acceptable. 

Si elle empiète clairement sur le droit de propriété, elle doit être mise en relation avec le fait que plus d'une 

entreprise sur cinq, dans le canton de Fribourg, estime que son avenir est en danger en raison de cette crise 

(selon une enquête de l'Observatoire CCIF de l'économie réalisée du 19 au 25 juin 2020). Une telle menace sur la 

stabilité du tissu des PME locales justifie une mesure exceptionnelle, limitée dans le temps et proportionnée. 

 

Compte tenu de ce constat, la CCIF apporte son soutien à la Loi Covid-19 sur les loyers commerciaux. Elle 

permettra d'apporter des liquidités aux entreprises qui n'ont pas pu profiter d'accords avec leurs 

bailleurs. La CCIF note par ailleurs avec satisfaction que le texte spécifie que les garages et autres commerces 

de cycles qui ont pu poursuivre leur activité, mais dont la partie vente était obligatoirement fermée, pourront 

également bénéficier de l'aide pour la part de leur établissement dévolue aux activités de vente. 

   

En vous remerciant par avance pour l'intérêt que vous porterez à notre prise de position, tout en restant à votre 

disposition pour d'éventuelles informations complémentaires, nous vous adressons, Monsieur le Conseiller 

fédéral, nos considérations distinguées. 

 

 

  

Chambre de commerce et d’industrie du canton de Fribourg 

 

 

 
Chantal Robin 

Directrice 

 

 

Philippe Gumy 

Conseiller économique 
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Bern le 30. Juillet 2020 

 

Prise de position de l’Association coiffureSUISSE dans le cadre de la consultation sur le projet de Loi 

fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements et les restrictions visant 
à lutter contre le coronavirus (COVID-19) (Loi COVID-19 sur les loyers commerciaux) 

 

Monsieur le Conseiller fédéral Guy Parmelin, 

Madame, Monsieur, 

 

CoiffureSUISSE regrette que le Conseil fédéral n’ait pas accepté d’agir en matière de loyer pour 
sauvegarder les intérêts essentiels des petites et moyennes entreprises locataires dans le cadre des 

mesures prises en application de la loi sur les épidémies (Ordonnance 2 COVID-19). De telles mesures 

s’imposaient de manière évidente dès lors que le Conseil fédéral a décrété – à juste titre – la fermeture 

d’établissements. 
 

Notre secteur compte environ 13'000 entreprises avec environs 11'000 employés et notre activité ne 

compte pas une grande marge bénéficiaire. Elle sera donc une des premières victimes économiques 

de la situation actuelle due à la pandémie du covid19. 

Concernant le soutien aux entreprises, plusieurs lettres ont été adressées aussi bien au Seco, à l’OFAS 
ainsi qu’au Conseiller Fédéral Monsieur Guy Parmelin concernant une subvention sans contrepartie, 
notamment pour faire face au payement des loyers. Il n’a été donné aucune suite à ces lettres. 

https://coiffuresuisse.ch/fr/news-media/coronavirus/engagement-politique-de-coiffure-suisse/ 

 

 

Le Conseil fédéral a pris des mesures d’urgence rapidement pour protéger les PME de la faillite en 
proposant des crédits. 

 

CoiffureSUISSE a écrit dans sa lettre du 24 mars 2020: 

 

« Les mesures de financement en tant que crédit ne correspondent pas à la situation imposée par la 

cessation de l’activité. A la différence d’autres secteur ou branches, les salons de coiffure ne peuvent 
se rabattre sur du télétravail ou une coupe de cheveux à l’emporter qui garantiraient un minimum de 
rentrées. Cet état de fait donne comme résultat une perte sèche de revenus et un surendettement » 

 



Verband Schweizer Coiffeurgeschäfte 

Association suisse de la coiffure 

Imprenditori parrucchieri svizzeri 

 

Il existe à ce stade une lacune très claire dans le cadre du dispositif d'urgence quant à la fermeture 

obligatoire de nos salons de coiffure. En effet, nous sommes en situation de fermeture sans aucune 

faute de notre part.   

D’un côté l’entrepreneur voit ses rentrées anéanties et de l’autre il obtient un crédit dont il ne sait pas 
s’il pourra le rembourser, tout en devant payer les charges courantes. 

 

Pour toutes ces raisons nous souhaitons que le Conseil fédéral propose au plus vite aux Chambres 

fédérales la loi contenant la réduction du loyer de 60% demandée par le Parlement. Cela même si les 

milieux immobiliers s’y opposent farouchement.  
 

Selon l’art. 11 al. 2 du projet la loi a effet jusqu’au 31.12.2022. Nous relevons que le projet de loi prévoit 

une réduction de loyer notamment avec effet rétroactif pour les fermetures déjà ordonnées. Ainsi, les 

dispositions sont toujours formulées dans le passé (cf. art. 5) et selon l’art. 6 il y a même une limite 
maximale sans connaître la durée des éventuelles futures mesures de restriction. Il est impératif de 

s’assurer et de clarifier dès maintenant et donc d’adopter une clause correspondante que la même 

règlementation de réduction s’applique également à toute nouvelle fermeture obligatoire et officielle 

en cas d’une nouvelle vague de covid-19. Il serait incompréhensible que l’on doive de nouveau assister 
à une longue bataille politique pour obtenir cette nouvelle réduction dans les mêmes circonstances.  

 

Pour le détail des remarques, nous nous rallions à celles de l’ASLOCA Suisse dans la procédure de 

consultation, surtout les remarques sous chiffre 4 concernant l’art. 3 du projet de loi.  

En effet, avec l’ASLOCA Suisse et d’autres organisations nous avons agi ensemble et coiffureSUISSE 

estime que la position défendue par l’ASLOCA Suisse est tout à fait juste et pertinente 

Nous vous remercions de votre considération. 

 

 

 

       
 

 

 

 

Ojetti Damien       Brigitte Hodel 

Président central CoiffureSUISSE    Vice-Présidente 

      



  

 

  

Coop Genossenschaft 

Wirtschaftspolitik 

Hauptsitz 

Thiersteinerallee 12 

Postfach 2550 

4002 Basel 

Schweiz 

Tel. +41 61 336 72 04 

Fax +41 61 336 60 40 

CHE-116.311.185 MWST 

Damian.Misteli@coop.ch 

www.coop.ch 

2020 07 23 STLN VNML Geschäftsmieten 

final.docx 
 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung WBF 
 
per E-Mail an: Recht@bwo.admin.ch 

 
 
 
23. Juli 2020 
 
 
 
Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und 
Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19); Vernehmlassung 

 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Coop Genossenschaft bedankt sich für die Gelegenheit, zum Covid-19-Geschäftsmietege-
setz Stellung nehmen zu können. Unternehmen der Coop-Gruppe sind sowohl Mieterin als 
auch Vermieterin von etlichen Geschäftsliegenschaften. Von ungefähr 2'000 gewerblichen An-
mietverträgen waren dabei rund 700 vom Lockdown betroffen, während von ungefähr 3'500 
regulären Mietverträgen rund 2'200 vom Lockdown betroffen waren. Coop ist daher stark da-
ran interessiert, dass die Umsetzung der Motionen auf eine für beide Seiten eines Mietverhält-
nisses praktikable Art und Weise geschehen kann.  
 
In der gewerblichen Mietpraxis kommt es häufig vor, dass ein Gewerbemieter alle verfügbaren 
Gewerbeflächen an einem bestimmten Ort mietet, einen Teil davon für seine eigenen Aktivitä-
ten nutzt und einen anderen Teil untervermietet, mit einer spezifischen Mischung aus Food- 
und Non-Food-Flächen. Allein die Coop-Gruppe hat als Generalmieterin mehr als 100 Mietver-
träge abgeschlossen, einige davon mit grossen Einkaufszentren. Gemäss dem Gesetzesent-
wurf wird Coop als Generalmieterin keine Mietzinsreduktion vom Vermieter in Anspruch neh-
men können, da der monatliche Mietzins immer über der Grenze von 15'000 bzw. 20'000 
Franken liegt. Coop als Generalmieterin wird jedoch verpflichtet, den meisten Untermietern 
eine Mietzinsreduktion zu gewähren. Dies entspricht nicht dem Willen des Gesetzgebers und 
sollte in der Gesetzesvorlage geregelt werden. 
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Haltung Coop: 

Ja zu einer praktikablen Umsetzung inkl. Klärung offener Fragen bezüglich Generalmieten 

- Coop begrüsst, dass in Sachen Geschäftsmieten während des Corona-Lockdowns Klarheit 

geschaffen wird. 

- Weitervermieter dürfen die finanzielle Last bei Generalmieten nicht alleine zu tragen haben; 

dies widerspricht dem Willen des Parlaments. 

- Bei Generalmietverträgen, die verschiedene Geschäftsräume umfassen, muss daher ein Split-

ting der Gesamtmiete auf die einzelnen Geschäftsräume im Gesetz verankert werden. 

 
 
 
Weitervermieter dürfen Last bei Generalmieten nicht alleine zu tragen haben 
Der Wille des Parlaments als Gesetzgeber ist klar: Auch die Eigentümer von Immobilien sollen 
für einen Teil der Lockdown-bedingten, unverschuldeten finanziellen Einbussen von Ge-
schäftsinhabern aufkommen. Coop hat sämtlichen Mietern, die von der Schliessung betroffen 
waren, ein faires Angebot unterbreitet, welches auch von vielen Mietern angenommen wurde. 
Auch mit Untermietern von Objekten, wo Coop selbst Generalmieterin ist, wurden diese Ver-
einbarungen eingegangen.  
Wo Coop als Generalmieterin keine Vereinbarung abschliessen konnte, werden die Mieter ge-
stützt auf die 60/40-Regelung des neuen Gesetzes eine Reduktion des Mietzinses durchset-
zen können, obwohl Coop nicht Eigentümerin des Mietobjektes ist. Damit entsteht eine im Ge-
setz in der jetzigen Form nicht vorgesehene Konstellation. Wenn die Eigentümer bzw. 
Generalvermieter dem Generalmieter nicht entgegenkommen, widerspricht dies dem bereits 
erwähnten Willen des Parlaments, dass sich bis 15'000 Franken Miete auch der Eigentümer 
an den finanziellen Einbussen der Ladenbesitzer zu beteiligen hat. Die Lösung für diesen 
Sachverhalt ist folgende: Bei Generalmietverträgen mit verschiedenen Geschäften wird jedem 
Geschäft ein Mietbetrag zugewiesen. Der Generalmieter muss dann die Möglichkeit haben, 
bei jenen Geschäftsflächen, die von der 60/40-Regelung betroffen sind, die Mietzinsausfälle 
beim Eigentümer als Abzug geltend zu machen, wenn der ausgewiesene Miet-Anteil kleiner 
als 15'000 Franken ist. 
 
 
Antrag: Generalmietverträge, die verschiedene Geschäftsräume umfassen 

Weitervermieter müssen auch bei Generalmieten von über 15'000 CHF von den Eigen-
tümern abgegolten werden – wenn sich der Mietwert einzelner Geschäftsräume auf un-
ter 15'000 CHF beläuft. Es muss daher ein Splitting der Gesamtmiete auf die einzelnen 
Geschäftsräume im Gesetz verankert werden. Nur so kann dem Willen des Gesetzge-
bers Rechnung getragen werden. 
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Wir danken für die Kenntnisnahme und für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen. 

 
Freundliche Grüsse 
 
Coop 
 
 
 
  

 
 

Christian Coppey 

Mitglied der Geschäftsleitung 

Leiter Direktion Immobilien 

Damian Misteli 
Projektleiter 

Wirtschaftspolitik 
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,NP# & ,@O# $ -OP# @

8] W_]] NOPSXSO\^ aO\NOX$ d_ aOVMROW JOS^Z_XU^ OSX \OMR^]U\gP^SQO\ :O\SMR^]OX^]MROSN `Y\d_VSOQOX RK^$ NK%

WS^ OSX @SO^`O\RgV^XS] `YW :OV^_XQ]LO\OSMR NO] :O]O^dO] K_]QOXYWWOX aS\N& 7SO HY\QKLO$ aYXKMR NK] 

:O]O^d LOS VK_POXNOX :O\SMR^]`O\PKR\OX \iMUaS\UOXN d_\ 4XaOXN_XQ UYWW^$ aS\N OSXO Q\Y]]O JKRV `YX 

:O\SMR^]PgVVOX K_]Vh]OX YNO\ LOQiX]^SQOX % ]^K^^ ]SO d_ `O\RSXNO\X& 7SO \iMUaS\UOXNO 4XaOXN_XQ aS\N NSO 

FOXNOXd d_W 4LaK\^OX `O\]^g\UOX$ ]^K^^ aSO N\SXQOXN Xh^SQ NOX ;KXNV_XQ]N\_MU _XN OX^]Z\OMROXNO 8SXS%

Q_XQOX d_ LOPh\NO\X&



,NP# & ,@O# %

6E4@ VORX^ OSXO DOQOV_XQ Pi\ @SO^`O\RgV^XS]]O WS^ @SO^dSX]OX daS]MROX (, ''' _XN )' ''' 9\KXUOX KL& 

7SO 7OPSXS^SYX OSXO] 5O\OSMR]$ SXXO\RKVL NO]]OX NSO @SO^`O\^\KQ]ZK\^OSOX OSX]OS^SQ K_P NSO 4XaOXN_XQ NO] 

:O]O^dO] `O\dSMR^OX UhXXOX$ O\]MROSX^ LOVSOLSQ _XN S]^ XSMR^ Z\KU^SUKLOV&

,NP# ' 5?OOEC@CKBCN 5GCP" LBCN 7?AFPTGKO

,IO J?OOEC@CKBCN 5GCP" LBCN 7?AFPTGKO GOP GK ,NP# ' ,@O# $ BCN -NQPPLJGCPTGKO @TS# BCN -NQPPLM"

?AFPTGKO TQ @CTCGAFKCK#

,NP# ' ,@O# % QKB ,@O# & OGKB TQ MNUTGOGCNCK#

,NP# ' ,@O# $

HY\ NO\ 5O]MRV_]]PK]]_XQ iLO\ NSO @Y^SYXOX )'&*+,( _XN )'&*+-' aK\ SX NO\ ZK\VKWOX^K\S]MROX 7S]U_]%

]SYX WOR\ROS^VSMR _XNSPPO\OXdSO\^ `YX NO\ k@SO^Ol Lda& NOW k@SO^dSX]l NSO DONO& EYPO\X NSO]O 5OQ\SPPO Z\g%

dS]O\ QOPK]]^ a_\NOX$ aK\ WOS]^OX] NO\ 5\_^^YWSO^dSX] QOWOSX^& 7SO] aK\ LOS]ZSOV]aOS]O LOS NO\ `YW E^gX%

NO\K^ Q_^QOROS]]OXOX @Y^SYX )'&*(-( NO\ I4>%ED NO\ 9KVV$ OLOX]Y LOSW 5O]MRV_]] NO] E^gXNO\K^O] 

`YW -& @KS )')' iLO\ NSO KLQOgXNO\^O @Y^SYX )'&*(+) NO\ I4>%AD&

,NP# ' ,@O# % QKB &

5OS NOX LO^\YPPOXOX @SO^`O\RgV^XS]]OX aS\N O] \OVK^S` `SOVO HO\^\gQO WS^ GW]K^dWSO^OX QOLOX& 4_MR HO\%

^\gQO WS^ QOWS]MR^OX A_^d_XQOX$ NSO `YX NO\ 6Y`SN%(0%CKXNOWSO _X^O\]MRSONVSMR LO^\YPPOX aK\OX$ ]SXN 

dKRV\OSMR& 5OSNO EKMR`O\RKV^O ai\NOX WS^ NO\ `Y\QO]MRVKQOXOX DOQOV_XQ _XQOXiQOXN _XN _XUVK\ KLQO%

NOMU^&

,NP# ( 2COAFQIBCPCN 5GCP" LBCN 7?AFPTGKO 

=GN ICFKCK ,NP# ( ?@#

EgW^VSMRO LO^\YPPOXOX HO\WSO^O\ ai\NOX `YX :O]O^dO] aOQOX d_W HO\dSMR^ K_P -'! SR\O] 9Y\NO\_XQ]KX%

]Z\_MRO] K_P `O\^\KQVSMR `O\OSXLK\^O @SO^% YNO\ CKMR^dSX]O QOda_XQOX& 4XNO\O\]OS^] ai\NOX ]gW^VSMRO `YX 

NO\ HY\VKQO O\PK]]^OX @SO^O\ _XQOKMR^O^ NO\ ^K^]gMRVSMROX aS\^]MRKP^VSMROX 4_]aS\U_XQOX K_P SR\ GX^O\%

XORWOX SW QVOSMROX GWPKXQ OX^VK]^O^& 7SO]O CK_]MRKVSO\_XQ$ S]^ aONO\ XKMR`YVVdSORLK\ XYMR QO\OMR^&

HO\WSO^O\ Wi]]^OX$ _W QOWg]] 4\^SUOV . SX NOX :OX_]] `YX ;g\^OPKVV%:OVNO\ d_ UYWWOX$ SR\O AY^VKQO WS^ 

OSXO\ QKXdOX DOSRO `YX GX^O\VKQOX !k@SO^% YNO\ CKMR^`O\^\KQ$ >Y\\O]ZYXNOXd$ aOS^O\O 7YU_WOX^Ol" LO%

aOS]OX& 7SO] SXUV_]S`O NO\ 4_PVKQO$ NK]] NK] k5IB d_]g^dVSMRO 4XPY\NO\_XQOX Pi\ NK] HY\VSOQOX OSXO\ 

aS\^]MRKP^VSMROX AY^VKQOl PO]^VOQOX UKXX& EOS^OX] NO\ @SO^O\ ai\NO WS^^OV] OSXO] ]SWZVOX 4_P^OSV_XQ]%

]MRVi]]OV L\OS^ iLO\ OSXO HSOVdKRV `YX GX^O\XORWOX DOMR^ QO]Z\YMROX % YRXO NO\OX 5O^\YPPOXROS^ iLO\%

RK_Z^ XgRO\ d_ iLO\Z\iPOX& 7SO] S]^ XSMR^ KUdOZ^KLOV _XN aS\N PYVQVSMR KLQOVORX^&

,NP# ) 2COQKBFCGPOCGKNGAFPQKECK 

=GN ICFKCK ,NP# ) ?@#

8] S]^ XSMR^ dSOVPiR\OXN$ QOaS]]O GX^O\XORWOX$ aOVMRO kX_\l OSXO 8SX]MR\gXU_XQ NO] 5O^\SOL] O\PKR\OX 

RKLOX$ OLOXPKVV] `YW 5_XNO]QO]O^d Z\YPS^SO\OX d_ VK]]OX& @S^ NO\ 4XaOXN_XQ K_P ]gW^VSMRO :O]_XNROS^]%

OSX\SMR^_XQOX VK_^ 6BH<7%(0%HO\Y\NX_XQ ) aS\N OSXO\]OS^] OSXO _XQO\OMR^PO\^SQ^O CK_]MRKVSO\_XQ `Y\QO%

XYWWOX& 4XNO\O\]OS^] aO\NOX KXNO\O GX^O\XORWOX K_]QO]MRVY]]OX& 4_MR ;Y^OV] aK\OX LOS]ZSOVaOS]O 

SXNS\OU^ LO^\YPPOX _XN W_]]^OX SR\OX 5O^\SOL OSX]MR\gXUOX& 8LOX]Y ]SXN LOS DO]^K_\KX^]$ NSO ^OSVaOS]O SX 
5O^\SOL aK\OX$ NSO OPPOU^S`OX 8SXL_]]OX ]MRaSO\SQ d_ O\ROLOX& 8] PVh]]OX d_NOW fLO\L\iMU_XQ]% _XN ?S%

[_SNS^g^]RSVPOX$ NSO OLOXPKVV] ]^KK^VSMR K_]QO\SMR^O^ a_\NOX&



,NP# * 0KPOAFUBGEQKE @CG SGNPOAF?DPIGAFCK 6LPI?ECK

=GN ICFKCK ,NP# * ?@#

7SO >YXdOZ^SYX OSXO\ ;g\^OPKVV\OQOV_XQ Pi\ HO\WSO^O\ `O\WKQ NSO >\S^SUZ_XU^O KX NO\ QO]KW^OX HY\VKQO 

XSMR^ d_ LO]OS^SQOX& 7SO 4L]SMR^$ NSO WS^ -'! @SO^O\VK]] RYRO 5OVK]^_XQ `YX HO\WSO^O\X aO^^d_WKMROX 

_XN XKWOX^VSMR TOXO$ NSO WS^ >Y]^OXWSO^O K\LOS^OX$ d_ OX^VK]^OX$ S]^ XSMR^ XKMRRKV^SQ& 8SX ;g\^OPKVVPYXN]$ 

aOVMRO\ WS^ )' @SVVSYXOX 9\KXUOX QOg_PXO^ ai\NO$ `O\WKQ NSO d_ O\aK\^OXNOX 4_]PgVVO XSMR^ d_ NOMUOX& <W 

J_QO NO\ 6BH<7%(0 5OagV^SQ_XQ ai\NOX RSO\ d_NOW @S^^OV OSXQO]^OVV^$ aOVMRO NSO Pi\ NOX]OVLOX JaOMU 

LO\OS^QO]^OVV^OX _XN PVSO]]OXNOX ?S[_SNS^g^]RSVPOX kUYXU_\\OXdSO\OXl&

,NP# $$ 8CDCNCKBQJ QKB 3KHN?DPPNCPCK 

=GN ICFKCK ,NP# $$ ,@O# % ?@#

7SO :OV^_XQ]NK_O\ NO] :O]O^dO] S]^ K_P *(& 7OdOWLO\ )')' d_ LO]MR\gXUOX& 7SO SX 4\^& (( 4L]& ) `Y\QO%

]MRVKQOXO :OV^_XQ]NK_O\ LS] 8XNO 7OdOWLO\ )')) O\KMR^OX aS\ KV] d_ aOS^QOROXN& ESO `O\WS^^OV^$ NK]] 

VKXQaSO\SQO DOMR^]`O\PKR\OX SX >K_P QOXYWWOX aO\NOX& 9O\XO\ S]^ NK] `Y\VSOQOXNO :O]O^d kPi\ NSO 7K_O\ 

NO\ `YW 5_XN `O\Y\NXO^OX EMRVSO]]_XQl K_]QOVOQ^& <W WhQVSMROX 9KVVO OSXO] daOS^OX ?YMUNYaX] SX NOX 

=KR\OX )')( YNO\ )'))$ WS^ KXNO\] QOK\^O^OX HY\]MR\SP^OX _XN 4_]aS\U_XQOX$ Wi]]^O NSO ?KQO TONYMR 

d_XgMR]^ XO_ LO_\^OSV^ aO\NOX& 8] W_]] NO]RKVL K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX$ NK]] NO\ `Y\VSOQOXNO :O]O^dO]%

`Y\]MRVKQ K_^YWK^S]MR K_MR Pi\ OSXOX daOS^OX ?YMUNYaX :iV^SQUOS^ O\RSOV^O& 7SO] S]^ ObZVSdS^ SW :O]O^dO]%

^Ob^ PO]^d_RKV^OX&

3<# >QO?JJCKD?OOQKE

=ONO\ d_]g^dVSMRO ]^KK^VSMRO 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\RgV^XS]]O ]MRKPP^ XO_O GXQO\OMR^SQUOS%

^OX& ?KXQaSO\SQO :O\SMR^]`O\PKR\OX aO\NOX NKWS^ XSMR^ `O\RSXNO\^$ ]YXNO\X SX `SOVOX 9gVVOX aYRV ORO\ LO%

Ph\NO\^$ _&K& aOSV dKRV\OSMRO 8SXdOVPgVVO WS^ NOW HY\]MRVKQ XSMR^ QO\OQOV^ aO\NOX UhXX^OX&

@SO^`O\RgV^XS]]O ]SXN Z\S`K^\OMR^VSMRO HO\^\KQ]`O\RgV^XS]]O& @SO^`O\^\gQO ]SXN K_MR SX NSO]O\ >\S]OX]S^_K^SYX 

QiV^SQ _XN LSVNOX NSO 5K]S] Pi\ HO\RKXNV_XQOX NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOX$ _W SX NSO]O\ K_]]O\Y\NOX^VSMROX ?KQO 

PKS\O _XN Pi\ LOSNO EOS^OX KUdOZ^KLVO >YWZ\YWS]]O d_ PSXNOX& GXdgRVSQO ]YVMRO\ HO\OSXLK\_XQOX a_\NOX 

LO\OS^] KLQO]MRVY]]OX& 7SO]O\ NSO HO\^\KQ]K_^YXYWSO \O]ZOU^SO\OXNO IOQ RK^ C\SY\S^g^ _XN ]YVV XSMR^ ^Y\%

ZONSO\^ aO\NOX& 8SX ]^KK^VSMRO\ 8SXQ\SPP ]^OVV^ :O]Z\gMRO _XN HO\RKXNV_XQOX daS]MROX @SO^% _XN CKMR^ZK\%

^OSOX SX 9\KQO$ QOPgR\NO^ NSO]O _XN aS\N OSXO HSOVdKRV `YX Z\S`K^OX ?h]_XQOX `O\RSXNO\X&

8SX KVVPgVVSQO\ ]^KK^VSMRO\ 8SXQ\SPP SX OSX Z\S`K^\OMR^VSMRO] HO\^\KQ]`O\RgV^XS] W_]] `O\RgV^XS]Wg]]SQ _XN K_P 
TOXO @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ LO]MR\gXU^ ]OSX$ aOVMRO d_\ fLO\L\iMU_XQ NO\ U\S]OXLONSXQ^OX 4_]PgVVO KW 

ORO]^OX K_P GX^O\]^i^d_XQ KXQOaSO]OX ]SXN& 8] ]SXN NSO] NSO UVOSXO\OX GX^O\XORWOX& 7SO `Y\QO]MRVKQOXO 

?h]_XQ S]^ `Y\ NSO]OW ;SX^O\Q\_XN _X`O\RgV^XS]Wg]]SQ$ _XK_]QOaYQOX _XN LSO^O^ XSMR^ \OMR^dOS^SQ NSO LO%

Xh^SQ^O DOMR^]]SMRO\ROS^&

7O\ HY\OX^a_\P Vg]]^ NSO _X^O\]MRSONVSMROX aS\^]MRKP^VSMROX 4_]aS\U_XQOX NO\ `Y\iLO\QOROXNOX :O%

]MRgP^]]MRVSO]]_XQOX K_P NSO `O\]MRSONOXOX 5O^\SOLO K_]]O\ 4MR^ _XN aS\P^ ]MRaSO\SQO 4LQ\OXd_XQ]P\KQOX 

K_P&



7K] N_\MR NOX 5_XN SX 4_P^\KQ QOQOLOXO @YXS^Y\SXQ VSOQ^ XYMR VKXQO XSMR^ `Y\ _XN UKXX ]YWS^ XSMR^ KV] 

Xh^SQO 7K^OXQ\_XNVKQO d_\ >YXdOZ^SYX NO\ GW]O^d_XQ `O\aOXNO^ aO\NOX& 5O\OS^] `Y\VSOQOXNO 8\ROL_XQOX 

NO\ <WWYLSVSOXL\KXMRO O\agRX^ NO\ 5_XNO]\K^ SW 5O\SMR^ d_\ HO\XORWVK]]_XQ LONK_O\VSMRO\aOS]O XSMR^&

7SO 8\ROL_XQOX NO\ 5\KXMRO _XN ]ZOdSPS]MR NO] HO\LKXN] <WWYLSVSOX EMRaOSd !H<E" dOSQ^OX LO\OS^] 8XNO 

@KS1 <X daOS 7\S^^OVX KVVO\ :O]MRgP^]WSO^`O\RgV^XS]]O NO\ @S^QVSONO\ NO] H<E a_\NOX LO\OS^] ZK\^XO\]MRKP^VS%

MRO ?h]_XQOX daS]MROX @SO^O\X _XN HO\WSO^O\X QOP_XNOX&

7SO SX NS`O\]OX >KX^YXOX QO^\YPPOXOX ?h]_XQOX ]^OROX SW ISNO\]Z\_MR d_ OSXO\ 5_XNO]Vh]_XQ&

9i\ NOX KVVPgVVSQOX 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\RgV^XS]]O RK^ NO\ 5_XN UOSXO ^K_QVSMRO HO\PK]%

]_XQ]Q\_XNVKQO& 4\^& ('' 5H QOXiQ^ K_] _X]O\O\ ESMR^ XSMR^ KV] :\_XNVKQO Pi\ NSO ]^KK^VSMROX 8SXQ\SPPO&

EMRVSO]]VSMR S]^ NSO \iMUaS\UOXNO <XU\KP^]O^d_XQ NO] :O]O^dO] K_] \OMR^VSMRO\ ESMR^ g_]]O\]^ LONOXUVSMR 

_XN UK_W RKV^LK\&

=GN ICFKCK BCK RLNIGCECKBCK 0KPSQND BCO -QKBCOECOCPTCO ?@#

0N GOP KGAFP TGCIDWFNCKB! @CFGKBCNP MNGR?PNCAFPIGAFC 4VOQKECK QKB OPCIIP CGKC QKRCNFUIPKGOJUOOGEC 

-CK?AFPCGIGEQKE BCN 3JJL@GIGCKCGECKPWJCN QKB <CNJGCPCN B?N#

IS\ LONKXUOX _X] Pi\ NSO aYRVaYVVOXNO C\iP_XQ _X]O\O\ >YWWOX^K\O _XN 4XVSOQOX _XN ]^OROX Pi\ KVVPgV%

VSQO DiMUP\KQOX YNO\ OSXO `O\^SOP^O 8\h\^O\_XQ _X]O\O\ E^OVV_XQXKRWO QO\XO d_\ HO\PiQ_XQ&

9\O_XNVSMRO :\i]]O

,8 4EE8F @4A4:8@8AF !EMRaOSd" 4:

DKcWYXN Di^^SWKXX 

?OS^O\ DOKV 8]^K^O EMRaOSd ?OS^O\ DOKV 8]^K^O 4]]O^ @KXKQOWOX^
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<CNKCFJI?OOQKEO?KPSLNP TQJ .QKBCOECOCPT X@CN BCK 6GCP" QKB BCK 8?AFPTGKO SVFNCKB 

.CPNGC@OOAFIGCOOQKECK QKB 1GKOAFNVKHQKECK TQN .CHVJMDQKE BCO /LNLK?RGNQO /LRGB"%, 

!/LRGB"%,"3COAFVDPOJGCPCECOCPT 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ 6aZPQ_^M` DM^YQXUZ 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ G_OTU^^QZ 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ 5XbM^Qe 

FQT^ SQQT^`Q 8MYQZ aZP <Q^^QZ

JU^ NQeUQTQZ aZ_ MaR PUQ MY (% >aXU )')' Q^hRRZQ`Q IQ^ZQTYXM__aZS eaY 6aZPQ_SQ_Q`e iNQ^ PQZ AUQ`$ 

aZP PQZ DMOT`eUZ_ cgT^QZP 6Q`^UQN__OTXUQ__aZSQZ aZP 9UZ_OT^gZWaZSQZ ea^ 6QWgY\RaZS PQ_ 

7[^[ZMbU^a_ 7[bUP$(0  7[bUP$(0$;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`e!%

:i^ PUQ ;QXQSQZTQU`# =TZQZ aZ_Q^Q D[_U`U[Z aZP aZ_Q^Q fNQ^XQSaZSQZ PM^XQSQZ ea WhZZQZ# YhOT`QZ cU^ 

aZ_ NQPMZWQZ% ;Q^ZQ ZQTYQZ cU^ MX_ =ZbQ_`YQZ` AMZMSQ^ aZP _[YU` PU^QW` 6Q`^[RRQZQ^ PUQ ;QXQSQZTQU` 

ea^ F`QXXaZSZMTYQ cM^ aZP aZ`Q^N^QU`QZ =TZQZ ZMOTR[XSQZP aZ_Q^Q 5ZXUQSQZ%

8UQ 7^QPU` FaU__Q :aZP_ 5;# MX_ :[ZP_XQU`aZS b[Z _UQNQZ =YY[NUXUQZR[ZP_ ^Q\^g_QZ`UQ^` YU` PUQ_QZ 

AMZPM`QZ ^aZP 7<: (.%+/ A^P% D[^`R[XU[bQ^YhSQZ UZ =YY[NUXUQZ%

8UQ 7^QPU` FaU__Q :aZP_ 5; QZSMSUQ^` _UOT _QU` 6QSUZZ PQ^ 7[^[ZM$?^U_Q Ri^ QUZ YM^W`SQ^QOT`Q_# RMU^Q_ 

aZP Ri^ <g^`QRgXXQ aZP NQ_[ZPQ^_ NQQUZ`^gOT`US`Q HZ`Q^ZQTYQZ _MOTSQ^QOT`Q_ aZP \^MW`UWMNXQ_ ?[ZeQ\` 

Ri^ NQ`^[RRQZQ ;Q_OTgR`_YUQ`bQ^TgX`ZU__Q aZP TM` NQ^QU`_ UZ QUZQ^ IUQXeMTX b[Z :gXXQZ \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ 

@h_aZSQZ YU` _QUZQZ AUQ`Q^Z SQ`^[RRQZ% 8M_ MaRS^aZP PQ^ 6Q_OTXi__Q PQ_ BM`U[ZMX^M`Q_ b[Y +% >aZU 

)')' aZP PQ_ F`gZPQ^M`Q_ b[Y /% >aZU )')' Ma_SQM^NQU`Q`Q k6aZPQ_SQ_Q`e iNQ^ PQZ AUQ`$ aZP PQZ 

DMOT`eUZ_ cgT^QZP 6Q`^UQN__OTXUQ__aZSQZ aZP 9UZ_OT^gZWaZSQZ ea^ 6QWgY\RaZS PQ_ 7[^[ZMbU^a_ 

 7[bUP$(0! cUPQ^_\^UOT` aZ_Q^Q_ 9^MOT`QZ_ ZUOT` Za^ PQZ MZbU_UQ^`QZ LUQXQZ# _[ZPQ^Z bQ^TUZPQ^` UZ 

aZegTXUSQZ :gXXQZ Si`XUOTQ aZP \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ 9UZUSaZSQZ PQ^ NQ`^[RRQZQZ AUQ`\M^`QUQZ%

8QZ b[^XUQSQZPQZ 9Z`ca^R PQ_ k7[bUP$(0$;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`eQ_l Yi__QZ cU^ PMTQ^ MNXQTZQZ%



FQU`Q )&/

4# -IIECJCGKC .CJCNHQKECK

0GC /NCBGP :QGOOC 2QKBO -3 ICFKP BCK <LNCKPSQND TQJ .QKBCOECOCPT ?@#

JU^ Q^MOT`QZ PQZ b[^XUQSQZPQZ ;Q_Q`eQ_QZ`ca^R MX_ aZbQ^TgX`ZU_Yg__US aZP cQZUS eUQXRiT^QZP# PM Q^ 

b[XW_cU^`_OTMR`XUOTQZ FOTMPQZ bQ^a^_MOTQZ# ea_g`eXUOTQ EQOT`_aZ_UOTQ^TQU` _OTMRRQZ aZP QUZ cUXXWi^XUOT 

W[ZeU\UQ^`Q_ 9Z`QUSZaZS_W[ZeQ\` SQ_Q`eXUOT bQ^MZWQ^Z ci^PQ# cQXOTQ_ Ma__OTXUQ__XUOT PUQ IQ^YUQ`Q^ `^gRQ% 

8M_ ;Q_Q`e ci^PQ eaPQY UZ bUQXQZ :gXXQZ Si`XUOTQ aZP \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ 9UZUSaZSQZ bQ^TUZPQ^Z aZP ea 

QUZQ^ QWXM`MZ`QZ HZSXQUOTNQTMZPXaZS b[Z IQ^YUQ`Q^Z aZP AUQ`Q^Z RiT^QZ%

5a_ PQY UZ 5^`UWQX , PQ^ 6aZPQ_bQ^RM__aZS  6I! bQ^MZWQ^`QZ EQOT`__`MM`_\^UZeU\ cU^P aZ`Q^ MZPQ^QY PM_ 

;QN[` PQ^ EQOT`__UOTQ^TQU` MNSQXQU`Q`% D^UbM`Q _[XXQZ _UOT PQYZMOT NQU UT^QY <MZPQXZ MaR PM_ SQX`QZPQ 

EQOT` bQ^XM__QZ WhZZQZ% AU` PQY ^iOWcU^WQZP UZ ?^MR` SQ_Q`e`QZ k7[bUP$(0$;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`el 

ci^PQ QUZQ PUQ IQ^YUQ`Q^_QU`Q NQXM_`QZPQ# QOT`Q EiOWcU^WaZS RQ_`SQXQS` aZP PMYU` PM_ ;QN[` PQ^ 

EQOT`__UOTQ^TQU` bQ^XQ`e`%

8UQ 6aZPQ_bQ^RM__aZS SM^MZ`UQ^` eaPQY UZ 5^`UWQX )- PM_ 9USQZ`aY aZP UZ 5^`UWQX ). PUQ 

JU^`_OTMR`_R^QUTQU`% AU` PQY k7[bUP$(0$;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`el ci^PQZ PUQ_Q NQUPQZ bQ^RM__aZS_^QOT`XUOT 

SQcgT^XQU_`Q`QZ ;^aZP^QOT`Q UZ :^MSQ SQ_`QXX`%

8M_ b[^SQ_OTXMSQZQ 6aZPQ_SQ_Q`e U_` RQ^ZQ^ ZUOT` bQ^TgX`ZU_Yg__US% 9_ ci^PQ ea QUZQ^ 

aZSQ^QOT`RQ^`US`QZ# SQZQ^QXXQZ FOTXQOT`Q^_`QXXaZS b[Z IQ^YUQ`Q^Z RiT^QZ aZP Tg``Q QUZQ cUXXWi^XUOTQ 

9Z`XM_`aZS b[Z AUQ`Q^Z ea^ :[XSQ# [TZQ PQ^QZ cU^`_OTMR`XUOTQ 6Q`^[RRQZTQU` ea NQ^iOW_UOT`USQZ%

8UQ FOTcQUe cg^Q PM_ QUZeUSQ @MZP# cQXOTQ_ PQ^M^` cUXXWi^XUOT UZ PM_ IQ^`^MS_^QOT` QUZS^URRQ% =Y cUOT`USQZ 

UZ`Q^ZM`U[ZMXQZ F`MZP[^`cQ``NQcQ^N aY =ZbQ_`U`U[ZQZ aZP =ZbQ_`[^QZ ci^PQ PUQ_ ea QUZQY ^QXM`UbQZ 

JQ``NQcQ^N_ZMOT`QUX RiT^QZ# cM_ ea bQ^YQUPQZ U_`%

8UQ MaR YUZPQ_`QZ_ QUZQ TMXNQ AUXXUM^PQ :^MZWQZ SQ_OTg`e`Q RUZMZeUQXXQ @M_` ci^PQ cQU`SQTQZP PQZ 

IQ^YUQ`Q^Z MaRSQNi^PQ`# aZMNTgZSUS b[Z UT^Q^ RUZMZeUQXXQZ FU`aM`U[Z%

8UQ 5ZeMTX PQ^ NQ`^[RRQZQZ ;Q_OTgR`_YUQ`Q^UZZQZ aZP $YUQ`Q^# Ri^ cQXOTQ Z[OT WQUZQ \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQZ 

@h_aZSQZ b[^XUQSQZ# U_` PQ^eQU` bhXXUS aZWXM^% 8UQ IQ^cMX`aZS cUXX _UOT MaR QUZ QUSQZQ_ A[ZU`[^UZS _`i`eQZ% 

8UQ_Q_ cU^P VQP[OT ZUOT` b[^ CW`[NQ^ )')' b[^XUQSQZ2 PUQ 9^SQNZU__Q cQ^PQZ PMTQ^ Ri^ PUQ 6[`_OTMR` MZ 

PM_ DM^XMYQZ` bQ^Ya`XUOT Z[OT ZUOT` ea^ IQ^RiSaZS _`QTQZ% 8MYU` NXQUN` PM_ YU` PQY ;Q_Q`eQ_QZ`ca^R 

b[^SQ_OTXMSQZQ ?[ZeQ\` QUZ cQU`SQTQZP MaR FOTg`eaZSQZ aZP 5ZZMTYQZ NM_UQ^QZPQ_ ?[Z_`^aW`% 8M_ U_` 

aZ_Q^Q_ 9^MOT`QZ_ ZUOT` MWeQ\`MNQX%



FQU`Q *&/

8Q^ 6aZPQ_^M` TgX` UY Q^Xga`Q^ZPQZ 6Q^UOT` MaR FQU`Q - ea`^QRRQZP RQ_`# PM__ PUQ FOTXUQ__aZS aZP PUQ 

9UZ_OT^gZWaZS QUZQ_ 6Q`^UQN_ MaRS^aZP b[Z NQTh^PXUOTQZ AM__ZMTYQZ UZR[XSQ PQ^ 7CI=8$(0$DMZPQYUQ 

ZUOT` UY IQ^MZ`c[^`aZS_NQ^QUOT PQ^ IQ^YUQ`Q^UZZQZ aZP IQ^YUQ`Q^ XUQSQZ% Ji^PQ QUZQY GQUX PQ^ 

AUQ`Q^UZZQZ aZP AUQ`Q^ ^iOWcU^WQZP \Q^ 2(.% Ag^e )')' QUZ SQ_Q`eXUOTQ^ 5Z_\^aOT MaR 

AUQ`eUZ_TQ^MN_Q`eaZS QUZSQ^gaY`# ci^PQ PUQ_ QUZQ ^QOT`XUOTQ ;^aZPXMSQ _OTMRRQZ# MaR PUQ _UOT UZ PQ^ 

D^MdU_ MaOT AUQ`Q^UZZQZ aZP AUQ`Q^ NQ^aRQZ cQ^PQZ# PUQ b[Z PQ^ b[^SQ_QTQZQZ EQSQXaZS MaRS^aZP PQ^ 

AUQ`eUZ_ThTQ  iNQ^ 7<: (, ''' Nec% 7<: )' '''! MZ _UOT ZUOT` \^[RU`UQ^QZ WhZZ`QZ%

44# <CND?OOQKEOENQKBI?EC

;QYg__ 5^`UWQX ('0 6I [NXUQS` PQY 6aZP UY AUQ`cQ_QZ Ma__OTXUQ__XUOT PUQ ?[Y\Q`QZe# I[^_OT^UR`QZ 

SQSQZ AU__N^gaOTQ _[cUQ iNQ^ PUQ 5XXSQYQUZbQ^NUZPXUOTQ^WXg^aZS b[Z EMTYQZYUQ`bQ^`^gSQZ ea Q^XM__QZ% 

8Q^ b[Y b[^SQ_OTXMSQZQZ k7[bUP$(0$;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`el NQ`^[RRQZQ ;QSQZ_`MZP SQTh^` ZMOT aZ_Q^Q^ 

9UZ_OTg`eaZS WXM^ ZUOT` PMea%

8Q^ IQ^_aOT# PM_ b[^SQ_OTXMSQZQ ;Q_Q`e MaR 5^`UWQX ('' 6I MNea_`i`eQZ# iNQ^eQaS` eaPQY ZUOT`# PM 

SQYg__ PUQ_Q^ IQ^RM__aZS_NQ_`UYYaZS ea^ ?[ZVaZW`a^\[XU`UW a%M% PUQ ;^aZP_g`eQ PQ^ JU^`_OTMR`_R^QUTQU`# 

PQ^ JQ``NQcQ^N_ZQa`^MXU`g` aZP PQ^ ;XQUOTNQTMZPXaZS b[Z ?[ZWa^^QZ`QZ SQcgT^XQU_`Q` _QUZ Yi__`QZ% 

8UQ_Q I[^Ma__Q`eaZSQZ _UZP NQU PUQ_Q^ I[^XMSQ WXM^ ZUOT` Q^RiXX`% 8UQ 9UZ_OTg`eaZS PQ_ 6aZPQ_^M`Q_# 

c[ZMOT QUZ 5N_`QXXQZ MaR 5^`% ('' 6I kbQ^`^Q`NMZ3 _QU# `QUXQZ cU^ R[XSXUOT ZUOT`%

444# :PCIIQKEK?FJC TQ CGKTCIKCK .COPGJJQKECK 

-NP# & 3CIPQKEO@CNCGAF

=GN ICFKCK -NP# & GK BCN RLNIGCECKBCK 2LNJ ?@#

8UQ EQSQXaZS _[XX W[^^USUQ^` cQ^PQZ# aY ZUOT` Ri^ PM_ QUZeQXZQ AUQ`[NVQW`# _[ZPQ^Z Ri^ PQZ AUQ`bQ^`^MS ea 

SQX`QZ% Ba^ _[ WMZZ Ma_SQ_OTX[__QZ cQ^PQZ# PM__ Ri^ QUZQ IUQXeMTX b[Z AUQ`[NVQW`QZ UZ QUZQ^ [PQ^ 

YQT^Q^QZ @UQSQZ_OTMR`QZ VQ QUZ 9^XM__ NQMZ`^MS` aZP PUQ CNQ^S^QZeQ b[Z 7<: )' ''' YQT^RMOT 

iNQ^_OT^U``QZ ci^PQ%



FQU`Q +&/

=Z PQZ 9^Xga`Q^aZSQZ cU^P Ma_SQRiT^`# PM__ kYU` PQY <UZcQU_ MaR ;Q_OTgR`_^gaYQl bQ^PQa`XUOT` cU^P# 

kPM__ PQ^ A[ZM`_eUZ_ \^[ AUQ`$ [PQ^ DMOT`[NVQW` aZP ZUOT` PM_ IQ^`^MS_b[XaYQZ SQYQUZ` U_`% JQ^PQZ UZ 

QUZQY QUZeQXZQZ IQ^`^MS YQT^Q^Q QUSQZ_`gZPUSQ AUQ`$ [PQ^ DMOT`_MOTQZ ea_MYYQZSQRM__`# _[ SUX` PM_ 

;Q_Q`e Ri^ VQPQ_ PUQ_Q^ CNVQW`Q# Ri^ PM_ QUZ AUQ`$ [PQ^ DMOT`eUZ_ b[Z ThOT_`QZ_ 7<: )' ''' SUX`# _QXN_` 

PMZZ# cQZZ PUQ Y[ZM`XUOTQ ;Q_MY`_aYYQ PM^iNQ^ XUQS`l% 8UQ_ U_` ea W[^^USUQ^QZ $ eaYMX PUQ_ PQY 

iNQ^SQ[^PZQ`QZ R[^YaXUQ^`QZ LUQX cUPQ^_\^UOT`1 k8UQ CNQ^S^QZeQ ca^PQ NQca__` QUZSQRiT^`# aY WXQUZQ aZP 

YU``XQ^Q HZ`Q^ZQTYQZ ea _OTi`eQZl%

5^`% ) U_` PQ_TMXN aYeaR[^YaXUQ^QZ1 k8UQ_Q_ ;Q_Q`e SUX` Ri^ AUQ`$ aZP DMOT`bQ^`^gSQ# ZMYQZ`XUOT PQ^ 

R[XSQZPQZ hRRQZ`XUOT eaSgZSXUOTQZ 9UZ^UOT`aZSQZ aZP 6Q`^UQNQ# _[RQ^Z PQ^ AUQ`$ [PQ^ PQ^ DMOT`eUZ_ Ri^ PUQ 

AUQ`$ [PQ^ PUQ DMOT`_MOTQ Y[ZM`XUOT YMdUYMX 7<: )' ''' NQ`^gS`l%

-NP# ' -QOK?FJCK RLJ 3CIPQKEO@CNCGAF

=GN ICFKCK -NP# ' GK BCN RLNIGCECKBCK 2LNJ ?@#

-NP# ' -@O# % .OP# ? ZUYY` NQ_`QTQZPQ 9UZUSaZSQZ ^UOT`USQ^cQU_Q b[Z PQ^ SQ_Q`eXUOTQZ EQSQXaZS Ma_% 

9_ U_` MNQ^ ZUOT` MWeQ\`MNQX# cQZZ QUZeUS AUQ`eUZ_^QPaW`U[ZQZ UT^Q ;iX`USWQU` NQTMX`QZ% 5aOT 9UZUSaZSQZ# 

cQXOTQ kNQU_\UQX_cQU_Q F`aZPaZS_$ [PQ^ EM`QZeMTXaZS_MN^QPQZl aYRM__QZ# _UZP SiX`USQ 5NYMOTaZSQZ 

aZP Yi__QZ b[Y ;QX`aZS_NQ^QUOT Ma_SQZ[YYQZ cQ^PQZ% 5aOT _[XOTQ IQ^QUZNM^aZSQZ _`QXXQZ kQUZQ 

Ma_P^iOWXUOTQ 9UZUSaZS PQ^ IQ^`^MS_\M^`QUQZl PM^%

-NP# ' -@O# % .OP# @

9_ Ya__ PQRUZUQ^` cQ^PQZ# ea cQXOTQY LQU`\aZW` QUZ ^QOT`_W^gR`USQ^ ;Q^UOT`_QZ`_OTQUP b[^eaXUQSQZ TM`# 

PMYU` QUZ AUQ`bQ^TgX`ZU_ b[Y ;QX`aZS_NQ^QUOT PQ_ ;Q_Q`eQ_ Ma_SQZ[YYQZ cU^P% 8UQ I[^SMNQ# c[ZMOT 

PM_ ;Q_Q`e NQU XMaRQZPQZ ;Q^UOT`_bQ^RMT^QZ ^iOWcU^WQZP ea^ 5ZcQZPaZS W[YY`# cU^P QUZQ S^[__Q LMTX 

b[Z ;Q^UOT`_RgXXQZ Ma_Xh_QZ [PQ^ NQSiZ_`USQZ $ _`M`` _UQ ea bQ^TUZPQ^Z% 8UQ ^iOWcU^WQZPQ 5ZcQZPaZS 

cU^P PUQ GQZPQZe eaY 5NcM^`QZ bQ^_`g^WQZ# _`M`` cUQ P^UZSQZP Zh`US PQZ <MZPXaZS_P^aOW aZP 

QZ`_\^QOTQZPQ 9UZUSaZSQZ ea NQRh^PQ^Z%

-NP# ' -@O# &

8UQ 7^QPU` FaU__Q :aZP_ 5; XQTZ` QUZQ EQSQXaZS Ri^ AUQ`bQ^TgX`ZU__Q YU` AUQ`eUZ_QZ ecU_OTQZ 7<: 

(, ''' aZP 7<: )' ''' MN% 8UQ 8QRUZU`U[Z QUZQ_ 6Q^QUOT_# UZZQ^TMXN PQ__QZ PUQ AUQ`bQ^`^MS_\M^`QUQZ 

QUZ_QU`US MaR PUQ 5ZcQZPaZS PQ_ ;Q_Q`eQ_ bQ^eUOT`QZ WhZZQZ# Q^_OTQUZ` NQXUQNUS aZP U_` cUXXWi^XUOT _[cUQ 

ZUOT` \^MW`UWMNQX%



FQU`Q ,&/

-NP# ( 6?OOEC@CKBCN 6GCP" LBCN 8?AFPTGKO

-IO J?OOEC@CKBCN 6GCP" LBCN 8?AFPTGKO GOP GK -NP# ( -@O# % BCN .NQPPLJGCPTGKO @TS# BCN 

.NQPPLM?AFPTGKO TQ @CTCGAFKCK#

-NP# ( -@O# & QKB -@O# ' OGKB MNVTGOCN TQ DLNJQIGCNCK#

-NP# ( -@O# %

I[^ PQ^ 6Q_OTXa__RM__aZS iNQ^ PUQ A[`U[ZQZ )'%*+,( aZP )'%*+-' cM^ UZ PQ^ \M^XMYQZ`M^U_OTQZ 

8U_Wa__U[Z YQT^TQU`XUOT aZPURRQ^QZeUQ^` b[Z PQ^ kAUQ`Ql Nec% PQY kAUQ`eUZ_l PUQ EQPQ% F[RQ^Z PUQ_Q 

6QS^URRQ \^geU_Q^ SQRM__` ca^PQZ# cM^ YQU_`QZ_ PQ^ 6^a``[YUQ`eUZ_ SQYQUZ`% 8UQ_ cM^ NQU_\UQX_cQU_Q NQU 

PQ^ b[Y F`gZPQ^M` Sa`SQTQU__QZQZ A[`U[Z )'%*(-( PQ^ J5?$FE PQ^ :MXX# QNQZ_[ NQUY 6Q_OTXa__ PQ_ 

F`gZPQ^M`Q_ b[Y -% AMU )')' iNQ^ PUQ MNSQgZPQ^`Q A[`U[Z )'%*(+) PQ^ J5?$BE%

-NP# ( -@O# & QKB '

6QU PQZ NQ`^[RRQZQZ AUQ`bQ^TgX`ZU__QZ cU^P Q_ ^QXM`Ub bUQXQ IQ^`^gSQ YU` HY_M`eYUQ`QZ SQNQZ% 5aOT 

IQ^`^gSQ YU` SQYU_OT`QZ Ba`eaZSQZ# PUQ b[Z PQ^ 7[bUP$(0$DMZPQYUQ aZ`Q^_OTUQPXUOT NQ`^[RRQZ cM^QZ# 

_UZP eMTX^QUOT% 6QUPQ FMOTbQ^TMX`Q ci^PQZ YU` PQ^ b[^SQ_OTXMSQZQZ EQSQXaZS aZSQZiSQZP aZP aZWXM^ 

MNSQPQOW`%

-NP# ) 3COAFQIBCPCN 6GCP" LBCN 8?AFPTGKO

=GN ICFKCK -NP# ) ?@#

FgY`XUOTQ NQ`^[RRQZQZ IQ^YUQ`Q^ ci^PQZ b[Z ;Q_Q`eQ_ cQSQZ eaY IQ^eUOT` MaR -'! UT^Q_ 

:[^PQ^aZS_MZ_\^aOTQ_ MaR bQ^`^MSXUOT bQ^QUZNM^`Q AUQ`$ [PQ^ DMOT`eUZ_Q SQecaZSQZ% 5ZPQ^Q^_QU`_ 

ci^PQZ _gY`XUOTQ b[Z PQ^ I[^XMSQ Q^RM__`QZ AUQ`Q^ aZSQMOT`Q` PQ^ `M`_gOTXUOTQZ cU^`_OTMR`XUOTQZ 

5a_cU^WaZSQZ MaR UT^ HZ`Q^ZQTYQZ UY SXQUOTQZ HYRMZS QZ`XM_`Q`% 8UQ_Q DMa_OTMXUQ^aZS YMS QUZRMOT 

_QUZ# U_` MNQ^ cUXXWi^XUOT# aZMa_SQc[SQZ aZP aZSQ^QOT`%

IQ^YUQ`Q^ Yi__`QZ# aY SQYg__ 5^`UWQX . UZ PQZ ;QZa__ b[Z <g^`QRMXX$;QXPQ^ ea W[YYQZ# UT^Q B[`XMSQ 

YU` QUZQ^ SMZeQZ EQUTQ b[Z HZ`Q^XMSQZ#  kAUQ`$ [PQ^ DMOT`bQ^`^MS# ?[^^Q_\[ZPQZe# cQU`Q^Q 8[WaYQZ`Ql! 

NQcQU_QZ% 8UQ_ UZWXa_UbQ PQ^ 5aRXMSQ# PM__ PM_ k6JC ea_g`eXUOTQ 5ZR[^PQ^aZSQZ Ri^ PM_ I[^XUQSQZ QUZQ^ 

cU^`_OTMR`XUOTQZ B[`XMSQl RQ_`XQSQZ WMZZ% FQU`QZ_ PQ^ AUQ`Q^ ci^PQ YU``QX_ QUZQ_ _UY\XQZ 

5aR`QUXaZS__OTXi__QX N^QU` iNQ^ QUZQ IUQXeMTX b[Z HZ`Q^ZQTYQZ EQOT` SQ_\^[OTQZ $ [TZQ PQ^QZ 

6Q`^[RRQZTQU` iNQ^TMa\` ZgTQ^ ea iNQ^\^iRQZ% 8UQ_ U_` ZUOT` MWeQ\`MNQX%



FQU`Q -&/

-NP# * 3COQKBFCGPOCGKNGAFPQKECK

=GN ICFKCK -NP# * ?@#

9_ U_` ZUOT` eUQXRiT^QZP# SQcU__Q HZ`Q^ZQTYQZ# cQXOTQ kZa^l QUZQ 9UZ_OT^gZWaZS PQ_ 6Q`^UQN_ Q^RMT^QZ 

TMNQZ# QNQZRMXX_ b[Y 6aZPQ_SQ_Q`e \^[RU`UQ^QZ ea XM__QZ% AU` PQ^ 5ZcQZPaZS MaR _gY`XUOTQ 

;Q_aZPTQU`_QUZ^UOT`aZSQZ XMa` 7CI=8$(0$IQ^[^PZaZS ) cU^P QUZQ^_QU`_ QUZQ aZSQ^QOT`RQ^`US`Q 

DMa_OTMXUQ^aZS b[^SQZ[YYQZ% 5ZPQ^Q^_QU`_ cQ^PQZ MZPQ^Q HZ`Q^ZQTYQZ Ma_SQ_OTX[__QZ% 5aOT <[`QX_ 

cM^QZ NQU_\UQXcQU_Q UZPU^QW` NQ`^[RRQZ aZP Ya__`QZ UT^QZ 6Q`^UQN QUZ_OT^gZWQZ% 9NQZ_[ _UZP NQU 

EQ_`Ma^MZ`_# PUQ `QUXcQU_Q UZ 6Q`^UQN cM^QZ# PUQ QRRQW`UbQZ 9UZNa__QZ _OTcUQ^US ea Q^TQNQZ% 9_ RXh__QZ 

eaPQY fNQ^N^iOWaZS_$ aZP @U]aUPU`g`_TUXRQZ# PUQ QNQZRMXX_ _`MM`XUOT Ma_SQ^UOT`Q` ca^PQZ%

-NP# + 1KPOAFVBGEQKE @CG SGNPOAF?DPIGAFCK 7LPI?ECK

=GN ICFKCK -NP# + ?@#

8UQ ?[ZeQ\`U[Z QUZQ^ <g^`QRMXX^QSQXaZS Ri^ IQ^YUQ`Q^ bQ^YMS PUQ HZMa_SQc[SQZTQU` PQ^ SQ_MY`QZ 

I[^XMSQ ZUOT` ea NQ_QU`USQZ% 8UQ 5N_UOT`# PUQ YU` -'! AUQ`Q^XM__ T[TQ 6QXM_`aZS b[Z IQ^YUQ`Q^Z 

cQ``eaYMOTQZ aZP ZMYQZ`XUOT VQZQ# PUQ YU` ?[_`QZYUQ`Q M^NQU`QZ# ea QZ`XM_`QZ# U_` ZUOT` ZMOTTMX`US% 9UZ 

<g^`QRMXXR[ZP_# cQXOTQ^ YU` 7<: )' AU[% SQgaRZQ` ci^PQ# bQ^YMS PUQ ea Q^cM^`QZPQZ 5a_RgXXQ ZUOT` ea 

PQOWQZ% =Y LaSQ PQ^ 7CI=8$(0 6QcgX`USaZS ci^PQZ TUQ^ eaPQY AU``QX QUZSQ_`QXX`# cQXOTQ PUQ Ri^ 

PQZ_QXNQZ LcQOW NQ^QU`SQ_`QXX`QZ aZP RXUQ__QZPQZ @U]aUPU`g`_TUXRQZ kW[ZWa^^QZeUQ^QZl%

-NP# %% 9CDCNCKBQJ QKB 4KHN?DPPNCPCK

=GN ICFKCK -NP# %% -@O# & ?@#

8UQ ;QX`aZS_PMaQ^ PQ_ ;Q_Q`eQ_ U_` MaR *(% 8QeQYNQ^ )')' ea NQ_OT^gZWQZ% 8UQ UZ 5^`% (( 5N_% ) 

b[^SQ_OTXMSQZQ ;QX`aZS_PMaQ^ NU_ 9ZPQ 8QeQYNQ^ )')) Q^MOT`QZ cU^ MX_ ea cQU`SQTQZP% FUQ bQ^YU``QX`# 

PM__ XMZScUQ^USQ EQOT`_bQ^RMT^QZ UZ ?MaR SQZ[YYQZ cQ^PQZ% :Q^ZQ^ U_` PM_ b[^XUQSQZPQ ;Q_Q`e kRi^ PUQ 

8MaQ^ PQ^ b[Y 6aZP bQ^[^PZQ`QZ FOTXUQ__aZSl Ma_SQXQS`% =Y YhSXUOTQZ :MXXQ QUZQ_ ecQU`QZ @[OWP[cZ_ 

UZ PQZ >MT^QZ )')( [PQ^ )'))# YU` MZPQ^_ SQM^`Q`QZ I[^_OT^UR`QZ aZP 5a_cU^WaZSQZ# Yi__`Q PUQ @MSQ 

VQP[OT eaZgOT_` ZQa NQa^`QUX` cQ^PQZ% 9_ Ya__ PQ_TMXN Ma_SQ_OTX[__QZ cQ^PQZ# PM__ PQ^ b[^XUQSQZPQ 

;Q_Q`eQ_b[^_OTXMS Ma`[YM`U_OT MaOT Ri^ QUZQZ ecQU`QZ @[OWP[cZ ;iX`USWQU` Q^TUQX`Q% 8UQ_ U_` Qd\XUeU` 

RQ_`ea TMX`QZ%



FQU`Q .&/

4<# >QO?JJCKD?OOQKE

>QPQ^ ea_g`eXUOTQ _`MM`XUOTQ 9UZS^URR UZ PUQ \^UbM`^QOT`XUOTQZ AUQ`bQ^TgX`ZU__Q _OTMRR` ZQaQ 

HZSQ^QOT`USWQU`QZ% @MZScUQ^USQ ;Q^UOT`_bQ^RMT^QZ cQ^PQZ PMYU` ZUOT` bQ^TUZPQ^`# _[ZPQ^Z UZ bUQXQZ :gXXQZ 

c[TX QTQ^ NQRh^PQ^`# a%M% cQUX eMTX^QUOTQ 9UZeQXRgXXQ YU` PQY I[^_OTXMS ZUOT` SQ^QSQX` cQ^PQZ WhZZ`QZ%

AUQ`bQ^TgX`ZU__Q _UZP \^UbM`^QOT`XUOTQ IQ^`^MS_bQ^TgX`ZU__Q% AUQ`bQ^`^gSQ _UZP MaOT UZ PUQ_Q^ 

?^U_QZ_U`aM`U[Z SiX`US aZP NUXPQZ PUQ 6M_U_ Ri^ IQ^TMZPXaZSQZ PQ^ IQ^`^MS_\M^`QUQZ# aY UZ PUQ_Q^ 

Ma__Q^[^PQZ`XUOTQZ @MSQ RMU^Q aZP Ri^ NQUPQ FQU`QZ MWeQ\`MNXQ ?[Y\^[YU__Q ea RUZPQZ% HZegTXUSQ _[XOTQ^ 

IQ^QUZNM^aZSQZ ca^PQZ NQ^QU`_ MNSQ_OTX[__QZ% 8UQ_Q^ PUQ IQ^`^MS_Ma`[Z[YUQ ^Q_\QW`UQ^QZPQ JQS TM` 

D^U[^U`g` aZP _[XX ZUOT` `[^\QPUQ^` cQ^PQZ% 9UZ _`MM`XUOTQ^ 9UZS^URR _`QXX` ;Q_\^gOTQ aZP IQ^TMZPXaZSQZ 

ecU_OTQZ AUQ`$ aZP DMOT`\M^`QUQZ UZ :^MSQ# SQRgT^PQ` PUQ_Q aZP cU^P QUZQ IUQXeMTX b[Z \^UbM`QZ @h_aZSQZ 

bQ^TUZPQ^Z%

9UZ MXXRgXXUSQ^ _`MM`XUOTQ^ 9UZS^URR UZ QUZ \^UbM`^QOT`XUOTQ_ IQ^`^MS_bQ^TgX`ZU_ Ya__ bQ^TgX`ZU_Yg__US aZP MaR 

VQZQ AUQ`Q^UZZQZ aZP AUQ`Q^ NQ_OT^gZW` _QUZ# cQXOTQ ea^ fNQ^N^iOWaZS PQ^ W^U_QZNQPUZS`QZ 5a_RgXXQ MY 

QTQ_`QZ MaR HZ`Q^_`i`eaZS MZSQcUQ_QZ _UZP% 9_ _UZP PUQ_ PUQ WXQUZQ^QZ HZ`Q^ZQTYQZ% 8UQ b[^SQ_OTXMSQZQ 

@h_aZS U_` aZbQ^TgX`ZU_Yg__US# aZMa_SQc[SQZ aZP NUQ`Q` ZUOT` ^QOT`eQU`US EQOT`__UOTQ^TQU`%

8Q^ I[^QZ`ca^R Xg__` PUQ aZ`Q^_OTUQPXUOTQZ cU^`_OTMR`XUOTQZ 5a_cU^WaZSQZ PQ^ b[^iNQ^SQTQZPQZ 

;Q_OTgR`__OTXUQ__aZSQZ MaR PUQ bQ^_OTUQPQZQZ 6Q`^UQNQ Ma__Q^ 5OT` aZP cU^R` _OTcUQ^USQ 

5NS^QZeaZS_R^MSQZ MaR%

8M_ Pa^OT PQZ 6aZP UZ 5aR`^MS SQSQNQZQ A[ZU`[^UZS XUQS` Z[OT XMZSQ ZUOT` b[^ aZP WMZZ _[YU` ZUOT` MX_ 

Zh`USQ 8M`QZS^aZPXMSQ ea^ ?[ZeQ\`U[Z PQ^ HY_Q`eaZS bQ^cQZPQ` cQ^PQZ% 6Q^QU`_ b[^XUQSQZPQ 

9^TQNaZSQZ PQ^ =YY[NUXUQZN^MZOTQ Q^cgTZ` PQ^ 6aZPQ_^M` UY 6Q^UOT` ea^ IQ^ZQTYXM__aZS 

NQPMaQ^XUOTQ^cQU_Q ZUOT`%

8UQ 9^TQNaZSQZ PQ^ 6^MZOTQ aZP _\QeURU_OT PQ_ IQ^NMZP_ =YY[NUXUQZ FOTcQUe  I=F! eQUS`QZ NQ^QU`_ 9ZPQ 

AMU1 =Z ecQU 8^U``QXZ MXXQ^ ;Q_OTgR`_YUQ`bQ^TgX`ZU__Q PQ^ AU`SXUQPQ^ PQ_ I=F ca^PQ NQ^QU`_ 

\M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ @h_aZSQZ ecU_OTQZ AUQ`Q^Z aZP IQ^YUQ`Q^Z SQRaZPQZ%



FQU`Q /&/

8UQ UZ PUbQ^_QZ ?MZ`[ZQZ SQ`^[RRQZQZ @h_aZSQZ _`QTQZ UY JUPQ^_\^aOT ea QUZQ^ 6aZPQ_Xh_aZS% :i^ PQZ 

MXXRgXXUSQZ 9UZS^URR UZ PUQ \^UbM`^QOT`XUOTQZ AUQ`bQ^TgX`ZU__Q TM` PQ^ 6aZP WQUZQ `MaSXUOTQ 

IQ^RM__aZS_S^aZPXMSQ% 5^`% ('' 6I SQZiS` Ma_ aZ_Q^Q^ FUOT` ZUOT` MX_ ;^aZPXMSQ Ri^ PUQ _`MM`XUOTQZ 

9UZS^URRQ%

FOTXa__QZPXUOT U_` PUQ ^iOWcU^WQZPQ =ZW^MR`_Q`eaZS PQ_ ;Q_Q`eQ_ Ma_ ^QOT`XUOTQ^ FUOT` ga__Q^_` NQPQZWXUOT 

aZP WMaY TMX`NM^%

=GN ICFKCK BCK RLNIGCECKBCK 1KPSQND BCO .QKBCOECOCPTCO ?@#

1N GOP KGAFP TGCGDXFNCKB! @CFGKBCNP MNGR?PNCAFPIGAFC 5WOQKECK QKB OPCIIP CGKC 

QKRCNFVIPKGOJVOOGEC .CK?AFPCGIGEQKE BCN 4JJL@GIGCKCGECKPXJCN QKB <CNJGCPCN B?N#

JU^ NQPMZWQZ aZ_ Ri^ PUQ c[TXc[XXQZPQ D^iRaZS aZ_Q^Q^ ?[YYQZ`M^Q aZP 5ZXUQSQZ aZP _`QTQZ Ri^ 

MXXRgXXUSQ EiOWR^MSQZ [PQ^ QUZQ bQ^`UQR`Q 9^h^`Q^aZS aZ_Q^Q^ F`QXXaZSZMTYQ SQ^ZQ ea^ IQ^RiSaZS%

:^QaZPXUOTQ ;^i__Q 

7^QPU` FaU__Q :aZP_ 5;

GT[YM_ FOTg^Q^

AMZMSUZS 8U^QO`[^
79C 7^QPU` FaU__Q :aZP_ 5;

GT[YM_ I[ZMQ_OT 

AMZMSUZS 8U^QO`[^
<QMP EQMX 9_`M`Q :aZP AMZMSQYQZ`



 

 

Bern, 3. August 2020 

 

Eingereicht an: 

recht@bwo.admin.ch 

 

 

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 

während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 

Coronavirus (Covid -19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, uns zum Bundesgesetz über die Miet- und 

Pachtzinse während des Lockdowns zu äussern. 

 

«Der Gewerbeverein» begrüsst grundsätzlich eine gesetzliche Regelung, die eine 

Reduktion der Geschäftsmieten für die Zeit der behördlich angeordneten Schliessung 

von Geschäftslokalitäten festlegt. Da offensichtlich grosse Unterschiede in der 

Handhabung allfälliger Mietzinserlasse (bis hin zu keinen Mietzins-Reduktionen) 

vorherrschten, unterstützt «Der Gewerbeverein» das nun im Entwurf vorliegende 

entsprechende Bundesgesetz und setzt sich für eine unbürokratische Umsetzung 

ein. 

 

Nicht alle Vermieter*innen sind grosse Firmen, die einen zweimaligen Mietausfall von 

60% der Geschäftsmieten verkraften können. «Der Gewerbeverein» verlangt daher 

ausdrücklich die unter 1.2.7. aufgeführte Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen 

ins Gesetz aufzunehmen und eine unkomplizierte und unbürokratische Abhandlung 

der entsprechenden Gesuche festzulegen. «Der Gewerbeverein» setzt sich weiterhin 

für Selbständigerwerbende ein, die durch die diversen Verordnungen des Bundes zur 

Eindämmung der Verbreitung des Corona-Virus, nicht, nicht mehr oder zu wenig 

entschädigt werden. Dies gilt auch für Private resp. Einzel- oder Kleinfirmen, die 

Geschäftslokalitäten vermieten.  

 



«Der Gewerbeverein – wir unternehmen» • Morillonstrasse 77 • 3007 Bern 

Ressort «Politik» • Pierre Dubler • 079 408 90 49 • pierre.dubler@dergewerbeverein.ch 

Das nun vorliegende Bundesgesetz basiert auf der Umsetzung eingereichter 

Motionen aus dem Parlament. Die verfassungsrechtliche Abstützung erscheint auf 

Grund der unter 5.1. aufgeführten Punkte als fragil. Der Gewerbeverein wird sich mit 

allen Beteiligten einsetzen, dass rasche Lösungen gefunden und allfällige Konkurse 

vorgebeugt werden können.  

 

 

Besten Dank für Ihre Kenntnisnahme. 

 

 

Pierre Dubler  

Ressort «Politik»  
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AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU ZVO 0VPGHTJHTHUZ ]EHS GHP ;LHU# VPG GHP =DFKUZLPT X[KSHPG 

0HUSLHETTFKNLHTTVPJHP VPG 3LPTFKS[PMVPJHP ZVS 0HM[ORIVPJ GHT 1QSQPDWLSVT 1QWLG#&- 

 1QWLG#&-#5HTFK[IUTOLHUHJHTHUZ!

CNQ[ PNNQ[]N[ 9N[[ 3^WMN\[J] AJ[VNURW 

CNQ[ PNNQ[]N[ 9N[[ D\LQR[[NW 

CNQ[ PNNQ[]N[ 9N[[ 2U_J[Nc 

CNQ[ PNNQ[]N 5JVNW ^WM 9N[[NW

5RN 7JVRURNW\]RO]^WP MN[ 8NK[gMN[ >NbN[ KNMJWT] \RLQ Og[ MRN 8NUNPNWQNR] c^[ C]NUU^WPWJQVN c^V 

FX[NW]`^[O MN\ XKPNWJWW]NW 3^WMN\PN\N]cN\ i4X_RM$'/$8N\LQeO]\VRN]NPN\N]cj%

5RN 7JVRURNW\]RO]^WP MN[ 8NK[gMN[ >NbN[ `NWMN] \RLQ VR] OXUPNWMNV 2WURNPNW JW CRN% 5J\ 

J^OP[^WM MN[ 3N\LQUg\\N MN\ ?J]RXWJU[J]N\ _XV *% ;^WR (&(& ^WM MN\ C]eWMN[J]N\ _XV .% ;^WR (&(& 

J^\PNJ[KNR]N]N i3^WMN\PN\N]c gKN[MNW >RN]$ ^WM MNW AJLQ]cRW\ `eQ[NWM 3N][RNK\\LQURN\\^WPNW 

^WM 6RW\LQ[eWT^WPNW c^[ 3NTeVYO^WP MN\ 4X[XWJ_R[^\ !4X_RM$'/" j `RMN[\Y[RLQ] MRN\NV HRNU WRLQ] 

W^[# \XWMN[W KNQRWMN[] RW ^WceQURPNW 7eUUNW Pg]URLQN ^WM YJ[]WN[\LQJO]URLQN 6RWRP^WPNW MN[ 

KN][XOONWNW >RN]YJ[]NRNW%

2HP WQSNLHJHPGHP 3PUXVSI GHT _1QWLG#&-#5HTFK[IUTOLHUHJHTHUZHT` NHKPHP XLS GDKHS GHZLGLHSU 

DE$

GR[ UNPNW :QWNW WJLQOXUPNWM ^W\N[N dKN[UNP^WPNW MJ[%

7$ /NNJHOHLPH 0HOHSMVPJHP

2LH 4DOLNLHPTULIUVPJ GHS 5HES]GHS ;HYHS NHKPU GHP AQSHPUXVSI ZVO 0VPGHTJHTHUZ DE$

5RN\N[ R\] VPWHSK[NUPLTO[TTLJ ^WM _N[OJ\\^WP\`RM[RP# N[ SLFKUHU WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP ?FKDGHP 

JW# \]J]] ?^]cNW c^ \]RO]NW1 \LQJOO] c^\e]cURLQN >HFKUTVPTLFKHSKHLU ^WM `g[MN NRW XLNNM]SNLFK 

TXWcRYRN[]N\ 6W]NRPW^WP\TXWcNY] PN\N]cURLQ _N[JWTN[W# `NULQN\ ^W_N[\]eWMURLQN[`NR\N 

J^\\LQURN\\URLQ MRN FN[VRN]N[ ][eON% 5J\ 8N\N]c WHSKLPGHSU RW _RNUNW 7eUUNW Pg]URLQN ^WM 

RDSUPHSTFKDIUNLFKH 3LPLJVPJHP ^WM N\ \LQJOO] NRWN HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP 

AHSOLHUHSP VPG ;LHUHSP$
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2^LQ MRN 5[RWPURLQN[TUe[^WP ^WM NRWN [gLT`R[TNWMN :WT[JO]\N]c^WP _N[VfPNW MRN DJ]\JLQN WRLQ] 

c^ TX[[RPRN[NW# MJ\\ NRWN =f\^WP ZV TR[U TXVV]%

2^\ MNV RW 2[]RTNU + MN[ 3^WMN\_N[OJ\\^WP !3F" _N[JWTN[]NW BNLQ]\\]JJ]\Y[RWcRY `R[M ^W]N[ 

JWMN[NV MJ\ 8NKX] MN[ BNLQ]\\RLQN[QNR] JKPNUNR]N]% A[R_J]N \XUUNW \RLQ KNR RQ[NV 9JWMNUW J^O MJ\ 

PNU]NWMN BNLQ] _N[UJ\\NW TfWWNW% >R] MNV [gLT`R[TNWM RW <[JO] PN\N]c]NW i4X_RM$'/$ 

8N\LQeO]\VRN]PN\N]cj `g[MN NRWN MRN FN[VRN]N[\NR]N KNUJ\]NWMN# NLQ]N BgLT`R[T^WP ON\]PNUNP] 

^WM MJVR] MJ\ 5HEQU GHS >HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUZU$

5RN 3^WMN\_N[OJ\\^WP PJ[JW]RN[] RW 2[]RTNU (, MJ\ 6RPNW]^V ^WM RW 2[]RTNU (- MRN GR[]\LQJO]\O[NR$

QNR]% >R] MNV i4X_RM$'/$8N\LQeO]\VRN]NPN\N]cj `g[MNW MRN\N KNRMNW WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHX[KSNHLTUHUHP 5SVPGSHFKUH WHSNHUZU$

5J\ _X[PN\LQUJPNWN 3^WMN\PN\N]c R\] PLFKU WHSK[NUPLTO[TTLJ$ 6\ `g[MN c^ NRWN[ ^WPN[NLQ]ON[$

]RP]NW# PNWN[NUUNW CLQUNLQ]N[\]NUU^WP _XW FN[VRN]N[W OgQ[NW ^WM Qe]]N NRWN `RUUTg[URLQN 

6W]UJ\]^WP _XW >RN]N[W c^[ 7XUPN# XQWN MN[NW `R[]\LQJO]URLQN 3N][XOONWQNR] c^ KN[gLT\RLQ]RPNW%

5RN CLQ`NRc `e[N MJ\ NRWcRPN =JWM# `NULQN\ MN[J[] `RUUTg[URLQ RW MJ\ FN[][JP\[NLQ] NRWP[ROON% :V 

`RLQ]RPNW RW]N[WJ]RXWJUNW ?UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 7PWHTULULQPHP VPG 7PWHTUQSHP `g[MN MRN\N\ 

\NUK\]RWM^cRN[]N YXUR]R\LQN BR\RTX TUJ[ c^ NRWNV [NUJ]R_NW GN]]KN`N[K\WJLQ]NRU OgQ[NW% 5J\ R\] 

^WKNMRWP] c^ _N[VNRMNW%

5RN J^O VRWMN\]NW\ NRWN QJUKN >RUURJ[MN 7[JWTNW PN\LQe]c]N ORWJWcRNUUN :DTU X]SGH XHLUJHKHPG 

GHP AHSOLHUHSP DVIJHE]SGHU" ^WJKQeWPRP _XW RQ[N[ ORWJWcRNUUNW CR]^J]RXW%

5RN 2WcJQU MN[ KN][XOONWNW 8N\LQeO]\VRN]N[RWWNW ^WM $VRN]N[# Og[ `NULQN WXLQ TNRWN YJ[]WN[$

\LQJO]URLQNW =f\^WPNW _X[URNPNW# R\] _fUURP ^WTUJ[% 5RN FN[`JU]^WP `RUU \RLQ J^O NRW NRPNWN\ 

>XWR]X[RWP \]g]cNW% 5RN\N\ `R[M WRLQ] _X[ @T]XKN[ (&(& _X[URNPNW1 MRN 6[PNKWR\\N \]NQNW MJQN[ 

Og[ MRN 3X]\LQJO] JW MJ\ AJ[UJVNW] _N[V^]URLQ WXLQ WRLQ] c^[ FN[OgP^WP% 5JVR] KUNRK] MJ\ VR] MNV 

8N\N]cN\NW]`^[O _X[PN\LQUJPNWN <XWcNY] NRW `NR]PNQNWM J^O XLNNM]SNLFKHP ?FK[UZVPJHP VPG 

/PPDKOHP EDTLHSHPGHT 9QPTUSVMU$ 5J\ R\] WRLQ] JTcNY]JKNU%

5RN 2HILPLULQP O\JNLFKHS 6[SUHI[NNH J^O FN[VRN]N[\NR]N `g[MN MNV 3^WMN\JV] Og[ GXQW^WP\$

`N\NW !3G@" XKURNPNW# MJ\ MJc^ VR] `NR][NRLQNWMNW 6W]\LQNRMTXVYN]NWcNW J^\PN\]J]]N] `g[MN%

5N[ 3^WMN\[J] QeU] RV N[Ue^]N[WMNW 3N[RLQ] J^O CNR]N , c^][NOONWM ON\]# MJ\\ MRN CLQURN\\^WP ^WM 

MRN 6RW\LQ[eWT^WP NRWN\ 3N][RNK\ J^OP[^WM _XW KNQf[MURLQNW >J\\WJQVNW RWOXUPN MN[ 4@F:5$'/$ 

AJWMNVRN PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS URNPNW% Gg[MN 

NRWNV DNRU MN[ >RN]N[RWWNW ^WM >RN]N[ [gLT`R[TNWM YN[ '-% >e[c (&(& NRW PN\N]cURLQN[ 2W\Y[^LQ 

J^O >RN]cRW\QN[JK\N]c^WP NRWPN[e^V]# `g[MN SNMXLQ ][X]cMNV BNLQ] PN\LQJOONW# J^O MJ\ \RLQ RW 

MN[ A[JaR\ J^LQ >RN]N[RWWNW ^WM >RN]N[ KN[^ONW `N[MNW# MRN _XW MN[ _X[PN\NQNWNW BNPNU^WP 

J^OP[^WM MN[ >RN]cRW\QfQN !gKN[ :C @@@ Kc`% (& &&& 7[JWTNW" JW \RLQ WRLQ] Y[XOR]RN[NW TfWW]NW%
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77$ AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH

3NRV >RN][NLQ] QJWMNU] N\ \RLQ ^V HR_RU[NLQ]% 5NV 3^WM TXVV] PNVe\\ 2[]RTNU '&/ 3F W^[ MRN 

<XVYN]NWc c^# FX[\LQ[RO]NW PNPNW >R\\K[J^LQN RV >RN]`N\NW \X`RN gKN[ MRN 2UUPNVNRW_N[KRWM$

URLQN[TUe[^WP _XW BJQVNWVRN]_N[][ePNW c^ N[UJ\\NW% 5N[ _XV _X[PN\LQUJPNWNW i4X_RM$'/$ 

8N\LQeO]\VRN]NPN\N]cj KN][XOONWN 8NPNW\]JWM PNQf[] TUJ[ WRLQ] MJc^%

5N[ FN[\^LQ# MJ\ _X[PN\LQUJPNWN 8N\N]c J^O 2[]RTNU '&& 3F JKc^\]g]cNW# R\] VPUDVJNLFK$ 5NWW 

PNVe\\ MRN\N[ FN[OJ\\^WP\KN\]RVV^WP c^[ <XWS^WT]^[YXUR]RT Vg\\]NW ^%J% MRN 8[^WM\e]cN MN[ 

GR[]\LQJO]\O[NRQNR]# MN[ GN]]KN`N[K\WN^][JUR]e] ^WM MN[ 8UNRLQKNQJWMU^WP _XW <XWT^[[NW]NW 

PN`eQ[UNR\]N] \NRW% 5J\ TJWW VR] MRN\N[ FX[UJPN VR]WRLQ]NW PN`eQ[UNR\]N] `N[MNW% 6RW J^O MRN\N[ 

FN[OJ\\^WP\WX[V KN[^QNWMN\ 3^WMN\PN\N]c `R[M MRN\N 8[^WM\e]cN RV 8NPNW]NRU _N[UN]cNW% 

2WMN[\ JU\ MN[ 3^WMN\[J] KN][JLQ]NW `R[ HLP /ETUHNNHP DVI /SULMHN &%% 0A WRLQ] JU\ i_N[][N]KJ[j# 

\XWMN[W JU\ QIIHPMVPGLJ IDNTFK$

777$ ?UHNNVPJPDKOH ZV HLPZHNPHP 0HTULOOVPJHP 

/SU$ ' 5HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP /SU$ ' LP GHS WQSNLHJHPGHP 4QSO DE$

5RN BNPNU^WP \XUU TX[[RPRN[] `N[MNW# ^V WRLQ] Og[ MJ\ NRWcNUWN >RN]XKSNT]# \XWMN[W Og[ MNW 

>RN]_N[][JP c^ PNU]NW% ?^[ \X TJWW J^\PN\LQUX\\NW `N[MNW# MJ\\ Og[ NRWN FRNUcJQU _XW >RN]XK$

SNT]NW RW NRWN[ XMN[ VNQ[N[NW =RNPW\LQJO]NW SN NRW 6[UJ\\ KNJW][JP] ^WM MRN @KN[P[NWcN _XW 497 

H@ @@@ VNQ[OJLQ gKN[\LQ[R]]NW `g[MN%

:W MNW 6[Ue^]N[^WPNW `R[M J^\PNOgQ[]# MJ\\ iVR] MNV 9RW`NR\ J^O 8N\LQeO]\[e^VNj _N[MN^]URLQ] 

`R[M# iMJ\\ MN[ >XWJ]\cRW\ Y[X >RN]$ XMN[ AJLQ]XKSNT] ^WM WRLQ] MJ\ FN[][JP\_XU^VNW PNVNRW] 

R\]% GN[MNW RW NRWNV NRWcNUWNW FN[][JP VNQ[N[N NRPNW\]eWMRPN >RN]$ XMN[ AJLQ]\JLQNW c^\JV$

VNWPNOJ\\]# \X PRU] MJ\ 8N\N]c Og[ SNMN\ MRN\N[ @KSNT]N# Og[ MJ\ NRW >RN]$ XMN[ AJLQ]cRW\ _XW 

QfLQ\]NW\ H@ @@@ 7[JWTNW PRU]# \NUK\] MJWW# `NWW MRN VXWJ]URLQN 8N\JV]\^VVN MJ[gKN[ URNP]j% 

5RN\ R\] c^ TX[[RPRN[NW $ c^VJU MRN\ MNV gKN[PNX[MWN]NW OX[V^URN[]NW HRNU `RMN[\Y[RLQ]0 i5RN 

@KN[P[NWcN `^[MN KN`^\\] NRWPNOgQ[]# ^V TUNRWN ^WM VR]]UN[N EW]N[WNQVNW c^ \LQg]cNWj%

/SU$ ' LTU GHTKDNE VOZVIQSOVNLHSHP. i5RN\N\ 8N\N]c PRU] I]S ;LHU# VPG =DFKUWHSUS[JH" WJVNW]URLQ 

MN[ OXUPNWMNW fOONW]URLQ c^PeWPURLQNW 6RW[RLQ]^WPNW ^WM 3N][RNKN# \XON[W MN[ >RN]$ XMN[ MN[ 

AJLQ]cRW\ Og[ MRN >RN]$ XMN[ MRN AJLQ]\JLQN VXWJ]URLQ VJaRVJU (& &&& 7[JWTNW KN][eP]j%

/SU$ ( /VTPDKOHP WQO 5HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP /SU$ ( LP GHS WQSNLHJHPGHP 4QSO DE$

/SU$ ) /ET$ ' 0TU$ D WRVV] KN\]NQNWMN 6RWRP^WPNW [RLQ]RPN[`NR\N _XW MN[ PN\N]cURLQNW BNPNU^WP 

J^\% 6\ R\] JKN[ WRLQ] JTcNY]JKNU# `NWW NRWcRP >RN]cRW\[NM^T]RXWNW RQ[N 8gU]RPTNR] KNQJU]NW% 2^LQ 

6RWRP^WPNW# `NULQN iKNR\YRNU\`NR\N C]^WM^WP\$ XMN[ BJ]NWcJQU^WP\JK[NMNWj ^VOJ\\NW# \RWM
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PgU]RPN 2KVJLQ^WPNW ^WM Vg\\NW _XV 8NU]^WP\KN[NRLQ J^\PNWXVVNW `N[MNW% 2^LQ \XULQN 

FN[NRWKJ[^WPNW \]NUUNW iNRWN J^\M[gLTURLQN 6RWRP^WP MN[ FN[][JP\YJ[]NRNWj MJ[%
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Elektronischer Versand 
Eidgenössisches Departement für Wirtschaft 
Bildung und Forschung WBF 
recht@bwo.admin.ch 

Stellungnahme der FSP zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Guy Parmelin 

Als Dachverband der Psychologinnen und Psychologen nimmt die FSP gerne Stellung zur vorgeschla-
genen Lösung bezüglich der Geschäftsmieten während der Covid-19 bedingten Betriebsschliessun-
gen und -einschränkungen, welche durch die Annahme der gleichlautenden Motionen 20.3451 und 
20.3460 durch die beiden Räte erwirkt wurde. Dieses geforderte Eingreifen des Bundes in privat-
rechtliche Verhältnisse unterstützte die FSP so nicht, da es Bestrebungen für zielführendere Mass-
nahmen lähmt. Die Vorgabe, dass Mieter und Mieterinnen 40% des Mietzinses schulden, erachten 
wir vor diesem Hintergrund als einen akzeptablen politischen Kompromiss. Die FSP unterstützt vor 
diesem Hintergrund die vorgeschlagene Lösung, da sie nun die nötige Rechtssicherheit bringt und 
Betroffene, die noch keine Einigung gefunden haben, planen können und wissen was gilt – dies 
auch möglichst rasch über die Dringlichkeitserklärung dieses Geschäfts. 

Positiv wertet die FSP in diesem Zusammenhang die subsidiäre Regelung in Artikel 3, welche be-
wirkt, dass die von Vermieter und Mieter einvernehmlich getroffenen Lösungen, die vor Inkrafttre-
ten des Gesetzes gefunden wurden, ihre Gültigkeit behalten. Wir begrüssen auch die Ausstiegsklau-
sel, welche es erlaubt, dass die Parteien bei einem Miet- oder Pachtzins zwischen 15'000 und 
20'000 Franken auf die Regelung des Covid-19-Geschäftsmietegesetz verzichten und doch noch eine 
eigene Vereinbarung treffen können. Als sehr positiv wertet die FSP zudem, dass die Regelung auch 
für Gesundheitseinrichtungen gelten soll, die aufgrund der Anordnung des Bundes ihren Betrieb 
einschränken mussten. Gemäss den Erläuterungen zur Covid-19 Verordnung 2 in der Version vom 
26. März 2020 gelten die im Psychologieberufegesetz vom 18. März 2011 (SR 935.81; PsyG) geregel-
ten Psychotherapeutinnen und -therapeuten und Psychologinnen und Psychologen als Gesundheits-
fachpersonen. Somit erfasst das Covid-19-Geschäftsmietegesetz durch Artikel 1 Abs. 1 Bs. b alle Psy-
chologinnen und Psychologen nach PsyG, die, um unnötige Kontakte zu vermeiden, nur dringliche 
Behandlungen und Therapien durchführen durften. 

Eine Beschränkung des Geltungsbereichs auf Maximalmieten von 20'000 Franken erachten wir als 
richtig. Ebenfalls als richtig erachtet die FSP das Vorsehen einer Entschädigung, wie sie in Artikel 7 
geregelt ist, wenn die Anwendung des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes die wirtschaftliche Existenz 
von Vermietenden und Verpachtenden bedroht. 

 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
 
Stephan Wenger Dr. Muriel Brinkrolf 
Vorstandsmitglied FSP Geschäftsleiterin FSP 
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Vernehmlassungsantwort 
 
 
Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und  
Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

GastroBern, Arbeitgeberverband der Hotellerie und Gastronomie des Kantons Bern mit rund 2'000 Mit-
gliedern (Restaurants, Cafés, Bars, Hotels etc.), nimmt im obengenannten Vernehmlassungsverfahren  
wie folgt Stellung: 

 
I. Allgemeine Würdigung 

GastroBern begrüsst das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschlies-
sungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19), obschon die vorgesehene 
Mietzinsreduktion für das Gastgewerbe eigentlich zu tief ausfällt und für eine zu kurze Dauer gilt. Nur 
ein rascher politischer Beschluss kann unzählige Konkurse und Leerstände von Geschäftsräumen ver-
hindern und den Justizapparat entlasten. Der Gesetzesentwurf soll deshalb bis Ende Jahr vom Parla-
ment fertig beraten werden.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf stützt dabei bereits geltendes Recht. Mietverträge enthalten in der 
Regel eine Bestimmung, wonach ein Mietobjekt zu einem bestimmten Zweck zur Verfügung gestellt 
wird. Insbesondere für Restaurants, Bars und Clubs vermochte der Vermieter dieser vertraglichen Zu-
sicherung ab dem 17.03.2020 nicht mehr nachzukommen. Damit liegt nach Mehrheitsmeinung ein Man-
gel im mietrechtlichen Sinn vor, was grundsätzlich eine Herabsetzung des Nettomietzinses rechtfertigt. 
Selbst für den Fall, dass die aktuelle Situation über die richterliche Vertragsanpassung gemäss Clau-
sula rebus sic stantibus gelöst würde, wäre ein Mieterlass bzw. eine substanzielle Mietzinsreduktion 
die Folge. 
 
Der Bund forderte mit seinen Zwangsmassnahmen von allen Solidarität ein. Durch unser solidarisches 
Verhalten gelang es, die Ansteckungen mit dem Coronavirus deutlich zu senken. Nun gilt es, die Wirt-
schaft gemeinsam vor nachhaltigem Schaden zu schützen. Das schaffen wir wiederum nur, wenn 
sich alle solidarisch verhalten. Die gastgewerblichen Geschäftsmieterinnen und -mieter tragen auch 
beim vorgesehenen Mieterlass einen immensen Schaden. Die Vermieter haben von den Geschäfts-
mietern und steigenden Immobilienpreisen während Jahrzehnten profitiert. Die allermeisten Vermieter 
kalkulieren mit Mietausfällen und Leerständen. Sie können diese gut verkraften. Alle anderen lassen 
sich leicht über einen Härtefallfonds auffangen.  
 
Die Dienstleistungsbranchen sind durch die Krise nachhaltig geschwächt, zumal eine Lagerhaltung 
nicht möglich und die Nachfrage nach Dienstleistungen zeitgebunden ist. Die Umsatzausfälle bleiben 
für immer verloren. Ein neuer Rekord an Betreibungen zeichnet sich ab. Deshalb hilft den Dienst-
leistungsbranchen nur eine deutliche Mietzinssenkung. Andernfalls drohen eine Konkurswelle 
und unzählige Leerstände. Daran kann niemand ein Interesse haben – insbesondere auch die Ver-
mieter nicht. Das Gastgewerbe umfasst als viertgrösste Branche der Schweiz rund 264'000 Arbeits-
plätze und 8‘000 Lehrstellen. 
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II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

GastroBern schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-Geschäfts-
mietegesetz vor.  
 
 
 
 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. 
Andernfalls bleiben die Beherbergungsbetriebe vom  

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich über die Monate März bis Mai 2020 Umsatzeinbussen von mindestens 
60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Andernfalls bleiben die Beherbergungsbetriebe 
vom Geltungsbereich ausgeschlossen. Eine Umfrage der Tourismusverbände in Zusammenarbeit mit 
HES-SO Valais-Wallis bei mehr als 1‘000 Hotelbetrieben ergab, dass die Beherbergungsbranche im 
März, April und Mai 2020 durchschnittlich 62 %, 91 % bzw. 84 % des üblichen Umsatzes einbüsste.   

 

 
 
 
 
 
 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins 
nicht nur für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Gel-
tungsbereich (Art. 2). Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu be-
stimmen, ob ein Betrieb über die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorge-
schlagen notwendig.  
  

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   

öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschrän-
ken mussten; [Ergänzen] 

Art. 2  

Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öf-
fentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der Pachtzins die Netto-
miete oder Nettopacht für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken be-
trägt [Allenfalls präzisieren] 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] 

Art. 5   

Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen 
und Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus 
schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der 
verordneten Schliessung in Abweichung von den Bestimmungen des Obligationenrechts 40 Pro-
zent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 3 Abs. 3 (neu)  

Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 
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Cateringbetriebe sind ebenso vom Lockdown betroffen wie die unter Art. 2 aufgelisteten Einrichtungen, 
obschon sie nicht behördlich geschlossen wurden. Es müssen auch jene Einrichtungen einen Mietzins-
erlass erhalten, deren Kundschaft mehrheitlich aufgrund einer behördlichen Anordnung schliessen 
musste. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrie-
ben eine Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. 

 
 
 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, 
falls sich die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.  
 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzins für die Dauer der ver-
ordneten Schliessung vor. Bei einem zweiten Lockdown würde das Gesetz nicht mehr greifen. Das 

Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte deshalb vorsorglich vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeit-
lich befristete Mietzinsreduktionen und andere Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlas-
sen kann. Andernfalls müsste das Parlament den Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tat-
sächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit würde wertvolle Zeit verloren gehen.  

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung von GastroBern. 

Freundliche Grüsse 

GastroBern  

sign. Eveline Neeracher 
Präsidentin  

sign. Dr. Jean-Daniel Martz   
Direktor 

 

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referen-
dum. [Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der 
Covid-19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der 
Vermieter oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe [Ergänzen] 
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Fribourg, le 22 juillet 2020 
 
 
Réponse à la procédure de consultation 
 
 
Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements et les restric-
tions visant à lutter contre le coronavirus (Loi COVID-19 sur les loyers commerciaux) 
 

 

Madame, Monsieur, 

GastroFribourg est l’association patronale pour la restauration et l’hôtellerie du canton de Fribourg. 
Elle est répartie en 5 sections et compte près de 600 membres. GastroFribourg prend la position sui-
vante dans la procédure de consultation susdite: 

 
I. Appréciation générale 

GastroFribourg salue la loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures 
d’établissements et les restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19), bien que la ré-
duction de loyer prévue s’avère en fait trop faible pour l’hôtellerie-restauration et s’applique pendant 
une période trop brève. Seule une décision politique rapide permettra d’éviter de nombreuses faillites 
et d’innombrables locaux commerciaux vides ainsi que de décharger l’appareil judiciaire. C’est pour-
quoi le débat parlementaire sur le projet de loi doit être achevé d’ici la fin de l’année. 
 
Il se trouve que le présent projet de loi renforce du droit déjà en vigueur. Les baux à loyer contiennent 
en principe une disposition selon laquelle l’objet loué est mis à disposition dans un but déterminé. 
Pour les restaurants, bars et clubs en particulier, le bailleur n’était plus en mesure de respecter cette 
promesse contractuelle à partir du 17.03.2020. Il s’agit là, selon l’opinion majoritaire, d’un défaut au 
sens du droit des baux à loyer qui justifie en principe une réduction du loyer net. Même si la situation 
actuelle devait être résolue par une adaptation judiciaire du contrat conformément à la clausula rebus 
sic stantibus, il en résulterait une suppression ou une réduction substantielle du loyer. 
 
La Confédération a fait appel à la solidarité de chacun avec ses mesures contraignantes. Notre com-
portement solidaire a permis de réduire nettement les infections au coronavirus. Il s’agit à présent de 
protéger ensemble l’économie contre des dommages à long terme. Cela ne sera possible que si 
chacun se montre solidaire. Les locataires commerciaux de l’hôtellerie-restauration subissent un im-
mense dommage, même en cas de suppression intégrale des loyers. Pendant des décennies, les 
bailleurs ont profité des locataires commerciaux et des hausses de prix de l’immobilier. La grande 
majorité des bailleurs prévoient déjà dans leurs budgets des loyers impayés et des locaux vides. Ils 
peuvent donc facilement les absorber. Tous les autres cas peuvent aisément être pris en charge par 
un fonds pour cas de rigueur. 
 
Les secteurs des services sont durablement affaiblis par la crise. Pour ceux-ci, il n’est pas possible de 
recourir aux stocks et la demande en services est limitée dans le temps. Les chiffres d’affaires per-
dus le sont pour toujours. C’est pourquoi seule une réduction considérable des loyers aide les 
secteurs des services. Dans le cas contraire, notre pays s’expose au risque d’une vague de 
faillites et d’innombrables locaux vides. Personne ne profitera de cette situation, encore moins les 
bailleurs. 
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II. Modifications nécessaires du projet de loi 
GastroFribourg propose les modifications suivantes à apporter au projet mis en consultation pour la 
loi COVID-19 sur les loyers commerciaux. 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

Les établissements qui ont subi des pertes de chiffre d’affaires d’au moins 60% en moyenne pendant 
les mois de mars à mai 2020 devraient aussi bénéficier de la réglementation. A défaut, les établisse-
ments d’hébergement seront exclus du champ d’application. Une enquête des associations du tou-
risme en collaboration avec la HES-SO Valais-Wallis auprès de plus de 1000 établissements hôteliers 
a révélé que la branche de l’hébergement a perdu, par rapport au chiffre d’affaires habituel, en 
moyenne 62% en mars, 91% en avril et 84% en mai 2020.  

 
 
 
 
 
 

 

Il ressort des explications que le loyer ou le fermage déterminant défini à l’art. 4 ne s’applique pas 
seulement pour le calcul du loyer ou du fermage dû, mais également pour le champ d’application 
(art. 2). Si, contre toute attente, le loyer brut ou le fermage brut devait être déterminant pour trancher 
si un établissement dépasse la limite des 20 000 francs, une précision, telle que celle proposée ci-
dessus, serait nécessaire. 

 

 

 

 

 

 

Les établissements de traiteur sont tout aussi touchés par le semi-confinement que les installations 
énumérées à l’art. 2, bien que leur fermeture n’ait pas été ordonnée par les autorités. Il faut aussi 
accorder une réduction de loyer aux installations dont la clientèle a majoritairement dû fermer en rai-
son d’un ordre des autorités. L’application de la clé légale de répartition serait soumise à la condition 
d’une perte de chiffre d’affaires d’au moins 60%, de manière analogue aux établissements 
d’hébergement. 

Art. 1 al. 1 let. a 

des installations et établissements publics qui ont dû fermer au public ou restreindre massive-
ment leur exploitation en raison des mesures ordonnées par les autorités pour lutter contre le 
coronavirus; [Compléter] 

Art. 2 let. g (nouveau) 

les établissements d’hébergement [Compléter] 

Art. 5 

Les locataires et fermiers des installations et établissements publics qui ont dû fermer ou res-
treindre massivement leur exploitation en raison des mesures ordonnées par les autorités pour 
lutter contre le coronavirus doivent s’acquitter pour la durée de la fermeture ordonnée, par déro-
gation aux dispositions du code des obligations, de 40% du loyer ou fermage déterminant. [Com-
pléter] 

Art. 2 

La présente loi s’applique au bail à loyer ou à ferme des locaux commerciaux, notamment des 
installations et établissements publics suivants, pour autant que le loyer ou fermage le loyer net 
ou le fermage net pour la chose louée ou affermée n’excède pas 20 000 francs par mois [Préci-
ser le cas échéant] 

Art. 2 let. h (nouveau) 

les établissements de traiteur [Compléter] 

 

Art. 2 let. i (nouveau) 

les exploitants de manifestations [Compléter] 
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Il est indispensable que la loi soit déclarée urgente. Un flot de procédures judiciaires menace si 
l’entrée en vigueur devait encore être retardée. 
 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

Le projet de loi prévoit une réduction unique du loyer ou du fermage pendant la durée de la fermeture 
ordonnée. En cas de deuxième semi-confinement, la loi ne s’appliquerait plus. C’est pourquoi la loi 
COVID-19 sur les loyers commerciaux devrait prévoir à titre préventif que le Conseil fédéral peut 
édicter d’autres réductions de loyer limitées dans le temps et d’autres mesures pour la protection des 
locataires commerciaux. A défaut, le Parlement devrait recommencer le processus législatif si une 
nouvelle fermeture devenait effective. Cela ferait perdre un temps précieux. 

 

En vous remerciant de la considération accordée à la position de GastroFribourg, nous vous adres-
sons, Madame, Monsieur, nos meilleures salutations. 

 

 

 GastroFribourg 

 

 

 Muriel Hauser 
 Présidente 

 
 

Art. 11 al. 1 

La présente loi est déclarée urgente (art. 165, al. 1, Cst.). Elle est sujette au référendum facultatif. 

[Maintenu tel quel] 

Art. xx Norme de délégation en cas de mesures ordonnées par les autorités en raison du 
COVID-19 (nouveau) 

Le Conseil fédéral peut édicter des dispositions dérogeant au CO à la suite de fermetures ou de 
restrictions imposées aux commerces pendant l’épidémie de COVID-19: 

Let. a (nouveau): prolonger le délai de résiliation pour les baux commerciaux pendant une pé-
riode limitée; 

Let. b (nouveau): prolonger le délai de paiement en cas de retards de paiement des loyers com-
merciaux pendant une période limitée; 

Let. c (nouveau): remettre une part du loyer ou du fermage pour une période limitée à la charge 
du bailleur ou de la Confédération. [Complément] 
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Vernehmlassungsantwort 
 
Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkun-
gen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
GastroGraubünden, der grösste Branchenverband Graubündens mit rund 1’000 Mitgliedern (Hotels, Restau-
rants, Cafés, Bars etc.) nimmt im obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt Stellung: 
 
I. Allgemeine Würdigung 
GastroGraubünden begrüsst das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschlies-
sungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19), obschon die vorgesehene Miet-
zinsreduktion für das Gastgewerbe eigentlich zu tief ausfällt und für eine zu kurze Dauer gilt. Nur ein rascher 
politischer Beschluss kann unzählige Konkurse und Leerstände von Geschäftsräumen verhindern und den 
Justizapparat entlasten. Der Gesetzesentwurf soll deshalb bis Ende Jahr vom Parlament fertig beraten wer-
den.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf stützt dabei bereits geltendes Recht. Mietverträge enthalten in der Regel 
eine Bestimmung, wonach ein Mietobjekt zu einem bestimmten Zweck zur Verfügung gestellt wird. Insbe-
sondere für Restaurants, Bars und Clubs vermochte der Vermieter dieser vertraglichen Zusicherung ab dem 
17.03.2020 nicht mehr nachzukommen. Damit liegt nach Mehrheitsmeinung ein Mangel im mietrechtlichen 
Sinn vor, was grundsätzlich eine Herabsetzung des Nettomietzinses rechtfertigt. Selbst für den Fall, dass die 
aktuelle Situation über die richterliche Vertragsanpassung gemäss Clausula rebus sic stantibus gelöst 
würde, wäre ein Mieterlass bzw. eine substanzielle Mietzinsreduktion die Folge. 
 
Der Bund forderte mit seinen Zwangsmassnahmen von allen Solidarität ein. Durch unser solidarisches Ver-
halten gelang es, die Ansteckungen mit dem Coronavirus deutlich zu senken. Nun gilt es, die Wirtschaft 
gemeinsam vor nachhaltigem Schaden zu schützen. Das schaffen wir wiederum nur, wenn sich alle soli-
darisch verhalten. Die gastgewerblichen Geschäftsmieterinnen und -mieter tragen auch beim vorgesehenen 
Mieterlass einen immensen Schaden. Die Vermieter haben von den Geschäftsmietern und steigenden Im-
mobilienpreisen während Jahrzehnten profitiert. Die allermeisten Vermieter kalkulieren mit Mietausfällen und 
Leerständen. Sie können diese gut verkraften. Alle anderen lassen sich leicht über einen Härtefallfonds auf-
fangen.  
 
Die Dienstleistungsbranchen sind durch die Krise nachhaltig geschwächt, zumal eine Lagerhaltung nicht 
möglich und die Nachfrage nach Dienstleistungen zeitgebunden ist. Die Umsatzausfälle bleiben für immer 
verloren. Ein neuer Rekord an Betreibungen zeichnet sich ab. Deshalb hilft den Dienstleistungsbran-
chen nur eine deutliche Mietzinssenkung. Andernfalls drohen eine Konkurswelle und unzählige Leer-
stände. Daran kann niemand ein Interesse haben – insbesondere auch die Vermieter nicht. Das Gastge-
werbe umfasst als viertgrösste Branche der Schweiz rund 264'000 Arbeitsplätze und 8‘000 Lehrstellen. 
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II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 
GastroGraubünden schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-Geschäfts-
mietegesetz vor. 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
Betriebe, die Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Andern-
falls bleiben die Beherbergungsbetriebe vom  
 
Betriebe, die durchschnittlich über die Monate März bis Mai 2020 Umsatzeinbussen von mindestens 60 % 
hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Andernfalls bleiben die Beherbergungsbetriebe vom Gel-
tungsbereich ausgeschlossen. Eine Umfrage der Tourismusverbände in Zusammenarbeit mit HES-SO Va-
lais-Wallis bei mehr als 1‘000 Hotelbetrieben ergab, dass die Beherbergungsbranche im März, April und Mai 
2020 durchschnittlich 62 %, 91 % bzw. 84 % des üblichen Umsatzes einbüsste.   
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins nicht 
nur für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Geltungsbereich 
(Art. 2). Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Be-
trieb über die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  
 

 
 
Cateringbetriebe sind ebenso vom Lockdown betroffen wie die unter Art. 2 aufgelisteten Einrichtungen, 
obschon sie nicht behördlich geschlossen wurden. Es müssen auch jene Einrichtungen einen Mietzinserlass 
erhalten, deren Kundschaft mehrheitlich aufgrund einer behördlichen Anordnung schliessen musste. Zur 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   

öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Be-
kämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken muss-
ten; [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] 

Art. 3 Abs. 3 (neu)  

Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   

Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen o-
der ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten 
Schliessung in Abweichung von den Bestimmungen des Obligationenrechts 40 Prozent des massgeben-
den Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe [Ergänzen] 

Art. 2  

Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 
zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der Pachtzins die Nettomiete oder 
Nettopacht für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken beträgt [Allenfalls 
präzisieren] 
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Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine Umsatz-
einbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. 
 

 
 
Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, falls 
sich die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.  
 

 
 
Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzins für die Dauer der verordneten 
Schliessung vor. Bei einem zweiten Lockdown würde das Gesetz nicht mehr greifen. Das Covid-19-Ge-
schäftsmietegesetz sollte deshalb vorsorglich vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete Miet-
zinsreduktionen und andere Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls 
müsste das Parlament den Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren 
Schliessung kommen. Damit würde wertvolle Zeit verloren gehen.  
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung von GastroGraubünden. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
 
 
Franz Sepp Caluori Marc Tischhauser 
Präsident Geschäftsführer 
 
 
 

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 
[Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der Co-
vid-19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer verlän-
gern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte Zeit-
dauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 
oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 
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Zürich, 17. Juli 2020 
 
 
Vernehmlassungsantwort 
 
 
Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Ein-
schränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

GastroSuisse, der grösste Branchenverband der Schweiz mit rund 20'000 Mitgliedern (Hotels, Restau-
rants, Cafés, Bars etc.) in allen Landesgegenden, organisiert in 26 Kantonalsektionen und vier Fach-
gruppen, nimmt im obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt Stellung: 

 
I. Allgemeine Würdigung 

GastroSuisse begrüsst das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschlies-
sungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19), obschon die vorgesehene 
Mietzinsreduktion für das Gastgewerbe eigentlich zu tief ausfällt und für eine zu kurze Dauer gilt. Nur 
ein rascher politischer Beschluss kann unzählige Konkurse und Leerstände von Geschäftsräumen ver-
hindern und den Justizapparat entlasten. Der Gesetzesentwurf soll deshalb bis Ende Jahr vom Parla-
ment fertig beraten werden.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf stützt dabei bereits geltendes Recht. Mietverträge enthalten in der 
Regel eine Bestimmung, wonach ein Mietobjekt zu einem bestimmten Zweck zur Verfügung gestellt 
wird. Insbesondere für Restaurants, Bars und Clubs vermochte der Vermieter dieser vertraglichen Zu-
sicherung ab dem 17.03.2020 nicht mehr nachzukommen. Damit liegt nach Mehrheitsmeinung ein Man-
gel im mietrechtlichen Sinn vor, was grundsätzlich eine Herabsetzung des Nettomietzinses rechtfertigt. 
Selbst für den Fall, dass die aktuelle Situation über die richterliche Vertragsanpassung gemäss Clau-
sula rebus sic stantibus gelöst würde, wäre ein Mieterlass bzw. eine substanzielle Mietzinsreduktion 
die Folge. 
 
Der Bund forderte mit seinen Zwangsmassnahmen von allen Solidarität ein. Durch unser solidarisches 
Verhalten gelang es, die Ansteckungen mit dem Coronavirus deutlich zu senken. Nun gilt es, die Wirt-
schaft gemeinsam vor nachhaltigem Schaden zu schützen. Das schaffen wir wiederum nur, wenn 
sich alle solidarisch verhalten. Die gastgewerblichen Geschäftsmieterinnen und -mieter tragen auch 
beim vorgesehenen Mieterlass einen immensen Schaden. Die Vermieter haben von den Geschäfts-
mietern und steigenden Immobilienpreisen während Jahrzehnten profitiert. Die allermeisten Vermieter 
kalkulieren mit Mietausfällen und Leerständen. Sie können diese gut verkraften. Alle anderen lassen 
sich leicht über einen Härtefallfonds auffangen.  
 
Die Dienstleistungsbranchen sind durch die Krise nachhaltig geschwächt, zumal eine Lagerhaltung 
nicht möglich und die Nachfrage nach Dienstleistungen zeitgebunden ist. Die Umsatzausfälle bleiben 
für immer verloren. Ein neuer Rekord an Betreibungen zeichnet sich ab. Deshalb hilft den Dienst-
leistungsbranchen nur eine deutliche Mietzinssenkung. Andernfalls drohen eine Konkurswelle 
und unzählige Leerstände. Daran kann niemand ein Interesse haben – insbesondere auch die Ver-
mieter nicht. Das Gastgewerbe umfasst als viertgrösste Branche der Schweiz rund 264'000 Arbeits-
plätze und 8‘000 Lehrstellen. 
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II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

GastroSuisse schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-Geschäfts-
mietegesetz vor.  
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. 
Andernfalls bleiben die Beherbergungsbetriebe vom  

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich über die Monate März bis Mai 2020 Umsatzeinbussen von mindestens 
60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Andernfalls bleiben die Beherbergungsbetriebe 
vom Geltungsbereich ausgeschlossen. Eine Umfrage der Tourismusverbände in Zusammenarbeit mit 
HES-SO Valais-Wallis bei mehr als 1‘000 Hotelbetrieben ergab, dass die Beherbergungsbranche im 
März, April und Mai 2020 durchschnittlich 62 %, 91 % bzw. 84 % des üblichen Umsatzes einbüsste.   

 
 
 
 
 
 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins 
nicht nur für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Gel-
tungsbereich (Art. 2). Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu be-
stimmen, ob ein Betrieb über die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorge-
schlagen notwendig.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   

öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschrän-
ken mussten; [Ergänzen] 

Art. 2  

Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öf-
fentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der Pachtzins die Netto-
miete oder Nettopacht für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken be-
trägt [Allenfalls präzisieren] 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] 

Art. 5   

Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen 
und Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus 
schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der 
verordneten Schliessung in Abweichung von den Bestimmungen des Obligationenrechts 40 Pro-
zent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 3 Abs. 3 (neu)  

Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 
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Cateringbetriebe sind ebenso vom Lockdown betroffen wie die unter Art. 2 aufgelisteten Einrichtungen, 
obschon sie nicht behördlich geschlossen wurden. Es müssen auch jene Einrichtungen einen Mietzins-
erlass erhalten, deren Kundschaft mehrheitlich aufgrund einer behördlichen Anordnung schliessen 
musste. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrie-
ben eine Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. 

 
 
 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, 
falls sich die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.  
 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzins für die Dauer der ver-
ordneten Schliessung vor. Bei einem zweiten Lockdown würde das Gesetz nicht mehr greifen. Das 

Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte deshalb vorsorglich vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeit-
lich befristete Mietzinsreduktionen und andere Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlas-
sen kann. Andernfalls müsste das Parlament den Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tat-
sächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit würde wertvolle Zeit verloren gehen.  

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung von GastroSuisse. 

Freundliche Grüsse 

GastroSuisse  

Casimir Platzer  
Präsident  

Daniel Borner  
Direktor 

 

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referen-

dum. [Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der 
Covid-19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der 
Vermieter oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe [Ergänzen] 
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Eidgenössisches Departement für  

Wirtschaft, Bildung und Forschung 

Herr Bundesrat Guy Parmelin 

Bundeshaus Ost 

3003 Bern 

 

 

 

 

Bern, 7. Juli 2020 

 

 

 

 

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und 

Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (COVID-19) 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken Ihnen zur Einladung zur Vernehmlassung des eingangs erwähnten Bundesgesetzes. 

Der HANDELSVERBAND.swiss (vormals VSV Verband Schweizer Versandhandel und VSF 

Verband Schweizer Filialunternehmen) vereint 344 stationär und online tätige Händler. Die 

angeschlossenen Händler betreiben tausende Standorte in der Schweiz und waren fast 

durchwegs von der Corona Krise betroffen. Unsere Mitglieder generieren gegen 20 Mrd CHF 

Umsatz im Detailhandel und stehen für alle Dimensionen des Detailhandels: Sowohl Food als 

auch Non-Food Anbieter, Kleinstunternehmen mit einem Standort bis Grossunternehmen mit 

mehreren 100 Filialen in der Schweiz, stationäre und online Händler. Die letzten Monate waren 

und sind für einige unserer Mitglieder noch immer existenzbedrohend. Der Bundesrat hat mit 

vielen schnellen Massnahmen den Schmerz der Händler lindern können, dafür danken wir an 

dieser Stelle herzlich. Gleichzeitig hat die schwierigste Phase für den Handel erst begonnen, die 

nächsten Monate werden noch viele Herausforderungen und leider wahrscheinlich auch die 

eine oder andere Standortschliessung mit sich bringen. Umso dringender ist es für uns, eine 

Lösung betr. der ungelösten Konflikte rund um Mietzinsreduktionen zu finden.  

 

Der HANDELSVERBAND.swiss begrüsst den eingeschlagenen Weg des Bundesgesetzes und der 

Kostenteilung vom Grundsatz her und hat bereits in früheren Stadien auch Hand für andere 

Lösungen geboten. Wichtig ist, dass eine Lösung gefunden wird und keine weiteren 

Verzögerungen und damit einhergehende Unsicherheiten eintreten. 

 

Wir sind uns der Argumente „Eingriff ins Privateigentum“ der Gegner durchaus bewusst, 

möchten aber an dieser Stelle festhalten, dass mit der COVID-19 Verordnung in vielerlei 

Hinsicht in Privat- und Eigentumsrechte eingegriffen wurde. In anderen Situationen musste 

diese Debatte offenbar nicht geführt werden und es war in anderen Konstellationen kein 
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Hinderungsgrund für Eingriffe in Grundrechtspositionen. Vom Lock Down waren nicht nur die 

Detailhandelsunternehmen unmittelbar betroffen, sondern auch ihre Mitarbeiter, die in 

Kurzarbeit auf 20% des Lohns verzichten mussten, die Produzenten der Waren, die Spediteure 

und alle weiteren Lieferanten des Handels, wie Beispielsweise die Werbeindustrie. Angesichts 

der im Gesamtkontext eher geringen Auswirkungen auf die Vermieter, ist nicht einzusehen, 

weshalb nicht auch die Immobilienbranche einen Anteil der durch den Lock Down verursachten 

Kosten zu tragen hat und hilft den stark gebeutelten Detailhandel zu entlasten. 

 

Anmerken möchten wir, dass sich sehr viele Vermieter unseren Mitgliedern gegenüber sehr 

kulant gezeigt haben und für eine Mehrzahl der Mietverhältnisse eine Reduktion vereinbart 

wurde. Gleichwohl gibt es noch Vermieter, die sich damit äusserst schwertun und zu keinen 

oder nur ungenügenden Konzessionen bereit sind. In dieser Situation haben die Mieter 

regelmässig die schlechtere Ausgangslage und müssen mit Kündigung und Ausweisung rechnen. 

In dieser Hinsicht scheint es uns wichtig, dass das vorgeschlagene Gesetz umgesetzt wird. 

 

Nachfolgend nehmen wir zu den Grundzügen und zu einzelnen Gesetzesartikel Stellung, um 

gleichzeitig die entsprechenden Ausführungen im Bericht zu würdigen.  

 

Grundzüge der Vorlage 
Die Vorlage hält sich streng an den Motionstext und schliesst einen gewissen Teil von Mietern 

gezielt aus (grosse Flächen, nicht behördlich geschlossene Betriebe). Der Bundesrat aber auch 

das Parlament hat dies in seiner Antwort an die Motionäre entsprechend formuliert und auf die 

Problematik hingewiesen. Andererseits wurde in den Räten immer wieder das Thema 

„Luxusflächen“ beschworen. Dabei wurde jedoch vergessen, dass es diverse Ladenformate gibt, 

die grosse Flächen brauchen, ohne dem Luxussegment anzugehören. So brauchen Möbel- und 

Einrichtungsgeschäfte, Babyausstatter, Sportgeschäfte, Gartencenter etc. regelmässig grosse 

Mietlokale, deren Preis jedoch angemessen ist. Mit der jetzt geltenden Regelung dürften diese 

Ladenformate leer ausgehen. Allenfalls hätte man besser einen maximalen Mietzins pro 

Quadratmeter, anstatt einen absoluten Wert definiert. 

 

Es stellt sich, angesichts der Bedenken des BR und des Willens des Parlaments eine Lösung 

gesetzlich zu definieren, die Frage, warum nicht in einzelnen Gesetzesartikeln der 

Interpretationsspielraum ausgenutzt und weiter gefasst wurde. Auf den ersten Blick hätten die 

harten Ausschlusskriterien der Motion u.E. ansatzweise kompensiert werden können.  

 

Wir begrüssen explizit, dass diese gesetzliche Regelung nicht in Abhängigkeit zu anderen 

COVID-19 Massnahmen gestellt wird.  

 

Persönlicher und sachlicher Geltungsbereich 

Wir weisen an dieser Stelle darauf hin, dass es auch „de facto“ Schliessungen gegeben hat, 
welche nichts mit einer behördlichen Schliessung gemäss COVID-19-Verordnung 2 zu tun 

hatten. So sind gewisse Lagen (insbesondere Flughafen, Bahnhöfe) mit der Verordnung genauso 

ihrer Frequenz und ihrer Geschäftsgrundlage wie die offiziell zu schliessenden Ladenflächen 

beraubt worden.  
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Ausstiegsklausel 

Wir akzeptieren die Ausstiegsklausel als politisch gewollt, jedoch erschliesst sich uns ihr Sinn 

nicht. Wenn sie weggelassen wird, ändert sich nach unserer Einschätzung nichts an der 

Rechtslage. 

 

Massgebender Miet- oder Pachtzins 

Die Feststellung im Kapitel 1.2.5 Abschnitt 3 betr. Definition des massgebenden Miet- oder 

Pachtzinses ist u.E. unvollständig. Insbesondere fehlt ein Hinweis auf die gemischte Nutzung 

einer Fläche (täglicher Bedarf vs. nicht täglicher Bedarf) und einen entsprechenden 

Allokationsschlüssel. Dies könnte „abgesperrte/geschlossene Fläche“ oder aber auch Umsatz 
sein. (Sortimentssperrungen z.B. Pet Food erlaubt, Rest nicht erlaubt oder auch Verkaufsläden 

mit Werkstatt). Wir fordern für diese Definition eine Anpassung, so dass auch bei gesperrten 

Flächen und/oder entgangenen Umsätzen eine Reduktion des Mietzinses verlangt werden 

kann.  

 

 

Vorübergehende gesetzliche Anpassung des massgebenden Miet- oder Pachtzinses 

Wir unterstützen diese Einschränkung. Andererseits möchten wir auch anregen, dass genau 

diese ungelöste Fragestellung im Mietrecht endlich angegangen wird. Eine mietgesetzliche 

Regelung zur „behördlich verordneten Schliessung aufgrund nationaler oder kantonaler 
Notverordnungen“ könnte in Zukunft helfen, gerichtliche Auseinandersetzungen zu vermeiden.  

 

Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen 

Wir begrüssen diesen Fonds ausdrücklich. Es darf nicht sein, dass die Kompensation des 

existenzbedrohenden Schadens beim (Mieter) einen existenzbedrohenden Schaden beim 

Vermieter auslöst. 

 

 

Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen 

Zu den einzelnen Artikeln beziehen wir nachfolgend Stellung:
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Artikel Textauszug Bemerkungen / Anregungen 

1a „... für das Publikum 

schliessen mussten ...“ 

 

 

Neu: „für das Publikum ganz 
oder teilweise schliessen 

mussten“ 

Diese Definition ist nicht konsequent zu Ende gedacht. Unternehmen, welche aufgrund der 

Verordnung Teilsortimente absperren und nicht verkaufen durften sind ebenfalls teilweise 

geschlossen worden. Wir erwarten hier eine Anpassung auch auf ganz oder teilweise schliessen 

mussten. 

 

 
 

Fehlt 

1c 

n/a Es fehlt ein Absatz, welcher auch Schliessungen von Ladenflächen umfasst, welche aufgrund von 

behördlichen Schliessungen im direkten Umfeld oder Reisebeschränkungen keinen Umsatz mehr 

realisieren konnten. Hier fordern wir eine Klausel, welche es erlaubt, Unternehmen mit einem 

Umsatzeinbruch > 60 % zum Vergleichszeitraum Vorjahr ebenfalls eine Mietzinsreduktion zu 

verhandeln.  
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2 ... maximal 20‘000 Franken“ Wir können eine Deckelung nachvollziehen. Diese Deckelung möchte im Motiv „überteuerte“ 
und ganz grosse Mietflächen ausschliessen. Andererseits kann sie auch als „diskriminierend“ 
betrachtet werden, es gibt auch „günstige grosse Flächen“, welche in der Natur der Sache liegen 
und ebenfalls einen Anspruch auf Mietzinserlass haben sollen dürfen (z.B. 

Einrichtungsgeschäfte, Babyausstatter, Sportläden, Gartencenter etc.). 

 

2a  „ausgenommen sind Läden, 
die Lebensmittel oder 

Gegenstände für den 

täglichen Bedarf anbieten“ 

 

Neu  

 

„ausgenommen sind Läden, 
die keine behördlich 

verordneten 

Sortimentsbeschränkungen 

vornehmen mussten“ 

 

Die Ausführungen im Bericht lassen darauf schliessen, dass ein Laden keinen Anspruch auf 

Mietzinserlass hat, sofern er auch nur einen kleinen Teil Lebensmittel anbietet und damit 

teilweise offenhalten durfte. Dies ist stossend, besagt es doch unter Umständen, dass ein 

Unternehmensangebot mit 10 % täglichem Bedarf und 90 % nicht täglichem Bedarf nicht unter 

das Gesetz fallen würde. Es ist zwingend vorzusehen, dass zumindest die behördlich gesperrte 

Angebotsfläche zulässig sei, die Mietzinsreduktion geltend zu machen.  

Im Weiteren ist der Korrekturentscheid des Bundesrates bezüglich Wiedereröffnung und 

Wegfall der Sortimentseinschränkung Beweis genug, dass viele Unternehmen mit gemischten 

Sortimenten ebenfalls Einschränkungen bzw. Teilschliessungen erleiden mussten.  

Im Übrigen ist eine solche Regelung gemäss Bericht für Unternehmen mit angeschlossenen 

Werkstätten (Fahrradverkauf mit Werkstatt) ausdrücklich vorgesehen – es ist nicht 

nachvollziehbar, warum ein Food/Non Food Händler diesbezüglich schlechter behandelt werden 

sollte.  

3  Wir unterstützen Artikel 3 in dieser Form. Insbesondere ist wichtig, dass die im Bericht 

formulierte „Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden“ keine Einigung im Sinne des Gesetzes 
darstellen.  

 

Nach wie vor Mühe haben wir mit der Ausstiegsklausel. Wir gehen davon aus, dass diese vor 

allem von Vermietern benutzt werden wird, da für den Mieter im Normalfall kein Anreiz 

besteht, den Gerichtsweg zu beschreiten (sofern das Gesetz so in Kraft tritt).  

4c  Neu: eine Teilfläche für Güter 

des täglichen Bedarfs 

geöffnet war 

Wie unter 2a gefordert, muss die gemischte Nutzung „täglicher Bedarf (offen) vs. nicht täglicher 
Bedarf (gesperrt/geschlossen) berücksichtigt werden. Entsprechend müsste im Gesetz ein Abzug 

für „offene“ Flächen (täglicher Bedarf, Werkstatt etc.) irgendwie im Gesetz berücksichtigt 
werden. 

 



 

HANDELSVERBAND.SWISS Tel. + 41 58 310 07 17 
CH-3000 Bern info@handelsverband.swiss 

 www.handelsverband.swiss 

5 Geschuldeter Miet- oder 

Pachtzins  

Wir unterstützen die Definition unter Einbezug unserer Argumentation betr. der „de facto“ 
Schliessungen (siehe „fehlender“ Artikel 1c).  
 

6  Einverstanden 

7 Entschädigung bei 

wirtschaftlichen Notlagen 

Angesichts der politischen Entwicklung des Geschäftes (Ablehnung der ersten Vorstösse mit 

einer konsequenten Lastenteilung zwischen Bund, Mieter und Vermieter), sind wir mit diesem 

Vorgehen einverstanden. Allerdings geben wir zu bedenken, dass eine wirtschaftliche Notlage 

auch erst später als 6 Monate - aufgrund der Langzeitfolgen von COVID 19 – entstehen kann. 

Eine generelle Lastenteilung wäre unsere favorisierte Lösung gewesen. Der nun vorliegende Text 

trägt die Gefahr einer „Bürokratisierung“ und Verschiebung von Rechtsstreitigkeiten in sich.  

  

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Argumente. Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an Patrick Kessler, 

info@handelsverband.swiss, Tel. 058 310 07 17. 

Mit freundlichen Grüssen 

HANDELSVERBAND.swiss 

 

 

Geschäftsführer   Präsident 



Per E-Mail an recht@bwo.admin.ch 
 
 

Herrn 
Bundesrat Guy Parmelin 
Eidg. Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung (WBF) 
Bundeshaus Ost 
3003 Bern 
 
 
 
 
Zürich, 4. August 2020 
 
 
 
 
Vernehmlassung: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-
schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-
19-Geschäftsmietegesetz) 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Aufgrund der ausserordentlichen Umstände, welche zum vorliegenden Gesetzesentwurf geführt haben, 
aber auch mit Blick auf die Verfassungswidrigkeit diverser vorgeschlagener Regelungen und die in diesem 
Zusammenhang zu befürchtenden gravierenden Auswirkungen in rechtlicher und volkswirtschaftlicher Hin-
sicht, gestattet sich der Hauseigentümerverband der Stadt Zürich (HEV Zürich), ebenfalls eine Stellung-
nahme zur rubrizierten Vernehmlassungsvorlage einzureichen. 

Der HEV Zürich zählt über 20'000 Mitglieder und ist damit die grösste lokale Sektion des schweizerischen 
Hauseigentümerverbands. Er vertritt insbesondere die Interessen von Haus-, Grund- und Stockwerkeigen-
tümern in der Stadt Zürich. Seine Mitglieder sind als Immobilieneigentümer und Vermieter von Regelungen 
im Mietbereich in besonderem Masse betroffen. 

Da wir, wie erwähnt, die vorgesehenen Regelungen in verschiedener Hinsicht als verfassungswidrig beur-
teilen und die Vorlage u.E. auch gegen das verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot verstösst, gab der 
HEV Zürich ein Rechtsgutachten in Auftrag, um diese Fragen von unabhängiger Stelle untersuchen zu 
lassen. Das aufschlussreiche Resultat dieser Untersuchung liegt mittlerweile vor. Wir reichen die ange-
sprochene Expertise, welche von alt Bundesrichter Dr. Peter Karlen und Dr. Markus Rüssli verfasst worden 
ist, als Beilage zu unserer Stellungnahme ein. 

 

Grundsätzliche Überlegungen zum Gesetzesentwurf 

Der vorliegende Gesetzesentwurf wurde mit der Annahme zweier gleichlautender Motionen im Nationalrat 
(20.3451) und Ständerat (20.3460) ausgelöst. Die Beratungen fanden unter – selbst auferlegtem – grossem 
Zeitdruck statt: Die verschiedenen Vorstösse wurden in der ausserordentlichen Session und in der Som-
mersession der eidg. Räte jeweils gleichzeitig beraten. Die Argumentation, die Dringlichkeit des Geschäftes 
habe dies erforderlich gemacht, ist vor dem Hintergrund, dass es andere bessere Wege zur Lösung der 
durch die Pandemie verursachten wirtschaftlichen Probleme gäbe, wenig überzeugend. 
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Die zeitliche Hektik widerspiegelt sich in der teils sehr oberflächlich geführten Ratsdebatte, in den diversen 
verfassungsrechtlichen Fragen, welche der Gesetzesentwurf aufwirft, aber auch in den verwirrenden und 
widersprüchlichen Aussagen des Bundesrates im Erläuternden Bericht. An dieser Vorlage zeigt sich 
exemplarisch, dass zeitlicher Druck und Unsicherheit für die Umsicht und Sorgfalt, mit welchen gesetzliche 
Regelungen vorbereitet werden sollten, wenig förderlich sind. Die Ideen für erste Vorstösse, welche letztlich 
zum vorliegenden Gesetzesentwurf geführt haben, entstanden denn auch in Sitzungen der Kommissionen 
für Wirtschaft und Abgaben, welche noch während des Lockdowns stattfanden – also in einer Zeit, in der 
man keinerlei Vorstellungen über die gesundheitlichen Auswirkungen bzw. zeitlichen und wirtschaftlichen 
Folgen der Pandemie hatte1. 

Der Erläuternde Bericht äussert sich nicht ausdrücklich zum Zweck des vorliegenden Gesetzesentwurfs, 
ebenso wenig enthält dieser einen Zweckartikel. Dies ist ein weiterer Hinweis darauf, dass die Vorlage als 
eigentliches Bastelwerk zu qualifizieren ist, welches diverse Zwecksetzungen vermengt: Sie verfolgt miet-
rechtliche, aber gleichzeitig auch konjunkturpolitische Ziele und ist letztlich eine Folge gesundheitspolitisch 
motivierter Anordnungen.  

Zudem kann die Notwendigkeit der vorgesehen staatlichen Eingriffe nicht untermauert werden: Weder kann 
der Nachweis, dass in der Mehrheit der betroffenen Fälle noch keine Lösung gefunden worden ist, erbracht 
werden, noch liegt ein Nachweis dafür vor, dass tatsächlich eine massive Konkurswelle von Geschäftsmie-
tern bevorsteht. 

Generell erwecken die Vorlage wie auch die ihr zugrundeliegenden Motionen den Eindruck, die Politik fühle 
sich verpflichtet, «etwas zu machen» - ohne dass sich die Räte die erforderliche Zeit und Ruhe genommen 
hätten, um in einer vertieften Diskussion zu erörtern, wie die sich stellenden Fragen am besten einer Lö-
sung zugeführt werden können. 

Dass der Bundesrat eingesteht, die von den Motionen verlangten Massnahmen seien «unter dem Blick-
winkel der verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung nicht leicht einzuordnen»2, spricht Bände. Für die 
Landesregierung kommt «am ehesten» Art. 100 BV als Kompetenzgrundlage für die angestrebten Mass-
nahmen in Frage. Diese Bestimmung will dem Bundesrat ermöglichen, Konjunkturpolitik zu betreiben, um 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung zu beeinflussen. Dass dies gelingen könnte, sei, so der Bundesrat, 
«im vorliegenden Fall nicht auszuschliessen, auch wenn konjunkturpolitische Massnahmen normalerweise 
präventiv wirken sollen und es hier um einen retrospektiven Eingriff geht»3. 

Wenn das Vorliegen einer Verfassungskompetenz zweifelhaft ist und bei derjenigen Bestimmung, welche 
behelfsweise herangezogen wird, die gewünschte Wirkung nicht etwa gegeben, sondern bloss «nicht aus-
zuschliessen» ist, gibt es nur eine Erkenntnis: Die Vorlage ist zurückzuweisen, weil sie offensichtlich 
nicht geeignet ist, die anstehenden Probleme zu lösen. Vor diesem Hintergrund lehnt der HEV Zü-
rich den vorliegenden Gesetzesentwurf ab.  

 

Beurteilung aus juristischer Sicht 

Zunächst gilt es die Frage der Verfassungsmässigkeit des vorliegenden Gesetzesentwurfs zu klären. Vor 
dem Hintergrund, dass der vorliegende Entwurf gravierende Eingriffe in verfassungsmässig garantierte 
Rechte von Bürgern und Unternehmen zur Folge hat, wiegt diese Frage umso schwerer. Umso erstaunli-
cher mutet an, dass dieser Punkt in der parlamentarischen Debatte nicht vertieft diskutiert wurde, obwohl 
die entsprechende Frage mehrfach aufgeworfen worden ist.  

Im Erläuternden Bericht ist zu Recht festgehalten, dass es «offensichtlich» sei, dass sich die Vorlage nicht 
auf die Notrechtskompetenz des Bundesrates (Art. 185 Abs. 3 BV) abstützen kann4. Weiter hält die Lan-
desregierung, wie oben erwähnt, fest, die verlangten Massnahmen seien in Bezug auf die Kompetenzord-
nung der Bundesverfassung «nicht leicht einzuordnen». Für eine verfassungsrechtliche Abstützung käme 

                                                      
1 Vgl. (statt vieler) die Medienmitteilungen der WAK-S vom 6. April 2020 bzw. der WAK-N vom 14. April 2020. 
2 Erläuternder Bericht, S. 17. 
3 a.a.O. 
4 a.a.O.  
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«am ehesten» Artikel 100 BV in Frage. Diese Argumentation beobachten wir mit Sorge: Liegt keine ein-
deutige Bundeskompetenz vor, ist von einer gesetzlichen Regelung abzusehen, denn die Bundes-
verfassung normiert die Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Kantonen erschöpfend. 

Entgegen der hier vertretenen Auffassung – dies sei der Vollständigkeit halber angeführt – kommt das 
beigefügte Gutachten zum Schluss, dass der Bund über eine hinreichende Kompetenz für den Erlass eine 
solchen Gesetzes verfügen würde. Die Autoren verweisen auf die Artikel 118 sowie 109 bzw. 122 BV5. 

Doch selbst bei Bejahung einer verfassungsrechtlichen Kompetenzgrundlage muss der vorliegende Ge-
setzesentwurf in verschiedener Hinsicht als verfassungswidrig beurteilt werden6: 

 Die vorgesehene Reduktion des Miet- und Pachtzinses für die von der Schliessung betroffenen 
Mieter und Pächter ist mit der Wirtschaftsfreiheit und dem Grundsatz der Wettbewerbsneutra-
lität staatlichen Handelns nicht vereinbar. Die vorgeschlagene Ungleichbehandlung der ein KMU 
betreibenden Mieter und Pächter gegenüber den ein KMU betreibenden Eigentümern von Geschäfts-
räumen ist weder konjunkturpolitisch noch aus Sicht des Mieterschutzes vertretbar. Die angestrebte 
Besserstellung von Mietern und Pächtern führt zu einer rechtswidrigen Marktverzerrung, indem die 
Rechtsstellung – und damit auch die wirtschaftliche Situation – der ein KMU führenden Mieter und 
Pächter gegenüber ihren Mitkonkurrenten verbessert wird. Unternehmer, deren Betrieb sich in einer 
eigenen Liegenschaft befindet, müssen die finanziellen Konsequenzen der notrechtlich erfolgten Be-
triebsschliessung vollumfänglich selber tragen, während eingemietete Unternehmer von ihrer Pflicht 
zur Zahlung des Miet- oder Pachtzinses zu einem grossen Teil befreit werden.  

Bei diesen Überlegungen geht überdies vergessen, dass die ein KMU führenden Eigentümer von Ge-
schäftsräumen vergleichbare Kosten für die Geschäftslokale haben. Sie schulden die Zinsen jedoch 
nicht einem Vermieter, sondern Banken oder anderen Gläubigern. 

 Die vorgesehene Miet- und Pachtzinsreduktion ist mit der Eigentumsgarantie nicht vereinbar. 
Der angestrebte Eingriff in vertragliche Ansprüche von Vermietern und Verpächtern ist unverhältnis-
mässig. Weder kann nachgewiesen werden, dass tatsächlich eine massive Konkurswelle von Ge-
schäftsmietern bevorsteht, deren Ursache die notrechtsbedingten Betriebsschliessungen bilden, noch 
ist klar, ob eine solche mittels des Zwangserlasses verhindert werden könnte. Der Eingriff erfolgt zu-
dem völlig undifferenziert, indem er sich nicht auf Geschäftsmieter beschränkt, die aufgrund einer 
notrechtlich angeordneten Massnahme in eine finanzielle Notlage geraten, sondern in genereller 
Weise vertragliche Ansprüche unabhängig von der jeweiligen finanziellen Situation rückwirkend aber-
kennen will. Von einer solchen staatlichen Intervention würden damit auch zahlreiche Mieter von Ge-
schäftsräumen profitieren, die nicht in eine Notlage geraten sind.  

 Sodann ist die Reduktion des Miet- oder Pachtzinses auf einen Satz von 40 Prozent mit dem 
Grundsatz der Rechtsgleichheit nicht vereinbar. Es ist unter keinem Titel zu rechtfertigen, die Ver-
mieter bzw. Verpächter stärker zu belasten als die Mieter oder Pächter, da sie von der Situation gleich-
ermassen betroffen sind. Die Behauptung, dass Vermieter und Verpächter wirtschaftlich belastbarer 
sind als Mieter und Pächter, ist nicht belegbar. Die festgelegte Höhe der zu entrichtenden Zinse ent-
springt denn auch nicht einer wirtschaftlichen Logik oder einer juristischen Argumentation, sondern ist 
vielmehr das Resultat eines eigentlichen Seilziehens – Verhandlungen, die man ihrer Charakteristik 
nach eher einem orientalischen Basar als einem modernen Rechtsstaat zuordnen würde. 

Aus rechtlicher Sicht bleibt anzufügen, dass das Argument der Opfersymmetrie dem Mietrecht fremd 
ist, da Miete und Pacht als zweiseitige Austauschverträge zu qualifizieren sind, bei welchen – im Un-
terschied zu Gesellschaften – die Vertragsparteien das wirtschaftliche Risiko nicht gemeinsam tra-
gen7. 

 

  

                                                      
5 Rechtsgutachten Covid-19-Geschäftsmietegesetz, S. 35, Rz. 73. 
6 Vgl. hierzu die Ausführungen und Argumente im beigefügten Rechtsgutachten zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz. 
7 Rechtsgutachten Covid-19-Geschäftsmietegesetz, S. 19, Rz 34, und S. 12, Rz. 13. 
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Beurteilung aus politischer Sicht 

Dass die Schliessung von Gewerbebetrieben verschiedenenorts finanzielle Einbussen verursacht hat, ist 
unbestritten. Die Auswirkungen der Betriebsschliessungen oder Betriebseinschränkungen unterscheiden 
sich allerdings je nach Branche stark. Weiter ist unbestritten, dass weder die Mieter noch die Vermieter ein 
Verschulden an dieser Schliessung trifft. Die Verantwortung für die angesprochenen Massnahmen tragen 
die zuständigen Behörden. 

Im Gegensatz zu anderen Gesetzen enthält das Epidemiengesetz jedoch keine Entschädigungsregelung 
bzw. beschränkt die Ersatzpflicht des Bundes für rechtmässig verursachte Schäden auf bestimmte Mass-
nahmen gegenüber einzelnen Personen8. Dies wiederum kann keine Rechtfertigung dafür sein, in beste-
hende privatrechtliche Vertragsverhältnisse einzugreifen und die Vermieter bzw. Verpächter einseitig zum 
Tragen des entstandenen Schadens zu verpflichten. 

Aus politischer Sicht sind folgende Überlegungen anzuführen: 

 Notsituationen können überraschend und in verschiedener Schwere eintreten. In einer freien Markt-
wirtschaft obliegt es grundsätzlich der Selbstverantwortung jedes Einzelnen, für solche Situationen 
vorzusorgen und entsprechende Reserven anzulegen. Freiheit – und damit auch die unternehmeri-
sche Freiheit – ist immer mit Verantwortung verbunden. Vor diesem Hintergrund sind gezielte Mass-
nahmen zur Linderung der Not in bestimmten, besonders schweren Fällen begrüssenswert, nicht je-
doch staatliche Interventionen nach dem Giesskannenprinzip. 

 In Notsituationen kommt der Gewährleistung der Rechtssicherheit eine besonders grosse Bedeu-
tung zu. Können Rechtssicherheit und politische Stabilität nicht gewährleistet werden, verschlimmert 
dies nicht nur die Notsituation, sondern fügt dem Wirtschafts- und Werkplatz überdies langfristige 
Standort- und Wettbewerbsnachteile zu. Darum ist gerade auch in solchen Situationen die Einhaltung 
der verfassungsrechtlichen Grundregeln von elementarer Bedeutung. Von Eingriffen in Grundrechte 
oder privatrechtlich geregelte Bereiche ist, wenn immer möglich, abzusehen. Für den Erlass von Re-
gelungen ist das Vorliegen einer Verfassungskompetenz zwingend erforderlich. Einen staatlich er-
zwungenen Mieterlass auf Kosten der Vermieter lehnen wir darum dezidiert ab. 

 Vielmehr ist es Aufgabe der betroffenen Mietparteien, situationsgerechte Lösungen auszuarbeiten, 
wo dies erforderlich ist. Das ist in einer Vielzahl von Fällen auch bereits erfolgt: Zahlreiche Vermieter 
sind ihren Geschäftsmietern mit Mieterlassen, Stundungen oder anderen Erleichterungen entgegen-
gekommen. Diese verantwortungsbewusst handelnden Vermieter würden mit einem solchen Gesetz 
nicht nur vor den Kopf gestossen: Ein solches Gesetz würde etwelche Rechtsunsicherheit und wohl 
auch zahlreiche Verfahren provozieren. 

 Der Versuch des Bundesrats, Artikel 100 BV behelfsweise als Kompetenzgrundlage herbeizuzie-
hen, ist untauglich. Die Konjunkturpolitik umfasst als Teil der allgemeinen Wirtschaftspolitik «all jene 
behördlichen Massnahmen, die darauf ausgerichtet sind, die Konjunktur oder die allgemeine Wirt-
schaftslage zu beeinflussen. Konjunktur ist Gesamtwirtschaftspolitik»9. Der vorliegende Gesetzesent-
wurf vermag keine gesamtwirtschaftliche Ausstrahlungskraft zu entfalten: Die Bestimmungen greifen 
rückwirkend in bestimmte privatrechtliche Verträge ein und haben nur in einzelnen Bereichen eine 
Wirkung. Die Massnahmen sind nicht zukunftsgerichtet und vermögen die künftige Konjunk-
turentwicklung nicht zu beeinflussen. 

 Der Miet- oder Pachtzins ist kein geeignetes Kriterium, um Unterstützungsleistungen für pande-
miebedingte Einbussen zu regeln10. Bei der Diskussion der durch verschiedene Mieter- und Branchen-
verbände vorgebrachten Anliegen ging vergessen, dass die Auswirkungen der Betriebsschliessungen 
je nach geschäftlicher Tätigkeit und betrieblicher Kostenstruktur sehr verschieden sind. Pauschal am 

                                                      
8 Vgl. Art. 63 ff. des Epidemiengesetzes (EpG, SR 818.101). 
9 René Rhinow/Gerhard Schmid/Giovanni Biaggini/Felix Uhlmann, Öffentliches Wirtschaftsrecht, 2. Aufl., Basel 2011, S. 455, Rz. 5. 
10 Rechtsgutachten Covid-19-Geschäftsmietegesetz, S. 37, Rz. 82. 
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Miet- und Pachtzins anzuknüpfen, ist nicht zielführend – namentlich auch darum, weil diese Anknüp-
fung zu Wettbewerbsverzerrungen gegenüber den ein KMU betreibenden Eigentümern von Liegen-
schaften führt. 

 

Weiterführende Gedanken 

Aus Sicht des HEV Zürich wäre der Bundesrat gut beraten, wie folgt vorzugehen. 

 Zunächst ist der Grundsatz der Selbstverantwortung zu beherzigen. Es ist zu untersuchen, in wie 
vielen Fällen, in denen tatsächlich ein ernsthaftes Problem für die Geschäftsmieter besteht, bereits 
ohne staatliches Zutun eine Lösung zwischen den Vertragspartnern gefunden werden konnte. Der 
HEV Zürich ist überzeugt, dass die Zahl der Fälle, in welchen bereits eine Lösung gefunden worden 
ist, wesentlich höher ist als bisweilen in der politischen Debatte behauptet. 

 Sieht sich der Staat gezwungen, aktiv zu werden, sind Lösungen zu finden, welche weder in privat-
rechtliche Vertragsverhältnisse eingreifen noch verfassungsmässig garantierte Rechte von Bürgern 
oder Unternehmen verletzen. Im Vordergrund stehen Modelle, wie sie z.B. im Kanton Basel-Stadt 
gefunden worden sind11: Ist der Vermieter bereit, für drei Monate auf einen Drittel des Mietzinses zu 
verzichten, bezahlt der Mieter nur ein Drittel, während das dritte Drittel vom Kanton übernommen und 
dem Vermieter überwiesen wird. Diese Lösung ist fakultativ, aber verbindlich für den Fall, dass sich 
Mieter und Vermieter darauf einigen. Dieser Ansatz ist pragmatisch und respektiert gleichzeitig die 
verfassungsmässigen Rechte wie auch die Privatsphäre. 

 Schliesslich ist zu überlegen, ob die im Epidemiengesetz festgehaltene Ersatzpflicht des Bundes 
für rechtmässig verursachte Schäden nicht erweitert werden müsste. Vermutlich war man sich der 
Tragweite breitflächiger Betriebsschliessungen bei der Diskussion des Gesetzesentwurfs nicht be-
wusst bzw. man hielt die Wahrscheinlichkeit des Eintretens einer solchen Situation für nicht gegeben. 
Der Befürchtung, dass eine solche Ersatzpflicht des Bundes umfangreiche Mehrkosten zur Folge ha-
ben könnten, ist zu entgegnen, dass eine solche Bestimmung durchaus auch präventive Wirkung 
entfalten könnte, indem die zuständigen Behörden – mit Blick auf drohende Kostenfolgen – bei der 
Anordnung grossflächiger Massnahmen mehr Zurückhaltung üben würden, als dies in den letzten Mo-
naten der Fall war. 

 

Zusammenfassung 

Aus den angeführten Gründen lehnt der HEV Zürich den vorliegenden Gesetzesentwurf ab. Er ist in mehr-
facher Hinsicht verfassungswidrig und erweist sich als untauglich, die vorliegenden Probleme zu lösen. 
Zudem führen die angestrebten staatlichen Eingriffe zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit. 

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Position und die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
 
Freundliche Grüsse 

HEV Zürich 
 
 
 
 
Gregor Rutz, Nationalrat Albert Leiser, Gemeinderat 
Präsident Direktor 

                                                      
11 Dringlicher Grossratsbeschluss zur Ausrichtung von Beiträgen an Vermieterinnen und Vermieter von Geschäftsräumlichkeiten zur 
Unterstützung für basel-städtische Unternehmen im Zusammenhang mit dem Coronavirus (COVID-19_GRB-Mietzinsunterstützung) 
vom 13. Mai 2020 (weiterführende Hinweis auf der Webseite des basel-städtischen Finanzdepartements, www.fd.bs.ch). 
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I. Einleitung 

A. Ausgangslage 

1 Der Bundesrat ordnete zur Bekämpfung der Verbreitung des Coronavirus (COVID-19) 

mit Wirkung ab dem 17. März 2020 die Schliessung öffentlich zugänglicher Einrichtun-

gen wie Einkaufsläden, Märkte, Restaurations-, Bar-, Unterhaltungs- und Freizeitbe-

triebe (Museen, Bibliotheken, Kinos etc.) sowie von Betrieben mit körperbezogenen 

Dienstleistungen (Coiffeure, Massagen etc.) an. Von der Schliessung ausgenommen 

blieben die für die Grundversorgung der Bevölkerung unentbehrlichen Geschäfte wie 

Lebensmittelläden, Apotheken, Poststellen etc.1 Weiter verbot der Bundesrat Gesund-

heitseinrichtungen wie Spitälern, Kliniken, Arztpraxen und Zahnarztpraxen, nicht drin-

gend angezeigte medizinische Eingriffe und Therapien vorzunehmen2. 

2 Einzelne Betriebe (Bau- und Gartenfachmärkte, Betriebe mit personenbezogenen 

Dienstleistungen mit Körperkontakt wie Coiffeure, Massagen, Tattoo-Studios und Kos-

metik) und Einrichtungen zur Selbstbedienung wie Solarien, Autowaschanlagen oder 

Blumenfelder durften ab dem 27. April 2020 bei Umsetzung eines ausreichenden 

Schutzkonzepts wieder öffnen (sog. Transitionsschritt 1)3. Ab dem 11. Mai 2020 wurde 

die Öffnung der meisten Betriebe, die am 17. März 2020 schliessen mussten, wieder 

erlaubt, sofern sie über ein Schutzkonzept verfügten, so insbesondere für Einkaufslä-

den und Märkte, Restaurations- und Dienstleistungsbetriebe, die Schulen der Primar- 

und Sekundarstufe I sowie Kindertagesstätten (sog. Transitionsschritt 2)4. Schliesslich 

konnten ab dem 6. Juni 2020 auch die restlichen von der Schliessung betroffenen Be-

triebe wieder öffnen, so insbesondere alle Schulen, Kinos, Konzertlokale, Theater, Dis-

kotheken, Tanzlokale und Nachtklubs (sog. Transitionsschritt 3)5. 

 
1  Art. 6 Abs. 2 und 3 der COVID-19-Verordnung 2 (SR 818.101.24) in der Fassung vom 16. März 2020, AS 2020 

783. Sämtliche Präsenzveranstaltungen an Schulen und übrigen Ausbildungsstätten waren bereits ab dem 
16. März 2020 untersagt worden; Art. 5 Abs. 1 und Art. 12 Abs. 2 der COVID-19-Verordnung 2 in der ursprüng-
lichen Fassung vom 13. März 2020. 

2  Art. 10a Abs. 2 der COVID-19-Verordnung 2 in der Fassung vom 16. März 2020, AS 2020 783. 
3  Art. 6 Abs. 2 lit. e und Abs. 3 lit. o–q, Art. 6a und betr. Spitäler und Kliniken Art. 10a der COVID-19-Verordnung 2 

in der Fassung vom 16. April 2020, AS 2020 1249. 
4  Art. 5a, 6 Abs. 2 und 3 sowie Art. 6a der COVID-19-Verordnung 2 in der Fassung vom 8. Mai 2020, AS 2020 

1499. 
5  Art. 5 und 6 Abs. 3 sowie Art. 6a der COVID-19-Verordnug 2 in der Fassung vom 27. Mai 2020, AS 2020 1815. 
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3 Zur Milderung der wirtschaftlichen Folgen der angeordneten Schliessungen und Be-

triebseinschränkungen beschloss der Bundesrat eine Reihe von Massnahmen. Unter 

anderem gewährte er Mietern und Pächtern für die zwischen dem 13. März und dem 

31. Mai 2020 fällig gewordenen Zinsen bei Zahlungsrückständen für die Nachzahlung 

eine Fristverlängerung von 30 Tagen auf 90 Tage6. Hingegen sah der Bundesrat be-

wusst davon ab, Massnahmen zu treffen, die direkt in die Miet- und Pachtverhältnisse 

eingreifen. Er forderte Mieter und Vermieter aber auf, im Dialog Lösungen für Mieter zu 

finden, die wegen der Schliessung den geschuldeten Mietzins nicht aufbringen konn-

ten7. 

4 Die Kommissionen für Wirtschaft und Abgaben des National- und des Ständerats un-

terbreiteten am 12. bzw. 19. Mai 2020 ihren Räten zwei übereinstimmende Motionen, 

die den Bundesrat beauftragen, eine Vorlage auszuarbeiten, nach der Betreiber von 

Restaurants und der weiteren vom Bundesrat geschlossenen Betriebe ihrem Vermieter 

während der Schliessungszeit nur 40% der Miete schulden8. Die Motionen wurden in 

den Räten am 4. bzw. 8. Juni 2020 angenommen. Der Bundesrat hat am 1. Juli 2020 

einen Entwurf für ein Covid-19-Geschäftsmietegesetz in die Vernehmlassung ge-

schickt, mit dem die beiden Motionen umgesetzt werden sollen9. Mitte September 2020 

soll für dieses neue Gesetz die Botschaft des Bundesrats an das Parlament verab-

schiedet werden. In der Wintersession soll die Vorlage von beiden Räten als dringliches 

Bundesgesetz beschlossen werden. Das Gesetz soll rückwirkend auf den 17. März 

2020 in Kraft treten10. 

5 Der Bundesrat hat ausserdem am 19. Juni 2020 die Vernehmlassung zu einem Entwurf 

für ein Covid-19-Gesetz eröffnet, das die rechtlichen Grundlagen für eine Verlängerung 

der vom Bundesrat getroffenen Massnahmen schaffen soll. Der Entwurf ist in der Ver-

nehmlassung mehrheitlich auf Ablehnung gestossen. 

 
6  Art. 2 und 4 COVID-19-Verordnung Miete und Pacht vom 27. März 2020, SR 221.213.4. 
7  Medienmitteilung vom 8. April 2020; vgl. Erläuternder Bericht, S. 4. 
8  WAK-Motionen Nr. 20.3451 und 20.3460. 
9  BBl 2020 6025. 
10  So der Zeitplan gemäss dem Erläuternden Bericht, S. 15 und 18. 
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B. Auftrag 

6 Der Hauseigentümerverband Zürich hat am 7. Juli 2020 die Gutachter beauftragt, die 

Verfassungsmässigkeit der Vernehmlassungsvorlage für ein Covid-19-Geschäftsmie-

tegesetz zu prüfen. Weiter soll untersucht werden, inwieweit der Staat verfassungs-

rechtlich verpflichtet ist, für Schäden, die durch die Schliessung von Gewerbebetrieben 

entstanden sind, Ersatz zu leisten. 

7 Im Rahmen des vorliegenden Gutachtens ist im Einzelnen zu folgenden Fragen Stel-

lung zu nehmen: 

1. Ist der in die Vernehmlassung gegebene Entwurf eines Covid-19-Geschäftsmiete-

gesetzes mit der Bundesverfassung vereinbar? Insbesondere: 

a.  Verfügt der Bund über eine hinreichende Kompetenz zum Erlass eines Geset-

zes in dieser Angelegenheit? 

b. Ist die vorgesehene Reduktion des Miet- und Pachtzinses für die von der 

Schliessung betroffenen Mieter und Pächter mit der Wirtschaftsfreiheit und 

dem Grundsatz der Wettbewerbsneutralität staatlichen Handelns vereinbar? 

c.  Ist die vorgesehene Miet- und Pachtzinsreduktion mit der Eigentumsgarantie 

vereinbar? 

d. Ist die Reduktion auf einen Satz von 40 Prozent des massgebenden Miet- oder 

Pachtzinses mit dem Grundsatz der Rechtsgleichheit vereinbar? 

e. Verstösst die vorgesehene rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes auf den 

17. März 2020 gegen das verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot? 

2. Verpflichtet das Verfassungsrecht den Gesetzgeber, die von der Schliessung be-

troffenen Gewerbetreibenden finanziell zu unterstützen? Welche verfassungs-

rechtlichen Vorgaben hat der Gesetzgeber bei einer finanziellen Unterstützung zu 

beachten? 
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II. Zweck, Inhalt und rechtliche Einordnung des geplanten Covid-19-

Geschäftsmietegesetzes 

8 Der in die Vernehmlassung gegebene Gesetzesentwurf verfolgt nicht einen einheitli-

chen Zweck, sondern verknüpft mehrere Zielsetzungen miteinander. Es ist deshalb er-

forderlich, vor der Prüfung der Verfassungsmässigkeit der Vorlage ihren Zweck und 

Inhalt sowie ihre rechtliche Einordnung zu untersuchen. 

A. Zweck 

9 Die Gesetzesvorlage enthält keinen Zweckartikel, und auch der Erläuternde Bericht 

äussert sich nicht ausdrücklich zum Zweck des geplanten Gesetzes. Dieser ist deshalb 

anhand der Motionen, die dem Gesetzesentwurf zugrunde liegen, und insbesondere 

der darüber geführten parlamentarischen Debatten zu ermitteln. Dabei ist zu beachten, 

dass die politische Auseinandersetzung in den Räten eine Entwicklung durchgemacht 

hat. Bereits in der ausserordentlichen Session im Mai 2020 wurde über Motionen mit 

einer ähnlichen Zielsetzung diskutiert11. Die beiden Räte konnten damals jedoch keine 

Einigung finden. Die beiden Motionen, die von den Räten am 4. bzw. 8. Juni 2020 

angenommen wurden, sind das Ergebnis eines zähen Ringens. Sie wurden im Parla-

ment unter hohem Zeitdruck verabschiedet und als letztmöglicher Kompromiss be-

zeichnet, um das Scheitern der Vorstösse zu vermeiden. 

10 Bei der Gesetzesvorlage handelt es sich nach der Auffassung der parlamentarischen 

Mehrheit in erster Linie um eine Unterstützungsmassnahme für die ein kleines oder 

mittleres Unternehmen (KMU) führenden Mieter und Pächter, die ihren Betrieb wegen 

der Pandemie schliessen oder einschränken mussten. Gleich wie die bereits vom Bun-

desrat beschlossenen Unterstützungsmassnahmen soll die Vorlage dazu beitragen, 

Konkurse und Arbeitslosigkeit zu verhindern12. Die Gesetzesvorlage verfolgt damit in-

soweit den gleichen Zweck wie die bereits erwähnte bundesrätliche Verordnung, wel-

che die Fristen bei Zahlungsrückständen verlängerte (vgl. vorn Rz. 3). 

 
11  WAK-Motionen Nr. 20.3142 (Nationalrat) und 20.3161 (Ständerat). 
12  Exemplarisch die Voten der Kommissionssprecher NR Regula Rytz und SR Christian Levrat, AB 2020 N 663 

und 2020 S 396. 
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11 Die vorgesehene Unterstützung soll allerdings nicht eine blosse Überbrückungshilfe 

darstellen, wie dies bei der genannten Verordnung der Fall ist. Vielmehr sollen die ein 

KMU führenden Mieter und Pächter durch eine Zinsreduktion während der Schlies-

sungszeit eine definitive finanzielle Entlastung erlangen. Es gelte, nicht nur Konkurse 

abzuwenden, sondern auch zu verhindern, dass die kleingewerblichen Mieter und 

Pächter einen «Schuldenrucksack» in die «Recovery-Phase» nehmen müssten13. 

12 Die erwähnte finanzielle Unterstützung der kleingewerblichen Mieter und Pächter soll 

nach dem Willen der Parlamentsmehrheit durch eine mietrechtliche Sondernorm, die 

von den Bestimmungen des Obligationenrechts abweicht, erreicht werden. Die Unter-

stützung soll grundsätzlich durch die Vermieter und Verpächter geleistet werden, indem 

während der Schliessungszeit ihr nach Obligationenrecht bestehender Miet- oder 

Pachtzinsanspruch auf 40% gekürzt wird. Es war zwar in den Räten unbestritten, dass 

der Bund die Schliessung der Gewerbebetriebe angeordnet und damit die finanziellen 

Einbussen verursacht hat. Ebenso war unbestritten, dass weder die Mieter und Pächter 

noch die Vermieter und Verpächter ein Verschulden an der Schliessung trifft. Doch 

geht die Ratsmehrheit davon aus, dass sich die Schliessung in unterschiedlicher Weise 

auf die Miet- und Pachtverhältnisse ausgewirkt habe. Dies rechtfertige für die Schlies-

sungszeit einen Eingriff in die bestehenden Miet- und Pachtverhältnisse. 

13 Diese Sicht der Parlamentsmehrheit stützte sich auf mehrere Überlegungen14. Zu-

nächst wurde ausgeführt, die krisenbedingte Schliessung habe zu einer Störung der 

Äquivalenz des Mietverhältnisses geführt. Es gehe nicht an, dass die Mieter und Päch-

ter allein die krisenbedingten Nachteile tragen müssten, die Vermieter und Verpächter 

dagegen unbehelligt blieben. Anzustreben sei vielmehr eine Opfersymmetrie, d.h. Mie-

ter und Pächter sowie Vermieter und Verpächter hätten beide Opfer zu erbringen. 

14 Weiter wurden ökonomische Gründe ins Feld geführt. Es sei angezeigt, dass Vermieter 

und Verpächter den von der Schliessung betroffenen Gewerbebetrieben entgegenkä-

men, da ihnen ein Konkurs ihrer Mieter oder Pächter in manchen Fällen grösseren 

Schaden verursache als eine Zinsreduktion. Denn sie müssten bei Beendigung des 

 
13  So die Kommissionssprecherin NR Regula Rytz, AB 2020 N 664. 
14  Sie wurden in der parlamentarischen Debatte von einer Vielzahl von Rednern in verschiedenen Zusammenhän-

gen immer wieder vorgebracht. Es wird darauf verzichtet, sie im Einzelnen zu belegen. 
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Mietverhältnisses wegen Zahlungsrückständen nachher mit einem Leerstand ihrer 

Miet- oder Pachtobjekte rechnen. 

15 Schliesslich wurden auch mietrechtliche Gründe angeführt. Mieter und Pächter hätten 

aufgrund der Schliessung – auch wenn sie nicht vom Vermieter oder Verpächter ver-

schuldet sei – Anspruch auf Herabsetzung des Miet- bzw. Pachtzinses. Es gehe darum, 

eine Prozesslawine zu verhindern und für die ein KMU führenden Mieter und Pächter, 

die sich aus Kostengründen ein gerichtliches Verfahren nicht leisten könnten, Rechts-

sicherheit zu schaffen. 

16 Die Parlamentsminderheit widersprach allen diesen Argumenten15. Sie lehnte – gleich 

wie der Bundesrat – einen Eingriff in die obligationenrechtlichen Vertragsbeziehungen 

ab. Auch die Mehrheit räumte ein, dass der vorgesehene Eingriff nicht in allen Fällen 

zweckmässig sei. Um rasch Rechtssicherheit herstellen zu können, sei eine Pauschal-

lösung aber unumgänglich. Ausserdem sei lediglich eine subsidiäre Lösung vorzuse-

hen, die keine Anwendung finde, wenn eine ausdrückliche Einigung der Vertragspar-

teien oder ein rechtskräftiges Gerichtsurteil vorliege. 

17 Zusammenfassend soll die Gesetzesvorlage nach Auffassung der Parlamentsmehrheit 

den ein KMU führenden Mietern und Pächtern, die durch die Geschäftsschliessung 

Einbussen erlitten haben, rasch finanzielle Unterstützung gewähren, um so ihre Wei-

terexistenz zu erleichtern. Dies soll durch eine obligationenrechtliche Sonderregelung 

erfolgen, die den Miet- und Pachtzins für die Schliessungszeit in pauschaler Weise auf 

40% herabsetzt und auf diese Weise rasch Rechtssicherheit herstellt. 

B. Inhalt 

18 Den Hauptteil der Gesetzesvorlage bilden entsprechend dem dargestellten Zweck die 

obligationenrechtlichen Sondernormen über den geschuldeten Miet- und Pachtzins 

während der Schliessungszeit bzw. bei Gesundheitseinrichtungen des eingeschränk-

ten Betriebs (Art. 2–6; dazu nachstehend Ziff. 1). Weiter enthält die Vorlage in Art. 7–9 

 
15  Vgl. aus den Debatten im National- und Ständerat namentlich die Voten von NR Olivier Feller (AB 2020 N 666), 

SR Hannes Germann (AB 2020 S 397), SR Martin Schmid (AB 2020 S 397 f.), SR Brigitte Häberli-Koller (AB 
2020 S 399) und SR Daniel Fässler (AB 2020 S 401 f.). 
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Regelungen zum Entschädigungsanspruch von Vermietern und Verpächtern, die we-

gen Miet- oder Pachtzinsausfällen in eine wirtschaftliche Notlage geraten (vgl. dazu 

Ziff. 2). Schliesslich enthält die Vorlage weitere untergeordnete Bestimmungen (vgl. 

dazu Ziff. 3). 

1. Vorübergehende Reduktion des Miet- und Pachtzinses 

19 Art. 5 und 6 der Gesetzesvorlage setzen den geschuldeten Miet- und Pachtzins unter 

gewissen Voraussetzungen auf 40% des vereinbarten Nettozinses fest. Dadurch wer-

den Art. 257 und 281 OR, wonach Mieter und Pächter grundsätzlich den vollen verein-

barten Miet- oder Pachtzins schulden, für die Schliessungszeit ausser Kraft gesetzt. 

Die vorgesehenen Bestimmungen stellen eine Sonderregel zu Art. 259d und 288 OR 

dar, indem sie für alle Fälle einen einheitlichen schliessungsbedingten Herabsetzungs-

anspruch von 60% des Nettozinses festlegen. Es handelt sich somit um eine pauschale 

Zinsreduktion, welche die Umstände des Einzelfalls ausser Acht lässt16. Nach Schät-

zungen des Bundes gehen den Vermietern und Verpächtern durch die Anwendung 

dieser Sonderregel rund 212 Mio. Franken verloren17. 

20 Der besondere, auf 40% begrenzte Miet- und Pachtzins kommt unter folgenden Vo-

raussetzungen zur Anwendung (Art. 2 und 3 der Gesetzesvorlage)18: 

– es muss sich um eine Miete oder Pacht von Geschäftsräumen handeln; 

– die Geschäftsräume müssen öffentlich zugänglich sein und von der Schliessung 

bzw. bei Gesundheitseinrichtungen von einer Einschränkung des Betriebs auf-

grund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus betroffen 

sein (vgl. vorn Rz. 1 f.); 

– der vereinbarte Miet- oder Pachtzins darf monatlich maximal 20 000 Franken be-

tragen; 

 
16  Die Parlamentsmehrheit war sich bewusst, dass die Miet- und Pachtzinsreduktion auch in Fällen Anwendung 

finden kann, in denen der Mieter oder Pächter darauf mit Blick auf seine Weiterexistenz nicht angewiesen ist; 
vgl. die Kommissionssprecherin NR Regula Rytz, AB 2020 N 664. 

17  Erläuternder Bericht, S. 16. 
18  Nach Schätzungen des Bundes dürften rund 80 000 Miet- und Pachtverhältnissen in den Anwendungsbereich 

der Sonderregelung fallen; vgl. Erläuternder Bericht, S. 15 f. 
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– es darf keine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien über die Höhe des Miet- 

oder Pachtzinses während der Schliessung bzw. Betriebseinschränkung beste-

hen; 

– es darf kein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorliegen. 

21 Die Herabsetzung des Miet- und Pachtzinses auf 40% setzt nach dem Ausgeführten 

keine wirtschaftliche Notlage seitens der begünstigten Mieter oder Pächter voraus. Hin-

gegen soll durch die betragsmässige Begrenzung des Zinses die Anwendung der Son-

derregelung auf KMU beschränkt bleiben. Nach Auffassung der Parlamentsmehrheit 

sind diese besonders stark von den pandemiebedingten Einschränkungen betroffen, 

weil bei ihnen der Miet- oder Pachtzins einen grossen Fixkostenblock ausmache, der 

sie bei ausfallenden oder stark reduzierten Einnahmen besonders rasch in einen wirt-

schaftlichen Engpass führe. Im Nationalrat wurde ausgeführt, der Betrag von 20 000 

Franken pro Monat entspreche dem Mietzins, den «ein normales, kleineres Kleiderge-

schäft in der Stadt Bern, Lausanne oder Zürich» bezahle19. 

22 Die vorgeschlagene Regelung hat ausserdem nur subsidiären Charakter. Sie kommt 

nicht zum Zug, wenn sich die Parteien über die Höhe des Miet- oder Pachtzinses wäh-

rend der Schliessung bzw. Betriebseinschränkung geeinigt haben oder noch einigen 

können. Auch rechtskräftige Gerichtsurteile über die Höhe des geschuldeten Miet- oder 

Pachtzinses bleiben unberührt. 

23 Schliesslich enthält die Gesetzesvorlage in Art. 3 Abs. 2 eine Ausstiegsklausel: Jede 

Vertragspartei kann bei einem monatlichen Miet- oder Pachtzins von 15 000–20 000 

Franken auf die Anwendung der Zinsreduktion verzichten. Ob ein Ausstieg interessant 

ist, hängt von der konkreten Situation ab. Verzichtet ein Vermieter oder Verpächter auf 

die Anwendung der Regelung gemäss Gesetzesvorlage, riskiert er allenfalls, dass ein 

Gericht eine höhere Mietzinsherabsetzung festlegt; ausserdem kann er bei einem Ver-

zicht keine Entschädigung nach Art. 7 der Gesetzesvorlage beanspruchen. 

 
19  So die Kommissionssprecherin NR Regula Rytz, AB 2020 N 663. 
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2. Entschädigungsanspruch bei wirtschaftlicher Notlage des Vermieters oder 

Verpächters 

24 Die Reduktion des Zinses auf 40% des vereinbarten Entgelts kann den Vermieter oder 

Verpächter in wirtschaftliche Schwierigkeiten bringen. Art. 7 der Gesetzesvorlage 

räumt ihnen deshalb in einem solchen Fall einen Entschädigungsanspruch gegenüber 

dem Bund ein. Dabei müssen die betroffenen Vermieter oder Verpächter ihre wirt-

schaftliche Notlage belegen. Es erfolgt eine Einzelfallprüfung. Allerdings sind vom 

Nachweis der Notlage Vermieter befreit, welche die reine Kostenmiete anwenden, was 

insbes. für Wohnbaugenossenschaften zutrifft. Die Vorlage enthält im Zusammenhang 

mit der Geltendmachung der Entschädigungsansprüche ebenfalls eine Bestimmung 

zum Rechtsschutz (Art. 8) sowie eine Strafnorm (Art. 9). 

25 Die Gesetzesvorlage sieht eine Plafonierung der finanziellen Mittel für die Auszahlung 

der Entschädigungsansprüche vor. Die zur Verfügung stehende Summe beträgt 

20 Mio. Franken, wodurch die Anwendung der Ausgabenbremse nach Art. 159 Abs. 3 

lit. b BV vermieden wird20. Durch diese Begrenzung können möglicherweise nicht alle 

Härtefälle auf der Vermieter- und Verpächterseite abgewendet werden. 

3. Vollzugsbestimmungen 

26 Die Vorlage weist den Vollzug des Gesetzes dem Bundesrat zu (Art. 10). Wie erwähnt 

soll das Gesetz dringlich erklärt werden und rückwirkend auf den 17. März 2020 in Kraft 

treten. Es soll dem fakultativen Referendum unterstehen (Art. 11). 

C. Rechtliche Einordnung 

27 Es ist nicht einfach, die Gesetzesvorlage in die gängigen rechtlichen Kategorien einzu-

ordnen, weil sie Normen unterschiedlichen Charakters vereinigt. Für die Beurteilung 

der Verfassungsmässigkeit genügt es, die Vorlage unter jenen Gesichtspunkten zu 

qualifizieren, die verfassungsrechtlich relevant sind.  

 
20  Vgl. auch Erläuternder Bericht, S. 18. 



Hauseigentümerverband Zürich 

Rechtsgutachten Covid-19-Geschäftsmietegesetz 

 17 | 38 

1. Betroffene Sachbereiche und verwendete Instrumente 

28 Die Gesetzesvorlage regelt einen Teil der finanziellen Folgen der Massnahmen, die 

der Bundesrat gestützt auf die ausserordentliche Lage gemäss Art. 7 EpG angeordnet 

hat. Sie bezieht sich auf jene Schäden, welche die Geschäftsschliessungen und Be-

triebseinschränkungen von Gesundheitseinrichtungen für Mieter und Pächter bewirkt 

haben. Die Vorlage ergänzt die Entschädigungsregelung von Art. 63 ff. EpG, die nur 

bei bestimmten im Gesetz genannten Fällen zum Zug kommt21. Mit Blick auf den die 

finanziellen Folgen auslösenden Tatbestand lassen sich die Regelungen der Geset-

zesvorlage dem Epidemienrecht und allgemeiner dem Gesundheitsrecht zurechnen. 

Allerdings sind die daran geknüpften Rechtsfolgen unterschiedlicher Natur und über-

schneiden sich mit anderen Rechtsbereichen. 

29 So treffen die Art. 2–6 für bestimmte Miet- und Pachtverhältnisse eine Sonderregelung 

hinsichtlich der Höhe des geschuldeten Zinses. Dies könnte nahelegen, sie dem Zivil-

recht zuzuordnen. Dafür könnte auch sprechen, dass die genannten Bestimmungen 

nach der Auffassung der Parlamentsmehrheit zwischen den Vertragsparteien einen In-

teressenausgleich herbeiführen sollen, der den besonderen Umständen der Pandemie 

Rechnung trägt. Gegen eine Qualifikation als Zivilrecht lässt sich jedoch einwenden, 

dass die finanziellen Einbussen ihren Grund nicht im Vertragsrecht, sondern in der 

Seuchenbekämpfung haben und nur vorübergehend Geltung beanspruchen. Die 

Art. 2–6 erscheinen so gesehen als öffentlich-rechtliche Normen, welche die zivilrecht-

lichen Bestimmungen des OR vorübergehend überlagern. Diese Sicht wird dadurch 

untermauert, dass die genannten Bestimmungen auch eine Verbesserung des Mieter-

schutzes anstreben (vgl. hinten Rz. 33), der sowohl in der geltenden als auch in der 

alten Bundesverfassung von 1874 eine besondere Grundlage hat (Art. 109 BV bzw. 

Art. 34septies aBV) und nicht zum Zivilrecht gezählt wird22. 

30 Die Gesetzesvorlage sieht ferner eine Entschädigungspflicht des Bundes für Vermieter 

und Verpächter in wirtschaftlicher Notlage vor (Art. 7). Die Entschädigung erfolgt wegen 

der vorgesehenen Miet- oder Pachtzinsreduktion und hat ihren Grund letztlich ebenfalls 

 
21  Erläuternder Bericht, S. 9 f. 
22  Vgl. JUNOD, Art. 34septies Rz. 13 f. – ALVAREZ, Art. 109 Rz. 6, sieht demgegenüber in Art. 109 BV eine auf eine 

besondere Finalität bezogene Ergänzung der allgemeinen Zivilrechtskompetenz. 
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in den Massnahmen zur Pandemiebekämpfung. Es handelt sich um eine besondere 

Form der Staatshaftung für rechtmässiges Verhalten (vgl. auch hinten Rz. 67 ff.). 

2. Verfolgte öffentliche Interessen 

31 Die Gesetzesvorlage bezweckt, finanzielle Einbussen auszugleichen, die durch die 

Massnahmen zur Bekämpfung der Pandemie entstanden sind. Sie dient – wenn auch 

nicht direkt – dem Schutz der öffentlichen Gesundheit. Denn der Bund kann sehr weit-

reichende Einschränkungen der Grundrechte nur anordnen, wenn er jenen, die 

dadurch besonders stark betroffen werden, eine Entschädigung leistet (vgl. näher hin-

ten Rz. 67 ff.). Die Gesetzesvorlage ergänzt die Entschädigungspflichten gemäss 

Art. 63 ff. EpG23. 

32 Darüber hinaus verfolgt die Gesetzesvorlage konjunkturpolitische Zielsetzungen, wie 

sie in Art. 100 Abs. 1 BV umschrieben sind. Wie schon erwähnt bezweckt sie, Konkurse 

zu verhindern und Arbeitslosigkeit zu bekämpfen (vgl. vorn Rz. 11). Allerdings erscheint 

sie insofern atypisch, als sie rückwirkend und nicht vorbeugend wirkt, wie dies sonst 

bei konjunkturpolitischen Massnahmen üblich ist24. 

33 Schliesslich dient die Vorlage dem Schutz der Mieter. Der Schutz der Mieter vor Miss-

bräuchen ist seit jeher als öffentliches Interesse anerkannt25. Er bezieht sich nicht nur 

auf die Miete von Wohnräumen, sondern auch auf die Geschäftsmiete26. Die Parla-

mentsmehrheit hat deutlich zum Ausdruck gebracht, dass die ein KMU führenden Mie-

ter und Pächter in der Krise eines verbesserten Schutzes bedürften. Die besondere 

Schutzbedürftigkeit ergebe sich daraus, dass die Schliessungen und Betriebsein-

schränkungen die Mieter und Pächter häufig härter treffe als die Vermieter und Ver-

pächter. Die Vorlage setzt deshalb nicht nur die Miet- und Pachtzinse für den fraglichen 

Zeitraum herab, sondern erspart den Mietern und Pächtern durch die vorgesehene 

Pauschallösung auch kostspielige Gerichtsverfahren (vgl. vorn Rz. 15).  

 
23  Da die in einer ausserordentlichen Lage gemäss Art. 7 EpG erforderlichen Massnahmen nicht im Einzelnen 

voraussehbar sind, können solche zusätzliche Entschädigungspflichten des Bundes geboten sein. Sie dürfte 
sogar der Bundesrat direkt gestützt auf Art. 7 EpG anordnen; vgl. BIAGGINI, Notrecht, S. 261; KLEY, S. 273. 

24  BIAGGINI, BV-Kommentar, Art. 100 Rz. 2; Erläuternder Bericht, S. 17. 
25  Vgl. BGE 99 Ia 604, 620. 
26  ALVAREZ, Art. 109 Rz. 9 und 12. 
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34 Dem Mietrecht und auch dem Mieterschutz ist allerdings das von der Parlamentsmehr-

heit vorgebrachte Argument der Opfersymmetrie fremd (vgl. vorn Rz. 13)27. Denn die 

Miete und Pacht stellen zweiseitige Austauschverträge dar. Im Unterschied zu den Ge-

sellschaften tragen hier die Vertragsparteien das wirtschaftliche Risiko nicht gemein-

sam28. Sie bilden also keine Solidargemeinschaften, in denen Schäden gemeinsam – 

in einer Opfersymmetrie – zu tragen wären29. Die Vorlage strebt denn auch gar keine 

Opfersymmetrie an, da sie die Miet- und Pachtzinsreduktion auf mehr als die Hälfte 

festsetzt (vgl. auch hinten Rz. 49 ff.). Sie verbessert vielmehr die Rechtsstellung der 

ein KMU führenden Mieter und Pächter, da deren Verhandlungsmacht auf dem Markt 

als beschränkt eingestuft wird. 

III. Verfassungsmässigkeit der Vernehmlassungsvorlage für ein Covid-

19-Geschäftsmietegesetz 

35 Ob und inwieweit die von den beiden WAK-Motionen angestrebten Regelungen mit der 

Bundesverfassung vereinbar sind, ist unklar. Gleichwohl wurde in der parlamentari-

schen Debatte die Frage der Verfassungsmässigkeit nicht vertieft diskutiert. Nachste-

hend wird entsprechend dem Gutachtensauftrag insbesondere die verfassungsrechtli-

che Zulässigkeit der geplanten Mietzinsreduktion näher untersucht, auf eine umfas-

sende Prüfung der Gesetzesvorlage aber verzichtet. 

 
27  Nicht sachfremd erscheint demgegenüber die Berufung auf eine Äquivalenzstörung im Miet- oder Pachtverhält-

nis. Doch hat die Parlamentsmehrheit nicht näher dargetan und ist auch nicht ersichtlich, dass die Schliessun-
gen und Betriebseinschränkungen für alle Mieter und Pächter zu einem solchen schwerwiegenden Ungleichge-
wicht der vereinbarten vertraglichen Leistungen geführt hätten. 

28  Vgl. zu dieser Unterscheidung MEIER-HAYOZ/FORSTMOSER/SETHE, § 1 Rz. 103 und 109. 
29  Das schliesst allerdings nicht aus, dass Mieter und Vermieter auch gemeinsame wirtschaftliche Interessen ha-

ben und eine solidarische Tragung krisenbedingter Einbussen zur Sicherung der Weiterexistenz eines Ge-
schäfts sinnvoll sein kann. 
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A. Bundeskompetenz zum Erlass des vorgesehenen Covid-19-Geschäfts-

mietegesetzes 

36 In den Eidgenössischen Räten wurde von mehreren Rednern die Frage aufgeworfen, 

ob der Bund die Kompetenz habe, ein Gesetz mit dem gewünschten Inhalt zu erlas-

sen30. Die Frage blieb trotz geäusserter Zweifel unbeantwortet31. Der Erläuternde Be-

richt zur Vernehmlassungsvorlage bemerkt, die Kompetenz ergebe sich offensichtlich 

nicht aus Art. 185 Abs. 3 BV, aber auch nicht aus den Bundeszuständigkeiten im Zivil-

recht (Art. 122 BV) und zur Missbrauchsbekämpfung im Mietrecht (Art. 109 BV). Hin-

gegen könne der Bund seine Kompetenz aus Art. 100 BV (Konjunkturpolitik) herlei-

ten32. 

37 Wie bereits dargelegt, regelt die Gesetzesvorlage einen Teil der finanziellen Folgen, 

welche die Massnahmen zur Pandemiebekämpfung verursacht haben (vgl. vorn 

Rz. 28). Letztere ergingen in Anwendung von Art. 7 EpG (ausserordentliche Lage). Die 

Kompetenz des Bundes zum Erlass epidemiologischer Vorschriften ergibt sich aus 

Art. 118 Abs. 2 lit. b BV (Schutz der Gesundheit)33. Darin inbegriffen sind auch Mass-

nahmen, die Auswirkungen von übertragbaren Krankheiten auf die Gesellschaft und 

die betroffenen Personen reduzieren (Art. 2 Abs. 2 lit. f EpG). Der Gesetzgeber wollte 

zwar im Epidemiengesetz von 2012 keine Entschädigungspflicht für Schäden einfüh-

ren, die im Zusammenhang mit gesundheitspolizeilichen Massnahmen gegenüber der 

Bevölkerung verursacht werden, sondern eine solche nur auf Individualmassnahmen 

beschränken34. Das bedeutet indessen nicht, dass er für eine solche weitergefasste 

Entschädigungspflicht keine Kompetenz hätte. Es ist vielmehr anerkannt, dass der 

Bund gestützt auf Art. 118 Abs. 2 lit. b BV neben polizeilichen Massnahmen auch sol-

 
30  So namentlich im Nationalrat von NR Kurt Fluri (AB 2020 N 664 und 665 f.) und NR Gregor Rutz (AB 2020 

N 664 f.), im Ständerat von SR Daniel Fässler (AB 2020 S 401 f.). 
31  So insbes. von der direkt angesprochenen Kommissionssprecherin NR Regula Rytz, die auf eine Stellung-

nahme des Bundesamtes für Justiz verwies, das sich zur Frage der Kompetenz gar nicht äussert (AB 2020 
N 665). 

32  Erläuternder Bericht, S. 17. 
33  Nach dieser Norm kann der Bund Vorschriften für die Bekämpfung übertragbarer, stark verbreiteter oder bös-

artiger Krankheiten von Menschen und Tieren erlassen. 
34  Botschaft, S. 410. 
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che der leistenden Verwaltung (Finanzhilfen, Aufklärungsarbeit etc.) zur Seuchenbe-

kämpfung einsetzen darf35. Die Bundeskompetenz für die Gesetzesvorlage ergibt sich 

jedenfalls insoweit aus Art. 118 Abs. 2 lit. b BV, als sie eine Entschädigung bei wirt-

schaftlichen Notlagen von Vermietern und Verpächtern vorsieht (Art. 7–9). 

38 Wenn die Sonderregelung über die Höhe der Miet- und Pachtzinse (Art. 2–6) ebenfalls 

dem öffentlichen Recht zugeordnet wird (vgl. vorn Rz. 29), kann auch sie als von der 

Bundeskompetenz zum Schutz der Gesundheit abgedeckt gelten36. Wird darin eine zi-

vilrechtliche Regelung gesehen, kann sich diese auf die Zivilrechtskompetenz von 

Art. 122 BV stützen. Soweit die Sonderregelung auch dem Mieterschutz dient, ergibt 

sich die Bundeskompetenz zudem aus Art. 109 BV. 

39 Eine zusätzliche Abstützung der Gesetzesvorlage auf Art. 100 BV (Konjunkturpolitik), 

wie sie der Erläuternde Bericht in Betracht zieht, wäre an sich denkbar. Allerdings darf 

der Bund dabei abgesehen von den hier nicht relevanten Bereichen von Art. 100 Abs. 3 

BV nicht vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (Art. 94 BV) abweichen. Diese Voraus-

setzung ist – wie nachstehend aufgezeigt (vgl. hinten Rz. 57 ff.) – nicht erfüllt. 

40 Der Bund verfügt nach dem Ausgeführten über eine ausreichende Kompetenz zum 

Erlass des in die Vernehmlassung gegebenen Covid-19-Geschäftsmietegesetzes. Sie 

ergibt sich aus Art. 118 Abs. 2 lit. b BV und – je nach Qualifikation der mietrechtlichen 

Sonderregelung – auch aus den Art. 109 und 122 BV. 

B. Vereinbarkeit der vorgesehenen Miet- und Pachtzinsreduktion mit der 

Eigentumsgarantie 

41 Mit der besonderen Festsetzung des Miet- und Pachtzinses für die Zeit der Betriebs-

schliessungen bzw. -einschränkungen greift der Gesetzgeber in bestehende Vertrags-

verhältnisse ein. Der Eingriff erfolgt rückwirkend, indem nach Obligationenrecht beste-

hende Forderungen nachträglich abgeändert werden (vgl. auch hinten Rz. 64 ff.). Die 

 
35  BIAGGINI, BV-Kommentar, Art. 118 Rz. 15; für eine weite Auslegung des fast identischen Art. 69 aBV auch 

MALINVERNI, Art. 69 Rz. 29 ff. 
36  Die Bundeskompetenz zur Epidemienbekämpfung überlagert in ausserordentlichen Fällen die Zivilrechtskom-

petenz. In der Lehre wird deshalb angenommen, dass der Bundesrat gestützt auf Art. 7 EpG vorübergehend 
vom ZGB und OR abweichende Regelungen treffen könne; vgl. BIAGGINI, Notrecht, S. 262 f.; KLEY, S. 275. 
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– verfassungsrechtlich namentlich durch die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV) ge-

schützte37 – Vertragsfreiheit wird dadurch nicht direkt betroffen, weil Miet- und Pacht-

verhältnisse weiterhin nach den Vorschriften des Obligationenrechts ausgestaltet und 

abgeschlossen werden können. Hingegen bewirkt die vorgesehene Regelung des ge-

schuldeten Zinses in aller Regel für eine Partei einen Verlust vertraglicher Ansprüche. 

Denn nach den Bestimmungen des Obligationenrechts betrüge der geschuldete Zins 

aufgrund der pandemiebedingten Schliessung bzw. Betriebseinschränkung nur in sel-

tenen Fällen gerade 40% des vereinbarten Zinses. Die Vorlage entzieht somit regel-

mässig einer Vertragspartei einen Teil ihrer Ansprüche. Da alle vermögenswerten 

Rechtspositionen des Privatrechts den Schutz der Eigentumsgarantie (Art. 26 BV) ge-

niessen38, schränkt die Vorlage dieses Grundrecht für jene Partei ein, die einen Teil 

ihres Anspruchs verliert. Der durch die Gesetzesvorlage bewirkte Verlust ist nicht von 

vornherein geringfügig. Bei einem monatlichen Zins von 20 000 Franken kann die Ein-

busse für Vermieter und Verpächter bei der für gewisse Geschäfte fast dreimonatigen 

Schliessungszeit mehr als 30 000 Franken ausmachen, für Mieter und Pächter im Fall, 

dass ihnen ein hundertprozentiger Herabsetzungsanspruch zusteht (vgl. Rz. 42), über 

20 000 Franken. 

42 Nach einem grossen Teil der Lehre begründen die gestützt auf die COVID-19-Verord-

nung 2 angeordneten Betriebsschliessungen bzw. -einschränkungen keinen Anspruch 

auf eine Zinsherabsetzung39. Folgt man dieser Auffassung, entzieht die Vorlage den 

Vermietern und Verpächtern einen Teil ihrer Ansprüche. Hält man dagegen die vor al-

lem vom Mieterinnen- und Mieterverband Schweiz vertretene gegenteilige Ansicht für 

zutreffend40, verlören die Mieter und Pächter einen Teil ihrer Ansprüche. Für die ver-

fassungsrechtliche Beurteilung ist nicht entscheidend, ob die Betriebsschliessungen 

bzw. -einschränkungen nach zivilrechtlichen Grundsätzen einen Herabsetzungsan-

spruch der Mieter und Pächter begründen, da die Gesetzesvorlage nach dem Ausge-

führten unabhängig davon in praktisch jedem Fall in vertragliche Ansprüche eingreift. 

Dass die schematische Zinsreduktion auf 40% für die eine oder andere Seite in den 

 
37  BGE 131 I 333, 339 E. 4. 
38  BGE 136 I 17, 28 E. 5.2; 120 Ia 120, 121 E. 1b; 105 Ia 43, 46. 
39  Vgl. die Stellungnahme des Bundesamtes für Justiz zur Frage der Vereinbarkeit der Motion 20.3142 mit der 

Eigentumsgarantie vom 11. Mai 2020; vgl. ferner BOHNET, S. 1 ff.; HIGI, S. 1 ff.; IYNEDJIAN, S. 1 ff.; PEDUZZI, S. 5 ff. 
40  Vgl. BRUTSCHIN/RUBLI/STASTNY, S. 1 ff. 
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meisten Fällen einen Eingriff in vertragliche Ansprüche bewirkt, blieb in der Parlaments-

debatte denn auch unbestritten41. 

43 Einschränkungen von Ansprüchen, die durch die Eigentumsgarantie geschützt sind, 

sind verfassungsrechtlich nur zulässig, wenn sie auf einer gesetzlichen Grundlage be-

ruhen, durch öffentliche Interessen gerechtfertigt und verhältnismässig sind und 

schliesslich den Kerngehalt des Eigentums nicht antasten (Art. 36 BV). Die für einen 

Eingriff nötige gesetzliche Grundlage wird mit dem geplanten Gesetz geschaffen. Es 

wurde bereits dargelegt, dass die Vorlage öffentliche Interessen verfolgt (vgl. vorn 

Rz. 31 ff.). Fraglich ist demgegenüber, ob der durch die vorgesehene Miet- und Pacht-

zinsreduktion bewirkte Eingriff in das Eigentum verhältnismässig ist. 

44 Das Gebot der Verhältnismässigkeit verlangt, dass eine behördliche Massnahme für 

das Erreichen des im öffentlichen Interesse liegenden Zwecks geeignet und erforder-

lich ist und sich für die Betroffenen in Anbetracht der Schwere der Grundrechtsein-

schränkung als zumutbar (verhältnismässig im engeren Sinne) erweist42. Die voraus-

gesetzte Eignung fehlt, wenn eine Massnahme am Ziel vorbeischiesst oder zu schwach 

ist, um das Ziel zu erreichen. Die Erforderlichkeit einer Massnahme ist nicht gegeben, 

wenn das Ziel mit einem weniger schweren Grundrechtseingriff erreicht werden kann43. 

45 In welchem Umfang die vorgesehene Miet- und Pachtzinsreduktion geeignet ist, die mit 

der Gesetzesvorlage verfolgten öffentlichen Interessen zu erreichen, ist nicht einfach 

zu beurteilen 44. Eine Zinsreduktion verbessert zwar grundsätzlich die finanzielle Situa-

tion der von einer Schliessung betroffenen Mieter und Pächter und erscheint grund-

sätzlich als geeignete Massnahme zur Krisenbewältigung. Doch schiesst sie teilweise 

am Ziel vorbei, weil unbestrittenermassen auch Mieter und Pächter von einer Reduk-

tion profitieren könnten, die durch die Schliessung nicht in eine wirtschaftliche Notlage 

 
41  Vgl. etwa das Votum von SR Carlo Sommaruga, der ausführte, die Mieter hätten bei Betriebsschliessungen 

Anspruch auf eine hundertprozentige Mietzinsreduktion, weshalb sie bei Annahme der Motion einen Verzicht 
zu leisten hätten (AB 2020 S 403). 

42  Vgl. aus der umfangreichen Rechtsprechung namentlich BGE 132 I 49, 62 E. 7.2. 
43  BGE 142 I 49, 69 E. 9.1. 
44  Eigenartigerweise prüft das Bundesamt für Justiz in seiner Stellungnahme zur Motion 20.3142 diese Frage 

nicht, ebenso wenig wie die in Rz. 46 erörterte Frage der Erforderlichkeit. Die Beurteilung der Vereinbarkeit mit 
der Eigentumsgarantie erscheint deshalb lückenhaft und vermag nicht zu überzeugen. 
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geraten45. Ausserdem stellt sie jene Mieter und Pächter schlechter, die nach obligatio-

nenrechtlichen Grundsätze Anspruch auf eine Herabsetzung des Zinses um mehr als 

60% hätten (vgl. vorn Rz. 42). Vor allem aber wird die Eignung durch die zeitliche Ver-

zögerung in Frage gestellt. Wirksam wäre die Zinsreduktion gewesen, wenn sie noch 

während der Schliessungen oder kurz danach beschlossen worden wäre. Ob eine Zins-

reduktion, die erst rund ein halbes Jahr nach der Wiederöffnung der Geschäfte in Kraft 

tritt, noch geeignet ist, wirksam zur Krisenbewältigung beizutragen, erscheint demge-

genüber eher fraglich, als gänzlich ungeeignet kann sie jedoch nicht bezeichnet wer-

den. 

46 Klarer fällt demgegenüber die Beurteilung der Erforderlichkeit der Zinsreduktion für die 

Erreichung der verfolgten Ziele aus. Sie ist zu verneinen, da dem Bund mildere Mittel 

zur Verfügung stehen, als den Mietern und Vermietern bzw. den Pächtern und Ver-

pächtern einen Teil ihrer vertraglichen Ansprüche zu entziehen. So könnte der Bund 

Mietern und Pächtern, die durch die Schliessungen bzw. Betriebseinschränkungen Ein-

bussen erlitten haben, mit der Ausrichtung von Entschädigungen zu Hilfe kommen, die 

den erlittenen Schaden ganz oder zumindest teilweise ausgleichen. Sie würden die von 

den Motionen angestrebte finanzielle Entlastung bringen, das Konkursrisiko und die 

Gefahr von Arbeitslosigkeit verringern und wohl auch kostspielige Auseinandersetzun-

gen zwischen den Vertragsparteien weitgehend erübrigen, da die Mieter und Pächter 

aufgrund der staatlichen Unterstützung die fälligen Zinse auch während der Schlies-

sungs- bzw. Einschränkungszeit bezahlen könnten. Da offen ist, in welchem Umfang 

aufgrund der Betriebsschliessungen bzw. -einschränkungen allenfalls mietrechtliche 

Herabsetzungsansprüche bestehen (vgl. vorn Rz. 42), läge darin auch keine einseitige 

Bevorzugung der einen oder anderen Partei der Miet- oder Pachtverhältnisse. Vielmehr 

handelte es sich um eine Massnahme, die ungeachtet allfälliger Ansprüche auf Herab-

setzung des Miet- oder Pachtzinses rasch zur Krisenbewältigung beitrüge und den von 

der Gesetzesvorlage verfolgten öffentlichen Interessen (vgl. vorn Rz. 31 ff.) entsprä-

che. 

47 Die in der Gesetzesvorlage vorgesehene Reduktion des Miet- und Pachtzinses greift 

demnach in unverhältnismässiger Weise in die von der Eigentumsgarantie geschützten 

 
45  So ausdrücklich die Kommissionssprecherin im Nationalrat NR Regula Rytz (AB 2020 N 664). 
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vertraglichen Ansprüche der Mieter und Vermieter bzw. Pächter und Verpächter ein. 

Sofern für einzelne Mieter und Pächter die vollständige Zahlung der Zinsen als unzu-

mutbar erachtet wird, ist es Sache des Staates, eine angemessene Entschädigung zu 

leisten (vgl. dazu hinten Rz. 67 ff.). Hingegen ist es unzulässig, die erwünschte gene-

relle Besserstellung der Mieter und Pächter durch eine entsprechende Mehrbelastung 

der Vermieter und Verpächter bzw. – soweit ein Herabsetzungsanspruch von mehr als 

60% bestünde – durch eine solche einzelner Mieter und Pächter herbeizuführen. 

48 An dieser Beurteilung ändert auch der Umstand nichts, dass Art. 7 der Gesetzesvor-

lage Vermietern und Verpächtern, die wegen der Zinsreduktion in eine wirtschaftliche 

Notlage geraten, einen Entschädigungsanspruch gegenüber dem Bund einräumen. 

Denn einerseits haben Anspruch auf Schutz ihrer Eigentumsrechte nicht nur die Ver-

mieter und Verpächter, die in eine wirtschaftliche Notlage geraten. Und anderseits ge-

währt die Gesetzesvorlage den Mietern und Pächtern, denen allenfalls nach Obligatio-

nenrecht zustehende Ansprüche entzogen werden, überhaupt keinen Entschädigungs-

anspruch gegenüber dem Bund. 

C. Vereinbarkeit der vorgesehenen Miet- und Pachtzinsreduktion mit dem 

Grundsatz der Rechtsgleichheit 

49 Nach Art. 5 der Gesetzesvorlage beträgt der während der Schliessungszeit geschul-

dete Miet- oder Pachtzins 40% des vereinbarten Nettozinses. Den Vermietern und Ver-

pächtern wird demnach während der Schliessungszeit 60% ihres Entgelts entzogen. 

Die Vorlage mutet also den Vermietern und Verpächtern einen grösseren Verzicht zu 

als den Mietern und Pächtern, wenn man davon ausgeht, dass die Vertragsparteien – 

je nach Standpunkt – Anspruch auf einen vollen Zins bzw. auf eine Herabsetzung auf 

null haben. Es fragt sich, ob diese Ungleichbehandlung mit dem Grundsatz der Rechts-

gleichheit gemäss Art. 8 Abs. 1 BV zu vereinbaren ist. Dies ist dann zu bejahen, wenn 

sich die unterschiedliche Behandlung auf sachliche Gründe zu stützen vermag46. 

50 Im Nationalrat wurde die Höhe des während der Schliessungszeit geschuldeten Miet- 

und Pachtzinses eingehend diskutiert. In der Sondersession im Mai 2020 nahm dieser 

 
46  Vgl. aus der Rechtsprechung BGE 141 I 153, 157 E. 5.1. 
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Rat eine Motion an, die eine Reduktion auf 30% des vereinbarten Zinses vorsah. Die-

sen Satz rechtfertigte die Kommissionssprecherin damit, dass dadurch eine «Win-win-

Situation» geschaffen und «dass mit den 30 Prozent die tatsächlichen Kosten des Ver-

mieters gedeckt» seien47. Verklausuliert sollte damit wohl zum Ausdruck gebracht wer-

den, dass die Kommissionsmehrheit für einen Grossteil der Mieter und Pächter einen 

Zins von 30% wirtschaftlich noch als tragbar und umgekehrt eine Reduktion von 70% 

für die Vermieter- und Verpächterseite als zumutbar erachtete. Die in der Sommerses-

sion im Juni 2020 von beiden Räten beschlossene Reduktion auf 40% des Zinses war 

ein politischer Kompromiss. Im Ständerat wurde versucht, diese Regelung dadurch zu 

rechtfertigen, dass sie «pas très loin d’une forme d’équilibre» sei, «et pas très loin non 
plus de ce que les tribunaux décideront lorsqu’ils auront à se prononcer sur ces cas-

là»48. 

51 Die schliesslich festgesetzte Höhe des Zinses beruht weniger auf einer schlüssigen 

Argumentation als auf einem Seilziehen zwischen der Seite der Mieter und Vermieter 

bzw. Pächter und Verpächter. Die Parlamentsmehrheit stufte wohl die wirtschaftliche 

Belastbarkeit der Vermieter und Verpächter als grösser ein als jene der Mieter und 

Pächter, vermochte diese Ansicht aber nicht zu belegen. Nicht tragfähig ist auch der 

Verweis auf die mutmassliche künftige Gerichtspraxis. Wenn die Vorlage in Unkenntnis 

des nach Obligationenrecht geschuldeten Zinses eine rasche Regelung schaffen soll, 

ist es widersprüchlich, gleichwohl auf eine vermutete künftige Rechtsprechung abzu-

stellen. Wie eine solche aussehen wird, ist offen. Könnte die künftige Rechtsprechung 

mit hinreichender Sicherheit vorausgesehen werden, bräuchte es die angestrebte Re-

gelung gar nicht. Schliesslich vermag auch die in Art. 7 vorgesehene Entschädigungs-

regelung für Vermieter und Verpächter die Ungleichbehandlung nicht zu rechtfertigen, 

weil diese nur bei wirtschaftlichen Notlagen zur Anwendung gelangt, aber alle Vermie-

ter und Verpächter einen Anspruch auf Gleichbehandlung haben. 

52 Ernsthafte und stichhaltige sachliche Gründe, die von den Vermietern und Verpächtern 

einen grösseren Verzicht als von den Mietern und Verpächtern rechtfertigen könnten, 

 
47  NR Jacqueline Badran, AB 2020 N 482. Auf die Frage von NR Hans-Ueli Vogt, warum nicht eine Fifty-fifty-

Aufteilung gewählt werde, erklärte sie: «Aber das entspricht einfach nicht dem ‘burden sharing’, wodurch am 
Schluss eine Win-win-Situation entsteht; das erklärt die 70/30-Prozent-Regelung» (a.a.O.). 

48  So der Kommissionssprecher im Ständerat SR Christian Levrat, AB 2020 S 397. 
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sind nach dem Ausgeführten nicht ersichtlich. Die vorgesehene Höhe der Miet- und 

Pachtzinsreduktion verletzt daher den Grundsatz der Rechtsgleichheit. Mit diesem Er-

gebnis stehen auch die in mehreren Kantonen zwischen den Mieter- und Hauseigen-

tümerverbänden und dem Staat getroffenen freiwilligen Lösungen im Einklang. Sie ver-

langen von beiden Vertragsparteien gleich grosse Verzichtsleistungen49. 

D. Vereinbarkeit der vorgesehenen Miet- und Pachtzinsreduktion mit der 

Wirtschaftsfreiheit, insbes. mit dem Grundsatz der Wettbewerbs- 

neutralität 

53 Durch die in der Gesetzesvorlage enthaltene Miet- und Pachtzinsreduktion werden die 

ein KMU führenden Mieter und Pächter durch eine staatliche Massnahme unterstützt. 

Keine Hilfe erhalten jedoch die ein KMU führenden Eigentümer von Geschäftsliegen-

schaften, ebenso wenig Inhaber von grossen Unternehmen, die einen monatlichen 

Miet- oder Pachtzins von über 20 000 Franken entrichten. Schliesslich gelangen Ge-

sundheitsreinrichtungen im Unterschied zu anderen KMU auch dann in den Genuss 

einer Miet- oder Pachtzinsherabsetzung, wenn sie ihren Betrieb nicht schliessen, aber 

einschränken mussten. Es fragt sich, ob diese Ungleichbehandlung einzelner Gruppen 

von Gewerbetreibenden mit der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV) vereinbar ist. 

1. Grundsatz der Gleichbehandlung der Gewerbegenossen 

54 Staatliche Förderungsmassnahmen beschränken die Gewerbetätigkeit derjenigen, die 

davon nicht profitieren, nicht direkt und greifen insoweit nicht in ihre individuelle Wirt-

schaftsfreiheit ein. Bund und Kantone haben sich aber bei ihrem Handeln nach Art. 94 

Abs. 1 BV an den Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit zu halten. Das bedeutet insbeson-

dere, dass das staatliche Handeln wettbewerbsneutral zu sein hat. Für den einzelnen 

Gewerbetreibenden ergibt sich daraus ein spezifischer Gleichbehandlungsanspruch, 

der in der Rechtsprechung als Grundsatz der Gleichbehandlung der Gewerbegenos-

sen bzw. der direkten Konkurrenten bezeichnet wird50. Staatliche Massnahmen sind 

 
49  So etwa das «Dreidrittel-Rettungspaket» im Kanton Basel-Stadt, nach dem die Mieter für die Zeit der ausseror-

dentlichen Massnahmen ein Drittel des Zinses bezahlen, ein zweiter Drittel vom Kanton übernommen wird und 
die Vermieter auf den dritten Drittel verzichten. 

50  BGE 143 II 425, 431 E. 4.2. 
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unzulässig, wenn sie den Wettbewerb unter direkten Konkurrenten verzerren, indem 

sie einzelne Konkurrenten gegenüber anderen bevorzugen. Als solche gelten Angehö-

rige der gleichen Branche, die sich mit dem gleichen Angebot an dasselbe Publikum 

richten, um das gleiche Bedürfnis zu befriedigen51.  

55 Dem Bund sind Massnahmen, die nicht wettbewerbsneutral sind – also die Gewerbe-

genossen unterschiedlich behandeln –, nicht völlig verwehrt. Art. 94 Abs. 4 BV verlangt 

aber, dass solche Abweichungen vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit in der Bundes-

verfassung vorgesehen sein müssen. Für die hier in Frage stehende Unterstützung von 

Mietern und Pächtern erlaubt die Bundesverfassung keine Abweichung vom Grundsatz 

der Wirtschaftsfreiheit. Das gilt auch, soweit sie konjunkturpolitische Ziele verfolgt (vgl. 

Art. 100 Abs. 3 BV, wonach Abweichungen nur im Geld- und Kreditwesen, in der Aus-

senwirtschaft und im Bereich der öffentlichen Finanzen zulässig sind). 

56 Eine staatliche Unterstützung einzelner Gewerbezweige verstösst nicht per se gegen 

den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität. Sie darf aber den Wettbewerb unter direk-

ten Konkurrenten nicht verzerren52. Auch Massnahmen, die von ihrer Zielsetzung her 

an sich nicht auf eine Beeinflussung des Wettbewerbs gerichtet sind, können aufgrund 

ihrer Auswirkungen eine unzulässige Wettbewerbsverzerrung bewirken53. Untersagt 

sind deshalb Massnahmen, bei denen ein wettbewerbsneutraler Zweck lediglich vor-

geschoben wird, die bei objektiver Betrachtung aber auf eine erhebliche Beeinträchti-

gung des Wettbewerbs hinauslaufen54. 

2. Ungleichbehandlung der ein KMU führenden Eigentümer von Geschäftsräumen 

57 Der Umstand, dass KMU entweder Mieter bzw. Pächter oder aber Eigentümer von Ge-

schäftsräumen sind, hat keinen Einfluss auf die Art der betriebenen Gewerbe. In beiden 

Gruppen gibt es KMU, die direkte Konkurrenten im Sinne der oben erwähnten Recht-

sprechung sind. 

 
51  BGE 125 I 431, 435 f. E. 4b/aa; 136 I 1, 16 E. 5.5.2. 
52  BGE 120 Ib 142, 144 f. E. 3b. 
53  BGE 125 I 431, 436 E. 4b/aa; vgl. BIAGGINI, BV-Kommentar, Art. 94 Rz. 4. 
54  Vgl. HÄFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Rz. 659; REICH, Rz. 806 ff. 
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58 Die mit der Gesetzesvorlage angestrebte Konjunkturförderung und die Verbesserung 

des Mieter- und Pächterschutzes sind zwar nicht von vornherein unvereinbar mit dem 

Grundsatz der Wettbewerbsneutralität. Entscheidend ist jedoch, ob die konkrete Aus-

gestaltung der vorgesehenen Massnahmen Wettbewerbsverzerrungen zur Folge hat 

und die Gewerbegenossen ungleich behandelt. 

59 Die den Mietern und Pächtern gewährte Hilfe soll dazu beitragen, Konkurse und Ar-

beitslosigkeit möglichst zu vermeiden. Ihre besondere Hilfsbedürftigkeit wird damit be-

gründet, dass bei ihnen der Miet- oder Pachtzins einen grossen Fixkostenblock aus-

mache und sie bei einem Einnahmenausfall die Entrichtung des Zinses rasch in eine 

wirtschaftliche Notlage bringe (vgl. vorn Rz. 21). Diese Erwägung würde jedoch dafür 

sprechen, auch die ein KMU führenden Eigentümer von Geschäftsräumen zu unter-

stützen. Denn bei ihnen stellen Kosten für die Geschäftslokale den gleich grossen Fix-

kostenblock dar wie bei Mietern und Pächtern, auch wenn sie die Zinsen den Banken 

oder anderen Gläubigern schulden. Die verfolgten konjunkturpolitischen Ziele vermö-

gen somit keine Besserstellung der ein KMU führenden Mieter und Pächter gegenüber 

den ein KMU führenden Eigentümern von Geschäftsräumen zu rechtfertigen. Wenn 

eine staatliche Unterstützung von KMU zur Deckung der anfallenden Liegenschaften-

kosten in Betracht gezogen wird, drängt sich im Gegenteil eine Ausdehnung der Hilfe 

auch auf die letztere Gruppe auf. 

60 Die Beschränkung der Hilfe auf Mieter und Pächter lässt sich auch nicht mit den für die 

Gesetzesvorlage ebenfalls vorgebrachten Erwägungen des Mieterschutzes rechtferti-

gen. Die beschränkte Verhandlungsmacht, welche KMU als Mieter und Pächter gegen-

über Vermietern und Verpächtern haben, besteht in gleicher Weise auch für KMU, die 

Eigentümer ihrer Geschäftsräume sind und mit ihren Kreditgebern über eine Zinsre-

duktion verhandeln müssen. Auch die Letzteren können angesichts ihrer lokalen Kund-

schaft nicht ohne weiteres auf andere Standorte ausweichen. 

61 Die Gesetzesvorlage benachteiligt nach dem Gesagten die ein KMU führenden Eigen-

tümer von Geschäftsräumen gegenüber den Mietern und Pächtern, ohne dass die da-

für vorgebrachten konjunkturpolitischen Gründe und Erwägungen des Mieterschutzes 

eine solche Ungleichbehandlung zu rechtfertigen vermögen. Sie verschafft damit unter 
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dem Deckmantel der Krisenbekämpfung und des Mieterschutzes jenen KMU im Wett-

bewerb einen Vorteil, die ihre Geschäftsräume gemietet oder gepachtet haben und er-

scheint deshalb als verpönte protektionistische Massnahme. Es trifft zwar zu, dass die 

daraus resultierenden Wettbewerbsverzerrungen angesichts der in Frage stehenden 

Beträge (vgl. vorn Rz. 41) nicht sehr erheblich sind; vernachlässigbar sind sie aber 

auch nicht. Im Übrigen beginnt die Verfassungswidrigkeit nicht erst oberhalb eines be-

stimmten Frankenbetrags55. 

3. Ungleichbehandlung der ein grösseres Unternehmen führenden Mieter und 

Pächter 

62 Die Beschränkung der Hilfe auf KMU stützt sich auf deren besondere Verletzlichkeit 

bei unerwartetem Wegbrechen der Einnahmen und auf ihre oft schwächere Verhand-

lungsposition (vgl. vorn Rz. 59 f.). Darin kann ein ausreichender sachlicher Grund für 

eine Ungleichbehandlung gegenüber den ein grösseres Unternehmen führenden Mie-

tern und Pächtern erblickt werden. Die dadurch bewirkte Wettbewerbsverzerrung dürfte 

sich in Grenzen halten, da nur teilweise ein direktes Konkurrenzverhältnis vorliegt und 

sich die Unterstützung in eher bescheidenem Rahmen hält. Es liegt deshalb in diesem 

Punkt kein Verstoss gegen die Wettbewerbsneutralität vor. 

4. Besserstellung der Gesundheitseinrichtungen 

63 Art. 6 der Gesetzesvorlage stellt die Gesundheitseinrichtungen besser als andere Be-

triebe, die offenbleiben durften, aber einzelne Bereiche schliessen mussten (z.B. Ein-

kaufsläden, die Lebensmittel und Artikel des täglichen Bedarfs verkaufen durften, nicht 

aber das übrige Sortiment). Da Gesundheitseinrichtungen und andere von Betriebsein-

schränkungen betroffene Geschäfte nicht in einem direkten Konkurrenzverhältnis ste-

hen, bewirkt Art. 6 keine verpönte Wettbewerbsverzerrung. 

 
55  Anders der Erläuternde Bericht, S. 17. Dort wird von einer noch vertretbaren Typisierung gesprochen, aber 

übersehen, dass auch Typisierungen auf sachlichen Gründen beruhen müssen und hier solche fehlen. 
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E. Zulässigkeit der rückwirkenden Inkraftsetzung 

64 Art. 11 Abs. 2 der Gesetzesvorlage sieht ein rückwirkendes Inkrafttreten des geplanten 

Erlasses auf den 17. März 2020 vor, also auf den Zeitpunkt der Schliessung der öffent-

lich zugänglichen Geschäfte und eines Teils der Dienstleistungsbetriebe bzw. des Ver-

bots nicht dringlicher Behandlungen in Gesundheitseinrichtungen. Das bedeutet, dass 

jene Mieter und Pächter, die den vollen Zins auch während der Schliessungs- bzw. 

Einschränkungszeit bezahlt haben, darauf nachträglich eine Ermässigung von 60% er-

halten56. Sie könnten diese mit künftig fälligen Miet- und Pachtzinsen verrechnen. 

Wenn sie zur Bezahlung der fraglichen Zinsen einen Überbrückungskredit beansprucht 

haben, erleichtert ihnen die Ermässigung, diesen zurückzuzahlen. Falls zwischen Mie-

tern und Vermietern bzw. Pächtern und Verpächtern beim Inkrafttreten des geplanten 

Gesetzes ein Verfahren hängig ist, wird das Gericht das neue Recht anzuwenden ha-

ben, nach Art. 11 Abs. 2 allerdings nur bis zum 31. Januar 2022. 

65 Die dargestellte Regelung unterwirft bereits abgeschlossene Sachverhalte (Miet- und 

Pachtzins während der Schliessungs- bzw. Einschränkungszeit) nachträglich einer 

neuen Regelung. Es handelt sich deshalb um eine echte Rückwirkung. Daran ändert 

nichts, dass Miete und Pacht Dauerschuldverhältnisse sind. Denn die von der Geset-

zesvorlage erfassten Mietperioden sind keine Dauersachverhalte, die unter dem alten 

Recht begonnen haben und nach dem Inkrafttreten weiterbestehen. Echte Rückwir-

kungen sind verfassungsrechtlich nur zulässig, wenn sie (1.) ausdrücklich in einem Ge-

setz vorgesehen sind oder sich klar daraus ergeben, (2.) zeitlich mässig sind, (3.) auf 

triftigen Gründen beruhen, (4.) keine stossenden Rechtsungleichheiten bewirken und 

(5.) nicht in wohlerworbene Rechte eingreifen57. 

66 Die Gesetzesvorlage schafft eine hinreichende gesetzliche Grundlage für eine Rück-

wirkung. Die Letztere kann nach der bisherigen Rechtsprechung auch als zeitlich mäs-

sig beurteilt werden58. Hingegen stützt sie sich nicht auf triftige Gründe. Das Ziel der 

Gesetzesvorlage kann zwar nur mit einer rückwirkenden Regelung erreicht werden, da 

 
56  Das würde selbst für Betriebe gelten, die in der Zwischenzeit definitiv geschlossen haben und demzufolge keiner 

Unterstützung mehr bedürfen. 
57  BGE 138 I 189, 193 E. 3.4. 
58  Vgl. das Urteil des Bundesgerichts 1C_366/2016, in: ZBl 2017 611, 612 f. E. 3, wonach eine einjährige Rück-

wirkung in der Regel als zeitlich mässig gilt, hingegen nicht eine solche von 4½ Jahren. 
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alle Betriebe in der Zwischenzeit wieder öffnen durften. Wie bereits aufgezeigt wurde, 

bedarf es zur Erreichung des Zwecks der Gesetzesvorlage aber nicht des rückwirken-

den Eingriffs in vertragliche Ansprüche (vgl. vorn Rz. 46 f.). Ausserdem bewirkt die 

Vorlage in doppelter Hinsicht stossende Rechtsungleichheiten (vgl. vorn Rz. 49 ff. und 

57 ff.). Die Gesetzesvorlage verstösst demzufolge auch gegen das verfassungsrecht-

liche Rückwirkungsverbot. 

IV. Pflicht des Staates zur Entschädigung der von der Schliessung bzw. 

Betriebseinschränkungen betroffenen Gewerbetreibenden 

A. Grundsatz der Entschädigungspflicht 

67 Die Bundesverfassung verpflichtet in Art. 146 den Bund, für Schäden aufzukommen, 

die er widerrechtlich verursacht (sog. Staatshaftung im engeren Sinn). Demgegenüber 

besteht keine generelle verfassungsrechtliche Pflicht des Bundes, auch für Schäden 

Ersatz zu leisten, die er in rechtmässiger Ausübung seiner Befugnisse bewirkt. Die 

Bundesverfassung schreibt allerdings in einzelnen Fällen eine solche Ersatzpflicht vor. 

So sind Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleichkommen (sog. materi-

elle Enteignungen), voll zu entschädigen (Art. 26 Abs. 2 BV). Die Rechtsprechung leitet 

zudem für gewisse besondere Konstellationen aus den Grundsätzen der Rechtsgleich-

heit (Art. 8 BV) und des Vertrauensschutzes (Art. 9 BV) eine Entschädigungspflicht ab. 

Überdies sieht die Gesetzgebung in manchen Fällen eine Entschädigung des vom 

Staat rechtmässig verursachten Schadens vor (häufig als Billigkeitshaftung bezeich-

net), so insbesondere für Beschuldigte, die freigesprochen werden (Art. 429 StPO)59. 

68 Das Epidemiengesetz kennt in Art. 63 ff. ebenfalls eine Ersatzpflicht des Bundes für 

rechtmässig verursachte Schäden. Sie beschränkt sich jedoch auf bestimmte Mass-

nahmen, die gegenüber einzelnen Personen angeordnet werden. Sie kommt nicht zum 

Zug, wenn – wie aufgrund der Corona-Pandemie – gesundheitspolizeiliche Massnah-

men gegenüber der gesamten Bevölkerung verfügt werden60. Auch für das ganze Land 

erlassene Einschränkungen vermögen jedoch einzelne Gruppen besonders schwer zu 

 
59  Vgl. im Einzelnen KARLEN, S. 419 ff. 
60  Botschaft, S. 410. 
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treffen, so dass es verfassungsrechtlich geboten sein kann, sie für das erbrachte Son-

deropfer zu entschädigen. 

69 Eine solche Situation ist bei den von der Schliessung und den Einschränkungen bei 

Gesundheitseinrichtungen betroffenen Gewerbetreibenden grundsätzlich gegeben. 

Der Bund hat ihre Tätigkeit ganz oder in einem sehr weitgehenden Umfang unterbun-

den und ihnen so ihre Existenzgrundlage entzogen. Es ist verfassungsrechtlich gebo-

ten, dass der Bund ihnen für diesen besonders schweren Eingriff in ihre Wirtschafts-

freiheit eine Entschädigung leistet, jedenfalls wenn die Massnahmen längere Zeit an-

dauern (vgl. nachstehend Rz. 71). In der Schweiz hat der Bundesrat denn auch rasch 

ein Paket von Massnahmen zur allgemeinen Stützung der Wirtschaft, aber auch zu-

gunsten besonders betroffener Gewerbe verabschiedet. In ähnlicher Weise wurden in 

vielen Ländern, die Geschäftsschliessungen und -einschränkungen anordneten, Hilfs-

pakete beschlossen. 

B. Ausgestaltung der Entschädigungspflicht 

70 In welcher Höhe und welcher Art eine Entschädigung zu leisten ist, ergibt sich nicht 

aus dem Verfassungsrecht. Doch sind bei der Ausgestaltung der Entschädigungen die 

Grundrechte und der Grundsatz der Rechtsgleichheit – insbesondere auch das Gebot 

der Gleichbehandlung der Gewerbegenossen – zu beachten. Massstab muss dabei 

das von einzelnen Gruppen erbrachte Sonderopfer sein. Es gilt, dieses (und nur die-

ses) in einer billigen Weise (also nicht unbedingt vollumfänglich) auszugleichen. 

71 Mit Blick auf die eingangs beschriebenen Massnahmen (Rz. 1) fallen bei der Ausge-

staltung von Entschädigungen vor allem folgende Umstände in Betracht: Die eingetre-

tenen Schäden sind nicht allein durch staatliche Massnahmen verursacht worden. 

Auch in Ländern, die wie Schweden auf Geschäftsschliessungen verzichteten, führte 

die Pandemie zu erheblichen finanziellen Einbussen der Gewerbetreibenden. Sie sind 

deshalb teilweise von diesen selber zu tragen. Umgekehrt sind die Schäden aber auch 

nicht allein pandemiebedingt, wie dies von den Behörden teilweise behauptet wird61, 

 
61  So etwa in den Erläuterungen zur Verordnung zur Gewährung von Krediten und Solidarbürgschaften in Folge 

des Coronavirus (COVID-19-Solidarbürgschaftsverordnung) vom 14. April 2020, S. 2. 



Hauseigentümerverband Zürich 

Rechtsgutachten Covid-19-Geschäftsmietegesetz 

 34 | 38 

sondern in massgeblicher Weise durch die behördlichen Massnahmen mitverursacht 

worden. Das rechtfertigt zumindest einen gewissen Ersatz von erlittenen Einbussen. 

Dabei ist allerdings auch der Dauer der verhängten Massnahmen Rechnung zu tragen. 

Sie betrug hier lediglich zwei bis drei Monate und bewegte sich damit in einem eher 

bescheidenen Rahmen, so dass verfassungsrechtlich eine Entschädigungspflicht nur 

in besonders schweren Fällen geboten erscheint62. 

72 Auch die Bestimmung der Adressaten der Hilfe hat sich am erbrachten Sonderopfer zu 

orientieren. Dessen Grösse ergibt sich namentlich aus der Art des Gewerbes (Möglich-

keiten zur Anpassung des Geschäftsmodells an die Situation) oder aus saisonalen 

Gründen (Verderben von Waren, die in einem bestimmten Zeitraum nicht abgesetzt 

werden können). Solche Gründe können die gezielte Unterstützung einzelner Gewerbe 

rechtfertigen63. Verfassungsrechtlich nicht haltbar ist es dagegen, die staatliche Hilfe 

nur einem Teil einer Gruppe von Gewerbetreibenden zu gewähren, die gesamthaft in 

gleicher Weise Sonderopfer zu erbringen hatte. Wie gezeigt, ist es unzulässig, wenn 

bloss jene KMU unterstützt werden, die ihre Geschäftsräume gemietet oder gepachtet 

haben, nicht aber jene, die Eigentümer der Lokalitäten sind (vgl. vorn Rz. 57 ff.). Im 

Bereich der Beschäftigungsverhältnisse hat der Bundesrat erkannt, dass die Hilfe nicht 

nur auf einzelne Gruppen in gleicher Weise betroffener Gewerbetreibender beschränkt 

bleiben darf. Er hat deshalb eine Unterstützung nicht nur Betrieben mit Angestellten 

(mittels Kurzarbeitsentschädigung) gewährt, sondern auch Selbständigerwerbenden64. 

V. Ergebnisse  

A. Beantwortung der Gutachterfragen 

1. Ist der in die Vernehmlassung gegebene Entwurf eines Covid-19-Geschäftsmiete-

gesetzes mit der Bundesverfassung vereinbar? Insbesondere: 

 
62  Nach der Rechtsprechung zu den sog. Immissionsenteignungen begründen im Sinne einer Richtlinie erst Be-

einträchtigungen, die ein halbes Jahr dauern, eine Entschädigungspflicht der erlittenen finanziellen Einbussen; 
vgl. BGE 145 II 282, 292 E. 4.6. Allerdings sind die Einbussen in diesen Fällen in der Regel deutlich geringer. 

63  Vgl. als Beispiel die Soforthilfen für Kulturschaffende gemäss Art. 4 ff. der Verordnung über die Abfederung der 
wirtschaftlichen Auswirkungen des Coronavirus (COVID-19) im Kultursektor vom 20. März 2020 (SR 442.15). 

64  Vgl. Erläuternder Bericht, S. 8 f. 
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a.  Verfügt der Bund über eine hinreichende Kompetenz zum Erlass eines Gesetzes 

in dieser Angelegenheit? 

73 Ja. Seine Kompetenz ergibt sich aus Art. 118 Abs. 2 lit. b BV und – je nach Qualifikation 

der Regelung über die Reduktion des Miet- und Pachtzinses – aus Art. 109 und 122 

BV (vgl. Rz. 36 ff.). 

b. Ist die vorgesehene Reduktion des Miet- und Pachtzinses für die von der Schlies-

sung betroffenen Mieter und Pächter mit der Wirtschaftsfreiheit und dem Grund-

satz der Wettbewerbsneutralität staatlichen Handelns vereinbar? 

74 Nein. Die Gesetzesvorlage stellt die ein KMU betreibenden Mieter und Pächter gegen-

über den ein KMU betreibenden Eigentümern von Geschäftsräumen besser, ohne dass 

die vorgebrachten konjunkturpolitischen Gründe und Erwägungen des Mieterschutzes 

eine solche Ungleichbehandlung zu rechtfertigen vermögen. Die Besserstellung ver-

zerrt den Wettbewerb und erscheint als verpönte protektionistische Massnahme zu-

gunsten der ein KMU betreibenden Mieter und Pächter (vgl. Rz. 57 ff.).   

c.  Ist die vorgesehene Miet- und Pachtzinsreduktion mit der Eigentumsgarantie ver-

einbar? 

75 Nein. Die Zinsreduktion greift in unverhältnismässiger Weise in durch die Eigentums-

garantie geschützte vertragliche Ansprüche der Vermieter und Verpächter bzw. bei Be-

stehen von mehr als 60%iger Herabsetzungsansprüche in solche der Mieter und Päch-

ter ein, denn es stehen dem Gesetzgeber zur Erreichung der verfolgten Ziele mildere 

Mittel zur Verfügung (vgl. Rz. 41 ff.). 

d. Ist die Reduktion auf einen Satz von 40 Prozent des massgebenden Miet- oder 

Pachtzinses mit dem Grundsatz der Rechtsgleichheit vereinbar? 

76 Nein. Wenn der Gesetzgeber den Miet- und Pachtzins während der Zeit der Schlies-

sung bzw. Betriebseinschränkung rasch und pauschal regeln will, muss er Mieter und 

Vermieter bzw. Pächter und Verpächter gleich behandeln, also eine Reduktion von 

50% vorsehen. Die Ungewissheit, ob und in welchem Umfang nach Obligationenrecht 

Herabsetzungsansprüche bestehen, trifft beide Vertragsparteien in gleicher Weise und 
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rechtfertigt es nicht, die Vermieter und Verpächter stärker zu belasten als die Mieter 

und Pächter (Rz. 49 ff.). 

e. Verstösst die vorgesehene rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes auf den 17. 

März 2020 gegen das verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot? 

77 Ja. Die Gesetzesvorlage führt zu einer echten Rückwirkung, für deren Anordnung die 

strengen verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht erfüllt sind. Es fehlen triftige 

Gründe für die Rückwirkung; ausserdem bewirkt sie stossende Rechtsungleichheiten 

(Rz. 64 ff.). 

2.  Verpflichtet das Verfassungsrecht den Gesetzgeber, die von der Schliessung be-

troffenen Gewerbetreibenden finanziell zu unterstützen? Welche verfassungs-

rechtlichen Vorgaben hat der Gesetzgeber bei einer finanziellen Unterstützung zu 

beachten? 

78 Verfassungsrechtlich ist der Bund verpflichtet, für besonders schwere Eingriffe in die 

Wirtschaftsfreiheit, wie sie die Schliessung oder Einschränkung von Betrieben bewirkt, 

eine Entschädigung zu leisten, jedenfalls wenn die Massnahmen längere Zeit andau-

ern. Dabei sind die Grundrechte und der Grundsatz der Rechtsgleichheit zu beachten. 

Insbesondere muss die Entschädigung wettbewerbsneutral erfolgen und darf nicht ein-

zelnen Gruppen von Gewerbetreibenden einen Wettbewerbsvorteil verschaffen (vgl. 

Rz. 70 ff.). 

B. Zusammenfassung 

79 Die Vernehmlassungsvorlage bezweckt, den ein KMU führenden Mietern und Päch-

tern, die durch die Geschäftsschliessung Einbussen erlitten haben, rasch finanzielle 

Unterstützung zu gewähren. Dies soll durch eine obligationenrechtliche Sonderrege-

lung erfolgen, die den Miet- und Pachtzins für die Schliessungszeit pauschal auf 40% 

herabsetzt. Ausserdem soll der Bund Vermietern und Verpächtern, die durch die Her-

absetzung in eine wirtschaftliche Notlage geraten, eine Entschädigung leisten. Die Vor-

lage verknüpft Ziele der Krisenbewältigung und der Stützung der Konjunktur mit sol-

chen des Mieterschutzes. 
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80 Die vorgesehenen Regelungen erweisen sich in mehrfacher Hinsicht als verfassungs-

widrig: Sie greifen in unverhältnismässiger Weise in die Eigentumsgarantie ein, weil 

den Vermietern und Verpächtern und – soweit nach Obligationenrecht mehr als 60%ige 

Herabsetzungsansprüche bestehen – den Mietern und Pächtern vertragliche Ansprü-

che entzogen werden, obwohl es zur Erreichung der verfolgten Ziele eines solchen 

Eingriffs in die Rechte der Vertragsparteien nicht bedarf. Ausserdem verstösst die Vor-

lage gegen den Grundsatz der Rechtsgleichheit, weil sie Mieter und Vermieter bzw. 

Pächter und Verpächter ungleich behandelt und zudem die ein KMU führenden Mieter 

und Pächter gegenüber den ein KMU führenden Eigentümern von Geschäftsräumen 

besser stellt. Für die vorgesehene rückwirkende Inkraftsetzung sind die verfassungs-

rechtlichen Anforderungen ebenfalls nicht erfüllt. 

81 Soweit die Vernehmlassungsvorlage einen Ersatz für wirtschaftliche Einbussen aus 

den Schliessungen und Betriebseinschränkungen leisten will, ergänzt sie die Art. 63 ff. 

des Epidemiengesetzes, die nur bei bestimmten gegenüber einzelnen Personen ange-

ordneten Massnahmen Anwendung finden. Es kann verfassungsrechtlich geboten 

sein, dass der Bund auch wirtschaftliche Einbussen entschädigt, die durch gegenüber 

der gesamten Bevölkerung verfügte Massnahmen hervorgerufen werden. Eine solche 

Ersatzpflicht besteht aber nur bei schweren – meist längerdauernden – Eingriffen. Die 

Ausrichtung von Entschädigungen muss den Grundsatz der Rechtsgleichheit und ins-

besondere der Wettbewerbsneutralität beachten. 

82 Die besondere Schwere des Eingriffs, die eine staatliche Entschädigungspflicht recht-

fertigt, ist vor allem gegeben, wenn Gewerbetreibenden die Berufsausübung während 

längerer Zeit verunmöglicht oder stark eingeschränkt wird. Gleiches gilt, wenn sie die 

Schliessung besonders hart trifft, weil sie beispielweise verderbliche Waren nicht mehr 

absetzen können. Demgegenüber vermag die Pflicht zur Bezahlung des Miet- und 

Pachtzinses Gewerbetreibende nicht per se besonders schwer zu treffen. Der Miet- 

und Pachtzins ist deshalb kein geeignetes Kriterium zur Anknüpfung von Unterstüt-

zungsleistungen für pandemiebedingte Einbussen. Um wettbewerbsneutral zu sein, 

müsste die Hilfe von Kriterien abhängen, welche die besondere Betroffenheit aufgrund 
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der Geschäftsschliessungen bzw. Betriebseinschränkungen in sachgerechter Weise 

widerspiegeln. 

 

 

Peter Karlen       Markus Rüssli 
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Zürich, 3. August 2020 
 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-

19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz)» 

 

 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken für die Einladung zur Teilnahme an der Vernehmlassung. 
 
Der Hauseigentümerverband Kanton Zürich (HEV Kanton Zürich) ist mit seinen über 75'000 Mitgliedern 
der grösste Vertreter der Interessen der Haus-, Grund- und Stockwerkeigentümer im Kanton Zürich. 
Seine Mitglieder sind als Immobilieneigentümer und Vermieter von Regelungen im Mietbereich in be-
sonderem Masse betroffen. Der HEV Kanton Zürich nimmt in seiner Funktion als deren Interessenver-
treter daher zum Entwurf des Bundesgesetzes über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-
schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Ge-
schäftsmietegesetz) gerne Stellung. 
 
 
Grundsätzliches zur Gesetzesvorlage 

Auslöser des in die Vernehmlassung geschickten Gesetzesentwurfs ist die Annahme zweier gleichlau-
tender Motionen von National- und Ständerat (WAK-NR 20.3451 / WAK-SR 20.3460) «Geschäftsmieten 
in der Gastronomie und bei anderen von der Schliessung betroffenen Betrieben. Die Mieter sollen nur 
40 Prozent der Miete schulden». Der HEV Kanton Zürich lehnt einen rückwirkenden Staatseingriff in 
privatrechtliche Mietverträge und damit verbunden einen staatlich erzwungenen Mieterlass auf Kosten 
der Vermieter ab. Ein solcher Eingriff ist verfassungswidrig und verletzt die Eigentumsgarantie. Es ist 
vielmehr Aufgabe der betroffenen Mietparteien – wo erforderlich – situationsgerechte Lösungen auszu-
arbeiten. Sie haben die Mietverträge vereinbart und kennen die konkrete Betroffenheit am besten. Viele 
private Vermieter sind ihren Geschäftsmietern bereits mit Mieterlassen und anderen Erleichterungen 
entgegengekommen und immer mehr tun dies auch grosse Vermieter. Es ist zudem eine Illusion zu 
glauben, dass mit einem – wie auch immer gearteten – rückwirkenden gesetzlichen Eingriff in die ver-



 

2 
 

einbarten Mietverträge Rechtssicherheit entstehen würde. Jeder gesetzliche Eingriff schafft neue Aus-
legungsprobleme und bietet Juristenfutter für lange Gerichtsverfahren. Der HEV Kanton Zürich lehnte 
dementsprechend die beiden obgenannten Motionen ab. 
 
 
Konsequenterweise lehnt der HEV Kanton Zürich auch das vorgeschlagene Covid-19-Geschäfts-
mietegesetz ab: 

Fehlende Verfassungsgrundlage 

Wie der erläuternde Bericht zu Recht festhält, lässt sich die vorgeschlagene gesetzliche Regelung für 
einen rückwirkenden Eingriff in privatrechtliche Mietverträge nicht auf die Notrechtskompetenz des Bun-
desrates (Art. 185 Abs. 3 BV) abstützen. Der Bericht hält fest (Seite 17 f.), «am ehesten» komme für 
eine verfassungsrechtliche Abstützung Artikel 100 über die Konjunkturpolitik in Frage. Absatz 1 beauf-
tragt den Bund mit «Massnahmen für eine ausgeglichene konjunkturelle Entwicklung, insbesondere zur 
Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung». Mit dieser weit gefassten Kompetenz 
soll die Konjunkturpolitik die gesamtwirtschaftliche Entwicklung beeinflussen. Dies trifft mit dem vorlie-
genden Gesetzesentwurf allerdings nicht zu. Der Regelung kommt keine gesamtwirtschaftliche Aus-
strahlungskraft zu. Zudem soll mit der Regelung rückwirkend in bestehende privatrechtliche Verträge 
eingegriffen werden. Die Massnahme ist also nicht zukunftsgerichtet und vermag nicht präventiv die 
künftige wirtschaftliche Konjunkturentwicklung zu beeinflussen. 
 
Darüber hinaus missachtet die vorgeschlagene Regelung massgebliche verfassungsmässige Rechte, 
namentlich die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 und 95 BV) und die Eigentumsgarantie (Art. 26 BV). Der 
Zweck des gesetzlichen Zwangserlasses soll gemäss erläuterndem Bericht die Verhinderung von Kon-
kursen von Geschäftsmietern infolge der notrechtsbedingten Betriebsbeschränkungen sein. Es fehlt je-
doch an jeglichem Nachweis, dass tatsächlich 

• eine massive Konkurswelle von Geschäftsmietern bevorsteht; 
• deren Ursache die notrechtsbedingten Betriebsschliessungen bildet; 
• diese mittels des Zwangserlasses verhindert werden können. 

Eine solche Konkurswelle scheint angesichts der diversen Finanzhilfen auf Bundesebene für betroffene 
Unternehmen, der kantonalen und kommunalen Unterstützungen sowie der grossen Zahl bereits abge-
schlossener freiwilliger Vereinbarungen zwischen betroffenen Vertragsparteien im Geschäftsmietenbe-
reich – teils unter finanzieller Beteiligung der Kantone – auch nicht absehbar. 
Die vorgeschlagenen Massnahmen sind daher auch nicht zweckkonform. Der Zwangserlass privilegiert 
vielmehr auch eine beachtliche Zahl von Geschäftsmietern, die in keinerlei finanzieller Notlage sind. Die 
Massnahme verletzt den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität und die Gleichbehandlung der Konkur-
renten. 

• Dies gilt einerseits mit Bezug auf die Geschäftsraummieter, da die Massnahme einen Teil der 
Geschäftsmieter gegenüber einem anderen privilegiert – abhängig davon, ob ihr vertraglicher 
Mietzins eine willkürlich festgelegte Höhe überschreitet. 

• Eine Ungleichbehandlung und Wettbewerbsverzerrung entsteht zudem dadurch, dass Unter-
nehmer, deren Betrieb sich in der unternehmereigenen Liegenschaft befindet, die finanziellen 
Konsequenzen ihres notrechtlich geschlossenen Betriebs vollumfänglich selbst tragen müssen, 
während eingemietete Unternehmer, deren Betrieb notrechtlich geschlossen wurde, von ihren 
Mietzinszahlungspflichten zu einem grossen Teil befreit würden. Dies obwohl die Objektkosten 
für die Betriebsräume bei den Unternehmern im eigenen Betrieb keineswegs tiefer sind als bei 
den eingemieteten Betrieben. Durch die einseitige Kostenentlastung der Miet-Betriebe werden 
diese in ungerechtfertigter Weise im Wettbewerb privilegiert. 

 
Die vorgeschlagenen Massnahmen, welche rückwirkend in die privatrechtlichen Mietverträge eingreifen 
und Vermieter zum Verzicht auf 60% ihrer vertraglich vereinbarten Mietzinsforderung gegenüber dem 
Mieter zwingen, verletzen sodann die Eigentumsgarantie. Der Eingriff erfolgt ohne jeglichen Nachweis, 
dass tatsächlich eine massive Konkurswelle von Geschäftsmietern bevorsteht, deren Ursache die not-
rechtsbedingten Betriebsschliessungen bilden, und dass diese mittels des Zwangserlasses verhindert 
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werden können. Es fehlt daher an einem öffentlichen Interesse, welches den krassen Eingriff ins Eigen-
tumsrecht rechtfertigen könnte. Der Eingriff erfolgt zudem völlig undifferenziert, indem er sich nicht auf 
Geschäftsmieter beschränkt, die aufgrund der notrechtlich angeordneten Betriebsschliessungen bzw. -
einschränkungen in eine finanzielle Notlage (Konkurs) geraten. Vielmehr soll die rückwirkende Aber-
kennung vertraglicher Ansprüche unabhängig von der konkreten finanziellen Situation der betroffenen 
Geschäftsmieter (und Vermieter) ab einer willkürlich gewählten Frankengrenze gelten. Damit profitieren 
vom Rechtseingriff auch zahlreiche Geschäftsraummieter, die in keinerlei Notlage sind – sogar auch 
sehr vermögende. Der Eingriff ins Eigentumsrecht ist somit unverhältnismässig. Der Eingriff in privat-
rechtliche Verträge wird ausschliesslich auf bestimmte Mietverträge über Geschäftsräume bezogen. 
Sämtliche anderen Vertragsverpflichtungen ausserhalb der betroffenen Geschäftsmieten sollen – un-
abhängig von der Betroffenheit durch die COVID-19-Anordnungen des Bundesrates – vollumfänglich 
gewahrt werden. Gemäss Schätzung des Bundes werden den Vermietern aufgrund des vorgeschlage-
nen Gesetzes Mietzinszahlungen in der Höhe von rund 212 Millionen Franken entzogen (erläuternder 
Bericht des Bundesrates, Seite 16, Ziff. 3.2). Damit wird den betroffenen Vermietern ein eigentliches 
Sonderopfer gegenüber der Allgemeinheit bzw. der grossen Zahl aller anderen Unternehmern und Ver-
tragskontrahenten in der Schweiz abverlangt. 
 
Rechtsunsicherheit 

Die vorgeschlagene Gesetzesvorlage für einen rückwirkenden Eingriff in die Mietverträge führt zu gros-
ser Rechtsunsicherheit und als Folge zu einer Lawine an Verfahren: 

• Abgrenzung der Nebenkosten/Bestimmung der Nettomiete: die vorgeschlagene Regelung zur 
Abgrenzung von Miete und Nebenkosten im Einzelfall ist völlig praxisfremd und wird eine Flut 
von Verfahren auslösen. 

• Anrechnung bestehender Vereinbarungen: Die Berufung auf die «Staatsregelung» ist ausge-
schlossen, wenn die einvernehmliche Parteivereinbarung abgeschlossen wurde. Solche Ver-
einbarungen werden aber in den seltensten Fällen im materiellen Umfang oder mit Bezug auf 
die zeitliche Geltungsdauer dem Wortlaut/Inhalt der «Staatsregelung» entsprechen, so z.B. 
wenn der Erlass eines vollen Monatsmietzinses, kombiniert mit Stundungen, Ratenzahlungen, 
Mietzinskautionsauflösung oder freiwillig eine generelle Umsatzmiete für mehrere Monate über 
die Regelungszeit hinaus oder zusätzliche Optionsrechte für den Mieter usw. vereinbart wur-
den. Für alle diese Fälle ist keine klare Anrechnung an die «Staatsregelung» möglich. Daraus 
werden sich zahlreiche Streitigkeiten über Jahre hinaus hinziehen. 

 
 
Zu den vorgeschlagenen Artikeln im Einzelnen 

Art. 1 Gegenstand 

Artikel 1 Abs. 1 lit. a zum Gegenstand des Gesetzes ist anzupassen: 

Der Gegenstand des Gesetzes darf nicht über die Forderung gemäss Parlamentsauftrag (Motionswort-
laut) hinaus ausgedehnt werden. So bezieht sich der Motionstext ausschliesslich auf «vom Bundesrat 
geschlossenen Betrieben» und nicht auf allenfalls weitere verordnete Massnahmen anderer Behörden. 
 
 
Art. 1 Abs. 1 lit. b. Gesundheitseinrichtungen ist zu streichen. 

Nach Ansicht des HEV Kanton Zürich ist der Gegenstand bzw. Geltungsbereich des Gesetzes auf den 
Grundgedanken der Motion «Geschäftsmieten in der Gastronomie und bei anderen von der Schliessung 
betroffenen Betrieben» zu beschränken. 
 
Die pauschale Ausweitung des gesetzlichen Zwangserlasses auf die Gesundheitseinrichtungen ist nicht 
gerechtfertigt. Dies zeigt sich bereits dadurch, dass die Regelung des 60%-Zwangserlasses der Miet-
zinse sich auf Fälle einer Betriebsschliessung bezieht. Die in Art. 10a Abs. 2 der COVID-19-Verordnung 
2 (Fassung vom 19. bzw. 21. März 2020) aufgeführten Gesundheitseinrichtungen mussten ihren Betrieb 
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jedoch nicht schliessen. Ein 60%-Mietreduktionszwang würde diese Betriebe damit auch ungerechtfer-
tigt gegenüber anderen privilegieren – sowohl gegenüber vollständig geschlossenen, als auch gegen-
über anderen mit reduziertem Betrieb. Der Zwangserlass lässt sich darüber hinaus auch mit Bezug auf 
die finanziellen Auswirkungen sowie die finanziellen Lagen der Betriebsinhaber nicht rechtfertigen. Wie 
die Praxis zeigt, sind die Betriebe von Ärzten, Zahnärzten, Schönheitschirurgen etc., die zwar einen 
reduzierten Betrieb hatten, nicht in finanzieller Schieflage. Im Gegensatz zu Mietern im Gastro- und 
Detailhandelsbereich haben diese Mieter die Miete in aller Regel auch vorbehaltlos bezahlt und keine 
Ansprüche auf Mietzinsreduktionen signalisiert. Es kann davon ausgegangen werden, dass in diesen 
Branchen die Umsätze mehrheitlich wieder aufgeholt werden konnten bzw. können. Zudem handelt es 
sich um Branchen mit hohen Einkommen, die temporäre Umsatzreduktionen problemlos verkraften kön-
nen und auf keinerlei Hilfe bzw. staatlich erzwungene Vermietergeschenke angewiesen sind. Der Zweck 
des Bundesgesetzes über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschrän-
kungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmiete-gesetz) besteht ge-
mäss erläuterndem Bericht des Bundesrates darin, Konkurse von Betrieben infolge der COVID-19-be-
dingt angeordneten Schliessungen zu verhindern. Da bei den Betrieben von Ärzten, Zahnärzten, Schön-
heitschirurgen etc. kein solches Risiko auszumachen ist, fällt auch der gesetzgeberische Zweck dahin. 
Sollte es tatsächlich vereinzelt Härtefälle in dieser Branche geben, werden diese mit Sicherheit zwi-
schen den Parteien privatrechtlich gelöst werden können. Dies auch mit Blick darauf, dass es sich doch 
gerade bei solchen Unternehmern nicht um geschäftsunerfahrene, schwache Parteien handelt. 
 
 
Art. 2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Gesetzes ist auf Restaurants und weitere vom Bundesrat geschlossene 
Betriebe gemäss Art. 6 Abs. 2 der COVID-19-Verordnung (in der Fassung vom 19. bzw. 21. März 
2020) zu beschränken. 

(Zur Kritik der pauschalen Unterstellung von Gesundheitseinrichtungen verweisen wir auf die Ausfüh-
rungen unter 1. Gegenstand. Entsprechend ist Art. 2 lit. f zu streichen.) 

Die Aufzählungen der betreffenden Betriebe (Art. 2 / 6 der Vernehmlassungsvorlage) ist demgemäss 
abschliessend aus den beiden besagten Artikeln der COVID-19-Verordnung des Bundesrates zu über-
nehmen. Eine lediglich exemplarische Aufzählung würde zu Rechtsunsicherheit führen und eine Flut 
von Streitigkeiten und Verfahren auslösen. 

Mit Bezug auf die Aufzählung der zwangsgeschlossenen Betriebe gemäss Art. 6 Abs. 2 COVID-19-
Verordnung des Bundesrates ist diese durch die explizit von der Schliessung ausgenommenen Betriebe 
gemäss Abs. 3 zu ergänzen. Damit ist sichergestellt, dass der Geltungsbereich des vorgeschlagenen 
Gesetzes der Forderung der verabschiedeten Motionen entspricht. 

Der Geltungsbereich in Artikel 2 des Gesetzesentwurfs ist entsprechend der Aufzählung der 
oberwähnten Bestimmungen wie folgt anzupassen: 

a. Einkaufsläden und Märkte; 
b. Restaurationsbetriebe; 
c. Barbetriebe sowie Diskotheken, Nachtclubs und Erotikbetriebe; 
d. Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe, namentlich Museen, Bibliotheken, 

Kinos, Konzerthäuser, Theater, Casinos, Sportzentren, Fitnesszentren, 
Schwimmbäder, Wellnesszentren, Skigebiete, botanische und zoologische 
Gärten und Tierparks; 

e. Betriebe mit personenbezogenen Dienstleistungen mit Körperkontakt wie Coiffeure, Massagen, 
Tattoo-Studios und Kosmetik; 

 
Ausgenommen sind folgende Einrichtungen: 

a. Lebensmittelläden und sonstige Läden (z. B. Kioske, Tankstellenshops), soweit sie Lebens-
mittel oder Gegenstände für den täglichen Bedarf anbieten; 
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b. Imbiss-Betriebe (Take-away), Betriebskantinen, Lieferdienste für Mahlzeiten und Restaurati-
onsbetriebe für Hotelgäste; 

c. Apotheken, Drogerien und Läden für medizinische Hilfsmittel (z.B. Brillen, Hörgeräte); 
d. Poststellen und Postagenturen; 
e. Verkaufsstellen von Telekommunikationsanbietern; 
f. Banken; 
g. Tankstellen; 
h. Bahnhöfe und andere Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs; 
i. Werkstätten für Transportmittel; 
j. öffentliche Verwaltung; 
k. soziale Einrichtungen (z.B. Anlaufstellen); 
l. Beerdigungen im engen Familienkreis; 
m. Gesundheitseinrichtungen wie Spitäler, Kliniken und Arztpraxen sowie Praxen und Einrichtun-

gen von Gesundheitsfachpersonen nach Bundesrecht und kantonalem Recht; 
n. Hotels. 

 
Die im erläuternden Bericht zu Artikel 2 (Seite 11) vorgenommene Umschreibung des Geltungsbereichs, 
wonach auch Betriebe, deren Mietvertrag neben geschlossenen auch ausdrücklich von der Öffnung 
ausgenommene Betriebsteile (gemäss Art. 6 Abs. 3 der COVID-19 Verordnung 2) umfassen, ist inak-
zeptabel. Diese Ausweitung geht über die Forderung der Motionen hinaus, welche den gesetzlichen 
Zwangserlass für durch den Bundesrat geschlossene Betriebe/Einrichtungen fordern. Betriebe, die nur 
einzelne Aktivitäten nicht mehr ausführen konnten bzw. ihr Angebot teilweise reduzieren mussten, dür-
fen vom Geltungsbereich des Gesetzes nicht erfasst werden. Alles andere würde zu krassen Ungleich-
behandlungen führen. Man stelle sich eine Bäckerei vor, die ihren Laden durchgehend offenhalten 
konnte, und lediglich die drei Tische, welche sie Kunden zum Konsum vor Ort zur Verfügung stellte, 
während gewisser Zeit nicht mehr anbieten konnte. Es widerspricht dem klaren Wortlaut der Motion, 
wenn auch solche Betriebe, welche nie schliessen mussten, vom Mietzinsgeschenk profitieren. Es ist 
nicht zu rechtfertigen, solche Betriebe so zu behandeln wie ein völlig zwangsgeschlossenes Restaurant. 
Dies wäre auch krass ungerecht gegenüber Bäckereien ohne Konsumteile vor Ort. Diese Interpretation 
würde zudem immense Abgrenzungsprobleme aufwerfen und zu Missbräuchen führen. Langwierige 
Streitigkeiten und Verfahren wären die Folge. Denn etwa Grossverteiler und andere Lebensmittelläden, 
welche stets geöffnet sein konnten und lediglich Waren in gewissen Rayons zeitweise nicht verkaufen 
durften, fallen klarerweise ebenfalls nicht unter den Geltungsbereich, was in den Erläuterungen auch 
explizit festgehalten wird (Seite 11). 
 
 
Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Art. 3 Abs. 1 ist in der vorliegenden Form unhaltbar und ist im Sinne der nachfolgenden Erwä-
gungen anzupassen: 

Gültigkeit von Vereinbarung 

Die Motion verlangt ausdrücklich, die Regelung habe sicherzustellen, «dass die zwischen Mietparteien 
bereits getroffenen Vereinbarungen ihre Gültigkeit behalten.» Gemäss erläuterndem Bericht sollen al-
lerdings Vereinbarungen, welche beispielsweise eine Stundungs- oder Ratenzahlungsabrede enthalten, 
nicht vom gesetzlichen Geltungsbereich über den Zwangserlass ausgenommen werden. Dies wider-
spricht der Motion und ist aus Sicht des HEV Kanton Zürich inakzeptabel. In der Parlamentsdebatte war 
sodann auch nie die Rede davon, dass eine inhaltliche Selektion geschlossener Vereinbarungen vor-
genommen werden soll und einzelne Arten von Vereinbarungen faktisch nicht als gültig angerechnet 
werden sollen. Dementsprechend stellen jegliche Arten von Vereinbarungen, auch solche mit Ra-
tenzahlung oder Stundung, mit Bezug auf die Zeit der COVID-19-bedingt verordneten Massnah-
men, implizit eine Regelung den Mietzins betreffend dar und sind vom Anwendungsbereich des 
vorliegenden Gesetzes (Zwangserlass) auszunehmen. Dies gilt solange, als die Vereinbarung 
keinen anderslautenden Vorbehalt enthält. 
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Vorbehaltlose Zahlung 

Mit Bezug auf obige Bemerkung müsste die Nichtanwendbarkeit dieses Gesetzes sodann unse-
res Erachtens ausgeweitet werden, indem eine vorbehaltlose Bezahlung der Miete in dieser Zeit 
als ausdrückliche Einigung gilt und keine rückwirkende Mietzinsreduktion rechtfertigt. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass in der Praxis die wirklich betroffenen Mieter die Miete für die Zeit-
dauer der Betriebsschliessungen zwar bezahlten, aber Vorbehalte angebracht haben. Aufgrund der 
enormen Publizität der rechtlichen und politischen Diskussionen um die Mietzinszahlungspflicht be-
troffener Betriebe, waren sich die Geschäftsmieter der Möglichkeiten hinsichtlich gerichtlicher Begehren 
sowie der Chance einer gesetzlichen Erlassregelung bewusst und auch angehalten, bei Zahlungen Vor-
behalte anzubringen. Bei einem Geschäftsmieter, der trotzdem vorbehaltlos bezahlt hat, kann man da-
von ausgehen, dass keine finanziellen Probleme und kein Bedarf nach Mieterlassen bestehen. 

Anrechnung finanzieller Unterstützung 

Absolut inakzeptabel ist, dass offenbar von den Geschäftsmietern bereits von Seiten der öffentlichen 
Hand erhaltene Förderungen nicht angerechnet werden sollen. Die Mieter sollen somit also den Mieter-
lass vom Vermieter kumulativ einfordern können. Es ist klar festzuhalten, dass Mieter, die von der 
öffentlichen Hand (Kanton, Gemeinde) à Fonds perdu-Beiträge unter anderem zur Zahlung von 
Mietzinsen erhalten haben, analog denjenigen die einvernehmlich getroffene Parteivereinbarung 
abgeschlossen haben, von der Berufung auf den Zwangserlass gemäss vorliegendem Gesetz 
explizit ausgeschlossen sind. 
 
 
Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins 

Es ist grundsätzlich richtig, dass der Nettomietzins als Grundlage für die erzwungene Mietzins-
reduktion genommen wird. Dies allerdings unter der Voraussetzung, dass der Mieter die Neben-
kosten weiterhin zahlen muss, da diese nicht vom Zwangserlass. Dies trägt der Tatsache Rech-
nung, dass der Vermieter diese Kosten gegenüber dem Leistungserbringer ebenfalls vergüten 
muss. Wird die Pflicht zur Zahlung der Nebenkosten nicht ausdrücklich vorgesehen, so macht 
es keinen Sinn, für die Festlegung des massgebenden Mietzinses auf den Nettomietzins abzu-
stellen.  
 
Es ist im Gesetz ausdrücklich festzuhalten, dass die vertraglich geschuldeten Nebenkosten vom 
Mieter auch während der Zeit des Zwangserlasses geschuldet sind (vgl. folgend zu Art. 5). 
 
Die vorgeschlagene Abgrenzung der Nebenkosten würde in der Praxis allerdings zu erheblichen 
Umsetzungsschwierigkeiten führen. Die in den Erläuterungen (Seite 12, Ziff. 2.4.) gemachten 
Vorgaben hinsichtlich der Festlegung der massgeblichen Nebenkosten ist unnötig kompliziert 
und praxisfeindlich. Gemäss Erläuterungen soll nicht auf die vertraglichen Akontozahlungen der von 
der Betriebsschliessung betroffenen Monate abgestellt werden, sondern auf die letzte Nebenkosten-
Abrechnung. Der Jahresaufwand wäre sodann noch auf die betroffenen Kalendermonate umzurechnen. 
Bei Neubauten soll offenbar auf Schätzungen oder auf die Akontozahlungen abgestellt werden. Des 
Weiteren wird die Abgrenzung in Fällen, wo die Nebenkosten nicht als separat zu zahlen ausgeschieden 
wurden, zu Unsicherheit führen und ist konfliktträchtig. Dem Bericht ist hierzu lediglich zu entnehmen, 
dass in solchen Fällen ein «angemessener» Abzug für den Nebenkostenanteil an der Miete vorzuneh-
men ist. Dabei wird offensichtlich negiert, dass es keinen gesetzlich vorgegebenen Katalog der Neben-
kosten gibt. Wie soll denn also für eine undefinierte Kostengruppe ein Abzug in «angemessener» Höhe 
bestimmt werden? 
 
Die vorangehenden Erläuterungen zeigen exemplarisch, dass mit dem vorgeschlagenen gesetz-
lichen Eingriff in die abgeschlossenen Mietverträge enorme Rechtsunsicherheit und Streitpo-
tential geschaffen wird. 
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In der Praxis finden sich diverse Regelungen von ausgeschiedenen Nebenkosten. Diese variieren von 
einer separaten Verrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten hin bis zu einer Ausscheidung einer 
grossen Anzahl diverser Posten (Hauswartung, Aufzugswartung, Allgemeinstrom etc.). Die vorgeschla-
gene Regelung, welche auf die vertragliche Ausscheidung der Nebenkosten bzw. deren Abrechnungen 
abstellt, um den Nettomietzins festzulegen, führt zu Ungleichbehandlungen. Sind im Vertrag wenig Ne-
benkosten ausgeschieden worden, wird der Vermieter mit einem entsprechend grösseren Mieterlass 
bestraft. Er muss also einen grösseren Anteil der angefallenen Kosten aus der eigenen Tasche bezah-
len. 
 
 
Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins 

Die Ansprüche der Mieter gegenüber Versicherungen etc. sind an die Reduktion anzurechnen. Es ist 
klar rechtsmissbräuchlich, wenn ein Geschäftsmieter, der eine Versicherungsleistung zur Kompensa-
tion des Betriebsausfalls erhalten hat, zusätzlich noch den Mietzins zu 60% erlassen bekommt und 
somit zu einem doppelten «Genuss» kommt, bzw. seinen Schaden mehrfach kompensiert erhält. 
 
In der Art. 5 ist ausdrücklich festzuhalten, dass die Nebenkosten vom Mieter auch während der 
Zeit des Zwangserlasses geschuldet bleiben (siehe Begründung vorangehend zu Art. 4). 
 
 
Art. 6 Gesundheitseinrichtungen 

Die parlamentarischen Beratungen zu den Motionen zeigen, dass sich deren eigentlicher Grundge-
danke auf die Mieterlasse von «Geschäftsmieten in der Gastronomie und bei anderen von der Schlies-
sung betroffenen Betrieben» bezieht. Die pauschale Ausweitung des gesetzlichen Zwangserlasses auf 
die Gesundheitseinrichtungen ist verfehlt. Dies zeigt sich bereits dadurch, dass sich die Regelung des 
60%-Zwangserlasses der Mietzinse klarerweise auf Fälle einer Betriebsschliessung bezieht. Die in Art. 
10a Abs. 2 der COVID-19 Verordnung 2 (Fassung vom 19. bzw. 21. März 2020) erwähnten Unterneh-
men mussten ihren Betrieb jedoch nicht schliessen. Ein Mietreduktionszwang von 60% würde diese 
Betriebe ungerechtfertigt gegenüber anderen Betrieben privilegieren (vgl. hierzu die vorangehenden 
Bemerkungen zu Art. 1 Abs. 1 lit. b. des Gesetzesentwurfs). 
 
Einrichtungen/Betriebe (Gesundheitseinrichtungen), welche nicht zwangsgeschlossen wurden, 
sind vom Geltungsbereich des Gesetzes auszunehmen. 
 
 
Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen 

Gemäss Gesetzesvorschlag muss der notleidende Vermieter sein Gesuch innert 6 Monaten ab Inkraft-
treten des Gesetzes einreichen. Dies ist absurd in Anbetracht der Tatsache, dass das Gesetz rückwir-
kend auf den 17. März 2020 in Kraft gesetzt wird! 
 
Das Gesetz soll offenbar bis am 31. Dezember 2022 gelten! Es ist davon auszugehen, dass der rück-
wirkende Vertragseingriff zu grosser Rechtsunsicherheit führt und die Umsetzung in der Praxis eine Flut 
von Rechtsstreitigkeiten und Verfahren auslösen wird. Dementsprechend werden die konkreten finan-
ziellen Ausfälle und deren Folgen für die Vermieter erst stark verzögert klarwerden. Da die Vermieter 
hohe Beweisanforderungen – unter Dokumentation der Mieterlasse etc. – bei der Gesuchstellung erfül-
len müssen, ist die vorgeschlagene Frist inakzeptabel. 
 
Abs. 3 von Art. 7 ist zu streichen. Gesuche müssen während der gesamten Geltungsdauer des 
Gesetzes eingereicht werden können, allenfalls sogar noch 6 Monate darüber hinaus. 
 
Gemäss Schätzung des Bundes werden den betroffenen Vermietern aufgrund des vorgeschlagenen 
Gesetzes insgesamt Mietzinsen in der Höhe von rund 212 Millionen Franken entzogen (erläuternder 
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Bericht des Bundesrates, Seite 16, Ziff. 3.2). Der für Entschädigungen bei wirtschaftlichen Notlagen 
vorgesehene Betrag von 20 Mio. Franken entspricht lediglich rund 9% des den Vermietern abverlangten 
Mietzinsverzichts von 212 Mio. Franken und erscheint demgegenüber schlichtweg ungenügend. 
 
Dies bringt auch der Gesetzesentwurf zum Ausdruck. Gemäss Art. 7 Abs. 4 soll das BWO je nach 
Eingang der Gesuchszahl notleidender Vermieter die Anforderungen für eine Entschädigung erhöhen 
oder die Auszahlungen pro Gesuch beschränken können. Offensichtlich wird von allem Anfang an damit 
gerechnet, dass nicht allen durch den Gesetzgeber in Notlage gebrachten Vermietern angemessen 
geholfen werden kann. Dass demgegenüber auf Mieterseite undifferenziert auch Geschäftsmieter ohne 
Notlage von einem verordneten Mietzinsgeschenk in der Höhe von 60% profitieren sollen, ist in höchs-
tem Masse stossend. Kommt dazu, dass offenbar auch weitere an Geschäftsmieter bezahlte Entschä-
digungen (Versicherungen, Mietzinszuschüsse von Gemeinwesen etc.) nicht angerechnet werden sol-
len, solche Geschäftsmieter also gleich mehrfach profitieren. 
 
 
Art. 11 Referendum und Inkrafttreten 
 
Abs. 1 Referendum (Dringlichkeit) 

An einer Verfassungsgrundlage für ein dringliches Bundesgesetz fehlt es gänzlich (vgl. zur Begründung 
die einleitenden Ausführungen vorstehend). Eine gewisse Rechtsunsicherheit über vertragliche Ansprü-
che vermag nicht einen rückwirkenden Eingriff ins Privatrecht zu rechtfertigen. Wie die vorstehenden 
Ausführungen zeigen, wird mit dem Gesetzesentwurf zu den parlamentarischen Motionen auch keines-
wegs Rechtssicherheit geschaffen. Vielmehr bewirkt ein solcher rückwirkender Eingriff in bestehende 
Verträge in der Praxis mehr Umsetzungs- und Auslegungsprobleme, als er Klärung schafft. Es fehlt 
sodann an einem überwiegend öffentlichen Interesse zur Rechtfertigung der Dringlichkeit. Worin dieses 
bestehen sollte, wird im erläuternden Bericht zu Art. 11 (Seite 15) denn auch nicht dargelegt. So ist 
insbesondere nicht nachgewiesen, dass die dringliche Inkraftsetzung der Regelung (Mietzinserlasse) 
zur Abwendung einer massiven Konkurswelle der vom Gesetz profitierenden Betriebe erforderlich wäre. 
Eine derartige Konkurswelle, verursacht durch die rund zweimonatigen Betriebsschliessungen, ist we-
der dargetan noch ersichtlich. 
 
Mangels Verfassungsgrundlage für eine Dringlichkeitserklärung des vorgeschlagenen Bundes-
gesetzes ist das Gesetz – sofern an der überjährigen Geltungsdauer festgehalten wird – dem 
obligatorischen Referendum gemäss Art. 140 Abs. 1 lit. c. BV zu unterstellen und Volk und Stän-
den zur Abstimmung zu unterbreiten. 
 
Abs. 2 Geltungsdauer 

Der Gesetzesentwurf ordnet einen Zwang an zum Miet- bzw. Pachtzinserlass für öffentlich zugängliche 
Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Corona-
virus für das Publikum schliessen mussten (lit. a) bzw. Gesundheitseinrichtungen, die aufgrund der be-
hördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus ihren Betrieb einschränken mussten (Art. 1). 
Die Regelung bezieht sich mithin auf einen bereits abgeschlossenen Sachverhalt in der Vergangenheit. 
Es ist daher nicht einleuchtend und wird auch im Bericht des WBF zu Artikel 11 nicht erläutert, warum 
das Gesetz bis Ende 2022 andauern soll. 
 
Die Geltung des Gesetzes mehr als zweieinhalb Jahre über den Zeitpunkt der Betriebsschlies-
sungen und damit den vom Gesetzesinhalt betroffenen Zeitraum hinaus, ist unverhältnismässig. 
Die Geltungsdauer des Gesetzes ist per 31. Dezember 2020 zu befristen. Art. 11 Abs. 2 ist ent-
sprechend anzupassen. 
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Fazit 

Der HEV Kanton Zürich lehnt den vorliegenden Gesetzesentwurf ab. 
 
 Es fehlt an einer verfassungsmässigen Grundlage für einen derart weitgehenden rückwir-

kenden Eingriff in bestehende vertragliche Rechte. 
 Es ist weder ein überwiegendes öffentliches Interesse für Einschränkungen der Eigentums-

rechte sowie der Handels- und Gewerbefreiheit nachgewiesen, noch lässt sich eine wettbe-
werbsverzerrende Begünstigung von eingemieteten Gewerbetreibenden gegenüber ihren 
Konkurrenten in eigenen, selbstgenutzten Liegenschaften rechtfertigen. 

 Die vorgeschlagene Regelung ist willkürlich und völlig unverhältnismässig, da sie bestimmte 
Geschäftsmieter unabhängig von einer finanziellen Notlage auf Kosten ihrer Vertragspartner 
begünstigt. Zudem werden Gewerbetreibende im eigenen Betrieb, die ihre Raumkosten wei-
terhin vollumfänglich selbst tragen müssen, gegenüber eingemieteten Gewerbetreibenden 
benachteiligt. 

 Die vorgeschlagene Regelung führt nicht zu Rechtssicherheit. Im Gegenteil, neue erhebliche 
Unsicherheit über deren Auslegung sowie Umsetzungsschwierigkeiten wären die Folge. 
Streitigkeiten und Prozesse über Jahre hinaus sind absehbar. 

 
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Position und die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
Freundliche Grüsse 
HEV Kanton Zürich 

  
Hans Egloff Albert Leiser 
Präsident Direktor 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 Herr 
 Bundesrat Guy Parmelin 

Vorsteher des WBF 
Bundeshaus Ost 
3003 Bern 

 
 
Zürich, 28. Juli 2020 HE/So 
 
 
 
Vernehmlassung: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavi-
rus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken für die Einladung zur Teilnahme an der Vernehmlassung. 
 
Der Hauseigentümerverband Schweiz (HEV Schweiz) ist mit seinen über 335'000 Mitgliedern 
der grösste Vertreter der Interessen der Haus-, Grund- und Stockwerkeigentümer in der 
Schweiz. Seine Mitglieder sind als Immobilieneigentümer und Vermieter von Regelungen im 
Mietbereich in besonderem Masse betroffen. Der HEV Schweiz nimmt in seiner Funktion als 
deren Interessenvertreter daher zum Entwurf des Bundesgesetzes über den Miet- und den 
Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 
Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) gerne Stellung. 
 
 
Grundsätzliches zur Gesetzesvorlage 
Auslöser des in die Vernehmlassung geschickten Gesetzesentwurfs ist die Annahme zweier 
gleichlautender Motionen von National- und Ständerat (WAK-NR 20.3451 / WAK-SR 
20.3460) «Geschäftsmieten in der Gastronomie und bei anderen von der Schliessung be-
troffenen Betrieben. Die Mieter sollen nur 40 Prozent der Miete schulden». Der HEV Schweiz 
lehnt einen rückwirkenden Staatseingriff in privatrechtliche Mietverträge und damit verbun-
den einen staatlich erzwungenen Mieterlass auf Kosten der Vermieter ab. Ein solcher Eingriff 
ist verfassungswidrig und verletzt die Eigentumsgarantie. Es ist vielmehr Aufgabe der be-
troffenen Mietparteien – wo erforderlich – situationsgerechte Lösungen auszuarbeiten. Sie 
haben die Mietverträge vereinbart und kennen die konkrete Betroffenheit am besten. Viele 
private Vermieter sind ihren Geschäftsmietern bereits mit Mieterlassen und anderen Erleich-
terungen entgegengekommen und immer mehr tun dies auch grosse Vermieter. Es ist zu-
dem eine Illusion zu glauben, dass mit einem – wie auch immer gearteten – rückwirkenden 
gesetzlichen Eingriff in die vereinbarten Mietverträge Rechtssicherheit entstehen würde. Je-
der gesetzliche Eingriff schafft neue Auslegungsprobleme und bietet Juristenfutter für lange 

Hauseigentümerverband Seefeldstrasse 60  Tel.  044 254 90 20   info@hev-schweiz.ch 
Schweiz   Postfach 8032 Zürich Fax. 044 254 90 21    www.hev-schweiz.ch 



2/9 
 

 

Gerichtsverfahren. Der HEV Schweiz lehnte dementsprechend die beiden obgenannten Mo-
tionen ab. 
 
Konsequenterweise lehnt der HEV Schweiz auch das vorgeschlagene Covid-19-
Geschäftsmietegesetz ab: 
− Fehlende Verfassungsgrundlage 
Wie der erläuternde Bericht zu recht festhält, lässt sich die vorgeschlagene gesetzliche Re-
gelung für einen rückwirkenden Eingriff in privatrechtliche Mietverträge nicht auf die Not-
rechtskompetenz des Bundesrates (Art. 185 Abs. 3 BV) abstützen. Der Bericht hält fest (Sei-
te 17 f.), «am ehesten» komme für eine verfassungsrechtliche Abstützung Artikel 100 über 
die Konjunkturpolitik in Frage. Absatz 1 beauftragt den Bund mit «Massnahmen für eine aus-
geglichene konjunkturelle Entwicklung, insbesondere zur Verhütung und Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit und Teuerung». Mit dieser weit gefassten Kompetenz soll die Konjunkturpoli-
tik die gesamtwirtschaftliche Entwicklung beeinflussen. Dies trifft mit dem vorliegenden Ge-
setzesentwurf allerdings nicht zu. Der Regelung kommt keine gesamtwirtschaftliche Aus-
strahlungskraft zu. Zudem soll mit der Regelung rückwirkend in bestehende privatrechtliche 
Verträge eingegriffen werden. Die Massnahme ist also nicht zukunftsgerichtet und vermag 
nicht präventiv die künftige wirtschaftliche Konjunkturentwicklung zu beeinflussen. 
 
Darüber hinaus missachtet die vorgeschlagene Regelung massgebliche verfassungsmässige 
Rechte, namentlich die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 und 95 BV) und die Eigentumsgarantie 
(Art. 26 BV). Der Zweck des gesetzlichen Zwangserlasses soll gemäss erläuterndem Bericht 
die Verhinderung von Konkursen von Geschäftsmietern infolge der notrechtsbedingten Be-
triebsbeschränkungen sein. Es fehlt jedoch an jeglichem Nachweis, dass tatsächlich 

• eine massive Konkurswelle von Geschäftsmietern bevorsteht; 
• deren Ursache die notrechtsbedingten Betriebsschliessungen bildet; 
• diese mittels des Zwangserlasses verhindert werden können. 

Eine solche Konkurswelle scheint angesichts der diversen Finanzhilfen auf Bundesebene für 
betroffene Unternehmen, der kantonalen und kommunalen Unterstützungen sowie der gros-
sen Zahl bereits abgeschlossener freiwilliger Vereinbarungen zwischen betroffenen Ver-
tragsparteien im Geschäftsmietenbereich – teils unter finanzieller Beteiligung der Kantone – 
auch nicht absehbar. 
Die vorgeschlagenen Massnahmen sind daher auch nicht zweckkonform. Der Zwangserlass 
privilegiert vielmehr auch eine beachtliche Zahl von Geschäftsmietern, die in keinerlei finan-
zieller Notlage sind. Die Massnahme verletzt den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität und 
die Gleichbehandlung der Konkurrenten. 

• Dies gilt einerseits mit Bezug auf die Geschäftsraummieter, da die Massnahme einen 
Teil der Geschäftsmieter gegenüber einem anderen privilegiert – abhängig davon, ob 
ihr vertraglicher Mietzins eine willkürlich festgelegte Höhe überschreitet. 

• Eine Ungleichbehandlung und Wettbewerbsverzerrung entsteht zudem dadurch, dass 
Unternehmer, deren Betrieb sich in der unternehmereigenen Liegenschaft befindet, 
die finanziellen Konsequenzen ihres notrechtlich geschlossenen Betriebs vollumfäng-
lich selbst tragen müssen, während eingemietete Unternehmer, deren Betrieb not-
rechtlich geschlossen wurde, von ihren Mietzinszahlungspflichten zu einem grossen 
Teil befreit würden. Dies obwohl die Objektkosten für die Betriebsräume bei den Un-
ternehmern im eigenen Betrieb keineswegs tiefer sind als bei den eingemieteten Be-
trieben. Durch die einseitige Kostenentlastung der Miet-Betriebe werden diese in un-
gerechtfertigter Weise im Wettbewerb privilegiert. 

 
Die vorgeschlagenen Massnahmen, welche rückwirkend in die privatrechtlichen Mietverträge 
eingreifen und Vermieter zum Verzicht auf 60% ihrer vertraglich vereinbarten Mietzinsforde-
rung gegenüber dem Mieter zwingen, verletzen sodann die Eigentumsgarantie. Der Eingriff 
erfolgt ohne jeglichen Nachweis, dass tatsächlich eine massive Konkurswelle von Ge-
schäftsmietern bevorsteht, deren Ursache die notrechtsbedingten Betriebsschliessungen bil-
den, und dass diese mittels des Zwangserlasses verhindert werden können. Es fehlt daher 
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an einem öffentlichen Interesse, welches den krassen Eingriff ins Eigentumsrecht rechtferti-
gen könnte. Der Eingriff erfolgt zudem völlig undifferenziert, indem er sich nicht auf Ge-
schäftsmieter beschränkt, die aufgrund der notrechtlich angeordneten Betriebsschliessungen 
bzw. -einschränkungen in eine finanzielle Notlage (Konkurs) geraten. Vielmehr soll die rück-
wirkende Aberkennung vertraglicher Ansprüche unabhängig von der konkreten finanziellen 
Situation der betroffenen Geschäftsmieter (und Vermieter) ab einer willkürlich gewählten 
Frankengrenze gelten. Damit profitieren vom Rechtseingriff auch zahlreiche Geschäfts-
raummieter, die in keinerlei Notlage sind – sogar auch sehr vermögende. Der Eingriff ins Ei-
gentumsrecht ist somit unverhältnismässig. Der Eingriff in privatrechtliche Verträge wird aus-
schliesslich auf bestimmte Mietverträge über Geschäftsräume bezogen. Sämtliche anderen 
Vertragsverpflichtungen ausserhalb der betroffenen Geschäftsmieten sollen – unabhängig 
von der Betroffenheit durch die COVID-19-Anordnungen des Bundesrates – vollumfänglich 
gewahrt werden. Gemäss Schätzung des Bundes werden den Vermietern aufgrund des vor-
geschlagenen Gesetzes Mietzinszahlungen in der Höhe von rund 212 Millionen Franken ent-
zogen (erläuternder Bericht des Bundesrates, Seite 16, Ziff. 3.2). Damit wird den betroffenen 
Vermietern ein eigentliches Sonderopfer gegenüber der Allgemeinheit bzw. der grossen Zahl 
aller anderen Unternehmern und Vertragskontrahenten in der Schweiz abverlangt. 
 

- Rechtsunsicherheit 
Die vorgeschlagene Gesetzesvorlage für einen rückwirkenden Eingriff in die Mietverträge 
führt zu grosser Rechtsunsicherheit und als Folge zu einer Lawine an Verfahren: 

• Abgrenzung der Nebenkosten/Bestimmung der Nettomiete: die vorgeschlagene Re-
gelung zur Abgrenzung von Miete und Nebenkosten im Einzelfall ist völlig praxis-
fremd und wird eine Flut von Verfahren auslösen. 

• Anrechnung bestehender Vereinbarungen: Die Berufung auf die «Staatsregelung» ist 
ausgeschlossen, wenn die einvernehmliche Parteivereinbarung abgeschlossen wur-
de. Solche Vereinbarungen werden aber in den seltensten Fällen im materiellen Um-
fang oder mit Bezug auf die zeitliche Geltungsdauer dem Wortlaut/Inhalt der «Staats-
regelung» entsprechen, so z.B. wenn der Erlass eines vollen Monatsmietzinses, 
kombiniert mit Stundungen, Ratenzahlungen, Mietzinskautionsauflösung oder freiwil-
lig eine generelle Umsatzmiete für mehrere Monate über die Regelungszeit hinaus 
oder zusätzliche Optionsrechte für den Mieter usw. vereinbart wurden. Für alle diese 
Fälle ist keine klare Anrechnung an die «Staatsregelung» möglich. Daraus werden 
sich zahlreiche Streitigkeiten über Jahre hinaus hinziehen. 

 
 
Zu den vorgeschlagenen Artikeln im Einzelnen 
Art. 1 Gegenstand 
Artikel 1 Abs. 1 lit. a zum Gegenstand des Gesetzes ist anzupassen: 
Der Gegenstand des Gesetzes darf nicht über die Forderung gemäss Parlamentsauftrag 
(Motionswortlaut) hinaus ausgedehnt werden. So bezieht sich der Motionstext ausschliess-
lich auf «vom Bundesrat geschlossenen Betrieben» und nicht auf allenfalls weitere verordne-
te Massnahmen anderer Behörden. 
 
 
Art. 1 Abs. 1 lit. b. Gesundheitseinrichtungen ist zu streichen. 
Nach Ansicht des HEV Schweiz ist der Gegenstand bzw. Geltungsbereich des Gesetzes auf 
den Grundgedanken der Motion «Geschäftsmieten in der Gastronomie und bei anderen von 
der Schliessung betroffenen Betrieben» zu beschränken. 
 
Die pauschale Ausweitung des gesetzlichen Zwangserlasses auf die Gesundheitseinrichtun-
gen ist nicht gerechtfertigt. Dies zeigt sich bereits dadurch, dass die Regelung des 60%-
Zwangserlasses der Mietzinse sich auf Fälle einer Betriebsschliessung bezieht. Die in Art. 
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10a Abs. 2 der COVID-19-Verordnung 2 (Fassung vom 19. bzw. 21. März 2020) aufgeführ-
ten Gesundheitseinrichtungen mussten ihren Betrieb jedoch nicht schliessen. Ein 60%-
Mietreduktionszwang würde diese Betriebe damit auch ungerechtfertigt gegenüber anderen 
privilegieren – sowohl gegenüber vollständig geschlossenen, als auch gegenüber anderen 
mit reduziertem Betrieb. Der Zwangserlass lässt sich darüber hinaus auch mit Bezug auf die 
finanziellen Auswirkungen sowie die finanziellen Lagen der Betriebsinhaber nicht rechtferti-
gen. Wie die Praxis zeigt, sind die Betriebe von Ärzten, Zahnärzten, Schönheitschirurgen 
etc., die zwar einen reduzierten Betrieb hatten, nicht in finanzieller Schieflage. Im Gegensatz 
zu Mietern im Gastro- und Detailhandelsbereich haben diese Mieter die Miete in aller Regel 
auch vorbehaltlos bezahlt und keine Ansprüche auf Mietzinsreduktionen signalisiert. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass in diesen Branchen die Umsätze mehrheitlich wieder auf-
geholt werden konnten bzw. können. Zudem handelt es sich um Branchen mit hohen Ein-
kommen, die temporäre Umsatzreduktionen problemlos verkraften können und auf keinerlei 
Hilfe bzw. staatlich erzwungene Vermietergeschenke angewiesen sind. Der Zweck des Bun-
desgesetzes über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Ein-
schränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmiete-
gesetz) besteht gemäss erläuterndem Bericht des Bundesrates darin, Konkurse von Betrie-
ben infolge der COVID-19-bedingt angeordneten Schliessungen zu verhindern. Da bei den 
Betrieben von Ärzten, Zahnärzten, Schönheitschirurgen etc. kein solches Risiko auszu-
machen ist, fällt auch der gesetzgeberische Zweck dahin. Sollte es tatsächlich vereinzelt 
Härtefälle in dieser Branche geben, werden diese mit Sicherheit zwischen den Parteien pri-
vatrechtlich gelöst werden können. Dies auch mit Blick darauf, dass es sich doch gerade bei 
solchen Unternehmern nicht um geschäftsunerfahrene, schwache Parteien handelt. 
 
 
Art. 2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Gesetzes ist auf Restaurants und weitere vom Bundesrat ge-
schlossene Betriebe gemäss Art. 6 Abs. 2 der COVID-19-Verordnung (in der Fassung 
vom 19. bzw. 21. März 2020) zu beschränken. 
(Zur Kritik der pauschalen Unterstellung von Gesundheitseinrichtungen verweisen wir auf die 
Ausführungen unter 1. Gegenstand. Entsprechend ist Art. 2 lit. f zu streichen.) 

Die Aufzählungen der betreffenden Betriebe (Art. 2 / 6 der Vernehmlassungsvorlage) ist 
demgemäss abschliessend aus den beiden besagten Artikeln der COVID-19-Verordnung 
des Bundesrates zu übernehmen. Eine lediglich exemplarische Aufzählung würde zu 
Rechtsunsicherheit führen und eine Flut von Streitigkeiten und Verfahren auslösen. 
Mit Bezug auf die Aufzählung der zwangsgeschlossenen Betriebe gemäss Art. 6 Abs. 2 
COVID-19-Verordnung des Bundesrates ist diese durch die explizit von der Schliessung 
ausgenommenen Betriebe gemäss Abs. 3 zu ergänzen. Damit ist sichergestellt, dass der 
Geltungsbereich des vorgeschlagenen Gesetzes der Forderung der verabschiedeten Motio-
nen entspricht. 

Der Geltungsbereich in Artikel 2 des Gesetzesentwurfs ist entsprechend der Aufzäh-
lung der oberwähnten Bestimmungen wie folgt anzupassen: 

a. Einkaufsläden und Märkte; 
b. Restaurationsbetriebe; 
c. Barbetriebe sowie Diskotheken, Nachtclubs und Erotikbetriebe; 
d. Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe, namentlich Museen, Bibliotheken, 

Kinos, Konzerthäuser, Theater, Casinos, Sportzentren, Fitnesszentren, 
Schwimmbäder, Wellnesszentren, Skigebiete, botanische und zoologische 
Gärten und Tierparks; 

e. Betriebe mit personenbezogenen Dienstleistungen mit Körperkontakt wie Coiffeure, 
Massagen, Tattoo-Studios und Kosmetik; 

 
Ausgenommen sind folgende Einrichtungen: 
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a. Lebensmittelläden und sonstige Läden (z. B. Kioske, Tankstellenshops), soweit sie 
Lebensmittel oder Gegenstände für den täglichen Bedarf anbieten; 

b. Imbiss-Betriebe (Take-away), Betriebskantinen, Lieferdienste für Mahlzeiten und Res-
taurationsbetriebe für Hotelgäste; 

c. Apotheken, Drogerien und Läden für medizinische Hilfsmittel (z.B. Brillen, Hörgeräte); 
d. Poststellen und Postagenturen; 
e. Verkaufsstellen von Telekommunikationsanbietern; 
f. Banken; 
g. Tankstellen; 
h. Bahnhöfe und andere Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs; 
i. Werkstätten für Transportmittel; 
j. öffentliche Verwaltung; 
k. soziale Einrichtungen (z.B. Anlaufstellen); 
l. Beerdigungen im engen Familienkreis; 
m. Gesundheitseinrichtungen wie Spitäler, Kliniken und Arztpraxen sowie Praxen und 

Einrichtungen von Gesundheitsfachpersonen nach Bundesrecht und kantonalem 
Recht; 

n. Hotels. 
 
Die im erläuternden Bericht zu Artikel 2 (Seite 11) vorgenommene Umschreibung des Gel-
tungsbereichs, wonach auch Betriebe, deren Mietvertrag neben geschlossenen auch aus-
drücklich von der Öffnung ausgenommene Betriebsteile (gemäss Art. 6 Abs. 3 der COVID-19 
Verordnung 2) umfassen, ist inakzeptabel. Diese Ausweitung geht über die Forderung der 
Motionen hinaus, welche den gesetzlichen Zwangserlass für durch den Bundesrat geschlos-
sene Betriebe/Einrichtungen fordern. Betriebe, die nur einzelne Aktivitäten nicht mehr aus-
führen konnten bzw. ihr Angebot teilweise reduzieren mussten, dürfen vom Geltungsbereich 
des Gesetzes nicht erfasst werden. Alles andere würde zu krassen Ungleichbehandlungen 
führen. Man stelle sich eine Bäckerei vor, die ihren Laden durchgehend offenhalten konnte, 
und lediglich die drei Tische, welche sie Kunden zum Konsum vor Ort zur Verfügung stellte, 
während gewisser Zeit nicht mehr anbieten konnte. Es widerspricht dem klaren Wortlaut der 
Motion, wenn auch solche Betriebe, welche nie schliessen mussten, vom Mietzinsgeschenk 
profitieren. Es ist nicht zu rechtfertigen, solche Betriebe so zu behandeln wie ein völlig 
zwangsgeschlossenes Restaurant. Dies wäre auch krass ungerecht gegenüber Bäckereien 
ohne Konsumteile vor Ort. Diese Interpretation würde zudem immense Abgrenzungsproble-
me aufwerfen und zu Missbräuchen führen. Langwierige Streitigkeiten und Verfahren wären 
die Folge. Denn etwa Grossverteiler und andere Lebensmittelläden, welche stets geöffnet 
sein konnten und lediglich Waren in gewissen Rayons zeitweise nicht verkaufen durften, fal-
len klarerweise ebenfalls nicht unter den Geltungsbereich, was in den Erläuterungen auch 
explizit festgehalten wird (Seite 11). 
 
 
Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich 
Art. 3 Abs. 1 ist in der vorliegenden Form unhaltbar und ist im Sinne der nachfolgen-
den Erwägungen anzupassen: 
Gültigkeit von Vereinbarung 
Die Motion verlangt ausdrücklich, die Regelung habe sicherzustellen, «dass die zwischen 
Mietparteien bereits getroffenen Vereinbarungen ihre Gültigkeit behalten.» Gemäss erläu-
terndem Bericht sollen allerdings Vereinbarungen, welche beispielsweise eine Stundungs- 
oder Ratenzahlungsabrede enthalten, nicht vom gesetzlichen Geltungsbereich über den 
Zwangserlass ausgenommen werden. Dies widerspricht der Motion und ist aus Sicht des 
HEV Schweiz inakzeptabel. In der Parlamentsdebatte war sodann auch nie die Rede davon, 
dass eine inhaltliche Selektion geschlossener Vereinbarungen vorgenommen werden soll 
und einzelne Arten von Vereinbarungen faktisch nicht als gültig angerechnet werden sollen. 
Dementsprechend stellen jegliche Arten von Vereinbarungen, auch solche mit Raten-
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zahlung oder Stundung, mit Bezug auf die Zeit der COVID-19-bedingt verordneten 
Massnahmen, implizit eine Regelung den Mietzins betreffend dar und sind vom An-
wendungsbereich des vorliegenden Gesetzes (Zwangserlass) auszunehmen. Dies gilt 
solange, als die Vereinbarung keinen anderslautenden Vorbehalt enthält. 
Vorbehaltlose Zahlung 

Mit Bezug auf obige Bemerkung müsste die Nichtanwendbarkeit dieses Gesetzes so-
dann unseres Erachtens ausgeweitet werden, indem eine vorbehaltlose Bezahlung der 
Miete in dieser Zeit als ausdrückliche Einigung gilt und keine rückwirkende Mietzins-
reduktion rechtfertigt. Es kann davon ausgegangen werden, dass in der Praxis die wirklich 
betroffenen Mieter die Miete für die Zeitdauer der Betriebsschliessungen zwar bezahlten, 
aber Vorbehalte angebracht haben. Aufgrund der enormen Publizität der rechtlichen und po-
litischen Diskussionen um die Mietzinszahlungspflicht betroffener Betriebe, waren sich die 
Geschäftsmieter der Möglichkeiten hinsichtlich gerichtlicher Begehren sowie der Chance ei-
ner gesetzlichen Erlassregelung bewusst und auch angehalten, bei Zahlungen Vorbehalte 
anzubringen. Bei einem Geschäftsmieter, der trotzdem vorbehaltlos bezahlt hat, kann man 
davon ausgehen, dass keine finanziellen Probleme und kein Bedarf nach Mieterlassen be-
stehen. 
Anrechnung finanzieller Unterstützung 
Absolut inakzeptabel ist, dass offenbar von den Geschäftsmietern bereits von Seiten der öf-
fentlichen Hand erhaltene Förderungen nicht angerechnet werden sollen. Die Mieter sollen 
somit also den Mieterlass vom Vermieter kumulativ einfordern können. Es ist klar festzuhal-
ten, dass Mieter, die von der öffentlichen Hand (Kanton, Gemeinde) à Fonds perdu-
Beiträge unter anderem zur Zahlung von Mietzinsen erhalten haben, analog denjeni-
gen die einvernehmlich getroffene Parteivereinbarung abgeschlossen haben, von der 
Berufung auf den Zwangserlass gemäss vorliegendem Gesetz explizit ausgeschlos-
sen sind. 
 
 
Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins 
Es ist grundsätzlich richtig, dass der Nettomietzins als Grundlage für die erzwungene 
Mietzinsreduktion genommen wird. Dies allerdings unter der Voraussetzung, dass der 
Mieter die Nebenkosten weiterhin zahlen muss, da diese nicht vom Zwangserlass. 
Dies trägt der Tatsache Rechnung, dass der Vermieter diese Kosten gegenüber dem 
Leistungserbringer ebenfalls vergüten muss. Wird die Pflicht zur Zahlung der Neben-
kosten nicht ausdrücklich vorgesehen, so macht es keinen Sinn, für die Festlegung 
des massgebenden Mietzinses auf den Nettomietzins abzustellen.  
 
Es ist im Gesetz ausdrücklich festzuhalten, dass die vertraglich geschuldeten Neben-
kosten vom Mieter auch während der Zeit des Zwangserlasses geschuldet sind (vgl. 
folgend zu Art. 5). 
 
Die vorgeschlagene Abgrenzung der Nebenkosten würde in der Praxis allerdings zu 
erheblichen Umsetzungsschwierigkeiten führen. Die in den Erläuterungen (Seite 12, 
Ziff. 2.4.) gemachten Vorgaben hinsichtlich der Festlegung der massgeblichen Neben-
kosten ist unnötig kompliziert und praxisfeindlich. Gemäss Erläuterungen soll nicht auf 
die vertraglichen Akontozahlungen der von der Betriebsschliessung betroffenen Monate ab-
gestellt werden, sondern auf die letzte Nebenkosten-Abrechnung. Der Jahresaufwand wäre 
sodann noch auf die betroffenen Kalendermonate umzurechnen. Bei Neubauten soll offenbar 
auf Schätzungen oder auf die Akontozahlungen abgestellt werden. Des Weiteren wird die 
Abgrenzung in Fällen, wo die Nebenkosten nicht als separat zu zahlen ausgeschieden wur-
den, zu Unsicherheit führen und ist konfliktträchtig. Dem Bericht ist hierzu lediglich zu ent-
nehmen, dass in solchen Fällen ein «angemessener» Abzug für den Nebenkostenanteil an 
der Miete vorzunehmen ist. Dabei wird offensichtlich negiert, dass es keinen gesetzlich vor-
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gegebenen Katalog der Nebenkosten gibt. Wie soll denn also für eine undefinierte Kosten-
gruppe ein Abzug in «angemessener» Höhe bestimmt werden? 
 
Die vorangehenden Erläuterungen zeigen exemplarisch, dass mit dem vorgeschlage-
nen gesetzlichen Eingriff in die abgeschlossenen Mietverträge enorme Rechtsunsi-
cherheit und Streitpotential geschaffen wird. 
 
In der Praxis finden sich diverse Regelungen von ausgeschiedenen Nebenkosten. Diese va-
riieren von einer separaten Verrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten hin bis zu einer 
Ausscheidung einer grossen Anzahl diverser Posten (Hauswartung, Aufzugswartung, Allge-
meinstrom etc.). Die vorgeschlagene Regelung, welche auf die vertragliche Ausscheidung 
der Nebenkosten bzw. deren Abrechnungen abstellt, um den Nettomietzins festzulegen, führt 
zu Ungleichbehandlungen. Sind im Vertrag wenig Nebenkosten ausgeschieden worden, wird 
der Vermieter mit einem entsprechend grösseren Mieterlass bestraft. Er muss also einen 
grösseren Anteil der angefallenen Kosten aus der eigenen Tasche bezahlen. 
 
 
Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins 
Die Ansprüche der Mieter gegenüber Versicherungen etc. sind an die Reduktion anzurech-
nen. Es ist klar rechtsmissbräuchlich, wenn ein Geschäftsmieter, der eine Versicherungsleis-
tung zur Kompensation des Betriebsausfalls erhalten hat, zusätzlich noch den Mietzins zu 
60% erlassen bekommt und somit zu einem doppelten «Genuss» kommt, bzw. seinen Scha-
den mehrfach kompensiert erhält. 
 
In der Art. 5 ist ausdrücklich festzuhalten, dass die Nebenkosten vom Mieter auch 
während der Zeit des Zwangserlasses geschuldet bleiben (siehe Begründung vorange-
hend zu Art. 4). 
 
Art. 6 Gesundheitseinrichtungen 
Die parlamentarischen Beratungen zu den Motionen zeigen, dass sich deren eigentlicher 
Grundgedanke auf die Mieterlasse von «Geschäftsmieten in der Gastronomie und bei ande-
ren von der Schliessung betroffenen Betrieben» bezieht. Die pauschale Ausweitung des ge-
setzlichen Zwangserlasses auf die Gesundheitseinrichtungen ist verfehlt. Dies zeigt sich be-
reits dadurch, dass sich die Regelung des 60%-Zwangserlasses der Mietzinse klarerweise 
auf Fälle einer Betriebsschliessung bezieht. Die in Art. 10a Abs. 2 der COVID-19 Verordnung 
2 (Fassung vom 19. bzw. 21. März 2020) erwähnten Unternehmen mussten ihren Betrieb 
jedoch nicht schliessen. Ein Mietreduktionszwang von 60% würde diese Betriebe ungerecht-
fertigt gegenüber anderen Betrieben privilegieren (vgl. hierzu die vorangehenden Bemerkun-
gen zu Art. 1 Abs. 1 lit. b. des Gesetzesentwurfs). 
 
Einrichtungen/Betriebe (Gesundheitseinrichtungen), welche nicht zwangsgeschlossen 
wurden, sind vom Geltungsbereich des Gesetzes auszunehmen. 
 
 
Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen 
Gemäss Gesetzesvorschlag muss der notleidende Vermieter sein Gesuch innert 6 Monaten 
ab Inkrafttreten des Gesetzes einreichen. Dies ist absurd in Anbetracht der Tatsache, dass 
das Gesetz rückwirkend auf den 17. März 2020 in Kraft gesetzt wird! 
 
Das Gesetz soll offenbar bis am 31. Dezember 2022 gelten! Es ist davon auszugehen, dass 
der rückwirkende Vertragseingriff zu grosser Rechtsunsicherheit führt und die Umsetzung in 
der Praxis eine Flut von Rechtsstreitigkeiten und Verfahren auslösen wird. Dementspre-
chend werden die konkreten finanziellen Ausfälle und deren Folgen für die Vermieter erst 
stark verzögert klarwerden. Da die Vermieter hohe Beweisanforderungen – unter Dokumen-
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tation der Mieterlasse etc. – bei der Gesuchstellung erfüllen müssen, ist die vorgeschlagene 
Frist inakzeptabel. 
 
Abs. 3 von Art. 7 ist zu streichen. Gesuche müssen während der gesamten Geltungs-
dauer des Gesetzes eingereicht werden können, allenfalls sogar noch 6 Monate dar-
über hinaus. 
 
Gemäss Schätzung des Bundes werden den betroffenen Vermietern aufgrund des vorge-
schlagenen Gesetzes insgesamt Mietzinsen in der Höhe von rund 212 Millionen Franken 
entzogen (erläuternder Bericht des Bundesrates, Seite 16, Ziff. 3.2). Der für Entschädigun-
gen bei wirtschaftlichen Notlagen vorgesehene Betrag von 20 Mio. Franken entspricht ledig-
lich rund 9% des den Vermietern abverlangten Mietzinsverzichts von 212 Mio. Franken und 
erscheint demgegenüber schlichtweg ungenügend. 
 
Dies bringt auch der Gesetzesentwurf zum Ausdruck. Gemäss Art. 7 Abs. 4 soll das BWO je 
nach Eingang der Gesuchszahl notleidender Vermieter die Anforderungen für eine Entschä-
digung erhöhen oder die Auszahlungen pro Gesuch beschränken können. Offensichtlich wird 
von allem Anfang an damit gerechnet, dass nicht allen durch den Gesetzgeber in Notlage 
gebrachten Vermietern angemessen geholfen werden kann. Dass demgegenüber auf Mie-
terseite undifferenziert auch Geschäftsmieter ohne Notlage von einem verordneten Mietzins-
geschenk in der Höhe von 60% profitieren sollen, ist in höchstem Masse stossend. Kommt 
dazu, dass offenbar auch weitere an Geschäftsmieter bezahlte Entschädigungen (Versiche-
rungen, Mietzinszuschüsse von Gemeinwesen etc.) nicht angerechnet werden sollen, solche 
Geschäftsmieter also gleich mehrfach profitieren. 
 
 
Art. 11 Referendum und Inkrafttreten 
 
Abs. 1 Referendum (Dringlichkeit) 
An einer Verfassungsgrundlage für ein dringliches Bundesgesetz fehlt es gänzlich (vgl. zur 
Begründung die einleitenden Ausführungen vorstehend, Seite 2). Eine gewisse Rechtsunsi-
cherheit über vertragliche Ansprüche vermag nicht einen rückwirkenden Eingriff ins Privat-
recht zu rechtfertigen. Wie die vorstehenden Ausführungen zeigen, wird mit dem Geset-
zesentwurf zu den parlamentarischen Motionen auch keineswegs Rechtssicherheit geschaf-
fen. Vielmehr bewirkt ein solcher rückwirkender Eingriff in bestehende Verträge in der Praxis 
mehr Umsetzungs- und Auslegungsprobleme, als er Klärung schafft. Es fehlt sodann an ei-
nem überwiegend öffentlichen Interesse zur Rechtfertigung der Dringlichkeit. Worin dieses 
bestehen sollte, wird im erläuternden Bericht zu Art. 11 (Seite 15) denn auch nicht dargelegt. 
So ist insbesondere nicht nachgewiesen, dass die dringliche Inkraftsetzung der Regelung 
(Mietzinserlasse) zur Abwendung einer massiven Konkurswelle der vom Gesetz profitieren-
den Betriebe erforderlich wäre. Eine derartige Konkurswelle, verursacht durch die rund 
zweimonatigen Betriebsschliessungen, ist weder dargetan noch ersichtlich. 
 
Mangels Verfassungsgrundlage für eine Dringlichkeitserklärung des vorgeschlagenen 
Bundesgesetzes ist das Gesetz – sofern an der überjährigen Geltungsdauer festgehal-
ten wird – dem obligatorischen Referendum gemäss Art. 140 Abs. 1 lit. c. BV zu unter-
stellen und Volk und Ständen zur Abstimmung zu unterbreiten. 
 
 
Abs. 2 Geltungsdauer 
Der Gesetzesentwurf ordnet einen Zwang an zum Miet- bzw. Pachtzinserlass für öffentlich 
zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen mussten (lit. a) bzw. Gesund-
heitseinrichtungen, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des 
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Coronavirus ihren Betrieb einschränken mussten (Art. 1). Die Regelung bezieht sich mithin 
auf einen bereits abgeschlossenen Sachverhalt in der Vergangenheit. Es ist daher nicht ein-
leuchtend und wird auch im Bericht des WBF zu Artikel 11 nicht erläutert, warum das Gesetz 
bis Ende 2022 andauern soll. 
 
Die Geltung des Gesetzes mehr als zweieinhalb Jahre über den Zeitpunkt der Be-
triebsschliessungen und damit den vom Gesetzesinhalt betroffenen Zeitraum hinaus, 
ist unverhältnismässig. Die Geltungsdauer des Gesetzes ist per 31. Dezember 2020 zu 
befristen. Art. 11 Abs. 2 ist entsprechend anzupassen. 
 
 
Fazit 
Der HEV Schweiz lehnt den vorliegenden Gesetzesentwurf ab. 
 
 Es fehlt an einer verfassungsmässigen Grundlage für einen derart weitgehenden 

rückwirkenden Eingriff in bestehende vertragliche Rechte. 
 Es ist weder ein überwiegendes öffentliches Interesse für Einschränkungen der 

Eigentumsrechte sowie der Handels- und Gewerbefreiheit nachgewiesen, noch 
lässt sich eine wettbewerbsverzerrende Begünstigung von eingemieteten Gewer-
betreibenden gegenüber ihren Konkurrenten in eigenen, selbstgenutzten Liegen-
schaften rechtfertigen. 

 Die vorgeschlagene Regelung ist willkürlich und völlig unverhältnismässig, da sie 
bestimmte Geschäftsmieter unabhängig von einer finanziellen Notlage auf Kosten 
ihrer Vertragspartner begünstigt. Zudem werden Gewerbetreibende im eigenen Be-
trieb, die ihre Raumkosten weiterhin vollumfänglich selbst tragen müssen, gegen-
über eingemieteten Gewerbetreibenden benachteiligt. 

 Die vorgeschlagene Regelung führt nicht zu Rechtssicherheit. Im Gegenteil, neue 
erhebliche Unsicherheit über deren Auslegung sowie Umsetzungsschwierigkeiten 
wären die Folge. Streitigkeiten und Prozesse über Jahre hinaus sind absehbar. 

 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Position und die Berücksichtigung unserer 
Anliegen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
HEV Schweiz 
  
 
NR Hans Egloff Monika Sommer 
Präsident Stv. Direktorin 
 
 
 
- Geht in elektronischer Form an: recht@bwo-admin.ch. 
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FfX_WTNSP MP_]ZQQPYPY IP]XTP_P] bh]OPY aZY ;P^P_dP^ bPRPY d`X IP]dTNS_ L`Q .(! TS]P^ 

:Z]OP]`YR^LY^[]`NSP^ L`Q aP]_]LRWTNS aP]PTYML]_P ATP_% ZOP] DLNS_dTY^P RPdb`YRPY& 5YOP]P]^PT_^ 

bh]OPY ^fX_WTNSP aZY OP] IZ]WLRP P]QL^^_PY ATP_P] `YRPLNS_P_ OP] _L_^fNSWTNSPY bT]_^NSLQ_WTNSPY 

5`^bT]V`YRPY L`Q TS] HY_P]YPSXPY TX RWPTNSPY HXQLYR PY_WL^_P_& 8TP^P DL`^NSLWTP]`YR XLR PTYQLNS 

^PTY$ T^_ LMP] bTWWVh]WTNS$ `YL`^RPbZRPY `YO `YRP]PNS_&

IP]XTP_P] Xh^^_PY$ `X RPXf^^ 5]_TVPW / TY OPY ;PY`^^ aZY <f]_PQLWW%;PWOP] d` VZXXPY$ TS]P BZ_WLRP 

XT_ PTYP] RLYdPY EPTSP aZY HY_P]WLRPY$ !jATP_% ZOP] DLNS_aP]_]LR$ ?Z]]P^[ZYOPYd$ bPT_P]P 

8ZV`XPY_Pk" MPbPT^PY& 8TP^ TYVW`^TaP OP] 5`QWLRP$ OL^^ OL^ j6JC d`^f_dWTNSP 5YQZ]OP]`YRPY Qh] OL^ 

IZ]WTPRPY PTYP] bT]_^NSLQ_WTNSPY BZ_WLRPk QP^_WPRPY VLYY& FPT_PY^ OP] ATP_P] bh]OP XT__PW^ PTYP^ 

^TX[WPY 5`Q_PTW`YR^^NSWh^^PW M]PT_ hMP] PTYP ITPWdLSW aZY HY_P]YPSXPY EPNS_ RP^[]ZNSPY % ZSYP 

OP]PY 6P_]ZQQPYSPT_ hMP]SL`[_ YfSP] d` hMP][]hQPY& 8TP^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

/TV# * 5IUWQHLIMVUIMQTMGLVWQKIQ

CMT OILQIQ /TV# * EF#

9^ T^_ YTNS_ dTPWQhS]PYO$ RPbT^^P HY_P]YPSXPY$ bPWNSP jY`]k PTYP 9TY^NS]fYV`YR OP^ 6P_]TPM^ 

P]QLS]PY SLMPY$ PMPYQLWW^ aZX 6`YOP^RP^P_d []ZQT_TP]PY d` WL^^PY& AT_ OP] 5YbPYO`YR L`Q ^fX_WTNSP 

;P^`YOSPT_^PTY]TNS_`YRPY WL`_ 7CI=8%)1%IP]Z]OY`YR * bT]O PTYP]^PT_^ PTYP `YRP]PNS_QP]_TR_P 

DL`^NSLWTP]`YR aZ]RPYZXXPY& 5YOP]P]^PT_^ bP]OPY LYOP]P HY_P]YPSXPY L`^RP^NSWZ^^PY& 5`NS 

<Z_PW^ bL]PY MPT^[TPWbPT^P TYOT]PV_ MP_]ZQQPY `YO X`^^_PY TS]PY 6P_]TPM PTY^NS]fYVPY& 9MPY^Z ^TYO 

MPT EP^_L`]LY_^$ OTP _PTWbPT^P TY 6P_]TPM bL]PY$ OTP PQQPV_TaPY 9TYM`^^PY ^NSbTP]TR d` P]SPMPY& 9^ 

QWg^^PY d`OPX eMP]M]hNV`YR^% `YO @T\`TOT_f_^STWQPY$ OTP PMPYQLWW^ ^_LL_WTNS L`^RP]TNS_P_ b`]OPY&

/TV# $ 3QVUGL[HMKWQK FIM YMTVUGLEJVOMGLIQ ;RVOEKIQ

CMT OILQIQ /TV# + EF#

8TP ?ZYdP[_TZY PTYP] <f]_PQLWW]PRPW`YR Qh] IP]XTP_P] aP]XLR OTP HYL`^RPbZRPYSPT_ OP] RP^LX_PY 

IZ]WLRP YTNS_ bP__d`XLNSPY % TX ;PRPY_PTW& 8TP 5M^TNS_$ OTP XT_ .(! ATP_P]WL^^ SZSP 6PWL^_`YR aZY 

IP]XTP_P]Y bP__d`XLNSPY `YO YLXPY_WTNS UPYP$ OTP XT_ ?Z^_PYXTP_P L]MPT_PY$ d` PY_WL^_PY$ T^_ d`X

?IMVI ) XRQ +



FNSPT_P]Y aP]`]_PTW_& 9TY <f]_PQLWWQZYO^$ bPWNSP] XT_ *( ATWWTZYPY :]LYVPY RPf`QYP_ bh]OP$ aP]XLR OTP 

d` P]bL]_PYOPY 5`^QfWWP YTNS_ d` OPNVPY& =X K`RP OP] 7CI=8%)1 6PbfW_TR`YR bh]OPY STP] d`OPX 

AT__PW PTYRP^_PWW_$ bPWNSP OTP Qh] OPY^PWMPY KbPNV MP]PT_RP^_PWW_PY `YO QWTP^^PYOPY @T\`TOT_f_^STWQPY 

jVZYV`]]PYdTP]PYk&

/TV#    >IJITIQHWP WQH 7QNTEJVVTIVIQ

CMT OILQIQ /TV# %% /FU# & EF#

8TP ;PW_`YR^OL`P] OP^ ;P^P_dP^ T^_ L`Q +)& 8PdPXMP] *(*( d` MP^NS]fYVPY& 8TP TY 5]_& )) 5M^& * 

aZ]RP^NSWLRPYP ;PW_`YR^OL`P] MT^ 9YOP 8PdPXMP] *(** T^_ hMP]dZRPY& FTP aP]XT__PW_$ OL^^ WLYRbTP]TRP 

EPNS_^aP]QLS]PY TY ?L`Q RPYZXXPY bP]OPY& :P]YP] T^_ OL^ aZ]WTPRPYOP ;P^P_d jQh] OTP 8L`P] OP] aZX 

6`YO aP]Z]OYP_PY FNSWTP^^`YRk L`^RPWPR_& =X XgRWTNSPY :LWWP PTYP^ dbPT_PY @ZNVOZbY^ TY OPY >LS]PY 

*(*) ZOP] *(**$ XT_ LYOP]^ RPL]_P_PY IZ]^NS]TQ_PY `YO 5`^bT]V`YRPY$ Xh^^_P OTP @LRP UPOZNS 

d`YfNS^_ YP` MP`]_PTW_ bP]OPY& 9^ X`^^ OP^SLWM L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ OP] aZ]WTPRPYOP 

;P^P_dP^aZ]^NSWLR L`_ZXL_T^NS L`NS Qh] PTYPY dbPT_PY @ZNVOZbY ;hW_TRVPT_ P]STPW_P& 8TP^ T^_ Pc[WTdT_ 

QP^_d`SLW_PY&

8TP ;PW_`YR^Q]T^_ MT^ +)& 8PdPXMP] *(** T^_ L`NS L`^ OTP^PX ;]`YO `X dbPT >LS]P d` aP]Vh]dPY&

7B# DWUEPPIQJEUUWQK

>POP] d`^f_dWTNSP ^_LL_WTNSP 9TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY ATP_aP]SfW_YT^^P ^NSLQQ_ QIWI 

AQKITIGLVMKNIMVIQ# @LYRbTP]TRP ;P]TNS_^aP]QLS]PY bP]OPY OLXT_ YTNS_ aP]STYOP]_$ ^ZYOP]Y TY aTPWPY 

:fWWPY bZSW PSP] MPQg]OP]_$ `& L& bPTW dLSW]PTNSP 9TYdPWQfWWP XT_ OPX IZ]^NSWLR YTNS_ RP]PRPW_ bP]OPY 

VgYY_PY&

ATP_aP]SfW_YT^^P ^TYO STMXEVTIGLVOMGLIT BITVTEKUXITL[OVQMUUI# ATP_aP]_]fRP ^TYO L`NS TY OTP^P] 

?]T^PY^T_`L_TZY RhW_TR `YO MTWOPY OTP 6L^T^ Qh] IP]SLYOW`YRPY OP] IP]_]LR^[L]_PTPY$ `X TY OTP^P] 

L`^^P]Z]OPY_WTNSPY @LRP QLT]P `YO Qh] MPTOP FPT_PY LVdP[_LMWP ?ZX[]ZXT^^P d` QTYOPY& HYdfSWTRP 

^ZWNSP] IP]PTYML]`YRPY b`]OPY MP]PT_^ LMRP^NSWZ^^PY& 8TP^P] OTP IP]_]LR^L`_ZYZXTP ]P^[PV_TP]PYOP 

JPR SL_ D]TZ]T_f_ `YO ^ZWW YTNS_ _Z][POTP]_ bP]OPY& 9TY ^_LL_WTNSP] 9TYR]TQQ ^_PWW_ ;P^[]fNSP `YO 

IP]SLYOW`YRPY dbT^NSPY ATP_% `YO DLNS_[L]_PTPY TY :]LRP$ RPQfS]OP_ OTP^P `YO bT]O PTYP ITPWdLSW aZY 

[]TaL_PY @g^`YRPY aP]STYOP]Y&

9TY LWWQfWWTRP] UVEEVOMGLIT 3MQKTMJJ MQ IMQ STMXEVTIGLVOMGLIU BITVTEKUXITL[OVQMU PWUU XITL[OVQMUP[UUMK 

`YO L`Q UPYP ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] MP^NS]fYV_ ^PTY$ bPWNSP d`] eMP]M]hNV`YR OP] V]T^PYMPOTYR_PY 

5`^QfWWP LX PSP^_PY L`Q HY_P]^_h_d`YR LYRPbTP^PY ^TYO& 9^ ^TYO OTP^ OTP VWPTYP]PY HY_P]YPSXPY& 8TP 

aZ]RP^NSWLRPYP @g^`YR T^_ `YaP]SfW_YT^Xf^^TR$ `YL`^RPbZRPY `YO MTP_P_ YTNS_ ]PNS_dPT_TR 

EPNS_^^TNSP]SPT_&

?IMVI * XRQ +



8P] IZ]PY_b`]Q Wf^^_ OTP WQVITUGLMIHOMGLIQ YMTVUGLEJVOMGLIQ /WUYMTNWQKIQ OP] aZ]hMP]RPSPYOPY 

;P^NSfQ_^^NSWTP^^`YRPY L`Q OTP aP]^NSTPOPYPY 6P_]TPMP L`^^P] 5NS_ `YO bT]Q_ ^NSbTP]TRP 

5MR]PYd`YR^Q]LRPY L`Q&

8L^ O`]NS OPY 6`YO TY 5`Q_]LR RPRPMPYP :RQMVRTMQK OMIKV QRGL OEQKI QMGLV XRT WQH NEQQ URPMV QMGLV

EOU Q\VMKI 2EVIQKTWQHOEKI ZWT 8RQZISVMRQ HIT APUIVZWQK XITYIQHIV bP]OPY& 6P]PT_^ aZ]WTPRPYOP 

9]SPM`YRPY OP] =XXZMTWTPYM]LYNSP P]bfSY_ OP] 6`YOP^]L_ TX 6P]TNS_ d`] IP]YPSXWL^^`YR YTNS_& 8TP^ 

T^_ ^_Z^^PYO&

8TP 9]SPM`YRPY OP] 6]LYNSP `YO ^[PdTQT^NS OP^ I=F dPTR_PY MP]PT_^ 9YOP ALT2 =Y dbPT 8]T__PWY LWWP] 

;P^NSfQ_^XTP_aP]SfW_YT^^P OP] AT_RWTPOP] OP^ I=F b`]OP MP]PT_^ [L]_YP]^NSLQ_WTNSP @g^`YRPY dbT^NSPY 

ATP_P]Y `YO IP]XTP_P]Y RPQ`YOPY&

8TP TY OTaP]^PY 8EQVRQIQ KIVTRJJIQIQ 9\UWQKIQ UVILIQ MP CMHITUSTWGL ZW IMQIT 0WQHIUO\UWQK#

:h] OPY LWWQfWWTRPY 9TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY ATP_aP]SfW_YT^^P SL_ OP] 6`YO VPTYP _L`RWTNSP 

BITJEUUWQKUKTWQHOEKI# 8TP 6P]`Q`YR L`Q 5]_& )(( 6I T^_ QMGLV XITVTIVFET#

8TP T]GNYMTNIQHI 7QNTEJVUIVZWQK HIU 5IUIVZIU MUV TIGLVOMGL WQLEOVFET

CMT OILQIQ HEU 0WQHIUKIUIVZ EF#

3U MUV QMGLV ZMIOJ]LTIQH! IU FILMQHITV STMXEVTIGLVOMGLI 9\UWQKIQ WQH UVIOOV IMQI NTEUUI 

0IQEGLVIMOMKWQK HIT 7PPRFMOMIQIMKIQV]PIT WQH BITPMIVIT HET#

6PT LWWQfWWTRPY :]LRPY ^_PSPY bT] RP]YP d`] IP]QhR`YR&

LEWUYETVSTRJMU /5

:]P`YOWTNSP ;]h^^P

IP]bLW_`YR^]L_^[]f^TOPY_ IP]bLW_`YR^]L_

?IMVI + XRQ +
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3J\NU# )% 2^P^\] (&(&

0C< <49 A4/

$ )" /A5" &$&$

3^WMN\JV] Oi[ GXQW^WP\`N\NW 
!3G@"
C]X[LQNWPJ\\N , 
(+*& 8[NWLQNW

FN[WNQVUJ\\^WP\JW]`X[] c^V 3^WMN\PN\N]c iKN[ MNW >RN]$ ^WM MNW AJLQ]cRW\ `fQ[NWM 
3N][RNK\\LQURN\\^WPNW ^WM 6RW\LQ[fWT^WPNW c^[ 3NTfVYO^WP MN\ 4X[XWJ_R[^\ 4X_RM$'/ 
!4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]c" !WJLQOXUPNWM kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl"

CNQ[ PNNQ[]N[ 9N[[ 3^WMN\[J] AJ[VNURW 
CNQ[ PNNQ[]N[ 9N[[ D\LQR[[NW 
CNQ[ PNNQ[]N[ 9N[[ 2U_J[Nc 
CNQ[ PNNQ[]N 5JVNW ^WM 9N[[NW

5RN 9:28 :VVXKRURNW 9XUMRWP 28 !WJLQOXUPNWM k9:>9@l" R\] MRN @KN[PN\NUU\LQJO] MN[ 9:28 8[^YYN 

^WM JW MN[ C:H C`R\\ 6aLQJWPN TX]RN[]% 5RN 9:28 8[^YYN R\] OiQ[NWM RV 3N[NRLQ MN[ EVW^]c^WP 

^WM 6W]`RLTU^WP _XW PN`N[KURLQNW C]JWMX[]NW ^WM :VVXKRURNW RW MN[ CLQ`NRc% 5RN 9:28 8[^YYN R\] 

UJWPO[R\]RPN 6RPNW]iVN[RW RQ[N[ 2[NJUN ^WM =RNPNW\LQJO]NW \X`RN FN[VRN]N[RW VR] NRWN[ K[NR] PNOf$

LQN[]NW >RN]N[KJ\R\%

9:>9@ KNMJWT] \RLQ Oi[ MRN 8NUNPNWQNR] c^[ C]NUU^WPWJQVN c^V kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN$ 

\N]cl%

5RN EW]N[WNQVNW MN[ 9:28 8[^YYN NWPJPRN[NW \RLQ \NR] 3NPRWW MN[ 4X[XWJ$<[R\N Oi[ NRW VJ[T]PN$

[NLQ]N\# OJR[N\ ^WM Oi[ 9f[]NOfUUN ^WM KN\XWMN[\ KNNRW][fLQ]RP]N EW]N[WNQVNW \JLQPN[NLQ]N\ ^WM 

Y[JT]RTJKUN\ <XWcNY] Oi[ KN][XOONWN 8N\LQfO]\VRN]_N[QfU]WR\\N% 3R\ c^V 5J]^V MRN\N[ 6RWPJKN `^[$

MNW KN[NR]\ Oi[ VNQ[ JU\ ,&- MN[ >RN]_N[QfU]WR\\N# MRN _XV kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl 

N[OJ\\] `f[NW# FN[NRWKJ[^WPNW JKPN\LQUX\\NW c^[ 2KONMN[^WP MN[ 7XUPNW MN[ 3N][RNK\\LQURN\\^W$

PNW% 5RN MJ[RW _N[NRWKJ[]NW >J\\WJQVNW [NRLQNW _XW MN[ C]^WM^WP KR\ c^V _XUU\]fWMRPNW 6[UJ\\ 

_XW >RN]cRW\NW% ;NMN[ 6RWcNUOJUU `^[MN MN]JRUURN[] JWJUb\RN[]# ^WM \X TXWW]NW VJ\\PN\LQWNRMN[]N# Oi[ 

KNRMN CNR]NW KNO[RNMRPNWMN =g\^WPNW PNO^WMNW `N[MNW% 5N[ J^OP[^WM MN[ 3N\LQUi\\N MN\ ?J]RXWJU$

[J]N\ _XV *% ;^WR (&(& ^WM MN\ C]fWMN[J]N\ _XV .% ;^WR (&(& J^\PNJ[KNR]N]N kF6 4X_RM$'/$ 

8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl `RMN[\Y[RLQ] MRN\NV IRNU WRLQ] W^[# \XWMN[W KNQRWMN[] RW ^WcfQURPNW 7fUUNW 

Pi]URLQN ^WM YJ[]WN[\LQJO]URLQN 6RWRP^WPNW MN[ KN][XOONWNW >RN]YJ[]NRNW% CNR] MN[ :WQJU] MN\ kF6 

4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cN\l KNTJWW] PN`X[MNW R\]# R\] N\ TJ^V VNQ[ VgPURLQ# \XULQN J^O 

MNW 6RWcNUOJUU c^PN\LQWR]]NWN FN[NRWKJ[^WPNW c`R\LQNW FN[VRN]N[ ^WM >RN]N[ JKc^\LQURN\\NW# MJ 

JUUN _XV 8N\N]c YX]NWcRNUU KN][XOONWNW >RN]N[ MJ[J^O \YNT^URN[NW# MJ\\ MN[ kF6 4X_RM$'/$
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?IMVI &

8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl RW <[JO] ][N]NW `R[M% 5J MRN FN[VRN]N[ Oi[ MNW 7JUU# MJ\\ MN[ kF6 4X_RM$'/$ 

8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl ]J]\fLQURLQ RW <[JO] ][N]NW \XUU]N# VR] NW]\Y[NLQNWMNW N[QNKURLQNW >RN]cRW\$

J^\OfUUNW c^ [NLQWNW QJKNW# \RWM \RN RQ[N[\NR]\ WRLQ] VNQ[ KN[NR]# 9JWM c^ KRN]NW Oi[ =g\^WPNW# MRN 

Oi[ KN\XWMN[\ KN][XOONWN >RN]N[ _X[]NRUQJO]N[ `f[NW JU\ MRN _XV kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN$ 

\N]cl _X[PN\NQNWN =g\^WP% 3N\XWMN[\ \LQ`N[`RNPNWM Oi[ MRN 9:28 8[^YYN JU\ FN[VRN]N[RW R\] MN[ 

EV\]JWM# MJ\\ J^LQ P[X\\N >RN]N[# MRN _XV kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl WRLQ] N[OJ\\] 

\RWM# \RLQ `NRPN[W# RQ[N >RN]NW c^ KNcJQUNW# MJ \RN MJ[J^O \YNT^URN[NW# MJ\\ MRN _XV kF6 4X_RM$'/$ 

8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl _X[PN\NQNWN =g\^WP# `NWW J^LQ WRLQ] MR[NT]# \X MXLQ J^O MNV EV`NP iKN[ 

MRN 8N[RLQ]\Y[JaR\ Oi[ \RN c^[ 8NU]^WP TXVVNW `N[MN%

2IQ aB3 1RXMH!%-!5IUGL\JVUPMIVIKIUIVZIUb OILQIQ YMT HELIT HIZMHMITV EF"

GR[ UNPNW :QWNW WJLQOXUPNWM ^W\N[N eKN[UNP^WPNW MJ[%

7" /OOKIPIMQI 0IPITNWQKIQ

67:6<  UVIOOXITVTIVIQH EWGL J^T MLTI @RGLVITKIUIOOUGLEJVIQ  OILQV HIQ aB3 1RXMH!%-! 
5IUGL\JVUPMIVIKIUIVZb EF"

5RN\N[ R\] WQXITL\OVQMUP\UUMK ^WM XITJEUUWQKUYMHTMK  N[ [RLQ]N] XRONUYMTVUGLEJVOMGLIQ ?GLEHIQ 
JW# \]J]] ?^]cNW c^ \]RO]NW1 \LQJOO] c^\f]cURLQN >IGLVUWQUMGLITLIMV ^WM `i[MN NRW YMOON^TOMGL TXW$
cRYRN[]N\ 6W]NRPW^WP\TXWcNY] PN\N]cURLQ _N[JWTN[W# MJ\ ^W_N[\]fWMURLQN[`NR\N J^\\LQURN\\URLQ MRN 
FN[VRN]N[ ][fON% 5J\ 8N\N]c XITLMQHITV RW _RNUNW 7fUUNW Pi]URLQN ^WM SETVQITUGLEJVOMGLI 3MQMKWQ!
KIQ ^WM N\ \LQJOO] NRWN INOEVEQVI AQKOIMGLFILEQHOWQK XRQ BITPMIVITQ WQH :MIVITQ"

2^LQ MRN 5[RWPURLQN[TUf[^WP ^WM NRWN [iLT`R[TNWMN :WT[JO]\N]c^WP _N[VgPNW MRN DJ]\JLQN WRLQ] c^ 

TX[[RPRN[NW# MJ\\ NRWN PN\N]cURLQN _X[PN\LQ[RNKNWN =g\^WP ZW US\V TXVVNW `i[MN%

2^\ MNV RW 2[]RTNU + MN[ 3^WMN\_N[OJ\\^WP !3F" _N[JWTN[]NW BNLQ]\\]JJ]\Y[RWcRY `R[M ^W]N[ JWMN$

[NV MJ\ 8NKX] MN[ BNLQ]\\RLQN[QNR] JKPNUNR]N]% A[R_J]N \XUUNW \RLQ KNR RQ[NV 9JWMNUW J^O MJ\ PNU$

]NWMN BNLQ] _N[UJ\\NW TgWWNW% >R] MNV [iLT`R[TNWM RW <[JO] PN\N]c]NW kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\$ 

VRN]PN\N]cl `i[MN NRWN MRN FN[VRN]N[\NR]N KNUJ\]NWMN# NLQ]N BiLT`R[T^WP ON\]PNUNP] ^WM MJVR] MJ\

5IFRV HIT >IGLVUUMGLITLIMV XITOIVZV"

5RN 3^WMN\_N[OJ\\^WP PJ[JW]RN[] RW 2[]RTNU (, MJ\ 6RPNW]^V ^WM RW 2[]RTNU (- MRN GR[]\LQJO]\O[NRQNR]% 

>R] MNV kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl `i[MNW MRN\N KNRMNW XITJEUUWQKUTIGLVOMGL 

KIY\LTOIMUVIVIQ 5TWQHTIGLVI XITOIVZV"

5J\ _X[PN\LQUJPNWN 3^WMN\PN\N]c R\] QMGLV XITL\OVQMUP\UUMK" 6\ `i[MN c^ NRWN[ ^WPN[NLQ]ON[]RP$

]NW# PNWN[NUUNW CLQUNLQ]N[\]NUU^WP _XW FN[VRN]N[W OiQ[NW ^WM Qf]]N NRWN `RUUTi[URLQN 6W]UJ\]^WP _XW 

>RN]N[W c^[ 7XUPN# XQWN MN[NW `R[]\LQJO]URLQN 3N][XOONWQNR] c^ KN[iLT\RLQ]RPNW% 5N[ kF6$4X_RM$'/$
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8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl PNQ] MJ_XW J^\# MJ\\ MRN FN[VRN]N[RW RVVN[ MRN `R[]\LQJO]URLQ \]f[TN[N FN[$

][JP\YJ[]NR R\]% 5J\ ][ROO] RW MN[ BNJUR]f] WRLQ] c^%

5RN CLQ`NRc `f[N MJ\ NRWcRPN =JWM# MJ\ MN[J[] `RUUTi[URLQ RW MJ\ FN[][JP\[NLQ] NRWP[ROON% :V `RLQ]RPNW 

RW]N[WJ]RXWJUNW ?VEQHRTVYIVVFIYITF WP 7QXIUVMVMRQIQ WQH 7QXIUVRTIQ `i[MN MRN\N\ \NUK\]RWM^$

cRN[]N YXUR]R\LQN BR\RTX TUJ[ c^ NRWNV TIOEVMXIQ CIVVFIYITFUQEGLVIMO OiQ[NW% 5J\ R\] ^WKNMRWP] c^ 

_N[VNRMNW%

5RN J^O VRWMN\]NW\ NRWN QJUKN >RUURJ[MN 7[JWTNW PN\LQf]c]N ORWJWcRNUUN 9EUV Y^THI YIMVKILIQH 
HIQ BITPMIVITQ EWJKIF^THIV  ^WJKQfWPRP _XW RQ[N[ ORWJWcRNUUNW CR]^J]RXW%

5RN 2WcJQU MN[ KN][XOONWNW 8N\LQfO]\VRN]N[RWWNW ^WM $VRN]N[# Oi[ MRN WXLQ TNRWN YJ[]WN[\LQJO]URLQNW 

=g\^WPNW _X[URNP]# R\] _gUURP ^WTUJ[% 5RN 3^WMN\_N[`JU]^WP `RUU \RLQ J^O NRW NRPNWN\ >XWR]X[RWP \]i]$

cNW% 5RN\N\ `R[M WRLQ] _X[ @T]XKN[ (&(& _X[URNPNW1 MRN 6[PNKWR\\N \]NQNW MJQN[ Oi[ MRN 3X]\LQJO] JW 

MJ\ AJ[UJVNW] _N[V^]URLQ WXLQ WRLQ] c^[ FN[OiP^WP% 5JVR] KUNRK] MJ\# VR] MNV 8N\N]cN\NW]`^[O _X[$

PN\LQUJPNWN <XWcNY] NRW `NR]PNQNWM EWJ YMOON^TOMGLIQ ?GL\VZWQKIQ WQH /QQELPIQ FEUMITIQ!

HIU 8RQUVTWNV" 5J\ R\] WRLQ] JTcNY]JKNU% 9RWc^ TXVV]# MJ\\ `RN XKNW N[`fQW] MN[ kF6 4X_RM$'/$ 
8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl PN[JMN MJc^ OiQ[]# MJ\\ cNR]WJQN YJ[]WN[\LQJO]URLQN =g\^WPNW c`R\LQNW 

FN[VRN]N[RW ^WM >RN]N[W Kc`% AfLQ]N[W JKPN`i[P] `N[MNW% @QWN MRN\NW kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\$ 

VRN]NPN\N]cl `f[N MRN 2WcJQU \XULQN[ =g\^WPNW WXLQ QgQN[ JU\ \RN QN^]N \LQXW R\]% 5N[ kF6 4X_RM$ 

'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl QJ] JU\X PN[JMNc^ MJc^ PNOiQ[]# MJ\\ NRWN [J\LQN ^WM VJ\\PN\LQWNR$ 

MN[]N =g\^WP Oi[ KN][XOONWN >RN]N[ ^WM AfLQ]N[ _N[QRWMN[] `R[M%

5RN 2IJMQMVMRQ P]KOMGLIT 6\TVIJ\OOI J^O FN[VRN]N[\NR]N `i[MN MNV 3^WMN\JV] Oi[ GXQW^WP\`N$

\NW !3G@" XKURNPNW# MJ\ MJc^ VR] `NR][NRLQNWMNW 6W]\LQNRMTXVYN]NWcNW J^\PN\]J]]N] `i[MN%

5N[ 3^WMN\[J] QfU] RV N[Uf^]N[WMNW 3N[RLQ] J^O CNR]N , c^][NOONWM ON\]# MJ\\ MRN CLQURN\\^WP ^WM MRN 

6RW\LQ[fWT^WP NRWN\ 3N][RNK\ J^OP[^WM _XW KNQg[MURLQNW >J\\WJQVNW RWOXUPN MN[ 4@F:5$'/$AJW$ 

MNVRN QMGLV MP BITEQVYRTVWQKUFITIMGL HIT BITPMIVITMQQIQ WQH BITPMIVIT URNPNW% Gi[MN NRWNV 

DNRU MN[ >RN]N[RWWNW ^WM >RN]N[ [iLT`R[TNWM YN[ '-% >f[c (&(& NRW PN\N]cURLQN[ 2W\Y[^LQ J^O >RN]$

cRW\QN[JK\N]c^WP NRWPN[f^V]# `i[MN SNMXLQ ][X]cMNV BNLQ] PN\LQJOONW# J^O MJ\ \RLQ RW MN[ A[JaR\ 

J^LQ >RN]N[RWWNW ^WM >RN]N[# `NWW J^LQ J^\ ^W\N[N[ CRLQ] ^WKN[NLQ]RP]N[`NR\N# KN[^ONW `N[MNW# 

MRN _XW MN[ _X[PN\NQNWNW BNPNU^WP J^OP[^WM MN[ >RN]cRW\QgQN !iKN[ '+ &&& Kc`% (& &&& 7[JWTNW" 

JW \RLQ WRLQ] Y[XOR]RN[NW TgWW]NW%

GR[ \RWM MJQN[ MN[ 2W\RLQ]# MJ\\ NRW k4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl ^WWg]RP R\] ^WM MJ[J^O _XUU$

\]fWMRP _N[cRLQ]N] `N[MNW \XUU]N%
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77" BITJEUUWQKUKTWQHOEKI

3NRV >RN][NLQ] QJWMNU] N\ \RLQ ^V IR_RU[NLQ]% 5NV 3^WM TXVV] PNVf\\ 2[]RTNU '&/ 3F W^[ MRN <XV$

YN]NWc c^# FX[\LQ[RO]NW PNPNW >R\\K[f^LQN RV >RN]`N\NW \X`RN iKN[ MRN 2UUPNVNRW_N[KRWMURLQN[$

TUf[^WP _XW BJQVNWVRN]_N[][fPNW c^ N[UJ\\NW% 5N[ _XV kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl 

KN][XOONWN 8NPNW\]JWM PNQg[] TUJ[ WRLQ] c^ MNW <XVYN]NWcNW MN\ 3^WMN\%

5N[ FN[\^LQ# MJ\ _X[PN\LQUJPNWN 8N\N]c J^O 2[]RTNU '&& 3F JKc^\]i]cNW# R\] WQVEWKOMGL" 5NWW 

PNVf\\ MRN\N[ FN[OJ\\^WP\KN\]RVV^WP c^[ <XWS^WT]^[YXUR]RT Vi\\]NW ^%J% MRN 8[^WM\f]cN MN[ GR[]$

\LQJO]\O[NRQNR]# MN[ GN]]KN`N[K\WN^][JUR]f] ^WM MN[ 8UNRLQKNQJWMU^WP _XW <XWT^[[NW]NW PN`fQ[UNR\$

]N] \NRW% 5J\ TJWW VR] MNV kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cN\l VR]WRLQ]NW PN`fQ[UNR\]N] `N[$

MNW% 6RW J^O MRN\N[ FN[OJ\\^WP\WX[V KN[^QNWMN\ 3^WMN\PN\N]c `R[M MRN\N 8[^WM\f]cN RV 8NPNW$

]NRU _N[UN]cNW% 2WMN[\ JU\ MN[ 3^WMN\[J] KN][JLQ]NW `R[ NRW /FUVIOOIQ EWJ /TVMNIO %$$ 0B WRLQ] JU\ 

k_N[][N]KJ[l# \XWMN[W JU\ RJJIQNWQHMK JEOUGL"

5N[ kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl R\] MJQN[ ^W\N[N\ 6[JLQ]NW\ _N[OJ\\^WP\`RM[RP ^WM NRW 

\XULQN\ 8N\N]c \XUU]N MJQN[ WRLQ] N[UJ\\NW `N[MNW%

777" ?VIOOWQKQELPI ZW IMQZIOQIQ 0IUVMPPWQKIQ

BRTFIPITNWQK

GN XKNW J^\PNOiQ[]# \RWM `R[ MN[ >NRW^WP MN[ kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl R\] _N[OJ\$

\^WP\`RM[RP# _XUT\`R[]\LQJO]URLQ \LQfMURLQ ^WM KNUJ\]N] MRN FN[VRN]N[ RW NRWNV WRLQ] _N[][N]KJ[NW 

EVOJWP% 6\ \XUU]N MJQN[ J^O NRW k4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl _XUU\]fWMRP _N[cRLQ]N] `N[MNW% 

5NWWXLQ `N[MNW `R[ WJLQOXUPNWM J^O NRWcNUWN 3N\]RVV^WPNW MN\ kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]N$ 

PN\N]cl NRWPNQNW ^WM ^W\N[N dWMN[^WP\_X[\LQUfPN ^W]N[K[NR]NW Oi[ MNW 7JUU# MJ\\ ][X]c XKRPN[ 2^\$

OiQ[^WPNW JV 6[UJ\\ NRWN\ k4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cN\l ON\]PNQJU]NW `N[MNW \XUU]N%

/TV" & 5IOVWQKUFITIMGL

CMT OILQIQ /TV" & MQ HIT XRTOMIKIQHIQ 4RTP EF"

:W MNW 6[Uf^]N[^WPNW `R[M J^\PNOiQ[]# MJ\\ kVR] MNV 9RW`NR\ J^O 8N\LQfO]\[f^VNl _N[MN^]URLQ] 

`R[M# kMJ\\ MN[ >XWJ]\cRW\ Y[X >RN]$ XMN[ AJLQ]XKSNT] ^WM WRLQ] MJ\ FN[][JP\_XU^VNW PNVNRW] R\]% 

GN[MNW RW NRWNV NRWcNUWNW FN[][JP VNQ[N[N NRPNW\]fWMRPN >RN]$ XMN[ AJLQ]\JLQNW c^\JVVNWPN$

OJ\\]# \X PRU] MJ\ 8N\N]c Oi[ SNMN\ MRN\N[ @KSNT]N# Oi[ MJ\ NRW >RN]$ XMN[ AJLQ]cRW\ _XW QgLQ\]NW\ 

(& &&& 7[JWTNW PRU]# \NUK\] MJWW# `NWW MRN VXWJ]URLQN 8N\JV]\^VVN MJ[iKN[ URNP]l% 5RN\ R\] J^\ 

MNW WJLQOXUPNWM MJ[PNUNP]NW 8[iWMNW c^ TX[[RPRN[NW $ c^VJU MRN\ MNV iKN[PNX[MWN]NW OX[V^URN[]NW 

IRNU MRJVN][JU `RMN[\Y[RLQ]0 k5RN @KN[P[NWcN `^[MN KN`^\\] NRWPNOiQ[]# ^V TUNRWN ^WM VR]]UN[N 

EW]N[WNQVNW c^ \LQi]cNWl%
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5RN BNPNU^WP RW 2[]% ( kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl \XUU TX[[RPRN[] `N[MNW# ^V WRLQ] Oi[ MJ\ 

NRWcNUWN >RN]XKSNT]# \XWMN[W Oi[ MNW >RN]_N[][JP c^ PNU]NW% ?^[ \X TJWW J^\PN\LQUX\\NW `N[MNW# 

MJ\\ Oi[ NRWN >NQ[cJQU _XW >RN]XKSNT]NW RW NRWN[ XMN[ VNQ[N[NW =RNPNW\LQJO]NW# MRN _XW NRW ^WM 

MNV\NUKNW >RN]N[ PNVRN]N] `N[MNW# SN NRW 6[UJ\\ KNJW][JP] ^WM MRN @KN[P[NWcN _XW 497 (& &&& 

VNQ[OJLQ iKN[\LQ[R]]NW `i[MN% 6\ R\] SJ KNR PN`N[KURLQNW >RN]NW ^WM >RN]NW Oi[ :WM^\][RNKN][RNKN 

PN[JMNc^ MN[ ?X[VJUOJUU# MJ\\ MN[ >RN]N[ RW NRWNV XMN[ VNQ[N[NW 8NKf^MNW VNQ[N[N @KSNT]N VRN$

]N] !c%3% A[XM^T]RXW\QJUUN# =JPN[# 3i[X# <JW]RWN# AJ[TYUf]cN"% Gi[MN VJW MNW kF6 4X_RM$'/$ 

8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl \X _N[\]NQNW `XUUNW# MJ\\ MN[ >RN]$ Kc`% AJLQ]cRW\ Oi[ MJ\ NRWcNUWN \X 

MNORWRN[]N >RN]XKSNT] [NUN_JW] `f[N# TfVNW J^LQ 8[X\\VRN]N[ RW MNW 8NW^\\ _XW >RN]cRW\N[UJ\\NW# 

Oi[ MRN MJ\ AJ[UJVNW] \RLQN[ TNRWN >RN]cRW\N[UJ\\N PN`fQ[NW `XUU]N%

/TV" & MUV HIULEOF YMI JROKV WPZWJRTPWOMITIQ. k5RN\N\ 8N\N]c PRU] J^T :MIV! WQH =EGLVXITVT\KI  
WJVNW]URLQ MN[ OXUPNWMNW gOONW]URLQ c^PfWPURLQNW 6RW[RLQ]^WPNW ^WM 3N][RNKN# \XON[W MN[ >RN]$ XMN[ 

MN[ AJLQ]cRW\ Oi[ MRN >RN]$ XMN[ MRN AJLQ]\JLQN VXWJ]URLQ VJaRVJU (& &&& 7[JWTNW KN][fP]l%

/TV" ' /WUQELPIQ XRP 5IOVWQKUFITIMGL

CMT OILQIQ /TV" ' MQ HIT XRTOMIKIQHIQ 4RTP EF"

/TV" ) /FU" % 0UV" E WRVV] KN\]NQNWMN 6RWRP^WPNW [RLQ]RPN[`NR\N _XW MN[ PN\N]cURLQNW BNPNU^WP 

J^\% 6\ R\] JKN[ WRLQ] JTcNY]JKNU# `NWW NRWcRP >RN]cRW\[NM^T]RXWNW RQ[N 8iU]RPTNR] KNQJU]NW% 2^LQ 

6RWRP^WPNW# MRN kKNR\YRNU\`NR\N C]^WM^WP\$ XMN[ BJ]NWcJQU^WP\JK[NMNWl ^VOJ\\NW# \RWM PiU]RPN 

2KVJLQ^WPNW ^WM Vi\\NW _XV 8NU]^WP\KN[NRLQ MN\ kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl J^\$

PNWXVVNW `N[MNW% 2^LQ \XULQN FN[NRWKJ[^WPNW \]NUUNW kNRWN J^\M[iLTURLQN 6RWRP^WP MN[ FN[$

][JP\YJ[]NRNWl MJ[%

/TV" ' /FU" % 0UV" F
6\ V^\\ MNORWRN[] `N[MNW# c^ `NULQNV INR]Y^WT] NRW [NLQ]\T[fO]RPN[ 8N[RLQ]\NW]\LQNRM _X[c^URNPNW 

QJ]# MJVR] NRW >RN]_N[QfU]WR\ _XV 8NU]^WP\KN[NRLQ MN\ kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl J^\$

PNWXVVNW `R[M%

5RN FX[PJKN# `XWJLQ MJ\ 8N\N]c KNR UJ^ONWMNW 8N[RLQ]\_N[OJQ[NW [iLT`R[TNWM c^[ 2W`NWM^WP 

TXVV]# `R[M NRWN P[X\\N IJQU _XW 8N[RLQ]\OfUUNW J^\Ug\NW XMN[ KNPiW\]RPNW $ \]J]] \RN c^ _N[QRW$

MN[W% 5RN [iLT`R[TNWMN 2W`NWM^WP `R[M MRN DNWMNWc c^V 2K`J[]NW _N[\]f[TNW# \]J]] `RN M[RWPNWM 

Wg]RP MNW 9JWMU^WP\M[^LT ^WM NW]\Y[NLQNWMN 6RWRP^WPNW c^ KNOg[MN[W%
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/TV" ( :EUUKIFIQHIT :MIV! RHIT =EGLVZMQU

/OU PEUUKIFIQHIT :MIV! RHIT =EGLVZMQU MUV MQ /TV" ( /FU" % HIT 0TWVVRPMIVZMQU FZY" HIT 0TWV 
VRSEGLVZMQU ZW FIZIMGLQIQ"
/TV" ( MUV MP [FTMKIQ WQXROOUV\QHMK WQH HELIT EFZW\QHITQ WQH ZW ITK\QZIQ"

/TV" ( /FU" %
FX[ MN[ 3N\LQU^\\OJ\\^WP iKN[ MRN >X]RXWNW (&%)*+' ^WM (&%)*,& `J[ RW MN[ YJ[UJVNW]J[R\LQNW 

5R\T^\\RXW VNQ[QNR]URLQ ^WMROON[NWcRN[] _XW MN[ k>RN]Nl Kc`% MNV k>RN]cRW\l MRN BNMN% CXON[W MRN\N 

3NP[ROON Y[fcR\N[ PNOJ\\] `^[MNW# `J[ VNR\]NW\ MN[ 3[^]]XVRN]cRW\ PNVNRW]% 5RN\ `J[ KNR\YRNU\`NR\N 

KNR MN[ _XV C]fWMN[J] P^]PNQNR\\NWNW >X]RXW (&%)',' MN[ G2<$CB MN[ 7JUU# NKNW\X KNRV 

3N\LQU^\\ MN\ C]fWMN[J]N\ _XV ,% >JR (&(& iKN[ MRN JKPNfWMN[]N >X]RXW (&%)'*( MN[ G2<$?B% 

2^OP[^WM MN[ JW \RLQ \LQXW \LQ`N[`RNPNWMNW WNPJ]R_NW 7XUPNW# MRN MN[ kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\$ 

VRN]NPN\N]cl KNR NRWNV :WT[JO]][N]NW Oi[ MRN FN[VRN]N[ Qf]]N# ^WM NRW k4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN$ 

\N]cl MJQN[ VgPURLQ\] c^[iLTQJU]NWM J^\PNJ[KNR]N] `N[MNW \XUU]N# R\] 9:>9@ MN[ 2W\RLQ]# MJ\\ MN[ 

3[^]]XVRN]cRW\ Kc`% 3[^]]XYJLQ]cRW\ ^WM WRLQ] MN[ ?N]]XVRN]cRW\ Kc`% ?N]]XYJLQ]cRW\ [NUN_JW] \NRW 

\XUU]N%

/TV" ( /FU" &
=R]% J `f[N c^ \][NRLQNW# `NWW RW 2[]% * 2K\% ' [RLQ]RPN[`NR\N J^O MNW 3[^]]XVRN]cRW\ Kc`% 3[^]]XY$

JLQ]cRW\ JKPN\]NUU] `i[MN%

3NR UR]% K \XUU]N TUJ[PN\]NUU] `N[MNW# MJ\\ J^O MNW J^O MRN GXQWW^]c^WP NW]OJUUNWMNW DNRU TNRWN >RN]$

cRW\[NM^T]RXW Kc`% AJLQ]cRW\[NM^T]RXW N[OXUP]%

/TV" ( /FU" '
3NR MNW KN][XOONWNW >RN]_N[QfU]WR\\NW `R[M N\ [NUJ]R_ _RNUN FN[][fPN VR] EV\J]cVRN]NW PNKNW% 2KN[ 

J^LQ FN[][fPN VR] PNVR\LQ]NW ?^]c^WPNW# MRN _XW MN[ 4X_RM$'/$AJWMNVRN ^W]N[\LQRNMURLQ KN][XOONW 

`J[NW# \RWM cJQU[NRLQ% CX PRK] N\ c%3% cJQU[NRLQN 8J\][XKN][RNKN# MRN \X`XQU <^WMNW RW RQ[NW Bf^V$

URLQTNR]NW KN`R[]NW JU\ J^LQ 9NRVURNON[\N[_RLN JWKRN]NW ^W]N[ ?^]c^WP NRW$ ^WM MN[\NUKNW :WO[J\][^T$

]^[% CXMJWW PRK] N\ cJQU[NRLQN 7fUUN# RW MNWNW >RN]N[ XMN[ AfLQ]N[# MRN c`J[ _XW MN[ 3N][RNK\\LQURN\$

\^WP MR[NT] KN][XOONW `J[NW# RQ[NW 3N][RNK JKN[ `fQ[NWM MN[ 3N][RNK\\LQURN\\^WP ^VPN\]NUU] QJKNW% 

9f^ORP\]N\ 3NR\YRNU Oi[ UN]c]N[N\ \RWM J^LQ QRN[ `XQU BN\]J^[J]RXW\KN][RNKN# MRN `fQ[NWM MN[ CLQURN\$

\^WP c`J[ TNRWN <^WMNW RW RQ[NW Bf^VURLQTNR]NW KN`R[]NW M^[O]NW# MRN JKN[ J^\WJQV\`NR\N `fQ$

[NWM MN[ 3N][RNK\\LQURN\\^WP kiKN[ MRN 8J\\Nl URNON[]NW XMN[ 9NRVURNON[\N[_RLN JWKX]NW% >R] MRN\N[ 

JU]N[WJ]R_NW ?^]c^WP TXWW]NW BN\]J^[J]RXW\KN][RNKN NRWNW DNRU ^WM RW VJWLQNW 7fUUNW \XPJ[ MNW 

PJWcNW 6[][JP\J^\OJUU J^\ MN[ CLQURN\\^WP MN\ BN\]J^[JW]\ J^\PUNRLQNW% 5RN\ WX]JKNWN ^W]N[ ?^]$

c^WP MN[ PNVRN]N]NW BN\]J^[JW]RWO[J\][^T]^[% 9f]]N MN[ >RN]N[ XMN[ AfLQ]N[ RW MRN\NW 7fUUNW 

2W\Y[^LQ J^O NRWN >RN]cRW\[NM^T]RXW PNVf\\ 2[]% + kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl# `i[MN 

N[ J^\ MN[ LX[X WJ KNMRWP]NW 3N][RNK\\LQURN\\^WP ^W]N[ EV\]fWMNW \XPJ[ WXLQ NRWNW iKN[ MNW iKUR$

LQNW 8N`RWW QRWJ^\PNQNWMNW 8N`RWW N[cRNU]# MJ N[ SJ W^[ *&! MN\ >RN]cRW\N\ cJQUNW Vi\\]N% 5J\ 

TJWW WRLQ] MN[ CRWW NRWN\ \XULQNW 8N\N]cN\ \NRW% 8NWJ^ MJ\ \LQNRW] JKN[ MN[ 6[Uf^]N[WMN 3N[RLQ]
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J^O C% ''# IROO% (%(# (% 2K\J]c _X[c^\LQUJPNW0 k5J\\ \XULQN 3N][RNKN RV EW]N[\LQRNM c^ 6RW[RLQ]^WPNW 

VR] ^VOJ\\NWMN[ CLQURN\\^WP NRWNW ![NM^cRN[]NW" 6[][JP PNWN[RN[NW TXWW]NW# \Y[RLQ] WRLQ] PNPNW MRN 

8NU]^WP MN\ 8N\N]cN\# MNWW MRN\N\ \RNQ] Oi[ JUUN KN][XOONWNW 6RW[RLQ]^WPNW NRWN YJ^\LQJUN =g\^WP 

_X[# MRN \RLQ WRLQ] WJLQ MN[ TXWT[N]NW EV\J]cNW]`RLTU^WP [RLQ]NW TJWW%l <XWT[N] \XUU N\ JU\X RW 

2W`NWM^WP MN\ kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cl VgPURLQ \NRW# MJ\\ NRW >RN]N[ XMN[ AfLQ]N[ 

J^O <X\]NW MN[ FN[VRN]N[ NRWNW 8N`RWW N[cRNUNW TJWW# MN[ QgQN[ R\]# JU\ `NWW N\ PJ[ TNRWN 4X[XWJ$ 

AJWMNVRN PNPNKNW Qf]]N%

5J\ DQNVJ EV\J]cVRN]N `R[M RW 2K\% ) _XW 2[]% * J^OPNP[ROONW% ?RLQ] JKN[ MJ\ DQNVJ PNVR\LQ]N 

?^]c^WP Kc`% WN^N ?^]c^WP\OX[VNW `fQ[NWM MN[ 3N][RNK\\LQURN\\^WP% 6\ KNMJ[O JU\X NRWN[ BNPN$

U^WP MN[ 7[JPN# `RN KNR PNVR\LQ]N[ ?^]c^WP XMN[ EVW^]c^WP `fQ[NWM MN[ 3N][RNK\\LQURN\\^WP _X[$

c^PNQNW R\] KNR MN[ 3N[NLQW^WP MN\ Oi[ MRN >RN]cRW\$ Kc`% AJLQ]cRW\[NM^T]RXW Z^JURORcRN[NWMNW 

2W]NRU\ JV >RN]$ Kc`% AJLQ]cRW\% 5RN\N BNPNU^WP QJ] \X J^\PN\]JU]N] c^ \NRW# MJ\\ MN[ _XV >RN]N[ 

XMN[ AfLQ]N[ `fQ[NWM MN[ 3N][RNK\\LQURN\\^WP M^[LQ MRN WRLQ] _XW MN[ 3N][RNK\\LQURN\\^WP 

KN][XOONWN ?^]c^WP Kc`% M^[LQ MRN `fQ[NWM MN[ 3N][RNK\\LQURN\\^WP N[OXUP]N EVW^]c^WP N[cRNU]N 

6[][JP VR] MNV XQWN 3N][RNK\\LQURN\\^WP c^ N[cRNUNWMNW 6[][JP _N[PURLQNW `R[M ^WM W^[ SNWN[ Y[X$

cNW]^JUN 2W]NRU MN\ >RN]$ Kc`% AJLQ]cRW\N\ _XW MN[ >RN]cRW\$ Kc`% AJLQ]cRW\[NM^T]RXW Y[XOR]RN[NW 

TJWW# MN[ MNV Y[XcNW]^JUNW 6[][JP\JW]NRU NW]\Y[RLQ]# MN[ M^[LQ MRN 3N][RNK\\LQURN\\^WP _N[UX[NW 

PNPJWPNW R\]%

:W MRN\NV <XW]Na] R\] J^LQ J^O MJ\ DQNVJ 6[][JP\J^\OJUU_N[\RLQN[^WP NRWc^PNQNW% 6\ PRK] cJQU[NR$

LQN _XW MNW 3N][RNK\\LQURN\\^WPNW KN][XOONWN >RN]N[ ^WM AfLQ]N[# MRN iKN[ NRWN 6[][JP\J^\OJUU_N[$

\RLQN[^WP _N[OiPNW# J^OP[^WM MN[N[ \RN =NR\]^WPNW Oi[ MRN LX[XWJKNMRWP]N 3N][RNK\\LQURN\\^WP 

N[QJU]NW QJKNW% 6\ TJWW WRLQ] MN[ CRWW MN\ kF6 4X_RM$'/$8N\LQfO]\VRN]NPN\N]cN\l \NRW# MJ\\ MN[ 
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`XQU NQN[ KNOg[MN[]# ^% J%# `NRU cJQU[NRLQN 6RWcNUOfUUN VR] MNV FX[\LQUJP WRLQ] PN[NPNU] `N[MNW TgWW$

]NW%

>RN]_N[QfU]WR\\N \RWM STMXEVTIGLVOMGLIT BITVTEKUXITL\OVQMUUI" >RN]_N[][fPN \RWM J^LQ RW MRN\N[ <[R$

\NW\R]^J]RXW PiU]RP ^WM KRUMNW MRN 3J\R\ Oi[ FN[QJWMU^WPNW MN[ FN[][JP\YJ[]NRNW# ^V RW MRN\N[ J^\$
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^W_N[QfU]WR\Vf\\RP# ^WJ^\PN`XPNW ^WM KRN]N] WRLQ] [NLQ]cNR]RP BNLQ]\\RLQN[QNR]%
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Eidgenössisches Departement 
für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 

 
Per Mail an: recht@bwo.admin.ch 
 
 
 
 
Bern, 4. August 2020 JD/dk 
 
 
 
 
Stellungnahme anlässlich der Vernehmlassung «Vorentwurf des Bundesgesetzes über 
den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen 
zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz)» 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Als nationaler Branchenverband äussert sich Hörsystemakustik Schweiz im Rahmen des ti-
telvermerkten Vernehmlassungsverfahrens zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz. Wir dan-
ken Ihnen für die uns gebotene Gelegenheit zur Stellungnahme bestens. Hörsystemakustik 
Schweiz ist der grösste Fachverband der Branche und vereint über 290 Fachgeschäfte für 
Hörsystemakustik – aus allen Sprachregionen der Schweiz. 
 
Fachgeschäfte der Hörsystemakustik durften infolge des Coronavirus nur noch einge-
schränkt tätig sein und konnten aufgrund ihrer Systemrelevanz lediglich eine Notfallversor-
gung anbieten. Im Gegensatz zu den Unternehmen, welche den Betrieb ganz schliessen 
mussten, hatten die Fachgeschäfte wegen der Aufrechterhaltung der Notfallversorgung per-
sonelle Aufwände zu verbuchen und konnten weniger Kurzarbeit beantragen. Abgesehen 
von den wenigen Notfällen, blieben die Fachgeschäfte gleichwohl leer. Wir erlauben uns an 
dieser Stelle auch auf die Tatsache hinzuweisen, dass während des Lockdowns die Inner-
städte praktisch menschenleer waren. Das Generieren von Umsatz war zu dieser Zeit kaum 
möglich. Die Betriebe verzeichneten Umsatzeinbussen von bis zu 90 Prozent. Die Situation 
kam daher faktisch einer behördlichen Schliessung des Betriebs gleich. Eine Gleichbehand-
lung mit den behördlich geschlossenen Betrieben ist aus diesen Gründen gerechtfertigt. 
 
Fachgeschäfte der Hörsystemakustik mussten Ihren Betrieb aufgrund der behördlichen Mas-
snahmen zur Bekämpfung des Coronavirus also ebenso einschränken wie Gesundheitsein-
richtungen. Infolgedessen muss auch unsere Branche vom Covid-19-Geschäftsmietegesetz 
profitieren und die Möglichkeiten einer Mietzinsreduktion gemäss Art. 5 Covid-19-Geschäfts-
mietegesetz wahrnehmen können. 
 
Im erläuternden Bericht zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz schreiben Sie zu Art. 2: „(…) 
Ob ein Geschäftsbetrieb aufgrund der Verordnung geschlossen werden musste oder von Be-
triebseinschränkungen betroffen war, muss für den jeweiligen Einzelfall beurteilt werden. 
Gleiches gilt für Geschäftsbetriebe, die gestützt auf die Ausnahmebestimmung von Artikel 6 
Absatz 3 der COVID-19-Verordnung 2 offenbleiben konnten. (…)“ 
 
 



 

 
 
 
 
 
Wir gehen deshalb davon aus, dass das Covid-19-Geschäftsmietegesetz auch für Läden für 
medizinische Hilfsmittel (z.B. Brillen, Hörgeräte) gilt, stellen aber der Klarheit halber folgen-
den 
 
Antrag: 
 
Hörsystemakustik Schweiz beantragt, Art. 2 Covid-19-Geschäftsmietegesetz mit einem 
Abs. g wie folgt zu ergänzen: „Läden für medizinische Hilfsmittel (z.B. Brillen, Hörge-
räte)“ 
 
Wir danken Ihnen bereits im Voraus für die wohlwollende Berücksichtigung unseres Anlie-
gens. 
 
Gerne stehen wir Ihnen für Rückfragen zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
 
Hörsystemakustik Schweiz 
 
 
 
Christian Rutishauser Jürg Depierraz 
Präsident Geschäftsführer 
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^QY PM_ 8QN[` PQ^ BQOT`__UOTQ^TQU` MNSQXQU`Q`% A^UbM`Q _[XXQZ _UOT NQU UT^QY 9MZPQXZ MaR PM_ SQX$
`QZPQ BQOT` bQ^XM__QZ WiZZQZ% >U` PQY ^jOWcU^WQZP UZ <^MR` SQ_Q`e`QZ l4[bUP$'/$8Q_OTgR`_YUQ`$ 
SQ_Q`em cj^PQ QUZQ PUQ FQ^YUQ`Q^_QU`Q NQXM_`QZPQ# QOT`Q BjOWcU^WaZS RQ_`SQXQS` aZP PMYU` PM_
8MJVZ LMX BMKPZYYQKPMXPMQZ \MXSMZ^Z$

5UQ 3aZPQ_bQ^RM__aZS SM^MZ`UQ^` UZ 2^`UWQX (, PM_ 6USQZ`aY aZP UZ 2^`UWQX (- PUQ GU^`_OTMR`_$R^QU$ 
TQU`% >U` PQY l4[bUP$'/$8Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`em cj^PQZ PUQ_Q NQUPQZ \MXNIYY[UOYXMKPZSQKP OM#

]_PXSMQYZMZMU 8X[ULXMKPZM \MXSMZ^Z$

5M_ b[^SQ_OTXMSQZQ 3aZPQ_SQ_Q`e U_` UQKPZ \MXP_SZUQYT_YYQO$ 6_ cj^PQ ea QUZQ^ aZSQ^QOT`RQ^$
`US`QZ# SQZQ^QXXQZ COTXQOT`Q^_`QXXaZS b[Z FQ^YUQ`Q^Z RjT^QZ aZP Tg``Q QUZQ cUXXWj^XUOTQ 6Z`XM_`aZS 
b[Z >UQ`Q^Z ea^ 7[XSQ# [TZQ PQ^QZ cU^`_OTMR`XUOTQ 3Q`^[RRQZTQU` ea NQ^jOW_UOT`USQZ%

5UQ COTcQUe cg^Q PM_ QUZeUSQ =MZP# cQXOTQ_ PQ^M^` cUXXWj^XUOT UZ PM_ FQ^`^MS_^QOT` QUZS^URRQ% :Y 
cUOT`USQZ UZ`Q^ZM`U[ZMXQZ CZIULVXZ]MZZJM]MXJ [T :U\MYZQZQVUMU [UL :U\MYZVXMU cj^PQ PUQ_Q_ 
_QXN_`UZPaeUQ^`Q \[XU`U_OTQ BU_UW[ WXM^ ea QUZQY XMSIZQ\MU FMZZJM]MXJYUIKPZMQS RjT^QZ% 5M_ U_` aZ$
NQPUZS` ea bQ^YQUPQZ%

K5UQ MaR YUZPQ_`QZ_ QUZQ TMXNQ >UXXUM^PQ 7^MZWQZ SQ_OTg`e`Q RUZMZeUQXXQ =IYZ ]aXLM ]MQZOMPMUL 
LMU EMXTQMZMXU I[NOMJaXLMZ" aZMNTgZSUS b[Z UT^Q^ RUZMZeUQXXQZ CU`aM`U[Z%

5UQ 2ZeMTX PQ^ NQ`^[RRQZQZ 8Q_OTgR`_YUQ`Q^UZZQZ aZP $YUQ`Q^# Rj^ cQXOTQ Z[OT WQUZQ \M^`ZQ^_OTMR`$
XUOTQZ =i_aZSQZ b[^XUQSQZ# U_` biXXUS aZWXM^% 5UQ FQ^cMX`aZS cUXX _UOT MaR QUZ QUSQZQ_ >[ZU`[^UZS 
_`j`eQZ% 5UQ_Q_ cU^P ZUOT` b[^ @W`[NQ^ (&(& b[^XUQSQZ1 PUQ 6^SQNZU__Q _`QTQZ PMTQ^ Rj^ PUQ 3[`$
_OTMR` MZ PM_ AM^XMYQZ` bQ^Ya`XUOT Z[OT ZUOT` ea^ FQ^RjSaZS% 5MYU` NXQUN` PM_ YU` PQY 8Q_Q`$
eQ_QZ`ca^R b[^SQ_OTXMSQZQ <[ZeQ\` QUZ cQU`SQTQZP MaR ]QSSRaXSQKPMU CKP_Z^[UOMU [UL 2UUIP#

TMU JIYQMXMULMY <VUYZX[RZ$ 5M_ U_` ZUOT` MWeQ\`MNQX%

5UQ 5MNQUQZQVU T`OSQKPMX 9_XZMN_SSM MaR FQ^YUQ`Q^_QU`Q cj^PQ PQY 3aZPQ_MY` Rj^ G[TZaZS_cQ$
_QZ !3G@" [NXUQSQZ# PM_ PMea# YU` cQU`^QUOTQZPQZ 6Z`_OTQUPW[Y\Q`QZeQZ Ma_SQ_`M``Q` cj^PQ%

5Q^ 3aZPQ_^M` TgX` UY Q^Xga`Q^ZPQZ 3Q^UOT` MaR CQU`Q , ea`^QRRQZP RQ_`# PM__ PUQ COTXUQ__aZS aZP 
PUQ 6UZ_OT^gZWaZS QUZQ_ 3Q`^UQN_ MaRS^aZP b[Z NQTi^PXUOTQZ >M__ZMTYQZ UZR[XSQ PQ^ 4@F:5$'/$ 
AMZPQYUQ UQKPZ QT EMXIUZ]VXZ[UOYJMXMQKP LMX EMXTQMZMXQUUMU [UL EMXTQMZMX XUQSQZ%

Gj^PQ QUZQY DQUX PQ^ >UQ`Q^UZZQZ aZP >UQ`Q^ ^jOWcU^WQZP \Q^ '-% >g^e (&(& QUZ SQ_Q`eXUOTQ^ 2Z$
_\^aOT MaR >UQ`eUZ_TQ^MN_Q`eaZS QUZSQ^gaY`# cj^PQ VQP[OT `^[`ePQY BQOT` SQ_OTMRRQZ# MaR PM_

(%,
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_UOT UZ PQ^ A^MdU_ MaOT >UQ`Q^UZZQZ aZP >UQ`Q^ NQ^aRQZ cQ^PQZ# PUQ b[Z PQ^ b[^SQ_QTQZQZ BQSQ$
XaZS MaRS^aZP PQ^ >UQ`eUZ_TiTQ !jNQ^ '+ &&& Nec% (& &&& 7^MZWQZ" MZ _UOT ZUOT` \^[RU`UQ^QZ WiZZ$

`QZ%

::$ EMXNIYY[UOYOX[ULSIOM

3QUY >UQ`^QOT` TMZPQX` Q_ _UOT aY IUbUX^QOT`% 5QY 3aZP W[YY` SQYg__ 2^`UWQX '&/ 3F Za^ PUQ 

<[Y\Q`QZe ea# F[^_OT^UR`QZ SQSQZ >U__N^gaOTQ UY >UQ`cQ_QZ _[cUQ jNQ^ PUQ 2XXSQYQUZbQ^NUZPXU$

OTQ^WXg^aZS b[Z BMTYQZYUQ`bQ^`^gSQZ ea Q^XM__QZ% 5Q^ b[Y b[^SQ_OTXMSQZQZ l4[bUP$'/$8Q$ 

_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`em NQ`^[RRQZQ 8QSQZ_`MZP SQTi^`$WXM^ ZUOT` PMea%

5Q^ FQ^_aOT# PM_ b[^SQ_OTXMSQZQ 8Q_Q`e MaR 2^`UWQX '&& 3F MNea_`j`eQZ# U_` [UZI[OSQKP$ 5QZZ 

SQYg__ PUQ_Q^ FQ^RM__aZS_NQ_`UYYaZS ea^ <[ZVaZW`a^\[XU`UW Yj__`QZ a%M% PUQ 8^aZP_g`eQ PQ^ 

GU^`_OTMR`_R^QUTQU`# PQ^ GQ``NQcQ^N_ZQa`^MXU`g` aZP PQ^ 8XQUOTNQTMZPXaZS b[Z <[ZWa^^QZ`QZ SQ$

cgT^XQU_`Q` _QUZ% 5M_ WMZZ YU` PUQ_Q^ F[^XMSQ YU`ZUOT`QZ SQcgT^XQU_`Q` cQ^PQZ% 6UZ MaR PUQ_Q^ FQ^$

RM__aZS_Z[^Y NQ^aTQZPQ_ 3aZPQ_SQ_Q`e cU^P PUQ_Q 8^aZP_g`eQ UY 8QSQZ`QUX bQ^XQ`eQZ% 2ZPQ^_ 

MX_ PQ^ 3aZPQ_^M` NQ`^MOT`QZ cU^ QUZ 2JYZMSSMU I[N 2XZQRMS '&& 3E ZUOT` MX_ lbQ^`^Q`NM^m# _[ZPQ^Z 

MX_ VNNMUR[ULQO NISYKP$

:::$ CZMSS[UOUIPTM ^[ MQU^MSUMU 3MYZQTT[UOMU

2XZ$ ( 8MSZ[UOYJMXMQKP

GU^ XQTZQZ 2^`% ( UZ PQ^ b[^XUQSQZPQZ 7[^Y MN%

5UQ BQSQXaZS _[XX W[^^USUQ^` cQ^PQZ# aY ZUOT` Rj^ PM_ QUZeQXZQ >UQ`[NVQW`# _[ZPQ^Z Rj^ PQZ >UQ`bQ^$

`^MS ea SQX`QZ% ?a^ _[ WMZZ Ma_SQ_OTX[__QZ cQ^PQZ# PM__ Rj^ QUZQ FUQXeMTX b[Z >UQ`[NVQW`QZ UZ QU$

ZQ^ [PQ^ YQT^Q^QZ =UQSQZ_OTMR`QZ VQ QUZ 6^XM__ NQMZ`^MS` aZP PUQ @NQ^S^QZeQ b[Z 497 (& &&& 
YQT^RMOT jNQ^_OT^U``QZ cj^PQ% b

:Z PQZ 6^Xga`Q^aZSQZ cU^P Ma_SQRjT^`# PM__ lYU` PQY 9UZcQU_ MaR 8Q_OTgR`_^gaYQm bQ^PQa`XUOT` 

cU^P# lPM__ PQ^ >[ZM`_eUZ_ \^[ >UQ`$ [PQ^ AMOT`[NVQW` aZP ZUOT` PM_ FQ^`^MS_b[XaYQZ SQYQUZ` U_`% 

GQ^PQZ UZ QUZQY QUZeQXZQZ FQ^`^MS YQT^Q^Q QUSQZ_`gZPUSQ >UQ`$ [PQ^ AMOT`_MOTQZ ea_MYYQZSQ$

RM__`# _[ SUX` PM_ 8Q_Q`e Rj^ VQPQ_ PUQ_Q^ @NVQW`Q# Rj^ PM_ QUZ >UQ`$ [PQ^ AMOT`eUZ_ b[Z TiOT_`QZ_ 

(& &&& 7^MZWQZ SUX`# _QXN_` PMZZ# cQZZ PUQ Y[ZM`XUOTQ 8Q_MY`_aYYQ PM^jNQ^ XUQS`m% 5UQ_ U_` ea 

W[^^USUQ^QZ $ eaYMX PUQ_ PQY jNQ^SQ[^PZQ`QZ R[^YaXUQ^`QZ IUQX cUPQ^_\^UOT`0 l5UQ @NQ^S^QZeQ 

ca^PQ NQca__` QUZSQRjT^`# aY WXQUZQ aZP YU``XQ^Q EZ`Q^ZQTYQZ ea _OTj`eQZm%

2XZ$ ( QYZ LMYPISJ [T^[NVXT[SQMXMU0 l5UQ_Q_ 8Q_Q`e SUX` Rj^ >QMZ# [UL AIKPZ\MXZX_OM" ZMYQZ`$

XUOT PQ^ R[XSQZPQZ iRRQZ`XUOT eaSgZSXUOTQZ 6UZ^UOT`aZSQZ aZP 3Q`^UQNQ# _[RQ^Z PQ^ >UQ`$ [PQ^ PQ^ 

AMOT`eUZ_ Rj^ PUQ >UQ`$ [PQ^ PUQ AMOT`_MOTQ Y[ZM`XUOT YMdUYMX (&o&&& 7^MZWQZ NQ`^gS`m%

2XZ$ ) 2[YUIPTMU \VT 8MSZ[UOYJMXMQKP

GU^ XQTZQZ 2^`% ) UZ PQ^ b[^XUQSQZPQZ 7[^Y MN%

2^`% ) 2N_% ' 3_`% M ZUYY` NQ_`QTQZPQ 6UZUSaZSQZ ^UOT`USQ^cQU_Q b[Z PQ^ SQ_Q`eXUOTQZ BQSQXaZS 

Ma_% 6_ U_` MNQ^ ZUOT` MWeQ\`MNQX# cQZZ QUZeUS >UQ`eUZ_^QPaW`U[ZQZ UT^Q 8jX`USWQU` NQTMX`QZ% 2aOT 

6UZUSaZSQZ# cQXOTQ lNQU_\UQX_cQU_Q C`aZPaZS_$ [PQ^ BM`QZeMTXaZS_MN^QPQZm aYRM__QZ# _UZP SjX$

`USQ 2NYMOTaZSQZ aZP Yj__QZ b[Y 8QX`aZS_NQ^QUOT Ma_SQZ[YYQZ cQ^PQZ% 2aOT _[XOTQ FQ^QUZ$

NM^aZSQZ _`QXXQZ lQUZQ Ma_P^jOWXUOTQ 6UZUSaZS PQ^ FQ^`^MS_\M^`QUQZm PM^%

)%,
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2XZ$ ) 2JY$ ' 3YZ$ J H

6_ Ya__ PQRUZUQ^` cQ^PQZ# ea cQXOTQY IQU`\aZW` QUZ ^QOT`_W^gR`USQ^ 8Q^UOT`_QZ`_OTQUP b[^eaXUQSQZ 
TM`# PMYU` QUZ >UQ`bQ^TgX`ZU_ b[Y 8QX`aZS_NQ^QUOT PQ_ 8Q_Q`eQ_ Ma_SQZ[YYQZ cU^P%

5UQ F[^SMNQ# c[ZMOT PM_ 8Q_Q`e NQU XMaRQZPQZ 8Q^UOT`_bQ^RMT^QZ ^jOWcU^WQZP ea^ 2ZcQZPaZS 
W[YY`# cU^P QUZQ S^[__Q IMTX b[Z 8Q^UOT`_RgXXQZ Ma_Xi_QZ [PQ^ NQSjZ_`USQZ $ _`M`` _UQ ea bQ^TUZ$
PQ^Z% 5UQ ^jOWcU^WQZPQ 2ZcQZPaZS cU^P PUQ DQZPQZe eaY 2NcM^`QZ bQ^_`g^WQZ# _`M`` cUQ P^UZSQZP 
Zi`US PQZ 9MZPXaZS_P^aOW aZP QZ`_\^QOTQZPQ 6UZUSaZSQZ ea NQRi^PQ^Z%

2XZ$ ) 2JY$ (

5UQ 28 Rj^ 7[ZP_bQ^cMX`aZS XQTZ` QUZQ BQSQXaZS Rj^ >UQ`bQ^TgX`ZU__Q YU` >UQ`eUZ_QZ ecU_OTQZ 
'+o&&& aZP (&o&&& 7^MZWQZ MN% 5UQ 5QRUZU`U[Z QUZh_ 3Q^QUOT_# UZZQ^TMXN PQ__QZ PUQ >UQ`bQ^`^MS_$
\M^`QUQZ QUZ_QU`US MaR PUQ 2ZcQZPaZS PQ_ 8Q_Q`eQ_ bQ^eUOT`QZ WiZZQZ# Q^_OTQUZ` NQXUQNUS aZP U_` 
cUXXWj^XUOT _[cUQ ZUOT` \^MW`UWMNQX%

2XZ$ * >IYYOMJMULMX >QMZ# VLMX AIKPZ^QUY

2X_ YM__SQNQZPQ^ >UQ`$ [PQ^ AMOT`eUZ_ U_` UZ 2^`% * 2N_% ' PQ^ 3^a``[YUQ`eUZ_ Nec% PQ^ 3^a``[\MOT`$
eUZ_ ea NQeQUOTZQZ%

2^`% * 2N_% ( aZP 2N_% ) _UZP \^geU_Q^ ea R[^YaXUQ^QZ%

2XZ$ * 2JY$ '

F[^ PQ^ 3Q_OTXa__RM__aZS jNQ^ PUQ >[`U[ZQZ (&%)*+' aZP (&%)*,& cM^ UZ PQ^ \M^XMYQZ`M^U_OTQZ 
5U_Wa__U[Z YQT^TQU`XUOT aZPURRQ^QZeUQ^` b[Z PQ^ l>UQ`Qm Nec% PQY l>UQ`eUZ_m PUQ BQPQ% C[RQ^Z 
PUQ_Q 3QS^URRQ \^geU_Q^ SQRM__` ca^PQZ# cM^ YQU_`QZ_ PQ^ 3^a``[YUQ`eUZ_ SQYQUZ`% 5UQ_ cM^ NQU$
_\UQX_cQU_Q NQU PQ^ b[Y C`gZPQ^M` Sa`SQTQU__QZQZ >[`U[Z (&%)',' PQ^ G2<$CB PQ^ 7MXX# QNQZ_[ 
NQUY 3Q_OTXa__ PQ_ C`gZPQ^M`Q_ b[Y &,% >MU (&(& jNQ^ PUQ MNSQgZPQ^`Q >[`U[Z (&%)'*( PQ^ 
G2<$?B%

2XZ$ * 2JY$ ( [UL ) $

3QU PQZ NQ`^[RRQZQZ >UQ`bQ^TgX`ZU__QZ cU^P Q_ ^QXM`Ub bUQXQ FQ^`^gSQ YU` EY_M`eYUQ`QZ SQNQZ% 2aOT 
FQ^`^gSQ YU` SQYU_OT`QZ ?a`eaZSQZ# PUQ b[Z PQ^ 4[bUP$'/$AMZPQYUQ aZ`Q^_OTUQPXUOT NQ`^[RRQZ cM$
^QZ# _UZP eMTX^QUOT% 3QUPQ CMOTbQ^TMX`Q cj^PQZ YU` PQ^ b[^SQ_OTXMSQZQZ BQSQXaZS aZSQZjSQZP 
aZP aZWXM^ MNSQPQOW`%

2XZ$ + 8MYKP[SLMZMX >QMZ# VLMX AIKPZ^QUY

GU^ XQTZQZ 2^`% + MN%

CgY`XUOTQ NQ`^[RRQZQZ FQ^YUQ`Q^ cj^PQZ b[Z 8Q_Q`eQ_ cQSQZ eaY FQ^eUOT` MaR ,&! UT^Q_ 7[^PQ$

^aZS_MZ_\^aOTQ_ MaR bQ^`^MSXUOT bQ^QUZNM^`Q >UQ`$ [PQ^ AMOT`eUZ_Q SQecaZSQZ% 2ZPQ^Q^_QU`_ cj^$

PQZ _gY`XUOTQ b[Z PQ^ F[^XMSQ Q^RM__`QZ >UQ`Q^ aZSQMOT`Q` PQ^ `M`_gOTXUOTQZ cU^`_OTMR`XUOTQZ 2a_$

cU^WaZSQZ MaR UT^ EZ`Q^ZQTYQZ UY SXQUOTQZ EYRMZS QZ`XM_`Q`% 5UQ_Q AMa_OTMXUQ^aZS YMS QUZRMOT# 

_QUZ# U_` MNQ^ cUXXWj^XUOT# aZMa_SQc[SQZ aZP aZSQ^QOT`%

FQ^YUQ`Q^ Yj__`QZ# aY SQYg__ 2^`UWQX - UZ PQZ 8QZa__ b[Z 9g^`QRMXX$8QXPQ^ ea W[YYQZ# UT^Q ?[`$

XMSQ YU` QUZQ^ SMZeQZ BQUTQ b[Z EZ`Q^XMSQZ# !l>UQ`$ [PQ^ AMOT`bQ^`^MS# <[^^Q_\[ZPQZe# cQU`Q^Q 

5[WaYQZ`Qm" NQcQU_QZ% 5UQ_ UZWXa_UbQ PQ^ 2aRXMSQ# PM__ PM_ l3G@ ea_g`eXUOTQ 2ZR[^PQ^aZSQZ Rj^

*%,
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PM_ F[^XUQSQZ QUZQ^ cU^`_OTMR`XUOTQZ ?[`XMSQm RQ_`XQSQZ WMZZ% CQU`QZ_ PQ^ >UQ`Q^ cj^PQ YU``QX_ QU$
ZQ_ _UY\XQZ 2aR`QUXaZS__OTXj__QX N^QU` jNQ^ QUZQ FUQXeMTX b[Z EZ`Q^ZQTYQZ BQOT` SQ_\^[OTQZ $ 
[TZQ PQ^QZ 3Q`^[RRQZTQU` jNQ^TMa\` ZgTQ^ ea jNQ^\^jRQZ% 5UQ_ U_` ZUOT` MWeQ\`MNQX%

2XZ$ , 8MY[ULPMQZYMQUXQKPZ[UOMU

GU^ XQTZQZ 2^`% , MN%

6_ U_` ZUOT` eUQXRjT^QZP# SQcU__Q EZ`Q^ZQTYQZ# cQXOTQ lZa^m QUZQ 6UZ_OT^gZWaZS PQ_ 3Q`^UQN_ Q^$
RMT^QZ TMNQZ# QNQZRMXX_ b[Y 3aZPQ_SQ_Q`e \^[RU`UQ^QZ ea XM__QZ% >U` PQ^ 2ZcQZPaZS MaR _gY`XUOTQ 
8Q_aZPTQU`_QUZ^UOT`aZSQZ XMa` 4@F:5$'/$FQ^[^PZaZS ( cU^P QUZQ^_QU`_ QUZQ aZSQ^QOT`RQ^`US`Q AMa$
_OTMXUQ^aZS b[^SQZ[YYQZ% 2ZPQ^Q^_QU`_ cQ^PQZ MZPQ^Q EZ`Q^ZQTYQZ Ma_SQ_OTX[__QZ% 2aOT 9[$
`QX_ cM^QZ NQU_\UQXcQU_Q UZPU^QW` NQ`^[RRQZ aZP Ya__`QZ UT^QZ 3Q`^UQN QUZ_OT^gZWQZ% 6NQZ_[ _UZP 
NQU BQ_`Ma^MZ`_# PUQ `QUXcQU_Q UZ 3Q`^UQN cM^QZ# PUQ QRRQW`UbQZ 6UZNa__QZ _OTcUQ^US ea Q^TQNQZ% 6_ 
RXi__QZ eaPQY fNQ^N^jOWaZS_$ aZP =U]aUPU`g`_TUXRQZ# PUQ QNQZRMXX_ _`MM`XUOT Ma_SQ^UOT`Q` ca^PQZ%

U

2XZ$ - 6UZYKP_LQO[UO JMQ ]QXZYKPINZSQKPMU ?VZSIOMU

GU^ XQTZQZ 2^`% - MN%

5UQ <[ZeQ\`U[Z QUZQ^ 9g^`QRMXX^QSQXaZS Rj^ FQ^YUQ`Q^ bQ^YMS PUQ EZMa_SQc[SQZTQU` PQ^ SQ_MY`QZ 
F[^XMSQ ZUOT` cQ``eaYMOTQZ $ UY 8QSQZ`QUX% 5UQ 2N_UOT`# PUQ YU` ,&! >UQ`Q^XM__ T[TQ 3QXM_`aZS 

b[Z FQ^YUQ`Q^Z cQ``eaYMOTQZ aZP ZMYQZ`XUOT VQZQ# PUQ YU` <[_`QZYUQ`Q M^NQU`QZ# ea QZ`XM_`QZ# U_` 

eaY COTQU`Q^Z bQ^a^`QUX`% 6UZ 9g^`QRMXXR[ZP_# cQXOTQ^ YU` (& >UXXU[ZQZ 7^MZWQZ SQgaRZQ` cj^PQ# bQ^$

YMS PUQ ea Q^cM^`QZPQZ 2a_RgXXQ ZUOT` ea PQOWQZ% :Y IaSQ PQ^ 4@F:5$'/ 3QcgX`USaZS cj^PQZ TUQ^ 

eaPQY >U``QX QUZSQ_`QXX`# cQXOTQ PUQ Rj^ PQZ_QXNQZ IcQOW NQ^QU`SQ_`QXX`QZ aZP RXUQ__QZPQZ =U]aUPU$

`g`_TUXRQZ lW[ZWa^^QZeUQ^QZm%

2XZ$ '' BMNMXMUL[T [UL :URXINZZXMZMU

GU^ XQTZQZ 2^`% '' 2N_% ( MN%

5UQ 8QX`aZS_PMaQ^ PQ_ 8Q_Q`eQ_ U_` MaR )'% 5QeQYNQ^ (&(& ea NQ_OT^gZWQZ% 5UQ UZ 2^`% '' 2N_% ( 

b[^SQ_OTXMSQZQ 8QX`aZS_PMaQ^ NU_ 6ZPQ 5QeQYNQ^ (&(( U_` jNQ^e[SQZ% CUQ bQ^YU``QX`# PM__ XMZS$

cUQ^USQ BQOT`_bQ^RMT^QZ UZ <MaR SQZ[YYQZ cQ^PQZ% 7Q^ZQ^ U_` PM_ b[^XUQSQZPQ 8Q_Q`e lRj^ PUQ 

5MaQ^ PQ^ b[Y 3aZP bQ^[^PTQ`QZ COTXUQ__aZSm Ma_SQXQS`% :Y YiSXUOTQZ 7MXXQ QUZQ_ ecQU`QZ =[OW$ 

P[cZ_ UZ PQZ ;MT^QZ (&(' [PQ^ (&((# YU` MZPQ^_ SQM^`Q`QZ F[^_OT^UR`QZ aZP 2a_cU^WaZSQZ# 

Yj__`Q PUQ =MSQ VQP[OT eaZgOT_` ZQa NQa^`QUX` cQ^PQZ% 6_ Ya__ PQ_TMXN Ma_SQ_OTX[__QZ cQ^PQZ# 

PM__ PQ^ b[^XUQSQZPQ 8Q_Q`eQ_b[^_OTXMS Ma`[YM`U_OT MaOT Rj^ QUZQZ ecQU`QZ =[OWP[cZ 8jX`USWQU` 

Q^TUQX`Q% 5UQ_ U_` Qd\XUeU` RQ_`eaTMX`QZ%

5UQ 8QX`aZS_R^U_` NU_ )'% 5QeQYNQ^ (&(( U_` MaOT Ma_ PUQ_QY 8^aZP aY ecQU ;MT^Q ea bQ^Wj^eQZ%

:E$ G[YITTMUNIYY[UO

;QPQ^ ea_g`eXUOTQ _`MM`XUOTQ 6UZS^URR UZ PUQ \^UbM`^QOT`XUOTQZ >UQ`bQ^TgX`ZU__Q _OTMRR` UM[M DUOM#

XMKPZQORMQZMU$ =MZScUQ^USQ 8Q^UOT`_bQ^RMT^QZ cQ^PQZ PMYU` ZUOT` bQ^TUZPQ^`# _[ZPQ^Z UZ bUQXQZ 7gX$

XQZ c[TX QTQ^ NQRi^PQ^`# a% M% cQUX eMTX^QUOTQ%6UZeQXRgXXQ YU` PQY F[^_OTXMS ZUOT` SQ^QSQX` cQ^PQZ 

WiZZ`QZ% >UQ`bQ^TgX`ZU__Q _UZP WXQ\IZXMKPZSQKPM EMXZXIOY\MXP_SZUQYYM$

+%,



:>>@7@?5C
YVSQL QU\MYZQMXZ # YMQZ '/++

>UQ`bQ^`^gSQ _UZP MaOT UZ PUQ_Q^ <^U_QZ_U`aM`U[Z SjX`US aZP NUXPQZ PUQ 3M_U_ Rj^ FQ^TMZPXaZSQZ PQ^ 
FQ^`^MS_\M^`QUQZ# aY UZ PUQ_Q^ Ma__Q^[^PQZ`XUOTQZ =MSQ RMU^Q aZP Rj^ NQUPQ CQU`QZ MWeQ\`MNXQ <[Y$
\^[YU__Q ea RUZPQZ% EZegTXUSQ _[XOTQ^ FQ^QUZNM^aZSQZ ca^PQZ NQ^QU`_ MNSQ_OTX[__QZ%

5UQ_Q^ PUQ FQ^`^MS_Ma`[Z[YUQ ^Q_\QW`UQ^QZPQ GQS TM` A^U[^U`g` aZP _[XX ZUOT` `[^\QPUQ^` cQ^PQZ%
6UZ _`MM`XUOTQ^ 6UZS^URR _`QXX` 8Q_\^gOTQ aZP FQ^TMZPXaZSQZ ecU_OTQZ >UQ`$ aZP AMOT`\M^`QUQZ UZ 
7^MSQ# SQRgT^PQ` PUQ_Q aZP cU^P QUZQ FUQXeMTX b[Z \^UbM`QZ =i_aZSQZ bQ^TUZPQ^Z%

6UZ MXXRgXXUSQ^ _`MM`XUOTQ^ 6UZS^URR UZ QUZ \^UbM`^QOT`XUOTQ_ FQ^`^MS_bQ^TgX`ZU_ Ya__ bQ^TgX`ZU_$
Yg__US aZP MaR VQZQ >UQ`Q^UZZQZ aZP >UQ`Q^ NQ_OT^gZW` _QUZ# cQXOTQ ea^ fNQ^N^jOWaZS PQ^ W^U_QZ$

NQPUZS`QZ 2a_RgXXQ MY QTQ_`QZ MaR EZ`Q^_`j`eaZS MZSQcUQ_QZ _UZP% 6_ _UZP PUQ_ PUQ WXQUZQ^QZ EZ$
`Q^ZQTYQZ% 5UQ b[^SQ_OTXMSQZQ =i_aZS U_` aZbQ^TgX`ZU_Yg__US# aZMa_SQc[SQZ aZP NUQ`Q` ZUOT` 
^QOT`eQU`US BQOT`__UOTQ^TQU`%

5Q^ F[^QZ`ca^R Xg__` PUQ aZ`Q^_OTUQPXUOTQZ cU^`_OTMR`XUOTQZ 2a_cU^WaZSQZ PQ^ b[^jNQ^SQTQZ$
PQZ 8Q_OTgR`__OTXUQ__aZSQZ MaR PUQ bQ^_OTUQPQZQZ 3Q`^UQNQ Ma__Q^ 2OT` aZP cU^R` _OTcUQ^USQ 2N$
S^QZeaZS_R^MSQZ MaR%

5M_ Pa^OT PQZ 3aZP UZ 2aR`^MS SQSQNQZQ >[ZU`[^UZS XUQS` Z[OT XMZSQ ZUOT` b[^ aZP WMZZ _[YU` 
ZUOT` MX_ Zi`USQ 5M`QZS^aZPXMSQ ea^ <[ZeQ\`U[Z PQ^ EY_Q`eaZS bQ^cQZPQ` cQ^PQZ% 3Q^QU`_ 
b[^XUQSQZPQ 6^TQNaZSQZ PQ^ :YY[NUXUQZN^MZOTQ Q^cgTZ` PQ^ 3aZPQ_^M` UY 3Q^UOT` ea^ FQ^ZQTY$
XM__aZS ZUOT`% 5UQ_ U_` _`[__QZP%

5UQ 6^TQNaZSQZ PQ^ 3^MZOTQ aZP _\QeURU_OT PQ_ F:C eQUS`QZ NQ^QU`_ 6ZPQ >MU0 :Z ecQU 5^U``QXZ MXXQ^ 
8Q_OTgR`_YUQ`bQ^TgX`ZU__Q PQ^ >U`SXUQPQ^ PQ_ F:C ca^PQZ NQ^QU`_ \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ =i_aZSQZ ecU$
_OTQZ >UQ`Q^Z aZP FQ^YUQ`Q^Z SQRaZPQZ%

5UQ UZ PUbQ^_QZ <MZ`[ZQZ SQ`^[RRQZQZ =i_aZSQZ _`QTQZ UY GUPQ^_\^aOT ea QUZQ^ 3aZPQ_Xi$

_aZS

7j^ PQZ MXXRgXXUSQZ 6UZS^URR UZ PUQ \^UbM`^QOT`XUOTQZ >UQ`bQ^TgX`ZU__Q TM` PQ^ 3aZP WQUZQ `MaSXUOTQ 
FQ^RM__aZS_S^aZPXMSQ% 5UQ 3Q^aRaZS MaR 2^`% '&& 3F U_` ZUOT` bQ^`^Q`NM^%

5UQ ^jOWcU^WQZPQ :ZW^MR`_Q`eaZS PQ_ 8Q_Q`eQ_ U_` ^QOT`XUOT aZTMX`NM^

GU^ XQTZQZ PM_ 3aZPQ_SQ_Q`e MN% 6_ U_` ZUOT` eUQXRjT^QZP# Q_ NQTUZPQ^` \^UbM`^QOT`XUOTQ =i$
_aZSQZ aZP _`QXX` QUZQ W^M__Q 3QZMOT`QUXUSaZS PQ^ :YY[NUXUQZQUSQZ`jYQ^ aZP FQ^YUQ`Q^ 
PM^%

7j^ MXXRgXXUSQ 7^MSQZ _`QTQZ cU^ SQ^ZQ ea^ FQ^RjSaZS%

,%,
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@N^VhQUNZ^JR - 

/''( Ih[RLQ

RW_N\]R\P[X^Y&LXV

Ih[RLQ$ *& 3^P^\] )')'

AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU YVO /VPGHTJHTHUY ]EHS GHP 9LHU" VPG GHP <DFKUYLPT X[KSHPG 

/HUSLHETTFKNLHTTVPJHP VPG 2LPTFKS[PMVPJHP YVS /HM[ORIVPJ GHT 0QSQPDWLSVT 0QWLG"%, 

!0QWLG"%,"4HTFK[IUTOLHUHJHTHUY 

DNQ[ PNNQ[]N[ :N[[ 4^WMN\[J] BJ[VNURW 

DNQ[ PNNQ[]N[ :N[[ E\LQR[[NW 

DNQ[ PNNQ[]N[ :N[[ 3U_J[Nb 

DNQ[ PNNQ[]N 6JVNW ^WM :N[[NW

6RN (00+ PNP[hWMN]N ;W_N\]R\%9[^YYN R\] NRWN OhQ[NWMN ;VVXKRURNWPN\NUU\LQJO] RW MN[ 9NWON[\NN[NPRXW 

^WM NRW \LQ`NRb`NR] XYN[RN[NWMN[ 3WKRN]N[ RV 4N[NRLQ CNJU 7\]J]N DN[_RLN\& 6J\ FW]N[WNQVNW R\] RW 

MNW KeRMNW 9N\LQdO]\KN[NRLQNW B[XYN[]RN\ ^WM CNJU 7\]J]N DN[_RLN\ ]d]RP& 6J\ BX[]OXURX KN\]NQ] OJ\] 

J^\\LQURN\\URLQ J^\ HXQWURNPNW\LQJO]NW RW MN[ 9NWON[\NN[NPRXW VR] ?RN]`XQW^WPNW RV VR]]UN[NW 

B[NR\\NPVNW]& 7\ `^[MN YN[ *(& 6NbNVKN[ )'(0 VR] 5:7 ($+*/ ?RUURXWNW KN`N[]N]& 6^[LQ MNW 

9N\LQdO]\KN[NRLQ CNJU 7\]J]N DN[_RLN\ `N[MNW ;VVXKRURNWMRNW\]UNR\]^WPNW \LQ`NRb`NR] ^W]N[ 

KNTJWW]NW ?J[TNW JWPNKX]NW&

6RN ;W_N\]R\ :XUMRWP 39 KNMJWT] \RLQ Oh[ MRN 9NUNPNWQNR] b^[ D]NUU^WPWJQVN b^V GX[NW]`^[O MN\ 

XKPNWJWW]NW 4^QMN\PN\N]bN\ k5X_RM%(0%9N\LQdO]\VRN]NPN\N]bl&

6RN ;W_N\]R\ :XUMRWP 39 NWPJPRN[] \RLQ \NR] 4NPRWW MN[ 5X[XWJ%=[R\N Oh[ NRW VJ[T]PN[NLQ]N\$ OJR[N\ ^WM 

Oh[ :d[]NOdUUN ^WM KN\XWMN[\ KNNRW][dLQ]RP]N FW]N[WNQVNW \JLQPN[NLQ]N\ ^WM Y[JT]RTJKUN\ =XWbNY] 

Oh[ KN][XOONWN 9N\LQdO]\VRN]_N[QdU]WR\\N& 6J\ J^OP[^WM MN[ 4N\LQUh\\N MN\ @J]RXWJU[J]N\ _XV +& <^WR 

)')' ^WM MN\ D]dWMN[J]N\ _XV /& <^WR )')' J^\PNJ[KNR]N]N k4^WMN\PN\N]b hKN[ MNW ?RN]% ^WM MNW 

BJLQ]bRW\ `dQ[NWM 4N][RNK\\LQURN\\^WPNW ^WM 7RW\LQ[dWT^WPNW b^[ 4NTdVYO^WP MN\ 5X[XWJ_R[^\ 

!5X_RM%(0"l `RMN[\Y[RLQ] MRN\NV IRNU WRLQ] W^[$ \XWMN[W KNQRWMN[] RW ^WbdQURPNW 8dUUNW Ph]URLQN ^WM 

YJ[]WN[\LQJO]URLQN 7RWRP^WPNW MN[ KN][XOONWNW ?RN]YJ[]NRNW&



1HP WQSNLHJHPGHP 2PUXVSI GHT `0QWLG"%,"4HTFK[IUTOLHUHJHTHUYHTa NHKPHP XLS GDKHS GHYLGLHSU DE#

HR[ UNPNW ;QWNW WJLQOXUPNWM ^W\N[N cKN[UNP^WPNW MJ[&

6# .NNJHOHLPH /HOHSMVPJHP

1LH 6PWHTULT 5QNGLPJ .4 NHKPU GHP AQSHPUXVSI YVO /VPGHTJHTHUY DE#

6RN\N[ R\] VPWHSK[NUPLTO[TTLJ ^WM WHSIDTTVPJTXLGSLJ! N[ [RLQ]N] WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP >FKDGHP JW$ 

\]J]] @^]bNW b^ \]RO]NW2 \LQJOO] b^\d]bURLQN =HFKUTVPTLFKHSKHLU ^WM `h[MN NRW XLNNM]SNLFK TXWbRYRN[]N\ 

7W]NRPW^WP\TXWbNY] PN\N]bURLQ _N[JWTN[W$ `NULQN\ ^W_N[\]dWMURLQN[`NR\N J^\\LQURN\\URLQ MRN 

GN[VRN]N[ ][dON& 6J\ 9N\N]b WHSKLPGHSU RW _RNUNW 8dUUNW Ph]URLQN&^WM RDSUPHSTFKDIUNLFKH 2LPLJVPJHP ^WM 

N\ \LQJOO] NRWN HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP AHSOLHUHSP VPG 9LHUHSP#

3^LQ MRN 6[RWPURLQN[TUd[^WP ^WM NRWN [hLT`R[TNWMN ;WT[JO]\N]b^WP _N[VfPNW MRN EJ]\JLQN WRLQ] b^ 

TX[[RPRN[NW$ MJ\\ NRWN >f\^WP YV TR[U TXVV]&

3^\ MNV RW 3[]RTNU , MN[ 4^WMN\_N[OJ\\^WP !4G" _N[JWTN[]NW CNLQ]\\]JJ]\Y[RWbRY `R[M ^W]N[ JWMN[NV 

MJ\ 9NKX] MN[ CNLQ]\\RLQN[QNR] JKPNUNR]N]& B[R_J]N \XUUNW \RLQ KNR RQ[NV :JWMNUW J^O MJ\ PNU]NWMN 

CNLQ] _N[UJ\\NW TfWWNW& ?R] MNV [hLT`R[TNWM RW =[JO] PN\N]b]NW k5X_RM%(0%9N\LQdO]\VRN]PN\N]bl 

`h[MN NRWN MRN GN[VRN]N[\NR]N KNUJ\]NWMN$ NLQ]N ChLT`R[T^WP ON\]PNUNP] ^WM MJVR] MJ\ 4HEQU GHS 

=HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUYU#

6RN 4^WMN\_N[OJ\\^WP PJ[JW]RN[] RW 3[]RTNU )- MJ\ 7RPNW]^V ^WM RW 3[]RTNU ). MRN HR[]\LQJO]\O[NRQNR]& 

?R] MNV k5X_RM%(0%9N\LQdO]\VRN]NPN\N]bl `h[MNW MRN\N KNRMNW WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHX[KSNHLTUHUHP 4SVPGSHFKUH WHSNHUYU#

6J\ _X[PN\LQUJPNWN 4^WMN\PN\N]b R\] PLFKU WHSK[NUPLTO[TTLJ# 7\ `h[MN b^ NRWN[ ^WPN[NLQ]ON[]RP]NW$ 

PNWN[NUUNW DLQUNLQ]N[\]NUU^WP _XW GN[VRN]N[W OhQ[NW ^WM Qd]]N NRWN `RUUTh[URLQN 7W]UJ\]^WP _XW 

?RN]N[W b^[ 8XUPN$ XQWN MN[NW `R[]\LQJO]URLQN 4N][XOONWQNR] b^ KN[hLT\RLQ]RPNW&

6RN DLQ`NRb `d[N MJ\ NRWbRPN >JWM$ `NULQN\ MN[J[] `RUUTh[URLQ RW MJ\ GN[][JP\[NLQ] NRWP[ROON& ;V 

`RLQ]RPNW RW]N[WJ]RXWJUNW >UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 6PWHTULULQPHP VPG 6PWHTUQSHP `h[MN MRN\N\ 

\NUK\]RWM^bRN[]N YXUR]R\LQN CR\RTX TUJ[ b^ NRWNV SHNDULWHP BHUUEHXHSETPDFKUHLN OhQ[NW& 6J\ R\] 

^WKNMRWP] b^ _N[VNRMNW&

6RN J^O VRWMN\]NW\ NRWN QJUKN ?RUURJ[MN 8[JWTNW PN\LQd]b]N ORWJWbRNUUN 8DTU X]SGH XHLUJHKHPG GHP 

AHSOLHUHSP DVIJHE]SGHU! ^WJKQdWPRP _XW RQ[N[ ORWJWbRNUUNW DR]^J]RXW&

6RN 3WbJQU MN[ KN][XOONWNW 9N\LQdO]\VRN]N[RWWNW ^WM %VRN]N[$ Oh[ `NULQN WXLQ TNRWN 

YJ[]WN[\LQJO]URLQNW >f\^WPNW _X[URNPNW$ R\] _fUURP  ^WTUJ[& 6RN GN[`JU]^WP `RUU \RLQ J^O NRW NRPNWN\ 

?XWR]X[RWP \]h]bNW& 6RN\N\ `R[M WRLQ] _X[ AT]XKN[ )')' _X[URNPNW2 MRN 7[PNKWR\\N \]NQNW MJQN[ Oh[ MRN 

4X]\LQJO] JW MJ\ BJ[UJVNW] _N[V^]URLQ WXLQ WRLQ] b^[ GN[OhP^WP& 6JVR] KUNRK] MJ\ VR] MNV 

9N\N]bN\NW]`^[O _X[PN\LQUJPNWN =XWbNY] NRW `NR]PNQNWM DVI XLNNM]SNLFKHP >FK[UYVPJHP VPG 

.PPDKOHP EDTLHSHPGHT 7QPTUSVMU# 6J\ R\] WRLQ] JTbNY]JKNU&

>HLUH & WQP +



6RN 1HILPLULQP O\JNLFKHS 5[SUHI[NNH J^O GN[VRN]N[\NR]N `h[MN MNV 4^WMN\JV] Oh[ HXQW^WP\`N\NW 

!4HA" XKURNPNW$ MJ\ MJb^ VR] `NR][NRLQNWMNW 7W]\LQNRMTXVYN]NWbNW J^\PN\]J]]N] `h[MN&

6N[ 4^WMN\[J] QdU] RV N[Ud^]N[WMNW 4N[RLQ] J^O DNR]N - b^][NOONWM ON\]$ MJ\\ MRN DLQURN\\^WP ^WM MRN 

7RW\LQ[dWT^WP NRWN\ 4N][RNK\ J^OP[^WM _XW KNQf[MURLQNW ?J\\WJQVNW RWOXUPN MN[ 5AG;6%(0% 

BJWMNVRN PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS URNPNW& Hh[MN NRWNV 

ENRU MN[ ?RN]N[RWWNW ^WM ?RN]N[ [hLT`R[TNWM YN[ (.& ?d[b )')' NRW PN\N]bURLQN[ 3W\Y[^LQ J^O 

?RN]bRW\QN[JK\N]b^WP NRWPN[d^V]$ `h[MN SNMXLQ ][X]bMNV CNLQ] PN\LQJOONW$ J^O MJ\ \RLQ RW MN[ B[JaR\ 

J^LQ ?RN]N[RWWNW ^WM ?RN]N[ KN[^ONW `N[MNW$ MRN _XW MN[ _X[PN\NQNWNW CNPNU^WP J^OP[^WM MN[ 

?RN]bRW\QfQN !hKN[ R\ fXX Kb`& )' XXX 8[JWTNW" JW \RLQ WRLQ] Y[XOR]RN[NW TfWW]NW&

66# AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH

4NRV ?RN][NLQ] QJWMNU] N\ \RLQ ^V IR_RU[NLQ]& 6NV 4^WM TXVV] PNVd\\ 3[]RTNU ('0 4G W^[ MRN 

=XVYN]NWb b^$ GX[\LQ[RO]NW PNPNW ?R\\K[d^LQN RV ?RN]`N\NW \X`RN hKN[ MRN 

3UUPNVNRW_N[KRWMURLQN[TUd[^WP _XW CJQVNWVRN]_N[][dPNW b^ N[UJ\\NW& 6N[ _XV _X[PN\LQUJPNWNW 

k5X_RM%(0%9N\LQdO]\VRN]NPN\N]bl KN][XOONWN 9NPNW\]JWM PNQf[] TUJ[ WRLQ] MJb^&

6N[ GN[\^LQ$ MJ\ _X[PN\LQUJPNWN 9N\N]b J^O 3[]RTNU %$$ 4G JKb^\]h]bNW$ R\] VPUDVJNLFK# 6NWW PNVd\\ 

MRN\N[ GN[OJ\\^WP\KN\]RVV^WP b^[ =XWS^WT]^[YXUR]RT Vh\\]NW ^&J& MRN 9[^WM\d]bN MN[ 

HR[]\LQJO]\O[NRQNR]$ MN[ HN]]KN`N[K\WN^][JUR]d] ^WM MN[ 9UNRLQKNQJWMU^WP _XW =XWT^[[NW]NW 

PN`dQ[UNR\]N] \NRW& 6J\ TJWW VR] MRN\N[ GX[UJPN VR]WRLQ]NW PN`dQ[UNR\]N] `N[MNW& 7RW J^O MRN\N[ 

GN[OJ\\^WP\WX[V KN[^QNWMN\ 4^WMN\PN\N]b `R[M MRN\N 9[^WM\d]bN RV 9NPNW]NRU _N[UN]bNW& 3WMN[\ JU\ 

MN[ 4^WMN\[J] KN][JLQ]NW `R[ NRW .ETUHNNHP DVI .SULMHN %$$ /A WRLQ] JU\ k_N[][N]KJ[l$ \XWMN[W JU\ 

QIIHPMVPGLJ IDNTFK#

666# >UHNNVPJPDKOH YV HLPYHNPHP /HTULOOVPJHP 

.SU# & 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# & LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

6RN CNPNU^WP \XUU TX[[RPRN[] `N[MNW$ ^V WRLQ] Oh[ MJ\ NRWbNUWN ?RN]XKSNT]$ \XWMN[W Oh[ MNW ?RN]_N[][JP 

b^ PNU]NW& @^[ \X TJWW J^\PN\LQUX\\NW `N[MNW$ MJ\\ Oh[ NRWN GRNUbJQU _XW ?RN]XKSNT]NW RW NRWN[ XMN[ 

VNQ[N[NW >RNPNW\LQJO]NW SN NRW 7[UJ\\ KNJW][JP] ^WM MRN AKN[P[NWbN _XW 5:8 #! !!! VNQ[OJLQ 

hKN[\LQ[R]]NW `h[MN&

;W MNW 7[Ud^]N[^WPNW `R[M J^\PNOhQ[]$ MJ\\ kVR] MNV :RW`NR\ J^O 9N\LQdO]\[d^VNl _N[MN^]URLQ] `R[M$ 

kMJ\\ MN[ ?XWJ]\bRW\ Y[X ?RN]% XMN[ BJLQ]XKSNT] ^WM WRLQ] MJ\ GN[][JP\_XU^VNW PNVNRW] R\]& HN[MNW 

RW NRWNV NRWbNUWNW GN[][JP VNQ[N[N NRPNW\]dWMRPN ?RN]% XMN[ BJLQ]\JLQNW b^\JVVNWPNOJ\\]$ \X PRU] 

MJ\ 9N\N]b Oh[ SNMN\ MRN\N[ AKSNT]N$ Oh[ MJ\ NRW ?RN]% XMN[ BJLQ]bRW\ _XW QfLQ\]NW\ #! !!! 8[JWTNW 

PRU]$ \NUK\] MJWW$ `NWW MRN VXWJ]URLQN 9N\JV]\^VVN MJ[hKN[ URNP]l& 6RN\ R\] b^ TX[[RPRN[NW % b^VJU 

MRN\ MNV hKN[PNX[MWN]NW OX[V^URN[]NW IRNU `RMN[\Y[RLQ]1 k6RN AKN[P[NWbN `^[MN KN`^\\] NRWPNOhQ[]$ 

^V TUNRWN ^WM VR]]UN[N FW]N[WNQVNW b^ \LQh]bNWl&

>HLUH ' WQP +



.SU# & LTU GHTKDNE VOYVIQSOVNLHSHP- k6RN\N\ 9N\N]b PRU] I]S 9LHU" VPG <DFKUWHSUS[JH! WJVNW]URLQ MN[ 

OXUPNWMNW fOONW]URLQ b^PdWPURLQNW 7RW[RLQ]^WPNW ^WM 4N][RNKN$ \XON[W MN[ ?RN]% XMN[ MN[ BJLQ]bRW\ Oh[ 

MRN ?RN]% XMN[ MRN BJLQ]\JLQN VXWJ]URLQ VJaRVJU #! !!! 8[JWTNW KN][dP]l&

.SU# ' .VTPDKOHP WQO 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# ' LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

.SU# ' .ET# % /TU# D WRVV] KN\]NQNWMN 7RWRP^WPNW [RLQ]RPN[`NR\N _XW MN[ PN\N]bURLQNW CNPNU^WP J^\& 7\ 

R\] JKN[ WRLQ] JTbNY]JKNU$ `NWW NRWbRP ?RN]bRW\[NM^T]RXWNW RQ[N 9hU]RPTNR] KNQJU]NW& 3^LQ 7RWRP^WPNW$ 

`NULQN kKNR\YRNU\`NR\N D]^WM^WP\% XMN[ CJ]NWbJQU^WP\JK[NMNWl ^VOJ\\NW$ \RWM PhU]RPN 3KVJLQ^WPNW 

^WM Vh\\NW _XV 9NU]^WP\KN[NRLQ J^\PNWXVVNW `N[MNW& 3^LQ \XULQN GN[NRWKJ[^WPNW \]NUUNW kNRWN 

J^\M[hLTURLQN 7RWRP^WP MN[ GN[][JP\YJ[]NRNWl MJ[& &

.SU# ' .ET# % /TU# E

7\ V^\\ MNORWRN[] `N[MNW$ b^ `NULQNV INR]Y^WT] NRW [NLQ]\T[dO]RPN[ 9N[RLQ]\NW]\LQNRM _X[b^URNPNW QJ]$ 

MJVR] NRW ?RN]_N[QdU]WR\ _XV 9NU]^WP\KN[NRLQ MN\ 9N\N]bN\ J^\PNWXVVNW `R[M& 6RN GX[PJKN$ `XWJLQ 

MJ\ 9N\N]b KNR UJ^ONWMNW 9N[RLQ]\_N[OJQ[NW [hLT`R[TNWM b^[ 3W`NWM^WP TXVV]$ `R[M NRWN P[X\\N IJQU 

_XW 9N[RLQ]\OdUUNW J^\Uf\NW XMN[ KNPhW\]RPNW % \]J]] \RN b^ _N[QRWMN[W& 6RN [hLT`R[TNWMN 3W`NWM^WP 

`R[M MRN ENWMNWb b^V 3K`J[]NW _N[\]d[TNW$ \]J]] `RN M[RWPNWM Wf]RP MNW :JWMU^WP\M[^LT ^WM 

NW]\Y[NLQNWMN 7RWRP^WPNW b^ KNOf[MN[W&

.SU# ' .ET# &

6RN ;W_N\]R\ :XUMRWP 39 UNQW] NRWN CNPNU^WP Oh[ ?RN]_N[QdU]WR\\N VR] ?RN]bRW\NW b`R\LQNW R\ XXX ^WM 

)'#''' 8[JWTNW JK& 6RN 6NORWR]RXW NRWN\ 4N[NRLQ\$ RWWN[QJUK MN\\NW MRN ?RN]_N[][JP\YJ[]NRNW NRW\NR]RP 

J^O MRN 3W`NWM^WP MN\ 9N\N]bN\ _N[bRLQ]NW TfWWNW$ N[\LQNRW] KNURNKRP ^WM R\] `RUUTh[URLQ \X`RN WRLQ] 

Y[JT]RTJKNU&

.SU# ( 9DTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

.NT ODTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT LTU LP .SU# ( .ET# % GHS /SVUUQOLHUYLPT EYX# GHS 

/SVUUQRDFKUYLPT YV EHYHLFKPHP#

.SU# ( .ET# & VPG .ET# ' TLPG RS[YLTHS YV IQSOVNLHSHP#

.SU# ( .ET# %

GX[ MN[ 4N\LQU^\\OJ\\^WP hKN[ MRN ?X]RXWNW #! $%&" ^WM #! $%'! `J[ RW MN[ YJ[UJVNW]J[R\LQNW 

6R\T^\\RXW VNQ[QNR]URLQ ^WMROON[NWbRN[] _XW MN[ k?RN]Nl Kb`& MNV k?RN]bRW\l MRN CNMN& DXON[W MRN\N 

4NP[ROON Y[dbR\N[ PNOJ\\] `^[MNW$ `J[ VNR\]NW\ MN[ 4[^]]XVRN]bRW\ PNVNRW]& 6RN\ `J[ KNR\YRNU\`NR\N 

KNR MN[ _XV D]dWMN[J] P^]PNQNR\\NWNW ?X]RXW #! $"'" MN[ H3=%DC MN[ 8JUU$ NKNW\X KNRV 4N\LQU^\\ 

MN\ D]dWMN[J]N\ _XV '& ?JR #!#! hKN[ MRN JKPNdWMN[]N ?X]RXW #! $"%# MN[ H3=%@C&

>HLUH ( WQP +



.SU# ( .ET# & VPG '

4NR MNW KN][XOONWNW ?RN]_N[QdU]WR\\NW `R[M N\ [NUJ]R_ _RNUN GN[][dPN VR] FV\J]bVRN]NW PNKNW& 3^LQ 

GN[][dPN VR] PNVR\LQ]NW @^]b^WPNW$ MRN _XW MN[ 5X_RM%"(%BJWMNVRN ^W]N[\LQRNMURLQ KN][XOONW `J[NW$ 

\RWM bJQU[NRLQ& 4NRMN DJLQ_N[QJU]N `h[MNW VR] MN[ _X[PN\LQUJPNWNW CNPNU^WP ^WPNWhPNWM ^WM ^WTUJ[ 

JKPNMNLT]&

.SU# ) 4HTFKVNGHUHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

BLS NHKPHP .SU# ) DE#

DdV]URLQN KN][XOONWNW GN[VRN]N[ `h[MNW _XW 9N\N]bN\ `NPNW b^V GN[bRLQ] J^O 'X! RQ[N\ 

8X[MN[^WP\JW\Y[^LQN\ J^O _N[][JPURLQ _N[NRWKJ[]N ?RN]% XMN[ BJLQ]bRW\N PNb`^WPNW& 3WMN[N[\NR]\ 

`h[MNW \dV]URLQN _XW MN[ GX[UJPN N[OJ\\]NW ?RN]N[ ^WPNJLQ]N] MN[ ]J]\dLQURLQNW `R[]\LQJO]URLQNW 

3^\`R[T^WPNW J^O RQ[ FW]N[WNQVNW RV PUNRLQNW FVOJWP NW]UJ\]N]& 6RN\N BJ^\LQJURN[^WP VJP NRWOJLQ 

\NRW$ R\] JKN[ `RUUTh[URLQ$ ^WJ^\PN`XPNW ^WM ^WPN[NLQ]&

GN[VRN]N[ Vh\\]NW$ ^V PNVd\\ 3[]RTNU . RW MNW 9NW^\\ _XW :d[]NOJUU%9NUMN[ b^ TXVVNW$ RQ[N @X]UJPN 

VR] NRWN[ PJWbNW CNRQN _XW FW]N[UJPNW$ !k?RN]% XMN[ BJLQ]_N[][JP$ =X[[N\YXWMNWb$ `NR]N[N 

6XT^VNW]Nl" KN`NR\NW& 6RN\ RWTU^\R_N MN[ 3^OUJPN$ MJ\\ MJ\ k4HA b^\d]bURLQN 3WOX[MN[^WPNW Oh[ MJ\ 

GX[URNPNW NRWN[ `R[]\LQJO]URLQNW @X]UJPNl ON\]UNPNW TJWW& DNR]NW\ MN[ ?RN]N[ `h[MN VR]]NU\ NRWN\ 

\RVYUNW 3^O]NRU^WP\\LQUh\\NU K[NR] hKN[ NRWN GRNUbJQU _XW FW]N[WNQVNW CNLQ] PN\Y[XLQNW % XQWN 

MN[NW 4N][XOONWQNR] hKN[QJ^Y] WdQN[ b^ hKN[Y[hONW& 6RN\ R\] WRLQ] JTbNY]JKNU&

.SU# * 4HTVPGKHLUTHLPSLFKUVPJHP

BLS NHKPHP .SU# * DE#

7\ R\] WRLQ] bRNUOhQ[NWM$ PN`R\\N FW]N[WNQVNW$ `NULQN kW^[l NRWN 7RW\LQ[dWT^WP MN\ 4N][RNK\ 

N[OJQ[NW QJKNW$ NKNWOJUU\ _XV 4^WMN\PN\N]b Y[XOR]RN[NW b^ UJ\\NW& ?R] MN[ 3W`NWM^WP J^O \dV]URLQN 

9N\^WMQNR]\NRW[RLQ]^WPNW UJ^] 5AG;6%"(%GN[X[MW^WP # `R[M NRWN[\NR]\ NRWN ^WPN[NLQ]ON[]RP]N 

BJ^\LQJURN[^WP _X[PNWXVVNW& 3WMN[N[\NR]\ `N[MNW JWMN[N FW]N[WNQVNW J^\PN\LQUX\\NW& 3^LQ 

:X]NU\ `J[NW KNR\YRNU`NR\N RWMR[NT] KN][XOONW ^WM V^\\]NW RQ[NW 4N][RNK NRW\LQ[dWTNW& 7KNW\X \RWM 

KNR CN\]J^[JW]\$ MRN ]NRU`NR\N RW 4N][RNK `J[NW$ MRN NOONT]R_NW 7RWK^\\NW \LQ`RN[RP b^ N[QNKNW& 7\ 

OUf\\NW b^MNV cKN[K[hLT^WP\% ^WM >RZ^RMR]d]\QRUONW$ MRN NKNWOJUU\ \]JJ]URLQ J^\PN[RLQ]N] `^[MNW&

.SU# + 2PUTFK[GLJVPJ EHL XLSUTFKDIUNLFKHP :QUNDJHP

BLS NHKPHP .SU# + DE#

6RN =XWbNY]RXW NRWN[ :d[]NOJUU[NPNU^WP Oh[ GN[VRN]N[ _N[VJP MRN FWJ^\PN`XPNWQNR] MN[ PN\JV]NW 

GX[UJPN WRLQ] `N]]b^VJLQNW % RV 9NPNW]NRU& 6RN 3K\RLQ]$ MRN VR] -'! ?RN]N[UJ\\ QXQN 4NUJ\]^WP _XW 

GN[VRN]N[W `N]]b^VJLQNW ^WM WJVNW]URLQ SNWN$ MRN VR] =X\]NWVRN]N J[KNR]NW$ b^ NW]UJ\]NW$ R\] b^V

>HLUH ) WQP +



DLQNR]N[W _N[^[]NRU]& 7RW :d[]NOJUUOXWM\$ `NULQN[ VR] )' ?RUURXWNW 8[JWTNW PNd^OWN] `h[MN$ _N[VJP MRN 

b^ N[`J[]NWMNW 3^\OdUUN WRLQ] b^ MNLTNW& ;V I^PN MN[ 5AG;6%(0 4N`dU]RP^WP `h[MNW QRN[ b^MNV 

?R]]NU NRWPN\]NUU]$ `NULQN MRN Oh[ MNW\NUKNW I`NLT KN[NR]PN\]NUU]NW ^WM OURN\\NWMNW >RZ^RMR]d]\QRUONW 

kTXWT^[[NWbRN[NWl&

.SU# %% =HIHSHPGVO VPG 6PMSDIUUSHUHP

BLS NHKPHP .SU# %% .ET# & DE#

6RN 9NU]^WP\MJ^N[ MN\ 9N\N]bN\ R\] J^O *(& 6NbNVKN[ )')' b^ KN\LQ[dWTNW& 6RN RW 3[]& (( 3K\& ) 

_X[PN\LQUJPNWN 9NU]^WP\MJ^N[ KR\ 7WMN 6NbNVKN[ )')) R\] hKN[bXPNW& DRN _N[VR]]NU]$ MJ\\ UJWP`RN[RPN 

CNLQ]\_N[OJQ[NW RW =J^O PNWXVVNW `N[MNW& 8N[WN[ R\] MJ\ _X[URNPNWMN 9N\N]b kOh[ MRN 6J^N[ MN[ _XV 

4^WM _N[X[MWN]NW DLQURN\\^WPl J^\PNUNP]& ;V VfPURLQNW 8JUUN NRWN\ b`NR]NW >XLTMX`W\ RW MNW <JQ[NW 

)')( XMN[ )'))$ VR] JWMN[\ PNJ[]N]NW GX[\LQ[RO]NW ^WM 3^\`R[T^WPNW$ Vh\\]N MRN >JPN SNMXLQ 

b^WdLQ\] WN^ KN^[]NRU] `N[MNW& 7\ V^\\ MN\QJUK J^\PN\LQUX\\NW `N[MNW$ MJ\\ MN[ _X[URNPNWMN 

9N\N]bN\_X[\LQUJP J^]XVJ]R\LQ J^LQ Oh[ NRWNW b`NR]NW >XLTMX`W 9hU]RPTNR] N[QRNU]N& 6RN\ R\] NaYURbR] 

ON\]b^QJU]NW&

6RN 9NU]^WP\O[R\] KR\ *(& 6NbNVKN[ )')) R\] J^LQ J^\ MRN\NV 9[^WM ^V b`NR <JQ[N b^ _N[Th[bNW&

6A# CVTDOOHPIDTTVPJ

<NMN[ b^\d]bURLQN \]JJ]URLQN 7RWP[ROO RW MRN Y[R_J][NLQ]URLQNW ?RN]_N[QdU]WR\\N \LQJOO] PHVH 

@PJHSHFKULJMHLUHP# >JWP`RN[RPN 9N[RLQ]\_N[OJQ[NW `N[MNW MJVR] WRLQ] _N[QRWMN[]$ \XWMN[W RW _RNUNW 

8dUUNW `XQU NQN[ KNOf[MN[]$ ^& J& `NRU bJQU[NRLQN 7RWbNUOdUUN VR] MNV GX[\LQUJP WRLQ] PN[NPNU] `N[MNW 

TfWW]NW&

?RN]_N[QdU]WR\\N \RWM RSLWDUSHFKUNLFKHS AHSUSDJTWHSK[NUPLTTH# ?RN]_N[][dPN \RWM J^LQ RW MRN\N[ 

=[R\NW\R]^J]RXW PhU]RP ^WM KRUMNW MRN 4J\R\ Oh[ GN[QJWMU^WPNW MN[ GN[][JP\YJ[]NRNW$ ^V RW MRN\N[ 

J^\\N[X[MNW]URLQNW >JPN OJR[N ^WM Oh[ KNRMN DNR]NW JTbNY]JKUN =XVY[XVR\\N b^ ORWMNW& FWbdQURPN 

\XULQN[ GN[NRWKJ[^WPNW `^[MNW KN[NR]\ JKPN\LQUX\\NW& 6RN\N[ MRN GN[][JP\J^]XWXVRN [N\YNT]RN[NWMN 

HNP QJ] B[RX[R]d] ^WM \XUU WRLQ] ]X[YNMRN[] `N[MNW& 7RW \]JJ]URLQN[ 7RWP[ROO \]NUU] 9N\Y[dLQN ^WM 

GN[QJWMU^WPNW b`R\LQNW ?RN]% ^WM BJLQ]YJ[]NRNW RW 8[JPN$ PNOdQ[MN] MRN\N ^WM `R[M NRWN GRNUbJQU _XW 

Y[R_J]NW >f\^WPNW _N[QRWMN[W&

7RW JUUOdUURPN[ TUDDUNLFKHS 2LPJSLII LP HLP RSLWDUSHFKUNLFKHT AHSUSDJTWHSK[NUPLT OVTT WHSK[NUPLTO[TTLJ 

^WM J^O SNWN ?RN]N[RWWNW ^WM ?RN]N[ KN\LQ[dWT] \NRW$ `NULQN b^[ cKN[K[hLT^WP MN[ T[R\NWKNMRWP]NW 

3^\OdUUN JV NQN\]NW J^O FW]N[\]h]b^WP JWPN`RN\NW \RWM& 7\ \RWM MRN\ MRN TUNRWN[NW FW]N[WNQVNW& 6RN 

_X[PN\LQUJPNWN >f\^WP R\] ^W_N[QdU]WR\Vd\\RP$ ^WJ^\PN`XPNW ^WM KRN]N] WRLQ] [NLQ]bNR]RP 

CNLQ]\\RLQN[QNR]&

>HLUH * WQP +



6N[ GX[NW]`^[O Ud\\] MRN VPUHSTFKLHGNLFKHP XLSUTFKDIUNLFKHP .VTXLSMVPJHP MN[ _X[hKN[PNQNWMNW 

9N\LQdO]\\LQURN\\^WPNW J^O MRN _N[\LQRNMNWNW 4N][RNKN J^\\N[ 3LQ] ^WM `R[O] \LQ`RN[RPN 

3KP[NWb^WP\O[JPNW J^O&

6J\ M^[LQ MNW 4^WM RW 3^O][JP PNPNKNWN 9QPLUQSLPJ NLHJU PQFK NDPJH PLFKU WQS VPG MDPP TQOLU PLFKU 

DNT P\ULJH 1DUHPJSVPGNDJH YVS 7QPYHRULQP GHS @OTHUYVPJ WHSXHPGHU `N[MNW& 4N[NR]\ _X[URNPNWMN 

7[QNK^WPNW MN[ ;VVXKRURNWK[JWLQN N[`dQW] MN[ 4^WMN\[J] RV 4N[RLQ] b^[ GN[WNQVUJ\\^WP WRLQ]& 6RN\ 

R\] \]X\\NWM&

6RN 7[QNK^WPNW MN[ 4[JWLQN ^WM \YNbROR\LQ MN\ G;D bNRP]NW KN[NR]\ 7WMN ?JR1 ;W b`NR 6[R]]NUW JUUN[ 

9N\LQdO]\VRN]_N[QdU]WR\\N MN[ ?R]PURNMN[ MN\ G;D `^[MN KN[NR]\ YJ[]WN[\LQJO]URLQN >f\^WPNW b`R\LQNW 

?RN]N[W ^WM GN[VRN]N[W PNO^WMNW&

6RN RW MR_N[\NW 7DPUQPHP JHUSQIIHPHP 8\TVPJHP TUHKHP LO BLGHSTRSVFK YV HLPHS /VPGHTN\TVPJ#

8h[ MNW JUUOdUURPNW 7RWP[ROO RW MRN Y[R_J][NLQ]URLQNW ?RN]_N[QdU]WR\\N QJ] MN[ 4^WM TNRWN ]J^PURLQN 

AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH# 6RN 4N[^O^WP J^O 3[]& ('' 4G R\] PLFKU WHSUSHUEDS#

1LH S]FMXLSMHPGH 6PMSDIUTHUYVPJ GHT 4HTHUYHT LTU SHFKUNLFK VPKDNUEDS

BLS NHKPHP GDT /VPGHTJHTHUY DE#

2T LTU PLFKU YLHNI]KSHPG! HT EHKLPGHSU RSLWDUSHFKUNLFKH 8\TVPJHP VPG TUHNNU HLPH MSDTTH 

/HPDFKUHLNLJVPJ GHS 6OOQELNLHPHLJHPU]OHS VPG AHSOLHUHS GDS#

4NR JUUOdUURPNW 8[JPNW \]NQNW `R[ PN[WN b^[ GN[OhP^WP&

8[N^WMURLQN 5[g\\N

>HLUH + WQP +
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]^OZRKXO&LYX`SX3SX`O]^S]Q\Y_Z&MYW

5_XNO]KW^ Ph\ IYRX_XQ]aO]OX !5IB"

E^Y\MROXQK]]O -

),+':\OXMROX
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D_O N_ DRYNKXSK ) 

*0-* 6\KX]%@YX^KXK

SX`O]^S]Q\Y_Z&MYW

Jh\SMR$ *& 4_Q_]^ )')'

AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU YVO /VPGHTJHTHUY \EHS GHP 9LHU" VPG GHP <DFKUYLPT XZKSHPG 

/HUSLHETTFKNLHTTVPJHP VPG 2LPTFKSZPMVPJHP YVS /HMZORIVPJ GHT 0QSQPDWLSVT 0QWLG"%, 

!0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUY 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ 5_XNO]\K^ CK\WOVSX 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ F]MRS\\OX 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ 4V`K\Oc 

EOR\ QOOR\^O 7KWOX _XN ;O\\OX

7SO <X`O]^S] <X`O]^WOX^] E4 LONKXU^ ]SMR Ph\ NSO :OVOQOXROS^ c_\ E^OVV_XQXKRWO c_W HY\OX^a_\P Nf] 

YLQOXKXX^OX 5_XNO]QO]O^cO] k6Y`SN%(0%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cl&

7SO <X`O]^S] <X`O]^WOX^] E4 OXQKQSO\^ ]SMR ]OS^ 5OQSXX NO\ 6Y\YXK%>\S]O Ph\ OSX WK\U^QO\OMR^O]$ PKS\O] 

_XN Ph\ ;e\^OPeVVO _XN LO]YXNO\] LOOSX^\eMR^SQ^O GX^O\XORWOX ]KMRQO\OMR^O] _XN Z\KU^SUKLVO] 

>YXcOZ^ Ph\ LO^\YPPOXO :O]MReP^]WSO^`O\ReV^XS]]O& 7K] K_PQ\_XN NO\ 5O]MRVh]]O NO] AK^SYXKV\K^O] `YW 

+& =_XS )')' _XN NO] E^eXNO\K^O] `YW /& =_XS )')' K_]QOK\LOS^O^O k5_XNO]QO]O^c hLO\ NOX @SO^% _XN 

NOX CKMR^cSX] aeR\OXN 5O^\SOL]]MRVSO]]_XQOX _XN 8SX]MR\eXU_XQOX c_\ 5OUeWZP_XQ NO] 6Y\YXK`S\_] 

!6Y`SN%(0"l aSNO\]Z\SMR^ NSO]OW JSOV XSMR^ X_\$ ]YXNO\X LORSXNO\^ SX _XceRVSQOX 9eVVOX Qh^VSMRO _XN 

ZK\^XO\]MRKP^VSMRO 8SXSQ_XQOX NO\ LO^\YPPOXOX @SO^ZK\^OSOX&

1HP WQSNLHJHPGHP 2PUXVSI GHT ^0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUYHT_ NHKPHP XLS GDKHS GHYLGLHSU DE#

IS\ VOQOX <RXOX XKMRPYVQOXN _X]O\O dLO\VOQ_XQOX NK\&

6# .NNJHOHLPH /HOHSMVPJHP

1LH 6PWHTULT 6PWHTUOHPUT >. NHKPU GHP AQSHPUXVSI YVO /VPGHTJHTHUY DE#



7SO]O\ S]^ VPWHSKZNUPLTOZTTLJ _XN WHSIDTTVPJTXLGSLJ! O\ \SMR^O^ WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP >FKDGHP KX$ 

]^K^^ A_^cOX c_ ]^SP^OX2 ]MRKPP^ c_]e^cVSMRO =HFKUTVPTLFKHSKHLU _XN ah\NO OSX XLNNM\SNLFK UYXcSZSO\^O] 

8X^OSQX_XQ]UYXcOZ^ QO]O^cVSMR `O\KXUO\X$ aOVMRO] _X`O\]^eXNVSMRO\aOS]O K_]]MRVSO]]VSMR NSO 

HO\WSO^O\ ^\ePO& 7K] :O]O^c WHSKLPGHSU SX `SOVOX 9eVVOX Qh^VSMRO _XN RDSUPHSTFKDIUNLFKH 2LPLJVPJHP _XN 

O] ]MRKPP^ OSXO HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP AHSOLHUHSP VPG 9LHUHSP#

4_MR NSO 7\SXQVSMRO\UVe\_XQ _XN OSXO \hMUaS\UOXNO <XU\KP^]O^c_XQ `O\WgQOX NSO FK^]KMRO XSMR^ c_ 

UY\\SQSO\OX$ NK]] OSXO ?g]_XQ YV TRZU UYWW^&

4_] NOW SX 4\^SUOV , NO\ 5_XNO]`O\PK]]_XQ !5H" `O\KXUO\^OX DOMR^]]^KK^]Z\SXcSZ aS\N _X^O\ KXNO\OW 

NK] :OLY^ NO\ DOMR^]]SMRO\ROS^ KLQOVOS^O^& C\S`K^O ]YVVOX ]SMR LOS SR\OW ;KXNOVX K_P NK] QOV^OXNO 

DOMR^ `O\VK]]OX UgXXOX& @S^ NOW \hMUaS\UOXN SX >\KP^ QO]O^c^OX k6Y`SN%(0%:O]MReP^]WSO^QO]O^cl 

ah\NO OSXO NSO HO\WSO^O\]OS^O LOVK]^OXNO$ OMR^O DhMUaS\U_XQ PO]^QOVOQ^ _XN NKWS^ NK] 4HEQU GHS 

=HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUYU#

7SO 5_XNO]`O\PK]]_XQ QK\KX^SO\^ SX 4\^SUOV )- NK] 8SQOX^_W _XN SX 4\^SUOV ). NSO IS\^]MRKP^]P\OSROS^& 

@S^ NOW k6Y`SN%(0%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cl ah\NOX NSO]O LOSNOX WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHXZKSNHLTUHUHP 4SVPGSHFKUH WHSNHUYU# !

7K] `Y\QO]MRVKQOXO 5_XNO]QO]O^c S]^ PLFKU WHSKZNUPLTOZTTLJ# 8] ah\NO c_ OSXO\ _XQO\OMR^PO\^SQ^OX$ 

QOXO\OVVOX EMRVOMR^O\]^OVV_XQ `YX HO\WSO^O\X PhR\OX _XN Re^^O OSXO aSVVUh\VSMRO 8X^VK]^_XQ `YX 

@SO^O\X c_\ 9YVQO$ YRXO NO\OX aS\^]MRKP^VSMRO 5O^\YPPOXROS^ c_ LO\hMU]SMR^SQOX&

7SO EMRaOSc ae\O NK] OSXcSQO ?KXN$ aOVMRO] NO\K\^ aSVVUh\VSMR SX NK] HO\^\KQ]\OMR^ OSXQ\SPPO& <W 

aSMR^SQOX SX^O\XK^SYXKVOX >UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 6PWHTULULQPHP VPG 6PWHTUQSHP ah\NO NSO]O] 

]OVL]^SXN_cSO\^O ZYVS^S]MRO DS]SUY UVK\ c_ OSXOW SHNDULWHP BHUUEHXHSETPDFKUHLN PhR\OX& 7K] S]^ 

_XLONSXQ^ c_ `O\WOSNOX&

7SO K_P WSXNO]^OX] OSXO RKVLO @SVVSK\NO 9\KXUOX QO]MRe^c^O PSXKXcSOVVO 8DTU X\SGH XHLUJHKHPG GHP 

AHSOLHUHSP DVIJHE\SGHU! _XKLReXQSQ `YX SR\O\ PSXKXcSOVVOX ES^_K^SYX&

7SO 4XcKRV NO\ LO^\YPPOXOX :O]MReP^]WSO^O\SXXOX _XN %WSO^O\$ Ph\ aOVMRO XYMR UOSXO 

ZK\^XO\]MRKP^VSMROX ?g]_XQOX `Y\VSOQOX$ S]^ `gVVSQ _XUVK\& 7SO HO\aKV^_XQ aSVV ]SMR K_P OSX OSQOXO] 

@YXS^Y\SXQ ]^h^cOX& 7SO]O] aS\N XSMR^ `Y\ BU^YLO\ )')' `Y\VSOQOX2 NSO 8\QOLXS]]O ]^OROX NKRO\ Ph\ NSO 

5Y^]MRKP^ KX NK] CK\VKWOX^ `O\W_^VSMR XYMR XSMR^ c_\ HO\PhQ_XQ& 7KWS^ LVOSL^ NK] WS^ NOW 

:O]O^cO]OX^a_\P `Y\QO]MRVKQOXO >YXcOZ^ OSX aOS^QOROXN DVI XLNNM\SNLFKHP >FKZUYVPJHP VPG 

.PPDKOHP EDTLHSHPGHT 7QPTUSVMU# 7K] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV&

7SO 1HILPLULQP O[JNLFKHS 5ZSUHIZNNH K_P HO\WSO^O\]OS^O ah\NO NOW 5_XNO]KW^ Ph\ IYRX_XQ]aO]OX 

!5IB" YLVSOQOX$ NK] NKc_ WS^ aOS^\OSMROXNOX 8X^]MROSNUYWZO^OXcOX K_]QO]^K^^O^ ah\NO&

>HLUH & WQP +



7O\ 5_XNO]\K^ ReV^ SW O\Ve_^O\XNOX 5O\SMR^ K_P EOS^O - c_^\OPPOXN PO]^$ NK]] NSO EMRVSO]]_XQ _XN NSO 

8SX]MR\eXU_XQ OSXO] 5O^\SOL] K_PQ\_XN `YX LORg\NVSMROX @K]]XKRWOX SXPYVQO NO\ 6BH<7%(0% 

CKXNOWSO PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS VSOQOX& Ih\NO OSXOW 

FOSV NO\ @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ \hMUaS\UOXN ZO\ (.& @e\c )')' OSX QO]O^cVSMRO\ 4X]Z\_MR K_P 

@SO^cSX]RO\KL]O^c_XQ OSXQO\e_W^$ ah\NO TONYMR ^\Y^cNOW DOMR^ QO]MRKPPOX$ K_P NK] ]SMR SX NO\ C\KbS] 

K_MR @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ LO\_POX aO\NOX$ NSO `YX NO\ `Y\QO]OROXOX DOQOV_XQ K_PQ\_XN NO\ 

@SO^cSX]RgRO !hLO\ S] YYY Lca& cY YYY 9\KXUOX" KX ]SMR XSMR^ Z\YPS^SO\OX UgXX^OX&

66# AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH

5OSW @SO^\OMR^ RKXNOV^ O] ]SMR _W JS`SV\OMR^& 7OW 5_XN UYWW^ QOWe]] 4\^SUOV ('0 5H X_\ NSO 

>YWZO^OXc c_$ HY\]MR\SP^OX QOQOX @S]]L\e_MRO SW @SO^aO]OX ]YaSO hLO\ NSO

4VVQOWOSX`O\LSXNVSMRO\UVe\_XQ `YX DKRWOXWSO^`O\^\eQOX c_ O\VK]]OX& 7O\ `YW `Y\QO]MRVKQOXOX 

k6Y`SN%(0%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cl LO^\YPPOXO :OQOX]^KXN QORg\^ UVK\ XSMR^ NKc_&

7O\ HO\]_MR$ NK] `Y\QO]MRVKQOXO :O]O^c K_P 4\^SUOV ('' 5H KLc_]^h^cOX$ S]^ VPUDVJNLFK# 7OXX QOWe]] 

NSO]O\ HO\PK]]_XQ]LO]^SWW_XQ c_\ >YXT_XU^_\ZYVS^SU Wh]]^OX _&K& NSO :\_XN]e^cO NO\ 

IS\^]MRKP^]P\OSROS^$ NO\ IO^^LOaO\L]XO_^\KVS^e^ _XN NO\ :VOSMRLORKXNV_XQ `YX >YXU_\\OX^OX 

QOaeR\VOS]^O^ ]OSX& 7K] UKXX WS^ NSO]O\ HY\VKQO WS^XSMR^OX QOaeR\VOS]^O^ aO\NOX& 8SX K_P NSO]O\ 

HO\PK]]_XQ]XY\W LO\_ROXNO] 5_XNO]QO]O^c aS\N NSO]O :\_XN]e^cO SW :OQOX^OSV `O\VO^cOX& 4XNO\] KV] 

NO\ 5_XNO]\K^ LO^\KMR^OX aS\ OSX .ETUHNNHP DVI .SULMHN %$$ /A XSMR^ KV] k`O\^\O^LK\l$ ]YXNO\X KV] 

QIIHPMVPGLJ IDNTFK#

666# >UHNNVPJPDKOH YV HLPYHNPHP /HTULOOVPJHP 

.SU# # 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# & LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

7SO DOQOV_XQ ]YVV UY\\SQSO\^ aO\NOX$ _W XSMR^ Ph\ NK] OSXcOVXO @SO^YLTOU^$ ]YXNO\X Ph\ NOX @SO^`O\^\KQ 

c_ QOV^OX& A_\ ]Y UKXX K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX$ NK]] Ph\ OSXO HSOVcKRV `YX @SO^YLTOU^OX SX OSXO\ YNO\ 

WOR\O\OX ?SOQOX]MRKP^OX TO OSX 8\VK]] LOKX^\KQ^ _XN NSO BLO\Q\OXcO `YX 6;9 JB BBB WOR\PKMR 

hLO\]MR\S^^OX ah\NO&

<X NOX 8\Ve_^O\_XQOX aS\N K_]QOPhR\^$ NK]] kWS^ NOW ;SXaOS] K_P :O]MReP^]\e_WOl `O\NO_^VSMR^ aS\N$ 

kNK]] NO\ @YXK^]cSX] Z\Y @SO^% YNO\ CKMR^YLTOU^ _XN XSMR^ NK] HO\^\KQ]`YV_WOX QOWOSX^ S]^& IO\NOX 

SX OSXOW OSXcOVXOX HO\^\KQ WOR\O\O OSQOX]^eXNSQO @SO^% YNO\ CKMR^]KMROX c_]KWWOXQOPK]]^$ ]Y QSV^ 

NK] :O]O^c Ph\ TONO] NSO]O\ BLTOU^O$ Ph\ NK] OSX @SO^% YNO\ CKMR^cSX] `YX RgMR]^OX] JB BBB 9\KXUOX 

QSV^$ ]OVL]^ NKXX$ aOXX NSO WYXK^VSMRO :O]KW^]_WWO NK\hLO\ VSOQ^l& 7SO] S]^ c_ UY\\SQSO\OX % c_WKV 

NSO] NOW hLO\QOY\NXO^OX PY\W_VSO\^OX JSOV aSNO\]Z\SMR^1 k7SO BLO\Q\OXcO a_\NO LOa_]]^ OSXQOPhR\^$ 

_W UVOSXO _XN WS^^VO\O GX^O\XORWOX c_ ]MRh^cOXl&

>HLUH ' WQP +



.SU# # LTU GHTKDNE VOYVIQSOVNLHSHP- k7SO]O] :O]O^c QSV^ I\S 9LHU" VPG <DFKUWHSUSZJH! XKWOX^VSMR NO\ 

PYVQOXNOX gPPOX^VSMR c_QeXQVSMROX 8SX\SMR^_XQOX _XN 5O^\SOLO$ ]YPO\X NO\ @SO^% YNO\ NO\ CKMR^cSX] Ph\ 

NSO @SO^% YNO\ NSO CKMR^]KMRO WYXK^VSMR WKbSWKV #! !!! 9\KXUOX LO^\eQ^l&

.SU# ' .VTPDKOHP WQO 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# $ LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

.SU# $ .ET# L /TU# D XSWW^ LO]^OROXNO 8SXSQ_XQOX \SMR^SQO\aOS]O `YX NO\ QO]O^cVSMROX DOQOV_XQ K_]& 8] 

S]^ KLO\ XSMR^ KUcOZ^KLOV$ aOXX OSXcSQ @SO^cSX]\ON_U^SYXOX SR\O :hV^SQUOS^ LORKV^OX& 4_MR 8SXSQ_XQOX$ 

aOVMRO kLOS]ZSOV]aOS]O E^_XN_XQ]% YNO\ DK^OXcKRV_XQ]KL\ONOXl _WPK]]OX$ ]SXN QhV^SQO 4LWKMR_XQOX 

_XN Wh]]OX `YW :OV^_XQ]LO\OSMR K_]QOXYWWOX aO\NOX& 4_MR ]YVMRO HO\OSXLK\_XQOX ]^OVVOX kOSXO 

K_]N\hMUVSMRO 8SXSQ_XQ NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOXl NK\&

.SU# ' .ET# L /TU# E

8] W_]] NOPSXSO\^ aO\NOX$ c_ aOVMROW JOS^Z_XU^ OSX \OMR^]U\eP^SQO\ :O\SMR^]OX^]MROSN `Y\c_VSOQOX RK^$ 

NKWS^ OSX @SO^`O\ReV^XS] `YW :OV^_XQ]LO\OSMR NO] :O]O^cO] K_]QOXYWWOX aS\N& 7SO HY\QKLO$ aYXKMR 

NK] :O]O^c LOS VK_POXNOX :O\SMR^]`O\PKR\OX \hMUaS\UOXN c_\ 4XaOXN_XQ UYWW^$ aS\N OSXO Q\Y]]O JKRV 

`YX :O\SMR^]PeVVOX K_]Vg]OX YNO\ LOQhX]^SQOX % ]^K^^ ]SO c_ `O\RSXNO\X& 7SO \hMUaS\UOXNO 4XaOXN_XQ 

aS\N NSO FOXNOXc c_W 4LaK\^OX `O\]^e\UOX$ ]^K^^ aSO N\SXQOXN Xg^SQ NOX ;KXNV_XQ]N\_MU _XN 

OX^]Z\OMROXNO 8SXSQ_XQOX c_ LOPg\NO\X&

.SU# ' .ET# &

7SO <X`O]^S] <X`O]^WOX^] E4 VORX^ OSXO DOQOV_XQ Ph\ @SO^`O\ReV^XS]]O WS^ @SO^cSX]OX caS]MROX S] YYY 

_XN )Y YYY 9\KXUOX KL& 7SO 7OPSXS^SYX OSXO] 5O\OSMR]$ SXXO\RKVL NO]]OX NSO @SO^`O\^\KQ]ZK\^OSOX 

OSX]OS^SQ K_P NSO 4XaOXN_XQ NO] :O]O^cO] `O\cSMR^OX UgXXOX$ O\]MROSX^ LOVSOLSQ _XN S]^ aSVVUh\VSMR 

]YaSO XSMR^ Z\KU^SUKLOV&

.SU# % 9DTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

.NT ODTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT LTU LP .SU# ( .ET# % GHS /SVUUQOLHUYLPT EYX# GHS 

/SVUUQRDFKUYLPT YV EHYHLFKPHP#

.SU# ( .ET# & VPG .ET# ' TLPG RSZYLTHS YV IQSOVNLHSHP#

.SU# % .ET# "

HY\ NO\ 5O]MRV_]]PK]]_XQ hLO\ NSO @Y^SYXOX #! $%&" _XN #! $%'! aK\ SX NO\ ZK\VKWOX^K\S]MROX 

7S]U_]]SYX WOR\ROS^VSMR _XNSPPO\OXcSO\^ `YX NO\ k@SO^Ol Lca& NOW k@SO^cSX]l NSO DONO& EYPO\X NSO]O 

5OQ\SPPO Z\ecS]O\ QOPK]]^ a_\NOX$ aK\ WOS]^OX] NO\ 5\_^^YWSO^cSX] QOWOSX^& 7SO] aK\ LOS]ZSOV]aOS]O 

LOS NO\ `YW E^eXNO\K^ Q_^QOROS]]OXOX @Y^SYX #! $"'" NO\ I4>%ED NO\ 9KVV$ OLOX]Y LOSW 5O]MRV_]] 

NO] E^eXNO\K^O] `YW -& @KS #!#! hLO\ NSO KLQOeXNO\^O @Y^SYX #! $"%# NO\ I4>%AD&

>HLUH ( WQP +



.SU# % .ET# # VPG $

5OS NOX LO^\YPPOXOX @SO^`O\ReV^XS]]OX aS\N O] \OVK^S` `SOVO HO\^\eQO WS^ GW]K^cWSO^OX QOLOX& 4_MR 

HO\^\eQO WS^ QOWS]MR^OX A_^c_XQOX$ NSO `YX NO\ 6Y`SN%")%CKXNOWSO _X^O\]MRSONVSMR LO^\YPPOX aK\OX$ 

]SXN cKRV\OSMR& 5OSNO EKMR`O\RKV^O ah\NOX WS^ NO\ `Y\QO]MRVKQOXOX DOQOV_XQ _XQOXhQOXN _XN _XUVK\ 

KLQONOMU^&

.SU# & 4HTFKVNGHUHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

BLS NHKPHP .SU# ) DE#

EeW^VSMRO LO^\YPPOXOX HO\WSO^O\ ah\NOX `YX :O]O^cO] aOQOX c_W HO\cSMR^ K_P -'! SR\O] 

9Y\NO\_XQ]KX]Z\_MRO] K_P `O\^\KQVSMR `O\OSXLK\^O @SO^% YNO\ CKMR^cSX]O QOca_XQOX& 4XNO\O\]OS^] 

ah\NOX ]eW^VSMRO `YX NO\ HY\VKQO O\PK]]^OX @SO^O\ _XQOKMR^O^ NO\ ^K^]eMRVSMROX aS\^]MRKP^VSMROX 

4_]aS\U_XQOX K_P SR\ GX^O\XORWOX SW QVOSMROX GWPKXQ OX^VK]^O^& 7SO]O CK_]MRKVSO\_XQ WKQ OSXPKMR 

]OSX$ S]^ KLO\ aSVVUh\VSMR$ _XK_]QOaYQOX _XN _XQO\OMR^&

HO\WSO^O\ Wh]]^OX$ _W QOWe]] 4\^SUOV . SX NOX :OX_]] `YX ;e\^OPKVV%:OVNO\ c_ UYWWOX$ SR\O AY^VKQO 

WS^ OSXO\ QKXcOX DOSRO `YX GX^O\VKQOX$ !k@SO^% YNO\ CKMR^`O\^\KQ$ >Y\\O]ZYXNOXc$ aOS^O\O 

7YU_WOX^Ol" LOaOS]OX& 7SO] SXUV_]S`O NO\ 4_PVKQO$ NK]] NK] k5IB c_]e^cVSMRO 4XPY\NO\_XQOX Ph\ NK] 

HY\VSOQOX OSXO\ aS\^]MRKP^VSMROX AY^VKQOl PO]^VOQOX UKXX& EOS^OX] NO\ @SO^O\ ah\NO WS^^OV] OSXO] 

]SWZVOX 4_P^OSV_XQ]]MRVh]]OV L\OS^ hLO\ OSXO HSOVcKRV `YX GX^O\XORWOX DOMR^ QO]Z\YMROX % YRXO 

NO\OX 5O^\YPPOXROS^ hLO\RK_Z^ XeRO\ c_ hLO\Z\hPOX& 7SO] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV&

.SU# ' 4HTVPGKHLUTHLPSLFKUVPJHP

BLS NHKPHP .SU# * DE#

8] S]^ XSMR^ cSOVPhR\OXN$ QOaS]]O GX^O\XORWOX$ aOVMRO kX_\l OSXO 8SX]MR\eXU_XQ NO] 5O^\SOL] 

O\PKR\OX RKLOX$ OLOXPKVV] `YW 5_XNO]QO]O^c Z\YPS^SO\OX c_ VK]]OX& @S^ NO\ 4XaOXN_XQ K_P ]eW^VSMRO 

:O]_XNROS^]OSX\SMR^_XQOX VK_^ 6BH<7%")%HO\Y\NX_XQ # aS\N OSXO\]OS^] OSXO _XQO\OMR^PO\^SQ^O 

CK_]MRKVSO\_XQ `Y\QOXYWWOX& 4XNO\O\]OS^] aO\NOX KXNO\O GX^O\XORWOX K_]QO]MRVY]]OX& 4_MR 

;Y^OV] aK\OX LOS]ZSOVaOS]O SXNS\OU^ LO^\YPPOX _XN W_]]^OX SR\OX 5O^\SOL OSX]MR\eXUOX& 8LOX]Y ]SXN 

LOS DO]^K_\KX^]$ NSO ^OSVaOS]O SX 5O^\SOL aK\OX$ NSO OPPOU^S`OX 8SXL_]]OX ]MRaSO\SQ c_ O\ROLOX& 8] 

PVg]]OX c_NOW dLO\L\hMU_XQ]% _XN ?S[_SNS^e^]RSVPOX$ NSO OLOXPKVV] ]^KK^VSMR K_]QO\SMR^O^ a_\NOX&

.SU# ( 2PUTFKZGLJVPJ EHL XLSUTFKDIUNLFKHP :QUNDJHP

BLS NHKPHP .SU# + DE#

7SO >YXcOZ^SYX OSXO\ ;e\^OPKVV\OQOV_XQ Ph\ HO\WSO^O\ `O\WKQ NSO GXK_]QOaYQOXROS^ NO\ QO]KW^OX 

HY\VKQO XSMR^ aO^^c_WKMROX % SW :OQOX^OSV& 7SO 4L]SMR^$ NSO WS^ -'! @SO^O\VK]] RYRO 5OVK]^_XQ `YX 

HO\WSO^O\X aO^^c_WKMROX _XN XKWOX^VSMR TOXO$ NSO WS^ >Y]^OXWSO^O K\LOS^OX$ c_ OX^VK]^OX$ S]^ c_W

>HLUH ) WQP +



EMROS^O\X `O\_\^OSV^& 8SX ;e\^OPKVVPYXN]$ aOVMRO\ WS^ )' @SVVSYXOX 9\KXUOX QOe_PXO^ ah\NO$ `O\WKQ NSO 

c_ O\aK\^OXNOX 4_]PeVVO XSMR^ c_ NOMUOX& <W J_QO NO\ 6BH<7%(0 5OaeV^SQ_XQ ah\NOX RSO\ c_NOW 

@S^^OV OSXQO]^OVV^$ aOVMRO NSO Ph\ NOX]OVLOX JaOMU LO\OS^QO]^OVV^OX _XN PVSO]]OXNOX ?S[_SNS^e^]RSVPOX 

kUYXU_\\OXcSO\OXl&

.SU# "" =HIHSHPGVO VPG 6PMSDIUUSHUHP

BLS NHKPHP .SU# %% .ET# & DE#

7SO :OV^_XQ]NK_O\ NO] :O]O^cO] S]^ K_P *(& 7OcOWLO\ )')' c_ LO]MR\eXUOX& 7SO SX 4\^& (( 4L]& ) 

`Y\QO]MRVKQOXO :OV^_XQ]NK_O\ LS] 8XNO 7OcOWLO\ )')) S]^ hLO\cYQOX& ESO `O\WS^^OV^$ NK]] VKXQaSO\SQO 

DOMR^]`O\PKR\OX SX >K_P QOXYWWOX aO\NOX& 9O\XO\ S]^ NK] `Y\VSOQOXNO :O]O^c kPh\ NSO 7K_O\ NO\ `YW 

5_XN `O\Y\NXO^OX EMRVSO]]_XQl K_]QOVOQ^& <W WgQVSMROX 9KVVO OSXO] caOS^OX ?YMUNYaX] SX NOX =KR\OX 

)')( YNO\ )'))$ WS^ KXNO\] QOK\^O^OX HY\]MR\SP^OX _XN 4_]aS\U_XQOX$ Wh]]^O NSO ?KQO TONYMR 

c_XeMR]^ XO_ LO_\^OSV^ aO\NOX& 8] W_]] NO]RKVL K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX$ NK]] NO\ `Y\VSOQOXNO 

:O]O^cO]`Y\]MRVKQ K_^YWK^S]MR K_MR Ph\ OSXOX caOS^OX ?YMUNYaX :hV^SQUOS^ O\RSOV^O& 7SO] S]^ ObZVScS^ 

PO]^c_RKV^OX&

7SO :OV^_XQ]P\S]^ LS] *(& 7OcOWLO\ )')) S]^ K_MR K_] NSO]OW :\_XN _W caOS =KR\O c_ `O\Uh\cOX&

6A# CVTDOOHPIDTTVPJ

=ONO\ c_]e^cVSMRO ]^KK^VSMRO 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\ReV^XS]]O ]MRKPP^ PHVH 

@PJHSHFKULJMHLUHP# ?KXQaSO\SQO :O\SMR^]`O\PKR\OX aO\NOX NKWS^ XSMR^ `O\RSXNO\^$ ]YXNO\X SX `SOVOX 

9eVVOX aYRV ORO\ LOPg\NO\^$ _& K& aOSV cKRV\OSMRO 8SXcOVPeVVO WS^ NOW HY\]MRVKQ XSMR^ QO\OQOV^ aO\NOX 

UgXX^OX&

@SO^`O\ReV^XS]]O ]SXN RSLWDUSHFKUNLFKHS AHSUSDJTWHSKZNUPLTTH# @SO^`O\^\eQO ]SXN K_MR SX NSO]O\ 

>\S]OX]S^_K^SYX QhV^SQ _XN LSVNOX NSO 5K]S] Ph\ HO\RKXNV_XQOX NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOX$ _W SX NSO]O\ 

K_]]O\Y\NOX^VSMROX ?KQO PKS\O _XN Ph\ LOSNO EOS^OX KUcOZ^KLVO >YWZ\YWS]]O c_ PSXNOX& GXceRVSQO 

]YVMRO\ HO\OSXLK\_XQOX a_\NOX LO\OS^] KLQO]MRVY]]OX& 7SO]O\ NSO HO\^\KQ]K_^YXYWSO \O]ZOU^SO\OXNO 

IOQ RK^ C\SY\S^e^ _XN ]YVV XSMR^ ^Y\ZONSO\^ aO\NOX& 8SX ]^KK^VSMRO\ 8SXQ\SPP ]^OVV^ :O]Z\eMRO _XN 

HO\RKXNV_XQOX caS]MROX @SO^% _XN CKMR^ZK\^OSOX SX 9\KQO$ QOPeR\NO^ NSO]O _XN aS\N OSXO HSOVcKRV `YX 

Z\S`K^OX ?g]_XQOX `O\RSXNO\X&

8SX KVVPeVVSQO\ TUDDUNLFKHS 2LPJSLII LP HLP RSLWDUSHFKUNLFKHT AHSUSDJTWHSKZNUPLT OVTT WHSKZNUPLTOZTTLJ 

_XN K_P TOXO @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ LO]MR\eXU^ ]OSX$ aOVMRO c_\ dLO\L\hMU_XQ NO\ U\S]OXLONSXQ^OX 

4_]PeVVO KW ORO]^OX K_P GX^O\]^h^c_XQ KXQOaSO]OX ]SXN& 8] ]SXN NSO] NSO UVOSXO\OX GX^O\XORWOX& 7SO 

`Y\QO]MRVKQOXO ?g]_XQ S]^ _X`O\ReV^XS]We]]SQ$ _XK_]QOaYQOX _XN LSO^O^ XSMR^ \OMR^cOS^SQ 

DOMR^]]SMRO\ROS^&

>HLUH * WQP +



7O\ HY\OX^a_\P Ve]]^ NSO VPUHSTFKLHGNLFKHP XLSUTFKDIUNLFKHP .VTXLSMVPJHP NO\ `Y\hLO\QOROXNOX 

:O]MReP^]]MRVSO]]_XQOX K_P NSO `O\]MRSONOXOX 5O^\SOLO K_]]O\ 4MR^ _XN aS\P^ ]MRaSO\SQO 

4LQ\OXc_XQ]P\KQOX K_P&

7K] N_\MR NOX 5_XN SX 4_P^\KQ QOQOLOXO 9QPLUQSLPJ NLHJU PQFK NDPJH PLFKU WQS VPG MDPP TQOLU PLFKU 

DNT P[ULJH 1DUHPJSVPGNDJH YVS 7QPYHRULQP GHS @OTHUYVPJ WHSXHPGHU aO\NOX& 5O\OS^] `Y\VSOQOXNO 

8\ROL_XQOX NO\ <WWYLSVSOXL\KXMRO O\aeRX^ NO\ 5_XNO]\K^ SW 5O\SMR^ c_\ HO\XORWVK]]_XQ XSMR^& 7SO] 

S]^ ]^Y]]OXN&

7SO 8\ROL_XQOX NO\ 5\KXMRO _XN ]ZOcSPS]MR NO] H<E cOSQ^OX LO\OS^] 8XNO @KS1 <X caOS 7\S^^OVX KVVO\ 

:O]MReP^]WSO^`O\ReV^XS]]O NO\ @S^QVSONO\ NO] H<E a_\NO LO\OS^] ZK\^XO\]MRKP^VSMRO ?g]_XQOX caS]MROX 

@SO^O\X _XN HO\WSO^O\X QOP_XNOX&

7SO SX NS`O\]OX 7DPUQPHP JHUSQIIHPHP 8[TVPJHP TUHKHP LO BLGHSTRSVFK YV HLPHS /VPGHTN[TVPJ#

9h\ NOX KVVPeVVSQOX 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\ReV^XS]]O RK^ NO\ 5_XN UOSXO ^K_QVSMRO 

AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH# 7SO 5O\_P_XQ K_P 4\^& ('' 5H S]^ PLFKU WHSUSHUEDS#

7SO S\FMXLSMHPGH 6PMSDIUTHUYVPJ GHT 4HTHUYHT LTU SHFKUNLFK VPKDNUEDS

BLS NHKPHP GDT /VPGHTJHTHUY DE#

2T LTU PLFKU YLHNI\KSHPG! HT EHKLPGHSU RSLWDUSHFKUNLFKH 8[TVPJHP VPG TUHNNU HLPH MSDTTH 

/HPDFKUHLNLJVPJ GHS 6OOQELNLHPHLJHPU\OHS VPG AHSOLHUHS GDS#

5OS KVVPeVVSQOX 9\KQOX ]^OROX aS\ QO\XO c_\ HO\PhQ_XQ&

DOXf ;e]VO\ 

HO\aKV^_XQ]\K^HO\aKV^_XQ]\K^]Z\e]SNOX^

>HLUH + WQP +
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EaQ Pa ET[PMZUM * 

+1.+ 7^MZ_%A[Z`MZM

UZbQ_`U_S^[a\&O[Y

Kl^UOT$ +& 5aSa_` *(*(

AITQILPOEUUWQKUEQVYRTV ZWP /WQHIUKIUIVZ ^FIT HIQ 9MIV" WQH HIQ <EGLVZMQU Y\LTIQH 

/IVTMIFUUGLOMIUUWQKIQ WQH 2MQUGLT\QNWQKIQ ZWT /IN\PSJWQK HIU 0RTRQEXMTWU 0RXMH"%, 

!0RXMH"%,"4IUGL\JVUPMIVIKIUIVZ 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ 6aZPQ_^M` DM^YQXUZ 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ G_OTU^^QZ 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ 5XbM^Qf 

FQT^ SQQT^`Q 8MYQZ aZP <Q^^QZ

8UQ =ZbQ_`U_ AMZMSQYQZ` F5 NQPMZW` _UOT Rl^ PUQ ;QXQSQZTQU` fa^ F`QXXaZSZMTYQ faY I[^QZ`ca^R PQ_ 

[NSQZMZZ`QZ 6aZPQ_SQ_Q`fQ_ n7[bUP%)1%;Q_OTiR`_YUQ`QSQ_Q`fo&

8UQ =ZbQ_`U_ AMZMSQYQZ` F5 QZSMSUQ^` _UOT _QU` 6QSUZZ PQ^ 7[^[ZM%?^U_Q Rl^ QUZ YM^W`SQ^QOT`Q_$ RMU^Q_ 

aZP Rl^ <i^`QRiXXQ aZP NQ_[ZPQ^_ NQQUZ`^iOT`US`Q HZ`Q^ZQTYQZ _MOTSQ^QOT`Q_ aZP \^MW`UWMNXQ_ 

?[ZfQ\` Rl^ NQ`^[RRQZQ ;Q_OTiR`_YUQ`bQ^TiX`ZU__Q& 8M_ MaRS^aZP PQ^ 6Q_OTXl__Q PQ_ BM`U[ZMX^M`Q_ b[Y 

,& >aZU *(*( aZP PQ_ F`iZPQ^M`Q_ b[Y 0& >aZU *(*( Ma_SQM^NQU`Q`Q n6aZPQ_SQ_Q`f lNQ^ PQZ AUQ`% aZP 

PQZ DMOT`fUZ_ ciT^QZP 6Q`^UQN__OTXUQ__aZSQZ aZP 9UZ_OT^iZWaZSQZ fa^ 6QWiY\RaZS PQ_ 7[^[ZMbU^a_ 

!7[bUP%)1"o cUPQ^_\^UOT` PUQ_QY KUQX ZUOT` Za^$ _[ZPQ^Z NQTUZPQ^` UZ aZfiTXUSQZ :iXXQZ Sl`XUOTQ aZP 

\M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ 9UZUSaZSQZ PQ^ NQ`^[RRQZQZ AUQ`\M^`QUQZ&

1IQ XRTOMIKIQHIQ 2QVYWTJ HIU a0RXMH"%,"4IUGL\JVUPMIVIKIUIVZIUb OILQIQ YMT HELIT HIZMHMITV EF#

JU^ XQSQZ =TZQZ ZMOTR[XSQZP aZ_Q^Q gNQ^XQSaZSQZ PM^&

6# .OOKIPIMQI /IPITNWQKIQ

1MI 6QXIUVMU 9EQEKIPIQV >. OILQV HIQ ARTIQVYWTJ ZWP /WQHIUKIUIVZ EF#



8UQ_Q^ U_` WQXITL\OVQMUP\UUMK aZP XITJEUUWQKUYMHTMK! Q^ ^UOT`Q` XRONUYMTVUGLEJVOMGLIQ >GLEHIQ MZ$ 

_`M`` Ba`fQZ fa _`UR`QZ3 _OTMRR` fa_i`fXUOTQ =IGLVUWQUMGLITLIMV aZP cl^PQ QUZ YMOON^TOMGL W[ZfU\UQ^`Q_ 

9Z`QUSZaZS_W[ZfQ\` SQ_Q`fXUOT bQ^MZWQ^Z$ cQXOTQ_ aZbQ^_`iZPXUOTQ^cQU_Q Ma__OTXUQ__XUOT PUQ 

IQ^YUQ`Q^ `^iRQ& 8M_ ;Q_Q`f XITLMQHITV UZ bUQXQZ :iXXQZ Sl`XUOTQ aZP SETVQITUGLEJVOMGLI 2MQMKWQKIQ aZP 

Q_ _OTMRR` QUZQ INOEVEQVI @QKOIMGLFILEQHOWQK XRQ AITPMIVITQ WQH 9MIVITQ#

5aOT PUQ 8^UZSXUOTQ^WXi^aZS aZP QUZQ ^lOWcU^WQZPQ =ZW^MR`_Q`faZS bQ^YkSQZ PUQ GM`_MOTQ ZUOT` fa 

W[^^USUQ^QZ$ PM__ QUZQ @k_aZS ZW US\V W[YY`&

5a_ PQY UZ 5^`UWQX - PQ^ 6aZPQ_bQ^RM__aZS !6I" bQ^MZWQ^`QZ EQOT`__`MM`_\^UZfU\ cU^P aZ`Q^ MZPQ^QY 

PM_ ;QN[` PQ^ EQOT`__UOTQ^TQU` MNSQXQU`Q`& D^UbM`Q _[XXQZ _UOT NQU UT^QY <MZPQXZ MaR PM_ SQX`QZPQ 

EQOT` bQ^XM__QZ WkZZQZ& AU` PQY ^lOWcU^WQZP UZ ?^MR` SQ_Q`f`QZ n7[bUP%)1%;Q_OTiR`_YUQ`SQ_Q`fo 

cl^PQ QUZQ PUQ IQ^YUQ`Q^_QU`Q NQXM_`QZPQ$ QOT`Q ElOWcU^WaZS RQ_`SQXQS` aZP PMYU` PM_ 4IFRV HIT 

=IGLVUUMGLITLIMV XITOIVZV#

8UQ 6aZPQ_bQ^RM__aZS SM^MZ`UQ^` UZ 5^`UWQX *. PM_ 9USQZ`aY aZP UZ 5^`UWQX */ PUQ JU^`_OTMR`_R^QUTQU`& 

AU` PQY n7[bUP%)1%;Q_OTiR`_YUQ`QSQ_Q`fo cl^PQZ PUQ_Q NQUPQZ XITJEUUWQKUTIGLVOMGL 

KIY\LTOIMUVIVIQ 4TWQHTIGLVI XITOIVZV#

8M_ b[^SQ_OTXMSQZQ 6aZPQ_SQ_Q`f U_` QMGLV XITL\OVQMUP\UUMK# 9_ cl^PQ fa QUZQ^ aZSQ^QOT`RQ^`US`QZ$ 

SQZQ^QXXQZ FOTXQOT`Q^_`QXXaZS b[Z IQ^YUQ`Q^Z RlT^QZ aZP Ti``Q QUZQ cUXXWl^XUOTQ 9Z`XM_`aZS b[Z 

AUQ`Q^Z fa^ :[XSQ$ [TZQ PQ^QZ cU^`_OTMR`XUOTQ 6Q`^[RRQZTQU` fa NQ^lOW_UOT`USQZ&

8UQ FOTcQUf ci^Q PM_ QUZfUSQ @MZP$ cQXOTQ_ PQ^M^` cUXXWl^XUOT UZ PM_ IQ^`^MS_^QOT` QUZS^URRQ& =Y 

cUOT`USQZ UZ`Q^ZM`U[ZMXQZ >VEQHRTVYIVVFIYITF WP 6QXIUVMVMRQIQ WQH 6QXIUVRTIQ cl^PQ PUQ_Q_ 

_QXN_`UZPafUQ^`Q \[XU`U_OTQ EU_UW[ WXM^ fa QUZQY TIOEVMXIQ BIVVFIYITFUQEGLVIMO RlT^QZ& 8M_ U_` 

aZNQPUZS` fa bQ^YQUPQZ&

8UQ MaR YUZPQ_`QZ_ QUZQ TMXNQ AUXXUM^PQ :^MZWQZ SQ_OTi`f`Q RUZMZfUQXXQ 8EUV Y^THI YIMVKILIQH HIQ 

AITPMIVITQ EWJKIF^THIV! aZMNTiZSUS b[Z UT^Q^ RUZMZfUQXXQZ FU`aM`U[Z&

8UQ 5ZfMTX PQ^ NQ`^[RRQZQZ ;Q_OTiR`_YUQ`Q^UZZQZ aZP %YUQ`Q^$ Rl^ cQXOTQ Z[OT WQUZQ 

\M^`ZQ^_OTMR`XUOTQZ @k_aZSQZ b[^XUQSQZ$ U_` bkXXUS aZWXM^& 8UQ IQ^cMX`aZS cUXX _UOT MaR QUZ QUSQZQ_ 

A[ZU`[^UZS _`l`fQZ& 8UQ_Q_ cU^P ZUOT` b[^ CW`[NQ^ *(*( b[^XUQSQZ3 PUQ 9^SQNZU__Q _`QTQZ PMTQ^ Rl^ PUQ 

6[`_OTMR` MZ PM_ DM^XMYQZ` bQ^Ya`XUOT Z[OT ZUOT` fa^ IQ^RlSaZS& 8MYU` NXQUN` PM_ YU` PQY 

;Q_Q`fQ_QZ`ca^R b[^SQ_OTXMSQZQ ?[ZfQ\` QUZ cQU`SQTQZP EWJ YMOON^TOMGLIQ >GL\VZWQKIQ WQH 

.QQELPIQ FEUMITIQHIU 7RQUVTWNV# 8M_ U_` ZUOT` MWfQ\`MNQX&

8UQ 1IJMQMVMRQ P]KOMGLIT 5\TVIJ\OOI MaR IQ^YUQ`Q^_QU`Q cl^PQ PQY 6aZPQ_MY` Rl^ J[TZaZS_cQ_QZ 

!6JC" [NXUQSQZ$ PM_ PMfa YU` cQU`^QUOTQZPQZ 9Z`_OTQUPW[Y\Q`QZfQZ Ma_SQ_`M``Q` cl^PQ&

8Q^ 6aZPQ_^M` TiX` UY Q^Xia`Q^ZPQZ 6Q^UOT` MaR FQU`Q . fa`^QRRQZP RQ_`$ PM__ PUQ FOTXUQ__aZS aZP PUQ 

9UZ_OT^iZWaZS QUZQ_ 6Q`^UQN_ MaRS^aZP b[Z NQTk^PXUOTQZ AM__ZMTYQZ UZR[XSQ PQ^ 7CI=8%)1% 

DMZPQYUQ QMGLV MP AITEQVYRTVWQKUFITIMGL HIT AITPMIVITMQQIQ WQH AITPMIVIT XUQSQZ& Jl^PQ QUZQY 

GQUX PQ^ AUQ`Q^UZZQZ aZP AUQ`Q^ ^lOWcU^WQZP \Q^ )/& Ai^f *(*( QUZ SQ_Q`fXUOTQ^ 5Z_\^aOT MaR 

AUQ`fUZ_TQ^MN_Q`faZS QUZSQ^iaY`$ cl^PQ VQP[OT `^[`fPQY EQOT` SQ_OTMRRQZ$ MaR PM_ _UOT UZ PQ^ D^MdU_

>IMVI & XRQ +



MaOT AUQ`Q^UZZQZ aZP AUQ`Q^ NQ^aRQZ cQ^PQZ$ PUQ b[Z PQ^ b[^SQ_QTQZQZ EQSQXaZS MaRS^aZP PQ^ 

AUQ`fUZ_TkTQ !lNQ^ U_ [[[ Nfc& M[ [[[ :^MZWQZ" MZ _UOT ZUOT` \^[RU`UQ^QZ WkZZ`QZ&

66# AITJEUUWQKUKTWQHOEKI

6QUY AUQ`^QOT` TMZPQX` Q_ _UOT aY KUbUX^QOT`& 8QY 6aZP W[YY` SQYi__ 5^`UWQX )(1 6I Za^ PUQ 

?[Y\Q`QZf fa$ I[^_OT^UR`QZ SQSQZ AU__N^MaOTQ UY AUQ`cQ_QZ _[cUQ lNQ^ PUQ

5XXSQYQUZbQ^NUZPXUOTj^WXh^aZS b[Z EMTYQZYUQ`bQ^`^iSQZ fa Q^XM__QZ& 8Q^ b[Y b[^SQ_OTXMSQZQZ 

n7[bUP%)1%;Q_OTiR`_YUQ`QSQ_Q`fo NQ`^[RRQZQ ;QSQZ_`MZP SQTk^` WXM^ ZUOT` PMfa&

8Q^ IQ^_aOT$ PM_ b[^SQ_OTXMSQZQ ;Q_Q`f MaR 5^`UWQX )(( 6I MNfa_`l`fQZ$ U_` WQVEWKOMGL# 8QZZ SQYi__ 

PUQ_Q^ IQ^RM__aZS_NQ_`UYYaZS fa^ ?[ZVaZW`a^\[XU`UW Yl__`QZ a&M& PUQ ;^aZP_i`fQ PQ^ 

JU^`_OTMR`_R^QUTQU`$ PQ^ JQ``NQcQ^N_ZQa`^MXU`i` aZP PQ^ ;XQUOTNQTMZPXaZS b[Z ?[ZWa^^QZ`QZ 

SQciT^XQU_`Q` _QUZ2 8M_ WMZZ YU` PUQ_Q^ I[^XMSQ YU`ZUOT`QZ SQciT^XQU_`Q` cQ^PQZ& 9UZ MaR PUQ_Q^ 

IQ^RM__aZS_Z[^Y NQ^aTQZPQ_ 6aZPQ_SQ_Q`f cU^P PUQ_Q ;^aZP_i`fQ UY ;QSQZ`QUX bQ^XQ`fQZ& 5ZPQ^_ MX_ 

PQ^ 6aZPQ_^M` NQ`^MOT`QZ cU^ QUZ .FUVIOOIQ EWJ .TVMNIO %$$ /A ZUOT` MX_ nbQ^`^Q`NM^o$ _[ZPQ^Z MX_ 

RJJIQNWQHMK JEOUGL#

666# >VIOOWQKQELPI ZW IMQZIOQIQ /IUVMPPWQKIQ 

.TV# & 4IOVWQKUFITIMGL

BMT OILQIQ .TV# & MQ HIT XRTOMIKIQHIQ 3RTP EF#

8UQ EQSQXaZS _[XX W[^^USUQ^` cQ^PQZ$ aY ZUOT` Rl^ PM_ QUZfQXZQ AUQ`[NVQW`$ _[ZPQ^Z Rl^ PQZ AUQ`bQ^`^MS 

fa SQX`QZ& Ba^ _[ WMZZ Ma_SQ_OTX[__QZ cQ^PQZ$ PM__ Rl^ QUZQ IUQXfMTX b[Z AUQ`[NVQW`QZ UZ QUZQ^ [PQ^ 

YQT^Q^QZ @UQSQZ_OTMR`QZ VQ QUZ 9^XM__ NQMZ`^MS` aZP PUQ CNQ^S^QZfQ b[Z 7<: #! !!! YQT^RMOT 

lNQ^_OT^U``QZ cl^PQ&

=Z PQZ 9^Xia`Q^aZSQZ cU^P Ma_SQRlT^`$ PM__ nYU` PQY <UZcQU_ MaR ;Q_OTiR`_^iaYQo bQ^PQa`XUOT` cU^P$ 

nPM__ PQ^ A[ZM`_fUZ_ \^[ AUQ`% [PQ^ DMOT`[NVQW` aZP ZUOT` PM_ IQ^`^MS_b[XaYQZ SQYQUZ` U_`& JQ^PQZ 

UZ QUZQY QUZfQXZQZ IQ^`^MS YQT^Q^Q QUSQZ_`iZPUSQ AUQ`% [PQ^ DMOT`_MOTQZ fa_MYYQZSQRM__`$ _[ SUX` 

PM_ ;Q_Q`f Rl^ VQPQ_ PUQ_Q^ CNVQW`Q$ Rl^ PM_ QUZ AUQ`% [PQ^ DMOT`fUZ_ b[Z TkOT_`QZ_ #! !!! :^MZWQZ 

SUX`$ _QXN_` PMZZ$ cQZZ PUQ Y[ZM`XUOTQ ;Q_MY`_aYYQ PM^lNQ^ XUQS`o& 8UQ_ U_` fa W[^^USUQ^QZ % faYMX 

PUQ_ PQY lNQ^SQ[^PZQ`QZ R[^YaXUQ^`QZ KUQX cUPQ^_\^UOT`2 n8UQ CNQ^S^QZfQ ca^PQ NQca__` QUZSQRlT^`$ 

aY WXQUZQ aZP YU``XQ^Q HZ`Q^ZQTYQZ fa _OTl`fQZo&

.TV# & MUV HIULEOF WPZWJRTPWOMITIQ- n8UQ_Q_ ;Q_Q`f SUX` J^T 9MIV" WQH <EGLVXITVT\KI! ZMYQZ`XUOT PQ^ 

R[XSQZPQZ kRRQZ`XUOT faSiZSXUOTQZ 9UZ^UOT`aZSQZ aZP 6Q`^UQNQ$ _[RQ^Z PQ^ AUQ`% [PQ^ PQ^ DMOT`fUZ_ Rl^ 

PUQ AUQ`% [PQ^ PUQ DMOT`_MOTQ Y[ZM`XUOT YMdUYMX #! !!! :^MZWQZ NQ`^iS`o&

>IMVI ' XRQ +



.TV# ' .WUQELPIQ XRP 4IOVWQKUFITIMGL

BMT OILQIQ .TV# ' MQ HIT XRTOMIKIQHIQ 3RTP EF#

.TV# + .FU# O /UV# E ZUYY` NQ_`QTQZPQ 9UZUSaZSQZ ^UOT`USQ^cQU_Q b[Z PQ^ SQ_Q`fXUOTQZ EQSQXaZS Ma_& 9_ 

U_` MNQ^ ZUOT` MWfQ\`MNQX$ cQZZ QUZfUS AUQ`fUZ_^QPaW`U[ZQZ UT^Q ;lX`USWQU` NQTMX`QZ& 5aOT 9UZUSaZSQZ$ 

cQXOTQ nNQU_\UQX_cQU_Q F`aZPaZS_% [PQ^ EM`QZfMTXaZS_MN^QPQZo aYRM__QZ$ _UZP SlX`USQ 5NYMOTaZSQZ 

aZP Yl__QZ b[Y ;QX`aZS_NQ^QUOT Ma_SQZ[YYQZ cQ^PQZ& 5aOT _[XOTQ IQ^QUZNM^aZSQZ _`QXXQZ nQUZQ 

Ma_P^lOWXUOTQ 9UZUSaZS PQ^ IQ^`^MS_\M^`QUQZo PM^&

.TV# ' .FU# O /UV# F

9_ Ya__ PQRUZUQ^` cQ^PQZ$ fa cQXOTQY KQU`\aZW` QUZ ^QOT`_W^iR`USQ^ ;Q^UOT`_QZ`_OTQUP b[^faXUQSQZ TM`$ 

PMYU` QUZ AUQ`bQ^TiX`ZU_ b[Y ;QX`aZS_NQ^QUOT PQ_ ;Q_Q`fQ_ Ma_SQZ[YYQZ cU^P& 8UQ I[^SMNQ'c[ZMOT 

PM_ ;Q_Q`f NQU XMaRQZPQZ ;Q^UOT`_bQ^RMT^QZ ^lOWcU^WQZP fa^ 5ZcQZPaZS W[YY`$ cU^P QUZQ S^[__Q KMTX 

b[Z ;Q^UOT`_RiXXQZ Ma_Xk_QZ [PQ^ NQSlZ_`USQZ % _`M`` _UQ fa bQ^TUZPQ^Z& 8UQ ^lOWcU^WQZPQ 5ZcQZPaZS 

cU^P PUQ GQZPQZf faY 5NcM^`QZ bQ^_`i^WQZ$ _`M`` cUQ P^UZSQZP Zk`US PQZ <MZPXaZS_P^aOW aZP 

QZ`_\^QOTQZPQ 9UZUSaZSQZ fa NQRk^PQ^Z& e

.TV# ' .FU# &

8UQ =ZbQ_`U_ AMZMSQYQZ` F5 XQTZ` QUZQ EQSQXaZS Rl^ AUQ`bQ^TiX`ZU__Q YU` AUQ`fUZ_QZ fcU_OTQZ U_ [[[ 

aZP *( [[[ :^MZWQZ MN& 8UQ 8QRUZU`U[Z QUZQ_ 6Q^QUOT_$ UZZQ^TMXN PQ__QZ PUQ AUQ`bQ^`^MS_\M^`QUQZ 

QUZ_QU`US MaR PUQ 5ZcQZPaZS PQ_ ;Q_Q`fQ_ bQ^fUOT`QZ WkZZQZ$ Q^_OTQUZ` NQXUQNUS aZP U_` cUXXWl^XUOT 

_[cUQ ZUOT` \^MW`UWMNQX&

.TV# ( 9EUUKIFIQHIT 9MIV" RHIT <EGLVZMQU

.OU PEUUKIFIQHIT 9MIV" RHIT <EGLVZMQU MUV MQ .TV# ( .FU# M HIT /TWVVRPMIVZMQU FZY# HIT 

/TWVVRSEGLVZMQU ZW FIZIMGLQIQ#

.TV# ( .FU# & WQH .FU# ' UMQH ST\ZMUIT ZW JRTPWOMITIQ#

.TV# ( .FU# %

I[^ PQ^ 6Q_OTXa__RM__aZS lNQ^ PUQ A[`U[ZQZ #! $%&" aZP #! $%'! cM^ UZ PQ^ \M^XMYQZ`M^U_OTQZ 

8U_Wa__U[Z YQT^TQU`XUOT aZPURRQ^QZfUQ^` b[Z PQ^ nAUQ`Qo Nfc& PQY nAUQ`fUZ_o PUQ EQPQ& F[RQ^Z PUQ_Q 

6QS^URRQ \^ifU_Q^ SQRM__` ca^PQZ$ cM^ YQU_`QZ_ PQ^ 6^a``[YUQ`fUZ_ SQYQUZ`& 8UQ_ cM^ NQU_\UQX_cQU_Q 

NQU PQ^ b[Y F`iZPQ^M` Sa`SQTQU__QZQZ A[`U[Z #! $"'" PQ^ J5?%FE PQ^ :MXX$ QNQZ_[ NQUY 6Q_OTXa__ 

PQ_ F`iZPQ^M`Q_ b[Y .& AMU #!#! lNQ^ PUQ MNSQiZPQ^`Q A[`U[Z #! $"%# PQ^ J5?%BE&

.TV# ( .FU# & WQH '

6QU PQZ NQ`^[RRQZQZ AUQ`bQ^TiX`ZU__QZ cU^P Q_ ^QXM`Ub bUQXQ IQ^`^iSQ YU` HY_M`fYUQ`QZ SQNQZ& 5aOT 

IQ^`^iSQ YU` SQYU_OT`QZ Ba`faZSQZ$ PUQ b[Z PQ^ 7[bUP%"(%DMZPQYUQ aZ`Q^_OTUQPXUOT NQ`^[RRQZ cM^QZ$ 

_UZP fMTX^QUOT& 6QUPQ FMOTbQ^TMX`Q cl^PQZ YU` PQ^ b[^SQ_OTXMSQZQZ EQSQXaZS aZSQZlSQZP aZP aZWXM^ 

MNSQPQOW`&
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'
.TV# ) 4IUGLWOHIVIT 9MIV" RHIT <EGLVZMQU

BMT OILQIQ .TV# ) EF#

FiY`XUOTQ NQ`^[RRQZQZ IQ^YUQ`Q^ cl^PQZ b[Z ;Q_Q`fQ_ cQSQZ faY IQ^fUOT` MaR .(! UT^Q_ 

:[^PQ^aZS_MZ_\^aOTQ_ MaR bQ^`^MSXUOT bQ^QUZNM^`Q AUQ`% [PQ^ DMOT`fUZ_Q SQfcaZSQZ& 5ZPQ^Q^_QU`_ 

cl^PQZ _iY`XUOTQ b[Z PQ^ I[^XMSQ Q^RM__`QZ AUQ`Q^ aZSQMOT`Q` PQ^ `M`_iOTXUOTQZ cU^`_OTMR`XUOTQZ 

5a_cU^WaZSQZ MaR UT^ HZ`Q^ZQTYQZ UY SXQUOTQZ HYRMZS QZ`XM_`Q`& 8UQ_Q DMa_OTMXUQ^aZS YMS QUZRMOT 

_QUZ$ U_` MNQ^ cUXXWl^XUOT$ aZMa_SQc[SQZ aZP aZSQ^QOT`&

IQ^YUQ`Q^ Yl__`QZ$ aY SQYi__ 5^`UWQX / UZ PQZ ;QZa__ b[Z <i^`QRMXX%;QXPQ^ fa W[YYQZ$ UT^Q B[`XMSQ 

YU` QUZQ^ SMZfQZ EQUTQ b[Z HZ`Q^XMSQZ$ !nAUQ`% [PQ^ DMOT`bQ^`^MS$ ?[^^Q_\[ZPQZf$ cQU`Q^Q 

8[WaYQZ`Qo" NQcQU_QZ& 8UQ_ UZWXa_UbQ PQ^ 5aRXMSQ$ PM__ PM_ n6JC fa_i`fXUOTQ 5ZR[^PQ^aZSQZ Rl^ PM_ 

I[^XUQSQZ QUZQ^ cU^`_OTMR`XUOTQZ B[`XMSQo RQ_`XQSQZ WMZZ& FQU`QZ_ PQ^ AUQ`Q^ cl^PQ YU``QX_ QUZQ_ 

_UY\XQZ 5aR`QUXaZS__OTXl__QX N^QU` lNQ^ QUZQ IUQXfMTX b[Z HZ`Q^ZQTYQZ EQOT` SQ_\^[OTQZ % [TZQ 

PQ^QZ 6Q`^[RRQZTQU` lNQ^TMa\` ZiTQ^ fa lNQ^\^lRQZ& 8UQ_ U_` ZUOT` MWfQ\`MNQX&

.TV# * 4IUWQHLIMVUIMQTMGLVWQKIQ

BMT OILQIQ .TV# * EF#

9_ U_` ZUOT` fUQXRlT^QZP$ SQcU__Q HZ`Q^ZQTYQZ$ cQXOTQ nZa^o QUZQ 9UZ_OT^iZWaZS PQ_ 6Q`^UQN_ 

Q^RMT^QZ TMNQZ$ QNQZRMXX_ b[Y 6aZPQ_SQ_Q`f \^[RU`UQ^QZ fa XM__QZ& AU` PQ^ 5ZcQZPaZS MaR _iY`XUOTQ 

;Q_aZPTQU`_QUZ^UOT`aZSQZ XMa` 7CI=8%"(%IQ^[^PZaZS # cU^P QUZQ^_QU`_ QUZQ aZSQ^QOT`RQ^`US`Q 

DMa_OTMXUQ^aZS b[^SQZ[YYQZ& 5ZPQ^Q^_QU`_ cQ^PQZ MZPQ^Q HZ`Q^ZQTYQZ Ma_SQ_OTX[__QZ& 5aOT 

<[`QX_ cM^QZ NQU_\UQXcQU_Q UZPU^QW` NQ`^[RRQZ aZP Ya__`QZ UT^QZ 6Q`^UQN QUZ_OT^iZWQZ& 9NQZ_[ _UZP 

NQU EQ_`Ma^MZ`_$ PUQ `QUXcQU_Q UZ 6Q`^UQN cM^QZ$ PUQ QRRQW`UbQZ 9UZNa__QZ _OTcUQ^US fa Q^TQNQZ& 9_ 

RXk__QZ faPQY gNQ^N^lOWaZS_% aZP @U]aUPU`i`_TUXRQZ$ PUQ QNQZRMXX_ _`MM`XUOT Ma_SQ^UOT`Q` ca^PQZ&

.TV# + 2QVUGL\HMKWQK FIM YMTVUGLEJVOMGLIQ :RVOEKIQ

BMT OILQIQ .TV# + EF#

8UQ ?[ZfQ\`U[Z QUZQ^ <i^`QRMXX^QSQXaZS Rl^ IQ^YUQ`Q^ bQ^YMS PUQ HZMa_SQc[SQZTQU` PQ^ SQ_MY`QZ 

I[^XMSQ ZUOT` cQ``faYMOTQZ % UY ;QSQZ`QUX& 8UQ 5N_UOT`$ PUQ YU` .(! AUQ`Q^XM__ T[TQ 6QXM_`aZS b[Z 

IQ^YUQ`Q^Z cQ``faYMOTQZ aZP ZMYQZ`XUOT VQZQ$ PUQ YU` ?[_`QZYUQ`Q M^NQU`QZ$ fa QZ`XM_`QZ$ U_` faY 

FOTQU`Q^Z bQ^a^`QUX`& 9UZ <i^`QRMXXR[ZP_$ cQXOTQ^ YU` *( AUXXU[ZQZ :^MZWQZ SQiaRZQ` cl^PQ$ bQ^YMS PUQ 

fa Q^cM^`QZPQZ 5a_RiXXQ ZUOT` fa PQOWQZ& =Y KaSQ PQ^ 7CI=8%)1 6QciX`USaZS cl^PQZ TUQ^ faPQY 

AU``QX QUZSQ_`QXX`$ cQXOTQ PUQ Rl^ PQZ_QXNQZ KcQOW NQ^QU`SQ_`QXX`QZ aZP RXUQ__QZPQZ @U]aUPU`i`_TUXRQZ 

nW[ZWa^^QZfUQ^QZo&

>IMVI ) XRQ +



.TV# %% =IJITIQHWP WQH 6QNTEJVVTIVIQ

BMT OILQIQ .TV# %% .FU# & EF#

8UQ ;QX`aZS_PMaQ^ PQ_ ;Q_Q`fQ_ U_` MaR +)& 8QfQYNQ^ *(*( fa NQ_OT^iZWQZ& 8UQ UZ 5^`& )) 5N_& * 

b[^SQ_OTXMSQZQ ;QX`aZS_PMaQ^ NU_ 9ZPQ 8QfQYNQ^ *(** U_` lNQ^f[SQZ& FUQ bQ^YU``QX`$ PM__ XMZScUQ^USQ 

EQOT`_bQ^RMT^QZ UZ ?MaR SQZ[YYQZ cQ^PQZ& :Q^ZQ^ U_` PM_ b[^XUQSQZPQ ;Q_Q`f nRl^ PUQ 8MaQ^ PQ^ b[Y 

6aZP bQ^[^PZQ`QZ FOTXUQ__aZSo Ma_SQXQS`& =Y YkSXUOTQZ :MXXQ QUZQ_ fcQU`QZ @[OWP[cZ_ UZ PQZ >MT^QZ 

*(*) [PQ^ *(**$ YU` MZPQ^_ SQM^`Q`QZ I[^_OT^UR`QZ aZP 5a_cU^WaZSQZ$ Yl__`Q PUQ @MSQ VQP[OT 

faZiOT_` ZQa NQa^`QUX` cQ^PQZ& 9_ Ya__ PQ_TMXN Ma_SQ_OTX[__QZ cQ^PQZ$ PM__ PQ^ b[^XUQSQZPQ 

;Q_Q`fQ_b[^_OTXMS Ma`[YM`U_OT MaOT Rl^ QUZQZ fcQU`QZ @[OWP[cZ ;lX`USWQU` Q^TUQX`Q& 8UQ_ U_` Qd\XUfU` 

RQ_`faTMX`QZ&

8UQ ;QX`aZS_R^U_` NU_ +)& 8QfQYNQ^ *(** U_` MaOT Ma_ PUQ_QY ;^aZP aY fcQU >MT^Q fa bQ^Wl^fQZ&

6A# CWUEPPIQJEUUWQK

>QPQ^ fa_i`fXUOTQ _`MM`XUOTQ 9UZS^URR UZ PUQ \^UbM`^QOT`XUOTQZ AUQ`bQ^TiX`ZU__Q _OTMRR` QIWI 

@QKITIGLVMKNIMVIQ# @MZScUQ^USQ ;Q^UOT`_bQ^RMT^QZ cQ^PQZ PMYU` ZUOT` bQ^TUZPQ^`$ _[ZPQ^Z UZ bUQXQZ 

:iXXQZ c[TX QTQ^ NQRk^PQ^`$ a& M& cQUX fMTX^QUOTQ 9UZfQXRiXXQ YU` PQY I[^_OTXMS ZUOT` SQ^QSQX` cQ^PQZ 

WkZZ`QZ&

AUQ`bQ^TiX`ZU__Q _UZP STMXEVTIGLVOMGLIT AITVTEKUXITL\OVQMUUI# AUQ`bQ^`^iSQ _UZP MaOT UZ PUQ_Q^ 

?^U_QZ_U`aM`U[Z SlX`US aZP NUXPQZ PUQ 6M_U_ Rl^ IQ^TMZPXaZSQZ PQ^ IQ^`^MS_\M^`QUQZ$ aY UZ PUQ_Q^ 

Ma__Q^[^PQZ`XUOTQZ @MSQ RMU^Q aZP Rl^ NQUPQ FQU`QZ MWfQ\`MNXQ ?[Y\^[YU__Q fa RUZPQZ& HZfiTXUSQ 

_[XOTQ^ IQ^QUZNM^aZSQZ ca^PQZ NQ^QU`_ MNSQ_OTX[__QZ& 8UQ_Q^ PUQ IQ^`^MS_Ma`[Z[YUQ ^Q_\QW`UQ^QZPQ 

JQS TM` D^U[^U`i` aZP _[XX ZUOT` `[^\QPUQ^` cQ^PQZ& 9UZ _`MM`XUOTQ^ 9UZS^URR _`QXX` ;Q_\^iOTQ aZP 

IQ^TMZPXaZSQZ fcU_OTQZ AUQ`% aZP DMOT`\M^`QUQZ UZ :^MSQ$ SQRiT^PQ` PUQ_Q aZP cU^P QUZQ IUQXfMTX b[Z 

\^UbM`QZ @k_aZSQZ bQ^TUZPQ^Z&

9UZ MXXRiXXUSQ^ UVEEVOMGLIT 2MQKTMJJ MQ IMQ STMXEVTIGLVOMGLIU AITVTEKUXITL\OVQMU PWUU XITL\OVQMUP\UUMK 

aZP MaR VQZQ AUQ`Q^UZZQZ aZP AUQ`Q^ NQ_OT^iZW` _QUZ$ cQXOTQ fa^ gNQ^N^lOWaZS PQ^ W^U_QZNQPUZS`QZ 

5a_RiXXQ MY QTQ_`QZ MaR HZ`Q^_`l`faZS MZSQcUQ_QZ _UZP& 9_ _UZP PUQ_ PUQ WXQUZQ^QZ HZ`Q^ZQTYQZ& 8UQ 

b[^SQ_OTXMSQZQ @k_aZS U_` aZbQ^TiX`ZU_Yi__US$ aZMa_SQc[SQZ aZP NUQ`Q` ZUOT` ^QOT`fQU`US 

EQOT`__UOTQ^TQU`&

8Q^ I[^QZ`ca^R Xi__` PUQ WQVITUGLMIHOMGLIQ YMTVUGLEJVOMGLIQ .WUYMTNWQKIQ PQ^ b[^lNQ^SQTQZPQZ 

;Q_OTiR`__OTXUQ__aZSQZ MaR PUQ bQ^_OTUQPQZQZ 6Q`^UQNQ Ma__Q^ 5OT` aZP cU^R` _OTcUQ^USQ 

5NS^QZfaZS_R^MSQZ MaR&

8M_ Pa^OT PQZ 6aZP UZ 5aR`^MS SQSQNQZQ 9RQMVRTMQK OMIKV QRGL OEQKI QMGLV XRT WQH NEQQ URPMV QMGLV 

EOU Q]VMKI 1EVIQKTWQHOEKI ZWT 7RQZISVMRQ HIT @PUIVZWQK XITYIQHIV cQ^PQZ& 6Q^QU`_ b[^XUQSQZPQ 

9^TQNaZSQZ PQ^ =YY[NUXUQZN^MZOTQ Q^ciTZ` PQ^ 6aZPQ_^M` UY 6Q^UOT` fa^ IQ^ZQTYXM__aZS ZUOT`& 8UQ_ 

U_` _`[__QZP&

>IMVI * XRQ +



8UQ 9^TQNaZSQZ PQ^ 6^MZOTQ aZP _\QfURU_OT PQ_ I=F fQUS`QZ NQ^QU`_ 9ZPQ AMU2 =Z fcQU 8^U``QXZ MXXQ^ 

;Q_OTiR`_YUQ`bQ^TiX`ZU__Q PQ^ AU`SXUQPQ^ PQ_ I=F ca^PQ NQ^QU`_ \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ @k_aZSQZ fcU_OTQZ 

AUQ`Q^Z aZP IQ^YUQ`Q^Z SQRaZPQZ&

8UQ UZ PUbQ^_QZ 7EQVRQIQ KIVTRJJIQIQ 8]UWQKIQ UVILIQ MP BMHITUSTWGL ZW IMQIT /WQHIUO]UWQK#

:l^ PQZ MXXRiXXUSQZ 9UZS^URR UZ PUQ \^UbM`^QOT`XUOTQZ AUQ`bQ^TiX`ZU__Q TM` PQ^ 6aZP WQUZQ `MaSXUOTQ 

AITJEUUWQKUKTWQHOEKI# 8UQ 6Q^aRaZS MaR 5^`& )(( 6I U_` QMGLV XITVTIVFET#

8UQ T^GNYMTNIQHI 6QNTEJVUIVZWQK HIU 4IUIVZIU MUV TIGLVOMGL WQLEOVFET

BMT OILQIQ HEU /WQHIUKIUIVZ EF#

2U MUV QMGLV ZMIOJ^LTIQH! IU FILMQHITV STMXEVTIGLVOMGLI 8]UWQKIQ WQH UVIOOV IMQI NTEUUI 

/IQEGLVIMOMKWQK HIT 6PPRFMOMIQIMKIQV^PIT WQH AITPMIVIT HET#

6QU MXXRiXXUSQZ :^MSQZ _`QTQZ cU^ SQ^ZQ fa^ IQ^RlSaZS&

>IMVI + XRQ +



/B; ;38 @3.

$ % .@4# &$&$ "#$
=2.8 2>?.?2 4=;@<

>?2<5.:2 /;:A6:

  !

F #+( ,/ )'( .) '. 

^_P[SLYP&MZYaTY3TYaP^_T^R]Z`[&NZX

5`YOP^LX_ Qi] IZSY`YR^bP^PY !5IB" 

E_Z]NSPYRL^^P - 

),+' :]PYNSPY

6:A2>?6> <=;<2=?62> >.

D`P O` DSZOLYTL ) 

*0-* 6]LY^%@ZY_LYL

TYaP^_T^R]Z`[&NZX

Ji]TNS$ *& 4`R`^_ )')'

AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU YVO /VPGHTJHTHUY ]EHS GHP 9LHU" VPG GHP <DFKUYLPT XZKSHPG 

/HUSLHETTFKNLHTTVPJHP VPG 2LPTFKSZPMVPJHP YVS /HMZORIVPJ GHT 0QSQPDWLSVT 0QWLG"%, 

!0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUY 

EPS] RPPS]_P] ;P]] 5`YOP^]L_ CL]XPWTY 

EPS] RPPS]_P] ;P]] F^NST]]PY 

EPS] RPPS]_P] ;P]] 4WaL]Pd 

EPS] RPPS]_P 7LXPY `YO ;P]]PY

7TP <YaP^_T^ C]Z[P]_TP^ E4 ]P[]f^PY_TP]_ PTY CZ]_QZWTZaP]XhRPY aZY RP^LX_SLQ_ ]`YO 6;9 (&, @TL TY 

<XXZMTWTPY&

7TP <YaP^_T^ C]Z[P]_TP^ E4 MPOLYV_ ^TNS Qi] OTP :PWPRPYSPT_ d`] E_PWW`YRYLSXP d`X HZ]PY_b`]Q OP^ 

ZMRPYLYY_PY 5`YOP^RP^P_dP^ k6ZaTO%(0%:P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dl&

7TP <YaP^_T^ C]Z[P]_TP^ E4 PYRLRTP]_ ^TNS ^PT_ 5PRTYY OP] 6Z]ZYL%>]T^P Qi] PTY XL]V_RP]PNS_P^$ QLT]P^ 

`YO!Qi] ;f]_PQfWWP `YO MP^ZYOP]^ MPPTY_]fNS_TR_P GY_P]YPSXPY ^LNSRP]PNS_P^ `YO []LV_TVLMWP^ 

>ZYdP[_ Qi] MP_]ZQQPYP :P^NSfQ_^XTP_aP]SfW_YT^^P& 7L^ L`QR]`YO OP] 5P^NSWi^^P OP^ AL_TZYLW]L_P^ aZX 

+& =`YT )')' `YO OP^ E_fYOP]L_P^ aZX /& =`YT )')' L`^RPL]MPT_P_P k5`YOP^RP^P_d iMP] OPY @TP_% `YO 

OPY CLNS_dTY^ bfS]PYO 5P_]TPM^^NSWTP^^`YRPY `YO 8TY^NS]fYV`YRPY d`] 5PVfX[Q`YR OP^ 6Z]ZYLaT]`^ 

!6ZaTO%(0"l bTOP]^[]TNS_ OTP^PX JTPW YTNS_ Y`]$ ^ZYOP]Y MPSTYOP]_ TY `YdfSWTRPY 9fWWPY Ri_WTNSP `YO 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSP 8TYTR`YRPY OP] MP_]ZQQPYPY @TP_[L]_PTPY&

1HP WQSNLHJHPGHP 2PUXVSI GHT _0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUYHT` NHKPHP XLS GDKHS GHYLGLHSU DE#

IT] WPRPY <SYPY YLNSQZWRPYO `Y^P]P eMP]WPR`YRPY OL]&



6# .NNJHOHLPH /HOHSMVPJHP

1LH 6PWHTULT <SQRHSULHT >. NHKPU GHP AQSHPUXVSI YVO /VPGHTJHTHUY DE#

7TP^P] T^_ VPWHSKZNUPLTOZTTLJ `YO WHSIDTTVPJTXLGSLJ! P] ]TNS_P_ WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP >FKDGHP LY$ 

^_L__ A`_dPY d` ^_TQ_PY2 ^NSLQQ_ d`^f_dWTNSP =HFKUTVPTLFKHSKHLU `YO bi]OP PTY XLNNM]SNLFK VZYdT[TP]_P^ 

8Y_PTRY`YR^VZYdP[_ RP^P_dWTNS aP]LYVP]Y$ bPWNSP^ `YaP]^_fYOWTNSP]bPT^P L`^^NSWTP^^WTNS OTP 

HP]XTP_P] _]fQP& 7L^ :P^P_d WHSKLPGHSU TY aTPWPY 9fWWPY Ri_WTNSP `YO RDSUPHSTFKDIUNLFKH 2LPLJVPJHP `YO 

P^ ^NSLQQ_ PTYP HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP AHSOLHUHSP VPG 9LHUHSP#

4`NS OTP 7]TYRWTNSP]VWf]`YR `YO PTYP ]iNVbT]VPYOP <YV]LQ_^P_d`YR aP]XhRPY OTP FL_^LNSP YTNS_ d` 

VZ]]TRTP]PY$ OL^^ PTYP ?h^`YR YV TRZU VZXX_&

4`^ OPX TY 4]_TVPW , OP] 5`YOP^aP]QL^^`YR !5H" aP]LYVP]_PY DPNS_^^_LL_^[]TYdT[ bT]O `Y_P] LYOP]PX 

OL^ :PMZ_ OP] DPNS_^^TNSP]SPT_ LMRPWPT_P_& C]TaL_P ^ZWWPY ^TNS MPT TS]PX ;LYOPWY L`Q OL^ RPW_PYOP 

DPNS_ aP]WL^^PY VhYYPY& @T_ OPX ]iNVbT]VPYO TY >]LQ_ RP^P_d_PY k6ZaTO%(0%:P^NSfQ_^XTP_RP^P_dl 

bi]OP PTYP OTP HP]XTP_P]^PT_P MPWL^_PYOP$ PNS_P DiNVbT]V`YR QP^_RPWPR_ `YO OLXT_ OL^ 4HEQU GHS 

=HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUYU#

7TP 5`YOP^aP]QL^^`YR RL]LY_TP]_ TY 4]_TVPW )- OL^ 8TRPY_`X `YO TY 4]_TVPW ). OTP IT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_& 

@T_ OPX k6ZaTO%(0%:P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dl bi]OPY OTP^P MPTOPY WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHXZKSNHLTUHUHP 4SVPGSHFKUH WHSNHUYU#

7L^ aZ]RP^NSWLRPYP 5`YOP^RP^P_d T^_ PLFKU WHSKZNUPLTOZTTLJ# 8^ bi]OP d` PTYP] `YRP]PNS_QP]_TR_PY$ 

RPYP]PWWPY ENSWPNS_P]^_PWW`YR aZY HP]XTP_P]Y QiS]PY `YO Sf__P PTYP bTWWVi]WTNSP 8Y_WL^_`YR aZY 

@TP_P]Y d`] 9ZWRP$ ZSYP OP]PY bT]_^NSLQ_WTNSP 5P_]ZQQPYSPT_ d` MP]iNV^TNS_TRPY&

7TP ENSbPTd bf]P OL^ PTYdTRP ?LYO$ bPWNSP^ OP]L]_ bTWWVi]WTNS TY OL^ HP]_]LR^]PNS_ PTYR]TQQP& <X 

bTNS_TRPY TY_P]YL_TZYLWPY >UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 6PWHTULULQPHP VPG 6PWHTUQSHP bi]OP OTP^P^ 

^PWM^_TYO`dTP]_P [ZWT_T^NSP DT^TVZ VWL] d` PTYPX SHNDULWHP BHUUEHXHSETPDFKUHLN QiS]PY& 7L^ T^_ 

`YMPOTYR_ d` aP]XPTOPY&

7TP L`Q XTYOP^_PY^ PTYP SLWMP @TWWTL]OP 9]LYVPY RP^NSf_d_P QTYLYdTPWWP 8DTU X]SGH XHLUJHKHPG GHP 

AHSOLHUHSP DVIJHE]SGHU! `YLMSfYRTR aZY TS]P] QTYLYdTPWWPY ET_`L_TZY&

7TP 4YdLSW OP] MP_]ZQQPYPY :P^NSfQ_^XTP_P]TYYPY `YO %XTP_P]$ Qi] bPWNSP YZNS VPTYP 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSPY ?h^`YRPY aZ]WTPRPY$ T^_ ahWWTR `YVWL]& 7TP HP]bLW_`YR bTWW ^TNS L`Q PTY PTRPYP^ 

@ZYT_Z]TYR ^_i_dPY& 7TP^P^ bT]O YTNS_ aZ] BV_ZMP] )')' aZ]WTPRPY2 OTP 8]RPMYT^^P ^_PSPY OLSP] Qi] OTP 

5Z_^NSLQ_ LY OL^ CL]WLXPY_ aP]X`_WTNS YZNS YTNS_ d`] HP]QiR`YR& 7LXT_ MWPTM_ OL^ XT_ OPX 

:P^P_dP^PY_b`]Q aZ]RP^NSWLRPYP >ZYdP[_ PTY bPT_RPSPYO DVI XLNNM]SNLFKHP >FKZUYVPJHP VPG 

.PPDKOHP EDTLHSHPGHT 7QPTUSVMU# 7L^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMgW&

7TP 1HILPLULQP O\JNLFKHS 5ZSUHIZNNH L`Q HP]XTP_P]^PT_P bi]OP OPX 5`YOP^LX_ Qi] IZSY`YR^bP^PY 

!5IB" ZMWTPRPY$ OL^ OLd` XT_ bPT_]PTNSPYOPY 8Y_^NSPTOVZX[P_PYdPY L`^RP^_L__P_ bi]OP&

 

>HLUH & WQP +



7P] 5`YOP^]L_ SfW_ TX P]Wf`_P]YOPY 5P]TNS_ L`Q EPT_P - d`_]PQQPYO QP^_$ OL^^ OTP ENSWTP^^`YR `YO OTP 

8TY^NS]fYV`YR PTYP^ 5P_]TPM^ L`QR]`YO aZY MPSh]OWTNSPY @L^^YLSXPY TYQZWRP OP] 6BH<7%(0% 

CLYOPXTP PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS WTPRPY& Ii]OP PTYPX 

FPTW OP] @TP_P]TYYPY `YO @TP_P] ]iNVbT]VPYO [P] (.& @f]d )')' PTY RP^P_dWTNSP] 4Y^[]`NS L`Q 

@TP_dTY^SP]LM^P_d`YR PTYRP]f`X_$ bi]OP UPOZNS _]Z_dOPX DPNS_ RP^NSLQQPY$ L`Q OL^ ^TNS TY OP] C]LcT^ 

L`NS @TP_P]TYYPY `YO @TP_P] MP]`QPY bP]OPY$ OTP aZY OP] aZ]RP^PSPYPY DPRPW`YR L`QR]`YO OP] 

@TP_dTY^ShSP !iMP] T^ ZZZ Mdb& )' ZZZ 9]LYVPY" LY ^TNS YTNS_ []ZQT_TP]PY VhYY_PY&

66# AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH

5PTX @TP_]PNS_ SLYOPW_ P^ ^TNS `X JTaTW]PNS_& 7PX 5`YO VZXX_ RPXf^^ 4]_TVPW ('0 5H Y`] OTP 

>ZX[P_PYd d`$ HZ]^NS]TQ_PY RPRPY @T^^M]f`NSP TX @TP_bP^PY ^ZbTP iMP] OTP 

4WWRPXPTYaP]MTYOWTNSP]VWf]`YR aZY DLSXPYXTP_aP]_]fRPY d` P]WL^^PY& 7P] aZX aZ]RP^NSWLRPYPY 

k6ZaTO%(0%:P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dl MP_]ZQQPYP :PRPY^_LYO RPSh]_ VWL] YTNS_ OLd`&

7P] HP]^`NS$ OL^ aZ]RP^NSWLRPYP :P^P_d L`Q 4]_TVPW ('' 5H LMd`^_i_dPY$ T^_ VPUDVJNLFK# 7PYY RPXf^^ 

OTP^P] HP]QL^^`YR^MP^_TXX`YR d`] >ZYU`YV_`][ZWT_TV Xi^^_PY `&L& OTP :]`YO^f_dP OP] 

IT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_$ OP] IP__MPbP]M^YP`_]LWT_f_ `YO OP] :WPTNSMPSLYOW`YR aZY >ZYV`]]PY_PY 

RPbfS]WPT^_P_ ^PTY& 7L^ VLYY XT_ OTP^P] HZ]WLRP XT_YTNS_PY RPbfS]WPT^_P_ bP]OPY& 8TY L`Q OTP^P] 

HP]QL^^`YR^YZ]X MP]`SPYOP^ 5`YOP^RP^P_d bT]O OTP^P :]`YO^f_dP TX :PRPY_PTW aP]WP_dPY& 4YOP]^ LW^ 

OP] 5`YOP^]L_ MP_]LNS_PY bT] PTY .ETUHNNHP DVI .SULMHN %$$ /A YTNS_ LW^ kaP]_]P_ML]l$ ^ZYOP]Y LW^ 

QIIHPMVPGLJ IDNTFK#

666# >UHNNVPJPDKOH YV HLPYHNPHP /HTULOOVPJHP 

.SU#   4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# & LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

7TP DPRPW`YR ^ZWW VZ]]TRTP]_ bP]OPY$ `X YTNS_&Qi] OL^ PTYdPWYP @TP_ZMUPV_$ ^ZYOP]Y Qi] OPY @TP_aP]_]LR 

d` RPW_PY& A`] ^Z VLYY L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ Qi] PTYP HTPWdLSW aZY @TP_ZMUPV_PY TY PTYP] ZOP] 

XPS]P]PY ?TPRPY^NSLQ_PY UP PTY 8]WL^^ MPLY_]LR_ `YO OTP BMP]R]PYdP aZY 6;9 JB BBB XPS]QLNS 

iMP]^NS]T__PY bi]OP&

<Y OPY 8]Wf`_P]`YRPY bT]O L`^RPQiS]_$ OL^^ kXT_ OPX ;TYbPT^ L`Q :P^NSfQ_^]f`XPl aP]OP`_WTNS_ bT]O$ 

kOL^^ OP] @ZYL_^dTY^ []Z @TP_% ZOP] CLNS_ZMUPV_ `YO YTNS_ OL^ HP]_]LR^aZW`XPY RPXPTY_ T^_& IP]OPY 

TY PTYPX PTYdPWYPY HP]_]LR XPS]P]P PTRPY^_fYOTRP @TP_% ZOP] CLNS_^LNSPY d`^LXXPYRPQL^^_$ ^Z RTW_ 

OL^ :P^P_d Qi] UPOP^ OTP^P] BMUPV_P$ Qi] OL^ PTY @TP_% ZOP] CLNS_dTY^ aZY ShNS^_PY^ JB BBB 9]LYVPY 

RTW_$ ^PWM^_ OLYY$ bPYY OTP XZYL_WTNSP :P^LX_^`XXP OL]iMP] WTPR_l& 7TP^ T^_ d` VZ]]TRTP]PY % d`XLW 

OTP^ OPX iMP]RPZ]OYP_PY QZ]X`WTP]_PY JTPW bTOP]^[]TNS_1 k7TP BMP]R]PYdP b`]OP MPb`^^_ PTYRPQiS]_$ 

`X VWPTYP `YO XT__WP]P GY_P]YPSXPY d` ^NSi_dPYl&
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.SU#   LTU GHTKDNE VOYVIQSOVNLHSHP- k7TP^P^ :P^P_d RTW_ I]S 9LHU" VPG <DFKUWHSUSZJH! YLXPY_WTNS OP] 

QZWRPYOPY hQQPY_WTNS d`RfYRWTNSPY 8TY]TNS_`YRPY `YO 5P_]TPMP$ ^ZQP]Y OP] @TP_% ZOP] OP] CLNS_dTY^ Qi] 

OTP @TP_% ZOP] OTP CLNS_^LNSP XZYL_WTNS XLcTXLW )' ''' 9]LYVPY MP_]fR_l&

.SU# ! .VTPDKOHP WQO 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# ' LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

.SU# * .ET# ( /TU# D YTXX_ MP^_PSPYOP 8TYTR`YRPY ]TNS_TRP]bPT^P aZY OP] RP^P_dWTNSPY DPRPW`YR L`^& 8^ 

T^_ LMP] YTNS_ LVdP[_LMPW$ bPYY PTYdTR @TP_dTY^]PO`V_TZYPY TS]P :iW_TRVPT_ MPSLW_PY& 4`NS 8TYTR`YRPY$ 

bPWNSP kMPT^[TPW^bPT^P E_`YO`YR^% ZOP] DL_PYdLSW`YR^LM]POPYl `XQL^^PY$ ^TYO RiW_TRP 4MXLNS`YRPY 

`YO Xi^^PY aZX :PW_`YR^MP]PTNS L`^RPYZXXPY bP]OPY& 4`NS ^ZWNSP HP]PTYML]`YRPY ^_PWWPY kPTYP 

L`^O]iNVWTNSP 8TYTR`YR OP] HP]_]LR^[L]_PTPYl OL]&

.SU# ' .ET# % /TU# E

8^ X`^^ OPQTYTP]_ bP]OPY$ d` bPWNSPX JPT_[`YV_ PTY ]PNS_^V]fQ_TRP] :P]TNS_^PY_^NSPTO aZ]d`WTPRPY SL_$ 

OLXT_ PTY @TP_aP]SfW_YT^ aZX :PW_`YR^MP]PTNS OP^ :P^P_dP^ L`^RPYZXXPY bT]O& 7TP HZ]RLMP$ bZYLNS 

OL^ :P^P_d MPT WL`QPYOPY :P]TNS_^aP]QLS]PY ]iNVbT]VPYO d`] 4YbPYO`YR VZXX_$ bT]O PTYP R]Z^^P JLSW 

aZY :P]TNS_^QfWWPY L`^Wh^PY ZOP] MPRiY^_TRPY % ^_L__ ^TP d` aP]STYOP]Y& 7TP ]iNVbT]VPYOP 4YbPYO`YR 

bT]O OTP FPYOPYd d`X 4MbL]_PY aP]^_f]VPY$ ^_L__ bTP O]TYRPYO Yh_TR OPY ;LYOW`YR^O]`NV `YO 

PY_^[]PNSPYOP 8TYTR`YRPY d` MPQh]OP]Y&

.SU# ' .ET# &

7TP <YaP^_T^ C]Z[P]_TP^ E4 WPSY_ PTYP DPRPW`YR Qi] @TP_aP]SfW_YT^^P XT_ @TP_dTY^PY dbT^NSPY T^ ZZZ 

`YO )' ZZZ 9]LYVPY LM& 7TP 7PQTYT_TZY PTYP^ 5P]PTNS^$ TYYP]SLWM OP^^PY OTP @TP_aP]_]LR^[L]_PTPY 

PTY^PT_TR L`Q OTP 4YbPYO`YR OP^ :P^P_dP^ aP]dTNS_PY VhYYPY$ P]^NSPTY_ MPWTPMTR `YO T^_ bTWWVi]WTNS 

^ZbTP YTNS_ []LV_TVLMPW&

.SU# " 9DTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

.NT ODTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT LTU LP .SU# ( .ET# % GHS /SVUUQOLHUYLPT EYX# GHS 

/SVUUQRDFKUYLPT YV EHYHLFKPHP#

.SU# ( .ET# & VPG .ET# ' TLPG RSZYLTHS YV IQSOVNLHSHP#

.SU# " .ET# #

HZ] OP] 5P^NSW`^^QL^^`YR iMP] OTP @Z_TZYPY )'&*+,( `YO )'&*+-' bL] TY OP] [L]WLXPY_L]T^NSPY 

7T^V`^^TZY XPS]SPT_WTNS `YOTQQP]PYdTP]_ aZY OP] k@TP_Pl Mdb& OPX k@TP_dTY^l OTP DPOP& EZQP]Y OTP^P 

5PR]TQQP []fdT^P] RPQL^^_ b`]OPY$ bL] XPT^_PY^ OP] 5]`__ZXTP_dTY^ RPXPTY_& 7TP^ bL] MPT^[TPW^bPT^P 

MPT OP] aZX E_fYOP]L_ R`_RPSPT^^PYPY @Z_TZY )'&*(-( OP] I4>%ED OP] 9LWW$ PMPY^Z MPTX 5P^NSW`^^ 

OP^ E_fYOP]L_P^ aZX -& @LT )')' iMP] OTP LMRPfYOP]_P @Z_TZY )'&*(+) OP] I4>%AD&
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.SU# " .ET#   VPG !

5PT OPY MP_]ZQQPYPY @TP_aP]SfW_YT^^PY bT]O P^ ]PWL_Ta aTPWP HP]_]fRP XT_ GX^L_dXTP_PY RPMPY& 4`NS 

HP]_]fRP XT_ RPXT^NS_PY A`_d`YRPY$ OTP aZY OP] 6ZaTO%(0%CLYOPXTP `Y_P]^NSTPOWTNS MP_]ZQQPY bL]PY$ 

^TYO dLSW]PTNS& 5PTOP ELNSaP]SLW_P bi]OPY XT_ OP] aZ]RP^NSWLRPYPY DPRPW`YR `YRPYiRPYO `YO `YVWL] 

LMRPOPNV_&

.SU# # 4HTFKVNGHUHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

BLS NHKPHP .SU# # DE#

EfX_WTNSP MP_]ZQQPYPY HP]XTP_P] bi]OPY aZY :P^P_dP^ bPRPY d`X HP]dTNS_ L`Q -Z! TS]P^ 

9Z]OP]`YR^LY^[]`NSP^ L`Q aP]_]LRWTNS aP]PTYML]_P @TP_% ZOP] CLNS_dTY^P RPdb`YRPY& 4YOP]P]^PT_^ 

bi]OPY ^fX_WTNSP aZY OP] HZ]WLRP P]QL^^_PY @TP_P] `YRPLNS_P_ OP] _L_^fNSWTNSPY bT]_^NSLQ_WTNSPY 

4`^bT]V`YRPY L`Q TS] GY_P]YPSXPY TX RWPTNSPY GXQLYR PY_WL^_P_& 7TP^P CL`^NSLWTP]`YR XLR PTYQLNS 

^PTY$ T^_ LMP] bTWWVi]WTNS$ `YL`^RPbZRPY `YO `YRP]PNS_&

HP]XTP_P] Xi^^_PY$ `X RPXf^^ 4]_TVPW . TY OPY :PY`^^ aZY ;f]_PQLWW%:PWOP] d` VZXXPY$ TS]P AZ_WLRP 

XT_ PTYP] RLYdPY DPTSP aZY GY_P]WLRPY$ !k@TP_% ZOP] CLNS_aP]_]LR$ >Z]]P^[ZYOPYd$ bPT_P]P 

7ZV`XPY_Pl" MPbPT^PY& 7TP^ TYVW`^TaP OP] 4`QWLRP$ OL^^ OL^ k5IB d`^f_dWTNSP 4YQZ]OP]`YRPY Qi] OL^ 

HZ]WTPRPY PTYP] bT]_^NSLQ_WTNSPY AZ_WLRPl QP^_WPRPY VLYY& EPT_PY^ OP] @TP_P] bi]OP XT__PW^ PTYP^ 

^TX[WPY 4`Q_PTW`YR^^NSWi^^PW M]PT_ iMP] PTYP HTPWdLSW aZY GY_P]YPSXPY DPNS_ RP^[]ZNSPY % ZSYP 

OP]PY 5P_]ZQQPYSPT_ iMP]SL`[_ YfSP] d` iMP][]iQPY& 7TP^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

.SU# $ 4HTVPGKHLUTHLPSLFKUVPJHP

BLS NHKPHP .SU# $ DE#

8^ T^_ YTNS_ dTPWQiS]PYO$ RPbT^^P GY_P]YPSXPY$ bPWNSP kY`]l PTYP 8TY^NS]fYV`YR OP^ 5P_]TPM^ 

P]QLS]PY SLMPY$ PMPYQLWW^ aZX 5`YOP^RP^P_d []ZQT_TP]PY d` WL^^PY& @T_ OP] 4YbPYO`YR L`Q ^fX_WTNSP 

:P^`YOSPT_^PTY]TNS_`YRPY WL`_ 6BH<7%(0%HP]Z]OY`YR ) bT]O PTYP]^PT_^ PTYP `YRP]PNS_QP]_TR_P 

CL`^NSLWTP]`YR aZ]RPYZXXPY& 4YOP]P]^PT_^ bP]OPY LYOP]P GY_P]YPSXPY L`^RP^NSWZ^^PY& 4`NS 

;Z_PW^ bL]PY MPT^[TPWbPT^P TYOT]PV_ MP_]ZQQPY `YO X`^^_PY TS]PY 5P_]TPM PTY^NS]fYVPY& 8MPY^Z ^TYO 

MPT DP^_L`]LY_^$ OTP _PTWbPT^P TY 5P_]TPM bL]PY$ OTP PQQPV_TaPY 8TYM`^^PY ^NSbTP]TR d` P]SPMPY& 8^ 

QWh^^PY d`OPX eMP]M]iNV`YR^% `YO ?T\`TOT_f_^STWQPY$ OTP PMPYQLWW^ ^_LL_WTNS L`^RP]TNS_P_ b`]OPY&

.SU# % 2PUTFKZGLJVPJ EHL XLSUTFKDIUNLFKHP :QUNDJHP

BLS NHKPHP .SU# + DE#

7TP >ZYdP[_TZY PTYP] ;f]_PQLWW]PRPW`YR Qi] HP]XTP_P] aP]XLR OTP GYL`^RPbZRPYSPT_ OP] RP^LX_PY 

HZ]WLRP YTNS_ bP__d`XLNSPY % TX :PRPY_PTW& 7TP 4M^TNS_$ OTP XT_ -'! @TP_P]WL^^ SZSP 5PWL^_`YR aZY 

HP]XTP_P]Y bP__d`XLNSPY `YO YLXPY_WTNS UPYP$ OTP XT_ >Z^_PYXTP_P L]MPT_PY$ d` PY_WL^_PY$ T^_ d`X
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ENSPT_P]Y aP]`]_PTW_& 8TY ;f]_PQLWWQZYO^$ bPWNSP] XT_ )' @TWWTZYPY 9]LYVPY RPf`QYP_ bi]OP$ aP]XLR OTP 

d` P]bL]_PYOPY 4`^QfWWP YTNS_ d` OPNVPY& <X J`RP OP] 6BH<7%(0 5PbfW_TR`YR bi]OPY STP] d`OPX 

@T__PW PTYRP^_PWW_$ bPWNSP OTP Qi] OPY^PWMPY JbPNV MP]PT_RP^_PWW_PY `YO QWTP^^PYOPY ?T\`TOT_f_^STWQPY 

kVZYV`]]PYdTP]PYl&

.SU#    =HIHSHPGVO VPG 6PMSDIUUSHUHP

BLS NHKPHP .SU# %% .ET# & DE#

7TP :PW_`YR^OL`P] OP^ :P^P_dP^ T^_ L`Q *(& 7PdPXMP] )')' d` MP^NS]fYVPY& 7TP TY 4]_& (( 4M^& ) 

aZ]RP^NSWLRPYP :PW_`YR^OL`P] MT^ 8YOP 7PdPXMP] )')) T^_ iMP]dZRPY& ETP aP]XT__PW_$ OL^^ WLYRbTP]TRP 

DPNS_^aP]QLS]PY TY >L`Q RPYZXXPY bP]OPY& 9P]YP] T^_ OL^ aZ]WTPRPYOP :P^P_d kQi] OTP 7L`P] OP] aZX 

5`YO aP]Z]OYP_PY ENSWTP^^`YRl L`^RPWPR_& <X XhRWTNSPY 9LWWP PTYP^ dbPT_PY ?ZNVOZbY^ TY OPY =LS]PY 

)')( ZOP] )'))$ XT_ LYOP]^ RPL]_P_PY HZ]^NS]TQ_PY `YO 4`^bT]V`YRPY$ Xi^^_P OTP ?LRP UPOZNS 

d`YfNS^_ YP` MP`]_PTW_ bP]OPY& 8^ X`^^ OP^SLWM L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ OP] aZ]WTPRPYOP 

:P^P_dP^aZ]^NSWLR L`_ZXL_T^NS L`NS Qi] PTYPY dbPT_PY ?ZNVOZbY :iW_TRVPT_ P]STPW_P& 7TP^ T^_ Pc[WTdT_ 

QP^_d`SLW_PY&

7TP :PW_`YR^Q]T^_ MT^ *(& 7PdPXMP] )')) T^_ L`NS L`^ OTP^PX :]`YO `X dbPT =LS]P d` aP]Vi]dPY&

6A# CVTDOOHPIDTTVPJ

=POP] d`^f_dWTNSP ^_LL_WTNSP 8TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY @TP_aP]SfW_YT^^P ^NSLQQ_ PHVH 

@PJHSHFKULJMHLUHP# ?LYRbTP]TRP :P]TNS_^aP]QLS]PY bP]OPY OLXT_ YTNS_ aP]STYOP]_$ ^ZYOP]Y TY aTPWPY 

9fWWPY bZSW PSP] MPQh]OP]_$ `& L& bPTW dLSW]PTNSP 8TYdPWQfWWP XT_ OPX HZ]^NSWLR YTNS_ RP]PRPW_ bP]OPY 

VhYY_PY&

@TP_aP]SfW_YT^^P ^TYO RSLWDUSHFKUNLFKHS AHSUSDJTWHSKZNUPLTTH# @TP_aP]_]fRP ^TYO L`NS TY OTP^P] 

>]T^PY^T_`L_TZY RiW_TR `YO MTWOPY OTP 5L^T^ Qi] HP]SLYOW`YRPY OP] HP]_]LR^[L]_PTPY$ `X TY OTP^P] 

L`^^P]Z]OPY_WTNSPY ?LRP QLT]P `YO Qi] MPTOP EPT_PY LVdP[_LMWP >ZX[]ZXT^^P d` QTYOPY& GYdfSWTRP 

^ZWNSP] HP]PTYML]`YRPY b`]OPY MP]PT_^ LMRP^NSWZ^^PY& 7TP^P] OTP HP]_]LR^L`_ZYZXTP ]P^[PV_TP]PYOP 

IPR SL_ C]TZ]T_f_ `YO ^ZWW YTNS_ _Z][POTP]_ bP]OPY& 8TY ^_LL_WTNSP] 8TYR]TQQ ^_PWW_ :P^[]fNSP `YO 

HP]SLYOW`YRPY dbT^NSPY @TP_% `YO CLNS_[L]_PTPY TY 9]LRP$ RPQfS]OP_ OTP^P `YO bT]O PTYP HTPWdLSW aZY 

[]TaL_PY ?h^`YRPY aP]STYOP]Y&

8TY LWWQfWWTRP] TUDDUNLFKHS 2LPJSLII LP HLP RSLWDUSHFKUNLFKHT AHSUSDJTWHSKZNUPLT OVTT WHSKZNUPLTOZTTLJ

`YO L`Q UPYP @TP_P]TYYPY `YO @TP_P] MP^NS]fYV_ ^PTY$ bPWNSP d`] eMP]M]iNV`YR OP] V]T^PYMPOTYR_PY 

4`^QfWWP LX PSP^_PY L`Q GY_P]^_i_d`YR LYRPbTP^PY ^TYO& 8^ ^TYO OTP^ OTP VWPTYP]PY GY_P]YPSXPY& 7TP 

aZ]RP^NSWLRPYP ?h^`YR T^_ `YaP]SfW_YT^Xf^^TR$ `YL`^RPbZRPY `YO MTP_P_ YTNS_ ]PNS_dPT_TR 

DPNS_^^TNSP]SPT_&
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7P] HZ]PY_b`]Q Wf^^_ OTP VPUHSTFKLHGNLFKHP XLSUTFKDIUNLFKHP .VTXLSMVPJHP OP] aZ]iMP]RPSPYOPY 

:P^NSfQ_^^NSWTP^^`YRPY L`Q OTP aP]^NSTPOPYPY 5P_]TPMP L`^^P] 4NS_ `YO bT]Q_ ^NSbTP]TRP 

4MR]PYd`YR^Q]LRPY L`Q&

7L^ O`]NS OPY 5`YO TY 4`Q_]LR RPRPMPYP 9QPLUQSLPJ NLHJU PQFK NDPJH PLFKU WQS VPG MDPP TQOLU PLFKU 

DNT P\ULJH 1DUHPJSVPGNDJH YVS 7QPYHRULQP GHS @OTHUYVPJ WHSXHPGHU bP]OPY& 5P]PT_^ aZ]WTPRPYOP 

8]SPM`YRPY OP] <XXZMTWTPYM]LYNSP P]bfSY_ OP] 5`YOP^]L_ TX 5P]TNS_ d`] HP]YPSXWL^^`YR YTNS_& 7TP^ 

T^_ ^_Z^^PYO&

7TP 8]SPM`YRPY OP] 5]LYNSP `YO ^[PdTQT^NS OP^ H<E dPTR_PY MP]PT_^ 8YOP @LT1 <Y dbPT 7]T__PWY LWWP] 

:P^NSfQ_^XTP_aP]SfW_YT^^P OP] @T_RWTPOP] OP^ H<E b`]OP MP]PT_^ [L]_YP]^NSLQ_WTNSP ?h^`YRPY dbT^NSPY 

@TP_P]Y `YO HP]XTP_P]Y RPQ`YOPY&

7TP TY OTaP]^PY 7DPUQPHP JHUSQIIHPHP 8\TVPJHP TUHKHP LO BLGHSTRSVFK YV HLPHS /VPGHTN\TVPJ#

9i] OPY LWWQfWWTRPY 8TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY @TP_aP]SfW_YT^^P SL_ OP] 5`YO VPTYP _L`RWTNSP 

AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH# 7TP 5P]`Q`YR L`Q 4]_& ('' 5H T^_ PLFKU WHSUSHUEDS#

7TP S]FMXLSMHPGH 6PMSDIUTHUYVPJ GHT 4HTHUYHT LTU SHFKUNLFK VPKDNUEDS

BLS NHKPHP GDT /VPGHTJHTHUY DE#

2T LTU PLFKU YLHNI]KSHPG! HT EHKLPGHSU RSLWDUSHFKUNLFKH 8\TVPJHP VPG TUHNNU HLPH MSDTTH 

/HPDFKUHLNLJVPJ GHS 6OOQELNLHPHLJHPU]OHS VPG AHSOLHUHS GDS#

5PT LWWQfWWTRPY 9]LRPY ^_PSPY bT] RP]YP d`] HP]QiR`YR&

3SRLO56LSKR I[SLLFFR

68B `YO HP]bLW_`YR^]L_^[]f^TOPY_ HP]bLW_`YR^]L_
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AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU YVO /VPGHTJHTHUY \EHS GHP 9LHU" VPG GHP <DFKUYLPT XZKSHPG 

/HUSLHETTFKNLHTTVPJHP VPG 2LPTFKSZPMVPJHP YVS /HMZORIVPJ GHT 0QSQPDWLSVT 0QWLG"%, 

!0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUY 

FPS] RPPS]_P] <P]] 6`YOP^]L_ DL]XPWTY 

FPS] RPPS]_P] <P]] G^NST]]PY 

FPS] RPPS]_P] <P]] 5WaL]Pd 

FPS] RPPS]_P 8LXPY `YO <P]]PY

8TP =YaP^_T^ F5 MPOLYV_ ^TNS Qi] OTP ;PWPRPYSPT_ d`] F_PWW`YRYLSXP d`X IZ]PY_b`]Q OP^ ZMRPYLYY_PY 

6`YOP^RP^P_dP^ l7ZaTO%)1%;P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dm&

8TP =YaP^_T^ F5 PYRLRTP]_ ^TNS ^PT_ 6PRTYY OP] 7Z]ZYL%?]T^P Qi] PTY XL]V_RP]PNS_P^$ QLT]P^ `YO Qi] 

<f]_PQfWWP `YO MP^ZYOP]^ MPPTY_]fNS_TR_P HY_P]YPSXPY ^LNSRP]PNS_P^ `YO []LV_TVLMWP^ ?ZYdP[_ Qi] 

MP_]ZQQPYP ;P^NSfQ_^XTP_aP]SfW_YT^^P& 8L^ L`QR]`YO OP] 6P^NSWi^^P OP^ BL_TZYLW]L_P^ aZX ,& >`YT 

*(*( `YO OP^ F_fYOP]L_P^ aZX 0& >`YT *(*( L`^RPL]MPT_P_P l6`YOP^RP^P_d iMP] OPY ATP_% `YO OPY 

DLNS_dTY^ bfS]PYO 6P_]TPM^^NSWTP^^`YRPY `YO 9TY^NS]fYV`YRPY d`] 6PVfX[Q`YR OP^ 7Z]ZYLaT]`^ 

!7ZaTO%)1"m bTOP]^[]TNS_ OTP^PX KTPW YTNS_ Y`]$ ^ZYOP]Y MPSTYOP]_ TY `YdfSWTRPY :fWWPY Ri_WTNSP `YO 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSP 9TYTR`YRPY OP] MP_]ZQQPYPY ATP_[L]_PTPY&

1HP WQSNLHJHPGHP 2PUXVSI GHT ^0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUYHT_ NHKPHP XLS GDKHS GHYLGLHSU DE#

JT] WPRPY =SYPY YLNSQZWRPYO `Y^P]P eMP]WPR`YRPY OL]&

6# .NNJHOHLPH /HOHSMVPJHP

1LH 6PWHTULT >. NHKPU GHP AQSHPUXVSI YVO /VPGHTJHTHUY DE#



8TP^P] T^_ VPWHSKZNUPLTOZTTLJ `YO WHSIDTTVPJTXLGSLJ! P] ]TNS_P_ WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP >FKDGHP LY$ 

^_L__ B`_dPY d` ^_TQ_PY3 ^NSLQQ_ d`^f_dWTNSP =HFKUTVPTLFKHSKHLU `YO bi]OP PTY XLNNM\SNLFK VZYdT[TP]_P^ 

9Y_PTRY`YR^VZYdP[_ RP^P_dWTNS aP]LYVP]Y$ bPWNSP^ `YaP]^_fYOWTNSP]bPT^P L`^^NSWTP^^WTNS OTP 

IP]XTP_P] _]fQP& 8L^ ;P^P_d WHSKLPGHSU TY aTPWPY :fWWPY Ri_WTNSP `YO RDSUPHSTFKDIUNLFKH 2LPLJVPJHP `YO 

P^ ^NSLQQ_ PTYP HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP AHSOLHUHSP VPG 9LHUHSP#

5`NS OTP 8]TYRWTNSP]VWf]`YR `YO PTYP ]iNVbT]VPYOP =YV]LQ_^P_d`YR aP]XhRPY OTP GL_^LNSP YTNS_ d` 

VZ]]TRTP]PY$ OL^^ PTYP @h^`YR YV TRZU VZXX_&

5`^ OPX TY 5]_TVPW - OP] 6`YOP^aP]QL^^`YR !6I" aP]LYVP]_PY EPNS_^^_LL_^[]TYdT[ bT]O `Y_P] LYOP]PX 

OL^ ;PMZ_ OP] EPNS_^^TNSP]SPT_ LMRPWPT_P_& D]TaL_P ^ZWWPY ^TNS MPT TS]PX <LYOPWY L`Q OL^ RPW_PYOP 

EPNS_ aP]WL^^PY VhYYPY& AT_ OPX ]iNVbT]VPYO TY ?]LQ_ RP^P_d_PY l7ZaTO%)1%;P^NSfQ_^XTP_RP^P_dm 

bi]OP PTYP OTP IP]XTP_P]^PT_P MPWL^_PYOP$ PNS_P EiNVbT]V`YR QP^_RPWPR_ `YO OLXT_ OL^ 4HEQU GHS 

=HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUYU#

8TP 6`YOP^aP]QL^^`YR RL]LY_TP]_ TY 5]_TVPW *. OL^ 9TRPY_`X `YO TY 5]_TVPW */ OTP JT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_& 

AT_ OPX l7ZaTO%)1%;P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dm bi]OPY OTP^P MPTOPY WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHXZKSNHLTUHUHP 4SVPGSHFKUH WHSNHUYU#

8L^ aZ]RP^NSWLRPYP 6`YOP^RP^P_d T^_ PLFKU WHSKZNUPLTOZTTLJ# 9^ bi]OP d` PTYP] `YRP]PNS_QP]_TR_PY$ 

RPYP]PWWPY FNSWPNS_P]^_PWW`YR aZY IP]XTP_P]Y QiS]PY `YO Sf__P PTYP bTWWVi]WTNSP 9Y_WL^_`YR aZY 

ATP_P]Y d`] :ZWRP$ ZSYP OP]PY bT]_^NSLQ_WTNSP 6P_]ZQQPYSPT_ d` MP]iNV^TNS_TRPY&

8TP FNSbPTd bf]P OL^ PTYdTRP @LYO$ bPWNSP^ OP]L]_ bTWWVi]WTNS TY OL^ IP]_]LR^]PNS_ PTYR]TQQP& =X 

bTNS_TRPY TY_P]YL_TZYLWPY >UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 6PWHTULULQPHP VPG 6PWHTUQSHP bi]OP OTP^P^ 

^PWM^_TYO`dTP]_P [ZWT_T^NSP ET^TVZ VWL] d` PTYPX SHNDULWHP BHUUEHXHSETPDFKUHLN QiS]PY& 8L^ T^_ 

`YMPOTYR_ d` aP]XPTOPY&

8TP L`Q XTYOP^_PY^ PTYP SLWMP ATWWTL]OP :]LYVPY RP^NSf_d_P QTYLYdTPWWP 8DTU X\SGH XHLUJHKHPG GHP 

AHSOLHUHSP DVIJHE\SGHU! `YLMSfYRTR aZY TS]P] QTYLYdTPWWPY FT_`L_TZY&

8TP 5YdLSW OP] MP_]ZQQPYPY ;P^NSfQ_^XTP_P]TYYPY `YO %XTP_P]$ Qi] bPWNSP YZNS VPTYP 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSPY @h^`YRPY aZ]WTPRPY$ T^_ ahWWTR `YVWL]& 8TP IP]bLW_`YR bTWW ^TNS L`Q PTY PTRPYP^ 

AZYT_Z]TYR ^_i_dPY& 8TP^P^ bT]O YTNS_ aZ] CV_ZMP] *(*( aZ]WTPRPY3 OTP 9]RPMYT^^P ^_PSPY OLSP] Qi] OTP 

6Z_^NSLQ_ LY OL^ DL]WLXPY_ aP]X`_WTNS YZNS YTNS_ d`] IP]QiR`YR& 8LXT_ MWPTM_ OL^ XT_ OPX 

;P^P_dP^PY_b`]Q aZ]RP^NSWLRPYP ?ZYdP[_ PTY bPT_RPSPYO DVI XLNNM\SNLFKHP >FKZUYVPJHP VPG 

.PPDKOHP EDTLHSHPGHT 7QPTUSVMU# 8L^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

8TP 1HILPLULQP O[JNLFKHS 5ZSUHIZNNH L`Q IP]XTP_P]^PT_P bi]OP OPX 6`YOP^LX_ Qi] JZSY`YR^bP^PY 

!6JC" ZMWTPRPY$ OL^ OLd` XT_ bPT_]PTNSPYOPY 9Y_^NSPTOVZX[P_PYdPY L`^RP^_L__P_ bi]OP&

>HLUH & WQP +



8P] 6`YOP^]L_ SfW_ TX P]Wf`_P]YOPY 6P]TNS_ L`Q FPT_P . d`_]PQQPYO QP^_$ OL^^ OTP &FNSWTP^^`YR `YO OTP 

9TY^NS]fYV`YR PTYP^ 6P_]TPM^ L`QR]`YO aZY MPSh]OWTNSPY AL^^YLSXPY TYQZWRP OP] 7CI=8%)1% 

DLYOPXTP PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS WTPRPY& Ji]OP PTYPX 

GPTW OP] ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] ]iNVbT]VPYO [P] )/& Af]d *(*( PTY RP^P_dWTNSP] 5Y^[]`NS L`Q 

ATP_dTY^SP]LM^P_d`YR PTYRP]f`X_$ bi]OP UPOZNS _]Z_dOPX EPNS_ RP^NSLQQPY$ L`Q OL^ ^TNS TY OP] D]LcT^ 

L`NS ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] MP]`QPY bP]OPY$ OTP aZY OP] aZ]RP^PSPYPY EPRPW`YR L`QR]`YO OP] 

ATP_dTY^ShSP !iMP] T^ ZZZ Mdb& *( ZZZ :]LYVPY" LY ^TNS YTNS_ []ZQT_TP]PY VhYY_PY&

66# AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH

6PTX ATP_]PNS_ SLYOPW_ P^ ^TNS `X KTaTW]PNS_& 8PX 6`YO VZXX_ RPXf^^ 5]_TVPW )(1 6I Y`] OTP 

?ZX[P_PYd d`$ IZ]^NS]TQ_PY RPRPY AT^^M]f`NSP TX ATP_bP^PY ^ZbTP iMP] OTP

5WWRPXPTYaP]MTYOWTNSP]VWf]`YR aZY ELSXPYXTP_aP]_]fRPY d` P]WL^^PY& 8P] aZX aZ]RP^NSWLRPYPY 

l7ZaTO%)1%;P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dm MP_]ZQQPYP ;PRPY^_LYO RPSh]_ VWL] YTNS_ OLd`&

8P] IP]^`NS$ OL^ aZ]RP^NSWLRPYP ;P^P_d L`Q 5]_TVPW )(( 6I LMd`^_i_dPY$ T^_ VPUDVJNLFK# 8PYY RPXf^^ 

OTP^P] IP]QL^^`YR^MP^_TXX`YR d`] ?ZYU`YV_`][ZWT_TV Xi^^_PY `&L& OTP ;]`YO^f_dP OP] 

JT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_$ OP] JP__MPbP]M^YP`_]LWT_f_ `YO OP] ;WPTNSMPSLYOW`YR aZY ?ZYV`]]PY_PY 

RPbfS]WPT^_P_ ^PTY& 8L^ VLYY XT_ OTP^P] IZ]WLRP XT_YTNS_PY RPbfS]WPT^_P_ bP]OPY& 9TY L`Q OTP^P] 

IP]QL^^`YR^YZ]X MP]`SPYOP^ 6`YOP^RP^P_d bT]O OTP^P ;]`YO^f_dP TX ;PRPY_PTW aP]WP_dPY& 5YOP]^ LW^ 

OP] 6`YOP^]L_ MP_]LNS_PY bT] PTY .ETUHNNHP DVI .SULMHN %$$ /A YTNS_ LW^ laP]_]P_ML]m$ ^ZYOP]Y LW^ 

QIIHPMVPGLJ IDNTFK#

666# >UHNNVPJPDKOH YV HLPYHNPHP /HTULOOVPJHP 

.SU# & 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# & LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

8TP EPRPW`YR ^ZWW VZ]]TRTP]_ bP]OPY$ `X YTNS_ Qi] OL^ PTYdPWYP ATP_ZMUPV_$ ^ZYOP]Y Qi] OPY ATP_aP]_]LR 

d` RPW_PY& B`] ^Z VLYY L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ Qi] PTYP ITPWdLSW aZY ATP_ZMUPV_PY TY PTYP] ZOP] 

XPS]P]PY @TPRPY^NSLQ_PY UP PTY 9]WL^^ MPLY_]LR_ `YO OTP CMP]R]PYdP aZY 7<: KC CCC XPS]QLNS 

iMP]^NS]T__PY bi]OP&

=Y OPY 9]Wf`_P]`YRPY bT]O L`^RPQiS]_$ OL^^ lXT_ OPX <TYbPT^ L`Q ;P^NSfQ_^]f`XPm aP]OP`_WTNS_ bT]O$ 

lOL^^ OP] AZYL_^dTY^ []Z ATP_% ZOP] DLNS_ZMUPV_ `YO YTNS_ OL^ IP]_]LR^aZW`XPY RPXPTY_ T^_& JP]OPY 

TY PTYPX PTYdPWYPY IP]_]LR XPS]P]P PTRPY^_fYOTRP ATP_% ZOP] DLNS_^LNSPY d`^LXXPYRPQL^^_$ ^Z RTW_ 

OL^ ;P^P_d Qi] UPOP^ OTP^P] CMUPV_P$ Qi] OL^ PTY ATP_% ZOP] DLNS_dTY^ aZY ShNS^_PY^ #! !!! :]LYVPY 

RTW_$ ^PWM^_ OLYY$ bPYY OTP XZYL_WTNSP ;P^LX_^`XXP OL]iMP] WTPR_m& 8TP^ T^_ d` VZ]]TRTP]PY % d`XLW 

OTP^ OPX iMP]RPZ]OYP_PY QZ]X`WTP]_PY KTPW bTOP]^[]TNS_2 l8TP CMP]R]PYdP b`]OP MPb`^^_ PTYRPQiS]_$ 

`X VWPTYP `YO XT__WP]P HY_P]YPSXPY d` ^NSi_dPYm&

>HLUH ' WQP +



.SU# & LTU GHTKDNE VOYVIQSOVNLHSHP- l8TP^P^ ;P^P_d RTW_ I\S 9LHU" VPG <DFKUWHSUSZJH! YLXPY_WTNS OP] 

QZWRPYOPY hQQPY_WTNS d`RfYRWTNSPY 9TY]TNS_`YRPY `YO 6P_]TPMP$ ^ZQP]Y OP] ATP_% ZOP] OP] DLNS_dTY^ Qi] 

OTP ATP_% ZOP] OTP DLNS_^LNSP XZYL_WTNS XLcTXLW #! !!! :]LYVPY MP_]fR_m&

.SU# ' .VTPDKOHP WQO 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# ' LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

.SU# + .ET# L /TU# D YTXX_ MP^_PSPYOP 9TYTR`YRPY ]TNS_TRP]bPT^P aZY OP] RP^P_dWTNSPY EPRPW`YR L`^& 9^ 

T^_ LMP] YTNS_ LVdP[_LMPW$ bPYY PTYdTR ATP_dTY^]PO`V_TZYPY TS]P ;iW_TRVPT_ MPSLW_PY& 5`NS 9TYTR`YRPY$ 

bPWNSP lMPT^[TPW^bPT^P F_`YO`YR^% ZOP] EL_PYdLSW`YR^LM]POPYm `XQL^^PY$ ^TYO RiW_TRP 5MXLNS`YRPY 

`YO Xi^^PY aZX ;PW_`YR^MP]PTNS L`^RPYZXXPY bP]OPY& 5`NS ^ZWNSP IP]PTYML]`YRPY ^_PWWPY lPTYP 

L`^O]iNVWTNSP 9TYTR`YR OP] IP]_]LR^[L]_PTPYm OL]&

.SU# ' .ET# N /TU# E

9^ X`^^ OPQTYTP]_ bP]OPY$ d` bPWNSPX KPT_[`YV_ PTY ]PNS_^V]fQ_TRP] ;P]TNS_^PY_^NSPTO aZ]d`WTPRPY SL_$ 

OLXT_ PTY ATP_aP]SfW_YT^ aZX ;PW_`YR^MP]PTNS OP^ ;P^P_dP^ L`^RPYZXXPY bT]O& 8TP IZ]RLMP$ bZYLNS 

OL^ ;P^P_d MPT WL`QPYOPY ;P]TNS_^aP]QLS]PY ]iNVbT]VPYO d`] 5YbPYO`YR VZXX_$ bT]O PTYP R]Z^^P KLSW 

aZY ;P]TNS_^QfWWPY L`^Wh^PY ZOP] MPRiY^_TRPY % ^_L__ ^TP d` aP]STYOP]Y& 8TP ]iNVbT]VPYOP 5YbPYO`YR 

bT]O OTP GPYOPYd d`X 5MbL]_PY aP]^_f]VPY$ ^_L__ bTP O]TYRPYO Yh_TR OPY <LYOW`YR^O]`NV `YO 

PY_^[]PNSPYOP 9TYTR`YRPY d` MPQh]OP]Y&

.SU# ' .ET# &

8TP =YaP^_T^ F5 WPSY_ PTYP EPRPW`YR Qi] ATP_aP]SfW_YT^^P XT_ ATP_dTY^PY dbT^NSPY T^ ZZZ `YO *Z ZZZ 

:]LYVPY LM& 8TP 8PQTYT_TZY PTYP^ 6P]PTNS^$ TYYP]SLWM OP^^PY OTP ATP_aP]_]LR^[L]_PTPY PTY^PT_TR L`Q OTP 

5YbPYO`YR OP^ ;P^P_dP^ aP]dTNS_PY VhYYPY$ P]^NSPTY_ MPWTPMTR `YO T^_ bTWWVi]WTNS ^ZbTP YTNS_ 

[]LV_TVLMPW&

.SU# ( 9DTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

.NT ODTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT LTU LP .SU# ( .ET# L GHS /SVUUQOLHUYLPT EYX# GHS 

/SVUUQRDFKUYLPT YV EHYHLFKPHP#

.SU# ( .ET# & VPG .ET# ' TLPG RSZYLTHS YV IQSOVNLHSHP#

.SU# ( .ET# %

IZ] OP] 6P^NSW`^^QL^^`YR iMP] OTP AZ_TZYPY #! $%&" `YO #! $%'! bL] TY OP] [L]WLXPY_L]T^NSPY 

8T^V`^^TZY XPS]SPT_WTNS `YOTQQP]PYdTP]_ aZY OP] lATP_Pm Mdb& OPX lATP_dTY^m OTP EPOP& FZQP]Y OTP^P 

6PR]TQQP []fdT^P] RPQL^^_ b`]OPY$ bL] XPT^_PY^ OP] 6]`__ZXTP_dTY^ RPXPTY_& 8TP^ bL] MPT^[TPW^bPT^P 

MPT OP] aZX F_fYOP]L_ R`_RPSPT^^PYPY AZ_TZY #! $"'" OP] J5?%FE OP] :LWW$ PMPY^Z MPTX 6P^NSW`^^ 

OP^ F_fYOP]L_P^ aZX .& ALT #!#! iMP] OTP LMRPfYOP]_P AZ_TZY #! $"%# OP] J5?%BE&

>HLUH ( WQP +



.SU# ( .ET# & VPG '

6PT OPY MP_]ZQQPYPY ATP_aP]SfW_YT^^PY bT]O P^ ]PWL_Ta aTPWP IP]_]fRP XT_ iX^L_dXTP_PY RPMPY& 5`NS 

IP]_]fRP XT_ RPXT^NS_PY B`_d`YRPY$ OTP aZY OP] 7ZaTO%")%DLYOPXTP `Y_P]^NSTPOWTNS MP_]ZQQPY bL]PY$ 

^TYO dLSW]PTNS& 6PTOP FLNSaP]SLW_P bi]OPY XT_ OP] aZ]RP^NSWLRPYPY EPRPW`YR `YRPYiRPYO `YO `YVWL] 

LMRPOPNV_&

.SU# ) 4HTFKVNGHUHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

BLS NHKPHP .SU# ) DE#

FfX_WTNSP MP_]ZQQPYPY IP]XTP_P] bi]OPY aZY ;P^P_dP^ bPRPY d`X IP]dTNS_ L`Q .Z! TS]P^ 

:Z]OP]`YR^LY^[]`NSP^ L`Q aP]_]LRWTNS aP]PTYML]_P ATP_% ZOP] DLNS_dTY^P RPdb`YRPY& 5YOP]P]^PT_^ 

bi]OPY ^fX_WTNSP aZY OP] IZ]WLRP P]QL^^_PY ATP_P] `YRPLNS_P_ OP] _L_^fNSWTNSPY bT]_^NSLQ_WTNSPY 

5`^bT]V`YRPY L`Q TS] HY_P]YPSXPY TX RWPTNSPY HXQLYR PY_WL^_P_& 8TP^P DL`^NSLWTP]`YR XLR PTYQLNS 

^PTY$ T^_ LMP] bTWWVi]WTNS$ `YL`^RPbZRPY `YO `YRP]PNS_&

IP]XTP_P] Xi^^_PY$ `X RPXf^^ 5]_TVPW ( TY OPY ;PY`^^ aZY <f]_PQLWW%;PWOP] d` VZXXPY$ TS]P BZ_WLRP 

XT_ PTYP] RLYdPY EPTSP aZY HY_P]WLRPY$ !lATP_% ZOP] DLNS_aP]_]LR$ ?Z]]P^[ZYOPYd$ bPT_P]P 

8ZV`XPY_Pm" MPbPT^PY& 8TP^ TYVW`^TaP OP] 5`QWLRP$ OL^^ OL^ l6JC d`^f_dWTNSP 5YQZ]OP]`YRPY Qi] OL^ 

IZ]WTPRPY PTYP] bT]_^NSLQ_WTNSPY BZ_WLRPm QP^_WPRPY VLYY& FPT_PY^ OP] ATP_P] bi]OP XT__PW^ PTYP^ 

^TX[WPY 5`Q_PTW`YR^^NSWi^^PW M]PT_ iMP] PTYP ITPWdLSW aZY HY_P]YPSXPY EPNS_ RP^[]ZNSPY % ZSYP 

OP]PY 6P_]ZQQPYSPT_ iMP]SL`[_ YfSP] d` iMP][]iQPY& 8TP^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

.SU# * 4HTVPGKHLUTHLPSLFKUVPJHP

BLS NHKPHP .SU# * DE#

9^ T^_ YTNS_ dTPWQiS]PYO$ RPbT^^P HY_P]YPSXPY$ bPWNSP lY`]m PTYP 9TY^NS]fYV`YR OP^ 6P_]TPM^ 

P]QLS]PY SLMPY$ PMPYQLWW^ aZX 6`YOP^RP^P_d []ZQT_TP]PY d` WL^^PY& AT_ OP] 5YbPYO`YR L`Q ^fX_WTNSP 

;P^`YOSPT_^PTY]TNS_`YRPY WL`_ 7CI=8%")%IP]Z]OY`YR # bT]O PTYP]^PT_^ PTYP `YRP]PNS_QP]_TR_P 

DL`^NSLWTP]`YR aZ]RPYZXXPY& 5YOP]P]^PT_^ bP]OPY LYOP]P HY_P]YPSXPY L`^RP^NSWZ^^PY& 5`NS 

<Z_PW^ bL]PY MPT^[TPWbPT^P TYOT]PV_ MP_]ZQQPY `YO X`^^_PY TS]PY 6P_]TPM PTY^NS]fYVPY& 9MPY^Z ^TYO 

MPT EP^_L`]LY_^$ OTP _PTWbPT^P TY 6P_]TPM bL]PY$ OTP PQQPV_TaPY 9TYM`^^PY ^NSbTP]TR d` P]SPMPY& 9^ 

QWh^^PY d`OPX eMP]M]iNV`YR^% `YO @T\`TOT_f_^STWQPY$ OTP PMPYQLWW^ ^_LL_WTNS L`^RP]TNS_P_ b`]OPY&

.SU# + 2PUTFKZGLJVPJ EHL XLSUTFKDIUNLFKHP :QUNDJHP

BLS NHKPHP .SU# + DE#

8TP ?ZYdP[_TZY PTYP] <f]_PQLWW]PRPW`YR Qi] IP]XTP_P] aP]XLR OTP HYL`^RPbZRPYSPT_ OP] RP^LX_PY 

IZ]WLRP YTNS_ bP__d`XLNSPY % TX ;PRPY_PTW& 8TP 5M^TNS_$ OTP XT_ .Z! ATP_P]WL^^ SZSP 6PWL^_`YR aZY 

IP]XTP_P]Y bP__d`XLNSPY `YO YLXPY_WTNS UPYP$ OTP XT_ ?Z^_PYXTP_P L]MPT_PY$ d` PY_WL^_PY$ T^_ d`X

>HLUH ) WQP +



FNSPT_P]Y aP]`]_PTW_& 9TY <f]_PQLWWQZYO^$ bPWNSP] XT_ *( ATWWTZYPY :]LYVPY RPf`QYP_ bi]OP$ aP]XLR OTP 

d` P]bL]_PYOPY 5`^QfWWP YTNS_ d` OPNVPY& =X K`RP OP] 7CI=8%)1 6PbfW_TR`YR bi]OPY STP] d`OPX 

AT__PW PTYRP^_PWW_$ bPWNSP OTP Qi] OPY^PWMPY KbPNV MP]PT_RP^_PWW_PY `YO QWTP^^PYOPY @T\`TOT_f_^STWQPY 

lVZYV`]]PYdTP]PYm&

.SU# %% =HIHSHPGVO VPG 6PMSDIUUSHUHP

BLS NHKPHP .SU# %% .ET# & DE#

8TP ;PW_`YR^OL`P] OP^ ;P^P_dP^ T^_ L`Q +)& 8PdPXMP] *(*( d` MP^NS]fYVPY& 8TP TY 5]_& )) 5M^& * 

aZ]RP^NSWLRPYP ;PW_`YR^OL`P] MT^ 9YOP 8PdPXMP] *(** T^_ iMP]dZRPY& FTP aP]XT__PW_$ OL^^ WLYRbTP]TRP 

EPNS_^aP]QLS]PY TY ?L`Q RPYZXXPY bP]OPY& :P]YP] T^_ OL^ aZ]WTPRPYOP ;P^P_d lQi] OTP 8L`P] OP] aZX 

6`YO aP]Z]OYP_PY FNSWTP^^`YRm L`^RPWPR_& =X XhRWTNSPY :LWWP PTYP^ dbPT_PY @ZNVOZbY^ TY OPY >LS]PY 

*(*) ZOP] *(**$ XT_ LYOP]^ RPL]_P_PY IZ]^NS]TQ_PY `YO 5`^bT]V`YRPY$ Xi^^_P OTP @LRP UPOZNS 

d`YfNS^_ YP` MP`]_PTW_ bP]OPY& 9^ X`^^ OP^SLWM L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ OP] aZ]WTPRPYOP 

;P^P_dP^aZ]^NSWLR L`_ZXL_T^NS L`NS Qi] PTYPY dbPT_PY @ZNVOZbY ;iW_TRVPT_ P]STPW_P& 8TP^ T^_ Pc[WTdT_ 

QP^_d`SLW_PY&

8TP ;PW_`YR^Q]T^_ MT^ +)& 8PdPXMP] *(** T^_ L`NS L`^ OTP^PX ;]`YO `X dbPT >LS]P d` aP]Vi]dPY&

6A# CVTDOOHPIDTTVPJ

>POP] d`^f_dWTNSP ^_LL_WTNSP 9TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY ATP_aP]SfW_YT^^P ^NSLQQ_ PHVH 

@PJHSHFKULJMHLUHP# @LYRbTP]TRP ;P]TNS_^aP]QLS]PY bP]OPY OLXT_ YTNS_ aP]STYOP]_$ ^ZYOP]Y TY aTPWPY 

:fWWPY bZSW PSP] MPQh]OP]_$ `& L& bPTW dLSW]PTNSP 9TYdPWQfWWP XT_ OPX IZ]^NSWLR YTNS_ RP]PRPW_ bP]OPY 

VhYY_PY&

ATP_aP]SfW_YT^^P ^TYO RSLWDUSHFKUNLFKHS AHSUSDJTWHSKZNUPLTTH# ATP_aP]_]fRP ^TYO L`NS TY OTP^P] 

?]T^PY^T_`L_TZY RiW_TR `YO MTWOPY OTP 6L^T^ Qi] IP]SLYOW`YRPY OP] IP]_]LR^[L]_PTPY$ `X TY OTP^P] 

L`^^P]Z]OPY_WTNSPY @LRP QLT]P `YO Qi] MPTOP FPT_PY LVdP[_LMWP ?ZX[]ZXT^^P d` QTYOPY& HYdfSWTRP 

^ZWNSP] IP]PTYML]`YRPY b`]OPY MP]PT_^ LMRP^NSWZ^^PY& 8TP^P] OTP IP]_]LR^L`_ZYZXTP ]P^[PV_TP]PYOP 

JPR SL_ D]TZ]T_f_ `YO ^ZWW YTNS_ _Z][POTP]_ bP]OPY& 9TY ^_LL_WTNSP] 9TYR]TQQ ^_PWW_ ;P^[]fNSP `YO 

IP]SLYOW`YRPY dbT^NSPY ATP_% `YO DLNS_[L]_PTPY TY :]LRP$ RPQfS]OP_ OTP^P `YO bT]O PTYP ITPWdLSW aZY 

[]TaL_PY @h^`YRPY aP]STYOP]Y&

9TY LWWQfWWTRP] TUDDUNLFKHS 2LPJSLII LP HLP RSLWDUSHFKUNLFKHT AHSUSDJTWHSKZNUPLT OVTT WHSKZNUPLTOZTTLJ 

`YO L`Q UPYP ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] MP^NS]fYV_ ^PTY$ bPWNSP d`] eMP]M]iNV`YR OP] V]T^PYMPOTYR_PY 

5`^QfWWP LX PSP^_PY L`Q HY_P]^_i_d`YR LYRPbTP^PY ^TYO& 9^ ^TYO OTP^ OTP VWPTYP]PY HY_P]YPSXPY& 8TP 

aZ]RP^NSWLRPYP @h^`YR T^_ `YaP]SfW_YT^Xf^^TR$ `YL`^RPbZRPY `YO MTP_P_ YTNS_ ]PNS_dPT_TR 

EPNS_^^TNSP]SPT_&

>HLUH . WQP +



8P] IZ]PY_b`]Q Wf^^_ OTP VPUHSTFKLHGNLFKHP XLSUTFKDIUNLFKHP .VTXLSMVPJHP OP] aZ]iMP]RPSPYOPY 

;P^NSfQ_^^NSWTP^^`YRPY L`Q OTP aP]^NSTPOPYPY 6P_]TPMP L`^^P] 5NS_ `YO bT]Q_ ^NSbTP]TRP 

5MR]PYd`YR^Q]LRPY L`Q&

8L^ O`]NS OPY 6`YO TY 5`Q_]LR RPRPMPYP 9QPLUQSLPJ NLHJU PQFK NDPJH PLFKU WQS VPG MDPP TQOLU PLFKU 
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6UUMV# (*% ;]TQ (&(&

FMZVMPUTI[[]VO[IV\_WZ\ a]U 3]VLM[OM[M\a eJMZ LMV >QM\$ ]VL LMV AIKP\aQV[ _cPZMVL 

3M\ZQMJ[[KPTQM[[]VOMV ]VL 6QV[KPZcVS]VOMV a]Z 3MScUXN]VO LM[ 4WZWVI^QZ][ 4W^QL$'/ 

!4W^QL$'/$8M[KPcN\[UQM\MOM[M\a"

CMPZ OMMPZ\MZ 9MZZ 3]VLM[ZI\ AIZUMTQV 

CMPZ OMMPZ\MZ 9MZZ D[KPQZZMV 

CMPZ OMMPZ\MZ 9MZZ 2T^IZMa 

CMPZ OMMPZ\M 5IUMV ]VL 9MZZMV

5QM ;>= =QMOMV[KPIN\MV 28 JMLIVS\ [QKP NeZ LQM 8MTMOMVPMQ\ a]Z C\MTT]VOVIPUM a]U FWZMV\_]ZN 

LM[ WJOMVIVV\MV 3]VLM[OM[M\aM[ g4W^QL$'/$8M[KPcN\[UQM\MOM[M\ah%

5QM ;>= =QMOMV[KPIN\MV 28 UQ\ LMU 8M[KPcN\[a_MKS0 FMZ_IT\]VO# <I]N ]VL FMZSI]N ^WV 

=QMOMV[KPIN\MV _MVLM\ [QKP UQ\ NWTOMVLMU 2VTQMOMV IV CQM% 5I[ I]NOZ]VL LMZ 3M[KPTe[[M LM[ 

?I\QWVITZI\M[ ^WU *% ;]VQ (&(& ]VL LM[ C\cVLMZI\M[ ^WU .% ;]VQ (&(& I][OMIZJMQ\M\M 

g3]VLM[OM[M\a eJMZ LMV >QM\$ ]VL LMV AIKP\aQV[ _cPZMVL 3M\ZQMJ[[KPTQM[[]VOMV ]VL 

6QV[KPZcVS]VOMV a]Z 3MScUXN]VO LM[ 4WZWVI^QZ][ !4W^QL$'/" h _QLMZ[XZQKP\ LQM[MU HQMT VQKP\ 

V]Z# [WVLMZV JMPQVLMZ\ QV ]VacPTQOMV 7cTTMV Oe\TQKPM ]VL XIZ\VMZ[KPIN\TQKPM 6QVQO]VOMV LMZ 

JM\ZWNNMVMV >QM\XIZ\MQMV%

5MV ^WZTQMOMVLMV 6V\_]ZN LM[ g4W^QL$'/$8M[KPcN\[UQM\MOM[M\aM[h TMPVMV _QZ LIPMZ LMaQLQMZ\ 

IJ%

GQZ TMOMV :PVMV VIKPNWTOMVL ]V[MZM bJMZTMO]VOMV LIZ%

:% 2TTOMUMQVM 3MUMZS]VOMV

5QM ;>= =QMOMV[KPIN\MV 28 TMPV\ LMV FWZMV\_]ZN a]U 3]VLM[OM[M\a IJ%

5QM[MZ Q[\ ]V^MZPcT\VQ[Uc[[QO ]VL ^MZNI[[]VO[_QLZQO# MZ ZQKP\M\ ^WTS[_QZ\[KPIN\TQKPMV CKPILMV 

IV# [\I\\ ?]\aMV a] [\QN\MV1 [KPINN\ a][c\aTQKPM BMKP\[]V[QKPMZPMQ\ ]VL _eZLM MQV _QTTSeZTQKP 

SWVaQXQMZ\M[ 6V\MQOV]VO[SWVaMX\ OM[M\aTQKP ^MZIVSMZV# _MTKPM[ ]V^MZ[\cVLTQKPMZ_MQ[M
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I][[KPTQM[[TQKP LQM FMZUQM\MZ \ZcNM% 5I[ 8M[M\a ^MZPQVLMZ\ QV ^QMTMV 7cTTMV Oe\TQKPM ]VL 

XIZ\VMZ[KPIN\TQKPM 6QVQO]VOMV ]VL M[ [KPINN\ MQVM MSTI\IV\M EVOTMQKPJMPIVLT]VO ^WV 

FMZUQM\MZV ]VL >QM\MZV%

2]KP LQM 5ZQVOTQKPMZSTcZ]VO ]VL MQVM ZeKS_QZSMVLM :VSZIN\[M\a]VO ^MZUdOMV LQM DI\[IKPM VQKP\ 

a] SWZZQOQMZMV# LI[[ MQVM =d[]VO a] [Xc\ SWUU\%

2][ LMU QV 2Z\QSMT + LMZ 3]VLM[^MZNI[[]VO !3F" ^MZIVSMZ\MV BMKP\[[\II\[XZQVaQX _QZL ]V\MZ 

IVLMZMU LI[ 8MJW\ LMZ BMKP\[[QKPMZPMQ\ IJOMTMQ\M\% AZQ^I\M [WTTMV [QKP JMQ QPZMU 9IVLMTV I]N LI[ 

OMT\MVLM BMKP\ ^MZTI[[MV SdVVMV% >Q\ LMU ZeKS_QZSMVL QV <ZIN\ OM[M\a\MV g4W^QL$'/$ 

8M[KPcN\[UQM\OM[M\ah _eZLM MQVM LQM FMZUQM\MZ[MQ\M JMTI[\MVLM# MKP\M BeKS_QZS]VO NM[\OMTMO\ 

]VL LIUQ\ LI[ 8MJW\ LMZ BMKP\[[QKPMZPMQ\ ^MZTM\a\%

5QM 3]VLM[^MZNI[[]VO OIZIV\QMZ\ QV 2Z\QSMT (, LI[ 6QOMV\]U ]VL QV 2Z\QSMT (- LQM GQZ\[KPIN\[NZMQ$

PMQ\% >Q\ LMU g4W^QL$'/$8M[KPcN\[UQM\MOM[M\ah _eZLMV LQM[M JMQLMV ^MZNI[[]VO[ZMKP\TQKP 

OM_cPZTMQ[\M\MV 8Z]VLZMKP\M ^MZTM\a\%

5I[ ^WZOM[KPTIOMVM 3]VLM[OM[M\a Q[\ VQKP\ ^MZPcT\VQ[Uc[[QO% 6[ _eZLM a] MQVMZ ]VOMZMKP\NMZ$

\QO\MV# OMVMZMTTMV CKPTMKP\MZ[\MTT]VO ^WV FMZUQM\MZV NePZMV ]VL Pc\\M MQVM _QTTSeZTQKPM 

6V\TI[\]VO ^WV >QM\MZV a]Z 7WTOM# WPVM LMZMV _QZ\[KPIN\TQKPM 3M\ZWNNMVPMQ\ a] JMZeKS[QKP\QOMV%

5QM CKP_MQa _cZM LI[ MQVaQOM =IVL# _MTKPM[ LMZIZ\ _QTTSeZTQKP QV LI[ FMZ\ZIO[ZMKP\ MQVOZQNNM% :U 

_QKP\QOMV QV\MZVI\QWVITMV C\IVLWZ\_M\\JM_MZJ ]U :V^M[\Q\QWVMV ]VL :V^M[\WZMV _eZLM LQM[M[ 

[MTJ[\QVL]aQMZ\M XWTQ\Q[KPM BQ[QSW STIZ a] MQVMU ZMTI\Q^MV GM\\JM_MZJ[VIKP\MQT NePZMV% 5I[ Q[\ 

]VJMLQVO\ a] ^MZUMQLMV%

5QM I]N UQVLM[\MV[ MQVM PITJM >QTTQIZLM 7ZIVSMV OM[KPc\a\M NQVIVaQMTTM =I[\ _eZLM _MQ\OMPMVL 

LMV FMZUQM\MZV I]NOMJeZLM\# ]VIJPcVOQO ^WV QPZMZ NQVIVaQMTTMV CQ\]I\QWV%

5QM 2VaIPT LMZ JM\ZWNNMVMV 8M[KPcN\[UQM\MZQVVMV ]VL $UQM\MZ# NeZ _MTKPM VWKP SMQVM XIZ\VMZ$

[KPIN\TQKPMV =d[]VOMV ^WZTQMOMV# Q[\ ^dTTQO ]VSTIZ% 5QM FMZ_IT\]VO _QTT [QKP I]N MQV MQOMVM[ 

>WVQ\WZQVO [\e\aMV% 5QM[M[ _QZL VQKP\ ^WZ @S\WJMZ (&(& ^WZTQMOMV1 LQM 6ZOMJVQ[[M [\MPMV LIPMZ 

NeZ LQM 3W\[KPIN\ IV LI[ AIZTIUMV\ ^MZU]\TQKP VWKP VQKP\ a]Z FMZNeO]VO% 5IUQ\ JTMQJ\ LI[ UQ\ LMU 

8M[M\aM[MV\_]ZN ^WZOM[KPTIOMVM <WVaMX\ MQV _MQ\OMPMVL I]N _QTTSeZTQKPMV CKPc\a]VOMV ]VL 

2VVIPUMV JI[QMZMVLM[ <WV[\Z]S\% 5I[ Q[\ VQKP\ ISaMX\IJMT%

5QM 5MNQVQ\QWV UdOTQKPMZ 9cZ\MNcTTM I]N FMZUQM\MZ[MQ\M _eZLM LMU 3]VLM[IU\ NeZ GWPV]VO[$

_M[MV !3G@" WJTQMOMV# LI[ LIa] UQ\ _MQ\ZMQKPMVLMV 6V\[KPMQLSWUXM\MVaMV I][OM[\I\\M\ _eZLM%

5MZ 3]VLM[ZI\ PcT\ QU MZTc]\MZVLMV 3MZQKP\ I]N CMQ\M , a]\ZMNNMVL NM[\# LI[[ LQM CKPTQM[[]VO ]VL 

LQM 6QV[KPZcVS]VO MQVM[ 3M\ZQMJ[ I]NOZ]VL ^WV JMPdZLTQKPMV >I[[VIPUMV QVNWTOM LMZ 4@F:5$'/$ 

AIVLMUQM VQKP\ QU FMZIV\_WZ\]VO[JMZMQKP LMZ FMZUQM\MZQVVMV ]VL FMZUQM\MZ TQMOMV% GeZLM 

MQVMU DMQT LMZ >QM\MZQVVMV ]VL >QM\MZ ZeKS_QZSMVL XMZ '-% >cZa (&(& MQV OM[M\aTQKPMZ 2V[XZ]KP 

I]N >QM\aQV[PMZIJ[M\a]VO MQVOMZc]U\# _eZLM RMLWKP \ZW\aLMU BMKP\ OM[KPINNMV# I]N LI[ [QKP QV 

LMZ AZI`Q[ I]KP >QM\MZQVVMV ]VL >QM\MZ JMZ]NMV _MZLMV# LQM ^WV LMZ ^WZOM[MPMVMV BMOMT]VO 

I]NOZ]VL LMZ >QM\aQV[PdPM !eJMZ :C @@@ Ja_% (& &&& 7ZIVSMV" IV [QKP VQKP\ XZWNQ\QMZMV SdVV\MV%
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::% FMZNI[[]VO[OZ]VLTIOM

3MQU >QM\ZMKP\ PIVLMT\ M[ [QKP ]U HQ^QTZMKP\% 5MU 3]VL SWUU\ OMUc[[ 2Z\QSMT '&/ 3F V]Z LQM 

<WUXM\MVa a]# FWZ[KPZQN\MV OMOMV >Q[[JZc]KPM QU >QM\_M[MV [W_QM eJMZ LQM 2TTOMUMQV^MZJQVL$

TQKPMZSTcZ]VO ^WV BIPUMVUQM\^MZ\ZcOMV a] MZTI[[MV% 5MZ ^WU ^WZOM[KPTIOMVMV g4W^QL$'/$ 

8M[KPcN\[UQM\MOM[M\ah JM\ZWNNMVM 8MOMV[\IVL OMPdZ\ STIZ VQKP\ LIa]%

5MZ FMZ[]KP# LI[ ^WZOM[KPTIOMVM 8M[M\a I]N 2Z\QSMT '&& 3F IJa][\e\aMV# Q[\ ]V\I]OTQKP% 5MVV 

OMUc[[ LQM[MZ FMZNI[[]VO[JM[\QUU]VO a]Z <WVR]VS\]ZXWTQ\QS Ue[[\MV ]%I% LQM 8Z]VL[c\aM LMZ 

GQZ\[KPIN\[NZMQPMQ\# LMZ GM\\JM_MZJ[VM]\ZITQ\c\ ]VL LMZ 8TMQKPJMPIVLT]VO ^WV <WVS]ZZMV\MV 

OM_cPZTMQ[\M\ [MQV% 5I[ SIVV UQ\ LQM[MZ FWZTIOM UQ\VQKP\MV OM_cPZTMQ[\M\ _MZLMV% 6QV I]N LQM[MZ 

FMZNI[[]VO[VWZU JMZ]PMVLM[ 3]VLM[OM[M\a _QZL LQM[M 8Z]VL[c\aM QU 8MOMV\MQT ^MZTM\aMV% 

2VLMZ[ IT[ LMZ 3]VLM[ZI\ JM\ZIKP\MV _QZ MQV 2J[\MTTMV I]N 2Z\QSMT '&& 3F VQKP\ IT[ g^MZ\ZM\JIZh# 

[WVLMZV IT[ WNNMVS]VLQO NIT[KP%

:::% C\MTT]VOVIPUM a] MQVaMTVMV 3M[\QUU]VOMV 

2Z\% ( 8MT\]VO[JMZMQKP

GQZ TMPVMV 2Z\% ( QV LMZ ^WZTQMOMVLMV 7WZU IJ%

5QM BMOMT]VO [WTT SWZZQOQMZ\ _MZLMV# ]U VQKP\ NeZ LI[ MQVaMTVM >QM\WJRMS\# [WVLMZV NeZ LMV 

>QM\^MZ\ZIO a] OMT\MV% ?]Z [W SIVV I][OM[KPTW[[MV _MZLMV# LI[[ NeZ MQVM FQMTaIPT ^WV >QM\WJ$

RMS\MV QV MQVMZ WLMZ UMPZMZMV =QMOV[KPIN\MV RM MQV 6ZTI[[ JMIV\ZIO\ ]VL LQM @JMZOZMVaM ^WV 497 

(& &&& UMPZNIKP eJMZ[KPZQ\\MV _eZLM%

:V LMV 6ZTc]\MZ]VOMV _QZL I][OMNePZ\# LI[[ gUQ\ LMU 9QV_MQ[ I]N 8M[KPcN\[Zc]UMh ^MZLM]\TQKP\ 

_QZL# gLI[[ LMZ >WVI\[aQV[ XZW >QM\$ WLMZ AIKP\WJRMS\ ]VL VQKP\ LI[ FMZ\ZIO[^WT]UMV OMUMQV\ 

Q[\% GMZLMV QV MQVMU MQVaMTVMV FMZ\ZIO UMPZMZM MQOMV[\cVLQOM >QM\$ WLMZ AIKP\[IKPMV a][IU$

UMVOMNI[[\# [W OQT\ LI[ 8M[M\a NeZ RMLM[ LQM[MZ @JRMS\M# NeZ LI[ MQV >QM\$ WLMZ AIKP\aQV[ ^WV 

PdKP[\MV[ H@ @@@ 7ZIVSMV OQT\# [MTJ[\ LIVV# _MVV LQM UWVI\TQKPM 8M[IU\[]UUM LIZeJMZ TQMO\h% 

5QM[ Q[\ a] SWZZQOQMZMV $ a]UIT LQM[ LMU eJMZOMWZLVM\MV NWZU]TQMZ\MV HQMT _QLMZ[XZQKP\0 g5QM 

@JMZOZMVaM _]ZLM JM_][[\ MQVOMNePZ\# ]U STMQVM ]VL UQ\\TMZM EV\MZVMPUMV a] [KPe\aMVh%

2Z\% ( Q[\ LM[PITJ ]Ua]NWZU]TQMZMV0 g5QM[M[ 8M[M\a OQT\ NeZ >QM\$ ]VL AIKP\^MZ\ZcOM# VIUMV\TQKP 

LMZ NWTOMVLMV dNNMV\TQKP a]OcVOTQKPMV 6QVZQKP\]VOMV ]VL 3M\ZQMJM# [WNMZV LMZ >QM\$ WLMZ LMZ 

AIKP\aQV[ NeZ LQM >QM\$ WLMZ LQM AIKP\[IKPM UWVI\TQKP UI`QUIT (& &&& 7ZIVSMV JM\ZcO\h%

2Z\% ) 2][VIPUMV ^WU 8MT\]VO[JMZMQKP

GQZ TMPVMV 2Z\% ) QV LMZ ^WZTQMOMVLMV 7WZU IJ%

2Z\% ) 2J[% ' 3[\% I VQUU\ JM[\MPMVLM 6QVQO]VOMV ZQKP\QOMZ_MQ[M ^WV LMZ OM[M\aTQKPMV BMOMT]VO 

I][% 6[ Q[\ IJMZ VQKP\ ISaMX\IJMT# _MVV MQVaQO >QM\aQV[ZML]S\QWVMV QPZM 8eT\QOSMQ\ JMPIT\MV% 2]KP
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6QVQO]VOMV# _MTKPM gJMQ[XQMT[_MQ[M C\]VL]VO[$ WLMZ BI\MVaIPT]VO[IJZMLMVh ]UNI[[MV# [QVL 

OeT\QOM 2JUIKP]VOMV ]VL Ue[[MV ^WU 8MT\]VO[JMZMQKP I][OMVWUUMV _MZLMV% 2]KP [WTKPM 

FMZMQVJIZ]VOMV [\MTTMV gMQVM I][LZeKSTQKPM 6QVQO]VO LMZ FMZ\ZIO[XIZ\MQMVh LIZ%

2Z\% ) 2J[% ' 3[\% J

6[ U][[ LMNQVQMZ\ _MZLMV# a] _MTKPMU HMQ\X]VS\ MQV ZMKP\[SZcN\QOMZ 8MZQKP\[MV\[KPMQL ^WZa]TQM$

OMV PI\# LIUQ\ MQV >QM\^MZPcT\VQ[ ^WU 8MT\]VO[JMZMQKP LM[ 8M[M\aM[ I][OMVWUUMV _QZL%

5QM FWZOIJM# _WVIKP LI[ 8M[M\a JMQ TI]NMVLMV 8MZQKP\[^MZNIPZMV ZeKS_QZSMVL a]Z 2V_MVL]VO 

SWUU\# _QZL MQVM OZW[[M HIPT ^WV 8MZQKP\[NcTTMV I][Td[MV WLMZ JMOeV[\QOMV $ [\I\\ [QM a] 

^MZPQVLMZV% 5QM ZeKS_QZSMVLM 2V_MVL]VO _QZL LQM DMVLMVa a]U 2J_IZ\MV ^MZ[\cZSMV# [\I\\ _QM 

LZQVOMVL Vd\QO LMV 9IVLT]VO[LZ]KS ]VL MV\[XZMKPMVLM 6QVQO]VOMV a] JMNdZLMZV%

2Z\% ) 2J[% (

5QM ;>= =QMOMV[KPIN\MV 28 TMPV\ MQVM BMOMT]VO NeZ >QM\^MZPcT\VQ[[M UQ\ >QM\aQV[MV a_Q[KPMV '+ 

&&& ]VL (& &&& 7ZIVSMV IJ% 5QM 5MNQVQ\QWV MQVM[ 3MZMQKP[# QVVMZPITJ LM[[MV LQM 

>QM\^MZ\ZIO[XIZ\MQMV MQV[MQ\QO I]N LQM 2V_MVL]VO LM[ 8M[M\aM[ ^MZaQKP\MV SdVVMV# MZ[KPMQV\ 

JMTQMJQO ]VL Q[\ _QTTSeZTQKP [W_QM VQKP\ XZIS\QSIJMT%

2Z\% * >I[[OMJMVLMZ >QM\$ WLMZ AIKP\aQV[

2T[ UI[[OMJMVLMZ >QM\$ WLMZ AIKP\aQV[ Q[\ QV 2Z\% * 2J[% ' LMZ 3Z]\\WUQM\aQV[ Ja_% LMZ 

3Z]\\WXIKP\aQV[ a] JMaMQKPVMV%

2Z\% * 2J[% ( ]VL 2J[% ) [QVL XZcaQ[MZ a] NWZU]TQMZMV%

2Z\% * 2J[% '
FWZ LMZ 3M[KPT][[NI[[]VO eJMZ LQM >W\QWVMV (&%)*+' ]VL (&%)*,& _IZ QV LMZ XIZTIUMV\IZQ[KPMV 

5Q[S][[QWV UMPZPMQ\TQKP ]VLQNNMZMVaQMZ\ ^WV LMZ g>QM\Mh Ja_% LMU g>QM\aQV[h LQM BMLM% CWNMZV 

LQM[M 3MOZQNNM XZcaQ[MZ OMNI[[\ _]ZLMV# _IZ UMQ[\MV[ LMZ 3Z]\\WUQM\aQV[ OMUMQV\% 5QM[ _IZ 

JMQ[XQMT[_MQ[M JMQ LMZ ^WU C\cVLMZI\ O]\OMPMQ[[MVMV >W\QWV (&%)',' LMZ G2<$CB LMZ 7ITT# 

MJMV[W JMQU 3M[KPT][[ LM[ C\cVLMZI\M[ ^WU ,% >IQ (&(& eJMZ LQM IJOMcVLMZ\M >W\QWV (&%)'*( 

LMZG2<$?B%

2Z\% * 2J[% ( ]VL )

3MQ LMV JM\ZWNNMVMV >QM\^MZPcT\VQ[[MV _QZL M[ ZMTI\Q^ ^QMTM FMZ\ZcOM UQ\ EU[I\aUQM\MV OMJMV% 

2]KP FMZ\ZcOM UQ\ OMUQ[KP\MV ?]\a]VOMV# LQM ^WV LMZ 4W^QL$'/$AIVLMUQM ]V\MZ[KPQMLTQKP 

JM\ZWNNMV _IZMV# [QVL aIPTZMQKP% 3MQLM CIKP^MZPIT\M _eZLMV UQ\ LMZ ^WZOM[KPTIOMVMV BMOMT]VO 

]VOMVeOMVL ]VL ]VSTIZ IJOMLMKS\%

2Z\% + 8M[KP]TLM\MZ >QM\$ WLMZ AIKP\aQV[

GQZ TMPVMV 2Z\% + IJ%

CcU\TQKPM JM\ZWNNMVMV FMZUQM\MZ _eZLMV ^WV 8M[M\aM[ _MOMV a]U FMZaQKP\ I]N ,&! QPZM[ 

7WZLMZ]VO[IV[XZ]KPM[ I]N ^MZ\ZIOTQKP ^MZMQVJIZ\M >QM\$ WLMZ AIKP\aQV[M OMa_]VOMV% 2VLMZMZ$

[MQ\[ _eZLMV [cU\TQKPM ^WV LMZ FWZTIOM MZNI[[\MV >QM\MZ ]VOMIKP\M\ LMZ \I\[cKPTQKPMV _QZ\[KPIN\$
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TQKPMV 2][_QZS]VOMV I]N QPZ EV\MZVMPUMV QU OTMQKPMV EUNIVO MV\TI[\M\% 5QM[M AI][KPITQMZ]VO 

UIO MQVNIKP [MQV# Q[\ IJMZ _QTTSeZTQKP# ]VI][OM_WOMV ]VL ]VOMZMKP\%

FMZUQM\MZ Ue[[\MV# ]U OMUc[[ 2Z\QSMT - QV LMV 8MV][[ ^WV 9cZ\MNITT$8MTLMZ a] SWUUMV# QPZM 
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Herr  Bundesrat  Guy  Parmelin  
Eidgenössisches  Departement  für  Wirtschaft,  
Bildung  und  Forschung  WBF    
Bundeshaus  Ost  
3003  Bern  
  

(auf  elektronischem  Weg  an  recht@bwo.admin.ch)  

Zürich,  4.  August  2020  

Vernehmlassung  zum  Covid-­19-­Geschäftsmietegesetz  -­  Stellungnahme  der  
KGAST 

Sehr  geehrter  Herr  Bundesrat  

Die  Konferenz  der  Geschäftsführer  von  Anlagestiftungen  (KGAST)  vertritt  die  Interessen  der  An-­

lagestiftungen.  Mit   einem  Gesamtvermögen   von   knapp   150  Milliarden  Schweizer   Franken   per  

30.  Juni  2020  bewirtschaften  die  insgesamt  37  Anlagestiftungen  einen  substantiellen  Teil  des  Ver-­

mögens  der  beruflichen  Vorsorge  sowie  der  Säule  3a.  Mit  insgesamt  50  Immobilien-­Anlagegrup-­

pen  verwalten  die  in  der  KGAST  vereinten  Anlagestiftungen  rund  66  Milliarden  Schweizer  Franken.  

Davon  betragen  Investitionen  in  Schweizer  Immobilien  55.9  Milliarden  Schweizer  Franken.  

Als  Verband  setzen  wir  uns  für  gute  Rahmenbedingungen  ein  und  engagieren  uns  deshalb  auch  

bei  der  Legiferierung  von  für  uns  wichtigen  Gesetzen  und  Verordnungen.    

Nachfolgend  nehmen  wir   im  Rahmen  der  Vernehmlassung  betreffend  Bundesgesetz  über  den  

Miet-­  und  den  Pachtzins  während  Betriebsschliessungen  und  Einschränkungen  zur  Bekämpfung  

des  Coronavirus  (Covid-­19-­Geschäftsmietegesetz)  Stellung.  Wir  erlauben  uns  die  erstaunte  Fest-­

stellung,  dass  wir  als  Vertreter   von   Immobilieneigentümern  mit   knapp  56  Milliarden  Schweizer  

Franken   an   Immobilienwerten   nicht   auf   der   Liste   der   Vernehmlassungsadressaten   erschienen  

sind.    
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Der  Versuch,  die  während  des  COVID-­19  Lockdowns  geschädigten  Gewerbetreibenden  zu  unter-­

stützen,  ist  nachvollziehbar.  Doch  eine  durch  den  Verursacher  zulasten  der  Vermieter  erlassene  

Lösung   ist  nicht  akzeptabel.  Wir   lehnen   deshalb  das  Bundesgesetz  über  den  Miet-­  und  den  

Pachtzins  während  Betriebsschliessungen  und  Einschränkungen  zur  Bekämpfung  des  Coronavi-­

rus  vollumfänglich  ab.  Dies  aus  folgenden  Gründen:  

1.   Das  Gesetz  verstösst  gegen  verfassungsmässige  Rechte  der  Wirtschaftsakteure,  und  

zwar  gegen:  

a.   Art.  8  der  Bundesverfassung  (BV)  zur  Rechtsgleichheit  und  zum  Diskriminierungs-­

verbot:  Betroffene  Mieter  werden  bevorzugt,  betroffene  Vermieter  geschädigt.    

b.   Art.  9  BV  zum  Schutz  vor  Willkür  und  Wahrung  von  Treu  und  Glauben:  Die  vorge-­

sehene  Massnahme   ist   willkürlich,   da   Eingriffe   in   rechtsgültig   abgeschlossene  

Mietverträge  geplant  wird.  

c.   Art.  26  BV  zur  Eigentumsgarantie:  Die  Eigentumsrechte  der  Vermieter  werden  aus-­

gehöhlt.    

d.   Art.  27  BV  zur  generellen  Wirtschaftsfreiheit.  

2.   Das  Gesetz  greift  rückwirkend  ins  Privatrecht  zweier  Vertragspartner  ein.  Dies  ist  eine  un-­

verhältnismässige   Einmischung   des   Staates   in   privatrechtliche   Verträge   und   wirt-­

schaftspolitisch  unzulässig.    

3.   Diese  Verstösse   sollen   im  Nachhinein  mittels   dringlichen  Bundesgesetzes   legalisiert  

werden,  was  rechtstaatlich  als  problematisch  zu  bezeichnen  ist.    

  

Nachfolgend  unsere  diesbezüglichen  Erwägungen:  

1.   Der   Gesetzgeber   will   rechtmässig   erworbene   Vermögenserträge   von   Dritten   durch  

Zwangsmassnahmen  «verteilen».  Gelder,  die  –  wenn  durch  Anlagestiftungen  und  Vorsor-­

geeinrichtungen   in  Gewerbeimmobilien  angelegt  –  den  Versicherten,  also  Arbeitneh-­

mern  und  Rentnern,  gehören.  Dies  in  einer  Zeit  von  Tiefzinsen  und  Negativzinsen  auf  

Liquidität,  in  denen  Vorsorgeeinrichtungen  und  Anlagestiftungen  ohnehin  über  Gebühr  be-­

lastet  werden  und  vor  strukturellen  Herausforderungen  stehen.  

2.   Der  geplante  Eingriff  führt  zu  Folgeproblemen:  Auch  Vermieter  haben  Verbindlichkeiten  

(Unterhalt,   Amortisation,  Hypothekarzinsen,  Rückstellungen).  Das   geplante  Gesetz   be-­

rücksichtigt  diesen  Umstand  in  keiner  Weise.  

3.   Die  Verhältnismässigkeit  eines  solchen  Eingriffs  ist  problematisch  und  die  Gleichbe-­

handlung  ist  nicht  gewährleistet:  Warum  sollte  nur  ein  Eingriff   in  das  Verhältnis  Mieter-­

Vermieter  stattfinden  und  nicht  auch  in  das  Verhältnis  Eigentümer-­Hypothekargeber  oder  

in  andere  Verträge  zwischen  Gewerbe  und  dessen  Dienstleistern,  die  vom  Lockdown  be-­

troffen  sind/waren?  Ein  Eingriff  nur  in  die  Mietverträge  ist  willkürlich  und  unverhältnis-­

mässig.  Darüber  hinaus  widerspricht  er  dem  Gleichbehandlungsgrundsatz.    

4.   Mit  der  vorgesehenen  Lösung  wird  Strukturpolitik  betrieben  und  Wettbewerbsverzer-­

rungen  werden  gefördert:  Gewerbetreibende,  die  in  einer  eigenen  Liegenschaft  tätig  sind,  

zahlen  weiterhin  ihre  Hypothekarzinsen.  Jene,  die  zufällig  in  einem  Mietverhältnis  agieren,  

werden  entlastet.  

5.   Nicht  alle  Gewerbetreibenden  sind/waren  aufgrund  des  Lockdowns  in  gleicher  Weise  be-­

troffen.  Leider  wird  nun  keinerlei  Differenzierung  vorgenommen.  

6.   Laut  Gesetzentwurf  soll  Mietern  von  Gewerberäumlichkeiten  ein  Grossteil  der  Mietzinsen  
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erlassen  werden.  Der  Vermieter  hat  die  Probleme  weder  verursacht,  noch  ist  er  imstande,  

diese  Probleme  zu  beheben.  Dennoch  soll  er  nun  den  Schaden   tragen.  Dies  entbehrt  

jeglicher   Haftungsgrundlage   und   widerspricht   jeglichem   Verständnis   für   kausale  

Schadenshaftung.  

7.   Auch  wenn  das  Gesetz  in  Kraft  tritt,  wird  die  angestrebte  Rechtssicherheit  und  Klarheit  

nicht  erreicht,  sondern  es  wird  im  Gegenteil  die  Rechtsunsicherheit  und  das  Konflikt-­

potential  noch  erhöht.  Dies  nämlich  dann,  wenn  die  Mietparteien  bereits  eine  Vereinba-­

rung  getroffen  haben  oder  in  Vertragsverhandlungen  stehen.  Deshalb  machen  die  bereits  

erfolgten  partnerschaftlichen  Einigungen  und  jene,  die  im  Verlauf  des  Jahres  noch  abge-­

schlossen  werden,  eine  gesetzliche  Regelung  für  die  wenigen  verbleibenden  Fälle  unnötig.  

Der  Gesetzentwurf  verzögert  überdies  partnerschaftliche  Lösungen  im  „jetzt“  und  wird  vo-­

raussichtlich  zu  einem  Zeitpunkt  in  Kraft  treten,  wo  diejenigen  Mieter,  denen  objektiv  ge-­

holfen  werden  sollte,  bereits  nicht  mehr  auf  dem  Markt  sein  dürften.  

Vielen  Dank   für  die  Berücksichtigung  unserer  Ausführungen.  Für  weitere  Auskünfte  stehen  wir  

Ihnen  jederzeit  zur  Verfügung.  

Mit  freundlichen  Grüssen  

KGAST  

Konferenz  der  Geschäftsführer  von  Anlagestiftungen  

  
  

        
  
  
Tobias  Meyer   Roland  Kriemler  
Präsident   Geschäftsführer  
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UBS Fund Management (Switzerland) AG ist eine Konzerngesellschaft von UBS Group AG  

 

In rubrizierter Angelegenheit nehmen wir namens der La Cité de Sully SA Stellung zum Entwurf 

des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes (nachfolgend „Gesetz“). Das Gesetz ist in seiner 

Gesamtheit abzulehnen und ersatzlos zu streichen. Dazu im Einzelnen, was folgt: 

 
I. Vorbemerkung 

Die La Cité de Sully SA ist eine Immobiliengesellschaft des UBS (CH) Property Fund - Léman 

Residential «Foncipars» (nachfolgend "Immobilienfonds"). Der Immobilienfonds wird von UBS 

Fund Management (Switzerland) AG als Fondsleitung verwaltet und investiert in Wohnbauten und 

Geschäftsimmobilien, ausschließlich in der Westschweiz. Die vorliegende Vernehmlassung wird 

stellvertretend und namens aller Immobiliengesellschaften und letztlich im Interesse der Anleger 

und Investoren (namentlich Private, Vorsorgeeinrichtungen etc.) eingereicht.  

 
II. Verfassungsrechtliche Bedenken 

A. Unzulässiger Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit 

1. Mietverträge sind von der Wirtschaftsfreiheit geschützt 

Per E-Mail  
recht@bwo.admin.ch 
 
Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundesamt für Wohnungswesen 
Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

4. August 2020 

 

 

 
Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 
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1 Gemäss Ziff. 5.1 des erläuternden Berichts zum Covid-19-Geschäftsmietengesetz (nachfolgend 

„Bericht“) stützt sich das Gesetz in verfassungsrechtlicher Hinsicht auf Art. 100 der 

Bundesverfassung (nachfolgend „BV“), während die Bundeskompetenzen im Bereich des 

Mietwesens (Art. 109 BV) und des Zivilrechts (Art. 122 BV) zurecht als nicht anwendbar 

deklariert werden. Doch wie nachfolgend aufgezeigt wird, kann das Gesetz auch nicht auf Art. 

100 BV, und somit auf keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes abgestützt werden.  

2 Gem. Art. 100 Abs. 1 BV trifft der Bund Massnahmen für eine ausgeglichene konjunkturelle 

Entwicklung, insbesondere zur Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung. 

Dabei darf er jedoch nur in wenigen, von der BV abschliessend aufgezählten Fällen vom 

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 und 95 BV) abweichen, nämlich im Geld- und 

Kreditwesen, in der Aussenwirtschaft und im Bereich öffentlicher Finanzen (Art. 100 Abs. 3 BV). 

Da es sich vorliegend um keinen der genannten Fälle handelt, ist der Grundsatz der 

Wirtschaftsfreiheit in jedem Fall zu beachten.  

3 Die Wirtschaftsfreiheit schützt dabei unter anderem die Berufsausübungsfreiheit, d.h. alle mit 

einer Erwerbstätigkeit zusammenhängenden Aspekte. Dazu gehört unter anderem auch die 

freie Gestaltung der Vertragsinhalte, inkl. der Preisbildungsfreiheit (vgl. BIAGGINI, OFK BV, 2. 

Auflage, 2017, Art. 27 N 9; vgl. auch UHLMANN, in: Basler Kommentar zur BV, 1. Auflage, 2015, 

Art. 27 N 10). Mit dem Gesetz soll also in einen grundrechtlich geschützten Bereich eingegriffen 

werden, weshalb für diesen Grundrechtseingriff die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein 

müssen. Nachfolgend wird aufgezeigt, dass dies nicht der Fall ist, weshalb das Gesetz nicht auf 

Art. 100 Abs. 1 BV abgestützt werden kann. 

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

 
4 Das erste Erfordernis für den geplanten Grundrechtseingriff, nämlich das Vorhandensein einer 

gesetzlichen Grundlage, wäre mit dem Gesetz vorliegend erfüllt. Als zweite Voraussetzung 

muss ein öffentliches Interesse am Grundrechtseingriff vorliegen. Dabei kann sich ein 

öffentliches Interesse aus den Bundeskompetenzen in den Art. 54 bis 125 BV, somit also auch 

aus Art. 100 Abs. 1 BV ergeben. Hingegen darf nicht vergessen werden, dass bei der 

Beurteilung des öffentlichen Interesses eine Gesamtabwägung vorzunehmen und somit auch 

die Vermieterseite zu berücksichtigen ist. Es kann kein öffentliches Interesse daran bestehen, 

sämtlichen Geschäftsmietern innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes nach dem 

Giesskannenprinzip, d.h. ungeachtet der konkreten wirtschaftlichen Situation der Mietparteien, 

einen pauschalen Herabsetzungsanspruch zuzubilligen. Im Ergebnis würden von der 

vorgesehenen Regelung sehr viele Mieter profitieren, die diese Entlastung gar nicht benötigen, 

und umgekehrt sehr viele Vermieter in pauschaler Weise belastet, obwohl selbst im Bericht (in 

Ziff. 1.2.6) klar festgehalten wird, dass die Zwangsschliessungen und -einschränkungen nicht im 

Verantwortungsbereich der Vermieter liegen. Dies ist stossend und kann nicht hingenommen 

werden. Besonders stossend wirkt sich die ungerechtfertigte Pauschalisierung zudem dort aus, 

wo mehrere Miet- oder Pachtsachen, welche in ein und demselben Vertrag geregelt werden, für 

die Berechnung des massgeblichen Mietzinses nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. 

Ziff. 2.2 des Berichts).  

5 Hinzu kommt, dass sich das öffentliche Interesse auch nach dem Schutz von Polizeigütern 

bemessen kann. Hierbei ist vorliegend insbesondere der Grundsatz von Treu und Glauben im 

Geschäftsverkehr von Bedeutung, welcher mit dem geplanten Gesetz klar untergraben würde. 
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Das Vorliegen eines öffentlichen Interesses ist nach dem Gesagten somit zu verneinen.  

6 Als dritte Voraussetzung muss ein Grundrechtseingriff schliesslich verhältnismässig sein, d.h. 

geeignet, erforderlich und zumutbar. Eignung bedeutet, dass eine Massnahme ein taugliches 

Mittel darstellt, um den angestrebten Zweck zu erreichen. Dies dürfte vorliegend erfüllt sein. 

Erforderlichkeit bedeutet, dass eine Massnahme in sachlicher, persönlicher und räumlicher 

Hinsicht das mildeste unter allen mindestens gleich geeigneten Mitteln darstellt. Dies ist 

vorliegend nicht erfüllt. Mit der extrem weitgehenden Pauschalisierung wird zu einem 

Rundumschlag bei sämtlichen Mietverhältnissen (unterhalb der Mietzinsschwelle des 

Geltungsbereichs) ausgeholt und nach dem Giesskannenprinzip sämtlichen Mietern ein 

Anspruch auf eine Mietzinsreduktion zugebilligt, obwohl dies in sehr vielen Fällen gar nicht 

notwendig wäre. Dabei kann für eine Vielzahl von Mietverhältnissen nicht mehr davon 

ausgegangen werden, dass die starre 60/40-Regelung die mildeste Massnahme darstellt, da sie 

völlig willkürlich festgelegt wurde und nicht den realen Gegebenheiten entspricht. Vielmehr 

wird die vorgesehene Regelung in den allerwenigsten Fällen das mildeste Mittel zur Erreichung 

des angestrebten Zwecks (Verhinderung von Konkursen / Arbeitslosigkeit) darstellen, sondern 

zumeist weit über das Ziel hinausschiessen und Mietern einen Anspruch auf Mietzinsreduktion 

gewähren, die darauf gar nicht angewiesen sind. Schon nur aus diesem Grund ist der 

vorgesehene Grundrechtseingriff unzulässig. Zumutbarkeit bedeutet, dass zwischen den 

grundrechtsbeeinträchtigenden Wirkungen des Eingriffs und den verfolgten öffentlichen 

Interessen ein vernünftiges Verhältnis besteht. Auch diese Voraussetzung ist vorliegend nicht 

erfüllt. Gem. Ziff. 3.2 des Berichts fallen rund 94% aller von Schliessungen betroffenen 

Mietverhältnisse unter das Gesetz, d.h. eine sehr grosse Zahl von Vermietern wird betroffen 

sein. Diese haben im Zusammenhang mit den vermieteten Immobilien selbst sehr grosse Kosten 

zu tragen, welche weiterhin anfallen. Hinzu kommt, dass viele Vermieter existenziell von den 

Mietzinseinnahmen abhängig sind und deshalb durch das Gesetz in Notlagen geraten werden, 

wobei der Auffangfonds von CHF 20 Mio. niemals ausreichen wird, um alle entstehenden 

Notlagen zu bewältigen. Auch scheint der Bericht stets davon auszugehen, dass es bei der 

zweimonatigen Zwangsschliessung von vergangenem Frühling bleiben wird, während noch 

überhaupt nicht klar ist, ob es weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Sofern 

überhaupt ein öffentliches Interesse bejaht werden kann, steht dies deshalb sicherlich nicht in 

einem vernünftigen Verhältnis zu den gravierenden Grundrechtseingriffen, die im Gesetz 

vorgesehen werden. Die Voraussetzungen von Art. 36 BV sind somit klar nicht erfüllt.  

B. Unzulässiger Eingriff in die Eigentumsgarantie 

1. Das Gesetz greift in die Eigentumsgarantie ein 

7 Weiter greift das geplante Gesetz auch in die Eigentumsgarantie gem. Art. 26 BV ein, indem 

das Verfügungsrecht der Eigentümer über die Mietobjekte eingeschränkt wird. Es müssen daher 

wiederum die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein.  

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

8 Betreffend die allgemeinen Voraussetzungen eines Grundrechtseingriffs sowie konkret der 

Voraussetzungen der gesetzlichen Grundlage und des öffentlichen Interesses kann auf das unter 

vorstehender Rz.  4 ff. Ausgeführte verwiesen werden.  

9 Vorliegend fehlt es wie bei der Wirtschaftsfreiheit bereits an der Erforderlichkeit der 

vorgesehenen Massnahmen. So wird mit einer völlig undifferenzierten Pauschallösung vielerorts 

über das eigentliche Ziel, die Verhinderung von Konkursen und der Verlust von Arbeitsplätzen, 
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hinausgeschossen, und bei weitem nicht das mildeste Mittel angewandt. Auch ist es wie gezeigt 

den Vermietern nicht zumutbar, die vorgesehenen Mietzinsreduktionen tragen zu müssen. Der 

Bericht nennt im Zusammenhang mit der Verhältnismässigkeit unter Ziff. 5.1 eine 

Schliessungsdauer von zwei Monaten, wobei sich noch überhaupt nicht abschätzen lässt, ob es 

weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Auch betreffend die Eigentumsgarantie 

sind die Voraussetzungen von Art. 36 BV somit klar nicht erfüllt.  

3. Materielle Enteignung 

10 Sollte das Gesetz entgegen der Rechtslage als verfassungskonform beurteilt werden, stellt sich 

immer noch die Frage, ob durch den Eingriff in das Eigentum der Vermieter nicht eine 

Entschädigungspflicht des Staates aufgrund materieller Enteignung besteht. Ob der Eingriff in 

die Eigentumsrechte der Vermieterschaft als materielle Enteignung zu qualifizieren ist, 

bezeichnet der Bericht als sehr zweifelhaft, da es an einer besonderen Schwere der 

Einschränkung bzw. an einem Sonderopfer fehle (Ziff. 5.1). Dies ist jedoch unzutreffend. Nach 

ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts liegt eine materielle Enteignung dann vor, «[…] 

wenn einem Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger Gebrauch seines 

Grundeigentums untersagt oder besonders stark eingeschränkt wird, weil ihm eine aus dem 

Eigentum fliessende wesentliche Befugnis entzogen wird» (BGE 140 I 176, 199, E. 9.5). Es ist 

nicht ersichtlich, wieso die vorliegende Beschränkung des Eigentums nicht besonders schwer 

wiegen sollte. So haben bisher zwar nur Zwangsschliessungen während rund zwei Monaten 

stattgefunden, doch dies kann sich sehr schnell ändern und zu massiven finanziellen Einbussen 

bei den Vermietern führen. Aus diesem Grund müssten, sollte das Gesetz wider Erwarten als 

verfassungskonform qualifiziert werden, sämtliche der dadurch verursachten Mietzinsausfälle 

aufgrund materieller Enteignung vom Staat entschädigt werden.  

C. Ungleichbehandlung des Vermieters im Konkurs des Mieters 

11 Gemäss dem Bericht (Ziff. 1.3.1 Abs. 2) sollen mit dem Gesetz wirtschaftliche Notlagen 

vermieden oder gemildert werden. Das Gesetz geht demnach davon aus, dass der 

vorübergehende Mietzinserlass im Umfang von 60% die Notlage der betroffenen Mieter lindern 

und damit den Fortbestand der Betriebe dieser Mieter sicherstellen soll. Das Gesetz 

berücksichtigt nicht, dass die Mieter trotz diesem Mietzinserlass insolvent werden könnten. 

12 Weil das Gesetz nicht bestimmt, dass der vorgesehene (zeitlich befristete) Mietzinserlass zu 

Gunsten des Mieters nicht zur Anwendung gelangt, soweit der Mieter in Konkurs fällt, 

benachteiligt das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu den 

übrigen Konkursgläubigern), zumal er den dem Mieter kraft des Gesetzes zustehenden 

Mietzinserlass von seiner Konkursforderung in Abzug bringen müsste. Dadurch würde sich die 

Konkursdividende zu Gunsten des Vermieters schmälern (und der Vermieter könnte darüber 

hinaus im Umfang des Mieterlasses die offenen Mietzinsen nicht in vollem Umfang mittels der 

vom Mieter gestellten Mietsicherheit abdecken). Dies verstösst in eklatanter Weise gegen den 

Grundsatz der Gleichbehandlung der Gläubiger im Konkurs des Schuldners (u.a. BGer 

5P.164/2003 E. 4.6 und BGer 5C.206/2002 E. 3), welcher gebietet, dass jeder Gläubiger 

Anspruch auf gleichzeitige und gleichmässige Befriedigung aus dem schuldnerischen Vermögen 

und dem Verwertungsergebnis hat. Der Vermieter käme mithin im Falle des (durch die Corona-

Pandemie ausgelösten) Mieterkonkurses in höherem Umfang zu Schaden als die übrigen 

Gläubiger des Mieters. Diese Ungleichbehandlung entbehrt jeder sachlichen Grundlage und ist 

im Lichte der Rechtsgleichheit krass stossend und inakzeptabel. Dies insbesondere vor dem 
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Hintergrund, dass mit der Gewährung eines Mietzinserlasses auch im Falle des Konkurses des 

Mieters das mit dem Gesetz angestrebte Ziel, dass der Mieter seinen Geschäftsbetrieb 

weiterführen kann (und er nicht insolvent wird) und dadurch Arbeitsplätze erhalten werden 

können, nicht erreicht werden kann. 

D. Zwischenfazit 

13 Das Gesetz erweist sich somit als nicht verfassungskonform und würde, sollte dies wider 

Erwarten anders beurteilt werden, massive Entschädigungspflichten des Staates aufgrund 

materieller Enteignung nach sich ziehen.  

 

III. Zu den Gesetzesbestimmungen im Einzelnen 

E. Zu Art. 1 und Art. 2 bzw. zum Geltungsbereich des Gesetzes 

14 Insgesamt ist der Geltungsbereich des Gesetzes nicht nur unklar, sondern auch viel zu pauschal 

und zu weit gefasst. Ziff. 2.2 des Berichts hält fest, dass jeweils im Einzelfall bestimmt werden 

müsse, ob ein Geschäftsbetrieb aufgrund der COVID-19-Verordnung 2 geschlossen werden 

musste oder nur von Betriebseinschränkungen betroffen gewesen sei. Art. 1 Abs. 1 lit. a des 

Gesetzes hält fest, dass das Gesetz für öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe gilt, 

die für das Publikum schliessen mussten. Dies deutet klar darauf hin, dass die nicht öffentlich 

zugänglichen Teile eines Mietobjekts nicht gemeint sein können. Ziff. 2.2 des Berichts versucht 

dies jedoch dahingehend zu präzisieren, dass das Gesetz auch gilt, wenn ein Miet- oder 

Pachtobjekt nicht nur ein Ladenlokal umfasst, sondern auch anderen Zwecken dient.  

15 Als Beispiel wird eine Autogarage genannt, welche nebst einem Showroom auch über eine 

Werkstatt verfügt, in welcher weiterhing gearbeitet werden durfte. Genau dieses Beispiel zeigt, 

wie verfehlt die angestrebte Pauschallösung ist. Gerade in der Autobranche wird 

bekanntermassen der allergrösste Teil des Umsatzes mit der Wartung und der Reparatur von 

PKWs erzielt, während die Margen auf Neufahrzeugen minimal sind und so auch nur einen 

kleinen Teil des Umsatzes ausmachen. Solche Situationen gibt es aber nicht nur in der 

Autobranche, sondern in vielen anderen Bereichen auch. Es ist deshalb höchst stossend, wenn 

zulasten der Vermieter eine pauschale Mietzinsreduktion von 60% gewährt wird, ohne die 

völlig verschiedenen Situationen im Rahmen der einzelnen Mietverhältnisse auch nur im 

Geringsten zu berücksichtigen. Es müsste unseres Erachtens, wenn überhaupt ein solches 

Gesetz in Kraft gesetzt werden soll, zwingend ein Schlüssel vorgesehen werden, welcher die 

unterschiedlichen Gegebenheiten angemessen berücksichtigt. Eine solche Aufschlüsselung wird 

schliesslich auch für den Wohnnutzen einer Geschäftsräumlichkeit vorgesehen (Art. 4 Abs. 2 lit. 

b des Gesetzes) und ist somit möglich. 

16 Stossend ist auch, dass einfach pauschal alle Miet- oder Pachtverhältnisse mit einem Miet- oder 

Pachtzins bis zu CHF 15'000.00 bzw. CHF 20'000.00 dem Gesetz unterstellt werden sollen. 

Gem. Ziff. 1.2.2 wurde diese Grenze bewusst gewählt, um kleine und mittlere Unternehmen zu 

schützen. Diese Argumentation geht jedoch fehl, denn auch grosse Unternehmen mieten 

teilweise Geschäftsräume, welche unterhalb der Schwelle des Geltungsbereichs liegen, 

insbesondere in Gebieten mit tieferem Preisniveau auf dem Immobilienmarkt. Ausserdem 

werden mit der vorgesehenen Regelung diejenigen Vermieter bestraft, welche preisgünstige 

Geschäftsräume vermieten. Hätte ein Vermieter den Mietzins höher (und damit über der 
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Schwelle des Geltungsbereichs) angesetzt, käme er nicht zu den aus dem Gesetz resultierenden 

Verlusten. Schliesslich kommt hinzu, dass viele Geschäftsräume auch von Privatpersonen oder 

KMUs vermietet werden (insbesondere auch günstigere Mietobjekte). Da das Gesetz eigentlich 

gerade diese Gruppen schützen möchte, ist es in sich widersprüchlich.  

17 Schliesslich ist es auch stossend und völlig willkürlich, dass mehrere Miet- oder Pachtsachen, 

welche im selben Vertrag geregelt werden, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses 

nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. Ziff. 2.2 des Berichts). Die Unterscheidung 

danach, ob ein Vertrag nur ein grosses Mietobjekt benennt oder dieses Mietobjekt in seinen 

Einzelteilen als einzelne Mietobjekte bezeichnet, ist weder nachvollziehbar noch fair oder 

sachgerecht. Vielmehr muss in der Botschaft präzisiert werden, dass der jeweilige Mietvertrag 

als Ganzes für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses relevant ist. Dass die geplante 

Regelung nicht akzeptabel ist, lässt sich anhand des folgenden Beispiels aufzeigen: In einem 

Shopping-Center werden auf verschiedenen Geschossen Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen an 

dasselbe Unternehmen, bspw. einen internationalen Modekonzern oder ein anderes grosses 

Unternehmen, vermietet. Für jede Flächenart pro Geschoss wird der Mietzins im Mietvertrag 

separat aufgeschlüsselt, um dem Mieter grösstmögliche Transparenz zu gewähren, auch wenn 

der Mieter alle diese Flächen für den Betrieb seines dortigen Standorts benötigt. Auch wenn das 

Gesamtvolumen des Mietvertrags bspw. CHF 150'000.00 beträgt, liegen einige der Teilflächen 

unterhalb der Schwelle von CHF 15'000.00 und würden somit dem Gesetz unterstellt. Es ist 

nicht einzusehen, weshalb bei dieser Sachlage der Mieter vom Gesetz profitieren können soll. 

F. Zu Art. 3 

1. Zu Abs. 1 

18 Dass bereits getroffene Abmachungen (lit. a) vom Anwendungsbereich des Gesetzes 

ausgenommen werden, ist grundsätzlich korrekt. Es sollten unseres Erachtens jedoch nicht nur 

Einigungen über die Höhe des Miet- oder Pachtzinses relevant sein, sondern auch Stundungs- 

bzw. Ratenzahlungsvereinbarungen. Denn mit solchen Vereinbarungen hat der Mieter bereits 

klar zum Ausdruck gebracht, die fälligen Miet- oder Pachtzinsen zu einem bestimmten 

Zeitpunkt bezahlen zu wollen, und zwar im Wissen um die Corona-Pandemie. Auch in eine 

solche Vereinbarung darf nachträglich nicht mehr eingegriffen werden.  

19 Dass bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid (lit. b) vorliegt, ist 

nicht zu erwarten.  

2. Zu Abs. 2 

20 Diese Bestimmung macht unseres Erachtens keinen Sinn, da höchstwahrscheinlich keine 

Mietpartei, deren Mietzins sich in diesem Rahmen bewegt, freiwillig auf eine Mietzinsreduktion 

verzichten wird. Vielmehr gibt der unklare Wortlaut Anlass zu Rechtsstreitigkeiten, die mit dem 

Gesetz ja gerade verhindert werden wollen.  

G. Zu Art. 4 

21 Massgebend müsste nicht der Netto- sondern der Bruttomietzins sein. In den parlamentarischen 

Diskussionen vor dem Beschluss über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war meistens nur 

undifferenziert von «Miete» oder «Mietzins» die Rede. Bei der vom Ständerat gutgeheissenen 

Motion 20.3161 der WAK-SR wie auch beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über 

die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR wurde hingegen klar vom Bruttomietzins 
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ausgegangen. Daher wird mit den Motionen 20.3451 und 20.346, welche den Anlass zum 

vorliegenden Gesetzesentwurf gegeben haben, ebenfalls der Bruttomietzins gemeint sein.  

 

H. Zu Art. 5 

22 Auch Art. 5 des Gesetzes ist abzulehnen, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen bereits 

deutlich ergibt. Die enormen Pauschalisierungen, sowohl hinsichtlich des Anwendungsbereichs 

als auch der Höhe der Mietzinsreduktion, sind verfassungswidrig, werden der realen Situation in 

den meisten Mietverhältnissen nicht gerecht und lassen sich mit sachlichen Argumenten nicht 

rechtfertigen.  

I. Zu Art. 6 

23 Art. 6 dieses Gesetzes zeigt exemplarisch, wie verfehlt und viel zu pauschal die Gesetzesvorlage 

daherkommt. Es lässt sich mit sachlichen Argumenten nicht erklären, weshalb 

Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb aufgrund behördlicher Massnahmen reduzieren 

mussten, in den Genuss von Mietzinsreduktionen kommen sollen, während dies für andere 

Betriebe, welche ebenfalls von Einschränkungen betroffen waren, nicht gelten soll. So waren 

bspw. auch Hotels indirekt stark von Betriebsbeschränkungen betroffen. Ebenso waren bspw. 

Take-Away Betriebe, die nicht schliessen mussten, von sehr schwer abschätzbaren und höchst 

unterschiedlichen Umsatzeinbussen betroffen. Das Gesetz möchte einerseits aus 

Praktikabilitätsgründen möglichst pauschale Regelungen treffen (was wie gezeigt ebenfalls 

unzulässig ist), und sieht in Art. 6 dagegen eine willkürliche Selektion vor. Dies ist stossend und 

insbesondere im Lichte der Rechtsgleichheit nicht akzeptabel. 

J. Zu Art. 7 

24 Auch die Einrichtung eines Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. vermag die gravierenden Fehler 

dieser Gesetzesvorlage nicht zu beheben. Es ist zwar begrüssenswert, dass ein solcher Fonds 

geschaffen werden soll, doch werden die vorgesehenen CHF 20 Mio. bei Weitem nicht 

ausreichen, um alle Härtefälle aufzufangen, welche aufgrund dieser pauschalen, 

unausgewogenen Vorlage entstehen werden. Gem. Abs. 5 ist für den Fall, dass sich das eben 

genannte Szenario der zu knappen Mittel abzeichnet, nicht etwa eine Erhöhung des 

Härtefallfonds, sondern eine Verschärfung der Bedingungen für dessen Inanspruchnahme 

vorgesehen. Dies ist nicht haltbar. Es wird vorliegend auf dem Rücken der Vermieter eine nicht 

zulässige Umverteilung des Geschäftsrisikos der Mieter vorgenommen. 

25 Hinzu kommt, dass aus dem Gesetz viel zu wenig konkret hervorgeht, wann eine 

«wirtschaftliche Notlage» vorliegt, die zum Bezug der finanziellen Unterstützung durch diesen 

Fonds berechtigt. Zwar werden in Abs. 2 zwei Anwendungsfälle genannt (reine Kostenmiete, 

Bedrohung der wirtschaftlichen Existenz), doch die Formulierung mit dem Wort «insbesondere» 

legt nahe, dass auch weitere Anwendungsfälle in Betracht kommen. Gem. Ziff. 2.7 des Berichts 

ist von einer Einzelfallbetrachtung auszugehen und kann eine wirtschaftliche Notlage im Sinne 

des Gesetzes insbesondere dann vorliegen, wenn die finanzielle Einbusse des Vermieters eine 

«massive Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation» hervorruft, ein Konkursverfahren zur 

Folge hat oder «haben könnte» oder «verglichen mit dem Durchschnitt zu stossenden 

Auswirkungen führen würde». Diese äusserst schwammigen Formulierungen lassen einen 
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enormen Interpretationsspielraum offen. Hinzu kommt, dass bei der zu erwartenden Knappheit 

der verfügbaren Mittel von CHF 20 Mio. dem BWO die Kompetenz eingeräumt wird, weitere 

Anforderungen an das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage zu stellen. Dies lässt sich mit 

dem Gebot der Rechtssicherheit nicht vereinbaren und zeigt exemplarisch, wie mangelhaft 

dieses Gesetz ausgestaltet worden ist.  

 

IV. Fazit 

26 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gesetzesvorlage in verschiedener Hinsicht als 

unzulässig und ihr Inhalt schlicht als inakzeptabel bezeichnet werden muss. 

27 Wie gezeigt greift das Gesetz in die beiden Grundrechte der Wirtschaftsfreiheit und der 

Eigentumsgarantie ein, ohne dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen für einen Grundrechtseingriff 

gem. Art. 36 BV gegeben wären. Das Gesetz ist deshalb verfassungswidrig. Falls dies wider 

Erwarten anders beurteilt würde, wären jedoch wie gezeigt die Voraussetzungen der materiellen 

Enteignung gegeben, weshalb das Gesetz diesfalls massive Entschädigungsforderungen gegen den 

Staat nach sich ziehen würde. 

28 Inhaltlich ist sodann insbesondere stossend, dass nach dem Giesskannenprinzip pauschal allen 

Mietern (unterhalb der Mietzinsschwelle) eine Mietzinsherabsetzung gewährt werden soll, ohne 

Berücksichtigung der Frage, in welcher wirtschaftlichen Situation sich der jeweilige Mieter bzw. 

Vermieter befindet. Dies ist höchst ungerecht und führt – wenn überhaupt – in den allerwenigsten 

Fällen zu sachgerechten Ergebnissen. Besonders stossend wirkt sich dieses pauschale Prinzip zudem 

dann aus, wenn die Miete bzw. Pacht mehrerer Miet- oder Pachtsachen zwar in demselben Vertrag 

geregelt, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses jedoch nicht zusammengerechnet 

werden. Ausserdem erscheint das Ansetzen der Schwelle des Geltungsbereichs bei CHF 15'000.00 

bzw. CHF 20'000.00 höchst willkürlich und verfehlt insofern das Ziel der Gesetzesvorlage (Schutz 

der KMUs), als dass auch grosse Unternehmen oft Geschäftsräume im Anwendungsbereich des 

Gesetzes mieten. Schliesslich ist auch der Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. viel zu knapp bemessen, 

als dass den Auswirkungen des Gesetzes auf die Vermieter, welche in eine Notlage geraten 

werden, wirklich adäquat begegnet werden könnte.  

29 Zahlreiche Kantone haben bereits Lösungen zur Unterstützung der Mieter in Kraft gesetzt, welche 

teilweise ohne Mitwirkung der Vermieter eine Hilfestellung in besonderen Fällen und entsprechend 

den örtlichen Gegebenheiten gewährleisten; eine zusätzliche Regelung auf Bundesebene ist auch 

aus diesem Grund nicht angezeigt; dies könnte in einzelnen Fällen zu einer vollumfänglichen 

Entlastung der Mieter führen, was die Unausgewogenheit der angestrebten Lösung zusätzlich 

verstärkt. 

30 Ein Blick über die Landesgrenzen zeigt, dass die Schweiz das einzige Land wäre, welches in 

derartigem Ausmass und derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen 

internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses Gesetz klar zu 

einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. 

31 Die Corona-Pandemie hat ausserdem zu verantwortungsvollem und einzelfallgerechtem Handeln 

der Mietparteien geführt, was in vielen Fällen rasche und einvernehmliche und daher befriedigende 

Lösungen für beide Mietvertragsparteien ermöglicht hat. Ohne Not würde mit diesem Gesetz ein 

Präjudiz geschaffen, wobei unklar wäre, welche Folgen dies für zukünftige vergleichbare 

Situationen hätte. Dieses Gesetz und mögliche zukünftige Regelungen dieser Art würden 
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einzelfallgerechte Regelungen vereiteln oder erschweren – was sich vor dem Hintergrund eines 

Gesetzesprojektes in den letzten Wochen bereits mehrfach gezeigt hat – zumal sie für die meisten 

wirtschaftlich akut bedrohten Mieter zu spät kommen und im Ergebnis mehr Rechtsunsicherheit 

stiften würden.  

32 Kommt dazu, dass das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu 

den übrigen Konkursgläubigern) benachteiligen würde, soweit er von seiner Konkursforderung den 

im Gesetz vorgesehenen Mietzinsabschlag in Abzug bringen müsste. Dies läuft in stossender Weise 

dem Gerechtigkeitsgedanken zuwider und verstösst gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 

der Gläubiger im Konkurs des Schuldners, ohne dass dadurch die Insolvenz des Mieters vermieden 

werden könnte. 

33 Zuletzt ist auch nochmals darauf hinzuweisen, dass das Gesetz nicht nur verfassungswidrig und 

inhaltlich verfehlt ist, sondern eine Vielzahl von Unklarheiten beinhaltet und für zahlreiche 

Konstellationen keine klaren Regelungen bietet. Das Gesetz würde deshalb massive 

Rechtsunsicherheit sowie eine Flut von Gerichtsverfahren mit sich bringen und somit auch 

diesbezüglich das Gegenteil seines eigentlichen Ziels erreichen. 

 

Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und verbleiben 

mit freundlichen Grüssen 

 

La Cité de Sully SA 

  
 

Urs Fäs  Jean-Michel Roten 

Head Investment Products  Head Construction & Development 
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Bundesamt für Wohnungswesen  

Storchengasse 6 

CH-2540 Grenchen 

 

Per Mail an : recht@bwo.admin.ch 

 

 

Bern den 20. Juli 2020 

 

 

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und 

Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz): Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Nachstehend senden wir Ihnen die Stellungnahme des Mieterinnen- und Mieterverbandes 

Schweiz (MV) im Rahmen der Konsultation zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz, die am 1. 

Juli 2020 eröffnet wurde. 

 

Einleitend bedauert unser Verband, dass der Bundesrat nicht im Rahmen der Anwendung 

des Pandemiegesetzes (Verordnung 2 COVID-19) Massnahmen im Mietrecht zur Wahrung 

der vitalen Interessen der kleinen und mittleren Geschäftsmieter*innen beschlossen hat. Sol-

che Massnahmen wären offensichtlich notwendig gewesen, da der Bundesrat - zu Recht - 

die Schliessung von Betrieben verfügt hat. 

Im Rahmen allgemeiner Bemerkungen stellt der MV Schweiz fest, dass der Anwendungsbe-

reich des Gesetzesentwurfs zu begrenzt ist, da er nur Geschäftsräume betrifft, die direkt von 

den Verboten der Verordnung 2 COVID-19 betroffen sind, auch wenn die Eckwerte der 

überwiesenen Motionen umgesetzt werden. Während der gesamten Pandemie hat der Bun-

desrat jedoch die Bevölkerung aufgefordert, Verantwortung zu zeigen und ihre Wohnungen 

nicht zu verlassen. Die Bevölkerung kam dieser Forderung weitgehend nach, was sich stark 



 

 

 

 

2 

 

auf alle Unternehmen auswirkte, nicht nur auf diejenigen, die ausdrücklich zur Schliessung 

gezwungen wurden. 

 

Ebenso hat der Bundesrat keine Vorkehrungen für Mietwohnungen getroffen, obwohl die 

Krise die Einkommen vieler Haushalte stark reduziert hat. Fast 10% der Bevölkerung in der 

Schweiz sind arm und mehrere hunderttausend Menschen arbeiten in prekären Arbeitsver-

hältnissen. Letztere waren stärker von den Folgen der Corona-Krise betroffen. Der prozentu-

ale Anteil des Haushaltseinkommens, den Haushalte für die Zahlung der Miete ausgeben 

müssen, übersteigt oft 30%, was viele Mieter*innen in eine sehr angespannte Situation 

bringt. Seit März hat sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt drastisch verschlechtert. Die Aus-

weitung der Kurzarbeit und die Leistungen für den Verdienstausfall haben dazu beigetragen, 

das Schlimmste zu vermeiden. Hingegen hat dies die Probleme gewisser Haushalte, die 

Miete bezahlen zu können, nicht lösen können. Es besteht daher die Gefahr, dass Mie-

ter*innen durch die Pandemie und ihre Folgen ihre Wohnungen verlieren. Das Recht auf 

Wohnen ist jedoch ein verfassungsmässiges Recht, das nicht weniger gewichtig ist als die 

Notwendigkeit, das Wirtschaftsgefüge zu erhalten. 

 

Der MV Schweiz fordert deshalb Schutzmassnahmen für alle Mieter*innen. 

 

Er hält in Bezug auf die Bestimmungen des Gesetzentwurfs und des erläuternden Berichts 

folgende Punkte fest: 

 

A. Der Geist, welcher dem Entwurf des Vorentwurfs des Gesetzes zugrunde liegt, ist eine 

politische Voreingenommenheit zugunsten der ideologischen Positionen der Immobilienwirt-

schaft. Sie steht im Gegensatz zur Position, die Bundesrat Guy Parmelin während der Par-

lamentsdebatten zu den Anträgen 20.3451 und 20.3460 verteidigt hat. Letzterer hatte darauf 

hingewiesen, dass sich Mieter*innen in finanziellen Schwierigkeiten durchaus an die Gerich-

te wenden können, was impliziert, dass er der Ansicht ist, dass das Mietvertragsrecht für 

Mieter*innen eine Reduktion der Miete vorsieht. Im Rahmen einer mündlichen Anfrage am 

Ende der Parlamentsdebatte erklärte Bundesrat Guy Parmelin zudem, dass der Bundesrat 

der möglichen gerichtlichen Lösung in keiner Weise vorgreift.  

 

Aus der Sicht unseres Verbandes, aber auch mit Blick auf den ersten veröffentlichen 

Schiedsspruch und der mehrheitlich geltenden Doktrin formuliert dieser Gesetzentwurf ge-
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nau das Gegenteil.1 In der Tat sichert die Lösung, die in den Motionen formuliert und im Ge-

setzesentwurf aufgenommen wurde, 40% der Erträge der Vermieter*innen. Es ist festzuhal-

ten, dass das Verhältnis 40/60 für die Vermieter*innen recht grosszügig ist und nicht berück-

sichtigt, dass die Vermieter*innen Verluste bereits bei der Mietpreisfestsetzung berücksich-

tigt haben. Es ist daher nicht akzeptabel, dass der Bundesrat eine Richterrolle einnimmt und 

eine Rechtsfrage über die Auslegung des Mangels am Mietobjekt bereits im Voraus festlegt.  

 

Der erläuternde Bericht sollte daher im Hinblick auf die Botschaft in folgenden Punkten ge-

ändert und präzisiert werden: 

 

• Seite 5, 2. Absatz: "...den Mieterinnen und Mietern finanziell entgegengekommen 

sind" sollte ersetzt werden durch "den Mieterinnen und Mietern Mietreduktionen ge-

währt haben"; 

 

• Seite 6, 4. Absatz, 4. Satz: "Die Schliessung und die Einschränkung des Betriebs 

aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie liegen 

nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter sowie der Ver-

pächterinnen und Verpächter." Hier sollte klargestellt werden, dass die Frage der Haf-

tung des Vermieters nur unter dem Gesichtspunkt des Schadenersatzes in Art. 259e 

OR, nicht aber für die Mietminderung in Art. 259d OR relevant ist. Dieser Satz könnte 

daher wie folgt ergänzt werden: "Die Schliessung und die Einschränkung des Be-

triebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie lie-

gen nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter sowie der 

Verpächterinnen und Verpächter und sollten daher nicht zur Zahlung von Schadener-

satz nach Artikel 259e des Schweizerischen Obligationenrechts verpflichtet sein." 

 

• Seite 13 (Kapitel 2.5) 1. und 2. Satz: im 1. Satz "nur 40 Prozent des massgebenden 

Miet- und Pachtzinses schulden [...]" das Wort "nur" streichen. Der Teil des 2. Satzes 

 

1 Rechtsgutachten Bezahlung des Mietzinses für Geschäftsräume während der Covid-19-Epidemie im 

Auftrag des Mieterinnen- und Mieterverbands Schweiz. Verfasst von den Rechtsanwält*innen Sarah 

Brutschin, Xavier Rubli und Pierre Stastny 

https://www.mieterverband.ch/mv/politik-positionen/news/2020/Corona-Krise--Untaetigkeit-des-

Bundesrates-gefaehrdet-die-Rechte-der-GeschaeftsmieterInnen.html 
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"[...] in Abweichung von den Bestimmungen des Obligationenrechts (OR) [...]" sollte 

ebenfalls gestrichen werden. 

 

In ähnlicher Weise sollten Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 1 des Vorentwurfs geändert 

und der Verweis auf «infolge von Miet- und Pachtzinsausfällen» gestrichen oder darauf hin-

gewiesen werden, dass diese Verluste auf das COVID-19, nicht aber auf dieses Gesetz zu-

rückzuführen sind. Mangels Zuständigkeit und in Anwendung des Prinzips der Gewaltentei-

lung kann der Bundesrat die Auswirkungen des Inkrafttretens des Vorentwurfs des Gesetzes 

in der Tat nicht als "Verluste" qualifizieren. 

 

B. Der MV Schweiz fordert ferner die folgenden Änderungen im Gesetzesentwurf: 

 

1. Beim Geltungsbereich in Artikel 2 Buchstabe f. ist der Wortlaut zu eng gefasst und 

muss alle von den Massnahmen des Bundesrates betroffenen Berufsgruppen ein-

schliessen. 

 

Der MV Schweiz schlägt daher vor, den Text von Buchstaben f. zu ändern wie folgt: 

«Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen wie Krankenhäuser, Kliniken, Arzt- und 

Zahnarztpraxen, Physiotherapeuten, Ergotherapeuten und Optiker». 

 

2. Im Geltungsbereich verwendet der Vorentwurf den Begriff "Geschäftsräume". Dazu 

gehören selbstverständlich alle gewerblich gepachteten Flächen, die von den Mass-

nahmen des Bundesrates betroffen sind. Der Anwendungsbereich ist somit weiter ge-

fasst als der Begriff der Geschäftsräume, wie er in der Rechtsprechung des Bundes-

gerichts definiert ist, das beispielsweise bestimmte Ausstellungsflächen oder Freizeit-

einrichtungen ausschliesst. Die Formulierung ist entsprechend anzupassen. 

 

3. Hinsichtlich der Nebenkosten ist der MV Schweiz nicht gegen den Ausschluss der 

Nebenkosten von der massgeblichen Miete oder Pacht, da der Vermieter, die Ver-

mieterin dem Pächter, der Pächterin nur die tatsächlichen Kosten in Rechnung stellen 

kann. 

 

Die von der Bundesversammlung angenommenen Anträge haben zum Ziel, allfällige 

Rechtsstreitigkeiten, die im Zusammenhang mit den COVID-Massnahmen des Bun-
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desrates entstehen können, präventiv zu klären. Es muss daher sichergestellt wer-

den, dass der Vorentwurf einfache und klare Lösungen enthält. 

 

In diesem Sinne möchte der MV Schweiz, dass Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a. ge-

strichen wird. Wenn sich die Parteien darauf geeinigt haben, Nebenkosten in die Mie-

te einzubeziehen, ist es in der Tat üblich, nicht mehr zwischen Miete und Nebenkos-

ten zu unterscheiden. So wirkt sich eine Senkung oder Erhöhung der Miete auf der 

Grundlage der Entwicklung der relativen Kostenfaktoren auf die gesamte Miete, ein-

schließlich der Nebenkosten, aus. Es ist nicht angebracht, diesen Grundsatz zu än-

dern, wie es der Bundesrat in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a. des Vorentwurfs vor-

schlägt, indem er einen Abzug vorsieht. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass dies 

zu grösseren Streitigkeiten führen könnte. 

 

Mit dem gleichen Ziel der Einfachheit und Klarheit kann Artikel 4, Absatz 1 nicht so 

ausgelegt werden, wie im erläuternden Bericht (S. 12) vorgeschlagen. Um den An-

wendungsbereich und den vom Mieter zu zahlenden Betrag zu bestimmen, muss die 

von den Parteien im Mietvertrag genannte Miete berücksichtigt werden. Der Verweis 

im erläuternden Bericht auf die letzte Nebenkostenabrechnung ist irrelevant. Dieser 

sollte daher geändert und folgende Sätze auf Seite 12, Kapitel 2.4. gestrichen wer-

den: «Die Höhe der Nebenkosten richtet sich nach der letzten Nebenkostenabrech-

nung. Handelt es sich um ein neues oder umfassend erneuertes Objekt, für das noch 

keine Nebenkostenabrechnung erstellt wurde, dürfte je nach dem auf einen verein-

barten Akontobetrag oder auf eine Schätzung durch eine Fachexpertin oder einen 

Fachexperten abgestellt werden. Sofern eine entsprechende Abmachung besteht, ist 

schliesslich die vereinbarte Nebenkostenpauschale entscheidend. Die Nebenkosten 

werden nicht immer separat ausgeschieden. In manchen Vertragsverhältnissen sind 

sie im Mietzins oder im Pachtzins inbegriffen. In solchen Fällen ist eine Ausscheidung 

vorzunehmen, indem für den Nebenkostenanteil ein angemessener Abzug vorge-

nommen wird.» 

 

4. In Bezug auf Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a) heisst es im erläuternden Bericht, dass 

auch Vereinbarungen, die keine Mietreduktion vorsehen, vom Gesetz ausgenommen 

sind.  
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Der Zweck der Bestimmung besteht jedoch darin, Vereinbarungen zu erhalten, die für 

die Mieterinnen und Mieter günstiger sind als das Verhältnis 40/60. Die Bestimmung 

muss daher entsprechend formuliert werden, um alle Vereinbarungen auszuschlie-

ßen, die die Zahlung von mehr als 40% der Miete vorsehen und die in den Geltungs-

bereich des Gesetzes fallen. Solche Vereinbarungen sollten von Rechts wegen als 

nichtig betrachtet werden.  

 

5. In Bezug auf Artikel 3 Absatz 2 entspricht die Ausnahmeklausel nicht dem, was in 

den von der Bundesversammlung angenommenen Anträgen vorgesehen ist. Diese 

erwähnen, dass das Opting-out von beiden Parteien des Mietvertrags gefordert wer-

den muss, gemeinsam und nicht nur von einer von ihnen. Andernfalls würde dies da-

rauf hinauslaufen, den Geltungsbereich des Vorentwurfs auf Mietverträge mit monat-

lichen Nettomieten von weniger als 15’000 CHF zu beschränken. 

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Vorentwurf des Gesetzes, auch wenn er im 

Sinne der oben erwähnten Anträge abgeändert wurde, nicht den Erwartungen des MV 

Schweiz entspricht. Der Vorentwurf des Gesetzes würde es jedoch ermöglichen, mangels 

einer etablierten Rechtsprechung kostspielige und naturgemäss unsichere Verfahren zu 

vermeiden. 

 

Besten Dank für die Berücksichtigung der Anliegen aus der Sicht des Mieterinnen- und 

Mieterverbandes Schweiz. 

 

Mit freundlichen Grüssen  

 

            

Carlo Sommaruga   Natalie Imboden  

Präsident    Generalsekretärin  

 

 

 

 

Hinweis: Im Zweifelsfall gilt das französische Original der Vernehmlassung.  
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Anhang: Vom MV Schweiz vorgeschlagene Änderungen im Gesetzestext  

 

Präambel 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,  

gestützt auf Artikel 100 der Bundesverfassung1 (BV),  

nach Einsicht der Motionen 20.3451et 20.3460 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom …,  

beschliesst: 

 

 

Art. 1 Abs.1 lit. f  

Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen wie Krankenhäuser, Kliniken, ärztliche, zahnärztliche, 

physiotherapeutische, ergotherapeutische und augenoptische Praxen; 

 

 

Art. 4 Abs. 2 lit. a. gestrichen, Abs. 2 wird zu: 

Ein angemessener Abzug muss vorgenommen werden, falls die betreffende Miet- oder 

Pachtsache einen Wohnnutzen aufweist. 
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Office fédéral du logement OFL 

Storchengasse 6 

CH-2540 Grenchen 

 

Par courriel à recht@bwo.admin.ch 

 

Berne, le 20 juillet 2020 

 

Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements et les 

restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19)  

(Loi COVID-19 sur les loyers commerciaux) : procédure de consultation 

 

Monsieur le Conseiller fédéral Guy Parmelin, 

Madame, Monsieur, 

 

Nous vous faisons parvenir ci-dessous la position de l’Association suisse des locataires dans 

le cadre de la consultation de la loi COVID-19 sur les loyers commerciaux, soumis par 

courrier du 1er juillet 2020. 

 

En guise de préambule, notre Association regrette que le Conseil fédéral n’ait pas accepté 

d’agir en matière de loyer pour sauvegarder les intérêts essentiels des petites et moyennes 

entreprises locataires dans le cadre des mesures prises en application de la loi sur les 

épidémies (Ordonnance 2 COVID-19). De telles mesures s’imposaient de manière évidente 

dès lors que le Conseil fédéral a décrété – à juste titre – la fermeture d’établissements. 

 

En guise d’observations générales, l’ASLOCA Suisse relève que si le champ d’application de 

l’avant-projet est conforme aux exigences posées par les motions adoptées par les 

chambres, il est fait trop de limité par rapport à la situation réelle du marché locatif. D’une 

part, il ne concerne que les locaux de commerces qui ont été directement touchés par les 

interdictions prévues par l’Ordonnance 2 COVID-19. Or, tout au long de la pandémie, le 

Conseil fédéral a exhorté la population à faire preuve de responsabilité et à ne pas sortir de 

chez elle. La population a très largement respecté cette demande, ce qui a eu un fort impact 
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sur tous les commerces, et non pas uniquement sur ceux qui ont été expressément 

contraints de fermer. 

 

De même, le Conseil fédéral n’a pas prévu de mesures d’allègement du loyer pour les locaux 

d’habitation alors que la crise a fortement réduit les revenus de nombre de ménages. Sans 

compter que la Suisse compte près de 10% de pauvres et plusieurs centaines de milliers de 

travailleur.euse.s précaires, qui plus que d’autres ont été affectés par la crise du coronavirus. 

Le pourcentage du revenu que les ménages doivent aujourd’hui consacrer au paiement du 

loyer dépasse pour les revenus les plus bas 30% et place bon nombre de locataires dans 

une situation financière très problématique. 

 

Depuis le mois de mars, la situation sur le marché du travail s’est fortement dégradée. 

L’extension du chômage technique et des allocations en cas de pertes de gains ont permis 

d’éviter le pire, mais n’ont pas supprimé les effets de la crise sur la capacité des ménages à 

s’acquitter du loyer. Il existe donc un risque que des locataires perdent leur logement du fait 

de la pandémie et de ses conséquences. Or, le droit au logement revêt une consécration 

conventionnelle et constitutionnelle qui n’est pas de moindre importance par rapport à la 

nécessité de maintenir le tissu économique. 

 

L’ASLOCA Suisse revendique donc des mesures de protection en faveur de tous les 

locataires. 

 

Elle précise ce qui suit concernant les dispositions de l’avant-projet de loi et le rapport 

explicatif : 

 

A. L’approche qui sous-tend la rédaction de l’avant-projet de loi est un parti pris politique en 

faveur de la position doctrinale des milieux immobiliers. Elle tranche avec la position 

défendue par Monsieur le Conseiller fédéral Guy PARMELIN lors des débats parlementaires 

consacrés aux motions 20.3451 et 20.3460. Ce dernier avait indiqué que les locataires en 

difficultés financières pouvaient parfaitement s’adresser aux tribunaux, laissant ainsi 

entendre qu’il considérait que le droit du bail permettait aux locataires d’obtenir une réduction 

de loyer. Il a aussi affirmé, suite à une question orale en fin de débat, que le Conseil fédéral 

ne préjugeait en rien la solution judiciaire qui pourrait être retenue.  
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Du point de vue de notre association, mais aussi du courant doctrinal majoritaire ou encore 

sur la base de premières décisions d’arbitrage rendues publiques, c’est tout l’inverse que ce 

projet de loi entérine.1 En effet, la solution proposée par les motions précitées et reprise 

dans l’avant-projet de loi sécurise le 40% des rendements des bailleurs. Il sera précisé que 

le ratio retenu (40/60) est plutôt généreux pour les bailleurs et ne tient pas compte du fait 

que ceux-ci ont fixé les loyers en intégrant le risque locatif. Il n’est donc pas acceptable que 

le Conseil fédéral adopte une position juridique et tranche un différend juridique sur 

l’interprétation du défaut de la chose louée. 

 

Ceci impose plusieurs modifications du texte du rapport explicatif lors de sa conversion en 

message du Conseil fédéral : 

 

• à la page 5, 2e paragraphe : « […] ont consenti des concessions financières aux 

locataires » doit être remplacé par « ont consenti des réductions de loyer aux 

locataires » ; 

• à la page 6, 4e paragraphe, 4e phrase : « Or les bailleurs ne sont pas responsables 

de la fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises par les 

autorités pour lutter contre le coronavirus », il s’agit de préciser que la question de 

la responsabilité du bailleur n’est pertinente que sous l’angle des dommages-

intérêts de l’article 259e CO, non pour la réduction de loyer de l’article 259d CO. 

Cette phrase pourrait donc être complétée ainsi : « Or les bailleurs ne sont pas 

responsables de la fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises 

par les autorités pour lutter contre le coronavirus, partant ne devraient dès lors pas 

être contraints de s’acquitter de dommages-intérêts en vertu de l’article 259e 

CO » ; 

• à la page 12, 6e paragraphe, 1ère et 2e phrase : il s’agit de biffer le « ne […] que » 

dans la phrase « […] des établissements ayant dû fermer ne doivent que 40% du 

loyer […] ». Il convient également de supprimer la partie de phrase « […] déroge 

aux dispositions du CO […] ». 

 

1Avis de droit Paiement du loyer des locaux commerciaux pendant la pandémie de Covid-19 sur 

mandat de l’Association suisse des locataires. Rédigé par Mes Sarah Brutschin, Xavier Rubli et Pierre 

Stastny. 

https://www.asloca.ch/wp-content/uploads/2020/03/Avis-de-droit-

loyers_locaux_commerciaux_ASLOCA-1.pdf 
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Toujours pour le même motif, les articles 1 alinéa 2 et 7 alinéa 1 de l’avant-projet doivent 

être modifiés et la mention de « pertes de loyer ou de fermage » complétée en indiquant que 

les pertes sont dues au COVID-19 mais non à la présente loi. Le Conseil fédéral ne peut 

qualifier de « pertes » les effets de l’entrée en vigueur de l’avant-projet de loi. 

 

B. L’ASLOCA sollicite en outre les modifications suivantes dans l’avant-projet de loi : 

 

1. Concernant le champ d’application (art. 2 let. f.), la formulation est trop restreinte et doit 

inclure tous les professionnels de visés par les mesures du Conseil fédéral. 

 

 L’ASLOCA propose dès lors de modifier le texte de la lettre f. : « les établissements de 

santé et de soins, tels que notamment les hôpitaux, les cliniques, les cabinets 

médicaux, dentaires, de physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens ». 

 

2. Toujours concernant le champ d'application, l’avant-projet utilise la notion de « locaux 

commerciaux ». Il va de soi que celle-ci inclue toutes les surfaces louées à des fins 

commerciales impactées par les mesures du Conseil fédéral. Le champ d’application 

est donc plus large que la notion de local commercial tel que définie par la 

jurisprudence du Tribunal fédéral et qui exclut par exemple certaines surfaces 

d’exposition ou installations de loisir. 

 

3. Concernant les frais accessoires, l’ASLOCA n’est pas opposé à ce qu’il soit exclu du 

loyer ou du fermage déterminant dès lors que le bailleur ne peut faire supporter au 

locataire que les frais effectifs. 

 

L’esprit des motions adoptées par l’Assemblée fédérale consiste à vider de manière 

préventive les litiges judiciaires qui pourraient surgir en lien avec les mesures COVID 

prises par le Conseil fédéral. Il convient dès lors de veiller à ce que l’avant-projet 

contienne des solutions simples et claires. 

 

Dans cette perspective, l’ASLOCA souhaite que l’article 4 alinéa 2 lettre a. soit 

supprimé. En effet, si les parties ont convenu d’inclure les frais accessoires dans le 

loyer, la règle ordinaire consiste à ne plus opérer de distinction entre loyer et frais 

accessoires. C’est ainsi que la baisse ou la hausse de loyer fondée sur l’évolution des 

critères relatifs impacte tout le loyer, y compris les frais accessoires inclus. Il n’est pas 
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judicieux de modifier ce principe comme le Conseil fédéral le propose avec l’article 4 

alinéa 2 lettre a. de l’avant-projet en prévoyant d’opérer une déduction. Il risque par 

ailleurs d’en résulter un important contentieux. 

 

Toujours dans le même esprit de simplicité et de clarté, l’article 4 alinéa 1 ne saurait 

être interprété comme le propose le rapport explicatif (p. 11). Pour déterminer le champ 

d’application ainsi que le montant dû par le locataire, il faut retenir le loyer tel que 

mentionné par les parties dans le bail. La référence, dans le rapport explicatif, au 

dernier décompte de frais accessoires est non pertinente. Il convient donc de modifier 

celui-là et de supprimer à la fin de la page 11 et au début de la page 12 les phrases 

suivantes : « Le montant des charges se fonde sur le dernier décompte des frais 

accessoires. Si l’objet loué ou affermé est neuf ou entièrement rénové et qu’aucun 

décompte n’a encore été établi, les frais accessoires peuvent être déterminés en 

fonction soit de l’acompte convenu, soit de l’estimation d’un expert. […] Les frais 

accessoires ne sont pas toujours comptabilisés séparément. Ils peuvent en effet être 

inclus dans le loyer ou fermage en vertu du bail. Dans ce cas, il convient de soustraire 

les charges du montant brut, en appliquant une déduction appropriée. » 

 

4. Concernant l’article 3 alinéa 1 lettre a., le rapport explicatif précise que sont exclus de 

la protection instituée par cette disposition les accords ne prévoyant aucune réduction 

de loyer. 

 

Or, l’objectif de la disposition est de préserver les accords plus favorables aux 

locataires que le ratio 40/60. La disposition doit donc être clarifiée pour exclure tous les 

accords prévoyant le paiement d’une partie du loyer supérieure à 40% et qui entrent 

dans le champ d’application de la loi. Ces accords doivent être considérés comme nuls 

de plein droit.  

 

5. Concernant l’article 3 alinéa 2, la clause d’exemption ne correspond pas à ce qui est 

prévu dans les motions adoptées par l’Assemblée fédérale. Celles-ci mentionnent que 

l’opting out doit être requis par les deux parties au contrat de bail, conjointement et non 

pas uniquement par l’une d’entre elles. A défaut, ceci reviendrait à limiter la portée de 

l’avant-projet aux baux dont les loyers nets sont inférieurs à CHF 15'000,-. 
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En conclusion, l’avant-projet de loi, même modifié dans le sens des demandes 

susmentionnées, ne correspond pas aux attentes de l’ASLOCA Suisse. 

 

En résumé, même si l’avant-projet a été adapté conformément aux modifications 

susmentionnées, il ne répond pas aux attentes de l'Asloca Suisse. Cependant, l’avant-projet 

de loi permettrait d’éviter des procédures coûteuses et par nature incertaines en l’absence 

de jurisprudence établies. 

 

En vous remerciant pour la prise en compte des préoccupations des représentants des 

locataires. 

 

Avec nos meilleures salutations, 

            

Carlo Sommaruga   Natalie Imboden  

Président    Secrétaire générale 

 

 

Annexe : Modifications proposées par l’ASLOCA  

 

Préambule  

L’Assemblée fédérale de la Confédération suisse, 

vu l’art. 100 de la Constitution (Cst.)1,  

Vu les motions 20.3451et 20.34 60 

vu le message du Conseil fédéral du …2, 

 

Art. 1 al.1 litt. f. 

les établissements de santé et de soins, tels que notamment les hôpitaux, les cliniques, les 

cabinets médicaux, dentaires, de physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens ; 

 

Art. 4 al. 2 let. a. supprimé, l’alinéa 2 devenant : 

Une déduction appropriée doit être appliquée si la chose louée ou affermée prévoit un usage 

d’habitation. 
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Bern, 03.08.2020 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
  
Vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz. Der 
Mieterinnen- und Mieterverband Kanton Bern schliesst sich der Stellungnahme des 
Mieterinnen- und Mieterverbandes Schweiz (MVS) vom 20. Juli 2020 vollumfänglich an. 
Insbesondere die geforderten Änderungen im Gesetzesentwurf und im erläuternden Bericht 
(vgl. Beilage) möchten wir mit Nachdruck bekräftigen. 
  
Weiter erlauben wir uns, einen Schritt vorzugreifen. Es ist uns ein grosses Anliegen, dass die 
administrative Anwendung des Gesetzes möglichst niederschwellig gehalten und gut 
begleitet wird. Aus unserer Erfahrung in der Beratung der Mietenden wissen wir, dass viele 
Gewerbetreibende zurzeit stark belastet sind und teilweise Mühe haben, die nötigen 
administrativen Schritte frist- und formgerecht abzuwickeln (sofern sie die entsprechenden 
Bestimmungen überhaupt kennen). Es braucht deshalb eine gut geplante 
Umsetzungsbegleitung seitens des Bundesamtes für Wohnungswesen (BWO), die sowohl 
Kommunikationsmassnahmen (Bekanntmachung, Infoline) wie auch Vorlagen und 
Anleitungen umfasst. 
  
Wir danken bestens für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
  
Mit freundlichen Grüssen 
Mieterinnen- und Mieterverband Kanton Bern 

 
 
Marieke Kruit, Präsidentin  
  
 
 
 
Beilage: erwähnt  

Bundesamt für Wohnungswesen  
Storchengasse 6 
CH-2540 Grenchen 
 
Per Mail an:  
recht@bwo.admin.ch 
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Bundesamt für Wohnungswesen  

Storchengasse 6 

CH-2540 Grenchen 

 

Per Mail an : recht@bwo.admin.ch 

 

 

Bern den 20. Juli 2020 

 

 

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und 

Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz): Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Nachstehend senden wir Ihnen die Stellungnahme des Mieterinnen- und Mieterverbandes 

Schweiz (MV) im Rahmen der Konsultation zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz, die am 1. 

Juli 2020 eröffnet wurde. 

 

Einleitend bedauert unser Verband, dass der Bundesrat nicht im Rahmen der Anwendung 

des Pandemiegesetzes (Verordnung 2 COVID-19) Massnahmen im Mietrecht zur Wahrung 

der vitalen Interessen der kleinen und mittleren Geschäftsmieter*innen beschlossen hat. Sol-

che Massnahmen wären offensichtlich notwendig gewesen, da der Bundesrat - zu Recht - 

die Schliessung von Betrieben verfügt hat. 

Im Rahmen allgemeiner Bemerkungen stellt der MV Schweiz fest, dass der Anwendungsbe-

reich des Gesetzesentwurfs zu begrenzt ist, da er nur Geschäftsräume betrifft, die direkt von 

den Verboten der Verordnung 2 COVID-19 betroffen sind, auch wenn die Eckwerte der 

überwiesenen Motionen umgesetzt werden. Während der gesamten Pandemie hat der Bun-

desrat jedoch die Bevölkerung aufgefordert, Verantwortung zu zeigen und ihre Wohnungen 

nicht zu verlassen. Die Bevölkerung kam dieser Forderung weitgehend nach, was sich stark 
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auf alle Unternehmen auswirkte, nicht nur auf diejenigen, die ausdrücklich zur Schliessung 

gezwungen wurden. 

 

Ebenso hat der Bundesrat keine Vorkehrungen für Mietwohnungen getroffen, obwohl die 

Krise die Einkommen vieler Haushalte stark reduziert hat. Fast 10% der Bevölkerung in der 

Schweiz sind arm und mehrere hunderttausend Menschen arbeiten in prekären Arbeitsver-

hältnissen. Letztere waren stärker von den Folgen der Corona-Krise betroffen. Der prozentu-

ale Anteil des Haushaltseinkommens, den Haushalte für die Zahlung der Miete ausgeben 

müssen, übersteigt oft 30%, was viele Mieter*innen in eine sehr angespannte Situation 

bringt. Seit März hat sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt drastisch verschlechtert. Die Aus-

weitung der Kurzarbeit und die Leistungen für den Verdienstausfall haben dazu beigetragen, 

das Schlimmste zu vermeiden. Hingegen hat dies die Probleme gewisser Haushalte, die 

Miete bezahlen zu können, nicht lösen können. Es besteht daher die Gefahr, dass Mie-

ter*innen durch die Pandemie und ihre Folgen ihre Wohnungen verlieren. Das Recht auf 

Wohnen ist jedoch ein verfassungsmässiges Recht, das nicht weniger gewichtig ist als die 

Notwendigkeit, das Wirtschaftsgefüge zu erhalten. 

 

Der MV Schweiz fordert deshalb Schutzmassnahmen für alle Mieter*innen. 

 

Er hält in Bezug auf die Bestimmungen des Gesetzentwurfs und des erläuternden Berichts 

folgende Punkte fest: 

 

A. Der Geist, welcher dem Entwurf des Vorentwurfs des Gesetzes zugrunde liegt, ist eine 

politische Voreingenommenheit zugunsten der ideologischen Positionen der Immobilienwirt-

schaft. Sie steht im Gegensatz zur Position, die Bundesrat Guy Parmelin während der Par-

lamentsdebatten zu den Anträgen 20.3451 und 20.3460 verteidigt hat. Letzterer hatte darauf 

hingewiesen, dass sich Mieter*innen in finanziellen Schwierigkeiten durchaus an die Gerich-

te wenden können, was impliziert, dass er der Ansicht ist, dass das Mietvertragsrecht für 

Mieter*innen eine Reduktion der Miete vorsieht. Im Rahmen einer mündlichen Anfrage am 

Ende der Parlamentsdebatte erklärte Bundesrat Guy Parmelin zudem, dass der Bundesrat 

der möglichen gerichtlichen Lösung in keiner Weise vorgreift.  

 

Aus der Sicht unseres Verbandes, aber auch mit Blick auf den ersten veröffentlichen 

Schiedsspruch und der mehrheitlich geltenden Doktrin formuliert dieser Gesetzentwurf ge-
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nau das Gegenteil.1 In der Tat sichert die Lösung, die in den Motionen formuliert und im Ge-

setzesentwurf aufgenommen wurde, 40% der Erträge der Vermieter*innen. Es ist festzuhal-

ten, dass das Verhältnis 40/60 für die Vermieter*innen recht grosszügig ist und nicht berück-

sichtigt, dass die Vermieter*innen Verluste bereits bei der Mietpreisfestsetzung berücksich-

tigt haben. Es ist daher nicht akzeptabel, dass der Bundesrat eine Richterrolle einnimmt und 

eine Rechtsfrage über die Auslegung des Mangels am Mietobjekt bereits im Voraus festlegt.  

 

Der erläuternde Bericht sollte daher im Hinblick auf die Botschaft in folgenden Punkten ge-

ändert und präzisiert werden: 

 

• Seite 5, 2. Absatz: "...den Mieterinnen und Mietern finanziell entgegengekommen 

sind" sollte ersetzt werden durch "den Mieterinnen und Mietern Mietreduktionen ge-

währt haben"; 

 

• Seite 6, 4. Absatz, 4. Satz: "Die Schliessung und die Einschränkung des Betriebs 

aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie liegen 

nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter sowie der Ver-

pächterinnen und Verpächter." Hier sollte klargestellt werden, dass die Frage der Haf-

tung des Vermieters nur unter dem Gesichtspunkt des Schadenersatzes in Art. 259e 

OR, nicht aber für die Mietminderung in Art. 259d OR relevant ist. Dieser Satz könnte 

daher wie folgt ergänzt werden: "Die Schliessung und die Einschränkung des Be-

triebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie lie-

gen nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter sowie der 

Verpächterinnen und Verpächter und sollten daher nicht zur Zahlung von Schadener-

satz nach Artikel 259e des Schweizerischen Obligationenrechts verpflichtet sein." 

 

• Seite 13 (Kapitel 2.5) 1. und 2. Satz: im 1. Satz "nur 40 Prozent des massgebenden 

Miet- und Pachtzinses schulden [...]" das Wort "nur" streichen. Der Teil des 2. Satzes 

 

1 Rechtsgutachten Bezahlung des Mietzinses für Geschäftsräume während der Covid-19-Epidemie im 

Auftrag des Mieterinnen- und Mieterverbands Schweiz. Verfasst von den Rechtsanwält*innen Sarah 

Brutschin, Xavier Rubli und Pierre Stastny 

https://www.mieterverband.ch/mv/politik-positionen/news/2020/Corona-Krise--Untaetigkeit-des-

Bundesrates-gefaehrdet-die-Rechte-der-GeschaeftsmieterInnen.html 
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"[...] in Abweichung von den Bestimmungen des Obligationenrechts (OR) [...]" sollte 

ebenfalls gestrichen werden. 

 

In ähnlicher Weise sollten Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 1 des Vorentwurfs geändert 

und der Verweis auf «infolge von Miet- und Pachtzinsausfällen» gestrichen oder darauf hin-

gewiesen werden, dass diese Verluste auf das COVID-19, nicht aber auf dieses Gesetz zu-

rückzuführen sind. Mangels Zuständigkeit und in Anwendung des Prinzips der Gewaltentei-

lung kann der Bundesrat die Auswirkungen des Inkrafttretens des Vorentwurfs des Gesetzes 

in der Tat nicht als "Verluste" qualifizieren. 

 

B. Der MV Schweiz fordert ferner die folgenden Änderungen im Gesetzesentwurf: 

 

1. Beim Geltungsbereich in Artikel 2 Buchstabe f. ist der Wortlaut zu eng gefasst und 

muss alle von den Massnahmen des Bundesrates betroffenen Berufsgruppen ein-

schliessen. 

 

Der MV Schweiz schlägt daher vor, den Text von Buchstaben f. zu ändern wie folgt: 

«Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen wie Krankenhäuser, Kliniken, Arzt- und 

Zahnarztpraxen, Physiotherapeuten, Ergotherapeuten und Optiker». 

 

2. Im Geltungsbereich verwendet der Vorentwurf den Begriff "Geschäftsräume". Dazu 

gehören selbstverständlich alle gewerblich gepachteten Flächen, die von den Mass-

nahmen des Bundesrates betroffen sind. Der Anwendungsbereich ist somit weiter ge-

fasst als der Begriff der Geschäftsräume, wie er in der Rechtsprechung des Bundes-

gerichts definiert ist, das beispielsweise bestimmte Ausstellungsflächen oder Freizeit-

einrichtungen ausschliesst. Die Formulierung ist entsprechend anzupassen. 

 

3. Hinsichtlich der Nebenkosten ist der MV Schweiz nicht gegen den Ausschluss der 

Nebenkosten von der massgeblichen Miete oder Pacht, da der Vermieter, die Ver-

mieterin dem Pächter, der Pächterin nur die tatsächlichen Kosten in Rechnung stellen 

kann. 

 

Die von der Bundesversammlung angenommenen Anträge haben zum Ziel, allfällige 

Rechtsstreitigkeiten, die im Zusammenhang mit den COVID-Massnahmen des Bun-
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desrates entstehen können, präventiv zu klären. Es muss daher sichergestellt wer-

den, dass der Vorentwurf einfache und klare Lösungen enthält. 

 

In diesem Sinne möchte der MV Schweiz, dass Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a. ge-

strichen wird. Wenn sich die Parteien darauf geeinigt haben, Nebenkosten in die Mie-

te einzubeziehen, ist es in der Tat üblich, nicht mehr zwischen Miete und Nebenkos-

ten zu unterscheiden. So wirkt sich eine Senkung oder Erhöhung der Miete auf der 

Grundlage der Entwicklung der relativen Kostenfaktoren auf die gesamte Miete, ein-

schließlich der Nebenkosten, aus. Es ist nicht angebracht, diesen Grundsatz zu än-

dern, wie es der Bundesrat in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a. des Vorentwurfs vor-

schlägt, indem er einen Abzug vorsieht. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass dies 

zu grösseren Streitigkeiten führen könnte. 

 

Mit dem gleichen Ziel der Einfachheit und Klarheit kann Artikel 4, Absatz 1 nicht so 

ausgelegt werden, wie im erläuternden Bericht (S. 12) vorgeschlagen. Um den An-

wendungsbereich und den vom Mieter zu zahlenden Betrag zu bestimmen, muss die 

von den Parteien im Mietvertrag genannte Miete berücksichtigt werden. Der Verweis 

im erläuternden Bericht auf die letzte Nebenkostenabrechnung ist irrelevant. Dieser 

sollte daher geändert und folgende Sätze auf Seite 12, Kapitel 2.4. gestrichen wer-

den: «Die Höhe der Nebenkosten richtet sich nach der letzten Nebenkostenabrech-

nung. Handelt es sich um ein neues oder umfassend erneuertes Objekt, für das noch 

keine Nebenkostenabrechnung erstellt wurde, dürfte je nach dem auf einen verein-

barten Akontobetrag oder auf eine Schätzung durch eine Fachexpertin oder einen 

Fachexperten abgestellt werden. Sofern eine entsprechende Abmachung besteht, ist 

schliesslich die vereinbarte Nebenkostenpauschale entscheidend. Die Nebenkosten 

werden nicht immer separat ausgeschieden. In manchen Vertragsverhältnissen sind 

sie im Mietzins oder im Pachtzins inbegriffen. In solchen Fällen ist eine Ausscheidung 

vorzunehmen, indem für den Nebenkostenanteil ein angemessener Abzug vorge-

nommen wird.» 

 

4. In Bezug auf Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a) heisst es im erläuternden Bericht, dass 

auch Vereinbarungen, die keine Mietreduktion vorsehen, vom Gesetz ausgenommen 

sind.  
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Der Zweck der Bestimmung besteht jedoch darin, Vereinbarungen zu erhalten, die für 

die Mieterinnen und Mieter günstiger sind als das Verhältnis 40/60. Die Bestimmung 

muss daher entsprechend formuliert werden, um alle Vereinbarungen auszuschlie-

ßen, die die Zahlung von mehr als 40% der Miete vorsehen und die in den Geltungs-

bereich des Gesetzes fallen. Solche Vereinbarungen sollten von Rechts wegen als 

nichtig betrachtet werden.  

 

5. In Bezug auf Artikel 3 Absatz 2 entspricht die Ausnahmeklausel nicht dem, was in 

den von der Bundesversammlung angenommenen Anträgen vorgesehen ist. Diese 

erwähnen, dass das Opting-out von beiden Parteien des Mietvertrags gefordert wer-

den muss, gemeinsam und nicht nur von einer von ihnen. Andernfalls würde dies da-

rauf hinauslaufen, den Geltungsbereich des Vorentwurfs auf Mietverträge mit monat-

lichen Nettomieten von weniger als 15’000 CHF zu beschränken. 

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Vorentwurf des Gesetzes, auch wenn er im 

Sinne der oben erwähnten Anträge abgeändert wurde, nicht den Erwartungen des MV 

Schweiz entspricht. Der Vorentwurf des Gesetzes würde es jedoch ermöglichen, mangels 

einer etablierten Rechtsprechung kostspielige und naturgemäss unsichere Verfahren zu 

vermeiden. 

 

Besten Dank für die Berücksichtigung der Anliegen aus der Sicht des Mieterinnen- und 

Mieterverbandes Schweiz. 

 

Mit freundlichen Grüssen  

 

            

Carlo Sommaruga   Natalie Imboden  

Präsident    Generalsekretärin  

 

 

 

 

Hinweis: Im Zweifelsfall gilt das französische Original der Vernehmlassung.  
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Anhang: Vom MV Schweiz vorgeschlagene Änderungen im Gesetzestext  

 

Präambel 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,  

gestützt auf Artikel 100 der Bundesverfassung1 (BV),  

nach Einsicht der Motionen 20.3451et 20.3460 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom …,  

beschliesst: 

 

 

Art. 1 Abs.1 lit. f  

Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen wie Krankenhäuser, Kliniken, ärztliche, zahnärztliche, 

physiotherapeutische, ergotherapeutische und augenoptische Praxen; 

 

 

Art. 4 Abs. 2 lit. a. gestrichen, Abs. 2 wird zu: 

Ein angemessener Abzug muss vorgenommen werden, falls die betreffende Miet- oder 

Pachtsache einen Wohnnutzen aufweist. 
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 
 
Per Mail an:  
recht@bwo.admin.ch 
 
 
 
 

Zürich, 4. August 2020 
 
 
Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

 
Der Jazz Verein Moods ist seit 1991 im Bereich der Musikveranstaltungsbranche aktiv, nimmt im 
obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt Stellung:  
 
I. Allgemeine Würdigung 

Der Jazz Verin Moods begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist es 
so, dass die Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe in die 
Geschäftstätigkeit deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und verbindliche Lösung 
kann unzählige Konkurse zu diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der Gesetzesentwurf muss deshalb 
bis spätestens Ende Jahr im Parlament fertig beraten werden, ansonsten drohen unzählige 
Schliessungen und Rechtshändel.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge 
enthalten schon jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das Zurverfügungstellen 
von Räumlichkeiten zur Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich zugängliche Veranstaltungen 
durchzuführen – nicht mehr möglich ist, liegt ein Mangel an der Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich 
ist auch die Miete nicht oder nur in beschränktem Ausmass geschuldet. Abweichende 
Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in der Lehre, bei einer richterlichen 
Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch schon heute ganz oder teilweise 
zu erlassen.  
 
Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon 
lange vor dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu zeigen, 
dass auch die Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt ist es am Bundesrat 
und dem Parlament, einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der Musik- und 
Kulturveranstaltungsbranche zu leisten. Die Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den 
steigenden Preisen profitiert. Die vorgeschlagene Regelung ist das absolute Minimum; in den Fällen, 
in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt sich das über einen Härtefallfonds 
auffangen.  
 
Die Musik- und Kulturveranstaltungsbranche ist durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die 
Veranstaltungen und Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach 
dem Lockdown hat die Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen. Dieses Geld fehlt für immer 
in den Kassen der betroffenen Veranstalter. Wir beschäftigen 76 Angestellte und führen jährlich rund 
400 Veranstaltungen durch. Nicht nur für uns, sondern für die gesamte Branche hilft nur ein starkes 
Zeichen, eine deutliche Mietzinssenkung tut not. Eine Schweiz ohne (Musik-)Kulturveranstaltungen ist 
keine lebenswerte Schweiz mehr Ein kultureller Kahlschlag droht 
 
II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Der Jazz Verein Moods schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-
Geschäftsmietegesetz vor.  
 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   
öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv 
einschränken mussten; [Ergänzen] 



 

 

 
 
 
 
 
 
           

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und 
Veranstalter selbst hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der 
Schweizerischen Bar- und Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der Clubs an, dass sie 
weniger Aufträge an Externe vergeben würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen 
Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber mehrheitlich aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen 
schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten haben. Zur Anwendung des gesetzlichen 
Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine Umsatzeinbusse von mindestens 
60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, die nicht für rein 
administrative Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit oder zu 
Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive besondere 
Lage) Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Gerade 
für Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu kämpfen haben 
werden. Die obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, Musik-Bars, Konzert- 
und Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass weniger als die Hälfte, nämlich 
erst 43% der Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie geöffnet, 18% gaben an den Betrieb 
aufgrund strengerer kantonalen Vorschriften wieder geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die 
immer noch geltende besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein 
Livemusik-Bereich, der aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. 
Der geschätzte Umsatzverlust gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf 
knapp 700'000.-. Der monatliche Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein 
grosser Teil davon entfällt auf die Miete, welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  pro 

Art. 2 Bst. g (neu)  
Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 
Cateringbetriebe [Ergänzen] 
Art. 2 Bst. i (neu) 
Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 
Art. 2 Bst. k (neu) 
Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

 

Art. 3 Abs. 3 (neu)  
Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   
Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen 
und Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus 
schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der 
verordneten Schliessung oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den 
Bestimmungen des Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. 
[Ergänzen] 



 

 

Club beträgt. Deshalb ist die fixe Obergrenze von 20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief angesetzt: 
Nur weil eine hohe Miete zu entrichten ist, heisst das noch nicht, dass Kulturunternehmen grössere 
finanzielle Reserven analog bspw. einer internationalen Modekette zur Verfügung stehen, was eine der 
Grundüberlegungen der Deckelung war, auf den Kulturbereich aber nicht zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins 
nicht nur für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim 
Geltungsbereich (Art. 2). Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu 
bestimmen, ob ein Betrieb über die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben 
vorgeschlagen notwendig.  

 
 
 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, 
falls sich die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der 
verordneten Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz 
sollte deshalb nicht nur die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern auch die Phase nach dem 
Lockdown beinhalten. Gerade die Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit 
von einem Normalbetrieb entfernt. Das Gesetz muss deshalb vorsehen, dass der Bundesrat weitere 
zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und andere Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern 
erlassen kann. Andernfalls müsste das Parlament den Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es 
tatsächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit würde wertvolle Zeit verloren gehen, die 
unnötig zusätzliche Kosten verursachen würde. 

 

Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung mehr als der 
Hälfte der Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs. Wir selber können nur noch 50% der 
geplanten Konzerte durchführen und können höchsten 100 Gästen, anstatt 500 empfangen, das wir 
ein Schutzkonzept mit Abstand eingeführt haben um unsere Mitarbeiter und Gäste schützen zu können. 

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung des Jazz Verein Moods 

Art. 2  
Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden 

öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund 

der ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht 

für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von 

dieser Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  

Art. 11 Abs. 1 
Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen 
Referendum. [Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 
Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der 
Covid-19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  
Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  
Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  
Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der 
Vermieter oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 



 

 

Freundliche Grüsse 

Jazz Verein Moods 

Daniel Niedermann 
Geschäftsleiter 



 

 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 
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Olten, 4.8.2020 
 
 
Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen 
und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Nachtmanufaktur AG in Olten nimmt im obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt 
Stellung:  

 
I. Allgemeine Würdigung 

Die  Nachtmanufaktur AG begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist es so, dass 
die Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe in die 
Geschäftstätigkeit deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und verbindliche Lösung kann 
unzählige Konkurse zu diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens 
Ende Jahr im Parlament fertig beraten werden, ansonsten drohen unzählige Schliessungen und 
Rechtshändel.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge enthalten schon 
jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten zur 
Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich zugängliche Veranstaltungen durchzuführen – nicht mehr 
möglich ist, liegt ein Mangel an der Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist auch die Miete nicht oder nur in 
beschränktem Ausmass geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in 
der Lehre, bei einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch schon 
heute ganz oder teilweise zu erlassen.  
 
Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon lange 
vor dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu zeigen, dass auch 
die Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt ist es am Bundesrat und dem 
Parlament, einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der Musik- und Kulturveranstaltungsbranche zu 
leisten. Die Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den steigenden Preisen profitiert . Die vorgeschlagene 
Regelung ist das absolute Minimum; in den Fällen, in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt 
sich das über einen Härtefallfonds auffangen.  
 
Die Musik- und Kulturveranstaltungsbranche ist durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die Veranstaltungen 
und Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach dem Lockdown hat die 
Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen.      Dieses Geld fehlt für immer in den Kassen der betroffenen      
Betriebe. Zusatz Einzelner Betrieb: Wir beschäftigen rund 30 Angestellte und führen jährlich rund 100 
Veranstaltungen durch. Nicht nur für uns, sondern für die gesamte Branche hilft nur ein starkes Zeichen, eine 
deutliche Mietzinssenkung tut not. 2018/2019)! Eine Schweiz ohne (Musik-)Kulturveranstaltungen ist keine 
lebenswerte Schweiz mehr Ein kultureller Kahlschlag droht 

 
II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Die Nachtmanufaktur AG schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-
Geschäftsmietegesetz vor.  



 

 

 
 
 
 
 
 
 

           

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und Veranstalter 
selbst hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der Schweizerischen Bar- und 
Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der  Clubs an, dass sie weniger Aufträge an Externe vergeben 
würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber 
mehrheitlich aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten 
haben. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine 
Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, 
die nicht für rein administrative Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit 
oder zu Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive besondere Lage) 
Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Gerade für 
Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu kämpfen haben werden. Die 
obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, Musik-Bars, Konzert- und 
Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass weniger als die Hälfte, nämlich erst 43% der 
Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie geöffnet, 18% gaben an den Betrieb aufgrund strengerer 
kantonalen Vorschriften wieder geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die immer noch geltende 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. k (neu) 

Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

Art. 3 Abs. 3 (neu)  

Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten Schliessung 
gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   

Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen oder 
ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten Schliessung 
oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des 
Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   

öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken 

mussten; [Ergänzen] 



 

 

besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein Livemusik-Bereich, der 
aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. Der geschätzte 
Umsatzverlust gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf knapp 700'000.-. Der 
monatliche Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein grosser Teil davon entfällt auf 
die Miete, welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  pro Club beträgt. Deshalb ist die fixe 
Obergrenze von 20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten 
ist, heisst das noch nicht, dass Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer 
internationalen Modekette zur Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf 
den Kulturbereich aber nicht zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins nicht nur 
für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Geltungsbereich (Art. 2). 
Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb über 
die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  

 
 
 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, falls sich 
die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der verordneten 
Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte deshalb nicht 
nur die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern auch die Phase nach dem Lockdown beinhalten. Gerade 
die Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit von einem Normalbetrieb entfernt. 
Das Gesetz muss deshalb  vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und 
andere Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls müsste das Parlament den 
Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit 
würde wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten verursachen würde. 

Art. 2  
Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 

zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund der 

ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht für die 

Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von dieser 

Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 

[Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der Covid-
19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 
oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 



 

 

 

Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung mehr als der Hälfte der 
Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs      

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung der Nachtmanufaktur AG 

Freundliche Grüsse 

Nachtmanufaktur AG  

Dusan Nedeljkovic 

 

Geschäftsführer 
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QVR`R_ IR_SN``b[T`OR`aVZZb[T fb_ ?\[Wb[Xab_]\YVaVX Zo``aR[ b'N' QVR ;_b[Q`jafR QR_

JV_a`PUNSa`S_RVURVa% QR_ JRaaORdR_O`[Rba_NYVaja b[Q QR_ ;YRVPUORUN[QYb[T c\[ ?\[Xb__R[aR[ 

TRdjU_YRV`aRa `RV[' 8N` XN[[ ZVa QVR`R_ I\_YNTR ZVa[VPUaR[ TRdjU_YRV`aRa dR_QR[' 9V[ NbS QVR`R_ 

IR_SN``b[T`[\_Z OR_bUR[QR` 6b[QR`TR`Raf dV_Q QVR`R ;_b[Q`jafR VZ ;RTR[aRVY cR_YRafR[' 5[QR_` NY` 

QR_ 6b[QR`_Na ORa_NPUaR[ dV_ RV[ /FUVIOOIQ EWJ /TVMNIO &%% 0A [VPUa NY` rcR_a_RaON_s% `\[QR_[ NY` 

RJJIQNWQHMK JEOUGL$

777$ ?VIOOWQKQELPI ZW IMQZIOQIQ 0IUVMPPWQKIQ 

/TV$ ' 5IOVWQKUFITIMGL

BMT OILQIQ /TV$ ' MQ HIT XRTOMIKIQHIQ 4RTP EF$

8VR ERTRYb[T `\YY X\__VTVR_a dR_QR[% bZ [VPUa So_ QN` RV[fRY[R AVRa\OWRXa% `\[QR_[ So_ QR[ AVRacR_a_NT 

fb TRYaR[' Bb_ `\ XN[[ Nb`TR`PUY\``R[ dR_QR[% QN`` So_ RV[R IVRYfNUY c\[ AVRa\OWRXaR[ V[ RV[R_ \QR_ 

ZRU_R_R[ @VRTR[`PUNSaR[ WR RV[ 9_YN`` ORN[a_NTa b[Q QVR COR_T_R[fR c\[ 7<: #! !!! ZRU_SNPU 

oOR_`PU_VaaR[ do_QR'

=[ QR[ 9_YjbaR_b[TR[ dV_Q Nb`TRSoU_a% QN`` rZVa QRZ <V[dRV` NbS ;R`PUjSa`_jbZRs cR_QRbaYVPUa dV_Q% 

rQN`` QR_ A\[Na`fV[` ]_\ AVRa& \QR_ DNPUa\OWRXa b[Q [VPUa QN` IR_a_NT`c\YbZR[ TRZRV[a V`a' JR_QR[ 

V[ RV[RZ RV[fRY[R[ IR_a_NT ZRU_R_R RVTR[`aj[QVTR AVRa& \QR_ DNPUa`NPUR[ fb`NZZR[TRSN``a% `\ TVYa 

QN` ;R`Raf So_ WRQR` QVR`R_ COWRXaR% So_ QN` RV[ AVRa& \QR_ DNPUafV[` c\[ UnPU`aR[` KC!CCC :_N[XR[ 

TVYa% `RYO`a QN[[% dR[[ QVR Z\[NaYVPUR ;R`NZa`bZZR QN_oOR_ YVRTas' 8VR` V`a fb X\__VTVR_R[ & fbZNY 

QVR` QRZ oOR_TR\_Q[RaR[ S\_ZbYVR_aR[ KVRY dVQR_`]_VPUa3 r8VR COR_T_R[fR db_QR ORdb``a RV[TRSoU_a% 

bZ XYRV[R b[Q ZVaaYR_R H[aR_[RUZR[ fb `PUoafR[s'

?IMVI ( XRQ ,



/TV$ ' MUV HIULEOF WPZWJRTPWOMITIQ. r8VR`R` ;R`Raf TVYa J`T :MIV# WQH =EGLVXITVT^KI" [NZR[aYVPU QR_ 

S\YTR[QR[ nSSR[aYVPU fbTj[TYVPUR[ 9V[_VPUab[TR[ b[Q 6Ra_VROR% `\SR_[ QR_ AVRa& \QR_ QR_ DNPUafV[` So_ 

QVR AVRa& \QR_ QVR DNPUa`NPUR Z\[NaYVPU ZNeVZNY #! !!! :_N[XR[ ORa_jTas'

/TV$ ( /WUQELPIQ XRP 5IOVWQKUFITIMGL

BMT OILQIQ /TV$ ( MQ HIT XRTOMIKIQHIQ 4RTP EF$

/TV$ $ /FU$ V 0UV$ E [VZZa OR`aRUR[QR 9V[VTb[TR[ _VPUaVTR_dRV`R c\[ QR_ TR`RafYVPUR[ ERTRYb[T Nb`' 9` 

V`a NOR_ [VPUa NXfR]aNORY% dR[[ RV[fVT AVRafV[`_RQbXaV\[R[ VU_R ;oYaVTXRVa ORUNYaR[' 5bPU 9V[VTb[TR[% 

dRYPUR rORV`]VRY`dRV`R Fab[Qb[T`& \QR_ ENaR[fNUYb[T`NO_RQR[s bZSN``R[% `V[Q ToYaVTR 5OZNPUb[TR[ 

b[Q Zo``R[ c\Z ;RYab[T`OR_RVPU Nb`TR[\ZZR[ dR_QR[' 5bPU `\YPUR IR_RV[ON_b[TR[ `aRYYR[ rRV[R 

Nb`Q_oPXYVPUR 9V[VTb[T QR_ IR_a_NT`]N_aRVR[s QN_'

/TV$ ( /FU$ O 0UV$ F

9` Zb`` QRSV[VR_a dR_QR[% fb dRYPURZ KRVa]b[Xa RV[ _RPUa`X_jSaVTR_ ;R_VPUa`R[a`PURVQ c\_fbYVRTR[ UNa% 

QNZVa RV[ AVRacR_UjYa[V` c\Z ;RYab[T`OR_RVPU QR` ;R`RafR` Nb`TR[\ZZR[ dV_Q' 8VR I\_TNOR% d\[NPU 

QN` ;R`Raf ORV YNbSR[QR[ ;R_VPUa`cR_SNU_R[ _oPXdV_XR[Q fb_ 5[dR[Qb[T X\ZZa% dV_Q RV[R T_\``R KNUY 

c\[ ;R_VPUa`SjYYR[ Nb`Yn`R[ \QR_ ORTo[`aVTR[ & `aNaa `VR fb cR_UV[QR_[' 8VR _oPXdV_XR[QR 5[dR[Qb[T 

dV_Q QVR GR[QR[f fbZ 5OdN_aR[ cR_`aj_XR[% `aNaa dVR Q_V[TR[Q [naVT QR[ <N[QYb[T`Q_bPX b[Q 

R[a`]_RPUR[QR 9V[VTb[TR[ fb ORSn_QR_['

/TV$ ( /FU$ '

8VR CE \ZV_R`VQR[PR` Fj_Y YRU[a RV[R ERTRYb[T So_ AVRacR_UjYa[V``R ZVa AVRafV[`R[ fdV`PUR[ V`!\\\ 

b[Q +)!))) :_N[XR[ NO' 8VR 8RSV[VaV\[ RV[R` 6R_RVPU`% V[[R_UNYO QR``R[ QVR AVRacR_a_NT`]N_aRVR[ 

RV[`RVaVT NbS QVR 5[dR[Qb[T QR` ;R`RafR` cR_fVPUaR[ Xn[[R[% R_`PURV[a ORYVROVT b[Q V`a dVYYXo_YVPU 

`\dVR [VPUa ]_NXaVXNORY'

/TV$ ) :EUUKIFIQHIT :MIV# RHIT =EGLVZMQU

/OU PEUUKIFIQHIT :MIV# RHIT =EGLVZMQU MUV MQ /TV$ ) /FU$ & HIT 0TWVVRPMIVZMQU FZY$ HIT 

0TWVVRSEGLVZMQU ZW FIZIMGLQIQ$

/TV$ ) /FU$ ' WQH /FU$ ( UMQH ST^ZMUIT ZW JRTPWOMITIQ$

/TV$ ) /FU$ &

I\_ QR_ 6R`PUYb``SN``b[T oOR_ QVR A\aV\[R[ #! $%&" b[Q #! $%'! dN_ V[ QR_ ]N_YNZR[aN_V`PUR[ 

8V`Xb``V\[ ZRU_URVaYVPU b[QVSSR_R[fVR_a c\[ QR_ rAVRaRs Ofd' QRZ rAVRafV[`s QVR ERQR' F\SR_[ QVR`R 

6RT_VSSR ]_jfV`R_ TRSN``a db_QR[% dN_ ZRV`aR[` QR_ 6_baa\ZVRafV[` TRZRV[a' 8VR` dN_ ORV`]VRY`dRV`R 

ORV QR_ c\Z Faj'[QR_Na TbaTRURV``R[R[ A\aV\[ #! $"'" QR_ J5?&FE QR_ :NYY% ROR[`\ ORVZ 6R`PUYb`` 

QR` Faj[QR_NaR` c\Z /' ANV #!#! oOR_ QVR NOTRj[QR_aR A\aV\[ #! $"%# QR_ J5?&BE'

?IMVI ) XRQ ,



/TV$ ) /FU$ ' WQH (

6RV QR[ ORa_\SSR[R[ AVRacR_UjYa[V``R[ dV_Q R` _RYNaVc cVRYR IR_a_jTR ZVa HZ`NafZVRaR[ TROR[' 5bPU 

IR_a_jTR ZVa TRZV`PUaR[ Bbafb[TR[% QVR c\[ QR_ 7\cVQ&")&DN[QRZVR b[aR_`PUVRQYVPU ORa_\SSR[ dN_R[% 

`V[Q fNUY_RVPU' 6RVQR FNPUcR_UNYaR do_QR[ ZVa QR_ c\_TR`PUYNTR[R[ ERTRYb[T b[TR[oTR[Q b[Q b[XYN_ 

NOTRQRPXa'

/TV$ * 5IUGLWOHIVIT :MIV# RHIT =EGLVZMQU

BMT OILQIQ /TV$ * EF$

FjZaYVPUR ORa_\SSR[R[ IR_ZVRaR_ do_QR[ c\[ ;R`RafR` dRTR[ fbZ IR_fVPUa NbS /\  VU_R` 

:\_QR_b[T`N[`]_bPUR` NbS cR_a_NTYVPU cR_RV[ON_aR AVRa& \QR_ DNPUafV[`R TRfdb[TR[' 5[QR_R_`RVa` 

do_QR[ `jZaYVPUR c\[ QR_ I\_YNTR R_SN``aR[ AVRaR_ b[TRNPUaRa QR_ aNa`jPUYVPUR[ dV_a`PUNSaYVPUR[ 

5b`dV_Xb[TR[ NbS VU_ H[aR_[RUZR[ VZ TYRVPUR[ HZSN[T R[aYN`aRa' 8VR`R DNb`PUNYVR_b[T ZNT RV[SNPU 

`RV[% V`a NOR_ dVYYXo_YVPU% b[Nb`TRd\TR[ b[Q b[TR_RPUa'

IR_ZVRaR_ Zo``aR[% bZ TRZj`` 5_aVXRY ( V[ QR[ ;R[b`` c\[ <j_aRSNYY&;RYQR_ fb X\ZZR[% VU_R B\aYNTR 

ZVa RV[R_ TN[fR[ ERVUR c\[ H[aR_YNTR[% "rAVRa& \QR_ DNPUacR_a_NT% ?\__R`]\[QR[f% dRVaR_R 

8\XbZR[aRs# ORdRV`R[' 8VR` V[XYb`VcR QR_ 5bSYNTR% QN`` QN` r6JC fb`jafYVPUR 5[S\_QR_b[TR[ So_ QN` 

I\_YVRTR[ RV[R_ dV_a`PUNSaYVPUR[ B\aYNTRs SR`aYRTR[ XN[[' FRVaR[` QR_ AVRaR_ do_QR ZVaaRY` RV[R` 

`VZ]YR[ 5bSaRVYb[T``PUYo``RY O_RVa oOR_ RV[R IVRYfNUY c\[ H[aR_[RUZR[ ERPUa TR`]_\PUR[ & \U[R 

QR_R[ 6Ra_\SSR[URVa oOR_UNb]a [jUR_ fb oOR_]_oSR[' 8VR` V`a [VPUa NXfR]aNORY'

/TV$ + 5IUWQHLIMVUIMQTMGLVWQKIQ

BMT OILQIQ /TV$ + EF$

9` V`a [VPUa fVRYSoU_R[Q% TRdV``R H[aR_[RUZR[% dRYPUR r[b_s RV[R 9V[`PU_j[Xb[T QR` 6Ra_VRO` 

R_SNU_R[ UNOR[% ROR[SNYY` c\Z 6b[QR`TR`Raf ]_\SVaVR_R[ fb YN``R[' AVa QR_ 5[dR[Qb[T NbS `jZaYVPUR 

;R`b[QURVa`RV[_VPUab[TR[ YNba 7CI=8&")&IR_\_Q[b[T # dV_Q RV[R_`RVa` RV[R b[TR_RPUaSR_aVTaR 

DNb`PUNYVR_b[T c\_TR[\ZZR[' 5[QR_R_`RVa` dR_QR[ N[QR_R H[aR_[RUZR[ Nb`TR`PUY\``R[' 5bPU 

<\aRY` dN_R[ ORV`]VRYdRV`R V[QV_RXa ORa_\SSR[ b[Q Zb``aR[ VU_R[ 6Ra_VRO RV[`PU_j[XR[' 9OR[`\ `V[Q 

ORV ER`aNb_N[a`% QVR aRVYdRV`R V[ 6Ra_VRO dN_R[% QVR RSSRXaVcR[ 9V[Ob``R[ `PUdVR_VT fb R_UROR[' 9` 

SYn``R[ fbQRZ hOR_O_oPXb[T`& b[Q @V^bVQVaja`UVYSR[% QVR ROR[SNYY` `aNNaYVPU Nb`TR_VPUaRa db_QR['

/TV$ , 3QVUGL^HMKWQK FIM YMTVUGLEJVOMGLIQ ;RVOEKIQ

BMT OILQIQ /TV$ , EF$

8VR ?\[fR]aV\[ RV[R_ <j_aRSNYY_RTRYb[T So_ IR_ZVRaR_ cR_ZNT QVR H[Nb`TRd\TR[URVa QR_ TR`NZaR[ 

I\_YNTR [VPUa dRaafbZNPUR[ & VZ ;RTR[aRVY' 8VR 5O`VPUa% QVR ZVa /\  AVRaR_YN`` U\UR 6RYN`ab[T c\[ 

IR_ZVRaR_[ dRaafbZNPUR[ b[Q [NZR[aYVPU WR[R% QVR ZVa ?\`aR[ZVRaR N_ORVaR[% fb R[aYN`aR[% V`a fbZ

?IMVI * XRQ ,



FPURVaR_[ cR_b_aRVYa' 9V[ <j_aRSNYYS\[Q`% dRYPUR_ ZVa +) AVYYV\[R[ :_N[XR[ TRjbS[Ra do_QR% cR_ZNT QVR 

fb R_dN_aR[QR[ 5b`SjYYR [VPUa fb QRPXR[' =Z KbTR QR_ 7CI=8&*2 6RdjYaVTb[T do_QR[ UVR_ fbQRZ 

AVaaRY RV[TR`aRYYa% dRYPUR QVR So_ QR[`RYOR[ KdRPX OR_RVaTR`aRYYaR[ b[Q SYVR``R[QR[ @V^bVQVaja`UVYSR[ 

rX\[Xb__R[fVR_R[s'

/TV$ && >IJITIQHWP WQH 7QNTEJVVTIVIQ

BMT OILQIQ /TV$ && /FU$ ' EF$

8VR ;RYab[T`QNbR_ QR` ;R`RafR` V`a NbS ,*' 8RfRZOR_ +)+) fb OR`PU_j[XR[' 8VR V[ 5_a' ** 5O`' + 

c\_TR`PUYNTR[R ;RYab[T`QNbR_ OV` 9[QR 8RfRZOR_ +)++ V`a oOR_f\TR[' FVR cR_ZVaaRYa% QN`` YN[TdVR_VTR 

ERPUa`cR_SNU_R[ V[ ?NbS TR[\ZZR[ dR_QR[' :R_[R_ V`a QN` c\_YVRTR[QR ;R`Raf rSo_ QVR 8NbR_ QR_ c\Z 

6b[Q cR_\_Q[RaR[ FPUYVR``b[Ts Nb`TRYRTa' =Z ZnTYVPUR[ :NYYR RV[R` fdRVaR[ @\PXQ\d[` V[ QR[ >NU_R[ 

+)+* \QR_ +)++% ZVa N[QR_` TRN_aRaR[ I\_`PU_VSaR[ b[Q 5b`dV_Xb[TR[% Zo``aR QVR @NTR WRQ\PU 

fb[jPU`a [Rb ORb_aRVYa dR_QR[' 9` Zb`` QR`UNYO Nb`TR`PUY\``R[ dR_QR[% QN`` QR_ c\_YVRTR[QR 

;R`RafR`c\_`PUYNT Nba\ZNaV`PU NbPU So_ RV[R[ fdRVaR[ @\PXQ\d[ ;oYaVTXRVa R_UVRYal' 8VR` V`a Re]YVfVa 

SR`afbUNYaR['

8VR ;RYab[T`S_V`a OV` ,*' 8RfRZOR_ +)++ V`a NbPU Nb` QVR`RZ ;_b[Q bZ fdRV >NU_R fb cR_Xo_fR['

7A$ CWUEPPIQJEUUWQK

>RQR_ fb`jafYVPUR `aNNaYVPUR 9V[T_VSS V[ QVR ]_VcNa_RPUaYVPUR[ AVRacR_UjYa[V``R `PUNSSa QIWI 

@QKITIGLVMKNIMVIQ$ @N[TdVR_VTR ;R_VPUa`cR_SNU_R[ dR_QR[ QNZVa [VPUa cR_UV[QR_a% `\[QR_[ V[ cVRYR[ 

:jYYR[ d\UY RUR_ ORSn_QR_a% b' N' dRVY fNUY_RVPUR 9V[fRYSjYYR ZVa QRZ I\_`PUYNT [VPUa TR_RTRYa dR_QR[ 

Xn[[aR['

AVRacR_UjYa[V``R `V[Q STMXEVTIGLVOMGLIT AITVTEKUXITL^OVQMUUI$ AVRacR_a_jTR `V[Q NbPU V[ QVR`R_ 

?_V`R[`VabNaV\[ ToYaVT b[Q OVYQR[ QVR 6N`V` So_ IR_UN[QYb[TR[ QR_ IR_a_NT`]N_aRVR[% bZ V[ QVR`R_ 

Nb``R_\_QR[aYVPUR[ @NTR SNV_R b[Q So_ ORVQR FRVaR[ NXfR]aNOYR ?\Z]_\ZV``R fb SV[QR[' H[fjUYVTR 

`\YPUR_ IR_RV[ON_b[TR[ db_QR[ OR_RVa` NOTR`PUY\``R[' 8VR`R_ QVR IR_a_NT`Nba\[\ZVR _R`]RXaVR_R[QR 

JRT UNa D_V\_Vaja b[Q `\YY [VPUa a\_]RQVR_a dR_QR[' 9V[ `aNNaYVPUR_ 9V[T_VSS `aRYYa ;R`]_jPUR b[Q 

IR_UN[QYb[TR[ fdV`PUR[ AVRa& b[Q DNPUa]N_aRVR[ V[ :_NTR% TRSjU_QRa QVR`R b[Q dV_Q RV[R IVRYfNUY c\[ 

]_VcNaR[ @n`b[TR[ cR_UV[QR_['

9V[ NYYSjYYVTR_ UVEEVOMGLIT 3MQKTMJJ MQ IMQ STMXEVTIGLVOMGLIU AITVTEKUXITL^OVQMU PWUU XITL^OVQMUP^UUMK 

b[Q NbS WR[R AVRaR_V[[R[ b[Q AVRaR_ OR`PU_j[Xa `RV[% dRYPUR fb_ hOR_O_oPXb[T QR_ X_V`R[ORQV[TaR[ 

5b`SjYYR NZ RUR`aR[ NbS H[aR_`aoafb[T N[TRdVR`R[ `V[Q' 9` `V[Q QVR` QVR XYRV[R_R[ H[aR_[RUZR[' 8VR 

c\_TR`PUYNTR[R @n`b[T V`a b[cR_UjYa[V`Zj``VT% b[Nb`TRd\TR[ b[Q OVRaRa [VPUa _RPUafRVaVT 

ERPUa``VPUR_URVa'

?IMVI / XRQ ,



8R_ I\_R[adb_S Yj``a QVR WQVITUGLMIHOMGLIQ YMTVUGLEJVOMGLIQ /WUYMTNWQKIQ QR_ c\_oOR_TRUR[QR[ 

;R`PUjSa``PUYVR``b[TR[ NbS QVR cR_`PUVRQR[R[ 6Ra_VROR Nb``R_ 5PUa b[Q dV_Sa `PUdVR_VTR 

5OT_R[fb[T`S_NTR[ NbS'

8N` Qb_PU QR[ 6b[Q V[ 5bSa_NT TRTROR[R :RQMVRTMQK OMIKV QRGL OEQKI QMGLV XRT WQH NEQQ URPMV QMGLV 

EOU Q_VMKI 2EVIQKTWQHOEKI ZWT 8RQZISVMRQ HIT @PUIVZWQK XITYIQHIV dR_QR[' 6R_RVa` c\_YVRTR[QR 

9_UROb[TR[ QR_ =ZZ\OVYVR[O_N[PUR R_djU[a QR_ 6b[QR`_Na VZ 6R_VPUa fb_ IR_[RUZYN``b[T [VPUa' 8VR` 

V`a `a\``R[Q'

8VR 9_UROb[TR[ QR_ 6_N[PUR% b[Q `]RfVSV`PU QR` I=F fRVTaR[ OR_RVa` 9[QR ANV3 =[ fdRV 8_VaaRY[ NYYR_ 

;R`PUjSa`ZVRacR_UjYa[V``R QR_ AVaTYVRQR_ QR` I=F db_QR OR_RVa` ]N_a[R_`PUNSaYVPUR @n`b[TR[ fdV`PUR[ 

AVRaR_[ b[Q IR_ZVRaR_[ TRSb[QR['

8VR V[ QVcR_`R[ 8EQVRQIQ KIVTRJJIQIQ 9_UWQKIQ UVILIQ MP BMHITUSTWGL ZW IMQIT 0WQHIUO_UWQK$

:o_ QR[ NYYSjYYVTR[ 9V[T_VSS V[ QVR ]_VcNa_RPUaYVPUR[ AVRacR_UjYa[V``R UNa QR_ 6b[Q XRV[R aNbTYVPUR 

AITJEUUWQKUKTWQHOEKI$ 8VR 6R_bSb[T NbS 5_a' *)) 6I V`a QMGLV XITVTIVFET$

8VR T`GNYMTNIQHI 7QNTEJVUIVZWQK HIU 5IUIVZIU MUV TIGLVOMGL WQLEOVFET

BMT OILQIQ HEU 0WQHIUKIUIVZ EF$

3U MUV QMGLV ZMIOJ`LTIQH" IU FILMQHITV STMXEVTIGLVOMGLI 9_UWQKIQ WQH UVIOOV IMQI NTEUUI 

0IQEGLVIMOMKWQK HIT 7PPRFMOMIQIMKIQV`PIT WQH AITPMIVIT HET$

6RV NYYSjYYVTR[ :_NTR[ `aRUR[ dV_ TR_[R fb_ IR_SoTb[T'

7V V_s(!>=m(&Ug (L[!V__n

79C IED QR_ =[cR`aV` =[cR`aZR[a` F5 ";R`RYY`PUNSaR_V_

?IMVI , XRQ ,
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]PYg&SLP^WP]4 TYaP^_T^R]Z`[&NZX

CHED@579 F5

E`P OP @L`^LYYP +-5 

)))( AZ]RP^

Ki]TNS$ +& 5`R`^_ *(*(

@GROGJNMCSSUOISCOTWPRT XUN /UOFGSIGSGTX [DGR FGO 9KGT" UOF FGO <CEJTXKOS WYJRGOF 

/GTRKGDSSEJMKGSSUOIGO UOF 2KOSEJRYOLUOIGO XUR /GLYNQHUOI FGS 0PRPOCVKRUS 0PVKF"%, 

!0PVKF"%,"4GSEJYHTSNKGTGIGSGTX 

FPS] RPPS]_P] <P]] 6`YOP^]L_ DL]XPWTY 

FPS] RPPS]_P] <P]]G^NST]]PY 

FPS] RPPS]_P] <P]] 5WaL]Pd 

FPS] RPPS]_P 8LXPY `YO <P]]PY

8TP C`]DWLNP F5 MPOLYV_ ^TNS Qi] OTP ;PWPRPYSPT_ d`] F_PWW`YRYLSXP d`X IZ]PY_b`]Q OP^ 

ZMRPYLYY_PY 6`YOP^RP^P_dP^ l7ZaTO%)1%;P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dm&

8TP C`]DWLNP F5 PYRLRTP]_ ^TNS ^PT_ 6PRTYY OP] 7Z]ZYL%?]T^P Qi] PTY XL]V_RP]PNS_P^$ QLT]P^ `YO Qi] 

<f]_PQfWWP `YO MP^ZYOP]^ MPPTY_]fNS_TR_P HY_P]YPSXPY ^LNSRP]PNS_P^ `YO []LV_TVLMWP^ ?ZYdP[_ Qi] 

MP_]ZQQPYP ;P^NSfQ_^XTP_aP]SfW_YT^^P& 8L^ L`QR]`YO OP] 6P^NSWi^^P OP^ BL_TZYLW]L_P^ aZX ,% >`YT 

*(*( `YO OP^ F_fYOP]L_P^ aZX 0& >`YT *(*( L`^RPL]MPT_P_P l6`YOP^RP^P_d iMP] OPY ATP_% `YO OPY 

DLNS_dTY^ bfS]PYO 6P_]TPM^^NSWTP^^`YRPY `YO 9TY^NS]fYV`YRPY d`] 6PVfX[Q`YR OP^ 7Z]ZYLaT]`^ 

!7ZaTO%)1"m bTOP]^[]TNS_ OTP^PX KTPW YTNS_ Y`]$ ^ZYOP]Y MPSTYOP]_ TY `YdfSWTRPY :fWWPY Ri_WTNSP `YO 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSP 9TYTR`YRPY OP] MP_]ZQQPYPY ATP_[L]_PTPY&

1GO VPRMKGIGOFGO 2OTWURH FGS ]0PVKF"%,"4GSEJYHTSNKGTGIGSGTXGS^ MGJOGO WKR FCJGR FGXKFKGRT CD#

JT] WPRPY =SYPY YLNSQZWRPYO `Y^P]P eMP]WPR`YRPY OL]&

6# .MMIGNGKOG /GNGRLUOIGO

1KG ;UR<MCEG >. MGJOT FGO @PRGOTWURH XUN /UOFGSIGSGTX CD#



8TP^P] T^_ UOVGRJYMTOKSNYSSKI `YO VGRHCSSUOISWKFRKI! P] ]TNS_P_ VPMLSWKRTSEJCHTMKEJGO >EJCFGO LY$ 

^_L__ B`_dPY d` ^_TQ_PY3 ^NSLQQ_ d`^f_dWTNSP =GEJTSUOSKEJGRJGKT `YO bi]OP PTY WKMML[RMKEJ VZYdT[TP]_P^ 

9Y_PTRY`YR^VZYdP[_ RP^P_dWTNS aP]LYVP]Y$ bPWNSP^ `YaP]^_fYOWTNSP]bPT^P L`^^NSWTP^^WTNS OTP 

IP]XTP_P] _]fQP& 8L^ ;P^P_d VGRJKOFGRT TY aTPWPY :fWWPY Ri_WTNSP `YO QCRTOGRSEJCHTMKEJG 2KOKIUOIGO `YO 

P^ ^NSLQQ_ PTYP GLMCTCOTG ?OIMGKEJDGJCOFMUOI VPO @GRNKGTGRO UOF 9KGTGRO#

5`NS OTP 8]TYRWTNSP]VWf]`YR `YO PTYP ]iNVbT]VPYOP =YV]LQ_^P_d`YR aP]XhRPY OTP GL_^LNSP YTNS_ d` 

VZ]]TRTP]PY$ OL^^ PTYP @h^`YR XU SQYT VZXX_&

5`^ OPX TY 5]_TVPW - OP] 6`YOP^aP]QL^^`YR !6I" aP]LYVP]_PY EPNS_^^_LL_^[]TYdT[ bT]O `Y_P] LYOP]PX 

OL^ ;PMZ_ OP] EPNS_^^TNSP]SPT_ LMRPWPT_P_& D]TaL_P ^ZWWPY ^TNS MPT TS]PX <LYOPWY L`Q OL^ RPW_PYOP 

EPNS_ aP]WL^^PY VhYYPY& AT_ OPX ]iNVbT]VPYO TY ?]LQ_ RP^P_d_PY l7ZaTO%)1%;P^NSfQ_^XTP_RP^P_dm 

bi]OP PTYP&OTP IP]XTP_P]^PT_P MPWL^_PYOP$ PNS_P EiNVbT]V`YR QP^_RPWPR_ `YO OLXT_ OL^ 4GDPT FGR 

=GEJTSSKEJGRJGKT VGRMGTXT#

8TP 6`YOP^aP]QL^^`YR RL]LY_TP]_ TY 5]_TVPW *. OL^ 9TRPY_`X `YO TY 5]_TVPW */ OTP JT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_& 

AT_ OPX n l7ZaTO%)1%;P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dm bi]OPY OTP^P MPTOPY VGRHCSSUOISRGEJTMKEJ 

IGWYJRMGKSTGTGO 4RUOFRGEJTG VGRMGTXT#

8L^ aZ]RP^NSWLRPYP 6`YOP^RP^P_d T^_ OKEJT VGRJYMTOKSNYSSKI# 9^ bi]OP d` PTYP] `YRP]PNS_QP]_TR_PY$ 

RPYP]PWWPY FNSWPNS_P]^_PWW`YR aZY IP]XTP_P]Y QiS]PY `YO Sf__P PTYP bTWWVi]WTNSP 9Y_WL^_`YR aZY 

ATP_P]Y d`] :ZWRP$ ZSYP OP]PY bT]_^NSLQ_WTNSP 6P_]ZQQPYSPT_ d` MP]iNV^TNS_TRPY&

8TP FNSbPTd bf]P OL^ PTYdTRP @LYO$ bPWNSP^ OP]L]_ bTWWVi]WTNS TY OL^ IP]_]LR^]PNS_ PTYR]TQQP& =X 

bTNS_TRPY TY_P]YL_TZYLWPY >TCOFPRTWGTTDGWGRD UN 6OVGSTKTKPOGO UOF 6OVGSTPRGO bi]OP OTP^P^ 

^PWM^_TYO`dTP]_P [ZWT_T^NSP ET^TVZ VWL] d` PTYPX RGMCTKVGO AGTTDGWGRDSOCEJTGKM QiS]PY& 8L^ T^_ 

`YMPOTYR_ d` aP]XPTOPY&

8TP L`Q XTYOP^_PY^ PTYP SLWMP ATWWTL]OP :]LYVPY RP^NSf_d_P QTYLYdTPWWP 8CST W[RFG WGKTIGJGOF FGO 

@GRNKGTGRO CUHIGD[RFGT! `YLMSfYRTR aZY TS]P] QTYLYdTPWWPY FT_`L_TZY&

8TP 5YdLSW OP] MP_]ZQQPYPY ;P^NSfQ_^XTP_P]TYYPY `YO %XTP_P]$ Qi] bPWNSP YZNS VPTYP 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSPY @h^`YRPY aZ]WTPRPY$ T^_ ahWWTR `YVWL]& 8TP IP]bLW_`YR bTWW ^TNS L`Q PTY PTRPYP^ 

AZYT_Z]TYR ^_i_dPY& 8TP^P^ bT]O YTNS_ aZ] CV_ZMP] *(*( aZ]WTPRPY3 OTP 9]RPMYT^^P ^_PSPY OLSP] Qi] OTP 

6Z_^NSLQ_ LY OL^ DL]WLXPY_ aP]X`_WTNS YZNS YTNS_ d`] IP]QiR`YR& 8LXT_ MWPTM_ OL^ XT_ OPX 

;P^P_dP^PY_b`]Q aZ]RP^NSWLRPYP ?ZYdP[_ PTY bPT_RPSPYO CUH WKMML[RMKEJGO >EJYTXUOIGO UOF 

.OOCJNGO DCSKGRGOFGS 7POSTRULT# 8L^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

8TP 1GHKOKTKPO NZIMKEJGR 5YRTGHYMMG L`Q IP]XTP_P]^PT_P bi]OP OPX 6`YOP^LX_ Qi] JZSY`YR^bP^PY 

!6JC" ZMWTPRPY$ OL^ OLd` XT_ bPT_]PTNSPYOPY 9Y_^NSPTOVZX[P_PYdPY L`^RP^_L__P_ bi]OP&

8P] 6`YOP^]L_ SfW_ TX P]Wf`_P]YOPY 6P]TNS_ L`Q FPT_P . d`_]PQQPYO QP^_$ OL^^ OTP FNSWTP^^`YR `YO OTP 

9TY^NS]fYV`YR PTYP^ 6P_]TPM^ L`QR]`YO aZY MPSh]OWTNSPY AL^^YLSXPY TYQZWRP OP] 7CI=8%)1% 

DLYOPXTP OKEJT KN @GRCOTWPRTUOISDGRGKEJ FGR @GRNKGTGRKOOGO UOF @GRNKGTGR WTPRPY& Ji]OP PTYPX 

GPTW OP] ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] ]iNVbT]VPYO [P] )/& Af]d *(*( PTY RP^P_dWTNSP] 5Y^[]`NS L`Q 

ATP_dTY^SP]LM^P_d`YR PTYRP]f`X_$ bi]OP UPOZNS _]Z_dOPX EPNS_ RP^NSLQQPY$ L`Q OL^ ^TNS TY OP] D]LcT^

>GKTG & VPO +



L`NS ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] MP]`QPY bP]OPY$ OTP aZY OP] aZ]RP^PSPYPY EPRPW`YR L`QR]`YO OP] 

ATP_dTY^ShSP !iMP] T^ ZZZ Mdb& *( \ZZ :]LYVPY" LY ^TNS YTNS_ []ZQT_TP]PY VhYY_PY&

66# @GRHCSSUOISIRUOFMCIG

6PTX ATP_]PNS_ SLYOPW_ P^ ^TNS `X KTaTW]PNS_& 8PX 6`YO VZXX_ RPXf^^ 5]_TVPW )(1 6I Y`] OTP 

?ZX[P_PYd d`$ IZ]^NS]TQ_PY RPRPY AT^^M]f`NSP TX ATP_bP^PY ^ZbTP iMP] OTP

5WWRPXPTYaP]MTYOWTNSP]VWf]`YR aZY ELSXPYXTP_aP]_]fRPY d` P]WL^^PY& 8P] aZX aZ]RP^NSWLRPYPY 

l7ZaTO%)1%;P^NSfQ_^XTP_PRP^P_dm MP_]ZQQPYP ;PRPY^_LYO RPSh]_ VWL] YTNS_ OLd`&

8P] IP]^`NS$ OL^ aZ]RP^NSWLRPYP ;P^P_d L`Q 5]_TVPW )(( 6I LMd`^_i_dPY$ T^_ UOTCUIMKEJ# 8PYY RPXf^^ 

OTP^P] IP]QL^^`YR^MP^_TXX`YR d`] ?ZYU`YV_`][ZWT_TV Xi^^_PY `&L& OTP ;]`YO^f_dP OP] 

JT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_$ OP] JP__MPbP]M^YP`_]LWT_f_ `YO OP] ;WPTNSMPSLYOW`YR aZY ?ZYV`]]PY_PY 

RPbfS]WPT^_P_ ^PTY& 8L^ VLYY XT_ OTP^P] IZ]WLRP XT_YTNS_PY RPbfS]WPT^_P_ bP]OPY& 9TY L`Q OTP^P] 

IP]QL^^`YR^YZ]X MP]`SPYOP^ 6`YOP^RP^P_d bT]O OTP^P ;]`YO^f_dP TX ;PRPY_PTW aP]WP_dPY& 5YOP]^ LW^ 

OP] 6`YOP^]L_ MP_]LNS_PY bT] PTY .DSTGMMGO CUH .RTKLGM %$$ /@ YTNS_ LW^ laP]_]P_ML]m$ ^ZYOP]Y LW^ 

PHHGOLUOFKI HCMSEJ#

666# >TGMMUOIOCJNG XU GKOXGMOGO /GSTKNNUOIGO 

.RT# & 4GMTUOISDGRGKEJ

AKR MGJOGO .RT# & KO FGR VPRMKGIGOFGO# 3PRN CD#

8TP EPRPW`YR ^ZWW VZ]]TRTP]_ bP]OPY$ `X YTNS_ Qi] OL^ PTYdPWYP ATP_ZMUPV_$ ^ZYOP]Y Qi] OPY ATP_aP]_]LR 

d` RPW_PY& B`] ^Z VLYY L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ Qi] PTYP ITPWdLSW aZY ATP_ZMUPV_PY TY PTYP] ZOP] 

XPS]P]PY @TPRPY^NSLQ_PY UP PTY 9]WL^^ MPLY_]LR_ `YO OTP CMP]R]PYdP aZY 7<: *( ((( XPS]QLNS 

iMP]^NS]T__PY bi]OP&

=Y OPY 9]Wf`_P]`YRPY bT]O L`^RPQiS]_$ OL^^ lXT_ OPX <TYbPT^ L`Q ;P^NSfQ_^]f`XPm aP]OP`_WTNS_ bT]O$ 

lOL^^ OP] AZYL_^dTY^ []Z ATP_% ZOP] DLNS_ZMUPV_ `YO YTNS_ OL^ IP]_]LR^aZW`XPY RPXPTY_ T^_& JP]OPY 

TY PTYPX PTYdPWYPY IP]_]LR XPS]P]P PTRPY^_fYOTRP ATP_% ZOP] DLNS_^LNSPY d`^LXXPYRPQL^^_$ ^Z RTW_ 

OL^ ;P^P_d Qi] UPOP^ OTP^P] CMUPV_P$ Qi] OL^ PTY ATP_% ZOP] DLNS_dTY^ aZY ShNS^_PY^ *( ((( :]LYVPY 

RTW_$ ^PWM^_ OLYY$ bPYY OTP XZYL_WTNSP ;P^LX_^`XXP OL]iMP] WTPR_m& 8TP^ T^_ d` VZ]]TRTP]PY % d`XLW 

OTP^ OPX iMP]RPZ]OYP_PY QZ]X`WTP]_PY KTPW bTOP]^[]TNS_2 l8TP CMP]R]PYdP b`]OP MPb`^^_ PTYRPQiS]_$ 

`X VWPTYP `YO XT__WP]P HY_P]YPSXPY d` ^NSi_dPYm&

.RT# & KST FGSJCMD UNXUHPRNUMKGRGO- l8TP^P^ ;P^P_d RTW_ H[R 9KGT" UOF <CEJTVGRTRYIG! YLXPY_WTNS OP] 

QZWRPYOPY hQQPY_WTNS d`RfYRWTNSPY 9TY]TNS_`YRPY `YO 6P_]TPMP$ ^ZQP]Y OP] ATP_% ZOP] OP] DLNS_dTY^ Qi] 

OTP ATP_% ZOP] OTP DLNS_^LNSP XZYL_WTNS XLcTXLW *( ((( :]LYVPY MP_]fR_m&

>GKTG ' VPO +



.RT# ' .USOCJNGO VPN 4GMTUOISDGRGKEJ

AKR MGJOGO .RT# ' KO FGR VPRMKGIGOFGO 3PRN CD#

.RT# + .DS# ) /ST# C YTXX_ MP^_PSPYOP 9TYTR`YRPY ]TNS_TRP]bPT^P aZY OP] RP^P_dWTNSPY EPRPW`YR L`^& 9^ 

T^_ LMP] YTNS_ LVdP[_LMPW$ bPYY PTYdTR ATP_dTY^]PO`V_TZYPY TS]P ;iW_TRVPT_ MPSLW_PY& 5`NS 9TYTR`YRPY$ 

bPWNSP lMPT^[TPW^bPT^P F_`YO`YR^% ZOP] EL_PYdLSW`YR^LM]POPYm `XQL^^PY$ ^TYO RiW_TRP 5MXLNS`YRPY 

`YO Xi^^PY aZX ;PW_`YR^MP]PTNS L`^RPYZXXPY bP]OPY& 5`NS ^ZWNSP IP]PTYML]`YRPY ^_PWWPY lPTYP 

L`^O]iNVWTNSP 9TYTR`YR OP] IP]_]LR^[L]_PTPYm OL]&

.RT# ' .DS# % /ST# D

9^ X`^^ OPQTYTP]_ bP]OPY$ d` bPWNSPX KPT_[`YV_ PTY ]PNS_^V]fQ_TRP] ;P]TNS_^PY_^NSPTO aZ]d`WTPRPY SL_$ 

OLXT_ PTY ATP_aP]SfW_YT^ aZX ;PW_`YR^MP]PTNS OP^ ;P^P_dP^ L`^RPYZXXPY bT]O& 8TP IZ]RLMP$ bZYLNS 

OL^ ;P^P_d MPT WL`QPYOPY ;P]TNS_^aP]QLS]PY ]iNVbT]VPYO d`] 5YbPYO`YR VZXX_$ bT]O PTYP R]Z^^P KLSW 

aZY ;P]TNS_^QfWWPY L`^Wh^PY ZOP] MPRiY^_TRPY % ^_L__ ^TP d` aP]STYOP]Y& 8TP ]iNVbT]VPYOP 5YbPYO`YR 

bT]O OTP GPYOPYd d`X 5MbL]_PY aP]^_f]VPY$ ^_L__ bTP O]TYRPYO Yh_TR OPY <LYOW`YR^O]`NV `YO 

PY_^[]PNSPYOP 9TYTR`YRPY d` MPQh]OP]Y&

.RT# ' .DS# &

8TP C`]DWLNP F5 WPSY_ PTYP EPRPW`YR Qi] ATP_aP]SfW_YT^^P XT_ ATP_dTY^PY dbT^NSPY T^ ZZZ `YO *( ((( 

:]LYVPY LM& 8TP 8PQTYT_TZY PTYP^ 6P]PTNS^$ TYYP]SLWM OP^^PY OTP ATP_aP]_]LR^[L]_PTPY PTY^PT_TR L`Q OTP 

5YbPYO`YR OP^ ;P^P_dP^ aP]dTNS_PY VhYYPY$ P]^NSPTY_ MPWTPMTR `YO T^_ bTWWVi]WTNS ^ZbTP YTNS_ 

[]LV_TVLMPW&

.RT# ( 9CSSIGDGOFGR 9KGT" PFGR <CEJTXKOS

.MS NCSSIGDGOFGR 9KGT" PFGR <CEJTXKOS KST KO .RT# ( .DS# % FGR /RUTTPNKGTXKOS DXW# FGR 

/RUTTPQCEJTXKOS XU DGXGKEJOGO#

.RT# ( .DS# & UOF .DS# ' SKOF QRYXKSGR XU HPRNUMKGRGO#

.RT# ( .DS# %

IZ] OP] 6P^NSW`^^QL^^`YR iMP] OTP AZ_TZYPY *(&+,-) `YO *(&+,.( bL] TY OP] [L]WLXPY_L]T^NSPY 

8T^V`^^TZY XPS]SPT_WTNS `YOTQQP]PYdTP]_ aZY OP] lATP_Pm Mdb& OPX lATP_dTY^m OTP EPOP& FZQP]Y OTP^P 

6PR]TQQP []fdT^P] RPQL^^_ b`]OPY$ bL] XPT^_PY^ OP] 6]`__ZXTP_dTY^ RPXPTY_& 8TP^ bL] MPT^[TPW^bPT^P 

MPT OP] aZX F_fYOP]L_ R`_RPSPT^^PYPY AZ_TZY *(&+).) OP] J5?%FE OP] :LWW$ PMPY^Z MPTX 6P^NSW`^^ 

OP^ F_fYOP]L_P^ aZX .& ALT *(*( iMP] OTP LMRPfYOP]_P AZ_TZY *(&+),* OP] J5?%BE&

.RT# ( .DS# & UOF '

6PT OPY MP_]ZQQPYPY ATP_aP]SfW_YT^^PY bT]O P^ ]PWL_Ta aTPWP IP]_]fRP XT_ HX^L_dXTP_PY RPMPY& 5`NS 

IP]_]fRP XT_ RPXT^NS_PY B`_d`YRPY$ OTP aZY OP] 7ZaTO%)1%DLYOPXTP `Y_P]^NSTPOWTNS MP_]ZQQPY bL]PY$ 

^TYO dLSW]PTNS& 6PTOP FLNSaP]SLW_P bi]OPY XT_ OP] aZ]RP^NSWLRPYPY EPRPW`YR `YRPYiRPYO `YO `YVWL] 

LMRPOPNV_&

>GKTG ( VPO +



.RT# ) 4GSEJUMFGTGR 9KGT" PFGR <CEJTXKOS

AKR MGJOGO .RT# ) CD#

FfX_WTNSP MP_]ZQQPYPY IP]XTP_P] bi]OPY aZY ;P^P_dP^ bPRPY d`X IP]dTNS_ L`Q .(! TS]P^ 

:Z]OP]`YR^LY^[]`NSP^ L`Q aP]_]LRWTNS aP]PTYML]_P ATP_% ZOP] DLNS_dTY^P RPdb`YRPY& 5YOP]P]^PT_^ 

bi]OPY ^fX_WTNSP aZY OP] IZ]WLRP P]QL^^_PY ATP_P] `YRPLNS_P_ OP] _L_^fNSWTNSPY bT]_^NSLQ_WTNSPY 

5`^bT]V`YRPY L`Q TS] HY_P]YPSXPY TX RWPTNSPY HXQLYR PY_WL^_P_& 8TP^P DL`^NSLWTP]`YR XLR PTYQLNS 

^PTY$ T^_ LMP] bTWWVi]WTNS$ `YL`^RPbZRPY `YO `YRP]PNS_&

IP]XTP_P] Xi^^_PY$ `X RPXf^^ 5]_TVPW / TY OPY ;PY`^^ aZY <f]_PQLWW%;PWOP] d` VZXXPY$ TS]P BZ_WLRP 

XT_ PTYP] RLYdPY EPTSP aZY HY_P]WLRPY$ !lATP_% ZOP] DLNS_aP]_]LR$ ?Z]]P^[ZYOPYd$ bPT_P]P 

8ZV`XPY_Pm" MPbPT^PY& 8TP^ TYVW`^TaP OP] 5`QWLRP$ OL^^ OL^ l6JC d`^f_dWTNSP 5YQZ]OP]`YRPY Qi] OL^ 

IZ]WTPRPY PTYP] bT]_^NSLQ_WTNSPY BZ_WLRPm QP^_WPRPY VLYY& FPT_PY^ OP] ATP_P] bi]OP XT__PW^ PTYP^ 

^TX[WPY 5`Q_PTW`YR^^NSWi^^PW M]PT_ iMP] PTYP ITPWdLSW aZY HY_P]YPSXPY EPNS_ RP^[]ZNSPY % ZSYP 

OP]PY 6P_]ZQQPYSPT_ iMP]SL`[_ YfSP] d` iMP][]iQPY& 8TP^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

.RT# * 4GSUOFJGKTSGKORKEJTUOIGO

AKR MGJOGO .RT# * CD#

9^ T^_ YTNS_ dTPWQiS]PYO$ RPbT^^P HY_P]YPSXPY$ bPWNSP lY`]m PTYP 9TY^NS]fYV`YR OP^ 6P_]TPM^ 

P]QLS]PY SLMPY$ PMPYQLWW^ aZX 6`YOP^RP^P_d []ZQT_TP]PY d` WL^^PY& AT_ OP] 5YbPYO`YR L`Q ^fX_WTNSP 

;P^`YOSPT_^PTY]TNS_`YRPY WL`_ 7CI=8%)1%IP]Z]OY`YR * bT]O PTYP]^PT_^ PTYP `YRP]PNS_QP]_TR_P 

DL`^NSLWTP]`YR aZ]RPYZXXPY& 5YOP]P]^PT_^ bP]OPY LYOP]P HY_P]YPSXPY L`^RP^NSWZ^^PY& 5`NS 

<Z_PW^ bL]PY MPT^[TPWbPT^P TYOT]PV_ MP_]ZQQPY `YO X`^^_PY TS]PY 6P_]TPM PTY^NS]fYVPY& 9MPY^Z ^TYO 

MPT EP^_L`]LY_^$ OTP _PTWbPT^P TY 6P_]TPM bL]PY$ OTP PQQPV_TaPY 9TYM`^^PY ^NSbTP]TR d` P]SPMPY& 9^ 

QWh^^PY d`OPX eMP]M]iNV`YR^% `YO @T\`TOT_f_^STWQPY$ OTP PMPYQLWW^ ^_LL_WTNS L`^RP]TNS_P_ b`]OPY&

.RT# + 2OTSEJYFKIUOI DGK WKRTSEJCHTMKEJGO :PTMCIGO

AKR MGJOGO .RT# + CD#

8TP ?ZYdP[_TZY PTYP] <f]_PQLWW]PRPW`YR Qi] IP]XTP_P] aP]XLR OTP HYL`^RPbZRPYSPT_ OP] RP^LX_PY 

IZ]WLRP YTNS_ bP__d`XLNSPY % TX ;PRPY_PTW& 8TP 5M^TNS_$ OTP XT_ .(! ATP_P]WL^^ SZSP 6PWL^_`YR aZY 

IP]XTP_P]Y bP__d`XLNSPY `YO YLXPY_WTNS UPYP$ OTP XT_ ?Z^_PYXTP_P L]MPT_PY$ d` PY_WL^_PY$ T^_ d`X 

FNSPT_P]Y aP]`]_PTW_& 9TY <f]_PQLWWQZYO^$ bPWNSP] XT_ *( ATWWTZYPY :]LYVPY RPf`QYP_ bi]OP$ aP]XLR OTP 

d` P]bL]_PYOPY 5`^QfWWP YTNS_ d` OPNVPY& =X K`RP OP] 7CI=8%)1 6PbfW_TR`YR bi]OPY STP] d`OPX 

AT__PW PTYRP^_PWW_$ bPWNSP OTP Qi] OPY^PWMPY KbPNV MP]PT_RP^_PWW_PY `YO QWTP^^PYOPY @T\`TOT_f_^STWQPY 

lVZYV`]]PYdTP]PYm&

>GKTG ) VPO +



.RT# %% =GHGRGOFUN UOF 6OLRCHTTRGTGO

AKR MGJOGO .RT# %% .DS# & CD#

8TP ;PW_`YR^OL`P] OP^ ;P^P_dP^ T^_ L`Q +)& 8PdPXMP] *(*( d` MP^NS]fYVPY& 8TP TY 5]_& )) 5M^& * 

aZ]RP^NSWLRPYP ;PW_`YR^OL`P] MT^ 9YOP 8PdPXMP] *(** T^_ iMP]dZRPY& FTP aP]XT__PW_$ OL^^ WLYRbTP]TRP 

EPNS_^aP]QLS]PY TY ?L`Q RPYZXXPY bP]OPY& :P]YP] T^_ OL^ aZ]WTPRPYOP ;P^P_d lQi] OTP 8L`P] OP] aZX 

6`YO aP]Z]OYP_PY FNSWTP^^`YRm L`^RPWPR_& =X XhRWTNSPY :LWWP PTYP^ dbPT_PY @ZNVOZbY^ TY OPY >LS]PY 

*(*) ZOP] *(**$ XT_ LYOP]^ RPL]_P_PY IZ]^NS]TQ_PY `YO 5`^bT]V`YRPY$ Xi^^_P OTP @LRP UPOZNS 

d`YfNS^_ YP` MP`]_PTW_ bP]OPY& 9^ X`^^ OP^SLWM L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ OP] aZ]WTPRPYOP 

;P^P_dP^aZ]^NSWLR L`_ZXL_T^NS L`NS Qi] PTYPY dbPT_PY @ZNVOZbY ;iW_TRVPT_ P]STPW_P& 8TP^ T^_ Pc[WTdT_ 

QP^_d`SLW_PY&

8TP ;PW_`YR^Q]T^_ MT^ +)& 8PdPXMP] *(** T^_ L`NS L`^ OTP^PX ;]`YO `X dbPT >LS]P d` aP]Vi]dPY&

6@# BUSCNNGOHCSSUOI

>POP] d`^f_dWTNSP ^_LL_WTNSP 9TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY ATP_aP]SfW_YT^^P ^NSLQQ_ OGUG 

?OIGRGEJTKILGKTGO# @LYRbTP]TRP ;P]TNS_^aP]QLS]PY bP]OPY OLXT_ YTNS_ aP]STYOP]_$ ^ZYOP]Y TY aTPWPY 

:fWWPY bZSW PSP] MPQh]OP]_$ `& L& bPTW dLSW]PTNSP 9TYdPWQfWWP XT_ OPX IZ]^NSWLR YTNS_ RP]PRPW_ bP]OPY 

VhYY_PY&

ATP_aP]SfW_YT^^P ^TYO QRKVCTRGEJTMKEJGR @GRTRCISVGRJYMTOKSSG# ATP_aP]_]fRP ^TYO L`NS TY OTP^P] 

?]T^PY^T_`L_TZY RiW_TR `YO MTWOPY OTP 6L^T^ Qi] IP]SLYOW`YRPY OP] IP]_]LR^[L]_PTPY$ `X TY OTP^P] 

L`^^P]Z]OPY_WTNSPY @LRP QLT]P `YO Qi] MPTOP FPT_PY LVdP[_LMWP ?ZX[]ZXT^^P d` QTYOPY& HYdfSWTRP 

^ZWNSP] IP]PTYML]`YRPY b`]OPY MP]PT_^ LMRP^NSWZ^^PY& 8TP^P] OTP IP]_]LR^L`_ZYZXTP ]P^[PV_TP]PYOP 

JPR SL_ D]TZ]T_f_ `YO ^ZWW YTNS_ _Z][POTP]_ bP]OPY& 9TY ^_LL_WTNSP] 9TYR]TQQ ^_PWW_ ;P^[]fNSP `YO 

IP]SLYOW`YRPY dbT^NSPY ATP_% `YO DLNS_[L]_PTPY TY :]LRP$ RPQfS]OP_ OTP^P `YO bT]O PTYP ITPWdLSW aZY 

[]TaL_PY @h^`YRPY aP]STYOP]Y&

9TY LWWQfWWTRP] STCCTMKEJGR 2KOIRKHH KO GKO QRKVCTRGEJTMKEJGS @GRTRCISVGRJYMTOKS NUSS VGRJYMTOKSNYSSKI 

`YO L`Q UPYP ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] MP^NS]fYV_ ^PTY$ bPWNSP d`] eMP]M]iNV`YR OP] V]T^PYMPOTYR_PY 

5`^QfWWP LX PSP^_PY L`Q HY_P]^_i_d`YR LYRPbTP^PY ^TYO& 9^ ^TYO OTP^ OTP VWPTYP]PY HY_P]YPSXPY& 8TP 

aZ]RP^NSWLRPYP @h^`YR T^_ `YaP]SfW_YT^Xf^^TR$ `YL`^RPbZRPY `YO MTP_P_ YTNS_ ]PNS_dPT_TR 

EPNS_^^TNSP]SPT_&

8P] IZ]PY_b`]Q Wf^^_ OTP UOTGRSEJKGFMKEJGO WKRTSEJCHTMKEJGO .USWKRLUOIGO OP] aZ]iMP]RPSPYOPY 

;P^NSfQ_^^NSWTP^^`YRPY L`Q OTP aP]^NSTPOPYPY 6P_]TPMP L`^^P] 5NS_ `YO bT]Q_ ^NSbTP]TRP 

5MR]PYd`YR^Q]LRPY L`Q&

8L^ O`]NS OPY 6`YO TY 5`Q_]LR RPRPMPYP 9POKTPRKOI MKGIT OPEJ MCOIG OKEJT VPR UOF LCOO SPNKT OKEJT 

CMS OZTKIG 1CTGOIRUOFMCIG XUR 7POXGQTKPO FGR ?NSGTXUOI VGRWGOFGT bP]OPY& 6P]PT_^ aZ]WTPRPYOP 

9]SPM`YRPY OP] =XXZMTWTPYM]LYNSP P]bfSY_ OP] 6`YOP^]L_ TX 6P]TNS_ d`] IP]YPSXWL^^`YR YTNS_& 8TP^ 

T^_ ^_Z^^PYO&
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8TP 9]SPM`YRPY OP] 6]LYNSP `YO ^[PdTQT^NS OP^ I=F dPTR_PY MP]PT_^ 9YOP ALT2 =Y dbPT 8]T__PWY LWWP] 

;P^NSfQ_^XTP_aP]SfW_YT^^P OP] AT_RWTPOP] OP^ I=F b`]OP MP]PT_^ [L]_YP]^NSLQ_WTNSP @h^`YRPY dbT^NSPY 

ATP_P]Y `YO IP]XTP_P]Y RPQ`YOPY&

8TP TY OTaP]^PY 7COTPOGO IGTRPHHGOGO 8ZSUOIGO STGJGO KN AKFGRSQRUEJ XU GKOGR /UOFGSMZSUOI#

:i] OPY LWWQfWWTRPY 9TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY ATP_aP]SfW_YT^^P SL_ OP] 6`YO VPTYP _L`RWTNSP 

@GRHCSSUOISIRUOFMCIG# 8TP 6P]`Q`YR L`Q 5]_& )(( 6I T^_ OKEJT VGRTRGTDCR#

8TP R[ELWKRLGOFG 6OLRCHTSGTXUOI FGS 4GSGTXGS KST RGEJTMKEJ UOJCMTDCR

AKR MGJOGO FCS /UOFGSIGSGTX CD#

2S KST OKEJT XKGMH[JRGOF! GS DGJKOFGRT QRKVCTRGEJTMKEJG 8ZSUOIGO UOF STGMMT GKOG LRCSSG 

/GOCEJTGKMKIUOI FGR 6NNPDKMKGOGKIGOT[NGR UOF @GRNKGTGR FCR#

6PT LWWQfWWTRPY :]LRPY ^_PSPY bT] RP]YP d`] IP]QiR`YR&
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Bundesamt für Wohnungswesen (BWO)

Storchengasse 6

2540 Grenchen

Zü rich/Crissier, 4. August 2020

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus Covid-l9

(Covid-19-Geschäft sm ietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin

Sehrgeehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir Stellung zum Vorentwurf des obgenannten Bundesgesetzes <Covid-19-

Geschäft sm ietegesetz>.

Die Patrimonium Anlagestiftung verwaltet für rund 150 Schweizer Pensionskassen ein

lmmobilienportfolío in der Schweiz von rund einer Milliarde Schweizer Franken.

Der vorliegende Gesetzesentwurf verletzt Verfassungsrecht, ¡st ungerecht und schadet dem

Standort Schweiz. Wir lehnen die Vorlage entschieden ab.

Der geplante Eingriff ist diskriminierend. Einzig die lmmobilieneigentümer sollen enteignet werden.

Sämtliche anderen Verpflichtungen der Míeter gegenüber den Banken, Versicherungen, Lieferanten

usw. bleiben vollständig geschuldet. Die lmmobilieneingentümer werden damit in krasser Weise

benachteiligt (Art. 8 der Bundesverfassung zur Rechtsgleichheit und Diskriminierungsverbot).

Mit dem Verweis in den Erläuterungen auf Artikel 100 der Bundesverfassung (konjunkturpolitische und

gesamtwirtschaftliche Ziele) kann nicht begründet werden, dass nur einseitig und willkürlich die

lmmobilieneigentümer belastet werden sollen. Für konjunkturpolitische Ziele wären

gemeinschaftliche Mittel einzusetzen. Schäden bei den von Zwangsschliessungen betroffenen

Betrieben können in Einklang mit bestehenden Gesetzen (Epidemiengesetz) ersetzt werden.

Das Gesetz ist damit nicht schlüssig begründet und es fehlt die Verfassungsmässigkeít.

Der geplante Eingriff ist willkürlich. Er greift in rechtsgültig abgeschlossene Verträge ein. Teilweise ist

in den Verträgen explizit festgehalten, dass das Betriebsrisiko beim Mieter liegt und sich der Mieter

PATRIMON IUM ANLAGESTIFTUNG

züRrcu

Talacker 50

CH - 8001 Zurich

T +41587870070
F + 41 58 787 OOOI

LAUSANNE

Ch. des Lentillières 15

CH 1023 Crìssier
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entsprechend abzusichern hat. Nun will die Politik - rückwirkend - rechtsgültig abgeschlossene

Verträge zu Lasten der Vermieter ändern. Damit desavouirt sie die Vertragsparteien und verstösst

gegen Art. 9 der BV (Schutz vor Willkür und Wahrung von Treu und Glauben). Das ist unhaltbar. Der

Vorentwurf lässt auch die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehenden

Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht.

Der Erfolg aus der Geschäftstätigkeit der Patrimonium Anlagestiftung gehört den Anlegern und damit

den Pensionskassen. Mit der Enteignung der Anlagestiftung und damit der Versicherten der

Pensionskassen verstösst das Gesetz gegen die Eigentumsgarantie (Bundesverfassung Artikel 26).

Gemäss Bu ndesverfassu ng werde n E nteign ungen vo llstä nd ig entschäd igt.

Mit dem vorliegend verfassungswidrigen Gesetz wird die Rechtssicherheit massiv verletzt und damit

volkswirtschaftlicher Schaden angerichtet. Díe Vermieter und Mieter sind ohne Eingriffe der Politik

sehr gut in der Lage ihre Vertragsverhältnisse selbst zu regeln. Nicht zu vergessen ist, dass die

Vermieter durch tiefere Marktmieten Mietertrags- und Werteinbussen erleiden und damit das Risiko

und den Schaden über den Markt bereits mittragen.

Fazit:

Wir erachten den geplanten krassen Eingriff in die Eigentumsrechte und in die Wirtschaftsfreiheit

als unerwünscht, unnötig und schädigend für die Rechtssicherheit und den Standort Schweiz. Das

vorgeschlagene Gesetz Iehnen wir integralab.

Wir fordern den Gesetzgeber auf, das Geschäft zurückzuweisen und unterstützen die Haltung des

Bundesrats, auf einen Eingriff in die Mietverhältnisse zu verzichten.

Für allfällige Fragen steht lhnen Ruedi stutz, +41 58 787 oo 39, gerne zur verfügung

Freundliche Grüsse

Ruedi Stutz

Geschäftsführer

p

Stiftungsrat
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Kontakt: corinne.geiser@publica.ch 

Telefon: +41 58 485 22 46 

 

 

Per E-Mail 

WORD- und PDF-Version 

 

Recht@bwo.admin.ch 

 

 

Bern, 03. August 2020 

 

 

Vernehmlassung Covid-19-Geschäftsmietegesetz 

Stellungnahme PUBLICA 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

sehr geehrter Herr Alvarez, 

sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir beziehen uns auf die Vernehmlassungsunterlagen zum Geschäftsmietegesetz.  

Zu Sinn und Zweck des Gesetzes nehmen wir nicht Stellung und beschränken uns auf eine Bemerkung zu 

Artikel 7 Absatz 5 VE-Covid-19-Geschäftsmietegesetz (VE): 

 

Artikel 7 Absatz 4 VE überträgt die Kompetenz zur Festlegung der Entschädigung bei wirtschaftlichen Notla-

gen dem BWO. Sollte sich abzeichnen, dass die zur Verfügung stehenden CHF 20 Mio. nicht ausreichen, 

soll das BWO zusätzliche Anforderungen für das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage festlegen oder die 

Höhe der Entschädigung allgemein begrenzen können (Art. 7 Abs. 5 Bst. a und b VE).  

 

Entsprechend Artikel 11 VE soll das Gesetz, das laut Medienmitteilung des WBF vom 1. Juli 2020 in der 

Septembersession vom Parlament beraten werden soll, rückwirkend auf 17. März 2020 in Kraft treten. Die 

Gesuche um Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen müssen innert 6 Monaten nach Inkrafttreten des 

Gesetzes eingereicht werden (Art. 7 Abs. 3 VE). Somit werden nur bis spätestens am 16. September 2020 

eingereichte Gesuche als rechtzeitig eingegangen gelten; speziell daran ist, dass bei Verabschiedung des 

Gesetzes alle Gesuche, die sich darauf abstützen, bereits vorliegen müssten. 

 

Im Erläuternden Bericht kann zu Artikel 7 Absatz 5 u.a. folgendes entnommen werden:  
«… Sobald die Fondsmittel ausgeschöpft sind, werden keine weiteren Entschädigungen mehr ausbezahlt…   

Da der zur Verfügung stehende Gesamtbetrag begrenzt ist, kann es möglich sein, dass die Nachfrage die verfüg-

baren Mittel übersteigt. Das BWO kann daher zusätzliche Anforderungen für das Vorliegen einer wirtschaftlichen 

Notlage festlegen, um zu verhindern, dass diejenigen Vermieterinnen und Vermieter sowie Verpächterinnen und 

Verpächter, die am stärksten auf die Entschädigung angewiesen sind, leer ausgehen. Als Alternative dazu kann 

das BWO auch eine zusätzliche Begrenzung der Entschädigung vornehmen. Dies ermöglicht es, dass eine grös-

sere Anzahl von Vermieterinnen und Vermieter sowie Verpächterinnen und Verpächter in den Genuss einer Ent-

schädigung kommen kann. Es liegt im Ermessen des BWO zu entscheiden, welche der beiden möglichen Mass-

nahmen zu Tragen kommt Möglich ist auch eine Kombination von beiden.»  

 

Weder dem Wortlaut von Artikel 7 Absatz 5 VE noch den Erläuterungen ist zu entnehmen, in welchem Zeit-

punkt das BWO seine ihm zusätzlich eingeräumten Kompetenzen soll wahrnehmen können. Angesichts der 

Tatsache, dass im Zeitpunkt des Inkrafttretens alle Gesuche bereits vorliegen müssten, besteht unseres Er-
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achtens nur eine Möglichkeit: Das BWO darf diese Kompetenzen ausschliesslich nach der Prüfung aller Ge-

suche wahrnehmen. Würden zu Beginn des Prozesses Entschädigungen ausgerichtet und erst im Verlauf 

der Gesuchsbearbeitung entweder die Anforderungen an den Nachweis der wirtschaftlichen Notlage ver-

schärft und/oder die Höhe der Entschädigung gekürzt, stellte dies eine durch nichts zu rechtfertigende Un-

gleichbehandlung der Gesuchstellenden dar. Es muss sichergestellt sein, dass alle Gesuchstellenden gleich-

behandelt werden, d.h. dass für alle dieselben Anforderungen an den Nachweis der wirtschaftlichen Notlage 

gelten bzw. dass die Kürzung der Entschädigung alle Gesuchstellenden im selben Ausmass trifft. Eventuell 

ist aufgrund der terminlichen Situation die Sechsmonatsfrist in Artikel 7 Absatz 3 massvoll zu erhöhen. 

 

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme. 

 

 

Freundliche Grüsse 

Pensionskasse des Bundes PUBLICA 

 

   

Dieter Stohler 

Direktor 

 Corinne Geiser, Fürsprecherin 

Leiterin Strategischer Rechtsdienst 
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AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU YVO /VPGHTJHTHUY \EHS GHP 9LHU" VPG GHP <DFKUYLPT XZKSHPG 

/HUSLHETTFKNLHTTVPJHP VPG 2LPTFKSZPMVPJHP YVS /HMZORIVPJ GHT 0QSQPDWLSVT 0QWLG"%, 

!0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUY 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ 5_XNO]\K^ CK\WOVSX 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ F]MRS\\OX 

EOR\ QOOR\^O\ ;O\\ 4V`K\Oc 

EOR\ QOOR\^O 7KWOX _XN ;O\\OX

7SO C\S`O\K 4: S]^ OSXO NO\ N\OS PgR\OXNOX EMRaOScO\ <WWYLSVSOX`O\aKV^_XQ]QO]OVV]MRKP^OX _XN 

`O\aKV^O^ \_XN 6;9 *, @SK& 9\KXUOX CY\^PYVSY`O\WfQOX SX <WWYLSVSOX&

7SO C\S`O\K 4: LONKXU^ ]SMR Pg\ NSO :OVOQOXROS^ c_\ E^OVV_XQXKRWO c_W HY\OX^a_\P NO] YLQOXKXX^OX 

5_XNO]QO]O^cO] i6Y`SN%(0%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cj&

7SO C\S`O\K 4: OXQKQSO\^ ]SMR ]OS^ 5OQSXX NO\ 6Y\YXK%>\S]O Pg\ OSX WK\U^QO\OMR^O]$ PKS\O] _XN Pg\ 

;e\^OPeVVO _XN LO]YXNO\] LOOSX^\eMR^SQ^O GX^O\XORWOX ]KMRQO\OMR^O] _XN Z\KU^SUKLVO] >YXcOZ^ Pg\ 

LO^\YPPOXO :O]MReP^]WSO^`O\ReV^XS]]O& 7K] K_PQ\_XN NO\ 5O]MRVg]]O NO] AK^SYXKV\K^O] `YW +& =_XS 

)')' _XN NO] E^eXNO\K^O] `YW /& =_XS )')' K_]QOK\LOS^O^O i5_XNO]QO]O^c gLO\ NOX @SO^% _XN NOX 

CKMR^cSX] aeR\OXN 5O^\SOL]]MRVSO]]_XQOX _XN 8SX]MR\eXU_XQOX c_\ 5OUeWZP_XQ NO] 6Y\YXK`S\_] 

!6Y`SN%(0"j aSNO\]Z\SMR^ NSO]OW JSOV XSMR^ X_\$ ]YXNO\X LORSXNO\^ SX _XceRVSQOX 9eVVOX Qg^VSMRO _XN 

ZK\^XO\]MRKP^VSMRO 8SXSQ_XQOX NO\ LO^\YPPOXOX @SO^ZK\^OSOX&

1HP WQSNLHJHPGHP 2PUXVSI GHT ^0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUYHT_ NHKPHP XLS GDKHS GHYLGLHSU DE#

IS\ VOQOX <RXOX XKMRPYVQOXN _X]O\O dLO\VOQ_XQOX NK\&



6# .NNJHOHLPH /HOHSMVPJHP

1LH <SLWHSD .4 NHKPU GHP AQSHPUXVSI YVO /VPGHTJHTHUY DE#

7SO]O\ S]^ VPWHSKZNUPLTOZTTLJ _XN WHSIDTTVPJTXLGSLJ! O\ \SMR^O^ WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP >FKDGHP KX$ 

]^K^^ A_^cOX c_ ]^SP^OX2 ]MRKPP^ c_]e^cVSMRO =HFKUTVPTLFKHSKHLU _XN ag\NO OSX XLNNM\SNLFK UYXcSZSO\^O] 

8X^OSQX_XQ]UYXcOZ^ QO]O^cVSMR `O\KXUO\X$ aOVMRO] _X`O\]^eXNVSMRO\aOS]O K_]]MRVSO]]VSMR NSO 

HO\WSO^O\ ^\ePO& 7K] :O]O^c WHSKLPGHSU SX `SOVOX 9eVVOX Qg^VSMRO _XN RDSUPHSTFKDIUNLFKH 2LPLJVPJHP _XN 

O] ]MRKPP^ OSXO HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP AHSOLHUHSP VPG 9LHUHSP#

4_MR NSO 7\SXQVSMRO\UVe\_XQ _XN OSXO \gMUaS\UOXNO <XU\KP^]O^c_XQ `O\WfQOX NSO FK^]KMRO XSMR^ c_ 

UY\\SQSO\OX$ NK]] OSXO ?f]_XQ YV TRZU UYWW^&

4_] NOW SX 4\^SUOV , NO\ 5_XNO]`O\PK]]_XQ !5H" `O\KXUO\^OX DOMR^]]^KK^]Z\SXcSZ aS\N _X^O\ KXNO\OW 

NK] :OLY^ NO\ DOMR^]]SMRO\ROS^ KLQOVOS^O^& C\S`K^O ]YVVOX ]SMR LOS SR\OW ;KXNOVX K_P NK] QOV^OXNO 

DOMR^ `O\VK]]OX UfXXOX& @S^ NOW \gMUaS\UOXN SX >\KP^ QO]O^c^OX i6Y`SN%(0%:O]MReP^]WSO^QO]O^cj 

ag\NO OSXO NSO HO\WSO^O\]OS^O LOVK]^OXNO$ OMR^O DgMUaS\U_XQ PO]^QOVOQ^ _XN NKWS^ NK] 4HEQU GHS 

=HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUYU#

7SO 5_XNO]`O\PK]]_XQ QK\KX^SO\^ SX 4\^SUOV )- NK] 8SQOX^_W _XN SX 4\^SUOV ). NSO IS\^]MRKP^]P\OSROS^& 

@S^ NOW i6Y`SN%(0%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cj ag\NOX NSO]O LOSNOX WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHXZKSNHLTUHUHP 4SVPGSHFKUH WHSNHUYU#

7K] `Y\QO]MRVKQOXO 5_XNO]QO]O^c S]^ PLFKU WHSKZNUPLTOZTTLJ# 8] ag\NO c_ OSXO\ _XQO\OMR^PO\^SQ^OX$ 

QOXO\OVVOX EMRVOMR^O\]^OVV_XQ `YX HO\WSO^O\X PgR\OX _XN Re^^O OSXO aSVVUg\VSMRO 8X^VK]^_XQ `YX 

@SO^O\X c_\ 9YVQO$ YRXO NO\OX aS\^]MRKP^VSMRO 5O^\YPPOXROS^ c_ LO\gMU]SMR^SQOX&

7SO EMRaOSc ae\O NK] OSXcSQO ?KXN$ aOVMRO] NO\K\^ aSVVUg\VSMR SX NK] HO\^\KQ]\OMR^ OSXQ\SPPO& <W 

aSMR^SQOX SX^O\XK^SYXKVOX >UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 6PWHTULULQPHP VPG 6PWHTUQSHP ag\NO NSO]O] 

]OVL]^SXN_cSO\^O ZYVS^S]MRO DS]SUY UVK\ c_ OSXOW SHNDULWHP BHUUEHXHSETPDFKUHLN PgR\OX& 7K] S]^ 

_XLONSXQ^ c_ `O\WOSNOX&

7SO K_P WSXNO]^OX] OSXO RKVLO @SVVSK\NO 9\KXUOX QO]MRe^c^O PSXKXcSOVVO 8DTU X\SGH XHLUJHKHPG GHP 

AHSOLHUHSP DVIJHE\SGHU! _XKLReXQSQ `YX SR\O\ PSXKXcSOVVOX ES^_K^SYX&

7SO 4XcKRV NO\ LO^\YPPOXOX :O]MReP^]WSO^O\SXXOX _XN %WSO^O\$ Pg\ aOVMRO XYMR UOSXO 

ZK\^XO\]MRKP^VSMROX ?f]_XQOX `Y\VSOQOX$ S]^ `fVVSQ _XUVK\& 7SO HO\aKV^_XQ aSVV ]SMR K_P OSX OSQOXO] 

@YXS^Y\SXQ ]^g^cOX& 7SO]O] aS\N XSMR^ `Y\ BU^YLO\ )')' `Y\VSOQOX2 NSO 8\QOLXS]]O ]^OROX NKRO\ Pg\ NSO 

5Y^]MRKP^ KX NK] CK\VKWOX^ `O\W_^VSMR XYMR XSMR^ c_\ HO\PgQ_XQ& 7KWS^ LVOSL^ NK] WS^ NOW 

:O]O^cO]OX^a_\P `Y\QO]MRVKQOXO >YXcOZ^ OSX aOS^QOROXN DVI XLNNM\SNLFKHP >FKZUYVPJHP VPG 

.PPDKOHP EDTLHSHPGHT 7QPTUSVMU# 7K] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV&

7SO 1HILPLULQP O[JNLFKHS 5ZSUHIZNNH K_P HO\WSO^O\]OS^O ag\NO NOW 5_XNO]KW^ Pg\ IYRX_XQ]aO]OX 

!5IB" YLVSOQOX$ NK] NKc_ WS^ aOS^\OSMROXNOX 8X^]MROSNUYWZO^OXcOX K_]QO]^K^^O^ ag\NO&
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7O\ 5_XNO]\K^ ReV^ SW O\Ve_^O\XNOX 5O\SMR^ K_P EOS^O - c_^\OPPOXN PO]^$ NK]] NSO EMRVSO]]_XQ _XN NSO 

8SX]MR\eXU_XQ OSXO] 5O^\SOL] K_PQ\_XN `YX LORf\NVSMROX @K]]XKRWOX SXPYVQO NO\ 6BH<7%(0% 

CKXNOWSO PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS VSOQOX& Ig\NO OSXOW 

FOSV NO\ @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ \gMUaS\UOXN ZO\ (.& @e\c )')' OSX QO]O^cVSMRO\ 4X]Z\_MR K_P 

@SO^cSX]RO\KL]O^c_XQ OSXQO\e_W^$ ag\NO TONYMR ^\Y^cNOW DOMR^ QO]MRKPPOX$ K_P NK] ]SMR SX NO\ C\KbS] 

K_MR @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ LO\_POX aO\NOX$ NSO `YX NO\ `Y\QO]OROXOX DOQOV_XQ K_PQ\_XN NO\ 

@SO^cSX]RfRO !gLO\ S] YYY Lca& )Y YYY 9\KXUOX" KX ]SMR XSMR^ Z\YPS^SO\OX UfXX^OX&

66# AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH

5OSW @SO^\OMR^ RKXNOV^ O] ]SMR _W JS`SV\OMR^& 7OW 5_XN UYWW^ QOWe]] 4\^SUOV ('0 5H X_\ NSO 

>YWZO^OXc c_$ HY\]MR\SP^OX QOQOX @S]]L\e_MRO SW @SO^aO]OX ]YaSO gLO\ NSO

4VVQOWOSX`O\LSXNVSMRO\UVe\_XQ `YX DKRWOXWSO^`O\^\eQOX c_ O\VK]]OX& 7O\ `YW `Y\QO]MRVKQOXOX 

i6Y`SN%(0%:O]MReP^]WSO^OQO]O^cj LO^\YPPOXO :OQOX]^KXN QORf\^ UVK\ XSMR^ NKc_&

7O\ HO\]_MR$ NK] `Y\QO]MRVKQOXO :O]O^c K_P 4\^SUOV ('' 5H KLc_]^g^cOX$ S]^ VPUDVJNLFK# 7OXX QOWe]] 

NSO]O\ HO\PK]]_XQ]LO]^SWW_XQ c_\ >YXT_XU^_\ZYVS^SU Wg]]^OX _&K& NSO :\_XN]e^cO NO\ 

IS\^]MRKP^]P\OSROS^$ NO\ IO^^LOaO\L]XO_^\KVS^e^ _XN NO\ :VOSMRLORKXNV_XQ `YX >YXU_\\OX^OX 

QOaeR\VOS]^O^ ]OSX& 7K] UKXX WS^ NSO]O\ HY\VKQO WS^XSMR^OX QOaeR\VOS]^O^ aO\NOX& 8SX K_P NSO]O\ 

HO\PK]]_XQ]XY\W LO\_ROXNO] 5_XNO]QO]O^c aS\N NSO]O :\_XN]e^cO SW :OQOX^OSV `O\VO^cOX& 4XNO\] KV] 

NO\ 5_XNO]\K^ LO^\KMR^OX aS\ OSX .ETUHNNHP DVI .SULMHN %$$ /A XSMR^ KV] i`O\^\O^LK\j$ ]YXNO\X KV] 

QIIHPMVPGLJ IDNTFK#

666# >UHNNVPJPDKOH YV HLPYHNPHP /HTULOOVPJHP 

.SU#   4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# & LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

7SO DOQOV_XQ ]YVV UY\\SQSO\^ aO\NOX$ _W XSMR^ Pg\ NK] OSXcOVXO @SO^YLTOU^$ ]YXNO\X Pg\ NOX @SO^`O\^\KQ 

c_ QOV^OX& A_\ ]Y UKXX K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX$ NK]] Pg\ OSXO HSOVcKRV `YX @SO^YLTOU^OX SX OSXO\ YNO\ 

WOR\O\OX ?SOQOX]MRKP^OX TO OSX 8\VK]] LOKX^\KQ^ _XN NSO BLO\Q\OXcO `YX 6;8 JB BBB WOR\PKMR 

gLO\]MR\S^^OX ag\NO&

<X NOX 8\Ve_^O\_XQOX aS\N K_]QOPgR\^$ NK]] iWS^ NOW ;SXaOS] K_P :O]MReP^]\e_WOj `O\NO_^VSMR^ aS\N$ 

iNK]] NO\ @YXK^]cSX] Z\Y @SO^% YNO\ CKMR^YLTOU^ _XN XSMR^ NK] HO\^\KQ]`YV_WOX QOWOSX^ S]^& IO\NOX 

SX OSXOW OSXcOVXOX HO\^\KQ WOR\O\O OSQOX]^eXNSQO @SO^% YNO\ CKMR^]KMROX c_]KWWOXQOPK]]^$ ]Y QSV^ 

NK] :O]O^c Pg\ TONO] NSO]O\ BLTOU^O$ Pg\ NK] OSX @SO^% YNO\ CKMR^cSX] `YX RfMR]^OX] #! !!! 9\KXUOX 

QSV^$ ]OVL]^ NKXX$ aOXX NSO WYXK^VSMRO :O]KW^]_WWO NK\gLO\ VSOQ^j& 7SO] S]^ c_ UY\\SQSO\OX % c_WKV 

NSO] NOW gLO\QOY\NXO^OX PY\W_VSO\^OX JSOV aSNO\]Z\SMR^1 i7SO BLO\Q\OXcO a_\NO LOa_]]^ OSXQOPgR\^$ 

_W UVOSXO _XN WS^^VO\O GX^O\XORWOX c_ ]MRg^cOXj&

>HLUH ' WQP +



.SU# # LTU GHTKDNE VOYVIQSOVNLHSHP- i7SO]O] :O]O^c QSV^ I\S 9LHU" VPG <DFKUWHSUSZJH! XKWOX^VSMR NO\ 

PYVQOXNOX fPPOX^VSMR c_QeXQVSMROX 8SX\SMR^_XQOX _XN 5O^\SOLO$ ]YPO\X NO\ @SO^% YNO\ NO\ CKMR^cSX] Pg\ 

NSO @SO^% YNO\ NSO CKMR^]KMRO WYXK^VSMR WKbSWKV #! !!! 9\KXUOX LO^\eQ^j&

.SU# ' .VTPDKOHP WQO 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# ' LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

.SU# * .ET# S /TU# D XSWW^ LO]^OROXNO 8SXSQ_XQOX \SMR^SQO\aOS]O `YX NO\ QO]O^cVSMROX DOQOV_XQ K_]& 8] 

S]^ KLO\ XSMR^ KUcOZ^KLOV$ aOXX OSXcSQ @SO^cSX]\ON_U^SYXOX SR\O :gV^SQUOS^ LORKV^OX& 4_MR 8SXSQ_XQOX$ 

aOVMRO iLOS]ZSOV]aOS]O E^_XN_XQ]% YNO\ DK^OXcKRV_XQ]KL\ONOXj _WPK]]OX$ ]SXN QgV^SQO 4LWKMR_XQOX 

_XN Wg]]OX `YW :OV^_XQ]LO\OSMR K_]QOXYWWOX aO\NOX& 4_MR ]YVMRO HO\OSXLK\_XQOX ]^OVVOX iOSXO 

K_]N\gMUVSMRO 8SXSQ_XQ NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOXj NK\&

.SU# $ .ET# N /TU# E

8] W_]] NOPSXSO\^ aO\NOX$ c_ aOVMROW JOS^Z_XU^ OSX \OMR^]U\eP^SQO\ :O\SMR^]OX^]MROSN `Y\c_VSOQOX RK^$ 

NKWS^ OSX @SO^`O\ReV^XS] `YW :OV^_XQ]LO\OSMR NO] :O]O^cO] K_]QOXYWWOX aS\N& 7SO HY\QKLO$ aYXKMR 

NK] :O]O^c LOS VK_POXNOX :O\SMR^]`O\PKR\OX \gMUaS\UOXN c_\ 4XaOXN_XQ UYWW^$ aS\N OSXO Q\Y]]O JKRV 

`YX :O\SMR^]PeVVOX K_]Vf]OX YNO\ LOQgX]^SQOX % ]^K^^ ]SO c_ `O\RSXNO\X& 7SO \gMUaS\UOXNO 4XaOXN_XQ 

aS\N NSO FOXNOXc c_W 4LaK\^OX `O\]^e\UOX$ ]^K^^ aSO N\SXQOXN Xf^SQ NOX ;KXNV_XQ]N\_MU _XN 

OX^]Z\OMROXNO 8SXSQ_XQOX c_ LOPf\NO\X&

.SU# $ .ET# &

7SO C\S`O\K 4: VORX^ OSXO DOQOV_XQ Pg\ @SO^`O\ReV^XS]]O WS^ @SO^cSX]OX caS]MROX S] YYY _XN )' ''' 

9\KXUOX KL& 7SO 7OPSXS^SYX OSXO] 5O\OSMR]$ SXXO\RKVL NO]]OX NSO @SO^`O\^\KQ]ZK\^OSOX OSX]OS^SQ K_P NSO 

4XaOXN_XQ NO] :O]O^cO] `O\cSMR^OX UfXXOX$ O\]MROSX^ LOVSOLSQ _XN S]^ aSVVUg\VSMR ]YaSO XSMR^ 

Z\KU^SUKLOV&

.SU# % 9DTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

.NT ODTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT LTU LP .SU# ( .ET# % GHS /SVUUQOLHUYLPT EYX# GHS 

/SVUUQRDFKUYLPT YV EHYHLFKPHP#

.SU# ( .ET# & VPG .ET# ' TLPG RSZYLTHS YV IQSOVNLHSHP#

.SU# % .ET# "

HY\ NO\ 5O]MRV_]]PK]]_XQ gLO\ NSO @Y^SYXOX #! $%&" _XN #! $%'! aK\ SX NO\ ZK\VKWOX^K\S]MROX 

7S]U_]]SYX WOR\ROS^VSMR _XNSPPO\OXcSO\^ `YX NO\ i@SO^Oj Lca& NOW i@SO^cSX]j NSO DONO& EYPO\X NSO]O 

5OQ\SPPO Z\ecS]O\ QOPK]]^ a_\NOX$ aK\ WOS]^OX] NO\ 5\_^^YWSO^cSX] QOWOSX^& 7SO] aK\ LOS]ZSOV]aOS]O 

LOS NO\ `YW E^eXNO\K^ Q_^QOROS]]OXOX @Y^SYX #! $"'" NO\ I4>%ED NO\ 9KVV$ OLOX]Y LOSW 5O]MRV_]] 

NO] E^eXNO\K^O] `YW -& @KS #!#! gLO\ NSO KLQOeXNO\^O @Y^SYX #! $"%# NO\ I4>%AD&

>HLUH ( WQP +



.SU# % .ET# # VPG $

5OS NOX LO^\YPPOXOX @SO^`O\ReV^XS]]OX aS\N O] \OVK^S` `SOVO HO\^\eQO WS^ GW]K^cWSO^OX QOLOX& 4_MR 

HO\^\eQO WS^ QOWS]MR^OX A_^c_XQOX$ NSO `YX NO\ 6Y`SN%")%CKXNOWSO _X^O\]MRSONVSMR LO^\YPPOX aK\OX$ 

]SXN cKRV\OSMR& 5OSNO EKMR`O\RKV^O ag\NOX WS^ NO\ `Y\QO]MRVKQOXOX DOQOV_XQ _XQOXgQOXN _XN _XUVK\ 

KLQONOMU^&

.SU# & 4HTFKVNGHUHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

BLS NHKPHP .SU# ) DE#

EeW^VSMRO LO^\YPPOXOX HO\WSO^O\ ag\NOX `YX :O]O^cO] aOQOX c_W HO\cSMR^ K_P -'! SR\O] 

9Y\NO\_XQ]KX]Z\_MRO] K_P `O\^\KQVSMR `O\OSXLK\^O @SO^% YNO\ CKMR^cSX]O QOca_XQOX& 4XNO\O\]OS^] 

ag\NOX ]eW^VSMRO `YX NO\ HY\VKQO O\PK]]^OX @SO^O\ _XQOKMR^O^ NO\ ^K^]eMRVSMROX aS\^]MRKP^VSMROX 

4_]aS\U_XQOX K_P SR\ GX^O\XORWOX SW QVOSMROX GWPKXQ OX^VK]^O^& 7SO]O CK_]MRKVSO\_XQ WKQ OSXPKMR 

]OSX$ S]^ KLO\ aSVVUg\VSMR$ _XK_]QOaYQOX _XN _XQO\OMR^&

HO\WSO^O\ Wg]]^OX$ _W QOWe]] 4\^SUOV . SX NOX :OX_]] `YX ;e\^OPKVV%:OVNO\ c_ UYWWOX$ SR\O AY^VKQO 

WS^ OSXO\ QKXcOX DOSRO `YX GX^O\VKQOX$ !i@SO^% YNO\ CKMR^`O\^\KQ$ >Y\\O]ZYXNOXc$ aOS^O\O 

7YU_WOX^Oj" LOaOS]OX& 7SO] SXUV_]S`O NO\ 4_PVKQO$ NK]] NK] i5IB c_]e^cVSMRO 4XPY\NO\_XQOX Pg\ NK] 

HY\VSOQOX OSXO\ aS\^]MRKP^VSMROX AY^VKQOj PO]^VOQOX UKXX& EOS^OX] NO\ @SO^O\ ag\NO WS^^OV] OSXO] 

]SWZVOX 4_P^OSV_XQ]]MRVg]]OV L\OS^ gLO\ OSXO HSOVcKRV `YX GX^O\XORWOX DOMR^ QO]Z\YMROX % YRXO 

NO\OX 5O^\YPPOXROS^ gLO\RK_Z^ XeRO\ c_ gLO\Z\gPOX& 7SO] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV&

.SU# * 4HTVPGKHLUTHLPSLFKUVPJHP

BLS NHKPHP .SU# * DE#

8] S]^ XSMR^ cSOVPgR\OXN$ QOaS]]O GX^O\XORWOX$ aOVMRO iX_\j OSXO 8SX]MR\eXU_XQ NO] 5O^\SOL] 

O\PKR\OX RKLOX$ OLOXPKVV] `YW 5_XNO]QO]O^c Z\YPS^SO\OX c_ VK]]OX& @S^ NO\ 4XaOXN_XQ K_P ]eW^VSMRO 

:O]_XNROS^]OSX\SMR^_XQOX VK_^ 6BH<7%")%HO\Y\NX_XQ # aS\N OSXO\]OS^] OSXO _XQO\OMR^PO\^SQ^O 

CK_]MRKVSO\_XQ `Y\QOXYWWOX& 4XNO\O\]OS^] aO\NOX KXNO\O GX^O\XORWOX K_]QO]MRVY]]OX& 4_MR 

;Y^OV] aK\OX LOS]ZSOVaOS]O SXNS\OU^ LO^\YPPOX _XN W_]]^OX SR\OX 5O^\SOL OSX]MR\eXUOX& 8LOX]Y ]SXN 

LOS DO]^K_\KX^]$ NSO ^OSVaOS]O SX 5O^\SOL aK\OX$ NSO OPPOU^S`OX 8SXL_]]OX ]MRaSO\SQ c_ O\ROLOX& 8] 

PVf]]OX c_NOW dLO\L\gMU_XQ]% _XN ?S[_SNS^e^]RSVPOX$ NSO OLOXPKVV] ]^KK^VSMR K_]QO\SMR^O^ a_\NOX&

.SU# ( 2PUTFKZGLJVPJ EHL XLSUTFKDIUNLFKHP :QUNDJHP

BLS NHKPHP .SU# + DE#

7SO >YXcOZ^SYX OSXO\ ;e\^OPKVV\OQOV_XQ Pg\ HO\WSO^O\ `O\WKQ NSO GXK_]QOaYQOXROS^ NO\ QO]KW^OX 

HY\VKQO XSMR^ aO^^c_WKMROX % SW :OQOX^OSV& 7SO 4L]SMR^$ NSO WS^ -'! @SO^O\VK]] RYRO 5OVK]^_XQ `YX 

HO\WSO^O\X aO^^c_WKMROX _XN XKWOX^VSMR TOXO$ NSO WS^ >Y]^OXWSO^O K\LOS^OX$ c_ OX^VK]^OX$ S]^ c_W

>HLUH ) WQP +



EMROS^O\X `O\_\^OSV^& 8SX ;e\^OPKVVPYXN]$ aOVMRO\ WS^ )' @SVVSYXOX 9\KXUOX QOe_PXO^ ag\NO$ `O\WKQ NSO 

c_ O\aK\^OXNOX 4_]PeVVO XSMR^ c_ NOMUOX& <W J_QO NO\ 6BH<7%(0 5OaeV^SQ_XQ ag\NOX RSO\ c_NOW 

@S^^OV OSXQO]^OVV^$ aOVMRO NSO Pg\ NOX]OVLOX JaOMU LO\OS^QO]^OVV^OX _XN PVSO]]OXNOX ?S[_SNS^e^]RSVPOX 

iUYXU_\\OXcSO\OXj&

.SU# "" =HIHSHPGVO VPG 6PMSDIUUSHUHP

BLS NHKPHP .SU# %% .ET# & DE#

7SO :OV^_XQ]NK_O\ NO] :O]O^cO] S]^ K_P *(& 7OcOWLO\ )')' c_ LO]MR\eXUOX& 7SO SX 4\^& (( 4L]& ) 

`Y\QO]MRVKQOXO :OV^_XQ]NK_O\ LS] 8XNO 7OcOWLO\ )')) S]^ gLO\cYQOX& ESO `O\WS^^OV^$ NK]] VKXQaSO\SQO 

DOMR^]`O\PKR\OX SX >K_P QOXYWWOX aO\NOX& 9O\XO\ S]^ NK] `Y\VSOQOXNO :O]O^c iPg\ NSO 7K_O\ NO\ `YW 

5_XN `O\Y\NXO^OX EMRVSO]]_XQj K_]QOVOQ^& <W WfQVSMROX 9KVVO OSXO] caOS^OX ?YMUNYaX] SX NOX =KR\OX 

)')( YNO\ )'))$ WS^ KXNO\] QOK\^O^OX HY\]MR\SP^OX _XN 4_]aS\U_XQOX$ Wg]]^O NSO ?KQO TONYMR 

c_XeMR]^ XO_ LO_\^OSV^ aO\NOX& 8] W_]] NO]RKVL K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX$ NK]] NO\ `Y\VSOQOXNO 

:O]O^cO]`Y\]MRVKQ K_^YWK^S]MR K_MR Pg\ OSXOX caOS^OX ?YMUNYaX :gV^SQUOS^ O\RSOV^O& 7SO] S]^ ObZVScS^ 

PO]^c_RKV^OX&

7SO :OV^_XQ]P\S]^ LS] *(& 7OcOWLO\ )')) S]^ K_MR K_] NSO]OW :\_XN _W caOS =KR\O c_ `O\Ug\cOX&

6A# CVTDOOHPIDTTVPJ

=ONO\ c_]e^cVSMRO ]^KK^VSMRO 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\ReV^XS]]O ]MRKPP^ PHVH 

@PJHSHFKULJMHLUHP# ?KXQaSO\SQO :O\SMR^]`O\PKR\OX aO\NOX NKWS^ XSMR^ `O\RSXNO\^$ ]YXNO\X SX `SOVOX 

9eVVOX aYRV ORO\ LOPf\NO\^$ _& K& aOSV cKRV\OSMRO 8SXcOVPeVVO WS^ NOW HY\]MRVKQ XSMR^ QO\OQOV^ aO\NOX 

UfXX^OX&

@SO^`O\ReV^XS]]O ]SXN RSLWDUSHFKUNLFKHS AHSUSDJTWHSKZNUPLTTH# @SO^`O\^\eQO ]SXN K_MR SX NSO]O\ 

>\S]OX]S^_K^SYX QgV^SQ _XN LSVNOX NSO 5K]S] Pg\ HO\RKXNV_XQOX NO\ HO\^\KQ]ZK\^OSOX$ _W SX NSO]O\ 

K_]]O\Y\NOX^VSMROX ?KQO PKS\O _XN Pg\ LOSNO EOS^OX KUcOZ^KLVO >YWZ\YWS]]O c_ PSXNOX& GXceRVSQO 

]YVMRO\ HO\OSXLK\_XQOX a_\NOX LO\OS^] KLQO]MRVY]]OX& 7SO]O\ NSO HO\^\KQ]K_^YXYWSO \O]ZOU^SO\OXNO 

IOQ RK^ C\SY\S^e^ _XN ]YVV XSMR^ ^Y\ZONSO\^ aO\NOX& 8SX ]^KK^VSMRO\ 8SXQ\SPP ]^OVV^ :O]Z\eMRO _XN 

HO\RKXNV_XQOX caS]MROX @SO^% _XN CKMR^ZK\^OSOX SX 9\KQO$ QOPeR\NO^ NSO]O _XN aS\N OSXO HSOVcKRV `YX 

Z\S`K^OX ?f]_XQOX `O\RSXNO\X&

8SX KVVPeVVSQO\ TUDDUNLFKHS 2LPJSLII LP HLP RSLWDUSHFKUNLFKHT AHSUSDJTWHSKZNUPLT OVTT WHSKZNUPLTOZTTLJ 

_XN K_P TOXO @SO^O\SXXOX _XN @SO^O\ LO]MR\eXU^ ]OSX$ aOVMRO c_\ dLO\L\gMU_XQ NO\ U\S]OXLONSXQ^OX 

4_]PeVVO KW ORO]^OX K_P GX^O\]^g^c_XQ KXQOaSO]OX ]SXN& 8] ]SXN NSO] NSO UVOSXO\OX GX^O\XORWOX& 7SO 

`Y\QO]MRVKQOXO ?f]_XQ S]^ _X`O\ReV^XS]We]]SQ$ _XK_]QOaYQOX _XN LSO^O^ XSMR^ \OMR^cOS^SQ 

DOMR^]]SMRO\ROS^&

>HLUH * WQP +



7O\ HY\OX^a_\P Ve]]^ NSO VPUHSTFKLHGNLFKHP XLSUTFKDIUNLFKHP .VTXLSMVPJHP NO\ `Y\gLO\QOROXNOX 

:O]MReP^]]MRVSO]]_XQOX K_P NSO `O\]MRSONOXOX 5O^\SOLO K_]]O\ 4MR^ _XN aS\P^ ]MRaSO\SQO 

4LQ\OXc_XQ]P\KQOX K_P&

7K] N_\MR NOX 5_XN SX 4_P^\KQ QOQOLOXO 9QPLUQSLPJ NLHJU PQFK NDPJH PLFKU WQS VPG MDPP TQOLU PLFKU 

DNT P[ULJH 1DUHPJSVPGNDJH YVS 7QPYHRULQP GHS @OTHUYVPJ WHSXHPGHU aO\NOX& 5O\OS^] `Y\VSOQOXNO 

8\ROL_XQOX NO\ <WWYLSVSOXL\KXMRO O\aeRX^ NO\ 5_XNO]\K^ SW 5O\SMR^ c_\ HO\XORWVK]]_XQ XSMR^& 7SO] 

S]^ ]^Y]]OXN&

7SO 8\ROL_XQOX NO\ 5\KXMRO _XN ]ZOcSPS]MR NO] H<E cOSQ^OX LO\OS^] 8XNO @KS1 <X caOS 7\S^^OVX KVVO\ 

:O]MReP^]WSO^`O\ReV^XS]]O NO\ @S^QVSONO\ NO] H<E a_\NO LO\OS^] ZK\^XO\]MRKP^VSMRO ?f]_XQOX caS]MROX 

@SO^O\X _XN HO\WSO^O\X QOP_XNOX&

7SO SX NS`O\]OX 7DPUQPHP JHUSQIIHPHP 8[TVPJHP TUHKHP LO BLGHSTRSVFK YV HLPHS /VPGHTN[TVPJ#

9g\ NOX KVVPeVVSQOX 8SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX @SO^`O\ReV^XS]]O RK^ NO\ 5_XN UOSXO ^K_QVSMRO 

AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH# 7SO 5O\_P_XQ K_P 4\^& ('' 5H S]^ PLFKU WHSUSHUEDS#

7SO S\FMXLSMHPGH 6PMSDIUTHUYVPJ GHT 4HTHUYHT LTU SHFKUNLFK VPKDNUEDS

BLS NHKPHP GDT /VPGHTJHTHUY DE#

2T LTU PLFKU YLHNI\KSHPG! HT EHKLPGHSU RSLWDUSHFKUNLFKH 8[TVPJHP VPG TUHNNU HLPH MSDTTH 

/HPDFKUHLNLJVPJ GHS 6OOQELNLHPHLJHPU\OHS VPG AHSOLHUHS GDS#

5OS KVVPeVVSQOX 9\KQOX ]^OROX aS\ QO\XO c_\ HO\PgQ_XQ&

9\O_XNVSMRO :\g]]O

<SLWHSD .4

IKV^O\ 8LO\VO 

HO\aKV^_XQ]\K^]Z\e]SNOX^

>HLUH + WQP +
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Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die Schweizer Bar und Club Kommission nimmt im obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt 
Stellung:  
 

I. Allgemeine Würdigung 

Schweizer Bar und Club Kommission begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist es so, dass die 
Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe in die Geschäftstätigkeit 
deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und verbindliche Lösung kann unzählige Konkurse zu 
diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens Ende Jahr im Parlament 
fertig beraten werden, ansonsten drohen unzählige Schliessungen und Rechtshändel.  
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge enthalten schon 
jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten zur 
Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich zugängliche Veranstaltungen durchzuführen – nicht mehr 
möglich ist, liegt ein Mangel an der Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist auch die Miete nicht oder nur in 
beschränktem Ausmass geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in 
der Lehre, bei einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch schon heute 
ganz oder teilweise zu erlassen.  
Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon lange vor 
dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu zeigen, dass auch die 
Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament, 
einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der Musik- und Kulturveranstaltungsbranche zu leisten. Die 
Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den steigenden Preisen profitiert . Die vorgeschlagene Regelung ist 
das absolute Minimum; in den Fällen, in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt sich das über 
einen Härtefallfonds auffangen.  
Die Schweizer Nachtkulturunternehmen sind durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die Veranstaltungen und 
Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach dem Lockdown ist die Kapazitöt 
der Betriebe limitiert und hat die Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen. Dieses Geld fehlt für immer in 
den Kassen der betroffenen Betriebe. Die Clubs und Bars in der Schweiz zeihen mehr als 10 Millionen 
Besucher*innen an und bieten tausenden von Menschen einen Arbeitsplatz! Eine Schweiz ohne (Musik-
)Kulturveranstaltungen ist keine lebenswerte Schweiz mehr Ein kultureller Kahlschlag und der Verlust von vielen 
Arbeitsplätzen droht.  
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II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Schweizer Bar und Club Kommission schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-
19-Geschäftsmietegesetz vor.  

 

 

 

 

           

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und Veranstalter selbst 
hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der Schweizerischen Bar- und 
Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der  Clubs an, dass sie weniger Aufträge an Externe vergeben 
würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber 
mehrheitlich aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten 
haben. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine 
Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, 
die nicht für rein administrative Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit oder 
zu Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive besondere Lage) 
Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Gerade für 
Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu kämpfen haben werden. Die 
obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, Musik-Bars, Konzert- und 
Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass weniger als die Hälfte, nämlich erst 43% der 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. k (neu) 

Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

Art. 3 Abs. 3 (neu)  
Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   
Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen oder 
ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten Schliessung 
oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des 
Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   
öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken 
mussten; [Ergänzen] 
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Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie geöffnet, 18% gaben an den Betrieb aufgrund strengerer 
kantonalen Vorschriften wieder geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die immer noch geltende 
besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein Livemusik-Bereich, der 
aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. Der geschätzte Umsatzverlust 
gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf knapp 700'000.-. Der monatliche 
Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein grosser Teil davon entfällt auf die Miete, 
welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  pro Club beträgt. Deshalb ist die fixe Obergrenze von 
20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten ist, heisst das 
noch nicht, dass Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer internationalen 
Modekette zur Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf den Kulturbereich 
aber nicht zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins nicht nur 
für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Geltungsbereich (Art. 2). 
Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb über 
die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  
 

 

 

 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, falls sich 
die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der verordneten 
Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte deshalb nicht nur 

Art. 2  
Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 
zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund der 
ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht für die 
Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von dieser 
Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 
[Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der Covid-
19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 
oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 
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die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern auch die Phase nach dem Lockdown beinhalten. Gerade die 
Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit von einem Normalbetrieb entfernt. Das 
Gesetz muss deshalb vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und andere 
Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls müsste das Parlament den 
Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit würde 
wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten verursachen würde. 
 

Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung mehr als der Hälfte der 

Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung von Schweizer Bar und Club Kommission  
Freundliche Grüsse 

Schweizer Bar und Club Kommission  
Präsident  

 

 

Marc Blickenstorfer  
Präsident 

 

Kurze Beschreibung des Vernehmlassungspartners:  
Die Schweizer Bar und Club Kommission (SBCK) ist ein Zusammenschluss lokaler Bar- und 
Clubkommissionen. Sie vertritt sieben lokale Kommission aus Lausanne, Genf, Winterthur, Luzern, 
Zürich, St. Gallen und Bern mit insgesamt rund 250 Mitgliedern. Dabei handelt es sich um Bars, Clubs 
und Einzelveranstaltungen, zu deren Inhalt kuratierte Musikveranstaltungen gehören und die Millionen 
von Menschen in der Schweiz eine kulturelle musikalische Teilnahme ermöglichen.  
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Vernehmlassungsantwort zurn Bundesgesetz über den Miet-und den Pachtzins wäh-
rend Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus
Covid-19 (Covid-19-Geschäftsmietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin
Sehr geehrter Herr Tschirren
Sehr geehrter Herr Alvarez
Sehr geehrte Damen und Herren

PSP Swiss Property („PSP") gehört zu den führenden, kotierten Immobiliengesellschaften der

Schweiz mit einem Immobilienportfolio von Büro- und Geschäftshäusern an erstklassigen La-

gen in den wichtigsten Wirtschaftszentren des Landes (vgl. www.psp.info). Obwohl PSP nicht

auf der Adressatenliste steht, nutzen wir gerne die Gelegenheit zur Stellungnahme.

PSP engagiert sich seit Beginn der Corona-Krise für ein marktgerechtes, faires und für

Härtefälle und besonders beeinträchtigte Unternehmen sachgerechtes und praktikables

Konzept für betroffene Geschäftsmietverhältnisse. Wir behandeln jeden Fall individuell und

sind zuversichtlich, in den kommenden Monaten mit allen betroffenen Mietern einvernehmlich

Lösungen treffen zu können.

Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates vom

B. Juni 2020 ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Be-

triebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)» wi-

dersprichtdiesem Ziel nicht nur, sondern behindert in unzähligen Fällen gütliche und partner-

schaftliche Einigungen der betroffenen Mietparteien.

Den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» lehnen wir daher

dezidiert ab.

Wir legen Ihnen nachfolgend unsere Überlegungen dar.
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Allgemeine Bemerkungen

PSP lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.

Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen

Schaden an, statt Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein

willkürlich konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicher-

weise ausschliesslich die Vermieter träfe. Das Gesetz verhindert in vielen Fällen gütliche

und partnerschaftliche Einigungen und es schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von

Vermietern und Mietern.

Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tatsache

nicht zu korrigieren, dass eine Lösung zu spät kommt.

Aus dem in Artikel 5 des Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip tyird unter

anderem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf

das geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten «Covid-19-Ge-

schäftsmietgesetz» würde eine die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt

und damit das Gebot der Rechtssicherheit verletzt.

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschafts-

freiheit. Mit dem «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden verfassungsrecht-

lich gewährleisteten Grundrechte verletzt.

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerecht-

fertigten, generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Ent-

lastung von Mietern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen.

Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe.

Im wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde

dieses selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil füh-

ren. Das ist unbedingt zu vermeiden.

Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde weitge-

hend den Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation.

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partner-

schaftlichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf ein eigenes Mo-

nitoring stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher

für die Botschaft an das Parlament vermutlich noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit

dem Gesetzesentwurf vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf willkürlichen Schätzun-

gen und Annahmen basierendes Konstrukt. Das ist nicht akzeptabel.

Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für Woh-

nungswesen (BWO) obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidkompetenzen ausge-

stattet würde.
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Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung

und die Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der

COVID-19-Pandemie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter

liegen. Würde einem Teil der Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein ge-

setzlicherAnspruch auf Mietzinsherabsetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht ge-

schaffen, auf das sich in der Praxis auch Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der

vorgesehenen Regelung aufgrund der Mietzinshöhe (über 15'000 bzw. 20'000 Franken) an

sich nicht profitieren könnten.

II. Verfassungsgrundlage

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur

die Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemein-

verbindlicherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen «Co-

vid-19-Geschäftsmietegesetz» betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu.

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich.

Denn gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grunds-

ätze der Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Kon-

kurrenten gewährleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden.

Ein auf dieser Verfassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegen-

teil verletzen. Anders als der Bundesrat betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht

als «vertretbar», sondern als offenkundig falsch.

111. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen

Art.2 Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den

Mietvertrag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von Miet-

objekten in einer oder mehreren Liegenschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze

von CHF 20'000 mehrfach überschritten würde.

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume» verdeut-

licht wird, «dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen

gemeint ist. Werden in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsa-

chen zusammengefasst, so gilt das Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder

Pachtzins von höchstens 20'000 Franken gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamt-

summe darüber liegt». Dies ist zu korrigieren —zumal dies dem übergeordneten formulierten

Ziel widerspricht: «Die Obergrenze wurde bewusst eingeführt, um kleine und mittlere Unter-

nehmen zu schützen».

Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, na-

mentlich der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet-
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oder der Pachtzins für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken be-

träg».

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Rege-

lung aus. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behal-

ten. Auch Einigungen, welche «beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden» um-

fassen, sind gültige Abmachungen und müssen vom Geltungsbereich ausgenommen werden.

Auch solche Vereinbarungen stellen «eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien» dar.

Art. 3 Abs. 1 Bst. b

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzu-

liegen hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird.

Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwen-

dung kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen —statt sie

zu verhindern. Die rückwirkende Anwendung wird die Tendenz zum Abwarten verstärken, statt

wie dringend nötig den Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu befördern.

Art. 3 Abs. 2

PSP lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15 000 und 20 000

Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragsparteien einseitig

auf die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist willkürlich so-

wie nicht praktikabel.

Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der

Bruttopachtzins zu bezeichnen.

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren.

Art. 4 Abs. 1

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentari-

schen Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem «Mietzins» die Rede.

Sofern diese Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies

war beispielsweise bei der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161 der WAK-SR der

Fall, ebenso beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion

20.3142 der WAK-NR.

Art. 4 Abs. 2 und 3

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben.

Auch Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich

betroffen waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Rege-

lung ungenügend und unklar abgedeckt.
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Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins
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Wir lehnen Art. 5 ab.

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres

Forderungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Ande-

rerseits würden sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirt-

schaftlichen Auswirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pau-

schalierung mag einfach sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht.

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Gelder zu kommen, ihre

Notlage mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, (uMiet- oder Pachtvertrag, Korrespondenz,

weitere Dokumente») beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zusätzliche An-

forderungen für das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage» festlegen kann. Seitens der Mie-

terwürde mittels eines simplen Aufteilungsschlüssels breit über eine Vielzahl von Unterneh-

men Recht gesprochen —ohne deren Betroffenheit überhaupt näher zu überprüfen. Dies ist

nicht akzeptabel.

Art.6 Gesundheitseinrichtungen

Wir lehnen Art. 6 ab.

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Betriebs

erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf

sämtliche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine unge-

rechtfertigte Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen aus-

geschlossen. Auch Hotels waren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb

einschränken. Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Ein-

bussen schwierig zu erheben. Es flossen zudem Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die

ebenfalls staatlich ausgerichtet wurden.

Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen

Wir lehnen Art. 7 ab.

Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der ge-

samten Vorlage nicht wettzumachen — im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieterlass hohe

Belastung von Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit Kostenmiete arbeiten,

zu entlasten, ist zum Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds, welcher mit 20 Millionen Franken

geäufnet würde, vermag die zu erwartenden Ausfälle nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19

Bewältigung würden hier zudem Mittel eingestellt, welche die für denselben Zweck bereitge-

stellten und fliessenden Liquiditätshilfen «konkurrenzieren».
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Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11

Abs. 2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt,

dass langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Ge-

setz «für die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle

eines zweiten Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften

und Auswirkungen, müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb

ausgeschlossen werden, dass der vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen

zweiten Lockdown Gültigkeit erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.

Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkür-

zen.

IV. Zusammenfassung

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Un-

gerechtigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in

vielen Fällen wohl eher befördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht

geregelt werden könnten.

Mietverhältnisse sind privatrechtlicher Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in die-

ser Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in

dieser ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden.

Unzählige solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsauto-

nomie respektierende Weg hat Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff

stellt Gespräche und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefährdet

diese und wird eine Vielzahl von privaten Lösungen verhindern.

Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhält-

nismässig und auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Überbrückung

der krisenbedingten Ausfälle am ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die

kleineren Unternehmen. Die vorgeschlagene Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen

und bietet nicht rechtzeitig Rechtssicherheit.

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorüberge-

henden Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwie-

rige Abgrenzungsfragen auf.

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann

somit nicht als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet wer-

den. Bereits vorliegende Erhebungen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat im Be-

richt zur Vernehmlassung nicht. Dies ist stossend.
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Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: In zwei Dritteln

aller Geschäftsmietverhältnisse der Mitglieder des VIS wurde bereits partnerschaftliche Lö-

sungen zwischen Mietern und Vermietern gefunden.

Die in diversen Kantonen getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bun-

deslösung.

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche

Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.

Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.

Wir lehnen das Bundesgesetz ab.

Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine krasse

Benachteiligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar.

Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

PSP Swiss Property AG

. ,

Giacomo Balzarini, CEO Reto Grunder, CIO
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Schweizerische Eidgenossenschaft 

Bundeskanzlei 

3000 Bern 

 

Per Mail an: recht@bwo.admin.ch 

Bundesgesetz über den Miet- und Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 

Coronavirus (Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmieten) 
 

Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren Bundesrätinnen und Bundesräte 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Ich bedanke mich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum oben erwähnten Gesetzesentwurf und 

äussere mich dazu gerne wie folgt: 

Der Bundesrat hat mehrfach auf die Solidarität und die Geschäftsbereitschaft der Parteien plädiert. 

Ich habe bereits kurz nach Bekanntgabe der Schliessung (Lockdwon) meinen Vermieter um ein 

Gespräch gebeten, um eine solidarische Lösung zu finden. Leider war keine Gesprächsbereitschaft 

vorhanden. Mit verschiedenen Schreiben bat ich ihn um eine einvernehmliche Lösung, leider 

erfolglos. Ebenso vor Schlichtungsstelle sah er sich uneinsichtig und war nicht bereit, mir mit der 

Miete entgegenzukommen.  

Ich bin eine langjährige Mieterin, die ihren Verpflichtungen immer nachkam. Mein Vermieter wurde 

monatlich und pünktlich mit der Mietzahlung bedient. Umso mehr wäre hier angezeigt gewesen, eine 

solidarische Lösung zu finden.  

Leider blieb die vom Bundesrates empfohlene Massnahme des Gespräches in meinem Fall erfolglos.  

Die Zeit des Lockdowns konnten wir mit einem Pub keine Einnahmen generieren. Auch seit der 

Wiedereröffnung fehlen uns ca. 40% des Gesamtumsatzes. Die Gäste bleiben teilweise aus und die 

Platzzahl ist beschränkt. Ebenso können keine speziellen Anlässe, wie Konzerte etc. stattfinden.  

 

Eine teilweise Rückerstattung der Miete wäre sehr hilfreich und würde mich finanziell sehr entlasten.  

Damit ich meine Arbeitsplätze erhalten kann wäre es erforderlich, dass Gesetz sehr rasch in Kraft zu 

setzen um möglichst rasch eine finanzielle Entlastung zu erhalten.  

Hochachtungsvoll 

 

Nicole Ditzler-Trepp 

Inhaberin  

Schlössli Pub 

Wahlenstrasse 2 

4227 Büsserach / SO  

 



 

SVIT Schweiz 

Puls 5 / Giessereistrasse 18 

8005 Zürich 

 

 

Bundesamt für Wohnungswesen 

Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

 

Zürich, 27. Juli 2020 

Vernehmlassung «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-

schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz)» 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens die Möglichkeit eröffnet, zum Entwurf des Covid-

19-Geschäftsmietegesetzes Stellung zu nehmen. Dafür danken wir Ihnen bestens. 

Sie erhalten in der Beilage unsere Vernehmlassung, in der wir unsere grundsätzlichen Bedenken zur Verfas-

sungsmässigkeit des Gesetzes sowie zur Praxistauglichkeit, Vollzugstauglichkeit und zur angestrebten 

Rechtssicherheit zum Ausdruck bringen. 

Der Schweizerische Verband der Immobilienwirtschaft SVIT Schweiz vertritt die Interessen von 2500 Firmen-

mitgliedern in der ganzen Schweiz und deren rund 30'000 Mitarbeitenden. Wir sehen es als eine unserer 

zentralen Aufgaben an, für praxistaugliche Rahmenbedingungen und Problemlösungen auf Branchenebene 

einzutreten. Hinsichtlich der Frage der Geschäftsmieten für die vom Betriebs- und Publikumsöffnungsverbot 

betroffenen Gewerbebetriebe haben wir uns stets um einvernehmliche bilaterale Vereinbarungen bemüht 

und tun dies auch weiterhin. Wir erachten diesen Weg als zielführender als eine vordergründig einfache  

gesetzliche Regelung. 

Wir danken Ihnen für die Erwägung unserer Vorbehalte gegenüber der Vorlage. 

Freundliche Grüsse 

      

Marcel Hug, CEO     Ivo Cathomen, Stv. Geschäftsführer 
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Zürich, 27. Juli 2020 

Vernehmlassung «Bundesgesetz über den Miet- und 

den Pachtzins während Betriebsschliessungen und  

Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus  

(Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz)» 

Der Bundesrat hat am 1. Juli 2020 das WBF beauftragt, zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 

während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19) (Covid-

19-Geschäftsmietegesetz) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Der Schweizerische Verband der 

Immobilienwirtschaft (SVIT Schweiz) nimmt zur Vorlage wie folgt Stellung. 

Kurzübersicht 

Der Bund beabsichtigt, mit dem Covid-19-Geschäftsmietegesetz rückwirkend für die Dauer des Betriebs- und 

Publikumsöffnungsverbots in die privatrechtlichen Mietverträge einzugreifen und die Nettomietzinse für  

Geschäftsflächen betroffener Betriebe bis zur Höhe von 20'000 CHF/Monat auf 40% zu senken. Das dringli-

che Bundesgesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

Der SVIT Schweiz anerkennt die finanzielle Notsituation, die sich aus dem unverschuldeten, durch den Bund 

verordneten Betriebs- und Publikumsöffnungsverbot für viele Gewerbetreibende ergeben hat, und bekräftigt 

den Willen der Immobilienwirtschaft, zu einer ausgewogenen Lösung beizutragen. Der Verband hat von  

Beginn der Krise weg zu Verhandlungen und zum Entgegenkommen aufgerufen sowie Instrumente und Fak-

ten für eine sachliche zielgerichtete Diskussion und Lösungsfindung bereitgestellt. Der SVIT Schweiz stellt 

heute fest, dass bis zum Eingreifen durch das Parlament viele Verhandlungslösungen auf gutem Weg oder 

bereits abgeschlossen waren, dass diese aber nun wegen der grossen Rechtsunsicherheit ins Stocken  

geraten sind. Auch weist der Verband darauf hin, dass Vermieter auf die laufenden Einnahmen aus ihren 

Liegenschaften angewiesen sind, um Kosten und Verbindlichkeiten gegenüber Dritten bedienen zu können, 

was den Spielraum für Verhandlungen einschränken kann. 

Schliesslich ist die Ausgangslage und die Ausgestaltung der Mietverträge am Geschäftsflächenmarkt gemäss 

unserer Beurteilung zu heterogen, als dass mit einem Gesetz pauschal für alle Fälle eine faire und rechtlich 

vertretbare Lösung verordnet werden könnte. Der nun vorliegende Entwurf besticht zwar durch seine schein-

bare Einfachheit, in der Praxis ergeben sich von Fall zu Fall unzählige Detailfragen, die letztlich zu langwie-

rigen und kostenintensiven Streitigkeiten vor Gericht führen dürften. 

Der zentrale Mangel der Vorlage liegt jedoch in der fehlenden Verfassungsgrundlage für einen derart schwer-

wiegenden Eingriff in die privatrechtlichen Vertragsverhältnisse. Diese Grundlage lässt sich weder aus Art. 

100 BV noch aus anderen Artikeln der Verfassung konstruieren. 
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Aus den genannten Gründen lehnt der SVIT Schweiz das Covid-19-Geschäftsmietegesetz grundsätzlich ab. 

Inhaltlich erhebt der Verband zahlreiche Vorbehalte hinsichtlich Praxistauglichkeit, Vollzugstauglichkeit und 

der angestrebten Rechtssicherheit. 

Die zentralen Kritikpunkte sind: 

• Fehlende Verfassungsgrundlage. Aus Art. 100 BV ergibt sich keine Kompetenz des Bundes, in 

Form von Mietzinsreduktionen in die Wirtschaftsfreiheit einzugreifen. Der Eingriff ist zudem weder 

wettbewerbsneutral noch verhältnismässig. 

• Unzulässiger Eingriff in die Eigentumsrechte. Die durch die Verfassung garantierten Eigen-

tumsrechte sind in der Abwägung gegenüber dem öffentlichen Interesse höher zu gewichten. 

• Ungleiche Lastenverteilung. Es gibt keine Veranlassung, Vermieter gegenüber anderen Leis-

tungserbringern von betroffenen Betrieben sowie Eigentümer-Betreiber schlechter zu stellen. 

• Ungeklärtes Verhältnis zur Mängelfrage. Die Klage auf Mietzinssenkung aufgrund von Mängeln 

wird durch das Gesetz nicht ausgeschlossen. 

• Präzedenzfall für weitere Eingriffe und Ansprüche. Das Geschäftsmietegesetz ist ein Sünden-

fall und öffnet Tür und Tor für künftige Ansprüche, nicht nur gegenüber Vermietern. 

• Untaugliche Ausstiegsklausel. Die Opt-out-Klausel ist als einseitige Willenserklärung nicht funkti-

onsfähig. 

• Untauglichkeit einer Pauschallösung. Der Bereich der Geschäftsmiete zeichnet sich durch eine 

grosse Vielfalt der Vertragsgestaltung aus. Die angestrebte Pauschallösung wirft viele Fragen auf 

ohne sie zu beantworten. 

• Beschränkung der Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen auf Objekte in Kostenmiete. 

Aufgrund der zu erwartenden einseitigen Begünstigung gemeinnütziger Bauträger, des administra-

tiven Aufwands und der Gefahr der Fehlallokation ist auf die Bundesentschädigung ganz zu ver-

zichten. 

1. Vorbemerkung zur verkürzten Vernehmlassungsfrist 

Die verkürzte Vernehmlassungsfrist von 1 Monat wird basierend auf Art. 7 Abs. 4 des Bundesgesetzes über 

das Vernehmlassungsverfahren mit der zeitlichen Dringlichkeit der Vorlage begründet. Wegen der rückwir-

kenden Entfaltung des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes ist diese Dringlichkeit jedoch nicht ersichtlich. 

Gleichzeitig stellen sich Fragen von grundlegender Tragweite; die Vernehmlassung ist über den Sommer 

hinweg angesetzt, und im August werden Ergebnisse des Monitorings im Bereich der Geschäftsmieten  

erwartet. Während für andere Vernehmlassungsverfahren und für Unterschriftensammlungen Fristerstre-

ckungen gewährt oder Verfahren vertagt wurden, wird die Frist für die vorliegende Vernehmlassung verkürzt. 

Art. 7 Abs. 3 des Vernehmlassungsgesetzes sieht insbesondere für die Zeit vom 15. Juli bis 15. August eine 

Verlängerung um 3 Wochen vor. Dieses Gebot wird missachtet.  

Der SVIT Schweiz kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass unter dem Druck des Parlaments eine 

Vorlage von grosser wirtschaftlicher Tragweite im Eilverfahren durch das Gesetzgebungsverfahren getrieben 

werden soll, ohne dass sich Parteien, Verbände und Betroffene eingehend mit der komplexen Materie aus-

einandersetzen können. 
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Der Zweck des Vernehmlassungsverfahrens (Art. 2 Vernehmlassungsgesetz) wird damit in unstatthafter 

Weise ausgehöhlt. Namentlich ist damit ein Aufschluss über die sachliche Richtigkeit, die Vollzugstauglichkeit 

und die Akzeptanz eines Vorhabens des Bundes (Abs. 2) nicht gewährleistet.  

Der Verband bringt hiermit seine Missbilligung der Verkürzung der angesetzten Vernehmlassungsfrist zum 

Ausdruck. 

2. Fehlende Verfassungsgrundlage 

Verletzung der Grundrechte Wirtschaftsfreiheit und Eigentumsgarantie 

Die Wirtschaftsfreiheit ist ein in der Bundesverfassung verankertes Grundrecht (Art. 27 BV). Abweichungen 

vom Grundsatz – und dazu zählt die Verfassung insbesondere Massnahmen, die sich gegen den freien Wett-

bewerb richten – müssen gemäss Art. 94 BV in der Verfassung selbst vorgesehen sein. Das Bundesgericht 

hat in Konkretisierung des in Art. 31 Abs. 2 aBV verankerten Verbots, den Grundsatz der Handels- und  

Gewerbefreiheit zu beeinträchtigen, die Maxime entwickelt, dass «nicht jedes irgendwie geartete öffentliche 

Interesse» einen Eingriff in die Handels- und Gewerbefreiheit zu rechtfertigen vermag. Grundsatzwidrig und 

daher unzulässig sind Massnahmen, die «den freien Wettbewerb behindern, um gewisse Gewerbezweige 

oder Bewirtschaftungsformen zu sichern oder begünstigen» bzw. «das Wirtschaftsleben nach einem festen 

Plan lenken» (Rhinow in: Thürer/Aubert/Müller, Verfassungsrecht der Schweiz, Zürich 2001, §35 N 18 ff. mit 

Hinweisen). Der Abschluss von Mietverträgen geniesst in den Schranken der Missbrauchsgesetzgebung den 

Schutz der Wirtschaftsfreiheit vor staatlichen Eingriffen. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz ist dazu geeig-

net, in die Wirtschaftsfreiheit der Vertragsparteien einzugreifen, indem es rückwirkend zentrale Aspekte der 

nach freiem Willen abgeschlossenen Verträge abändert. 

In seiner ordnungspolitischen Funktion schliesst die Wirtschaftsfreiheit auch einen verfassungsmässigen  

Anspruch auf Gleichbehandlung ein. Grundsätzlich unzulässig sind aus dieser Perspektive Massnahmen, die 

bestimmten Marktteilnehmern vorteilhafte Positionen verschaffen oder die den Markt abriegeln (Rhinow, 

a.a.O., §20). Der Grundsatz der Wettbewerbsneutralität wird durch das Covid-19-Geschäftsmietegesetz in 

dreifacher Hinsicht tangiert, erstens hinsichtlich der Abänderung von geltenden Mietverträgen zugunsten ge-

wisser Gewerbezweige, zweitens hinsichtlich der Begünstigung von Mietern mit Verträgen über einen Miet-

zins bis 20'000 CHF gegenüber Mietern mit Mietzinsen über 20'000 CHF und drittens die Begünstigung von 

Mietern gegenüber Eigentümer-Betreibern. 

Diese Verletzung der Wettbewerbsneutralität wird auch dadurch nicht geheilt, dass es sich um eine  

«beschränkte Dimension der von der Motion verlangten Massnahmen» (erläuternder Bericht, Kapitel 5.1) 

handelt. Der Grundsatz der Wettbewerbsneutralität gilt unabhängig der Dimension des Eingriffs oder des 

Umfangs.  

Beim Covid-19-Geschäftsmietegesetz handelt es sich somit unzweifelhaft um einen Eingriff in die Wirtschafts-

freiheit. Es ist damit abzuklären, ob sich aus der Rechtsordnung, namentlich aus Art. 94 BV, eine Grundlage 

ergibt, die diesen Eingriff zu begründen und rechtfertigen vermag. 

Der erläuternde Bericht kommt zum Schluss, dass ein gesetzlich verordneter Mietzinserlass einen Eingriff in 

die vertraglichen Ansprüche von Vermietern und damit in die Eigentumsgarantie darstellt (a.a.O., Kapitel 5.1). 

Dem ist beizupflichten. Die Bundesverfassung gewährleistet das private (sachenrechtliche) Eigentum und 

weitere vermögenswerte Rechte wie namentlich obligatorische Rechte. Der Anspruch auf Mietzinse aus  

laufenden Mietverträgen fällt damit unter die Eigentumsgarantie.  
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Lehre und Rechtsprechung stellen sich auf den Standpunkt, dass grundsätzlich jedes öffentliche Interesse 

geeignet ist, die Eigentumsgarantie einzuschränken. Das öffentliche Interesse ist somit gegen die Eigentums-

garantie abzuwägen und der Eingriff auf seine Verhältnismässigkeit hin zu überprüfen. 

Der SVIT Schweiz bestreitet ein ausreichendes öffentliches Interesse. Es ist eine unbewiesene Behauptung, 

dass das Betriebs- und Publikumsöffnungsverbot zu einer Konkurswelle und zu anhaltend hoher Arbeits-

losigkeit in den betroffenen Sektoren führen würde – und dass die vereinbarten und geschuldeten Mietzinse 

hauptursächlich für allfällige Konkurse wären. 

Auch hier mag der Hinweis im erläuternden Bericht die Unrechtmässigkeit nicht zu heilen, dass «bei einer 

Schliessungsdauer von 2 Monaten bei Vermietern eine Einbusse von 10% einer Jahresmiete angeordnet» 

wird, dass also die Einbusse geringfügig sei. Der Eingriff in die Eigentumsrechte stellt aus Sicht des SVIT 

Schweiz auch in diesem Umfang eine Verletzung der Verfassungsgrundsätze dar. 

Missachtung des Geistes des Konjunkturartikels 

Der Gesetzesentwurf und der erläuternde Bericht (Kapitel 5.1) nennen Art. 100 BV als Verfassungsgrundlage 

für den Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit. Im Wortlaut des Berichts kommt jedoch bereits zum Ausdruck, dass 

der Absender von der Verfassungsmässigkeit nicht überzeugt ist («Am ehesten kommt für eine verfassungs-

rechtliche Abstützung Artikel 100 über die Konjunkturpolitik in Frage.», Kapitel 5.1). Diese Zweifel sind ange-

bracht. Und es ist auch nicht zutreffend, dass es sich bei Art. 100 Abs. 1 BV um eine «weit gefasste Kompe-

tenz» (erläuternder Bericht, a.a.O.) des Bundes handelt. Dies zeigt sich bereits in der Entstehungsgeschichte 

des Konjunkturartikels. 

In der Volksabstimmung vom 2. März 1975 lehnte die Mehrheit der Stände den Bundesbeschluss über den 

Konjunkturartikel der Bundesverfassung vom 4. Oktober 1974 ab (BBl 1974 II 884, BBl 1975 I 1583). Die 

betreffende Revision des Art. 31quinquies aBV hätte dem Bund die Kompetenz erteilen sollen, nicht nur Wirt-

schaftskrisen zu bekämpfen, sondern neu auch auf die konjunkturelle Entwicklung über weitreichende Instru-

mente Einfluss zu nehmen. Der dem Souverän zur Abstimmung unterbreitete Artikel lautete wie folgt, wobei 

das Augenmerk besonders auf Abs. 3 zu richten ist: 

Art. 31quinquies 

1 Der Bund fördert eine ausgeglichene konjunkturelle Entwicklung, insbesondere zur Verhütung 

und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung. 

2 Der Bund trifft zu diesem Zwecke, nötigenfalls in Abweichung von der Handels- und Gewerbefrei-

heit, Massnahmen auf den Gebieten des Geld- und Kreditwesens, der öffentlichen Finanzen und 

der Aussenwirtschaft. 

3 Reichen die Massnahmen auf Grund von Absatz 2 nicht aus, so ist der Bund befugt, auch auf 

andern Gebieten Vorkehren zu treffen. Weichen diese von der Handels- und Gewerbefreiheit ab, 

so sind sie zu befristen. 

(…) 

Ein zweiter Entwurf, der sich hinsichtlich des möglichen Eingriffs in die Wirtschaftsfreiheit auf Instrumente im 

Geld- und Kreditwesen sowie in den öffentlichen Finanzen und der Aussenwirtschaft beschränkte, wurde am 

26. Februar 1978 vom Volk schliesslich angenommen. Art. 31quinquies aBV wurde sodann mit der Revision der 

Bundesverfassung in Art. 100 weitgehend übernommen. Es ist im Zusammenhang mit dem nun vorliegenden 
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Gesetz bezeichnend, dass das Volk Eingriffe in die Handels- und Gewerbefreiheit auf die Gebiete des Geld- 

und Kreditwesens, der öffentlichen Finanzen und der Aussenwirtschaft beschränkte und «Vorkehrungen in 

anderen Gebieten» ablehnte (Abs. 3) (siehe auch SGK-Hettich, N 2 zu Art. 100 BV). Insofern ist das Gegenteil 

von der Behauptung der Fall, es handle sich um eine «weit gefasste Kompetenz». Sie beschränkt sich auf 

die klar umrissenen drei Bereiche. Keiner dieser drei Bereiche erstreckt sich über die privatrechtlichen Ver-

träge im Mietwesen. 

Missachtung der Ziele des Konjunkturartikels 

Ziel des heute geltenden Konjunkturartikels ist primär eine «ausgeglichene konjunkturelle Entwicklung» und 

sekundär die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit, Teuerung sowie aussenwirtschaftlichen Ungleichgewichten. 

Ein Zusammenhang der nun vorgesehenen staatlich verordneten Mietzinsreduktion mit dem Hauptziel der 

konjunkturellen Entwicklung ist ebenso schwer auszumachen wie ein Zusammenhang mit dem Teilziel  

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Es geht hier schlicht um Einkommenspolitik, die vom Verfassungsgeber 

nicht vorgesehen ist.  

Gesetz im Missverhältnis zur Wirtschaftsfreiheit 

Bei seinen Massnahmen hat sich der Bund an den Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit zu halten und kann in 

Bezug auf Art. 100 BV nur in den explizit erwähnten Bereichen Geld- und Kreditwesen, öffentliche Finanzen 

und Aussenwirtschaft von diesem Grundsatz abweichen. Auch mit Bezug auf die Entstehungsgeschichte ist 

klar, dass Einkommenspolitik (Beeinflussung der Preis-, Lohn- und Gewinngestaltung) oder Massnahmen zur 

Dämpfung oder Förderung eines Sektors – beispielsweise der Bauwirtschaft mit Bau- oder Abbruchverboten 

– nicht in den Bereich der drei explizit erwähnten Gebiete Geld- und Kreditwesen, öffentliche Finanzen und 

Aussenwirtschaft fallen. Art. 100 BV erlaubt dem Bund namentlich keine konjunkturpolitisch motivierten wett-

bewerbsverzerrenden Eingriffe in die grundrechtlich geschützte freie Preisgestaltung. Hier muss sich der  

Gesetzgeber nicht nur an den Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit halten. Allfällige Massnahmen müssen zu-

dem wettbewerbsneutral sein (Rhinow/Schmid/Biaggini/Uhlmann, öffentliches Wirtschaftsrecht, §25, N 40). 

Beide Grundsätze werden mit dem Covid-19-Geschäftsmietegesetz verletzt. 

Keine Übereinstimmung mit den Instrumenten der Konjunkturpolitik 

Die Auflistung der Bereiche Geld- und Kreditwesen, öffentliche Finanzen und Aussenwirtschaft ist – insbe-

sondere im Licht der Entstehungsgeschichte – abschliessend. Es steht dem Bund somit insbesondere kein 

Instrument für einen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverträge zur Verfügung, das unter Art. 100 BV sub-

summiert werden könnte. Insofern ist der Behauptung im erläuternden Bericht, wonach es sich um eine «weit 

gefasste Kompetenz» handelt, vehement zu widersprechen. 

Eine Kompetenz ist auch nicht daraus abzuleiten, dass dem Bund basierend auf Art. 100 BV «all jene  

behördlichen Massnahmen umfasst, die darauf ausgerichtet sind, die Konjunktur oder allgemeine Wirt-

schaftslage zu beeinflussen (Rhinow/Schmid/Biaggini/Uhlmann, a.a.O., §25, N 5). Die erwähnten Autoren 

stellen unmissverständlich fest, dass Konjunkturpolitik Gesamtwirtschaftspolitik ist. «Auch im Hinblick auf die 

verwendeten Mittel zeichnet sich Konjunkturpolitik durch ihren globalen Charakter aus; sie verändert die  

Rahmenbedingungen des Wirtschaftsprozesses und verzichtet weitgehend auf punktuelle Eingriffe.» 

Die Wortwahl des Verfassungsgebers («nötigenfalls», Abs. 3) weist zudem darauf hin, dass abweichende 

Massnahmen verhältnismässig sein müssen (SGK-Hettich, N 12 zu Art. 100 BV). Das Verhältnismässigkeits-

prinzip ist ein Rechtsgrundsatz. Es verlangt das Abwägen von Massnahmen im öffentlichen Interesse 
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gegenüber den dadurch entstehenden Einschnitten in private Interessen und Grundrechte. Der Bundesrat 

hat am 20. März 2020 ein Massnahmenpaket bestehend aus einer Ausweitung der Kurzarbeitsentschädigung 

sowie Krediten und Solidarbürgschaften beschlossen. Diese Massnahmen sind wettbewerbsneutral, was 

wiederum den Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit durch das Covid-19-Geschäftsmietegesetz als nicht verhält-

nismässig erscheinen lässt. 

Es ist nicht ersichtlich, warum bestimmte Sektoren zusätzlich begünstigt bzw. Vermieter als einzige Gruppe 

der Wirtschaftsakteure ausserordentlich per Gesetz belastet werden sollen. Und schliesslich sei darauf  

verwiesen, dass bis zur Ankündigung einer gesetzlichen Lösung die privatrechtlichen Verhandlungen über 

einvernehmliche bilaterale Mietzinssenkungen auf gutem Weg waren und viele solche Vereinbarungen  

bereits abgeschlossen wurden. Erst mit dem Eingreifen des Parlaments kamen diese Verhandlungen ins 

Stocken. Das Eingreifen ist ursächlich für die nun herrschende Rechtsunsicherheit und die Sistierung vieler 

laufender Verhandlungen. 

Somit lässt sich aus Art. 100 BV – wie auch aus dem gesamten 7. Abschnitt «Wirtschaft» der Bundesverfas-

sung – keine Kompetenz ableiten, die einen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit legitimieren würde. Der SVIT 

Schweiz widerspricht der Beurteilung im erläuternden Bericht, wonach eine Abstützung auf Art. 100 BV 

«durchaus vertretbar» ist (Kapitel 5.1). 

3. Grundsätzliches 

Ungleiche Lastenverteilung 

Es ist und bleibt auch mit dem nun vorliegenden Gesetzesentwurf ein Rätsel, warum gerade die Vermieter 

im Vergleich zu anderen Leistungserbringern überdurchschnittlich am Verlust der Mieter partizipieren sollen. 

Der Absender bleibt dazu eine Antwort schuldig. In Frage für eine Beteiligung kämen auch das Staatswesen 

(Steuern, Sozialabgaben), öffentliche Versorger (Strom, Wasser, Abwasser usw.) und andere «Zulieferer» 

(Banken, Versicherungen, weitere Kreditgeber usw.). Die Bereitstellung von Geschäftsflächen stellt eine Leis-

tung dar, die in keinem Unterschied zu anderen Wertschöpfungsbereichen steht. Der Ertrag deckt im  

Wesentlichen die Amortisation des investierten Kapitals und die Werterhaltung. Es geht in diesem Zusam-

menhang auch aus keiner Quelle hervor, warum die Reduktion auf 60% festgelegt wurde. Es scheint sich 

hier um ein nicht fundiertes Zufallsergebnis aus der politischen Diskussion zu handeln. 

Unklares Verhältnis zu kantonalen Lösungen 

Der erläuternde Bericht stellt fest, dass mehrere Kantone und Gemeinden Anreize für die Vertragsparteien 

geschaffen haben, indem im Fall einer Einigung ein gewisser Betrag vom Gemeinwesen übernommen wird. 

Und weiter: «Soweit die ausdrücklichen Vereinbarungen sich auf die Höhe des Miet- oder Pachtzinses  

während der Dauer der Schliessung oder des eingeschränkten Betriebs beziehen, ist das Covid-19- 

Geschäftsmietegesetz nicht anwendbar.» 

Der SVIT Schweiz zweifelt diese globale Aussage über die «kantonalen Lösungen» an. So sieht beispiels-

weise der Kanton Basel-Landschaft in seinem Gesetzeswurf vor, dass das kantonale Gesetz dahinfällt, sollte 

eine Bundeslösung eingeführt werden. Der Regierungsrat schreibt dazu in einer Medienmitteilung vom  

10. Juni 2020: «Es ist denkbar, dass in den kommenden Monaten auf Bundesebene Massnahmen zur Sen-

kung von Mietzinsen von Geschäftsräumlichkeiten beschlossen werden. In diesem Fall würde diese Geset-

zesvorlage hinfällig, respektive hätten die Mieterinnen und Mieter die nach diesem Gesetz erhaltenen Miet-

zinsbeiträge an den Kanton zurückzuerstatten.» 
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Auch können einzelne Parteien unter dem kantonalen Regime besser oder schlechter gestellt werden als 

unter dem Covid-19-Geschäftsmietegesetz. Beispielsweise beschränkt der Kanton Waadt im Erlass 

221.30.170420.1 «Aide aux locataires et aux bailleurs dans le cadre de la lutte contre le coronavirus (Covid-

19)» vom 17. April 2020 die Anwendbarkeit auf Mieten bis 3500 bzw. 5000 CHF und beschränkt den Beitrag 

der öffentlichen Hand zur 25-25-50%-Regel über die Gesamtdauer auf 2500 CHF. Dies kann zu unterschied-

lichen Ergebnissen als mit dem Covid-19-Geschäftsmietegesetz führen. Dies widerspricht dem Grundsatz 

der Gleichbehandlung. 

Ungelöste Mängelfrage 

Anders als vom Absender behauptet, schafft das Covid-19-Geschäftsmietegesetz grössere Rechtsunsicher-

heit. Einerseits noch vor einem allfälligen Inkrafttreten, indem frühestens zum Jahresende 2020, allenfalls 

erst nach einer allfälligen Referendumsabstimmung Klarheit besteht, ob das Gesetz überhaupt zur Anwen-

dung gelangt. Der SVIT Schweiz ruft Vermieter und Mieter darum auch weiterhin dazu auf, auf dem Verhand-

lungsweg Lösungen anzustreben, die tatsächlich Rechtssicherheit schaffen. Anderseits sind aufgrund der 

Vielfalt der Mietverhältnisse Rechtsstreitigkeiten auch in der Anwendung des Covid-19-Geschäftsmiete- 

gesetzes keinesfalls ausgeschlossen, ja müssen sogar erwartet werden. Dies betrifft auch, aber nicht nur die 

Mängelfrage. 

In der Lehre und Praxis ist umstritten, ob die behördlich verordnete Schliessung oder der eingeschränkte 

Betrieb und die damit einhergehende Reduktion in der Nutzung des Miet- oder Pachtobjekts einen Mangel 

im Sinn der Artikel 259a ff. OR darstellen. So müsste im Gesetz klar geregelt werden, dass nicht zu einem 

späteren Zeitpunkt weiter über einen Mangel an der Mietsache prozessiert werden kann. Dies ist die Grund-

voraussetzung bei einer Pauschallösung, wie sie der Bundesrat vorsieht. 

Der SVIT Schweiz stellt die folgende Aussage im erläuternden Bericht darum in Abrede: «Für die Betroffenen 

wird dadurch schnell Rechtssicherheit geschaffen, und es muss nicht zwingend der Rechtsweg beschritten 

werden» (Kapitel 1.2.6).  

Präzedenzfall für weitere Eingriffe und Ansprüche 

Die Verabschiedung des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes wäre ein Sündenfall und eine Präzedenz für wei-

tere Eingriffe in die Wirtschaftsfreiheit und in die Eigentumsgarantie im Mietwesen, aber auch in weiteren 

Feldern der Wirtschaftstätigkeit. So wird im Gesetz beispielsweise in keiner Weise dem Umstand Rechnung 

getragen, dass eine zweite Welle oder eine neue Pandemie wiederum zu einem «Shutdown» der Wirtschaft 

führen könnte. Geht man davon aus, dass Vermieter auch künftig einen Anteil der Verluste ihrer Mieter zu 

tragen hätten, so müsste eine «Versicherungsprämie» für Pandemie-bedingte Mietzinsausfälle in die Miet-

zinse eskomptiert werden (dürfen). Dies hätte jedoch unerwünschte Auswirkungen auf das Mietzinsniveau 

für Geschäftsflächen. 

In Bezug auf die nicht von der Hand zu weisenden Gefahr einer zweiten Welle der Covid-19-Pandemie lässt 

das Covid-19-Geschäftsmietegesetz künftige Ansprüche der Mieter auf Mietzinsreduktion offen. Das gleiche 

gilt für die aktuellen Betriebsbeschränkungen von Restaurants und Veranstaltungseinrichtungen. Der vorlie-

gende Gesetzesentwurf lässt Tür und Tor für weitere Forderungen der Mieter offen. Es ist absehbar, dass in 

diesem Zusammenhang bis Dezember 2022 (Ende der Gültigkeit des Gesetzes) weitere Ansprüche erhoben 

werden. Die Erwähnung des persönlichen Geltungsbereichs im erläuternden Bericht (Kapitel 1.2.1) ist nicht 

ausreichend. Die Erfahrung zeigt, dass Berichte, Botschaften und Parlamentsverhandlungen im Gesetzge-

bungsprozess in späteren gerichtlichen Verfahren regelmässig ausser acht gelassen werden. 
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Untaugliche Ausstiegsklausel 

In Übereinstimmung mit den Motionen sieht das Covid-19-Geschäftsmietegesetz eine Ausstiegsklausel (Opt-

out-Klausel) für Nettomieten zwischen 15'000 und 20'000 CHF vor. Diese Klausel ist grundsätzlich und in 

ihrer Ausgestaltung untauglich. Es besteht kein Grund zur Annahme, dass sich die Parteien in freien Ver-

handlungen auf eine andere als die gesetzlich vorgesehene 60-40-Regelung einigen. Sonst hätten sie die 

betreffenden Verhandlungen bereits geführt und würden danach den Schutz von Art. 3 Covid-19-Geschäfts-

mietegesetz geniessen. Erhofft sich eine Partei aber ein besseres Ergebnis, wird es unweigerlich zu einem 

gerichtlichen Verfahren kommen. Umgekehrt muss jede Partei bei der Ausübung der Option befürchten, am 

Ende mit einem schlechteren Ergebnis dazustehen, da Präzedenzfälle fehlen. Der Weg einer anders lauten-

den einvernehmlichen Lösung wird eben gerade durch das Gesetz und die darin enthaltenen Vorgaben ver-

hindert. 

Der SVIT Schweiz fordert darum, dass sich alle Vertragsparteien – also auch solche mit Mietzinse unter 

15'000 CHF auch nach Inkrafttreten des Gesetzes einvernehmlich auf eine andere Regelung festlegen kön-

nen. Die Opt-out-Klausel ist also auszuweiten, aber nur für einvernehmliche Lösungen zuzulassen. 

Vermeintlich einfache Pauschallösung 

Die Ausscheidung von Flächen, die auch während des Lockdown weiter genutzt werden konnten, beschränkt 

sich im Gesetz auf das Wohnen. Alle anderen Flächen werden unabhängig des Anteils des jeweiligen  

Geschäftsbereichs pauschal dem Gesetz unterstellt. So würde im Extremfall ein Lebensmittel-Produktions-

betrieb mit angegliedertem Fabrikshop oder das Fitness-Center mit dazugehörigem Bürobetrieb pauschal 

dem Covid-19-Geschäftsmietegesetz unterstellt. Das gleiche gilt für Bereiche der Geschäftsflächen von ge-

schlossenen Betrieben, die weiter genutzt werden konnten, beispielsweise Kühl- und Lagerräume, Park-

plätze, oder die teilweise genutzt werden konnte, beispielsweise die Küche für den Betrieb eines Take-away. 

Durch die pauschale Regelung werden alle möglichen Abgrenzungsfälle zugunsten der Mieter dem Gesetz 

unterstellt. Die Abgrenzung eines Anteils für das Wohnen bei gemischt genutzten Geschäftsflächen (Art. 4) 

ist dabei vergleichsweise unbedeutend. 

Beschränkung der Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen auf Objekte  

in Kostenmiete 

Bezüglich der Entschädigung von Vermietern bei wirtschaftlichen Notlagen wird an mehreren Stellen im  

erläuternden Bericht erwähnt, dass diese vor allem auf Mietverhältnisse nach dem Prinzip der Kostenmiete 

abzielt (Kapitel 1.2.7 und 2.7). Der Bericht geht sogar so weit, dass «von einer wirtschaftlichen Notlage aus-

zugehen ist, wenn eine reine Kostenmiete angewendet wird» (Kapitel 2.7). Und weiter: «Bei der reinen Kos-

tenmiete führt die Mietzinsreduktion automatisch zu ungedeckten Kosten und damit zu einer wirtschaftlichen 

Notlage.» Diese Mietverhältnisse werden somit per Definition dem Art. 7 unterstellt. Es sei hier mit Blick auf 

die Missbrauchsregelung im Mietrecht erwähnt, dass auch die verbleibenden 40% der Mietzinse die Kosten 

renditeorientierter Vermieter nicht zu decken vermögen – und dass die entgangenen 60% nicht allein auf die 

Nettorendite entfällt. Dies ist eine absurde Unterstellung aus der Diskussion im Parlament. 

Es ist offensichtlich, welcher Geist hinter der Ausgestaltung dieser Entschädigungsregelung steht. Hier sollen 

gemeinnützige Bauträger einmal mehr aus der Kasse des Bundes und aus dem Portemonnaie der Steuer-

zahler bedient werden, die ohnehin schon auf Kosten der Steuerzahler durch staatliche Subventionen  

(verbilligte Baurechtszinsen, verbilligtes Bauland) besser gestellt werden. Es ist absolut nicht einzusehen, 



 9 

warum eine Notlage nur dann oder hauptsächlich dann entstehen kann, wenn der Vermieter sich an der 

Kostenmiete orientiert. Viele private Eigentümer, die ihr Erspartes als Vorsorge in Immobilien angelegt haben 

und nun von den Mietzinsen den Lebensunterhalt bestreiten, sind ebenso stark von den Einnahmeverlusten 

betroffen. 

Eingedenk der Aussicht, dass mit der finanziellen Unterstützung eine bestimmte Klientel bedient werden soll, 

des erheblichen administrativen Aufwands für die Überprüfung der Gesuche und des Risikos einer Fehlallo-

kation – bis hin zum Missbrauch – geht der SVIT Schweiz mit dem Bundesrat darin einig, dass auf diese 

Entschädigung ganz verzichtet werden muss. 

Netto- statt Bruttomiete ohne Anpassung der Betragsgrenzen 

Sinnvollerweise hat der Bundesrat die Motion dahingehend korrigiert, dass sich das Gesetz nicht mehr an 

Brutto- sondern an Nettomietzinsen orientiert. Versäumt hat der Absender allerdings, dass auch die entspre-

chenden Betragsgrenzen um die Nebenkosten angepasst werden müssen. Da dies nicht geschehen ist, 

wurde die Gültigkeit des Gesetzes auf weitere Verträge ausgeweitet. 

Da die Nebenkosten im Gewerbebereich einen erheblichen Anteil an den Bruttomieten ausmachen können, 

fordert der SVIT Schweiz, dass die Beträge entsprechend angepasst werden. 

4. Argumentation im Einzelnen 

Im Folgenden geht der SVIT Schweiz auf die einzelnen Artikel des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes ein. 

 

Präambel Siehe Erwägungen zur Verfassungsgrundlage oben 

Art. 1 Eine zeitliche Beschränkung fehlt. Die Motionen hatten diesbezüglich einen ein-

deutigen Bezug zu Art. 6 Abs. 2 sowie 10a Abs. 2 der Covid-19-Verordnung 2 

(Fassung vom 19. März 2020) genommen. Der Artikel ist zu konkretisieren  

(Abs. 1). 

Es ist nicht ersichtlich, warum der erläuternde Bericht auch auf Covid-19-Verord-

nung 2 (Fassung vom 21. März 2020) Bezug nimmt. 

Art. 2 Der Maximalbetrag von 20'000 CHF ist um die Höhe der Nebenkosten zu senken. 

Die beispielhafte Aufzählung ist an Art. 6 Abs. 2 sowie 10a Abs. 2 der Covid-19-

Verordnung 2 (Fassung vom 19. März 2020) anzulehnen. Ebenso sind ausge-

schlossene Geschäftsbetriebe wie in der Covid-19-Verordnung 2 zu erwähnen. 

Art. 3 Siehe Erwägungen zur Untauglichkeit der Opt-out-Klausel 

Art. 4 Die Bezugnahme auf den Netto- statt den Bruttomietzins wird begrüsst. 

Die Ausklammerung der Umsatzmiete wird begrüsst. 

Die Ausweitung auf die Gesamtmietfläche gemischt genutzter Geschäftsräume 

wird abgelehnt. Es ist eine Ausscheidung vorzunehmen, sofern gewisse Ge-

schäftsbereiche nicht vom Betriebs- und Publikumsöffnungsverbot betroffen waren. 
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Art. 7 bis Art. 9 Die Regelung der Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen ist insgesamt unbe-

friedigend. Die aufwendige Umsetzung, die Eingrenzung der Berechtigung auf-

grund der einschränkenden Formulierung, der administrative Aufwand auf Seiten 

der Vermieter und des BWO usw. lassen Kosten und Nutzen in einem Missverhält-

nis erscheinen. Der SVIT Schweiz schliesst sich dem Bundesrat an, dass auf diese 

Entschädigung ganz verzichtet werden soll. 

Art. 7 bis 9 sind zu streichen. 

Schlussbeurteilung 

Das Geschäftsmietegesetz ist ein in jeder Hinsicht unausgewogener und verfehlter Ansatz, um die vom  

Betriebs- und Publikumsöffnungsverbot betroffenen Betriebe zu unterstützen. Das Gesetz greift in die Eigen-

tumsgarantie und die Wirtschaftsfreiheit einer bestimmten Gruppe ein. Es fehlt ihm – zu Recht – die Verfas-

sungsgrundlage. Der SVIT Schweiz lehnt das Gesetz darum aus grundsätzlichen Überlegungen ab. 

Das Gesetz weist hinsichtlich Praxistauglichkeit, Vollzugstauglichkeit und der angestrebten Rechtssicherheit 

gravierende Mängel auf, die sich aus der Zielsetzung des Gesetzes ergeben und die nicht zu beheben sind. 

Auch aus dieser Warte ist die Vorlage zurückzuweisen. 

Der SVIT Schweiz fordert den Gesetzgeber auf, vom Ansinnen zurückzutreten und das Geschäft zurückzu-

weisen. Er unterstützt die Haltung des Bundesrats, auf einen Eingriff in die Mietverhältnisse zu verzichten. 

Gleichsam setzt der Verband auch weiterhin alles daran, die Immobilienwirtschaft zu einvernehmlichen und 

fairen Lösungen zwischen Vermietern und Mietern zu motivieren. 

 

Kontakt 

SVIT Schweiz 

Dr. Ivo Cathomen 

Stv. Geschäftsführer 

Puls 5, Giessereistrasse 18 

8005 Zürich 

Tel. +41 44 434 78 88 

ivo.cathomen@svit.ch 
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 

 

Per Mail an:  
Recht@bwo.admin.ch 

 

Zürich, 04. August 2020 

 

Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die Schweizer Bar und Club Kommission nimmt im obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt 
Stellung:  
 

I. Allgemeine Würdigung 

Schweizer Bar und Club Kommission begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist es so, dass die 
Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe in die Geschäftstätigkeit 
deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und verbindliche Lösung kann unzählige Konkurse zu 
diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens Ende Jahr im Parlament 
fertig beraten werden, ansonsten drohen unzählige Schliessungen und Rechtshändel.  
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge enthalten schon 
jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten zur 
Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich zugängliche Veranstaltungen durchzuführen – nicht mehr 
möglich ist, liegt ein Mangel an der Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist auch die Miete nicht oder nur in 
beschränktem Ausmass geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in 
der Lehre, bei einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch schon heute 
ganz oder teilweise zu erlassen.  
Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon lange vor 
dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu zeigen, dass auch die 
Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament, 
einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der Musik- und Kulturveranstaltungsbranche zu leisten. Die 
Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den steigenden Preisen profitiert . Die vorgeschlagene Regelung ist 
das absolute Minimum; in den Fällen, in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt sich das über 
einen Härtefallfonds auffangen.  
Die Schweizer Nachtkulturunternehmen sind durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die Veranstaltungen und 
Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach dem Lockdown ist die Kapazitöt 
der Betriebe limitiert und hat die Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen. Dieses Geld fehlt für immer in 
den Kassen der betroffenen Betriebe. Die Clubs und Bars in der Schweiz zeihen mehr als 10 Millionen 
Besucher*innen an und bieten tausenden von Menschen einen Arbeitsplatz! Eine Schweiz ohne (Musik-
)Kulturveranstaltungen ist keine lebenswerte Schweiz mehr Ein kultureller Kahlschlag und der Verlust von vielen 
Arbeitsplätzen droht.  
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II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Schweizer Bar und Club Kommission schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-
19-Geschäftsmietegesetz vor.  

 

 

 

 

           

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und Veranstalter selbst 
hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der Schweizerischen Bar- und 
Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der  Clubs an, dass sie weniger Aufträge an Externe vergeben 
würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber 
mehrheitlich aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten 
haben. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine 
Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, 
die nicht für rein administrative Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit oder 
zu Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive besondere Lage) 
Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Gerade für 
Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu kämpfen haben werden. Die 
obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, Musik-Bars, Konzert- und 
Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass weniger als die Hälfte, nämlich erst 43% der 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. k (neu) 

Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

Art. 3 Abs. 3 (neu)  
Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   
Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen oder 
ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten Schliessung 
oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des 
Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   
öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken 
mussten; [Ergänzen] 
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Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie geöffnet, 18% gaben an den Betrieb aufgrund strengerer 
kantonalen Vorschriften wieder geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die immer noch geltende 
besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein Livemusik-Bereich, der 
aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. Der geschätzte Umsatzverlust 
gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf knapp 700'000.-. Der monatliche 
Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein grosser Teil davon entfällt auf die Miete, 
welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  pro Club beträgt. Deshalb ist die fixe Obergrenze von 
20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten ist, heisst das 
noch nicht, dass Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer internationalen 
Modekette zur Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf den Kulturbereich 
aber nicht zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins nicht nur 
für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Geltungsbereich (Art. 2). 
Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb über 
die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  
 

 

 

 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, falls sich 
die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der verordneten 
Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte deshalb nicht nur 

Art. 2  
Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 
zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund der 
ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht für die 
Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von dieser 
Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 
[Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der Covid-
19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 
oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 
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die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern auch die Phase nach dem Lockdown beinhalten. Gerade die 
Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit von einem Normalbetrieb entfernt. Das 
Gesetz muss deshalb vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und andere 
Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls müsste das Parlament den 
Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit würde 
wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten verursachen würde. 
 

Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung mehr als der Hälfte der 

Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung von Schweizer Bar und Club Kommission  
Freundliche Grüsse 

Schweizer Bar und Club Kommission  
Präsident  

 

 

Marc Blickenstorfer  
Präsident 

 

Kurze Beschreibung des Vernehmlassungspartners:  
Die Schweizer Bar und Club Kommission (SBCK) ist ein Zusammenschluss lokaler Bar- und 
Clubkommissionen. Sie vertritt sieben lokale Kommission aus Lausanne, Genf, Winterthur, Luzern, 
Zürich, St. Gallen und Bern mit insgesamt rund 250 Mitgliedern. Dabei handelt es sich um Bars, Clubs 
und Einzelveranstaltungen, zu deren Inhalt kuratierte Musikveranstaltungen gehören und die Millionen 
von Menschen in der Schweiz eine kulturelle musikalische Teilnahme ermöglichen.  
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Zürich, 21. Juli 2020 

 

 

 

Schweizer Reise-Verband SRV: Stellungnahme Geschäftsmiete 
 

 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

 

Die Reisebranche ist wohl die mit Abstand meistbetroffene Branche in der Corona Krise. Wir verzeich-

nen seit März Umsatzausfälle von bis zu 95% und erwarten über das ganze Jahr hochgerechnet einen 

Umsatzeinbruch von 80% gegenüber dem Vorjahr 2019.  

 

Wir sind deshalb absolut darauf angewiesen, dass die Reduktion der Geschäftsmiete ebenfalls für un-

sere Branche zu Anwendung gelangt und fordern, dass die Reisebürobranche namentlich im Geset- 

zesentwurf aufgeführt wird. 

 

Wir dürfen zwar wie der Detailhandel und die Restaurationsbetriebe die Ladenlokale seit dem 11. Mai 

2020 wieder offen haben. Aber im Gegensatz zu den anderen Branchen fehlen uns immer noch die 

Kunden und vor allem auch die Perspektiven auf ein schnell zurückkehrendes Geschäft. 

 

Wir bitten Sie deshalb, im Art.2 Geltungsbereich die Reisebüros namentlich aufzuführen, damit es 

nicht zu unnötigen Diskussionen oder einem Rechtsstreit mit den Vermietern kommt.  

 

Gerne erwarten wir Ihre positive Rückmeldung, dass unserem Antrag stattgegeben wurde, und dan-

ken Ihnen für die Bemühungen. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 
 

Walter Kunz 

Geschäftsführer 







 

 

 
 
 
 
 
 
 
Bundesamt für Wohnungswesen 
Storchengasse 6 
CH-2540 Grenchen 
 
Per Mail an : Recht@bwo.admin.ch 
 
 
 
Bern, 29. Juli 2020 
 
 
Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den 
Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur 
Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)  
(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Schweizerische Fitness- und Gesundheitscenterverband SFGV vertritt 400 Fitness- und 
Gesundheitscenter-Unternehmungen in der Schweiz mit einem Kundenpotential von  
500 000 Personen. Die Fitness- und Gesundheitscenter Branche repräsentiert insgesamt 
rund 30’000 Arbeitsplätze in der Schweiz und weist einen jährlichen Umsatz von insgesamt 
1,3 Mia. Franken auf. Unsere Branche ist gemäss Branchenreport 2020 mit 54 % der 
Unternehmungen gesundheits-/medizinorientiert und weist 3 staatliche Abschlüsse mit 
Berufslehre, Fachausweis und Diplom im Bereich Bewegungs- und Gesundheitsförderung 
auf. Eine Zuordnung unserer Branche zu den Freizeit- und Unterhaltungseinrichtungen ist 
daher auch im Hinblick auf die 3 erwähnten staatlichen Bildungsabschlüsse nicht mehr 
zeitgemäss. Unsere Branche hat eine grosse Bedeutung in der Prävention und steht für 
Bewegungs- und Gesundheitsförderung zwecks Vermeidung von Zivilisationskrankheiten 
infolge von Bewegungsmangel und weiteren gesundheitlichen Risikoverhalten.  
Wir bedauern, dass der SFGV als Arbeitgeberverband der schwer von den Corona-
Massnahmen betroffenen Branche, nicht zu der Konsultation zum Covid-19-
Geschäftsmietegesetz, die am 1. Juli 2020 eröffnet wurde, eingeladen wurde. 
 
Sicher haben die Covid-Notkredite für eine erste Entlastung der Einnahmenausfälle während 
und nach der 8-wöchigen Zwangsschliessung gesorgt. Nach dem heutigen Stand müssen 
diese Covid-Notkredite vollumfänglich zurückbezahlt werden. Volle Mietzinszahlungen über 2 
Monate ohne in dieser Zeit Einnahmen generieren zu können, diese Rechnung geht nicht 
auf. Neben den Löhnen sind die Mieten für unsere Mitglieder ein massiver Kostenpunkt. 
Wir hatten schon in früheren Eingaben gefordert, dass der Bundesrat im Rahmen der 
Anwendung des Pandemiegesetzes (Verordnung 2 COVID-19) Massnahmen zur 
Entschädigung der Mieten während der Zwangsschliessung beschliesst. Solche 
Massnahmen wären notwendig gewesen, da der Bundesrat die Schliessung von Betrieben 
verfügt hat, obwohl gemäss Gesetzgebung und Verfassung Marktfreiheit garantiert ist. Viele 
unserer Mitglieder sind unverschuldet in eine Notlage geraten, da die Mieten einen 
wesentlichen Teil des Aufwandes ausmachen. 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
Das vorliegende Gesetz berücksichtigt nun diese Umstand, auch wenn 40 % Mietzahlungen 
immer noch eine schwere Bürde sind. Die Reserven unserer Mitglieder sind wegen der tiefen 
Wertschöpfung gering. Geschäftsflächen werden häufig im Rohbau vermietet. Die 
Eigenmittel und Darlehen müssen unsere Mitglieder in die Einrichtungen und den Ersatz von 
Geräten investieren. Wir unterstützen daher den Gesetzesentwurf. Dazu haben wir folgende 
Anliegen: 
  
GRUNDSÄTZLICHE BEMERKUNGEN 
 
Der Geist, welcher dem Vorentwurf des Gesetzes zugrunde liegt, ist eine politische 
Voreingenommenheit zugunsten der ideologischen Positionen der Immobilienwirtschaft. Sie 
steht im Gegensatz zu der Position, die Bundesrat Guy Parmelin während der 
Parlamentsdebatten zu den Anträgen 20.3451 und 20.3460 verteidigt hat. Er hatte darauf 
hingewiesen, dass sich Mieter*innen in finanziellen Schwierigkeiten durchaus an die 
Gerichte wenden können, was impliziert, dass er der Ansicht ist, dass das Mietvertragsrecht 
den Mieter*innen eine Reduktion der Miete vorsieht. Im Rahmen eine mündliche Anfrage am 
Ende der Parlamentsdebatte erklärte Bundesrat Guy Parmelin zudem, dass der Bundesrat 
der möglichen gerichtlichen Lösung in keiner Weise vorgreife.  
 
Aus der Sicht unseres Verbandes, aber auch der auf der Grundlage der ersten 
veröffentlichten Schiedssprüche oder der mehrheitlich geltenden Doktrin, formuliert dieser 
Gesetzentwurf genau das Gegenteil. In der Tat sichert die Lösung, die in den Motionen 
formuliert und im Gesetzesentwurf aufgenommen wurde, 40% der Erträge der 
Vermieter*innen. Es ist festzuhalten, dass das Verhältnis 40/60 für die Vermieter*innen recht 
grosszügig ist und nicht berücksichtigt, dass die Vermieter*innen Verluste bereits bei der 
Mietpreisfestsetzung berücksichtigt haben. Es ist daher nicht akzeptabel, dass der Bundesrat 
eine Richterrolle einnimmt und eine Rechtsfrage über die Auslegung des Mangels am 
Mietobjekt bereits im Voraus festlegt. Im erläuternden Bericht soll diese ungerechtfertigte 
Voreingenommenheit zugunsten der Immobilienwirtschaft gelöscht werden (S. 6, 4. Absatz). 
 
 
GEGENSTAND 
 
Art. 1 Bas. 1 Bst a 
 
« für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten» 
 
Art. 5 
 
«Mieterinnen und Mieter  …., die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung 
des Coronavirus schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten, …..» 
 
Auch nach der Wiedereröffnung gelten weiterhin für längere Zeit einschränkende 
Massnahmen, die zu weiteren Ertragsausfällen führen.  
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Art. 1 Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 1 
 
In ähnlicher Weise sollten Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 1 des Vorentwurfs geändert 
und der Verweis auf «infolge von Miet- und Pachtzinsausfällen» gestrichen oder darauf 
hingewiesen werden, dass diese Verluste auf COVID-19, nicht aber auf dieses Gesetz 
zurückzuführen sind. Mangels Zuständigkeit und in Anwendung des Prinzips der 
Gewaltenteilung kann der Bundesrat die Auswirkungen des Inkrafttretens des Vorentwurfs 
des Gesetzes in der Tat nicht als "Verluste" qualifizieren. 
 
Art. 2, Bst. f 
 
Beim Artikel 2 Buchstabe f. sollte eine allgemeinere Aufzählung bei den 
«Gesundheitseinrichtungen» gewählt werden. Es soll nicht der Eindruck erweckt werden, 
dass Betriebe, die unter die Verordnung 2 COVID-19 fallen, vom Anwendungsbereich des 
Gesetzesvorentwurfs ausgeschlossen wären. Beispiele hierfür sind u.a. 
Physiotherapeut*innen, Ergotherapeut*innen, Optiker*innen, Fitness- und 
Gesundheitscenter. 
 
Um die Vertragsfreiheit zu gewährleisten und die Wirksamkeit des Gesetzes sicherzustellen, 
muss der Bundesrat die Kündigungsfristen für Mietzinse für die Monate aussetzen, in denen 
sich seine Massnahmen auf den betreffenden Betrieb ausgewirkt haben. Es ist nicht 
akzeptabel, dass Mieter*innen unter Androhung der Kündigung gezwungen werden, 
Vereinbarungen zu akzeptieren, die ungünstiger sind als das Verhältnis 40/60. 
 
 
AUSNAHMEN VOM GELTUNGSBEREICH 
 
Art. 3 Abs. 1 Bsta 
 
«Das Gesetz ist nicht anwendbar, wenn über die Höhe des Miet- oder des Pachtzinses 
während der Schliessung oder der massiven Einschränkungen…. 
 
eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien mit mindestens 60 % Mieterlass 
besteht;» 
 
In den Motionen WAK-NR 20.3451 und WAK-SR 20.3460 heisst es: «Die Regelung hat 
sicherzustellen, dass die zwischen den Mietparteien bereits getroffenen Vereinbarungen ihre 
Gültigkeit behalten». 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
 
Darunter können wegen dem Bestimmungszweck des Gesetzes logischerweise nur 
Vereinbarungen mit einem für den Mieter günstigeren Verhältnis als 60/40 fallen. Übernimmt 
der Mieter mehr als 40 % der Miete, sei es vertraglich oder faktisch durch Zahlung, so hat die 
gesetzliche Regel Vorrang. In uns bekannten Fällen mussten sich einige unserer Mitglieder 
angesichts angedrohter Kündigung dem Druck beugen und schlossen Abmachungen mit 
Mietzinszahlungen über 40 % ab. Diese Mieter würden schlechter gestellt als diejenigen 
Mieter, die keine Vereinbarung abschlossen. Es würden diejenigen Mieter abgestraft, die der 
bundesrätlichen Empfehlung zu Einigung mit den Vermietern folgten. Ein solches Ergebnis 
verstösst gegen Sinn und Zweck der Motionen. 
 
 
Art. 3 Abs. 2 Opting out 
 
In Bezug auf Artikel 3 Absatz 2 entspricht die Ausnahmeklausel nicht dem, was in den von 
der Bundesversammlung angenommenen Anträgen vorgesehen ist.  In den Motionen WAK-
NR 20.3451 und WAK-SR 20.3460 ist festgehalten: «Bei einem Mietzins zwischen 15'000 
und 20'000 Franken haben beide Parteien – Mieter sowie Vermieter – die Möglichkeit, von 
dieser Regelung abzusehen (Opt-out Klausel).» 
 
Das Opting out soll den Parteien die Möglichkeit zu einer anderen Lösung als 40/60 bieten 
im Bereich von CHF 15 000 bis CHF 20 000. Kommt eine solche Einigung zustande, so kann 
sich jede Partei darauf berufen. Die vorgelegte Fassung der Opting out Klausel würde 
dagegen erlauben, dass jede Partei den Geltungsbereich des Gesetzes einseitig auf CHF 
15’ 000 heruntersetzen kann. Mit einem solchen Konzept würde der grundsätzliche 
Geltungsbereich der erfassten Monatsmieten bis zu CHF 20 000 unterlaufen. 
 
Ein systemkonsequentes Opting out erfordert entweder die gemeinsame Ausübung oder den 
Abschluss einer Einigung mit der Gegenseite. In diesem Sinne bedarf Art. 3 Abs. 2 der 
Anpassung. 
 
Diese erwähnen, dass das Opting-out von beiden Parteien des Mietvertrags gemeinsam 
gefordert werden muss und nicht nur von einer von ihnen. Andernfalls würde dies darauf 
hinauslaufen, den Geltungsbereich des Vorentwurfs auf Mietverträge mit Nettomieten von 
weniger als 15’000 CHF zu beschränken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
WEITERE ANMERKUNG 
  
In der Phase eines Lockdowns, in welcher öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, 
die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen 
oder massgeblich reduzieren müssen, ist es wichtig, eine Fristverlängerung für 
Mietzinszahlungen vorzusehen. Wir schlagen deshalb die Einfügung eines Artikels vor, der 
folgendes regelt:  
 
«Ist die Mieterin oder der Mieter aufgrund der Massnahmen des Bundesrates zur 
Bekämpfung des Coronavirus mit der Bezahlung von Mietzinsen oder Nebenkosten, die 
während eines Lockdowns und einer adäquaten Zeit danach, fällig werden, in Rückstand, so 
muss die von der Vermieterin oder dem Vermieter gesetzte Frist zur Zahlung der Mietzinse 
oder Nebenkosten in Abweichung von Artikel 257d Absatz 1 des Obligationenrechts (OR) 2 
mindestens 180 Tage betragen.» 
 
Besten Dank für die Berücksichtigung der Anliegen im Gesetzesentwurf aus der Sicht der 
Mitglieder des Schweizerischen Fitness- und Gesundheitscenter Verbandes SFGV.  
 
Freundliche Grüsse 
 
SCHWEIZERISCHER FITNESS- UND GESUNDHEITSCENTER VERBAND SFGV 
Claude Ammann, Präsident   Roland Steiner, Vizepräsident 

                            
 
Der Schweizerische Fitness- und Gesundheitscenterverband SFGV vertritt 400 Fitness- und 
Gesundheitscenter-Unternehmungen in der Schweiz mit einem Kundenpotential von  
500 000 Personen. Die Fitness- und Gesundheitscenter Branche repräsentiert insgesamt 
rund 30’000 Arbeitsplätze in der Schweiz und weist einen jährlichen Umsatz von insgesamt 
1,3 Mia. Franken auf. Unsere Branche ist gemäss Branchenreport 2020 mit 54 % der 
Unternehmungen gesundheits-/medizinorientiert und weist 3 staatliche Abschlüsse mit 
Berufslehre, Fachausweis und Diplom im Bereich Bewegungs- und Gesundheitsförderung 
auf. Eine Zuordnung unserer Branche zu den Freizeit- und Spasseinrichtungen ist daher 
auch im Hinblick auf die 3 erwähnten staatlichen Bildungsabschlüsse nicht mehr 
zeitgemäss. Unsere Branche hat eine grosse Bedeutung in der Prävention und steht für 
Bewegungs- und Gesundheitsförderung zwecks Vermeidung von Zivilisationskrankheiten 
infolge von Bewegungsmangel und weiteren gesundheitlichen Risikoverhalten.  
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Bundesamt für Wohnungswesen  
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CH-2540 Grenchen 

 

Per Mail an : recht@bwo.admin.ch 

 

 

Bern den 20. Juli 2020 

 

 

Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und 

Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz): Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Nachstehend senden wir Ihnen die Stellungnahme des Mieterinnen- und Mieterverbandes 

Schweiz (MV) im Rahmen der Konsultation zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz, die am 1. 

Juli 2020 eröffnet wurde. 

 

Einleitend bedauert unser Verband, dass der Bundesrat nicht im Rahmen der Anwendung 

des Pandemiegesetzes (Verordnung 2 COVID-19) Massnahmen im Mietrecht zur Wahrung 

der vitalen Interessen der kleinen und mittleren Geschäftsmieter*innen beschlossen hat. Sol-

che Massnahmen wären offensichtlich notwendig gewesen, da der Bundesrat - zu Recht - 

die Schliessung von Betrieben verfügt hat. 

Im Rahmen allgemeiner Bemerkungen stellt der MV Schweiz fest, dass der Anwendungsbe-

reich des Gesetzesentwurfs zu begrenzt ist, da er nur Geschäftsräume betrifft, die direkt von 

den Verboten der Verordnung 2 COVID-19 betroffen sind, auch wenn die Eckwerte der 

überwiesenen Motionen umgesetzt werden. Während der gesamten Pandemie hat der Bun-

desrat jedoch die Bevölkerung aufgefordert, Verantwortung zu zeigen und ihre Wohnungen 

nicht zu verlassen. Die Bevölkerung kam dieser Forderung weitgehend nach, was sich stark 
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auf alle Unternehmen auswirkte, nicht nur auf diejenigen, die ausdrücklich zur Schliessung 

gezwungen wurden. 

 

Ebenso hat der Bundesrat keine Vorkehrungen für Mietwohnungen getroffen, obwohl die 

Krise die Einkommen vieler Haushalte stark reduziert hat. Fast 10% der Bevölkerung in der 

Schweiz sind arm und mehrere hunderttausend Menschen arbeiten in prekären Arbeitsver-

hältnissen. Letztere waren stärker von den Folgen der Corona-Krise betroffen. Der prozentu-

ale Anteil des Haushaltseinkommens, den Haushalte für die Zahlung der Miete ausgeben 

müssen, übersteigt oft 30%, was viele Mieter*innen in eine sehr angespannte Situation 

bringt. Seit März hat sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt drastisch verschlechtert. Die Aus-

weitung der Kurzarbeit und die Leistungen für den Verdienstausfall haben dazu beigetragen, 

das Schlimmste zu vermeiden. Hingegen hat dies die Probleme gewisser Haushalte, die 

Miete bezahlen zu können, nicht lösen können. Es besteht daher die Gefahr, dass Mie-

ter*innen durch die Pandemie und ihre Folgen ihre Wohnungen verlieren. Das Recht auf 

Wohnen ist jedoch ein verfassungsmässiges Recht, das nicht weniger gewichtig ist als die 

Notwendigkeit, das Wirtschaftsgefüge zu erhalten. 

 

Der MV Schweiz fordert deshalb Schutzmassnahmen für alle Mieter*innen. 

 

Er hält in Bezug auf die Bestimmungen des Gesetzentwurfs und des erläuternden Berichts 

folgende Punkte fest: 

 

A. Der Geist, welcher dem Entwurf des Vorentwurfs des Gesetzes zugrunde liegt, ist eine 

politische Voreingenommenheit zugunsten der ideologischen Positionen der Immobilienwirt-

schaft. Sie steht im Gegensatz zur Position, die Bundesrat Guy Parmelin während der Par-

lamentsdebatten zu den Anträgen 20.3451 und 20.3460 verteidigt hat. Letzterer hatte darauf 

hingewiesen, dass sich Mieter*innen in finanziellen Schwierigkeiten durchaus an die Gerich-

te wenden können, was impliziert, dass er der Ansicht ist, dass das Mietvertragsrecht für 

Mieter*innen eine Reduktion der Miete vorsieht. Im Rahmen einer mündlichen Anfrage am 

Ende der Parlamentsdebatte erklärte Bundesrat Guy Parmelin zudem, dass der Bundesrat 

der möglichen gerichtlichen Lösung in keiner Weise vorgreift.  

 

Aus der Sicht unseres Verbandes, aber auch mit Blick auf den ersten veröffentlichen 

Schiedsspruch und der mehrheitlich geltenden Doktrin formuliert dieser Gesetzentwurf ge-
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nau das Gegenteil.1 In der Tat sichert die Lösung, die in den Motionen formuliert und im Ge-

setzesentwurf aufgenommen wurde, 40% der Erträge der Vermieter*innen. Es ist festzuhal-

ten, dass das Verhältnis 40/60 für die Vermieter*innen recht grosszügig ist und nicht berück-

sichtigt, dass die Vermieter*innen Verluste bereits bei der Mietpreisfestsetzung berücksich-

tigt haben. Es ist daher nicht akzeptabel, dass der Bundesrat eine Richterrolle einnimmt und 

eine Rechtsfrage über die Auslegung des Mangels am Mietobjekt bereits im Voraus festlegt.  

 

Der erläuternde Bericht sollte daher im Hinblick auf die Botschaft in folgenden Punkten ge-

ändert und präzisiert werden: 

 

• Seite 5, 2. Absatz: "...den Mieterinnen und Mietern finanziell entgegengekommen 

sind" sollte ersetzt werden durch "den Mieterinnen und Mietern Mietreduktionen ge-

währt haben"; 

 

• Seite 6, 4. Absatz, 4. Satz: "Die Schliessung und die Einschränkung des Betriebs 

aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie liegen 

nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter sowie der Ver-

pächterinnen und Verpächter." Hier sollte klargestellt werden, dass die Frage der Haf-

tung des Vermieters nur unter dem Gesichtspunkt des Schadenersatzes in Art. 259e 

OR, nicht aber für die Mietminderung in Art. 259d OR relevant ist. Dieser Satz könnte 

daher wie folgt ergänzt werden: "Die Schliessung und die Einschränkung des Be-

triebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pandemie lie-

gen nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter sowie der 

Verpächterinnen und Verpächter und sollten daher nicht zur Zahlung von Schadener-

satz nach Artikel 259e des Schweizerischen Obligationenrechts verpflichtet sein." 

 

• Seite 13 (Kapitel 2.5) 1. und 2. Satz: im 1. Satz "nur 40 Prozent des massgebenden 

Miet- und Pachtzinses schulden [...]" das Wort "nur" streichen. Der Teil des 2. Satzes 

 

1 Rechtsgutachten Bezahlung des Mietzinses für Geschäftsräume während der Covid-19-Epidemie im 

Auftrag des Mieterinnen- und Mieterverbands Schweiz. Verfasst von den Rechtsanwält*innen Sarah 

Brutschin, Xavier Rubli und Pierre Stastny 

https://www.mieterverband.ch/mv/politik-positionen/news/2020/Corona-Krise--Untaetigkeit-des-

Bundesrates-gefaehrdet-die-Rechte-der-GeschaeftsmieterInnen.html 
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"[...] in Abweichung von den Bestimmungen des Obligationenrechts (OR) [...]" sollte 

ebenfalls gestrichen werden. 

 

In ähnlicher Weise sollten Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 1 des Vorentwurfs geändert 

und der Verweis auf «infolge von Miet- und Pachtzinsausfällen» gestrichen oder darauf hin-

gewiesen werden, dass diese Verluste auf das COVID-19, nicht aber auf dieses Gesetz zu-

rückzuführen sind. Mangels Zuständigkeit und in Anwendung des Prinzips der Gewaltentei-

lung kann der Bundesrat die Auswirkungen des Inkrafttretens des Vorentwurfs des Gesetzes 

in der Tat nicht als "Verluste" qualifizieren. 

 

B. Der MV Schweiz fordert ferner die folgenden Änderungen im Gesetzesentwurf: 

 

1. Beim Geltungsbereich in Artikel 2 Buchstabe f. ist der Wortlaut zu eng gefasst und 

muss alle von den Massnahmen des Bundesrates betroffenen Berufsgruppen ein-

schliessen. 

 

Der MV Schweiz schlägt daher vor, den Text von Buchstaben f. zu ändern wie folgt: 

«Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen wie Krankenhäuser, Kliniken, Arzt- und 

Zahnarztpraxen, Physiotherapeuten, Ergotherapeuten und Optiker». 

 

2. Im Geltungsbereich verwendet der Vorentwurf den Begriff "Geschäftsräume". Dazu 

gehören selbstverständlich alle gewerblich gepachteten Flächen, die von den Mass-

nahmen des Bundesrates betroffen sind. Der Anwendungsbereich ist somit weiter ge-

fasst als der Begriff der Geschäftsräume, wie er in der Rechtsprechung des Bundes-

gerichts definiert ist, das beispielsweise bestimmte Ausstellungsflächen oder Freizeit-

einrichtungen ausschliesst. Die Formulierung ist entsprechend anzupassen. 

 

3. Hinsichtlich der Nebenkosten ist der MV Schweiz nicht gegen den Ausschluss der 

Nebenkosten von der massgeblichen Miete oder Pacht, da der Vermieter, die Ver-

mieterin dem Pächter, der Pächterin nur die tatsächlichen Kosten in Rechnung stellen 

kann. 

 

Die von der Bundesversammlung angenommenen Anträge haben zum Ziel, allfällige 

Rechtsstreitigkeiten, die im Zusammenhang mit den COVID-Massnahmen des Bun-
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desrates entstehen können, präventiv zu klären. Es muss daher sichergestellt wer-

den, dass der Vorentwurf einfache und klare Lösungen enthält. 

 

In diesem Sinne möchte der MV Schweiz, dass Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a. ge-

strichen wird. Wenn sich die Parteien darauf geeinigt haben, Nebenkosten in die Mie-

te einzubeziehen, ist es in der Tat üblich, nicht mehr zwischen Miete und Nebenkos-

ten zu unterscheiden. So wirkt sich eine Senkung oder Erhöhung der Miete auf der 

Grundlage der Entwicklung der relativen Kostenfaktoren auf die gesamte Miete, ein-

schließlich der Nebenkosten, aus. Es ist nicht angebracht, diesen Grundsatz zu än-

dern, wie es der Bundesrat in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a. des Vorentwurfs vor-

schlägt, indem er einen Abzug vorsieht. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass dies 

zu grösseren Streitigkeiten führen könnte. 

 

Mit dem gleichen Ziel der Einfachheit und Klarheit kann Artikel 4, Absatz 1 nicht so 

ausgelegt werden, wie im erläuternden Bericht (S. 12) vorgeschlagen. Um den An-

wendungsbereich und den vom Mieter zu zahlenden Betrag zu bestimmen, muss die 

von den Parteien im Mietvertrag genannte Miete berücksichtigt werden. Der Verweis 

im erläuternden Bericht auf die letzte Nebenkostenabrechnung ist irrelevant. Dieser 

sollte daher geändert und folgende Sätze auf Seite 12, Kapitel 2.4. gestrichen wer-

den: «Die Höhe der Nebenkosten richtet sich nach der letzten Nebenkostenabrech-

nung. Handelt es sich um ein neues oder umfassend erneuertes Objekt, für das noch 

keine Nebenkostenabrechnung erstellt wurde, dürfte je nach dem auf einen verein-

barten Akontobetrag oder auf eine Schätzung durch eine Fachexpertin oder einen 

Fachexperten abgestellt werden. Sofern eine entsprechende Abmachung besteht, ist 

schliesslich die vereinbarte Nebenkostenpauschale entscheidend. Die Nebenkosten 

werden nicht immer separat ausgeschieden. In manchen Vertragsverhältnissen sind 

sie im Mietzins oder im Pachtzins inbegriffen. In solchen Fällen ist eine Ausscheidung 

vorzunehmen, indem für den Nebenkostenanteil ein angemessener Abzug vorge-

nommen wird.» 

 

4. In Bezug auf Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a) heisst es im erläuternden Bericht, dass 

auch Vereinbarungen, die keine Mietreduktion vorsehen, vom Gesetz ausgenommen 

sind.  
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Der Zweck der Bestimmung besteht jedoch darin, Vereinbarungen zu erhalten, die für 

die Mieterinnen und Mieter günstiger sind als das Verhältnis 40/60. Die Bestimmung 

muss daher entsprechend formuliert werden, um alle Vereinbarungen auszuschlie-

ßen, die die Zahlung von mehr als 40% der Miete vorsehen und die in den Geltungs-

bereich des Gesetzes fallen. Solche Vereinbarungen sollten von Rechts wegen als 

nichtig betrachtet werden.  

 

5. In Bezug auf Artikel 3 Absatz 2 entspricht die Ausnahmeklausel nicht dem, was in 

den von der Bundesversammlung angenommenen Anträgen vorgesehen ist. Diese 

erwähnen, dass das Opting-out von beiden Parteien des Mietvertrags gefordert wer-

den muss, gemeinsam und nicht nur von einer von ihnen. Andernfalls würde dies da-

rauf hinauslaufen, den Geltungsbereich des Vorentwurfs auf Mietverträge mit monat-

lichen Nettomieten von weniger als 15’000 CHF zu beschränken. 

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Vorentwurf des Gesetzes, auch wenn er im 

Sinne der oben erwähnten Anträge abgeändert wurde, nicht den Erwartungen des MV 

Schweiz entspricht. Der Vorentwurf des Gesetzes würde es jedoch ermöglichen, mangels 

einer etablierten Rechtsprechung kostspielige und naturgemäss unsichere Verfahren zu 

vermeiden. 

 

Besten Dank für die Berücksichtigung der Anliegen aus der Sicht des Mieterinnen- und 

Mieterverbandes Schweiz. 

 

Mit freundlichen Grüssen  

 

            

Carlo Sommaruga   Natalie Imboden  

Präsident    Generalsekretärin  

 

 

 

 

Hinweis: Im Zweifelsfall gilt das französische Original der Vernehmlassung.  
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Anhang: Vom MV Schweiz vorgeschlagene Änderungen im Gesetzestext  

 

Präambel 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,  

gestützt auf Artikel 100 der Bundesverfassung1 (BV),  

nach Einsicht der Motionen 20.3451et 20.3460 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom …,  

beschliesst: 

 

 

Art. 1 Abs.1 lit. f  

Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen wie Krankenhäuser, Kliniken, ärztliche, zahnärztliche, 

physiotherapeutische, ergotherapeutische und augenoptische Praxen; 

 

 

Art. 4 Abs. 2 lit. a. gestrichen, Abs. 2 wird zu: 

Ein angemessener Abzug muss vorgenommen werden, falls die betreffende Miet- oder 

Pachtsache einen Wohnnutzen aufweist. 



 

 

Monbijoustrasse 61  Telefon 031 301 90 50 
3007 Bern  info@smv-asloca-asi.ch 

 

 

Office fédéral du logement OFL 

Storchengasse 6 

CH-2540 Grenchen 

 

Par courriel à recht@bwo.admin.ch 

 

Berne, le 20 juillet 2020 

 

Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d’établissements et les 

restrictions visant à lutter contre le coronavirus (COVID-19)  

(Loi COVID-19 sur les loyers commerciaux) : procédure de consultation 

 

Monsieur le Conseiller fédéral Guy Parmelin, 

Madame, Monsieur, 

 

Nous vous faisons parvenir ci-dessous la position de l’Association suisse des locataires dans 

le cadre de la consultation de la loi COVID-19 sur les loyers commerciaux, soumis par 

courrier du 1er juillet 2020. 

 

En guise de préambule, notre Association regrette que le Conseil fédéral n’ait pas accepté 

d’agir en matière de loyer pour sauvegarder les intérêts essentiels des petites et moyennes 

entreprises locataires dans le cadre des mesures prises en application de la loi sur les 

épidémies (Ordonnance 2 COVID-19). De telles mesures s’imposaient de manière évidente 

dès lors que le Conseil fédéral a décrété – à juste titre – la fermeture d’établissements. 

 

En guise d’observations générales, l’ASLOCA Suisse relève que si le champ d’application de 

l’avant-projet est conforme aux exigences posées par les motions adoptées par les 

chambres, il est fait trop de limité par rapport à la situation réelle du marché locatif. D’une 

part, il ne concerne que les locaux de commerces qui ont été directement touchés par les 

interdictions prévues par l’Ordonnance 2 COVID-19. Or, tout au long de la pandémie, le 

Conseil fédéral a exhorté la population à faire preuve de responsabilité et à ne pas sortir de 

chez elle. La population a très largement respecté cette demande, ce qui a eu un fort impact 
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sur tous les commerces, et non pas uniquement sur ceux qui ont été expressément 

contraints de fermer. 

 

De même, le Conseil fédéral n’a pas prévu de mesures d’allègement du loyer pour les locaux 

d’habitation alors que la crise a fortement réduit les revenus de nombre de ménages. Sans 

compter que la Suisse compte près de 10% de pauvres et plusieurs centaines de milliers de 

travailleur.euse.s précaires, qui plus que d’autres ont été affectés par la crise du coronavirus. 

Le pourcentage du revenu que les ménages doivent aujourd’hui consacrer au paiement du 

loyer dépasse pour les revenus les plus bas 30% et place bon nombre de locataires dans 

une situation financière très problématique. 

 

Depuis le mois de mars, la situation sur le marché du travail s’est fortement dégradée. 

L’extension du chômage technique et des allocations en cas de pertes de gains ont permis 

d’éviter le pire, mais n’ont pas supprimé les effets de la crise sur la capacité des ménages à 

s’acquitter du loyer. Il existe donc un risque que des locataires perdent leur logement du fait 

de la pandémie et de ses conséquences. Or, le droit au logement revêt une consécration 

conventionnelle et constitutionnelle qui n’est pas de moindre importance par rapport à la 

nécessité de maintenir le tissu économique. 

 

L’ASLOCA Suisse revendique donc des mesures de protection en faveur de tous les 

locataires. 

 

Elle précise ce qui suit concernant les dispositions de l’avant-projet de loi et le rapport 

explicatif : 

 

A. L’approche qui sous-tend la rédaction de l’avant-projet de loi est un parti pris politique en 

faveur de la position doctrinale des milieux immobiliers. Elle tranche avec la position 

défendue par Monsieur le Conseiller fédéral Guy PARMELIN lors des débats parlementaires 

consacrés aux motions 20.3451 et 20.3460. Ce dernier avait indiqué que les locataires en 

difficultés financières pouvaient parfaitement s’adresser aux tribunaux, laissant ainsi 

entendre qu’il considérait que le droit du bail permettait aux locataires d’obtenir une réduction 

de loyer. Il a aussi affirmé, suite à une question orale en fin de débat, que le Conseil fédéral 

ne préjugeait en rien la solution judiciaire qui pourrait être retenue.  
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Du point de vue de notre association, mais aussi du courant doctrinal majoritaire ou encore 

sur la base de premières décisions d’arbitrage rendues publiques, c’est tout l’inverse que ce 

projet de loi entérine.1 En effet, la solution proposée par les motions précitées et reprise 

dans l’avant-projet de loi sécurise le 40% des rendements des bailleurs. Il sera précisé que 

le ratio retenu (40/60) est plutôt généreux pour les bailleurs et ne tient pas compte du fait 

que ceux-ci ont fixé les loyers en intégrant le risque locatif. Il n’est donc pas acceptable que 

le Conseil fédéral adopte une position juridique et tranche un différend juridique sur 

l’interprétation du défaut de la chose louée. 

 

Ceci impose plusieurs modifications du texte du rapport explicatif lors de sa conversion en 

message du Conseil fédéral : 

 

• à la page 5, 2e paragraphe : « […] ont consenti des concessions financières aux 

locataires » doit être remplacé par « ont consenti des réductions de loyer aux 

locataires » ; 

• à la page 6, 4e paragraphe, 4e phrase : « Or les bailleurs ne sont pas responsables 

de la fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises par les 

autorités pour lutter contre le coronavirus », il s’agit de préciser que la question de 

la responsabilité du bailleur n’est pertinente que sous l’angle des dommages-

intérêts de l’article 259e CO, non pour la réduction de loyer de l’article 259d CO. 

Cette phrase pourrait donc être complétée ainsi : « Or les bailleurs ne sont pas 

responsables de la fermeture et de la restriction d’activité liée aux mesures prises 

par les autorités pour lutter contre le coronavirus, partant ne devraient dès lors pas 

être contraints de s’acquitter de dommages-intérêts en vertu de l’article 259e 

CO » ; 

• à la page 12, 6e paragraphe, 1ère et 2e phrase : il s’agit de biffer le « ne […] que » 

dans la phrase « […] des établissements ayant dû fermer ne doivent que 40% du 

loyer […] ». Il convient également de supprimer la partie de phrase « […] déroge 

aux dispositions du CO […] ». 

 

1Avis de droit Paiement du loyer des locaux commerciaux pendant la pandémie de Covid-19 sur 

mandat de l’Association suisse des locataires. Rédigé par Mes Sarah Brutschin, Xavier Rubli et Pierre 

Stastny. 

https://www.asloca.ch/wp-content/uploads/2020/03/Avis-de-droit-

loyers_locaux_commerciaux_ASLOCA-1.pdf 
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Toujours pour le même motif, les articles 1 alinéa 2 et 7 alinéa 1 de l’avant-projet doivent 

être modifiés et la mention de « pertes de loyer ou de fermage » complétée en indiquant que 

les pertes sont dues au COVID-19 mais non à la présente loi. Le Conseil fédéral ne peut 

qualifier de « pertes » les effets de l’entrée en vigueur de l’avant-projet de loi. 

 

B. L’ASLOCA sollicite en outre les modifications suivantes dans l’avant-projet de loi : 

 

1. Concernant le champ d’application (art. 2 let. f.), la formulation est trop restreinte et doit 

inclure tous les professionnels de visés par les mesures du Conseil fédéral. 

 

 L’ASLOCA propose dès lors de modifier le texte de la lettre f. : « les établissements de 

santé et de soins, tels que notamment les hôpitaux, les cliniques, les cabinets 

médicaux, dentaires, de physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens ». 

 

2. Toujours concernant le champ d'application, l’avant-projet utilise la notion de « locaux 

commerciaux ». Il va de soi que celle-ci inclue toutes les surfaces louées à des fins 

commerciales impactées par les mesures du Conseil fédéral. Le champ d’application 

est donc plus large que la notion de local commercial tel que définie par la 

jurisprudence du Tribunal fédéral et qui exclut par exemple certaines surfaces 

d’exposition ou installations de loisir. 

 

3. Concernant les frais accessoires, l’ASLOCA n’est pas opposé à ce qu’il soit exclu du 

loyer ou du fermage déterminant dès lors que le bailleur ne peut faire supporter au 

locataire que les frais effectifs. 

 

L’esprit des motions adoptées par l’Assemblée fédérale consiste à vider de manière 

préventive les litiges judiciaires qui pourraient surgir en lien avec les mesures COVID 

prises par le Conseil fédéral. Il convient dès lors de veiller à ce que l’avant-projet 

contienne des solutions simples et claires. 

 

Dans cette perspective, l’ASLOCA souhaite que l’article 4 alinéa 2 lettre a. soit 

supprimé. En effet, si les parties ont convenu d’inclure les frais accessoires dans le 

loyer, la règle ordinaire consiste à ne plus opérer de distinction entre loyer et frais 

accessoires. C’est ainsi que la baisse ou la hausse de loyer fondée sur l’évolution des 

critères relatifs impacte tout le loyer, y compris les frais accessoires inclus. Il n’est pas 
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judicieux de modifier ce principe comme le Conseil fédéral le propose avec l’article 4 

alinéa 2 lettre a. de l’avant-projet en prévoyant d’opérer une déduction. Il risque par 

ailleurs d’en résulter un important contentieux. 

 

Toujours dans le même esprit de simplicité et de clarté, l’article 4 alinéa 1 ne saurait 

être interprété comme le propose le rapport explicatif (p. 11). Pour déterminer le champ 

d’application ainsi que le montant dû par le locataire, il faut retenir le loyer tel que 

mentionné par les parties dans le bail. La référence, dans le rapport explicatif, au 

dernier décompte de frais accessoires est non pertinente. Il convient donc de modifier 

celui-là et de supprimer à la fin de la page 11 et au début de la page 12 les phrases 

suivantes : « Le montant des charges se fonde sur le dernier décompte des frais 

accessoires. Si l’objet loué ou affermé est neuf ou entièrement rénové et qu’aucun 

décompte n’a encore été établi, les frais accessoires peuvent être déterminés en 

fonction soit de l’acompte convenu, soit de l’estimation d’un expert. […] Les frais 

accessoires ne sont pas toujours comptabilisés séparément. Ils peuvent en effet être 

inclus dans le loyer ou fermage en vertu du bail. Dans ce cas, il convient de soustraire 

les charges du montant brut, en appliquant une déduction appropriée. » 

 

4. Concernant l’article 3 alinéa 1 lettre a., le rapport explicatif précise que sont exclus de 

la protection instituée par cette disposition les accords ne prévoyant aucune réduction 

de loyer. 

 

Or, l’objectif de la disposition est de préserver les accords plus favorables aux 

locataires que le ratio 40/60. La disposition doit donc être clarifiée pour exclure tous les 

accords prévoyant le paiement d’une partie du loyer supérieure à 40% et qui entrent 

dans le champ d’application de la loi. Ces accords doivent être considérés comme nuls 

de plein droit.  

 

5. Concernant l’article 3 alinéa 2, la clause d’exemption ne correspond pas à ce qui est 

prévu dans les motions adoptées par l’Assemblée fédérale. Celles-ci mentionnent que 

l’opting out doit être requis par les deux parties au contrat de bail, conjointement et non 

pas uniquement par l’une d’entre elles. A défaut, ceci reviendrait à limiter la portée de 

l’avant-projet aux baux dont les loyers nets sont inférieurs à CHF 15'000,-. 
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En conclusion, l’avant-projet de loi, même modifié dans le sens des demandes 

susmentionnées, ne correspond pas aux attentes de l’ASLOCA Suisse. 

 

En résumé, même si l’avant-projet a été adapté conformément aux modifications 

susmentionnées, il ne répond pas aux attentes de l'Asloca Suisse. Cependant, l’avant-projet 

de loi permettrait d’éviter des procédures coûteuses et par nature incertaines en l’absence 

de jurisprudence établies. 

 

En vous remerciant pour la prise en compte des préoccupations des représentants des 

locataires. 

 

Avec nos meilleures salutations, 

            

Carlo Sommaruga   Natalie Imboden  

Président    Secrétaire générale 

 

 

Annexe : Modifications proposées par l’ASLOCA  

 

Préambule  

L’Assemblée fédérale de la Confédération suisse, 

vu l’art. 100 de la Constitution (Cst.)1,  

Vu les motions 20.3451et 20.34 60 

vu le message du Conseil fédéral du …2, 

 

Art. 1 al.1 litt. f. 

les établissements de santé et de soins, tels que notamment les hôpitaux, les cliniques, les 

cabinets médicaux, dentaires, de physiothérapeutes, d’ergothérapeutes, d’opticiens ; 

 

Art. 4 al. 2 let. a. supprimé, l’alinéa 2 devenant : 

Une déduction appropriée doit être appliquée si la chose louée ou affermée prévoit un usage 

d’habitation. 



Schweizerischer Pensionskassenverband 

Association suisse des Institutions de prévo-

yance 

Associazione svizzera delle Istituzioni di previ-

denza 

Kreuzstrasse 26 

8008 Zürich 
 
 Telefon 043 243 74 15/16 

 Telefax 043 243 74 17 

 E-Mail info@asip.ch 

 Website www.asip.ch 

  
 
  
 
   
 Zürich, 23. Juli 2020 
 
 
 
Stellungnahme zur Vernehmlassung betreffend das Bundesgesetz über den Miet- und den Pacht-
zins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus 
(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Gerne nehmen wir nachfolgend zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz (dringlich befristetes Bundesge-

setz) Stellung.   

 

Der Schweizerische Pensionskassenverband (ASIP) lehnt das Covid-19-Geschäftsmietegesetz ab.  

 

Obwohl wir die Absicht, die durch COVID-19 geschädigten Gewerbetreibenden während des Lockdowns 

zu unterstützen, grundsätzlich für nachvollziehbar halten, lehnen wir die vom Parlament vorgesehene 

Lösung der Frage der Geschäftsmieten zulasten der Vermieterinnen und Vermieter ab. Es geht 

nicht an, dass die von den Vorsorgeeinrichtungen als Vermieter in Gewerbeimmobilien angeleg-

ten Gelder, die den Versicherten gehören, in einer Zeit von Tiefzinsen und Negativzinsen auf Li-

quidität, generell an die Mieterinnen und Mieter von Geschäftsimmobilien verteilt werden. Gemäss 

Pensionskassenstudie 2019 von Swisscanto1 haben die Vorsorgeeinrichtungen im Durchschnitt in den 

letzten zehn Jahren ihren Immobilienanteil von 19% auf rund 25% (24.8%) erhöht. Dabei gehen 12% 

davon auf das Konto der direkten Immobilienanlagen. Aus heutiger Sicht ist für das Jahr 2020 bei allen 

 

1 https://www.swisscanto.com/ch/de/is/vorsorgen/pensionskassenstudie.html.  

Bundesamt für Wohnungswesen BWO 

Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

Recht@bwo.admin.ch  
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wichtigen Anlagekategorien mit Einbussen zu rechnen (vgl. Medienmitteilung der Oberaufsichtskommis-

sion Berufliche Vorsorge [OAK BV] vom 12.05.20202). 

 

Bereits zu Beginn der Lockdown-Massnahmen hatten wir den Pensionskassen in unserer Fachmittei-

lung Nr. 120 vom 26. März 2020 hinsichtlich der Stundung von Geschäftsmieten ein kulantes Ver-

halten empfohlen, z.B. einen Aufschub von bis zu drei Monaten. So sind denn auch zahlreiche Vor-

sorgeeinrichtungen ihren Geschäftsmieterinnen und -mietern mit Erlassen der Mieten und ande-

ren Erleichterungen entgegengekommen. In diesem Sinne ist darauf hinzuweisen, dass es nicht EINE 

«gerechte» (einheitliche) Lösung, welche allen Umständen Rechnung trägt, gibt. Entsprechend sind 

Lösungen dezentral zu suchen. Zudem sind/ waren nicht alle Gewerbetreibenden aufgrund des Lock-

downs in gleicher Weise betroffen. Trotzdem wird nun keine Differenzierung vorgenommen, sondern «al-

les über einen Kamm geschärt».  

 

Wir halten somit an unserer Überzeugung fest, dass sich die komplexen mietrechtlichen Fragen nicht 

durch vorübergehende Gesetzesanpassungen pauschal lösen lassen. Es soll weiterhin Aufgabe der 

betroffenen Vertragsparteien bleiben, sich auf dem Verhandlungsweg auf angemessene und geeignete 

Lösungen zu verständigen.  

 

Im Weiteren ist davon auszugehen, dass, wenn das Covid-19-Geschäftsmietegesetz 2021/ 2022 in Kraft 

treten sollte, zu jenem Zeitpunkt das Thema des Erlasses von Geschäftsmieten wohl nicht mehr so viru-

lent sein wird. 

 

Weitere Gründe für unsere Ablehnung des unverhältnismässigen und rückwirkenden Eingriffs des Staa-

tes in privatrechtliche Verträge durch das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sind: 

• Verstoss gegen verfassungsmässige Rechte (der im Nachhinein mittels eines dringlichen Bun-

desgesetzes legalisiert werden soll; keine Rechtsicherheit!), z.B. gegen Art. 8 BV (Rechtsgleich-

heit und Diskriminierungsverbot: Bevorzugung der Geschäftsmieterinnen und -mieter gegenüber 

den privaten Mieterinnen und Mietern und Schädigung betroffener Vermieterinnen/ Vermieter), 

Art. 9 BV (Willkür der vorgesehenen Massnahme wegen Eingriffs in rechtsgültig abgeschlossene 

Mietverträge) und Art. 27 BV (genereller Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit); 

• Der im Covid-19-Geschäftsmietegesetz vorgesehene Eingriff in die Vertragsfreiheit verletzt die 

Eigentumsgarantie (Art. 26 BV: Eingriff in die Eigentumsrechte der Vermieterinnen und 

 

2 https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-79072.html. 
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Vermieter) und ist generell verfassungswidrig (siehe weiter unten). Der angeführte Art. 100 BV 

(Konjunkturpolitik) genügt nicht als Verfassungsgrundlage. 

• keine Differenzierung hinsichtlich der Tatsache, dass nicht alle Gewerbetreibenden aufgrund des 

Lockdowns in gleicher Wiese betroffen sind/ waren; 

• Unverhältnismässigkeit eines solchen Eingriffs: übermässige Bevorteilung der Geschäftsmiete-

rinnen und -mieter: neben der Möglichkeit von Bürgschaftskrediten bei ihrer Hausbank erhalten 

sie zusätzlich eine gesetzliche Unterstützung;  

• Strukturpolitik mit Wettbewerbsverzerrung durch Verletzung der Gleichbehandlung und Willkür: 

nur Eingriff in das Verhältnis zwischen Geschäftsmieterinnen/ -mietern und Vermieterinnen/ Ver-

mietern (Mietverträge), nicht in das Verhältnis Eigentümerinnen/ Eigentümer-Hypothekengeber 

oder in andere Verträge zwischen Gewerblern und Unternehmern, die vom Lockdown betroffen 

sind/ waren. Jene Geschäftsleute, die in einer eigenen Liegenschaft tätig sind, zahlen weiterhin 

ihre Hypothekarzinsen. Alle jedoch, die ein Geschäftsmietverhältnis haben, werden entlastet. 

• Privilegierung einer beachtlichen Anzahl von Geschäftsmieterinnen und -mietern, die nicht in ei-

ner finanziellen Notlage sind; 

• Erhöhung von Rechtsunsicherheit und Konfliktpotential (Lawine an Verfahren), wenn die Miet-

parteien bereits eine Vereinbarung getroffen haben oder in Vertragsverhandlungen stehen (z.B. 

hinsichtlich Abgrenzung der Nebenkosten/ Bestimmung der Nettomiete); 

• Fehlen eines Nachweises für das Bevorstehen einer massiven Konkurswelle von Geschäftsmie-

terinnen und -mietern;  

• Folgeprobleme für die Vermieterinnen und Vermieter hinsichtlich ihrer Verbindlichkeiten (Auf-

wand für Unterhalt, Amortisationspflichten, Hypothekarzinsen, Rückstellungen). 

 

 

 

Die Vorsorgeeinrichtungen sehen sich seit Jahren hinsichtlich der Finanzierung der Altersvor-

sorge mit strukturellen und operativen Herausforderungen konfrontiert (Niedrigzinsen, Negativ-

zinsen, stetige Zunahme der Langlebigkeit). Angesichts der Covid-19-bedingten finanziellen Lage 

und Deckungssituation der Vorsorgeeinrichtungen sind die im Covid-19-Geschäftsmietegesetz 

vorgesehenen Massnahmen nicht nur verfassungsrechtlich fragwürdig, sondern für die Vorsor-

geeinrichtungen und damit letztlich für die Versicherten kontraproduktiv. 
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Aus diesem Grund lehnen wir den Gesetzesentwurf ab und plädieren dafür, den bundesrätlichen 

Beschluss vom 8. April 2020, von einem staatlichen Eingriff in die privatrechtlichen Beziehungen 

zwischen Mieterinnen/ Mietern und Vermieterinnen/ Vermietern abzusehen, weiterhin aufrechtzu-

erhalten.  

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Hinweise. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

A S I P 

Schweizerischer Pensionskassenverband 

 

 

Jean Rémy Roulet    Hanspeter Konrad 

Präsident     Direktor 











 

Campingstrasse 15 

6074 Giswil                     6.7.2020 

 

 

 

Vernehmlassung Mietzins bei Geschäftsmieten 

 

Unser Betrieb ist ein Saisonbetrieb. Normalerweise öffnen wir zum Zeitpunkt der 

Saisoneröffnung mit dem Campingplatz International Giswil. Dieses Jahr wäre der Start am 

21. März gewesen. 

 

Aufgrund des Lockdown wurde der Campingplatz erst im Mai für die Dauercamper geöffnet. 

Am 2./3.5 sowie am 9./10. Mai hatten wir mit Takeaway-Betrieb gestartet, dies mit 

mässigem Erfolg (fehlender Umsatz von 80%). Der Muttertag mit dem traditionellen Brunch 

fiel aus, somit auch ca. 80 des Umsatzes. Von Montag bis Freitag Mittag (ab dem 11. Mai) 

blieb unser Betrieb geschlossen mangels Gästen Ausfall 100%); die Campingplätze wurden ja 

erst am 6. wieder geöffnet. Somit entgingen uns die Umsätze vom Auffahrts- und 

Pfingstwochenende (Ausfall 80%). Durch die Abstände von 2m von Tisch zu Tisch blieben 

knapp 50% des Inventars gelagert. Die hunderte Wildcamper haben den Weg zu uns nicht 

gefunden, Umsatzausfall ca. 70%! Seit 5.6. hatten wir im Juni 6 Tage geöffnet, seit 29. Juni 7 

Tage von 8-22h.  

Durch die erneute Panikmache aufgrund der prognostizierten 2. Welle sind die Gäste sehr 

verhalten mit einem Restaurantbesuch! 

 

Umsatzausfälle: 

März 100% 

April 100% 

Mai   80% 

Juni   60% 

Juli noch nicht abschätzbar, die ersten Tage trotz Ferien: 30% 

 

Betreffend Mietzinsregelung ist noch kein Entscheid gefällt. Verpächter ist der Camping- und 

Caravanning Club Luzern. Eine GL-Sitzung steht noch aus. Der Präsident möchte sich an die 

Vorgaben des Bundes halten. Da das Gesetz aber auf sich warten lässt, dränge ich hiermit 

auf eine rasche Inkraftsetzung des Gesetzes! 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Sonja Schwegler 

Seebistro Camping Giswil 

 



 

 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 
 
Per Mail an:  
Recht@bwo.admin.ch 
 
 
 
 

Chur, 3. August 2020 
 
 
Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Das Selig in Chur ist seit 2015 im Bereich der Musikveranstaltungsbranche aktiv, nimmt im obengenannten 
Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt Stellung:  
 
I. Allgemeine Würdigung 

Die SeligChur GmbH begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist es so, dass die 
Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe in die Geschäftstätigkeit 
deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und verbindliche Lösung kann unzählige Konkurse 
zu diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens Ende Jahr im 
Parlament fertig beraten werden, ansonsten drohen unzählige Schliessungen und Rechtshändel.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge enthalten schon 
jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten zur 
Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich zugängliche Veranstaltungen durchzuführen – nicht mehr 
möglich ist, liegt ein Mangel an der Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist auch die Miete nicht oder nur in 
beschränktem Ausmass geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in 
der Lehre, bei einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch schon 
heute ganz oder teilweise zu erlassen.  
 
Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon lange 
vor dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu zeigen, dass auch 
die Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt ist es am Bundesrat und dem 
Parlament, einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der Musik- und Kulturveranstaltungsbranche zu 
leisten. Die Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den steigenden Preisen profitiert . Die vorgeschlagene 
Regelung ist das absolute Minimum; in den Fällen, in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt 
sich das über einen Härtefallfonds auffangen.  
 
Die Musik- und Kulturveranstaltungsbranche ist durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die Veranstaltungen 
und Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach dem Lockdown hat die 
Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen.      Dieses Geld fehlt für immer in den Kassen der betroffenen      
Betriebe. Wir beschäftigen rund 14 Angestellte und führen jährlich rund 120 Veranstaltungen durch. Nicht nur 
für uns, sondern für die gesamte Branche hilft nur ein starkes Zeichen, eine deutliche Mietzinssenkung tut 
not.! Eine Schweiz ohne (Musik-)Kulturveranstaltungen ist keine lebenswerte Schweiz mehr Ein kultureller 
Kahlschlag droht 
 
II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Die SeligChur GmbH schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-
Geschäftsmietegesetz vor.  



 

 

 
 
 
 
 
 
 
           

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und Veranstalter 
selbst hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der Schweizerischen Bar- und 
Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der Clubs an, dass sie weniger Aufträge an Externe vergeben 
würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber 
mehrheitlich aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten 
haben. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine 
Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, 
die nicht für rein administrative Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit 
oder zu Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive besondere Lage) 
Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Gerade für 
Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu kämpfen haben werden. Die 
obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, Musik-Bars, Konzert- und 
Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass weniger als die Hälfte, nämlich erst 43% der 
Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie geöffnet, 18% gaben an den Betrieb aufgrund strengerer 
kantonalen Vorschriften wieder geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die immer noch geltende 

Art. 2 Bst. g (neu)  
Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 
Cateringbetriebe [Ergänzen] 
Art. 2 Bst. i (neu) 
Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 
Art. 2 Bst. k (neu) 
Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  
 

Art. 3 Abs. 3 (neu)  
Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   
Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen oder 
ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten Schliessung 
oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des 
Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   
öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken 
mussten; [Ergänzen] 



 

 

besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein Livemusik-Bereich, der 
aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. Der geschätzte 
Umsatzverlust gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf knapp 700'000.-. Der 
monatliche Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein grosser Teil davon entfällt auf 
die Miete, welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  pro Club beträgt. Deshalb ist die fixe 
Obergrenze von 20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten 
ist, heisst das noch nicht, dass Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer 
internationalen Modekette zur Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf 
den Kulturbereich aber nicht zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins nicht nur 
für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Geltungsbereich (Art. 2). 
Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb über 
die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  

 
 
 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, falls sich 
die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der verordneten 
Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte deshalb nicht 
nur die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern auch die Phase nach dem Lockdown beinhalten. Gerade 
die Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit von einem Normalbetrieb entfernt. 
Das Gesetz muss deshalb  vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und 
andere Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls müsste das Parlament den 
Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit 
würde wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten verursachen würde. 

Art. 2  
Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 
zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund der 
ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht für die 
Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von dieser 
Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  

Art. 11 Abs. 1 
Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 
[Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 
Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der Covid-
19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  
Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  
Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  
Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 
oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 



 

 

 

Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung mehr als der Hälfte der 
Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs     .  
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung der SeligChur GmbH  

Freundliche Grüsse 

SeligChur GmbH  

Roni Szepanski 

 

Geschäftsführer 
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AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU YVO /VPGHTJHTHUY ]EHS GHP 9LHU" VPG GHP <DFKUYLPT X[KSHPG 

/HUSLHETTFKNLHTTVPJHP VPG 2LPTFKS[PMVPJHP YVS /HM[ORIVPJ GHT 0QSQPDWLSVT 0QWLG"%, 

!0QWLG"%,"4HTFK[IUTOLHUHJHTHUY 

DOR\ QOOR\^O\ :O\\ 4_XNO]\K^ BK\WOVSX 

DOR\ QOOR\^O\ :O\\ E]MRS\\OX 

DOR\ QOOR\^O\ :O\\ 3V`K\Oc 

DOR\ QOOR\^O 6KWOX _XN :O\\OX

6SO D7CG;5;D 39 LONKXU^ ]SMR Pg\ NSO 9OVOQOXROS^ c_\ D^OVV_XQXKRWO c_W GY\OX^a_\P NO] 

YLQOXKXX^OX 4_XNO]QO]O^cO] i5Y`SN$(0$9O]MReP^]WSO^OQO]O^cj%

6SO D7CG;5;D 39 OXQKQSO\^ ]SMR ]OS^ 4OQSXX NO\ 5Y\YXK$=\S]O Pg\ OSX WK\U^QO\OMR^O]# PKS\O] _XN Pg\ 

:e\^OPeVVO _XN LO]YXNO\] LOOSX^\eMR^SQ^O FX^O\XORWOX ]KMRQO\OMR^O] _XN Z\KU^SUKLVO] =YXcOZ^ Pg\ 

LO^\YPPOXO 9O]MReP^]WSO^`O\ReV^XS]]O% 6K] K_PQ\_XN NO\ 4O]MRVg]]O NO] @K^SYXKV\K^O] `YW +% <_XS 

)')' _XN NO] D^eXNO\K^O] `YW /% <_XS )')' K_]QOK\LOS^O^O i4_XNO]QO]O^c gLO\ NOX ?SO^$ _XN NOX 

BKMR^cSX] aeR\OXN 4O^\SOL]]MRVSO]]_XQOX _XN 7SX]MR\eXU_XQOX c_\ 4OUeWZP_XQ NO] 5Y\YXK`S\_] 

!5Y`SN$(0"j aSNO\]Z\SMR^ NSO]OW ISOV XSMR^ X_\# ]YXNO\X LORSXNO\^ SX _XceRVSQOX 8eVVOX Qg^VSMRO _XN 

ZK\^XO\]MRKP^VSMRO 7SXSQ_XQOX NO\ LO^\YPPOXOX ?SO^ZK\^OSOX%

1HP WQSNLHJHPGHP 2PUXVSI GHT `0QWLG"%,"4HTFK[IUTOLHUHJHTHUYHTa NHKPHP XLS GDKHS GHYLGLHSU DE#

HS\ VOQOX ;RXOX XKMRPYVQOXN _X]O\O dLO\VOQ_XQOX NK\%

6# .NNJHOHLPH /HOHSMVPJHP

1LH >2=A606> .4 NHKPU GHP AQSHPUXVSI YVO /VPGHTJHTHUY DE#



6SO]O\ S]^ VPWHSK[NUPLTO[TTLJ _XN WHSIDTTVPJTXLGSLJ! O\ \SMR^O^ WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP >FKDGHP KX# 

]^K^^ @_^cOX c_ ]^SP^OX2 ]MRKPP^ c_]e^cVSMRO =HFKUTVPTLFKHSKHLU _XN ag\NO OSX XLNNM]SNLFK UYXcSZSO\^O] 

7X^OSQX_XQ]UYXcOZ^ QO]O^cVSMR `O\KXUO\X# aOVMRO] _X`O\]^eXNVSMRO\aOS]O K_]]MRVSO]]VSMR NSO 

GO\WSO^O\ ^\ePO% 6K] 9O]O^c WHSKLPGHSU SX `SOVOX 8eVVOX Qg^VSMRO _XN RDSUPHSTFKDIUNLFKH 2LPLJVPJHP _XN 

O] ]MRKPP^ OSXO HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP AHSOLHUHSP VPG 9LHUHSP#

3_MR NSO 6\SXQVSMRO\UVe\_XQ _XN OSXO \gMUaS\UOXNO ;XU\KP^]O^c_XQ `O\WfQOX NSO EK^]KMRO XSMR^ c_ 

UY\\SQSO\OX# NK]] OSXO >f]_XQ YV TR[U UYWW^%

3_] NOW SX 3\^SUOV , NO\ 4_XNO]`O\PK]]_XQ !4G" `O\KXUO\^OX COMR^]]^KK^]Z\SXcSZ aS\N _X^O\ KXNO\OW 

NK] 9OLY^ NO\ COMR^]]SMRO\ROS^ KLQOVOS^O^% B\S`K^O ]YVVOX ]SMR LOS SR\OW :KXNOVX K_P NK] QOV^OXNO 

COMR^ `O\VK]]OX UfXXOX% ?S^ NOW \gMUaS\UOXN SX =\KP^ QO]O^c^OX i5Y`SN$(0$9O]MReP^]WSO^QO]O^cj 

ag\NO OSXO NSO GO\WSO^O\]OS^O LOVK]^OXNO# OMR^O CgMUaS\U_XQ PO]^QOVOQ^ _XN NKWS^ NK] 4HEQU GHS 

=HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUYU#

6SO 4_XNO]`O\PK]]_XQ QK\KX^SO\^ SX 3\^SUOV )- NK] 7SQOX^_W _XN SX 3\^SUOV ). NSO HS\^]MRKP^]P\OSROS^% 

?S^ NOW i5Y`SN$(0$9O]MReP^]WSO^OQO]O^cj ag\NOX NSO]O LOSNOX WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHX[KSNHLTUHUHP 4SVPGSHFKUH WHSNHUYU#

6K] `Y\QO]MRVKQOXO 4_XNO]QO]O^c S]^ PLFKU WHSK[NUPLTO[TTLJ# 7] ag\NO c_ OSXO\ _XQO\OMR^PO\^SQ^OX# 

QOXO\OVVOX DMRVOMR^O\]^OVV_XQ `YX GO\WSO^O\X PgR\OX _XN Re^^O OSXO aSVVUg\VSMRO 7X^VK]^_XQ `YX 

?SO^O\X c_\ 8YVQO# YRXO NO\OX aS\^]MRKP^VSMRO 4O^\YPPOXROS^ c_ LO\gMU]SMR^SQOX%

6SO DMRaOSc ae\O NK] OSXcSQO >KXN# aOVMRO] NO\K\^ aSVVUg\VSMR SX NK] GO\^\KQ]\OMR^ OSXQ\SPPO% ;W 

aSMR^SQOX SX^O\XK^SYXKVOX >UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 6PWHTULULQPHP VPG 6PWHTUQSHP ag\NO NSO]O] 

]OVL]^SXN_cSO\^O ZYVS^S]MRO CS]SUY UVK\ c_ OSXOW SHNDULWHP BHUUEHXHSETPDFKUHLN PgR\OX% 6K] S]^ 

_XLONSXQ^ c_ `O\WOSNOX%

6SO K_P WSXNO]^OX] OSXO RKVLO ?SVVSK\NO 8\KXUOX QO]MRe^c^O PSXKXcSOVVO 8DTU X]SGH XHLUJHKHPG GHP 

AHSOLHUHSP DVIJHE]SGHU! _XKLReXQSQ `YX SR\O\ PSXKXcSOVVOX DS^_K^SYX%

6SO 3XcKRV NO\ LO^\YPPOXOX 9O]MReP^]WSO^O\SXXOX _XN $WSO^O\# Pg\ aOVMRO XYMR UOSXO 

ZK\^XO\]MRKP^VSMROX >f]_XQOX `Y\VSOQOX# S]^ `fVVSQ _XUVK\% 6SO GO\aKV^_XQ aSVV ]SMR K_P OSX OSQOXO] 

?YXS^Y\SXQ ]^g^cOX% 6SO]O] aS\N XSMR^ `Y\ AU^YLO\ )')' `Y\VSOQOX2 NSO 7\QOLXS]]O ]^OROX NKRO\ Pg\ NSO 

4Y^]MRKP^ KX NK] BK\VKWOX^ `O\W_^VSMR XYMR XSMR^ c_\ GO\PgQ_XQ% 6KWS^ LVOSL^ NK] WS^ NOW 

9O]O^cO]OX^a_\P `Y\QO]MRVKQOXO =YXcOZ^ OSX aOS^QOROXN DVI XLNNM]SNLFKHP >FK[UYVPJHP VPG 

.PPDKOHP EDTLHSHPGHT 7QPTUSVMU# 6K] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV%

6SO 1HILPLULQP O\JNLFKHS 5[SUHI[NNH K_P GO\WSO^O\]OS^O ag\NO NOW 4_XNO]KW^ Pg\ HYRX_XQ]aO]OX 

!4HA" YLVSOQOX# NK] NKc_ WS^ aOS^\OSMROXNOX 7X^]MROSNUYWZO^OXcOX K_]QO]^K^^O^ ag\NO%

6O\ 4_XNO]\K^ ReV^ SW O\Ve_^O\XNOX 4O\SMR^ K_P DOS^O - c_^\OPPOXN PO]^# NK]] NSO DMRVSO]]_XQ _XN NSO 

7SX]MR\eXU_XQ OSXO] 4O^\SOL] K_PQ\_XN `YX LORf\NVSMROX ?K]]XKRWOX SXPYVQO NO\ 5AG;6$(0$ 

BKXNOWSO PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS VSOQOX% Hg\NO OSXOW 

EOSV NO\ ?SO^O\SXXOX _XN ?SO^O\ \gMUaS\UOXN ZO\ (.% ?e\c )')' OSX QO]O^cVSMRO\ 3X]Z\_MR K_P 

?SO^cSX]RO\KL]O^c_XQ OSXQO\e_W^# ag\NO TONYMR ^\Y^cNOW COMR^ QO]MRKPPOX# K_P NK] ]SMR SX NO\ B\KbS]

>HLUH & WQP +



K_MR ?SO^O\SXXOX _XN ?SO^O\ LO\_POX aO\NOX# NSO `YX NO\ `Y\QO]OROXOX COQOV_XQ K_PQ\_XN NO\ 

?SO^cSX]RfRO !gLO\ S] YYY Lca% KY YYY 8\KXUOX" KX ]SMR XSMR^ Z\YPS^SO\OX UfXX^OX%

66# AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH

4OSW ?SO^\OMR^ RKXNOV^ O] ]SMR _W IS`SV\OMR^% 6OW 4_XN UYWW^ QOWe]] 3\^SUOV ('0 4G X_\ NSO 

=YWZO^OXc c_# GY\]MR\SP^OX QOQOX ?S]]L\K_MRO SW ?SO^aO]OX ]YaSO gLO\ NSO 

3VVQOWOSX`O\LSXNVSMRO\UVe\_XQ `YX CKRWOXWSO^`O\^\eQOX c_ O\VK]]OX% 6O\ `YW `Y\QO]MRVKQOXOX 

i5Y`SN$(0$9O]MReP^]WSO^OQO]O^cj LO^\YPPOXO 9OQOX]^KXN QORf\^ UVK\ XSMR^ NKc_%

6O\ GO\]_MR# NK] `Y\QO]MRVKQOXO 9O]O^c K_P 3\^SUOV ('' 4G KLc_]^g^cOX# S]^ VPUDVJNLFK# 6OXX QOWe]] 

NSO]O\ GO\PK]]_XQ]LO]^SWW_XQ c_\ =YXT_XU^_\ZYVS^SU Wg]]^OX _%K% NSO 9\_XN]e^cO NO\ 

HS\^]MRKP^]P\OSROS^# NO\ HO^^LOaO\L]XO_^\KVS^e^ _XN NO\ 9VOSMRLORKXNV_XQ `YX =YXU_\\OX^OX 

QOaeR\VOS]^O^ ]OSX% 6K] UKXX WS^ NSO]O\ GY\VKQO WS^XSMR^OX QOaeR\VOS]^O^ aO\NOX% 7SX K_P NSO]O\ 

GO\PK]]_XQ]XY\W LO\_ROXNO] 4_XNO]QO]O^c aS\N NSO]O 9\_XN]e^cO SW 9OQOX^OSV `O\VO^cOX% 3XNO\] KV] 

NO\ 4_XNO]\K^ LO^\KMR^OX aS\ OSX .ETUHNNHP DVI .SULMHN %$$ /A XSMR^ KV] i`O\^\O^LK\j# ]YXNO\X KV] 

QIIHPMVPGLJ IDNTFK#

666# >UHNNVPJPDKOH YV HLPYHNPHP /HTULOOVPJHP 

.SU#   4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# & LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

6SO COQOV_XQ ]YVV UY\\SQSO\^ aO\NOX# _W XSMR^ Pg\ NK] OSXcOVXO ?SO^YLTOU^# ]YXNO\X Pg\ NOX ?SO^`O\^\KQ 

c_ QOV^OX% @_\ ]Y UKXX K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX# NK]] Pg\ OSXO GSOVcKRV `YX ?SO^YLTOU^OX SX OSXO\ YNO\ 

WOR\O\OX >SOQOX]MRKP^OX TO OSX 7\VK]] LOKX^\KQ^ _XN NSO ALO\Q\OXcO `YX 5:8 )' ''' WOR\PKMR 

gLO\]MR\S^^OX ag\NO%

;X NOX 7\Ve_^O\_XQOX aS\N K_]QOPgR\^# NK]] iWS^ NOW :SXaOS] K_P 9O]MReP^]\e_WOj `O\NO_^VSMR^ aS\N# 

iNK]] NO\ ?YXK^]cSX] Z\Y ?SO^$ YNO\ BKMR^YLTOU^ _XN XSMR^ NK] GO\^\KQ]`YV_WOX QOWOSX^ S]^% HO\NOX 

SX OSXOW OSXcOVXOX GO\^\KQ WOR\O\O OSQOX]^eXNSQO ?SO^$ YNO\ BKMR^]KMROX c_]KWWOXQOPK]]^# ]Y QSV^ 

NK] 9O]O^c Pg\ TONO] NSO]O\ ALTOU^O# Pg\ NK] OSX ?SO^$ YNO\ BKMR^cSX] `YX RfMR]^OX] )' ''' 8\KXUOX 

QSV^# ]OVL]^ NKXX# aOXX NSO WYXK^VSMRO 9O]KW^]_WWO NK\gLO\ VSOQ^j% 6SO] S]^ c_ UY\\SQSO\OX $ c_WKV 

NSO] NOW gLO\QOY\NXO^OX PY\W_VSO\^OX ISOV aSNO\]Z\SMR^1 i6SO ALO\Q\OXcO a_\NO LOa_]]^ OSXQOPgR\^# 

_W UVOSXO _XN WS^^VO\O FX^O\XORWOX c_ ]MRg^cOXj%

.SU#   LTU GHTKDNE VOYVIQSOVNLHSHP- i6SO]O] 9O]O^c QSV^ I]S 9LHU" VPG <DFKUWHSUS[JH! XKWOX^VSMR NO\ 

PYVQOXNOX fPPOX^VSMR c_QeXQVSMROX 7SX\SMR^_XQOX _XN 4O^\SOLO# ]YPO\X NO\ ?SO^$ YNO\ NO\ BKMR^cSX] Pg\ 

NSO ?SO^$ YNO\ NSO BKMR^]KMRO WYXK^VSMR WKbSWKV )' ''' 8\KXUOX LO^\eQ^j%

.SU# ' .VTPDKOHP WQO 4HNUVPJTEHSHLFK

>HLUH ' WQP +



BLS NHKPHP .SU# ' LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

.SU# * .ET# ( /TU# D XSWW^ LO]^OROXNO 7SXSQ_XQOX \SMR^SQO\aOS]O `YX NO\ QO]O^cVSMROX COQOV_XQ K_]% 7] 

S]^ KLO\ XSMR^ KUcOZ^KLOV# aOXX OSXcSQ ?SO^cSX]\ONgU^SYXOX SR\O 9gV^SQUOS^ LORKV^OX% 3_MR 7SXSQ_XQOX# 

aOVMRO iLOS]ZSOV]aOS]O D^_XN_XQ]$ YNO\ CK^OXcKRV_XQ]KL\ONOXj _WPK]]OX# ]SXN QgV^SQO 3LWKMR_XQOX 

_XN Wg]]OX `YW 9OV^_XQ]LO\OSMR K_]QOXYWWOX aO\NOX% 3_MR ]YVMRO GO\OSXLK\_XQOX ]^OVVOX iOSXO 

K_]N\gMUVSMRO 7SXSQ_XQ NO\ GO\^\KQ]ZK\^OSOXj NK\%

.SU# ' .ET# % /TU# E

7] W_]] NOPSXSO\^ aO\NOX# c_ aOVMROW IOS^Z_XU^ OSX \OMR^]U\eP^SQO\ 9O\SMR^]OX^]MROSN `Y\c_VSOQOX RK^# 

NKWS^ OSX ?SO^`O\ReV^XS] `YW 9OV^_XQ]LO\OSMR NO] 9O]O^cO] K_]QOXYWWOX aS\N% 6SO GY\QKLO# aYXKMR 

NK] 9O]O^c LOS VK_POXNOX 9O\SMR^]`O\PKR\OX \gMUaS\UOXN c_\ 3XaOXN_XQ UYWW^# aS\N OSXO Q\Y]]O IKRV 

`YX 9O\SMR^]PeVVOX K_]Vf]OX YNO\ LOQgX]^SQOX $ ]^K^^ ]SO c_ `O\RSXNO\X% 6SO \gMUaS\UOXNO 3XaOXN_XQ 

aS\N NSO EOXNOXc c_W 3LaK\^OX `O\]^e\UOX# ]^K^^ aSO N\SXQOXN Xf^SQ NOX :KXNV_XQ]N\_MU _XN 

OX^]Z\OMROXNO 7SXSQ_XQOX c_ LOPf\NO\X%

.SU# ' .ET# &

6SO D7CG;5;D 39 VORX^ OSXO COQOV_XQ Pg\ ?SO^`O\ReV^XS]]O WS^ ?SO^cSX]OX caS]MROX S] YYY _XN )' YYY 

8\KXUOX KL% 6SO 6OPSXS^SYX OSXO] 4O\OSMR]# SXXO\RKVL NO]]OX NSO ?SO^`O\^\KQ]ZK\^OSOX OSX]OS^SQ K_P NSO 

3XaOXN_XQ NO] 9O]O^cO] `O\cSMR^OX UfXXOX# O\]MROSX^ LOVSOLSQ _XN S]^ aSVVUg\VSMR ]YaSO XSMR^ 

Z\KU^SUKLOV%

.SU# ( 9DTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

.NT ODTTJHEHPGHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT LTU LP .SU# ( .ET# % GHS /SVUUQOLHUYLPT EYX# GHS 

/SVUUQRDFKUYLPT YV EHYHLFKPHP#

.SU# ( .ET# & VPG .ET# ' TLPG RS[YLTHS YV IQSOVNLHSHP#

.SU# ( .ET# %

GY\ NO\ 4O]MRV_]]PK]]_XQ gLO\ NSO ?Y^SYXOX )'%*+,( _XN )'%*+-' aK\ SX NO\ ZK\VKWOX^K\S]MROX 

6S]U_]]SYX WOR\ROS^VSMR _XNSPPO\OXcSO\^ `YX NO\ i?SO^Oj Lca% NOW i?SO^cSX]j NSO CONO% DYPO\X NSO]O 

4OQ\SPPO Z\ecS]O\ QOPK]]^ a_\NOX# aK\ WOS]^OX] NO\ 4\_^^YWSO^cSX] QOWOSX^% 6SO] aK\ LOS]ZSOV]aOS]O 

LOS NO\ `YW D^eXNO\K^ Q_^QOROS]]OXOX ?Y^SYX )'%*(-( NO\ H3=$DC NO\ 8KVV# OLOX]Y LOSW 4O]MRV_]] 

NO] D^eXNO\K^O] `YW -% ?KS )')' gLO\ NSO KLQOeXNO\^O ?Y^SYX )'%*(+) NO\ H3=$@C%

>HLUH ( WQP +



.SU# " .ET#   VPG !

4OS NOX LO^\YPPOXOX ?SO^`O\ReV^XS]]OX aS\N O] \OVK^S` `SOVO GO\^\eQO WS^ FW]K^cWSO^OX QOLOX% 3_MR 

GO\^\eQO WS^ QOWS]MR^OX @_^c_XQOX# NSO `YX NO\ 5Y`SN$(0$BKXNOWSO _X^O\]MRSONVSMR LO^\YPPOX aK\OX# 

]SXN cKRV\OSMR% 4OSNO DKMR`O\RKV^O ag\NOX WS^ NO\ `Y\QO]MRVKQOXOX COQOV_XQ _XQOXgQOXN _XN _XUVK\ 

KLQONOMU^%

.SU# # 4HTFKVNGHUHS 9LHU" QGHS <DFKUYLPT

BLS NHKPHP .SU# ) DE#

DeW^VSMRO LO^\YPPOXOX GO\WSO^O\ ag\NOX `YX 9O]O^cO] aOQOX c_W GO\cSMR^ K_P -Y! SR\O] 

8Y\NO\_XQ]KX]Z\_MRO] K_P `O\^\KQVSMR `O\OSXLK\^O ?SO^$ YNO\ BKMR^cSX]O QOca_XQOX% 3XNO\O\]OS^] 

ag\NOX ]eW^VSMRO `YX NO\ GY\VKQO O\PK]]^OX ?SO^O\ _XQOKMR^O^ NO\ ^K^]eMRVSMROX aS\^]MRKP^VSMROX 

3_]aS\U_XQOX K_P SR\ FX^O\XORWOX SW QVOSMROX FWPKXQ OX^VK]^O^% 6SO]O BK_]MRKVSO\_XQ WKQ OSXPKMR 

]OSX# S]^ KLO\ aSVVUg\VSMR# _XK_]QOaYQOX _XN _XQO\OMR^%

GO\WSO^O\ Wg]]^OX# _W QOWe]] 3\^SUOV . SX NOX 9OX_]] `YX :e\^OPKVV$9OVNO\ c_ UYWWOX# SR\O @Y^VKQO 

WS^ OSXO\ QKXcOX COSRO `YX FX^O\VKQOX# !i?SO^$ YNO\ BKMR^`O\^\KQ# =Y\\O]ZYXNOXc# aOS^O\O 

6YU_WOX^Oj" LOaOS]OX% 6SO] SXUV_]S`O NO\ 3_PVKQO# NK]] NK] i4HA c_]e^cVSMRO 3XPY\NO\_XQOX Pg\ NK] 

GY\VSOQOX OSXO\ aS\^]MRKP^VSMROX @Y^VKQOj PO]^VOQOX UKXX% DOS^OX] NO\ ?SO^O\ ag\NO WS^^OV] OSXO] 

]SWZVOX 3_P^OSV_XQ]]MRVg]]OV L\OS^ gLO\ OSXO GSOVcKRV `YX FX^O\XORWOX COMR^ QO]Z\YMROX $ YRXO 

NO\OX 4O^\YPPOXROS^ gLO\RK_Z^ XeRO\ c_ gLO\Z\gPOX% 6SO] S]^ XSMR^ KUcOZ^KLOV%

.SU# * 4HTVPGKHLUTHLPSLFKUVPJHP

BLS NHKPHP .SU# * DE#

7] S]^ XSMR^ cSOVPgR\OXN# QOaS]]O FX^O\XORWOX# aOVMRO iX_\j OSXO 7SX]MR\eXU_XQ NO] 4O^\SOL] 

O\PKR\OX RKLOX# OLOXPKVV] `YW 4_XNO]QO]O^c Z\YPS^SO\OX c_ VK]]OX% ?S^ NO\ 3XaOXN_XQ K_P ]eW^VSMRO 

9O]_XNROS^]OSX\SMR^_XQOX VK_^ 5AG;6$(0$GO\Y\NX_XQ ) aS\N OSXO\]OS^] OSXO _XQO\OMR^PO\^SQ^O 

BK_]MRKVSO\_XQ `Y\QOXYWWOX% 3XNO\O\]OS^] aO\NOX KXNO\O FX^O\XORWOX K_]QO]MRVY]]OX% 3_MR 

:Y^OV] aK\OX LOS]ZSOVaOS]O SXNS\OU^ LO^\YPPOX _XN W_]]^OX SR\OX 4O^\SOL OSX]MR\eXUOX% 7LOX]Y ]SXN 

LOS CO]^K_\KX^]# NSO ^OSVaOS]O SX 4O^\SOL aK\OX# NSO OPPOU^S`OX 7SXL_]]OX ]MRaSO\SQ c_ O\ROLOX% 7] 

PVf]]OX c_NOW dLO\L\gMU_XQ]$ _XN >S[_SNS^e^]RSVPOX# NSO OLOXPKVV] ]^KK^VSMR K_]QO\SMR^O^ a_\NOX%

.SU# $ 2PUTFK[GLJVPJ EHL XLSUTFKDIUNLFKHP :QUNDJHP

BLS NHKPHP .SU# + DE#

6SO =YXcOZ^SYX OSXO\ :e\^OPKVV\OQOV_XQ Pg\ GO\WSO^O\ `O\WKQ NSO FXK_]QOaYQOXROS^ NO\ QO]KW^OX 

GY\VKQO XSMR^ aO^^c_WKMROX $ SW 9OQOX^OSV% 6SO 3L]SMR^# NSO WS^ -'! ?SO^O\VK]] RYRO 4OVK]^_XQ `YX 

GO\WSO^O\X aO^^c_WKMROX _XN XKWOX^VSMR TOXO# NSO WS^ =Y]^OXWSO^O K\LOS^OX# c_ OX^VK]^OX# S]^ c_W

>HLUH ) WQP +



DMROS^O\X `O\_\^OSV^% 7SX :e\^OPKVVPYXN]# aOVMRO\ WS^ )' ?SVVSYXOX 8\KXUOX QOe_PXO^ ag\NO# `O\WKQ NSO 

c_ O\aK\^OXNOX 3_]PeVVO XSMR^ c_ NOMUOX% ;W I_QO NO\ 5AG;6$(0 4OaeV^SQ_XQ ag\NOX RSO\ c_NOW 

?S^^OV OSXQO]^OVV^# aOVMRO NSO Pg\ NOX]OVLOX IaOMU LO\OS^QO]^OVV^OX _XN PVSO]]OXNOX >S[_SNS^e^]RSVPOX 

iUYXU_\\OXcSO\OXj%

.SU#    =HIHSHPGVO VPG 6PMSDIUUSHUHP

BLS NHKPHP .SU# %% .ET# & DE#

6SO 9OV^_XQ]NK_O\ NO] 9O]O^cO] S]^ K_P *(% 6OcOWLO\ )')' c_ LO]MR\eXUOX% 6SO SX 3\^% (( 3L]% ) 

`Y\QO]MRVKQOXO 9OV^_XQ]NK_O\ LS] 7XNO 6OcOWLO\ )')) S]^ gLO\cYQOX% DSO `O\WS^^OV^# NK]] VKXQaSO\SQO 

COMR^]`O\PKR\OX SX =K_P QOXYWWOX aO\NOX% 8O\XO\ S]^ NK] `Y\VSOQOXNO 9O]O^c iPg\ NSO 6K_O\ NO\ `YW 

4_XN `O\Y\NXO^OX DMRVSO]]_XQj K_]QOVOQ^% ;W WfQVSMROX 8KVVO OSXO] caOS^OX >YMUNYaX] SX NOX <KR\OX 

)')( YNO\ )'))# WS^ KXNO\] QOK\^O^OX GY\]MR\SP^OX _XN 3_]aS\U_XQOX# Wg]]^O NSO >KQO TONYMR 

c_XeMR]^ XO_ LO_\^OSV^ aO\NOX% 7] W_]] NO]RKVL K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX# NK]] NO\ `Y\VSOQOXNO 

9O]O^cO]`Y\]MRVKQ K_^YWK^S]MR K_MR Pg\ OSXOX caOS^OX >YMUNYaX 9gV^SQUOS^ O\RSOV^O% 6SO] S]^ ObZVScS^ 

PO]^c_RKV^OX%

6SO 9OV^_XQ]P\S]^ LS] *(% 6OcOWLO\ )')) S]^ K_MR K_] NSO]OW 9\_XN _W caOS <KR\O c_ `O\Ug\cOX%

6A# CVTDOOHPIDTTVPJ

<ONO\ c_]e^cVSMRO ]^KK^VSMRO 7SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX ?SO^`O\ReV^XS]]O ]MRKPP^ PHVH 

@PJHSHFKULJMHLUHP# >KXQaSO\SQO 9O\SMR^]`O\PKR\OX aO\NOX NKWS^ XSMR^ `O\RSXNO\^# ]YXNO\X SX `SOVOX 

8eVVOX aYRV ORO\ LOPf\NO\^# _% K% aOSV cKRV\OSMRO 7SXcOVPeVVO WS^ NOW GY\]MRVKQ XSMR^ QO\OQOV^ aO\NOX 

UfXX^OX%

?SO^`O\ReV^XS]]O ]SXN RSLWDUSHFKUNLFKHS AHSUSDJTWHSK[NUPLTTH# ?SO^`O\^\eQO ]SXN K_MR SX NSO]O\ 

=\S]OX]S^_K^SYX# QgV^SQ _XN LSVNOX NSO 4K]S] Pg\ GO\RKXNV_XQOX NO\ GO\^\KQ]ZK\^OSOX# _W SX NSO]O\ 

K_]]O\Y\NOX^VSMROX >KQO PKS\O _XN Pg\ LOSNO DOS^OX KUcOZ^KLVO =YWZ\YWS]]O c_ PSXNOX% FXceRVSQO 

]YVMRO\ GO\OSXLK\_XQOX a_\NOX LO\OS^] KLQO]MRVY]]OX% 6SO]O\ NSO GO\^\KQ]K_^YXYWSO \O]ZOU^SO\OXNO 

HOQ RK^ B\SY\S^e^ _XN ]YVV XSMR^ ^Y\ZONSO\^ aO\NOX% 7SX ]^KK^VSMRO\ 7SXQ\SPP ]^OVV^ 9O]Z\eMRO _XN 

GO\RKXNV_XQOX caS]MROX ?SO^$ _XN BKMR^ZK\^OSOX SX 8\KQO# QOPeR\NO^ NSO]O _XN aS\N OSXO GSOVcKRV `YX 

Z\S`K^OX >f]_XQOX `O\RSXNO\X%

7SX KVVPeVVSQO\ TUDDUNLFKHS 2LPJSLII LP HLP RSLWDUSHFKUNLFKHT AHSUSDJTWHSK[NUPLT OVTT WHSK[NUPLTO[TTLJ 

_XN K_P TOXO ?SO^O\SXXOX _XN ?SO^O\ LO]MR\eXU^ ]OSX# aOVMRO c_\ dLO\L\gMU_XQ NO\ U\S]OXLONSXQ^OX 

3_]PeVVO KW ORO]^OX K_P FX^O\]^g^c_XQ KXQOaSO]OX ]SXN% 7] ]SXN NSO] NSO UVOSXO\OX FX^O\XORWOX% 6SO 

`Y\QO]MRVKQOXO >f]_XQ S]^ _X`O\ReV^XS]We]]SQ# _XK_]QOaYQOX _XN LSO^O^ XSMR^ \OMR^cOS^SQ 

COMR^]]SMRO\ROS^%

>HLUH * WQP +



6O\ GY\OX^a_\P Ve]]^ NSO VPUHSTFKLHGNLFKHP XLSUTFKDIUNLFKHP .VTXLSMVPJHP NO\ `Y\gLO\QOROXNOX 

9O]MReP^]]MRVSO]]_XQOX K_P NSO `O\]MRSONOXOX 4O^\SOLO K_]]O\ 3MR^ _XN aS\P^ ]MRaSO\SQO 

3LQ\OXc_XQ]P\KQOX K_P%

6K] N_\MR NOX 4_XN SX 3_P^\KQ QOQOLOXO 9QPLUQSLPJ NLHJU PQFK NDPJH PLFKU WQS VPG MDPP TQOLU PLFKU 

DNT P\ULJH 1DUHPJSVPGNDJH YVS 7QPYHRULQP GHS @OTHUYVPJ WHSXHPGHU aO\NOX% 4O\OS^] `Y\VSOQOXNO 

7\ROL_XQOX NO\ ;WWYLSVSOXL\KXMRO O\aeRX^ NO\ 4_XNO]\K^ SW 4O\SMR^ c_\ GO\XORWVK]]_XQ XSMR^% 6SO] 

S]^ ]^Y]]OXN%

6SO 7\ROL_XQOX NO\ 4\KXMRO _XN ]ZOcSPS]MR NO] G;D cOSQ^OX LO\OS^] 7XNO ?KS1 ;X caOS 6\S^^OVX KVVO\ 

9O]MReP^]WSO^`O\ReV^XS]]O NO\ ?S^QVSONO\ NO] G;D a_\NO LO\OS^] ZK\^XO\]MRKP^VSMRO >f]_XQOX caS]MROX 

?SO^O\X _XN GO\WSO^O\X QOP_XNOX%

6SO W NS`O\]OX 7DPUQPHP JHUSQIIHPHP 8\TVPJHP TUHKHP LO BLGHSTRSVFK YV HLPHS /VPGHTN\TVPJ#

8g\ NOX KVVPeVVSQOX 7SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX ?SO^`O\ReV^XS]]O RK^ NO\ 4_XN UOSXO ^K_QVSMRO 

AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH# 6SO 4O\_P_XQ K_P 3\^% ('' 4G S]^ PLFKU WHSUSHUEDS#

6SO S]FMXLSMHPGH 6PMSDIUTHUYVPJ GHT 4HTHUYHT LTU SHFKUNLFK VPKDNUEDS

BLS NHKPHP GDT /VPGHTJHTHUY DE#

2T LTU PLFKU YLHNI]KSHPG! HT EHKLPGHSU RSLWDUSHFKUNLFKH 8\TVPJHP VPG TUHNNU HLPH MSDTTH 

/HPDFKUHLNLJVPJ GHS 6OOQELNLHPHLJHPU]OHS VPG AHSOLHUHS GDS#

4OS KVVPeVVSQOX 8\KQOX ]^OROX aS\ QO\XO c_\ GO\PgQ_XQ%

>HLUH + WQP +
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6MTZT[R_`^M__Q (. GQXQR[Z #+(++ **+ +* *)

-*'' KaS

O^QPU`%_aU__Q&O[Y

5ZU`M ;cQ^PQ^

D^[Wa^U_`UZ

#+( ++ **+ +* *)

MZU`M&ScQ^PQ^4O^QPU`%_aU__Q&O[Y

 
DQ^ QYMUX !^QOT`4Nc[&MPYUZ&OT"

6aZPQ_MY` Ri^ J[TZaZS_cQ_QZ !6JC" 

F`[^OTQZSM__Q - 

),+' ;^QZOTQZ

6JC C:@ H:5

!5 -=3# &$&$

*'& >aXU )')'

>EPMEHLKAQQSMGQAMRUNPR VSL .SMDEQGEQERV YBEP DEM 7IER" SMD DEM 9ACHRVIMQ UWHPEMD .E"

RPIEBQQCHKIEQQSMGEM SMD 1IMQCHPWMJSMGEM VSP .EJWLOFSMG DEQ /NPNMATIPSQ /NTID"%, 

!/NTID"%,"3EQCHWFRQLIEREGEQERV 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ 6aZPQ_^M` DM^YQXUZ 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ G_OTU^^QZ 

FQT^ SQQT^`Q^ <Q^^ 5XbM^Qe 

FQT^ SQQT^`Q 8MYQZ aZP <Q^^QZ

JU^ NQeUQTQZ aZ_ MaR PUQ MY (& >aXU )')' Q^hRRZQ`Q IQ^ZQTYXM__aZS eaY 6aZPQ_SQ_Q`e iNQ^ PQZ AUQ`% 

aZP PQZ DMOT`eUZ_ cgT^QZP 6Q`^UQN__OTXUQ__aZSQZ aZP 9UZ_OT^gZWaZSQZ ea^ 6QWgY\RaZS PQ_ 7[^[ZM%

bU^a_ 7[bUP%(0 !7[bUP%(0%;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`e"&

:i^ PUQ ;QXQSQZTQU`$ =TZQZ aZ_Q^Q D[_U`U[Z aZP aZ_Q^Q fNQ^XQSaZSQZ PM^XQSQZ ea WhZZQZ$ YhOT`QZ cU^ 

aZ_ NQPMZWQZ& ;Q^ZQ ZQTYQZ cU^ MX_ =ZbQ_`YQZ`% aZP 5__Q` AMZMSQ^ aZP _[YU` PU^QW` 6Q`^[RRQZQ^ PUQ 

;QXQSQZTQU` ea^ F`QXXaZSZMTYQ cMT^ aZP aZ`Q^N^QU`QZ =TZQZ ZMOTR[XSQZP aZ_Q^Q 5ZXUQSQZ&

8UQ F=5G =YY[NUXUQZ 5; !ZMOTR[XSQZP F=5G" bQ^RiS` UZ PQ^ FOTcQUe iNQ^ QUZ =YY[NUXUQZ\[^`R[XU[ b[Z *&* 

AUXXUM^PQZ :^MZWQZ& ;QYQ__QZ MZ PQZ IQ^WQT^_cQ^`QZ YMOTQZ W[YYQ^eUQXX SQZa`e`Q @UQSQZ_OTMR`QZ ^aZP 

)) D^[eQZ` PQ_ D[^`R[XU[_ Ma_&

F=5G QZSMSUQ^` _UOT _QU` 6QSUZZ PQ^ 7[^[ZM%?^U_Q Ri^ QUZ YM^W`SQ^QOT`Q_$ RMU^Q_ aZP Ri^ <g^`QRgXXQ aZP NQ%

_[ZPQ^_ NQQUZ`^gOT`US`Q HZ`Q^ZQTYQZ _MOTSQ^QOT`Q_ aZP \^MW`UWMNXQ_ ?[ZeQ\` Ri^ NQ`^[RRQZQ ;Q_OTgR`_%

YUQ`bQ^TgX`ZU__Q aZP TM` NQ^QU`_ UZ QUZQ^ IUQXeMTX b[Z :gXXQZ \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ @h_aZSQZ YU` _QUZQZ AUQ%

`Q^Z SQ`^[RRQZ& 8M_ MaRS^aZP PQ^ 6Q_OTXi__Q PQ_ BM`U[ZMX^M`Q_ b[Y +& >aZU )')' aZP PQ_ F`gZPQ^M`Q_ 

b[Y /& >aZU )')' Ma_SQM^NQU`Q`Q k6aZPQ_SQ_Q`e iNQ^ PQZ AUQ`% aZP PQZ DMOT`eUZ_ cgT^QZP 6Q`^UQN_%

_OTXUQ__aZSQZ aZP 9UZ_OT^gZWaZSQZ ea^ 6QWgY\RaZS PQ_ 7[^[ZMbU^a_ !7[bUP%(0"l cUPQ^_\^UOT` aZ_Q^Q_ 

9^MOT`QZ_ ZUOT` Za^ PQZ MZbU_UQ^`QZ KUQXQZ$ _[ZPQ^Z bQ^TUZPQ^` UZ aZegTXUSQZ :gXXQZ Si`XUOTQ aZP \M^`ZQ^%

_OTMR`XUOTQ 9UZUSaZSQZ PQ^ NQ`^[RRQZQZ AUQ`\M^`QUQZ&

8QZ b[^XUQSQZPQZ 9Z`ca^R PQ_ k7[bUP%(0%;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`eQ_l Yi__QZ cU^ PMTQ^ MNXQTZQZ&



4# -KKGELEIME .ELEPJSMGEM

;4-< KEHMR DEM >NPEMRUSPF VSL .SMDEQGEQERV AB#

JU^ Q^MOT`QZ PQZ b[^XUQSQZPQZ ;Q_Q`eQ_QZ`ca^R MX_ aZbQ^TgX`ZU_Yg__US aZP cQZUS eUQXRiT^QZP$ PM Q^ b[XW_%

cU^`_OTMR`XUOTQZ FOTMPQZ bQ^a^_MOTQZ$ ea_g`eXUOTQ EQOT`_aZ_UOTQ^TQU` _OTMRRQZ aZP QUZ cUXXWi^XUOT W[ZeU%

\UQ^`Q_ 9Z`QUSZaZS_W[ZeQ\` SQ_Q`eXUOT bQ^MZWQ^Z ci^PQ$ cQXOTQ_ Ma__OTXUQ__XUOT PUQ IQ^YUQ`Q^ `^gRQ& 8M_ 

;Q_Q`e ci^PQ eaPQY UZ bUQXQZ :gXXQZ Si`XUOTQ aZP \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQ 9UZUSaZSQZ bQ^TUZPQ^Z aZP ea QUZQ^ 

QWXM`MZ`QZ HZSXQUOTNQTMZPXaZS b[Z IQ^YUQ`Q^Z aZP AUQ`Q^Z RiT^QZ&

5a_ PQY UZ 5^`UWQX , PQ^ 6aZPQ_bQ^RM__aZS !6I" bQ^MZWQ^`QZ EQOT`__`MM`_\^UZeU\ cU^P aZ`Q^ MZPQ^QY PM_ 

;QN[` PQ^ EQOT`__UOTQ^TQU` MNSQXQU`Q`& D^UbM`Q _[XXQZ _UOT PQYZMOT NQU UT^QY <MZPQXZ MaR PM_ SQX`QZPQ 

EQOT` bQ^XM__QZ WhZZQZ& AU` PQY ^iOWcU^WQZP UZ ?^MR` SQ_Q`e`QZ k7[bUP%(0%;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`el ci^PQ 

QUZQ PUQ IQ^YUQ`Q^_QU`Q NQXM_`QZPQ$ QOT`Q EiOWcU^WaZS RQ_`SQXQS` aZP PMYU` PM_ ;QN[` PQ^ EQOT`__UOTQ^%

TQU` bQ^XQ`e`&

8UQ 6aZPQ_bQ^RM__aZS SM^MZ`UQ^` eaPQY UZ 5^`UWQX )- PM_ 9USQZ`aY aZP UZ 5^`UWQX ). PUQ JU^`_OTMR`_R^QU%

TQU`& AU` PQY k7[bUP%(0%;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`el ci^PQZ PUQ_Q NQUPQZ bQ^RM__aZS_^QOT`XUOT SQcgT^XQU_`Q`QZ 

;^aZP^QOT`Q UZ :^MSQ SQ_`QXX`&

8M_ b[^SQ_OTXMSQZQ 6aZPQ_SQ_Q`e U_` RQ^ZQ^ ZUOT` bQ^TgX`ZU_Yg__US& 9_ ci^PQ ea QUZQ^ aZSQ^QOT`RQ^`US`QZ$ 

SQZQ^QXXQZ FOTXQOT`Q^_`QXXaZS b[Z IQ^YUQ`Q^Z RiT^QZ aZP Tg``Q QUZQ cUXXWi^XUOTQ 9Z`XM_`aZS b[Z AUQ`Q^Z ea^ 

:[XSQ$ [TZQ PQ^QZ cU^`_OTMR`XUOTQ 6Q`^[RRQZTQU` ea NQ^iOW_UOT`USQZ&

8UQ FOTcQUe cg^Q PM_ QUZeUSQ @MZP$ cQXOTQ_ PQ^M^` cUXXWi^XUOT UZ PM_ IQ^`^MS_^QOT` QUZS^URRQ& =Y cUOT`USQZ 

UZ`Q^ZM`U[ZMXQZ F`MZP[^`cQ``NQcQ^N aY =ZbQ_`U`U[ZQZ aZP =ZbQ_`[^QZ ci^PQ PUQ_ ea QUZQY ^QXM`UbQZ JQ``NQ%

cQ^N_ZMOT`QUX RiT^QZ$ cM_ ea bQ^YQUPQZ U_`&

8UQ MaR YUZPQ_`QZ_ QUZQ TMXNQ AUXXUM^PQ :^MZWQZ SQ_OTg`e`Q RUZMZeUQXXQ @M_` ci^PQ cQU`SQTQZP PQZ IQ^%

YUQ`Q^Z MaRSQNi^PQ`$ aZMNTgZSUS b[Z UT^Q^ RUZMZeUQXXQZ FU`aM`U[Z&

8UQ 5ZeMTX PQ^ NQ`^[RRQZQZ ;Q_OTgR`_YUQ`Q^UZZQZ aZP %YUQ`Q^$ Ri^ cQXOTQ Z[OT WQUZQ \M^`ZQ^_OTMR`XUOTQZ 

@h_aZSQZ b[^XUQSQZ$ U_` PQ^eQU` bhXXUS aZWXM^& 8UQ IQ^cMX`aZS cUXX _UOT MaR QUZ QUSQZQ_ A[ZU`[^UZS _`i`eQZ& 

8UQ_Q_ cU^P VQP[OT ZUOT` b[^ CW`[NQ^ )')' b[^XUQSQZ2 PUQ 9^SQNZU__Q cQ^PQZ PMTQ^ Ri^ PUQ 6[`_OTMR` MZ 

PM_ DM^XMYQZ` bQ^Ya`XUOT Z[OT ZUOT` ea^ IQ^RiSaZS _`QTQZ& 8MYU` NXQUN` PM_ YU` PQY ;Q_Q`eQ_QZ`ca^R 

b[^SQ_OTXMSQZQ ?[ZeQ\` QUZ cQU`SQTQZP MaR FOTg`eaZSQZ aZP 5ZZMTYQZ NM_UQ^QZPQ_ ?[Z_`^aW`& 8M_ U_` 

aZ_Q^Q_ 9^MOT`QZ_ ZUOT` MWeQ\`MNQX&

8Q^ 6aZPQ_^M` TgX` UY Q^Xga`Q^ZPQZ 6Q^UOT` MaR FQU`Q - ea`^QRRQZP RQ_`$ PM__ PUQ FOTXUQ__aZS aZP PUQ 9UZ%

_OT^gZWaZS QUZQ_ 6Q`^UQN_ MaRS^aZP b[Z NQTh^PXUOTQZ AM__ZMTYQZ UZR[XSQ PQ^ 7CI=8%(0%DMZPQYUQ 

ZUOT` UY IQ^MZ`c[^`aZS_NQ^QUOT PQ^ IQ^YUQ`Q^UZZQZ aZP IQ^YUQ`Q^ XUQSQZ& Ji^PQ QUZQY GQUX PQ^ AUQ`Q^UZ%

ZQZ aZP AUQ`Q^ ^iOWcU^WQZP \Q^ (.& Ag^e )')' QUZ SQ_Q`eXUOTQ^ 5Z_\^aOT MaR AUQ`eUZ_TQ^MN_Q`eaZS QUZ%

SQ^gaY`$ ci^PQ PUQ_ QUZQ ^QOT`XUOTQ ;^aZPXMSQ _OTMRRQZ$ MaR PUQ _UOT UZ PQ^ D^MdU_ MaOT AUQ`Q^UZZQZ aZP 

AUQ`Q^ NQ^aRQZ cQ^PQZ$ PUQ b[Z PQ^ b[^SQ_QTQZQZ EQSQXaZS MaRS^aZP PQ^ AUQ`eUZ_ThTQ !iNQ^ =F CCC Nec& 

)' ''' :^MZWQZ" MZ _UOT ZUOT` \^[RU`UQ^QZ WhZZ`QZ&

44# >EPFAQQSMGQGPSMDKAGE

;QYg__ 5^`UWQX ('0 6I [NXUQS` PQY 6aZP UY AUQ`cQ_QZ Ma__OTXUQ__XUOT PUQ ?[Y\Q`QZe$ I[^_OT^UR`QZ SQ%

SQZ AU__N^gaOTQ _[cUQ iNQ^ PUQ 5XXSQYQUZbQ^NUZPXUOTQ^WXg^aZS b[Z EMTYQZYUQ`bQ^`^gSQZ ea Q^XM__QZ& 8Q^



b[Y b[^SQ_OTXMSQZQZ k7[bUP%(0%;Q_OTgR`_YUQ`QSQ_Q`el NQ`^[RRQZQ ;QSQZ_`MZP SQTh^` ZMOT aZ_Q^Q^ 9UZ%

_OTg`eaZS WXM^ ZUOT` PMea&

8Q^ IQ^_aOT$ PM_ b[^SQ_OTXMSQZQ ;Q_Q`e MaR 5^`UWQX ('' 6I MNea_`i`eQZ$ iNQ^eQaS` eaPQY ZUOT`$ PM SQ%

Yg__ PUQ_Q^ IQ^RM__aZS_NQ_`UYYaZS ea^ ?[ZVaZW`a^\[XU`UW a&M& PUQ ;^aZP_g`eQ PQ^ JU^`_OTMR`_R^QUTQU`$ PQ^ 

JQ``NQcQ^N_ZQa`^MXU`g` aZP PQ^ ;XQUOTNQTMZPXaZS b[Z ?[ZWa^^QZ`QZ SQcgT^XQU_`Q` _QUZ Yi__`QZ& 8UQ_Q 

I[^Ma__Q`eaZSQZ _UZP NQU PUQ_Q^ I[^XMSQ WXM^ ZUOT` Q^RiXX`& 8UQ 9UZ_OTg`eaZS PQ_ 6aZPQ_^M`Q_$ c[ZMOT QUZ 

5N_`QXXQZ MaR 5^`& ('' 6I kbQ^`^Q`NM^l _QU$ `QUXQZ cU^ R[XSXUOT ZUOT`&

444# ;REKKSMGMAHLE VS EIMVEKMEM .EQRILLSMGEM 

-PR# & 3EKRSMGQBEPEICH

?IP KEHMEM -PR# & IM DEP TNPKIEGEMDEM 2NPL AB#

8UQ EQSQXaZS Ya__ W[^^USUQ^` cQ^PQZ$ aY ZUOT` Ri^ PM_ QUZeQXZQ AUQ`[NVQW`$ _[ZPQ^Z Ri^ PQZ AUQ`bQ^`^MS ea 

SQX`QZ& Ba^ _[ WMZZ Ma_SQ_OTX[__QZ cQ^PQZ$ PM__ Ri^ QUZQ IUQXeMTX b[Z AUQ`[NVQW`QZ UZ QUZQ^ [PQ^ YQT^Q%

^QZ @UQSQZ_OTMR`QZ VQ QUZ 9^XM__ NQMZ`^MS` aZP PUQ CNQ^S^QZeQ b[Z )' ''' :^MZWQZ YQT^RMOT aZ`Q^_OT^U`%

`QZ ci^PQ&

=Z PQZ 9^Xga`Q^aZSQZ cU^P Ma_SQRiT^`$ PM__ kYU` PQY <UZcQU_ MaR ;Q_OTgR`_^gaYQl bQ^PQa`XUOT` cU^P$

kPM__ PQ^ A[ZM`_eUZ_ \^[ AUQ`% [PQ^ DMOT`[NVQW` aZP ZUOT` PM_ IQ^`^MS_b[XaYQZ SQYQUZ` U_`& JQ^PQZ UZ 

QUZQY QUZeQXZQZ IQ^`^MS YQT^Q^Q QUSQZ_`gZPUSQ AUQ`% [PQ^ DMOT`_MOTQZ ea_MYYQZSQRM__`$ _[ SUX` PM_ 

;Q_Q`e Ri^ VQPQ_ PUQ_Q^ CNVQW`Q$ Ri^ PM_ QUZ AUQ`% [PQ^ DMOT`eUZ_ b[Z ThOT_`QZ_ )' ''' :^MZWQZ SUX`$ 

_QXN_` PMZZ$ cQZZ PUQ Y[ZM`XUOTQ ;Q_MY`_aYYQ PM^iNQ^ XUQS`l& 8UQ_ U_` ea W[^^USUQ^QZ % eaYMX PUQ_ PQY 

iNQ^SQ[^PZQ`QZ R[^YaXUQ^`QZ KUQX cUPQ^_\^UOT`1 k8UQ CNQ^S^QZeQ ca^PQ NQca__` QUZSQRiT^`$ aY WXQUZQ aZP 

YU``XQ^Q HZ`Q^ZQTYQZ ea _OTi`eQZl&

5^`& ) U_` PQ_TMXN cUQ R[XS` aYeaR[^YaXUQ^QZ1 k8UQ_Q_ ;Q_Q`e SUX` Ri^ AUQ`% aZP DMOT`bQ^`^gSQ$ ZMYQZ`XUOT 

PQ^ R[XSQZPQZ hRRQZ`XUOT eaSgZSXUOTQZ 9UZ^UOT`aZSQZ aZP 6Q`^UQNQ$ _[RQ^Z PQ^ AUQ`% [PQ^ PQ^ DMOT`eUZ_ Ri^ 

PUQ AUQ`% [PQ^ PUQ DMOT`_MOTQ Y[ZM`XUOT YMdUYMX )' ''' :^MZWQZ NQ`^gS`l&

-PR# ' -SQMAHLEM TNL 3EKRSMGQBEPEICH 

?IP KEHMEM -PR# ' IM DEP TNPKIEGEMDEM 2NPL AB#

-PR# ' -BQ# % .QR# A ZUYY` NQ_`QTQZPQ 9UZUSaZSQZ ^UOT`USQ^cQU_Q b[Z PQ^ SQ_Q`eXUOTQZ EQSQXaZS Ma_& 9_ 

U_` MNQ^ ZUOT` MWeQ\`MNQX$ cQZZ QUZeUS AUQ`eUZ_^QPaW`U[ZQZ UT^Q ;iX`USWQU` NQTMX`QZ& 5aOT 9UZUSaZSQZ$ cQX%

OTQ kNQU_\UQX_cQU_Q F`aZPaZS_% [PQ^ EM`QZeMTXaZS_MN^QPQZl aYRM__QZ$ _UZP SiX`USQ 5NYMOTaZSQZ aZP 

Yi__QZ b[Y ;QX`aZS_NQ^QUOT Ma_SQZ[YYQZ cQ^PQZ& 5aOT _[XOTQ IQ^QUZNM^aZSQZ _`QXXQZ kQUZQ Ma_%

P^iOWXUOTQ 9UZUSaZS PQ^ IQ^`^MS_\M^`QUQZl PM^&

-PR# ' -BQ# % .QR# B

9_ Ya__ PQRUZUQ^` cQ^PQZ$ ea cQXOTQY KQU`\aZW` QUZ ^QOT`_W^gR`USQ^ ;Q^UOT`_QZ`_OTQUP b[^eaXUQSQZ TM`$ PM%

YU` QUZ AUQ`bQ^TgX`ZU_ b[Y ;QX`aZS_NQ^QUOT PQ_ ;Q_Q`eQ_ Ma_SQZ[YYQZ cU^P& 8UQ I[^SMNQ$ c[ZMOT PM_ 

;Q_Q`e NQU XMaRQZPQZ ;Q^UOT`_bQ^RMT^QZ ^iOWcU^WQZP ea^ 5ZcQZPaZS W[YY`$ cU^P QUZQ S^[__Q KMTX b[Z 

;Q^UOT`_RgXXQZ Ma_Xh_QZ [PQ^ NQSiZ_`USQZ % _`M`` _UQ ea bQ^TUZPQ^Z& 8UQ ^iOWcU^WQZPQ 5ZcQZPaZS cU^P PUQ 

GQZPQZe eaY 5NcM^`QZ bQ^_`g^WQZ$ _`M`` cUQ P^UZSQZP Zh`US PQZ <MZPXaZS_P^aOW aZP QZ`_\^QOTQZPQ 9UZU%

SaZSQZ ea NQRh^PQ^Z&



-PR# ' -BQ# &

F=5G XQTZ` QUZQ EQSQXaZS Ri^ AUQ`bQ^TgX`ZU__Q YU` AUQ`eUZ_QZ ecU_OTQZ (, ''' aZP )' ''' :^MZWQZ MN& 

8UQ 8QRUZU`U[Z QUZQ_ 6Q^QUOT_$ UZZQ^TMXN PQ__QZ PUQ AUQ`bQ^`^MS_\M^`QUQZ QUZ_QU`US MaR PUQ 5ZcQZPaZS PQ_ 

;Q_Q`eQ_ bQ^eUOT`QZ WhZZQZ$ Q^_OTQUZ` NQXUQNUS aZP U_` ZUOT` \^MW`UWMNQX&

-PR# ( 7AQQGEBEMDEP 7IER" NDEP 9ACHRVIMQ

-KQ LAQQGEBEMDEP 7IER" NDEP 9ACHRVIMQ IQR IM -PR# ( -BQ# % DEP .PSRRNLIERVIMQ BVU# DEP .PSRRN"

OACHRVIMQ VS BEVEICHMEM#

-PR# ( -BQ# & SMD -BQ# ' QIMD VS OPWVIQIEPEM#

-PR# ( -BQ# %

I[^ PQ^ 6Q_OTXa__RM__aZS iNQ^ PUQ A[`U[ZQZ )'&*+,( aZP )'&*+-' cM^ UZ PQ^ \M^XMYQZ`M^U_OTQZ 8U_Wa_%

_U[Z YQT^TQU`XUOT aZPURRQ^QZeUQ^` b[Z PQ^ kAUQ`Ql Nec& PQY kAUQ`eUZ_l PUQ EQPQ& F[RQ^Z PUQ_Q 6QS^URRQ \^g%

eU_Q^ SQRM__` ca^PQZ$ cM^ YQU_`QZ_ PQ^ 6^a``[YUQ`eUZ_ SQYQUZ`& 8UQ_ cM^ NQU_\UQX_cQU_Q NQU PQ^ b[Y F`gZ%

PQ^M` Sa`SQTQU__QZQZ A[`U[Z )'&*(-( PQ^ J5?%FE PQ^ :MXX$ QNQZ_[ NQUY 6Q_OTXa__ PQ_ F`gZPQ^M`Q_ 

b[Y -& AMU )')' iNQ^ PUQ MNSQgZPQ^`Q A[`U[Z )'&*(+) PQ^ J5?%BE&

-PR# ( -BQ# & SMD '

6QU PQZ NQ`^[RRQZQZ AUQ`bQ^TgX`ZU__QZ cU^P Q_ ^QXM`Ub bUQXQ IQ^`^gSQ YU` HY_M`eYUQ`QZ SQNQZ& 5aOT IQ^%

`^gSQ YU` SQYU_OT`QZ Ba`eaZSQZ$ PUQ b[Z PQ^ 7[bUP%(0%DMZPQYUQ aZ`Q^_OTUQPXUOT NQ`^[RRQZ cM^QZ$ _UZP 

eMTX^QUOT& 6QUPQ FMOTbQ^TMX`Q ci^PQZ YU` PQ^ b[^SQ_OTXMSQZQZ EQSQXaZS aZSQZiSQZP aZP aZWXM^ MNSQ%

PQOW`&

-PR# ) 3EQCHSKDEREP 7IER" NDEP 9ACHRVIMQ 

?IP KEHMEM -PR# ) AB#

FgY`XUOTQ NQ`^[RRQZQZ IQ^YUQ`Q^ ci^PQZ b[Z ;Q_Q`eQ_ cQSQZ eaY IQ^eUOT` MaR -'! UT^Q_ :[^PQ^aZS_MZ%

_\^aOTQ_ MaR bQ^`^MSXUOT bQ^QUZNM^`Q AUQ`% [PQ^ DMOT`eUZ_Q SQecaZSQZ& 5ZPQ^Q^_QU`_ ci^PQZ _gY`XUOTQ b[Z 

PQ^ I[^XMSQ Q^RM__`QZ AUQ`Q^ aZSQMOT`Q` PQ^ `M`_gOTXUOTQZ cU^`_OTMR`XUOTQZ 5a_cU^WaZSQZ MaR UT^ HZ`Q^%

ZQTYQZ UY SXQUOTQZ HYRMZS QZ`XM_`Q`& 8UQ_Q DMa_OTMXUQ^aZS U_` cQPQ^ ZMOTb[XXeUQTNM^ Z[OT SQ^QOT`&

IQ^YUQ`Q^ Yi__`QZ$ aY SQYg__ 5^`UWQX . UZ PQZ ;QZa__ b[Z <g^`QRMXX%;QXPQ^ ea W[YYQZ$ UT^Q B[`XMSQ YU` 

QUZQ^ SMZeQZ EQUTQ b[Z HZ`Q^XMSQZ !kAUQ`% [PQ^ DMOT`bQ^`^MS$ ?[^^Q_\[ZPQZe$ cQU`Q^Q 8[WaYQZ`Ql" NQ%

cQU_QZ& 8UQ_ UZWXa_UbQ PQ^ 5aRXMSQ$ PM__ PM_ k6JC ea_g`eXUOTQ 5ZR[^PQ^aZSQZ Ri^ PM_ I[^XUQSQZ QUZQ^ 

cU^`_OTMR`XUOTQZ B[`XMSQl RQ_`XQSQZ WMZZ& FQU`QZ_ PQ^ AUQ`Q^ ci^PQ YU``QX_ QUZQ_ _UY\XQZ 5aR`QUXaZS_%

_OTXi__QX_ N^QU` iNQ^ QUZQ IUQXeMTX b[Z HZ`Q^ZQTYQZ EQOT` SQ_\^[OTQZ % [TZQ PQ^QZ 6Q`^[RRQZTQU` iNQ^%

TMa\` ZgTQ^ ea iNQ^\^iRQZ& 8UQ_ U_` ZUOT` MWeQ\`MNQX aZP cU^P R[XSXUOT MNSQXQTZ`&

-PR# * 3EQSMDHEIRQEIMPICHRSMGEM 

?IP KEHMEM -PR# * AB#

9_ U_` ZUOT` eUQXRiT^QZP$ SQcU__Q HZ`Q^ZQTYQZ$ cQXOTQ kZaZ3 QUZQ 9UZ_OT^gZWaZS PQ_ 6Q`^UQN_ Q^RMT^QZ 

TMNQZ$ QNQZRMXX_ b[Y 6aZPQ_SQ_Q`e \^[RU`UQ^QZ ea XM__QZ& AU` PQ^ 5ZcQZPaZS MaR _gY`XUOTQ ;Q_aZPTQU`_%

QUZ^UOT`aZSQZ XMa` 7CI=8%(0%IQ^[^PZaZS ) cU^P QUZQ^_QU`_ QUZQ aZSQ^QOT`RQ^`US`Q DMa_OTMXUQ^aZS b[^SQ%

Z[YYQZ& 5ZPQ^Q^_QU`_ cQ^PQZ MZPQ^Q HZ`Q^ZQTYQZ Ma_SQ_OTX[__QZ& 5aOT <[`QX_ cM^QZ NQU_\UQXcQU_Q 

UZPU^QW` NQ`^[RRQZ aZP Ya__`QZ UT^QZ 6Q`^UQN QUZ_OT^gZWQZ& 9NQZ_[ _UZP NQU EQ_`Ma^MZ`_$ PUQ `QUXcQU_Q UZ 
6Q`^UQN cM^QZ$ PUQ QRRQW`UbQZ 9UZNa__QZ _OTcUQ^US ea Q^TQNQZ& 9_ RXh__QZ eaPQY fNQ^N^iOWaZS_% aZP @U%

]aUPU`g`_TUXRQZ$ PUQ QNQZRMXX_ _`MM`XUOT Ma_SQ^UOT`Q` ca^PQZ&



-PR# + 1MRQCHWDIGSMG BEI UIPRQCHAFRKICHEM 8NRKAGEM

?IP KEHMEM -PR# + AB#

8UQ ?[ZeQ\`U[Z QUZQ^ <g^`QRMXX^QSQXaZS Ri^ IQ^YUQ`Q^ bQ^YMS PUQ ?^U`UW\aZW`Q MZ PQ^ SQ_MY`QZ I[^XMSQ 

ZUOT` ea NQ_QU`USQZ& 8UQ 5N_UOT`$ PUQ YU` -'! AUQ`Q^XM__ T[TQ 6QXM_`aZS b[Z IQ^YUQ`Q^Z cQ``eaYMOTQZ 

aZP ZMYQZ`XUOT VQZQ$ PUQ YU` ?[_`QZYUQ`Q M^NQU`QZ$ ea QZ`XM_`QZ$ U_` ZUOT` ZMOTTMX`US& 9UZ <g^`QRMXXR[ZP_$ 

cQXOTQ^ YU` )' AUXXU[ZQZ :^MZWQZ SQgaRZQ` ci^PQ$ bQ^YMS PUQ ea Q^cM^`QZPQZ 5a_RgXXQ ZUOT` ea PQOWQZ& =Y 

KaSQ PQ^ 7CI=8%(0 6QcgX`USaZS ci^PQZ TUQ^ eaPQY AU``QX QUZSQ_`QXX`$ cQXOTQ PUQ Ri^ PQZ_QXNQZ KcQOW 

NQ^QU`SQ_`QXX`QZ aZP RXUQ__QZPQZ @U]aUPU`g`_TUXRQZ kW[ZWa^^QZeUQ^QZl&

-PR# %% :EFEPEMDSL SMD 4MJPAFRRPEREM 

?IP KEHMEM -PR# %% -BQ# & AB#

8UQ ;QX`aZS_PMaQ^ PQ_ ;Q_Q`eQ_ U_` MaR *(& 8QeQYNQ^ )')' ea NQ_OT^gZWQZ& 8UQ UZ 5^`& (( 5N_& ) b[^SQ%

_OTXMSQZQ ;QX`aZS_PMaQ^ NU_ 9ZPQ 8QeQYNQ^ )')) Q^MOT`QZ cU^ MX_ ea cQU`SQTQZP& FUQ bQ^YU``QX`$ PM__ 

XMZScUQ^USQ EQOT`_bQ^RMT^QZ UZ ?MaR SQZ[YYQZ cQ^PQZ& :Q^ZQ^ U_` PM_ b[^XUQSQZPQ ;Q_Q`e kRi^ PUQ 8MaQ^ 

PQ^ b[Y 6aZP bQ^[^PZQ`QZ FOTXUQ__aZSl Ma_SQXQS`& =Y YhSXUOTQZ :MXXQ QUZQ_ ecQU`QZ @[OWP[cZ_ UZ PQZ 

>MT^QZ )')( [PQ^ )'))$ YU` MZPQ^_ SQM^`Q`QZ I[^_OT^UR`QZ aZP 5a_cU^WaZSQZ$ Yi__`Q PUQ @MSQ VQP[OT 

eaZgOT_` ZQa NQa^`QUX` cQ^PQZ& 9_ Ya__ PQ_TMXN Ma_SQ_OTX[__QZ cQ^PQZ$ PM__ PQ^ b[^XUQSQZPQ ;Q_Q`eQ_%

b[^_OTXMS Ma`[YM`U_OT MaOT Ri^ QUZQZ ecQU`QZ @[OWP[cZ ;iX`USWQU` Q^TUQX`Q& 8UQ_ U_` Qd\XUeU` UY ;Q_Q`eQ_%

`Qd` RQ_`eaTMX`QZ&

4># @SQALLEMFAQQSMG

>QPQ^ ea_g`eXUOTQ _`MM`XUOTQ 9UZS^URR UZ PUQ \^UbM`^QOT`XUOTQZ AUQ`bQ^TgX`ZU__Q _OTMRR` ZQaQ HZSQ^QOT`USWQU%

`QZ& @MZScUQ^USQ ;Q^UOT`_bQ^RMT^QZ cQ^PQZ PMYU` ZUOT` bQ^TUZPQ^`$ _[ZPQ^Z UZ bUQXQZ :gXXQZ c[TX QTQ^ NQ%

Rh^PQ^`$ a&M& cQUX eMTX^QUOTQ 9UZeQXRgXXQ YU` PQY I[^_OTXMS ZUOT` SQ^QSQX` cQ^PQZ WhZZ`QZ&

AUQ`bQ^TgX`ZU__Q _UZP \^UbM`^QOT`XUOTQ IQ^`^MS_bQ^TgX`ZU__Q& AUQ`bQ^`^gSQ _UZP MaOT UZ PUQ_Q^ ?^U_QZ_U`aM`U[Z 

SiX`US aZP NUXPQZ PUQ 6M_U_ Ri^ IQ^TMZPXaZSQZ PQ^ IQ^`^MS_\M^`QUQZ$ aY UZ PUQ_Q^ Ma__Q^[^PQZ`XUOTQZ @MSQ 

RMU^Q aZP Ri^ NQUPQ FQU`QZ MWeQ\`MNXQ ?[Y\^[YU__Q ea RUZPQZ& HZegTXUSQ _[XOTQ^ IQ^QUZNM^aZSQZ ca^PQZ 

NQ^QU`_ MNSQ_OTX[__QZ& 8UQ_Q^ PUQ IQ^`^MS_Ma`[Z[YUQ ^Q_\QW`UQ^QZPQ JQS TM` D^U[^U`g` aZP _[XX ZUOT` `[^%

\QPUQ^` cQ^PQZ& 9UZ _`MM`XUOTQ^ 9UZS^URR _`QXX` ;Q_\^gOTQ aZP IQ^TMZPXaZSQZ ecU_OTQZ AUQ`% aZP DMOT`\M^%

`QUQZ UZ :^MSQ$ SQRgT^PQ` PUQ_Q aZP cU^P QUZQ IUQXeMTX b[Z \^UbM`QZ @h_aZSQZ bQ^TUZPQ^Z&

9UZ MXXRgXXUSQ^ _`MM`XUOTQ^ 9UZS^URR UZ QUZ \^UbM`^QOT`XUOTQ_ IQ^`^MS_bQ^TgX`ZU_ Ya__ bQ^TgX`ZU_Yg__US aZP MaR 

VQZQ AUQ`Q^UZZQZ aZP AUQ`Q^ NQ_OT^gZW` _QUZ$ cQXOTQ ea^ fNQ^N^iOWaZS PQ^ W^U_QZNQPUZS`QZ 5a_RgXXQ MY 

QTQ_`QZ MaR HZ`Q^_`i`eaZS MZSQcUQ_QZ _UZP& 9_ _UZP PUQ_ PUQ WXQUZQ^QZ HZ`Q^ZQTYQZ& 8UQ b[^SQ_OTXMSQZQ 

@h_aZS U_` b[^ PUQ_QY <UZ`Q^S^aZP aZbQ^TgX`ZU_Yg__US$ aZMa_SQc[SQZ aZP NUQ`Q` ZUOT` ^QOT`eQU`US PUQ NQ%

Zh`US`Q EQOT`__UOTQ^TQU`&

8Q^ I[^QZ`ca^R Xg__` PUQ aZ`Q^_OTUQPXUOTQZ cU^`_OTMR`XUOTQZ 5a_cU^WaZSQZ PQ^ b[^iNQ^SQTQZPQZ ;Q%

_OTgR`__OTXUQ__aZSQZ MaR PUQ bQ^_OTUQPQZQZ 6Q`^UQNQ Ma__Q^ 5OT` aZP cU^R` _OTcUQ^USQ 5NS^QZeaZS_R^MSQZ 

MaR&



8M_ Pa^OT PQZ 6aZP UZ 5aR`^MS SQSQNQZQ A[ZU`[^UZS XUQS` Z[OT XMZSQ ZUOT` b[^ aZP WMZZ _[YU` ZUOT` MX_ 

Zh`USQ 8M`QZS^aZPXMSQ ea^ ?[ZeQ\`U[Z PQ^ HY_Q`eaZS bQ^cQZPQ` cQ^PQZ& 6Q^QU`_ b[^XUQSQZPQ 9^TQNaZSQZ 

PQ^ =YY[NUXUQZN^MZOTQ Q^cgTZ` PQ^ 6aZPQ_^M` UY 6Q^UOT` ea^ IQ^ZQTYXM__aZS NQPMaQ^XUOTQ^cQU_Q ZUOT`&

8UQ 9^TQNaZSQZ PQ^ 6^MZOTQ aZP _\QeURU_OT PQ_ IQ^NMZP_ =YY[NUXUQZ FOTcQUe !I=F" eQUS`QZ NQ^QU`_ 9ZPQ 

AMU1 =Z ecQU 8^U``QXZ MXXQ^ ;Q_OTgR`_YUQ`bQ^TgX`ZU__Q PQ^ AU`SXUQPQ^ PQ_ I=F ca^PQZ NQ^QU`_ \M^`ZQ^_OTMR`XU%

OTQ @h_aZSQZ ecU_OTQZ AUQ`Q^Z aZP IQ^YUQ`Q^Z SQRaZPQZ&

8UQ UZ PUbQ^_QZ ?MZ`[ZQZ SQ`^[RRQZQZ @h_aZSQZ _`QTQZ UY JUPQ^_\^aOT ea QUZQ^ 6aZPQ_Xh_aZS&

:i^ PQZ MXXRgXXUSQZ 9UZS^URR UZ PUQ \^UbM`^QOT`XUOTQZ AUQ`bQ^TgX`ZU__Q TM` PQ^ 6aZP WQUZQ `MaSXUOTQ IQ^RM_%

_aZS_S^aZPXMSQ& 5^`& ('' 6I SQZiS` Ma_ aZ_Q^Q^ FUOT` ZUOT` MX_ ;^aZPXMSQ Ri^ PUQ _`MM`XUOTQZ 9UZS^URRQ&

FOTXUQ__XUOT U_` PUQ ^iOWcU^WQZPQ =ZW^MR`_Q`eaZS PQ_ ;Q_Q`eQ_ Ma_ ^QOT`XUOTQ^ FUOT` ga__Q^_` NQPQZWXUOT 

aZP WMaY TMX`NM^&

?IP KEHMEM DEM TNPKIEGEMDEM 1MRUSPF DEQ .SMDEQGEQERVEQ AB#

1P IQR MICHR VIEKFYHPEMD! BEHIMDEPR OPITARPECHRKICHE 6XQSMGEM SMD QREKKR EIME SMTEPHWKRMIQLWQQIGE 

.EMACHREIKIGSMG DEP 4LLNBIKIEMEIGEMRYLEP SMD >EPLIEREP DAP#

JU^ NQPMZWQZ aZ_ Ri^ PUQ c[TXc[XXQZPQ D^iRaZS aZ_Q^Q^ ?[YYQZ`M^Q aZP 5ZXUQSQZ aZP _`QTQZ Ri^ MXXRgX%

XUSQ EiOWR^MSQZ [PQ^ QUZQ bQ^`UQR`Q 9^h^`Q^aZS aZ_Q^Q^ F`QXXaZSZMTYQ SQ^ZQ ea^ IQ^RiSaZS&

:^QaZPXUOTQ ;^i__Q 

F=5G =YY[NUXUQZ 5;

5__UX 9X BMPQUY 

D^[Wa^U_`

LY`QfcQ^PQ^ 

D^[Wa^U_`UZ

%C















 '')"%&%#(!+! !(!$#'#(*
0C< <49 A4/

( -% ;E=: (&(&

3_XNO]KW^ Pl\ GYRX_XQ]aO]OX !3G@" 

C^Y\MROXQK]]O , 

(+*& 8\OXMROX

6WWOX# (*% ;_VS (&(&

FO\XORWVK]]_XQ]KX^aY\^ d_W 3_XNO]QO]O^d lLO\ NOX >SO^$ _XN NOX AKMR^dSX] agR\OXN 

3O^\SOL]]MRVSO]]_XQOX _XN 6SX]MR\gXU_XQOX d_\ 3OUgWZP_XQ NO] 4Y\YXK`S\_] 4Y`SN$'/ 

!4Y`SN$'/$8O]MRgP^]WSO^OQO]O^d"

COR\ QOOR\^O\ 9O\\ 3_XNO]\K^ AK\WOVSX 

COR\ QOOR\^O\ 9O\\ D]MRS\\OX 

COR\ QOOR\^O\ 9O\\ 2V`K\Od 
COR\ QOOR\^O 5KWOX _XN 9O\\OX

5SO ]WOcO\] 28 LONKXU^ ]SMR Pl\ NSO 8iVOQORROS^ d_\ C^OVV_XQXKRWO d_W FY\OX^a_\P NO] 

YLQOXKXX^OX 3_XNO]QO]O^dO] o4Y`SN$'/$8O]MRgP^]WSO^OQO]O^dp%

5SO ]WOcO\] 28 WS^ NOW 8O]MRgP^]daOMU0 FO\WS^^V_XQ# 6\aO\L# 7SXKXdSO\_XQ# BOKVS]SO\_XQ# 

FO\aKV^_XQ _XN FO\g_]]O\_XQ `YX =SOQOX]MRKP^OX aOXNO^ ]SMR WS^ PYVQOXNOW 2XVSOQOX KX CSO% 
5K] K_PQ\_XN NO\ 3O]MRVl]]O NO] ?K^SYXKV\K^O] `YW *% ;_XS (&(& _XN NO] I^gXNO\g^O] `YW .% ;_XS 

(&(& K_]QOK\LOS^O^O o3_XNO]QO]O^d lLO\ NOX >SO^$ _XN% NOX AKMR^dSX] agR\OXN 

3O^\SOL]]MRVSO]]_XQOX _XN 6SX]MR\gXU_XQOX d_\ 3OUgWZP_XQ NO] 4Y\YXK`S\_] !4Y`SN$'/" p 

aSNO\]Z\SMR^ NSO]OW HSOV XSMR^ X_\# ]YXNO\X LORSXNO\^ SX _XdgRVSQOX 7gVVOX Ql^VSMRO _XN 
ZK\^XO\]MRKP^VSMRO 6SXSQ_XQOX NO\ LO^\YPPOXOX >SO^ZK\^OSOX%

5OX `Y\VSOQOXNOX 6X^a_\P Nh] o4Y`SN$'/$8O]MRgP^]WSO^OQO]O^dO]p VORXOX aS\ NKRO\ NOdSNSO\^ 

KL%

GS\ VOQOX :RXOX XKMRPYVQOXN _X]O\O eLO\VOQ_XQOX NK\%

7" /RRMKSKOTK 0KSKWQZTMKT

5SO ]WOcO\] 28 VORX^ NOX FY\OX^a_\P d_W 3_XNO]QO]O^d KL%

5SO]O\ S]^ _X`O\RgV^RS]Wg]]SQ _XN `O\PK]]_XQ]aSN\SQ# O\ \SMR^O^ `YVU]aS\^]MRKP^VSMROX CMRKNOX 

KX# ]^K^^ ?_^dOX d_ ]^SP^OX1 ]MRKPP^ d_]g^dVSMRO BOMR^]_X]SMRO\ROS^ _XN al\NO OSX aSVVUl\VSMR 

UYXdSZSO\^O] 6X^OSQX_XQ]UYXdOZ^ QO]O^dVSMR `O\KXUO\X# aOVMRO] l\S`O\]^gXN?MROPaOS]O 

K_]]MRVSO]]VSMR NSO FO\WSO^O\ ^\gPO% 5K] 8O]O^d `O\RSXNO\^ SX `SOVOX 7gVVOX Ql^VSMRO _XN
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VGWYTKWXINGLYROINK 3OTOMZTMKT _XN O] ]MRKPP^ OSXO KQRGYGTYK ATMRKOINHKNGTJRZTM [UT 

BKWSOKYKWT ZTJ :OKYKWT"

2_MR NSO 5\SXQVSMRO\UVg\_XQ _XN OSXO \lMUaS\UOXNO :XU\KP^]O^d_XQ `O\WjQOX NSO DK^]KMRO XSMR^ 

d_ UY\\SQSO\OX# NK]] OSXO =j]_XQ _Z XV`Y UYWW^%

2_] NOW SX 2\^SUOV + NO\ 3_XNO]`O\PK]]_XQ !3F" `O\KXUO\^OX BOMR^]]^KK^]Z\SXdSZ aS\N _X^O\ 

KXNO\OW NK] 8OLY^ NO\ BOMR^]]SMRO\ROS^ KLQOVOS^O^% A\S`K^O ]YVVOX ]SMR LOS SR\OW 9KXNOVX K_P NK] 

QOV^OXNO BOMR^ `O\VK]]OX UjXXOX% >S^ NOW \lMUaS\UOXN SX <\KP^ QO]O^d^OX o4Y`SN$'/$ 

8O]MRgP^]WSO^QO]O^dp al\NO OSXO NSO FO\WSO^O\]OS^O LOVK]^OXNO# OMR^O BlMUaS\U_XQ PO]^QOVOQ^ 

_XN NKWS^ NK] 5KHUY JKW >KINYXXOINKWNKOY [KWRKY_Y"

5SO 3_XNO]`O\PK]]_XQ QK\KX^SO\^ SX 2\^SUOV (, NK] 6SQOX^_W _XN SX 2\^SUOV (- NSO GS\^]MRKP^]P\OS$

ROS^% >S^ NOW o4Y`SN$'/$8O]MRgP^]WSO^OQO]O^dp al\NOX NSO]O LOSNOX [KWLGXXZTMXWKINYROIN 

MK\`NWRKOXYKYKT 5WZTJWKINYK [KWRKY_Y"

5K] `Y\QO]MRVKQOXO 3_XNO]QO]O^d S]^ TOINY [KWN`RYTOXS`XXOM" 6] al\NO d_ OSXO\ _XQO\OMR^PO\$

^SQ^OX# QOXO\OVVOX CMRVOMR^O\]^OVV_XQ `YX FO\WSO^O\X PlR\OX _XN Rg^^O OSXO aSVVUl\VSMRO 

6X^VK]^_XQ `YX >SO^O\X d_\ 7YVQO# YRXO NO\OX aS\^]MRKP^VSMRO 3O^\YPPOXROS^ d_ LO\lMU]SMR^SQOX%

5SO CMRaOSd ag\O NK] OSXdSQO =KXN# aOVMRO] NO\K\^ aSVVUl\VSMR SX NK] FO\^\KQ]\OMR^ OSXQ\SPPO% :W 

aSMR^SQOX SX^O\XK^SYXKVOX ?YGTJUWY\KYYHK\KWH ZS 7T[KXYOYOUTKT ZTJ 7T[KXYUWKT al\NO NSO]O] 

]OVL]^SXN_dSO\^O ZYVS^S]MRO BS]SUY UVK\ d_ OSXOW \OVK^S`OX GO^^LOaO\L]XKMR^OSV PlR\OX% 5K] S]^ 

_XLONSXQ^ d_ `O\WOSNOX%

5SO K_P WSXNO]^OX] OSXO RKVLO >SVVSK\NO 7\KXUOX QO]MRg^d^O PSXKXdSOVVO 9GXY \bWJK \KOYMKNKTJ 

JKT BKWSOKYKWT GZLMKHbWJKY  _XKLRgXQSQ `YX SR\O\ PSXKXdSOVVOX CS^_K^SYX%

5SO 2XdKRV NO\ LO^\YPPOXOX 8O]MRgP^]WSO^O\SXXOX _XN $WSO^O\# Pl\ aOVMRO XYMR UOSXO ZK\^XO\$

]MRKP^VSMROX =j]_XQOX `Y\VSOQOX# S]^ `jVVSQ _XUVK\% 5SO FO\aKV^_XQ aSVV ]SMR K_P OSX OSQOXO] 

>YXS^Y\SXQ ]^l^dOX% 5SO]O] aS\N XSMR^ `Y\ @U^YLO\ (&(& `Y\VSOQOX1 NSO 6\QOLXS]]O ]^OROX NKRO\ 

Pl\ NSO 3Y^]MRKP^ KX NK] AK\VKWOX^ `O\W_^VSMR XYMR XSMR^ d_\ FO\PlQ_XQ% 5KWS^ LVOSL^ NK] WS^ NOW 

8O]O^dO]OX^a_\P `Y\QO]MRVKQOXO <YXdOZ^ OSX aOS^QOROXN K_P \ORRQbWROINKT ?IN`Y_ZTMKT ZTJ 

/TTGNSKT HGXOKWKTJKX 8UTXYWZQY" 5K] S]^ XSMR^ KUdOZ^KLOV%

5SO 2KLOTOYOUT SaMROINKW 6`WYKL`RRK K_P FO\WSO^O\]OS^O al\NO NOW 3_XNO]KW^ Pl\ GYRX_XQ]$

aO]OX !3G@" YLVSOQOX# NK] NKd_ WS^ aOS^\OSMROXNOX 6X^]MROSNUYWZO^OXdOX K_]QO]^K^^O^ al\NO%

5O\ 3_XNO]\K^ RgV^ SW O\Vg_^O\XNOX 3O\SMR^ K_P COS^O , d_^\OPPOXN PO]^# NK]] NSO CMRVSO]]_XQ _XN 

NSO 6SX]MR\gXU_XQ OSXO] 3O^\SOL] K_PQ\_XN `YX LORj\NVSMROX >K]]XKRWOX SXPYVQO NO\ 4@F:5$'/$ 

AKXNOWSO TOINY OS BKWGTY\UWYZTMXHKWKOIN JKW BKWSOKYKWOTTKT ZTJ BKWSOKYKW VSOQOX% Gl\NO 

OSXOW DOSV NO\ >SO^O\SXXOX _XN >SO^O\ \lMUaS\UOXN ZO\ '-% >g\d (&(& OSX QO]O^dVSMRO\ 2X]Z\_MR 

K_P >SO^dSX]RO\KL]O^d_XQ OSXQO\g_W^# al\NO TONYMR ^\Y^dNOW BOMR^ QO]MRKPPOX# K_P NK] ]SMR SX 

NO\ A\KbS] K_MR >SO^O\SXXOX _XN >SO^O\ LO\_POX aO\NOX# NSO `YX NO\ `Y\QO]OROXOX BOQOV_XQ 

K_PQ\_XN NO\ >SO^dSX]RjRO !lLO\ :C @@@ Lda% (& &&& 7\KXUOX" KX ]SMR XSMR^ Z\YPS^SO\OX UjXX^OX%

XSK^KWXVSX SX Y L S : SOX m >KX KQOW OX !1
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XSK^KWX:WWYLSVSOX m >KXKQOWOX^

77" BKWLGXXZTMXMWZTJRGMK

3OSW >SO^\OMR^ RKXNOV^ O] ]SMR _W HS`SV\OMR^% 5OW 3_XN UYWW^ QOWg]] 2\^SUOV '&/ 3F X_\ NSO 

<YWZO^OXd d_# FY\]MR\SP^OX QOQOX >S]]L\g_MRO SW >SO^aO]OX ]YaSO lLO\ NSO 2VVQOWOSX`O\LSXN$

VSMRO\UVg\_XQ `YX BKRWOXWSO^`O\^\gQOX d_ O\VK]]OX% 5O\ `YW `Y\QO]MRVKQOXOX o4Y`SN$'/$ 

8O]MRgP^]WSO^OQO]O^dp LO^\YPPOXO 8OQOX]^KXN QORj\^ UVK\ XSMR^ NKd_%

5O\ FO\]_MR# NK] `Y\QO]MRVKQOXO 8O]O^d K_P 2\^SUOV '&& 3F KLd_]^l^dOX# S]^ ZTYGZMROIN" 5OXX 

QOWg]] NSO]O\ FO\PK]]_XQ]LO]^SWW_XQ d_\ <YXT_XU^_\ZYVS^SU Wl]]^OX _%K% NSO 8\_XN]g^dO NO\ 

GS\^]MRKP^]P\OSROS^# NO\ GO^^LOaO\L]XO_^\KVS^g^ _XN NO\ 8VOSMRLORKXNV_XQ `YX <YXU_\\OX^OX 

QOagR\VOS]^O^ ]OSX% 5K] UKXX WS^ NSO]O\ FY\VKQO WS^XSMR^OX QOagR\VOS]^O^ aO\NOX% 6SX K_P NSO]O\ 

FO\PK]]_XQ]XY\W LO\_ROXNO] 3_XNO]QO]O^d aS\N NSO]O 8\_XN]g^dO SW 8OQOX^OSV `O\VO^dOX% 

2XNO\] KV] NO\ 3_XNO]\K^ LO^\KMR^OX aS\ KOT /HXYKRRKT GZL /WYOQKR $## 0B XSMR^ KV] o`O\^\O^LK\p# 

]YXNO\X KV] ULLKTQZTJOM LGRXIN"

777" ?YKRRZTMTGNSK _Z KOT_KRTKT 0KXYOSSZTMKT 

/WY" % 5KRYZTMXHKWKOIN

COW RKNTKT /WY" % OT JKW [UWROKMKTJKT 4UWS GH"

5SO BOQOV_XQ ]YVV UY\\SQSO\^ aO\NOX# _W XSMR^ Pl\ NK] OSXdOVXO >SO^YLTOU^# ]YXNO\X Pl\ NOX 

>SO^`O\^\KQ d_ QOV^OX% ?_\ ]Y UKXX K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX# NK]] Pl\ OSXO FSOVdKRV `YX >SO^YL$

TOU^OX SX OSXO\ YNO\ WOR\O\OX =SOQX]MRKP^OX TO OSX 6\VK]] LOKX^\KQ^ _XN NSO @LO\Q\OXdO `YX 497 

H@ @@@ WOR\PKMR lLO\]MR\S^^OX al\NO%

:X NOX 6\Vg_^O\_XQOX aS\N K_]QOPlR\^# NK]] oWS^ NOW 9SXaOS] K_P 8O]MRgP^]\g_WOp `O\NO_^VSMR^ 

aS\N# oNK]] NO\ >YXK^]dSX] Z\Y >SO^$ YNO\ AKMR^YLTOU^ _XN XSMR^ NK] FO\^\KQ]`YV_WOX QOWOSX^ 

S]^% GO\NOX SX OSXOW OSXdOVXOX FO\^\KQ WOR\O\O OSQOX]^gXNSQO >SO^$ YNO\ AKMR^]KMROX d_]KW$

WOXQOPK]]^# ]Y QSV^ NK] 8O]O^d Pl\ TONO] NSO]O\ @LTOU^O# Pl\ NK] OSX >SO^$ YNO\ AKMR^dSX] `YX 

RjMR]^OX] H@ @@@ 7\KXUOX QSV^# ]OVL]^ NKXX# aOXX NSO WYXK^VSMRO 8O]KW^]_WWO NK\lLO\ VSOQ^p% 

5SO] S]^ d_ UY\\SQSO\OX $ d_WKV NSO] NOW lLO\QOY\NXO^OX PY\W_VSO\^OX HSOV aSNO\]Z\SMR^0 o5SO 

@LO\Q\OXdO a_\NO LOa_]]^ OSXQOPlR\^# _W UVOSXO _XN WS^^VO\O EX^O\XORWOX d_ ]MRl^dOXp%

/WY" ( OXY JKXNGRH ZS_ZLUWSZROKWKT- o5SO]O] 8O]O^d QSV^ LbW :OKY! ZTJ =GINY[KWYW`MK  XKWOX^VSMR 

NO\ PYVQOXNOX jPPOX^VSMR d_QgXQVSMROX 6SX\SMR^_XQOX _XN 3O^\SOLO# ]YPO\X NO\ >SO^$ YNO\ NO\ 

AKMR^dSX] Pl\ NSO >SO^$ YNO\ NSO AKMR^]KMRO WYXK^VSMR WKbSWKV (& &&& 7\KXUOX LO^\gQ^p%

/WY" & /ZXTGNSKT [US 5KRYZTMXHKWKOIN

COW RKNTKT /WY" & OT JKW [UWROKMKTJKT 4UWS GH"

/WY" ) /HX" ' 0XY" G XSWW^ LO]^OROXNO 6SXSQ_XQOX \SMR^SQO\aOS]O `YX NO\ QO]O^dVSMROX BOQOV_XQ 

K_]% 6] S]^ KLO\ XSMR^ KUdOZ^KLOV# aOXX OSXdSQ >SO^dSX]\ON_U^SYXOX SR\O 8lV^SQUOS^ LORKV^OX% 2_MR 

6SXSQ_XQOX# aOVMRO oLOS]ZSOV]aOS]O C^_XN_XQ]$ YNO\ BK^OXdKRV_XQ]KL\ONOXp _WPK]]OX# ]SXN
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QlV^SQO 2LWKMR_XQOX _XN Wl]]OX `YW 8OV^_XQ]LO\OSMR K_]QOXYWWOX aO\NOX% 2_MR ]YVMRO 

FO\OSXLK\_XQOX ]^OVVOX oOSXO K_]N\lMUVSMRO 6SXSQ_XQ NO\ FO\^\KQ]ZK\^OSOXp NK\%

/WY" & /HX" $ 0XY" H

6] W_]] NOPSXSO\^ aO\NOX# d_ aOVMROW HOS^Z_XU^ OSX \OMR^]U\gP^SQO\ 8O\SMR^]OX^]MROSN `Y\d_VSO$

QOX RK^# NKWS^ OSX >SO^`O\RgV^XS] `YW 8OV^_XQ]LO\OSMR NO] 8O]O^dO] K_]QOXYWWOX aS\N%

5SO FY\QKLO# aYXKMR NK] 8O]O^d LOS VK_POXNOX 8O\SMR^]`O\PKR\OX \lMUaS\UOXN d_\ 2XaOXN_XQ 

UYWW^# aS\N OSXO Q\Y]]O HKRV `YX 8O\SMR^]PgVVOX K_]Vj]OX YNO\ LOQlX]^SQOX $ ]^K^^ ]SO d_ 

`O\RSXNO\X% 5SO \lMUaS\UOXNO 2XaOXN_XQ aS\N NSO DOXNOXd d_W 2LaK\^OX `O\]^g\UOX# ]^K^^ aSO 

N\SXQOXN Xj^SQ NOX 9KXNV_XQ]N\_MU _XN OX^]Z\OMROXNO 6SXSQ_XQOX d_ LOPj\NO\X%

/WY" & /HX" %

5SO ]WOcO\] 28 VORX^ OSXO BOQOV_XQ Pl\ >SO^`O\RgV^XS]]O WS^ >SO^dSX]OX daS]MROX '+ &&& _XN (& 

&&& 7\KXUOX KL% 5SO 5OPSXS^SYX OSXO] 3O\OSMR]# SXXO\RKVL NO]]OX NSO >SO^`O\^\KQ]ZK\^OSOX OSX]OS^SQ 

K_P NSO 2XaOXN_XQ NO] 8O]O^dO] `O\dSMR^OX UjXXOX# O\]MROSX^ LOVSOLSQ _XN S]^ aSVVUl\VSMR ]YaSO 

XSMR^ Z\KU^SUKLOV%

XSK^KWX: S X W Y L S : S O X m >KX KQOW OX V

/WY" ' :GXXMKHKTJKW :OKY! UJKW =GINY_OTX

/RX SGXXMKHKTJKW :OKY! UJKW =GINY_OTX OXY OT /WY" ' /HX" $ JKW 0WZYYUSOKY_OTX H_\" JKW 

0WZYYUVGINY_OTX _Z HK_KOINTKT"

/WY" ' /HX" % ZTJ /HX" & XOTJ VW`_OXKW _Z LUWSZROKWKT"

/WY" ' /HX" $

FY\ NO\ 3O]MRV_]]PK]]_XQ lLO\ NSO >Y^SYXOX (&%)*+' _XN (&%)*,& aK\ SX NO\ ZK\VKWOX^K\S]MROX 

5S]U_]]SYX WOR\ROS^VSMR _XNSPPO\OXdSO\^ `YX NO\ o>SO^Op Lda% NOW o>SO^dSX]p NSO BONO% CYPO\X 

NSO]O 3OQ\SPPO Z\gdS]O\ QOPK]]^ a_\NOX# aK\ WOS]^OX] NO\ 3\_^^YWSO^dSX] QOWOSX^% 5SO] aK\ 

LOS]ZSOV]aOS]O LOS NO\ `YW C^gXNO\K^ Q_^QOROS]]OXOX >Y^SYX (&%)',' NO\ G2<$CB NO\ 7KVV# 

OLOX]Y LOSW 3O]MRV_]] NO] C^gXNO\K^O] `YW ,% >KS (&(& lLO\ NSO KLQOgXNO\^O >Y^SYX (&%)'*( 

NO\G2<$?B%

/WY" ' /HX" % ZTJ &

3OS NOX LO^\YPPOXOX >SO^`O\RgV^XS]]OX aS\N O] \OVK^S` `SOVO FO\^\gQO WS^ EW]K^dWSO^OX QOLOX% 

2_MR FO\^\gQO WS^ QOWS]MR^OX ?_^d_XQOX# NSO `YX NO\ 4Y`SN$'/$AKXNOWSO _X^O\]MRSONVSMR 

LO^\YPPOX aK\OX# ]SXN dKRV\OSMR% 3OSNO CKMR`O\RKV^O al\NOX WS^ NO\ `Y\QO]MRVKQOXOX BOQOV_XQ 

_XQOXlQOXN _XN _XUVK\ KLQONOMU^%

/WY" ( 5KXINZRJKYKW :OKY! UJKW =GINY_OTX

COW RKNTKT /WY" ( GH"

CgW^VSMRO LO^\YPPOXOX FO\WSO^O\ al\NOX `YX 8O]O^dO] aOQOX d_W FO\dSMR^ K_P ,&! SR\O] 

7Y\NO\_XQ]KX]Z\_MRO] K_P `O\^\KQVSMR `O\OSXLK\^O >SO^$ YNO\ AKMR^dSX]O QOda_XQOX% 2XNO\O\$

]OS^] al\NOX ]gW^VSMRO `YX NO\ FY\VKQO O\PK]]^OX >SO^O\ _XQOKMR^O^ NO\ ^K^]gMRVSMROX aS\^]MRKP^$

VSMROX 2_]aS\U_XQOX K_P SR\ EX^O\XORWOX SW QVOSMROX EWPKXQ OX^VK]^O^% 5SO]O AK_]MRKVSO\_XQ 

WKQ OSXPKMR ]OSX# S]^ KLO\ aSVVUl\VSMR# _XK_]QOaYQOX _XN _XQO\OMR^%
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XSK^KWX: SX SX Y L S : S O X m >KX fQO W OX^

FO\WSO^O\ Wl]]^OX# _W QOWg]] 2\^SUOV - SX NOX 8OX_]] `YX 9g\^OPKVV$8OVNO\ d_ UYWWOX# SR\O 

?Y^VKQO WS^ OSXO\ QKXdOX BOSRO `YX EX^O\VKQOX# !o>SO^$ YNO\ AKMR^`O\^\KQ# <Y\\O]ZYXNOXd# 

aOS^O\O 5YU_WOX^Op" LOaOS]OX% 5SO] SXUV_]S`O NO\ 2_PVKQO# NK]] NK] o3G@ d_]g^dVSMRO 2XPY\$

NO\_XQOX Pl\ NK] FY\VSOQOX OSXO\ aS\^]MRKP^VSMROX ?Y^VKQOp PO]^VOQOX UKXX% COS^OX] NO\ >SO^O\ 

al\NO WS^^OV] OSXO] ]SWZVOX 2_P^OSV_XQ]]MRVl]]OV L\OS^ lLO\ OSXO FSOVdKRV `YX EX^O\XORWOX BOMR^ 

QO]Z\YMROX $ YRXO NO\OX 3O^\YPPOXROS^ lLO\RK_Z^ XgRO\ d_ lLO\Z\lPOX% 5SO] S]^ XSMR^ KUdOZ^K$

LOV%

/WY" ) 5KXZTJNKOYXKOTWOINYZTMKT

COW RKNTKT /WY" ) GH"

6] S]^ XSMR^ dSOVPlR\OXN# QOaS]]O EX^O\XORWOX# aOVMRO oX_\p OSXO 6SX]MR\gXU_XQ NO] 3O^\SOL] 

O\PKR\OX RKLOX# OLOXPKVV] `YW 3_XNO]QO]O^d Z\YPS^SO\OX d_ VK]]OX% >S^ NO\ 2XaOXN_XQ K_P 

]gW^VSMRO 8O]_XNROS^]OSX\SMR^_XQOX VK_^ 4@F:5$'/$FO\Y\NX_XQ ( aS\N OSXO\]OS^] OSXO _XQO\OMR^$

PO\^SQ^O AK_]MRKVSO\_XQ `Y\QOXYWWOX% 2XNO\O\]OS^] aO\NOX KXNO\O EX^O\XORWOX K_]QO]MRVY]$

]OX% 2_MR 9Y^OV] aK\OX LOS]ZSOVaOS]O SXNS\OU^ LO^\YPPOX _XN W_]]^OX SR\OX 3O^\SOL OSX]MR\gXUOX% 

6LOX]Y ]SXN LOS BO]^K_\KX^]# NSO ^OSVaOS]O SX 3O^\SOL aK\OX# NSO OPPOU^S`OX 6SXL_]]OX ]MRaSO\SQ d_ 
O\ROLOX% 6] PVj]]OX d_NOW eLO\L\lMU_XQ]$ _XN =S[_SNS^g^]RSVPOX# NSO OLOXPKVV] ]^KK^VSMR 

K_]QO\SMR^O^ a_\NOX%

/WY" * 3TYXIN`JOMZTM HKO \OWYXINGLYROINKT ;UYRGMKT

COW RKNTKT /WY" * GH"

5SO <YXdOZ^SYX OSXO\ 9g\^OPKVV\OQOV_XQ Pl\ FO\WSO^O\ `O\WKQ NSO EXK_]QOaYQOXROS^ NO\ QO]KW$

^OX FY\VKQO XSMR^ aO^^d_WKMROX $ SW 8OQOX^OSV% 5SO 2L]SMR^# NSO WS^ ,&) >SO^O\VK]] RYRO 

3OVK]^_XQ `YX FO\WSO^O\X aO^^d_WKMROX _XN XKWOX^VSMR TOXO# NSO WS^ <Y]^OXWSO^O K\LOS^OX# d_ 

OX^VK]^OX# S]^ d_W CMROS^O\X `O\_\^OSV^% 6SX 9g\^OPKVVPYXN]# aOVMRO\ WS^ (& >SVVSYXOX 7\KXUOX 

QOg_PXO^ al\NO# `O\WKQ NSO d_ O\aK\^OXNOX 2_]PgVVO XSMR^ d_ NOMUOX% :W H_QO NO\ 4@F:5$'/ 

3OagV^SQ_XQ al\NOX RSO\ d_NOW >S^^OV OSXQO]^OVV^# aOVMRO NSO Pl\ NOX]OVLOX HaOMU LO\OS^QO]^OVV$

^OX _XN PVSO]]OXNOX =S[_SNS^g^]RSVPOX oUYXU_\\OXdSO\OXp%

/WY" $$ >KLKWKTJZS ZTJ 7TQWGLYYWKYKT

COW RKNTKT /WY" $$ /HX" % GH"

5SO 8OV^_XQ]NK_O\ NO] 8O]O^dO] S]^ K_P )'% 5OdOWLO\ (&(& d_ LO]MR\gXUOX% 5SO SX 2\^% '' 2L]% ( 

`Y\QO]MRVKQOXO 8OV^_XQ]NK_O\ LS] 6XNO 5OdOWLO\ (&(( S]^ lLO\dYQOX% CSO `O\WS^^OV^# NK]] 

VKXQaSO\SQO BOMR^]`O\PKR\OX SX <K_P QOXYWWOX aO\NOX% 7O\XO\ S]^ NK] `Y\VSOQOXNO 8O]O^d oPl\ 

NSO 5K_O\ NO\ `YW 3_XN `O\Y\NXO^OX CMRVSO]]_XQp K_]QOVOQ^% :W WjQVSMROX 7KVVO OSXO] daOS^OX 

=YMUNYaX] SX NOX ;KR\OX (&(' YNO\ (&((# WS^ KXNO\] QOK\^O^OX FY\]MR\SP^OX _XN 2_]aS\U_XQOX# 

Wl]]^O NSO =KQO TONYMR d_XgMR]^ XO_ LO_\^OSV^ aO\NOX% 6] W_]] NO]RKVL K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX# 

NK]] NO\ `Y\VSOQOXNO 8O]O^dO]`Y\]MRVKQ K_^YWK^S]MR K_MR Pl\ OSXOX daOS^OX =YMUNYaX 8lV^SQUOS^ 

O\RSOV^O% 5SO] S]^ ObZVSdS^ PO]^d_RKV^OX%

5SO 8OV^_XQ]P\S]^ LS] )'% 5OdOWLO\ (&(( S]^ K_MR K_] NSO]OW 8\_XN _W daOS ;KR\O d_ `O\Ul\dOX%
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XSK^KWX:X_XYLS:SOX m >KXKQOXSOX^

7B" DZXGSSKTLGXXZTM

;ONO\ d_]g^dVSMRO ]^KK^VSMRO 6SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX >SO^`O\RgV^XS]]O ]MRKPP^ TKZK 

ATMKWKINYOMQKOYKT" =KXQaSO\SQO 8O\SMR^]`O\PKR\OX aO\NOX NKWS^ XSMR^ `O\RSXNO\^# ]YXNO\X SX 

`SOVOX 7gVVOX aYRV ORO\ LOPj\NO\^# _% K% aOSV dKRV\OSMRO 6SXdOVPgVVO WS^ NOW FY\]MRVKQ XSMR^ 

QO\OQOV^ aO\NOX UjXX^OX%

>SO^`O\RgV^XS]]O ]SXN VWO[GYWKINYROINKW BKWYWGMX[KWN`RYTOXXK" >SO^`O\^\gQO ]SXN K_MR SX NSO]O\ 

<\S]OX]S^_K^SYX QlV^SQ _XN LSVNOX NSO 3K]S] Pl\ FO\RKXNV_XQOX NO\ FO\^\KQ]ZK\^OSOX# _W SX NSO]O\ 

K_]]O\Y\NOX^VSMROX =KQO PKS\O _XN Pl\ LOSNO COS^OX KUdOZ^KLVO <YWZ\YWS]]O d_ PSXNOX% EXdgRVS$

QO ]YVMRO\ FO\OSXLK\_XQOX a_\NOX LO\OS^] KLQO]MRVY]]OX% 5SO]O\ NSO FO\^\KQ]K_^YXYWSO 

\O]ZOU^SO\OXNO GOQ RK^ A\SY\S^g^ _XN ]YVV XSMR^ ^Y\ZONSO\^ aO\NOX% 6SX ]^KK^VSMRO\ 6SXQ\SPP ]^OVV^ 

8O]Z\gMRO _XN FO\RKXNV_XQOX daS]MROX >SO^$ _XN AKMR^ZK\^OSOX SX 7\KQO# QOPgR\NO^ NSO]O _XN 

aS\N OSXO FSOVdKRV `YX Z\S`K^OX =j]_XQOX `O\RSXNO\X%

6SX KVVPgVVSQO\ XYGGYROINKW 3OTMWOLL OT KOT VWO[GYWKINYROINKX BKWYWGMX[KWN`RYTOX SZXX [KWN`RY!

TOXS`XXOM _XN K_P TOXO >SO^O\SXXOX _XN >SO^O\ LO]MR\gXU^ ]OSX# aOVMRO d_\ eLO\L\lMU_XQ NO\ 

U\S]OXLONSXQ^OX 2_]PgVVO KW ORO]^OX K_P EX^O\]^l^d_XQ KXQOaSO]OX ]SXN% 6] ]SXN NSO] NSO 

UVOSXO\OX EX^O\XORWOX% 5SO `Y\QO]MRVKQOXO =j]_XQ S]^ _X`O\RgV^XS]Wg]]SQ# _XK_]QOaYQOX _XN 

LSO^O^ XSMR^ \OMR^dOS^SQ BOMR^]]SMRO\ROS^%

5O\ FY\OX^a_\P Vg]]^ NSO ZTYKWXINOKJROINKT \OWYXINGLYROINKT /ZX\OWQZTMKT NO\ `Y\lLO\QOROX$

NOX 8O]MRgP^]]MRVSO]]_XQOX K_P NSO `O\]MRSONOXOX 3O^\SOLO K_]]O\ 2MR^ _XN aS\P^ ]MRaSO\SQO 

2LQ\OXd_XQ]P\KQOX K_P%

5K] N_\MR NOX 3_XN SX 2_P^\KQ QOQOLOXO :UTOYUWOTM ROKMY TUIN RGTMK TOINY [UW ZTJ QGTT XUSOY 

TOINY GRX TaYOMK 2GYKTMWZTJRGMK _ZW 8UT_KVYOUT JKW ASXKY_ZTM [KW\KTJKY aO\NOX% 3O\OS^] 

`Y\VSOQOXNO 6\ROL_XQOX NO\ :WWYLSVSOXL\KXMRO O\agRX^ NO\ 3_XNO]\K^ SW 3O\SMR^ d_\ 

FO\XORWVK]]_XQ XSMR^% 5SO] S]^ ]^Y]]OXN%

5SO 6\ROL_XQOX NO\ 3\KXMRO _XN ]ZOdSPS]MR NO] F:C dOSQ^OX LO\OS^] 6XNO >KS0 :X daOS 5\S^^OVX KVVO\ 

8O]MRgP^]WSO^`O\RgV^XS]]O NO\ >S^QVSONO\ NO] F:C a_\NO LO\OS^] ZK\^XO\]MRKP^VSMRO =j]_XQOX 

daS]MROX >SO^O\X _XN FO\WSO^O\X QOP_XNOX%

5SO SX NS`O\]OX 8GTYUTKT MKYWULLKTKT 9aXZTMKT XYKNKT OS COJKWXVWZIN _Z KOTKW 0ZTJKXRaXZTM"

7l\ NOX KVVPgVVSQOX 6SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX >SO^`O\RgV^XS]]O RK^ NO\ 3_XN UOSXO ^K_QVSMRO 

BKWLGXXZTMXMWZTJRGMK" 5SO 3O\_P_XQ K_P 2\^% '&& 3F S]^ TOINY [KWYWKYHGW"

5SO WbIQ\OWQKTJK 7TQWGLYXKY_ZTM JKX 5KXKY_KX OXY WKINYROIN ZTNGRYHGW"
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 '')"%&%#(!+! !(!$#'#(*

COW PKNTKT JGX 0ZTJKXMKXKY_ GH"

E 3X OXY !TOINY _OKRLbNWKTJ  KX HKNOTJKWY VWO[GYWKINYROINK 9aXZTMKT ZTJ XYKRRY KOTK QWGXXK $ 

0KTGINYKOROMZTM JKW 7SSUHOROKTKOMKTYbSKW ZTJ BKWSOKYKW JGW" FFFFFFFFFFFFF

7l\ KVVPgVVSQO 7\KQOX ]^OROX aS\ QO\XO d_\ FO\PlQ_XQ%

7\O_XNVSMRO 4\k]]O

>Y\S^d >OcO\ 

]WOcO\] 28
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C@=E>2 28
* 50 1-/ 4-)

( -% ;E=: (&(&

3_XNO]KW^ Pi\ GYRX_XQ]aO]OX !3G@" 

C^Y\MROXQK]]O , 

(+*& 8\OXMROX

6WWOX# (*% ;_VS (&(&

FO\XORWVK]]_XQ]KX^aY\^ d_W 3_XNO]QO]O^d iLO\ NOX >SO^$ _XN NOX AKMR^dSX] afR\OXN 

3O^\SOL]]MRVSO]]_XQOX _XN 6SX]MR\fXU_XQOX d_\ 3OUfWZP_XQ NO] 4Y\YXK`S\_] 4Y`SN$'/ 

!4Y`SN$'/$8O]MRfP^]WSO^OQO]O^d"

COR\ QOOR\^O\ 9O\\ 3_XNO]\K^ AK\WOVSX 

COR\ QOOR\^O\ 9O\\ D]MRS\\OX 

COR\ QOOR\^O\ 9O\\ 2V`K\Od 

COR\ QOOR\^O 5KWOX _XN 9O\\OX

5SO CYV_WK 28 LONKXU^ ]SMR Pi\ NSO 8OVOQOXROS^ d_\ C^OVV_XQXKRWO d_W FY\OX^a_\P NO] 

YLQOXKXX^OX 3_XNO]QO]O^dO] k4Y`SN$'/$8O]MRfP^]WSO^OQO]O^dl%

5SO CYV_WK 28 WS^ NOW 8O]MRfP^]daOMU0 6\aO\L# FO\aKV^_XQ _XN FO\aO\^_XQ `YX 

=SOQOX]MRKP^OX# 3O^OSVSQ_XQOX _XN KXNO\OX FO\WhQOX]aO\^OX ]YaSO 5_\MRPiR\_XQ KVVO\ NKWS^ SW 

H_]KWWOXRKXQ ]^OROXNOX 8O]MRfP^O aOXNO^ ]SMR WS^ PYVQOXNOW 2XVSOQOX KX CSO% 5K] K_PQ\_XN 

NO\ 3O]MRVi]]O NO] ?K^SYXKV\K^O] `YW *% ;_XS (&(& _XN NO] C^fXNO\K^O] `YW .% ;_XS (&(& K_]QOK\$

LOS^O^O k3_XNO]QO]O^d iLO\ NOX >SO^$ _XN NOX AKMR^dSX] afR\OXN 3O^\SOL]]MRVSO]]_XQOX _XN 

6SX]MR\fXU_XQOX d_\ 3OUfWZP_XQ NO] 4Y\YXK`S\_] !4Y`SN$'/" l aSNO\]Z\SMR^ NSO]OW HSOV XSMR^ 

X_\# ]YXNO\X LORSXNO\^ SX _XdfRVSQOX 7fVVOX Qi^VSMRO _XN ZK\^XO\]MRKP^VSMRO 6SXSQ_XQOX NO\ 

LO^\YPPOXOX >SO^ZK\^OSOX%

5OX `Y\VSOQOXNOX 6X^a_\P NO] k4Y`SN$'/$8O]MRfP^]WSO^OQO]O^dO]l VORXOX aS\ NKRO\ NOdSNSO\^ 

KL%

GS\ VOQOX :RXOX XKMRPYVQOXN _X]O\O eLO\VOQ_XQOX NK\%

:% 2VVQOWOSXO 3OWO\U_XQOX

5SO CYV_WK 28 VORX^ NOX FY\OX^a_\P d_W 3_XNO]QO]O^d KL%

5SO]O\ S]^ _X`O\RfV^XS]Wf]]SQ _XN `O\PK]]_XQ]aSN\SQ# O\ \SMR^O^ `YVU]aS\^]MRKP^VSMROX CMRKNOX 

KX# ]^K^^ ?_^dOX d_ ]^SP^OX1 ]MRKPP^ d_]f^dVSMRO BOMR^]_X]SMRO\ROS^ _XN ai\NO OSX aSVVUi\VSMR 

UYXdSZSO\^O] 6X^OSQX_XQ]UYXdOZ^ QO]O^dVSMR `O\KXUO\X# aOVMRO] _X`O\]^fXNVSMRO\aOS]O 

K_]]MRVSO]]VSMR NSO FO\WSO^O\ ^\fPO% 5K] 8O]O^d `O\RSXNO\^ SX `SOVOX 7fVVOX Qi^VSMRO _XN
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ZK\^XO\]MRKP^VSMRO 6SXSQ_XQOX _XN O] ]MRKPP^ OSXO OUVK^KX^O EXQVOSMRLORKXNV_XQ `YX 

FO\WSO^O\X _XN >SO^O\X%

2_MR NSO 5\SXQVSMRO\UVf\_XQ _XN OSXO \iMUaS\UOXNO :XU\KP^]O^d_XQ `O\WhQOX NSO DK^]KMRO XSMR^ 

d_ UY\\SQSO\OX# NK]] OSXO =h]_XQ d_ ]Zf^ UYWW^%

2_] NOW SX 2\^SUOV + NO\ 3_XNO]`O\PK]]_XQ !3F" `O\KXUO\^OX BOMR^]]^KK^]Z\SXdSZ aS\N _X^O\ 

KXNO\OW NK] 8OLY^ NO\ BOMR^]]SMRO\ROS^ KLQOVOS^O^% A\S`K^O ]YVVOX ]SMR LOS SR\OW 9KXNOVX K_P NK] 

QOV^OXNO BOMR^ `O\VK]]OX UhXXOX% >S^ NOW \iMUaS\UOXN SX <\KP^ QO]O^d^OX k4Y`SN$'/$ 

8O]MRfP^]WSO^QO]O^dl ai\NO OSXO NSO FO\WSO^O\]OS^O LOVK]^OXNO# OMR^O BiMUaS\U_XQ PO]^QOVOQ^ 

_XN NKWS^ NK] 8OLY^ NO\ BOMR^]]SMRO\ROS^ `O\VO^d^%

5SO 3_XNO]`O\PK]]_XQ QK\KX^SO\^ SX 2\^SUOV (, NK] 6SQOX^_W _XN SX 2\^SUOV (- NSO GS\^]MRKP^]P\OS$

ROS^% >S^ NOW k4Y`SN$'/$8O]MRfP^]WSO^OQO]O^dl ai\NOX NSO]O LOSNOX `O\PK]]_XQ]\OMR^VSMR 

QOafR\VOS]^O^OX 8\_XN\OMR^O `O\VO^d^%

5K] `Y\QO]MRVKQOXO 3_XNO]QO]O^d S]^ XSMR^ `O\RfV^XS]Wf]]SQ% 6] ai\NO d_ OSXO\ _XQO\OMR^PO\$

^SQ^OX# QOXO\OVVOX CMRVOMR^O\]^OVV_XQ `YX FO\WSO^O\X PiR\OX _XN Rf^^O OSXO aSVVUi\VSMRO 

6X^VK]^_XQ `YX >SO^O\X d_\ 7YVQO# YRXO NO\OX aS\^]MRKP^VSMRO 3O^\YPPOXROS^ d_ LO\iMU]SMR^SQOX%

5SO CMRaOSd af\O NK] OSXdSQO =KXN# aOVMRO] NO\K\^ aSVVUi\VSMR SX NK] FO\^\KQ]\OMR^ OSXQ\SPPO% :W 

aSMR^SQOX SX^O\XK^SYXKVOX C^KXNY\^aO^^LOaO\L _W :X`O]^S^SYXOX _XN :X`O]^Y\OX ai\NO NSO]O] 

]OVL]^SXN_dSO\^O ZYVS^S]MRO BS]SUY UVK\ d_ OSXOW \OVK^S`OX GO^^LOaO\L]XKMR^OSV PiR\OX% 5K] S]^ 

_XLONSXQ^ d_ `O\WOSNOX%

5SO K_P WSXNO]^OX] OSXO RKVLO >SVVSK\NO 7\KXUOX QO]MRf^d^O PSXKXdSOVVO =K]^ ai\NO aOS^QOROXN 

NOX FO\WSO^O\X K_PQOLi\NO^# _XKLRfXQSQ `YX SR\O\ PSXKXdSOVVOX CS^_K^SYX%

5SO 2XdKRV NO\ LO^\YPPOXOX 8O]MRfP^]WSO^O\SXXOX _XN $WSO^O\# Pi\ aOVMRO XYMR UOSXO ZK\^XO\$

]MRKP^VSMROX =h]_XQOX `Y\VSOQOX# S]^ `hVVSQ _XUVK\% 5SO FO\aKV^_XQ aSVV ]SMR K_P OSX OSQOXO] 

>YXS^Y\SXQ ]^i^dOX% 5SO]O] aS\N XSMR^ `Y\ @U^YLO\ (&(& `Y\VSOQOX1 NSO 6\QOLXS]]O ]^OROX NKRO\ 

Pi\ NSO 3Y^]MRKP^ KX NK] AK\VKWOX^ `O\W_^VSMR XYMR XSMR^ d_\ FO\PiQ_XQ% 5KWS^ LVOSL^ NK] WS^ NOW 

8O]O^dO]OX^a_\P `Y\QO]MRVKQOXO <YXdOZ^ OSX aOS^QOROXN K_P aSVVUi\VSMROX CMRf^d_XQOX _XN 

2XXKRWOX LK]SO\OXNO] <YX]^\_U^% 5K] S]^ XSMR^ KUdOZ^KLOV%

5SO 5OPSXS^SYX WhQVSMRO\ 9f\^OPfVVO K_P FO\WSO^O\]OS^O ai\NO NOW 3_XNO]KW^ Pi\ GYRX_XQ]$

aO]OX !3G@" YLVSOQOX# NK] NKd_ WS^ aOS^\OSMROXNOX 6X^]MROSNUYWZO^OXdOX K_]QO]^K^^O^ ai\NO%

5O\ 3_XNO]\K^ RfV^ SW O\Vf_^O\XNOX 3O\SMR^ K_P COS^O , d_^\OPPOXN PO]^# NK]] NSO CMRVSO]]_XQ _XN 

NSO 6SX]MR\fXU_XQ OSXO] 3O^\SOL] K_PQ\_XN `YX LORh\NVSMROX >K]]XKRWOX SXPYVQO NO\ 4@F:5$'/$ 

AKXNOWSO XSMR^ SW FO\KX^aY\^_XQ]LO\OSMR NO\ FO\WSO^O\SXXOX _XN FO\WSO^O\ VSOQOX% Gi\NO 

OSXOW DOSV NO\ >SO^O\SXXOX _XN >SO^O\ \iMUaS\UOXN ZO\ '-% >f\d (&(& OSX QO]O^dVSMRO\ 2X]Z\_MR 

K_P >SO^dSX]RO\KL]O^d_XQ OSXQO\f_W^# ai\NO TONYMR ^\Y^dNOW BOMR^ QO]MRKPPOX# K_P NK] ]SMR SX 

NO\ A\KbS] K_MR >SO^O\SXXOX _XN >SO^O\ LO\_POX aO\NOX# NSO `YX NO\ `Y\QO]OROXOX BOQOV_XQ 

K_PQ\_XN NO\ >SO^dSX]RhRO !iLO\ :C @@@ Lda% (& &&& 7\KXUOX" KX ]SMR XSMR^ Z\YPS^SO\OX UhXX^OX%
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::% FO\PK]]_XQ]Q\_XNVKQO

3OSW >SO^\OMR^ RKXNOV^ O] ]SMR _W HS`SV\OMR^% 5OW 3_XN UYWW^ QOWf]] 2\^SUOV '&/ 3F X_\ NSO 

<YWZO^OXd d_# FY\]MR\SP^OX QOQOX >S]]L\f_MRO SW >SO^aO]OX ]YaSO iLO\ NSO 2VVQOWOSX`O\LSXN$

VSMRO\UVf\_XQ `YX BKRWOXWSO^`O\^\fQOX d_ O\VK]]OX% 5O\ `YW `Y\QO]MRVKQOXOX k4Y`SN$'/$ 

8O]MRfP^]WSO^OQO]O^dl LO^\YPPOXO 8OQOX]^KXN QORh\^ UVK\ XSMR^ NKd_%

5O\ FO\]_MR# NK] `Y\QO]MRVKQOXO 8O]O^d K_P 2\^SUOV '&& 3F KLd_]^i^dOX# S]^ _X^K_QVSMR% 5OXX 

QOWf]] NSO]O\ FO\PK]]_XQ]LO]^SWW_XQ d_\ <YXT_XU^_\ZYVS^SU Wi]]^OX _%K% NSO 8\_XN]f^dO NO\ 

GS\^]MRKP^]P\OSROS^# NO\ GO^^LOaO\L]XO_^\KVS^f^ _XN NO\ 8VOSMRLORKXNV_XQ `YX <YXU_\\OX^OX 

QOafR\VOS]^O^ ]OSX% 5K] UKXX WS^ NSO]O\ FY\VKQO WS^XSMR^OX QOafR\VOS]^O^ aO\NOX% 6SX K_P NSO]O\ 

FO\PK]]_XQ]XY\W LO\_ROXNO] 3_XNO]QO]O^d aS\N NSO]O 8\_XN]f^dO SW 8OQOX^OSV `O\VO^dOX% 

2XNO\] KV] NO\ 3_XNO]\K^ LO^\KMR^OX aS\ OSX 2L]^OVVOX K_P 2\^SUOV '&& 3F XSMR^ KV] k`O\^\O^LK\l# 

]YXNO\X KV] YPPOXU_XNSQ PKV]MR%

:::% C^OVV_XQXKRWO d_ OSXdOVXOX 3O]^SWW_XQOX 

2\^% ( 8OV^_XQ]LO\OSMR

GS\ VORXOX 2\^% ( SX NO\ `Y\VSOQOXNOX 7Y\W KL%

5SO BOQOV_XQ ]YVV UY\\SQSO\^ aO\NOX# _W XSMR^ Pi\ NK] OSXdOVXO >SO^YLTOU^# ]YXNO\X Pi\ NOX 

>SO^`O\^\KQ d_ QOV^OX% ?_\ ]Y UKXX K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX# NK]] Pi\ OSXO FSOVdKRV `YX >SO^YL$

TOU^OX SX OSXO\ YNO\ WOR\O\OX =SOQX]MRKP^OX TO OSX 6\VK]] LOKX^\KQ^ _XN NSO @LO\Q\OXdO `YX 497 

(& &&& WOR\PKMR iLO\]MR\S^^OX ai\NO%

:X NOX 6\Vf_^O\_XQOX aS\N K_]QOPiR\^# NK]] kWS^ NOW 9SXaOS] K_P 8O]MRfP^]\f_WOl `O\NO_^VSMR^ 

aS\N# kNK]] NO\ >YXK^]dSX] Z\Y >SO^$ YNO\ AKMR^YLTOU^ _XN XSMR^ NK] FO\^\KQ]`YV_WOX QOWOSX^ 

S]^% GO\NOX SX OSXOW OSXdOVXOX FO\^\KQ WOR\O\O OSQOX]^fXNSQO >SO^$ YNO\ AKMR^]KMROX d_]KW$

WOXQOPK]]^# ]Y QSV^ NK] 8O]O^d Pi\ TONO] NSO]O\ @LTOU^O# Pi\ NK] OSX >SO^$ YNO\ AKMR^dSX] `YX 

RhMR]^OX] H@ @@@ 7\KXUOX QSV^# ]OVL]^ NKXX# aOXX NSO WYXK^VSMRO 8O]KW^]_WWO NK\iLO\ VSOQ^l% 

5SO] S]^ d_ UY\\SQSO\OX $ d_WKV NSO] NOW iLO\QOY\NXO^OX PY\W_VSO\^OX HSOV aSNO\]Z\SMR^0 k5SO 

@LO\Q\OXdO a_\NO LOa_]]^ OSXQOPiR\^# _W UVOSXO _XN WS^^VO\O EX^O\XORWOX d_ ]MRi^dOXl%

2\^% ( S]^ NO]RKVL _Wd_PY\W_VSO\OX0 k5SO]O] 8O]O^d QSV^ Pi\ >SO^$ _XN AKMR^`O\^\fQO# XKWOX^VSMR 

NO\ PYVQOXNOX hPPOX^VSMR d_QfXQVSMROX 6SX\SMR^_XQOX _XN 3O^\SOLO# ]YPO\X NO\ >SO^$ YNO\ NO\ 

AKMR^dSX] Pi\ NSO >SO^$ YNO\ NSO AKMR^]KMRO WYXK^VSMR WKbSWKV (& &&& 7\KXUOX LO^\fQ^l%

2\^% ) 2_]XKRWOX `YW 8OV^_XQ]LO\OSMR

GS\ VORXOX 2\^% ) SX NO\ `Y\VSOQOXNOX 7Y\W KL%

2\^% ) 2L]% ' 3]^% K XSWW^ LO]^OROXNO 6SXSQ_XQOX \SMR^SQO\aOS]O `YX NO\ QO]O^dVSMROX BOQOV_XQ 

K_]% 6] S]^ KLO\ XSMR^ KUdOZ^KLOV# aOXX OSXdSQ >SO^dSX]\ON_U^SYXOX SR\O 8iV^SQUOS^ LORKV^OX% 2_MR 

6SXSQ_XQOX# aOVMRO kLOS]ZSOV]aOS]O C^_XN_XQ]$ YNO\ BK^OXdKRV_XQ]KL\ONOXl _WPK]]OX# ]SXN 

QiV^SQO 2LWKMR_XQOX _XN Wi]]OX `YW 8OV^_XQ]LO\OSMR K_]QOXYWWOX aO\NOX% 2_MR ]YVMRO 

FO\OSXLK\_XQOX ]^OVVOX kOSXO K_]N\iMUVSMRO 6SXSQ_XQ NO\ FO\^\KQ]ZK\^OSOXl NK\%
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2\^% ) 2L]% ' 3]^% L

6] W_]] NOPSXSO\^ aO\NOX# d_ aOVMROW HOS^Z_XU^ OSX \OMR^]U\fP^SQO\ 8O\SMR^]OX^]MROSN `Y\d_VSO$

QOX RK^# NKWS^ OSX >SO^`O\RfV^XS] `YW 8OV^_XQ]LO\OSMR NO] 8O]O^dO] K_]QOXYWWOX aS\N%

5SO FY\QKLO# aYXKMR NK] 8O]O^d LOS VK_POXNOX 8O\SMR^]`O\PKR\OX \iMUaS\UOXN d_\ 2XaOXN_XQ 

UYWW^# aS\N OSXO Q\Y]]O HKRV `YX 8O\SMR^]PfVVOX K_]Vh]OX YNO\ LOQiX]^SQOX $ ]^K^^ ]SO d_ 

`O\RSXNO\X% 5SO \iMUaS\UOXNO 2XaOXN_XQ aS\N NSO DOXNOXd d_W 2LaK\^OX `O\]^f\UOX# ]^K^^ aSO 

N\SXQOXN Xh^SQ NOX 9KXNV_XQ]N\_MU _XN OX^]Z\OMROXNO 6SXSQ_XQOX d_ LOPh\NO\X%

2\^% ) 2L]% (

5SO CYV_WK 28 VORX^ OSXO BOQOV_XQ Pi\ >SO^`O\RfV^XS]]O WS^ >SO^dSX]OX daS]MROX '+ &&& _XN (& 

&&& 7\KXUOX KL% 5SO 5OPSXS^SYX OSXO] 3O\OSMR]# SXXO\RKVL NO]]OX NSO >SO^`O\^\KQ]ZK\^OSOX OSX]OS^SQ 

K_P NSO 2XaOXN_XQ NO] 8O]O^dO] `O\dSMR^OX UhXXOX# O\]MROSX^ LOVSOLSQ _XN S]^ aSVVUi\VSMR ]YaSO 

XSMR^ Z\KU^SUKLOV%

2\^% * >K]]QOLOXNO\ >SO^$ YNO\ AKMR^dSX]

2V] WK]]QOLOXNO\ >SO^$ YNO\ AKMR^dSX] S]^ SX 2\^% * 2L]% ' NO\ 3\_^^YWSO^dSX] Lda% NO\ 

3\_^^YZKMR^dSX] d_ LOdOSMRXOX%

2\^% * 2L]% ( _XN 2L]% ) ]SXN Z\fdS]O\ d_ PY\W_VSO\OX%

2\^% * 2L]% '
FY\ NO\ 3O]MRV_]]PK]]_XQ iLO\ NSO >Y^SYXOX (&%)*+' _XN (&%)*,& aK\ SX NO\ ZK\VKWOX^K\S]MROX 

5S]U_]]SYX WOR\ROS^VSMR _XNSPPO\OXdSO\^ `YX NO\ k>SO^Ol Lda% NOW k>SO^dSX]l NSO BONO% CYPO\X 

NSO]O 3OQ\SPPO Z\fdS]O\ QOPK]]^ a_\NOX# aK\ WOS]^OX] NO\ 3\_^^YWSO^dSX] QOWOSX^% 5SO] aK\ 

LOS]ZSOV]aOS]O LOS NO\ `YW C^fXNO\K^ Q_^QOROS]]OXOX >Y^SYX (&%)',' NO\ G2<$CB NO\ 7KVV# 

OLOX]Y LOSW 3O]MRV_]] NO] C^fXNO\K^O] `YW ,% >KS (&(& iLO\ NSO KLQOfXNO\^O >Y^SYX (&%)'*( 

NO\G2<$?B%

2\^% * 2L]% ( _XN )
3OS NOX LO^\YPPOXOX >SO^`O\RfV^XS]]OX aS\N O] \OVK^S` `SOVO FO\^\fQO WS^ EW]K^dWSO^OX QOLOX% 

2_MR FO\^\fQO WS^ QOWS]MR^OX ?_^d_XQOX# NSO `YX NO\ 4Y`SN$'/$AKXNOWSO _X^O\]MRSONVSMR 

LO^\YPPOX aK\OX# ]SXN dKRV\OSMR% 3OSNO CKMR`O\RKV^O ai\NOX WS^ NO\ `Y\QO]MRVKQOXOX BOQOV_XQ 

_XQOXiQOXN _XN _XUVK\ KLQONOMU^%

2\^% + 8O]MR_VNO^O\ >SO^$ YNO\ AKMR^dSX]

GS\ VORXOX 2\^% + KL%

CfW^VSMRO LO^\YPPOXOX FO\WSO^O\ ai\NOX `YX 8O]O^dO] aOQOX d_W FO\dSMR^ K_P ,&! SR\O] 

7Y\NO\_XQ]KX]Z\_MRO] K_P `O\^\KQVSMR `O\OSXLK\^O >SO^$ YNO\ AKMR^dSX]O QOda_XQOX% 2XNO\O\$

]OS^] ai\NOX ]fW^VSMRO `YX NO\ FY\VKQO O\PK]]^OX >SO^O\ _XQOKMR^O^ NO\ ^K^]fMRVSMROX aS\^]MRKP^$

VSMROX 2_]aS\U_XQOX K_P SR\ EX^O\XORWOX SW QVOSMROX EWPKXQ OX^VK]^O^% 5SO]O AK_]MRKVSO\_XQ 

WKQ OSXPKMR ]OSX# S]^ KLO\ aSVVUi\VSMR# _XK_]QOaYQOX _XN _XQO\OMR^%

FO\WSO^O\ Wi]]^OX# _W QOWf]] 2\^SUOV - SX NOX 8OX_]] `YX 9f\^OPKVV$8OVNO\ d_ UYWWOX# SR\O 

?Y^VKQO WS^ OSXO\ QKXdOX BOSRO `YX EX^O\VKQOX# !k>SO^$ YNO\ AKMR^`O\^\KQ# <Y\\O]ZYXNOXd# 

aOS^O\O 5YU_WOX^Ol" LOaOS]OX% 5SO] SXUV_]S`O NO\ 2_PVKQO# NK]] NK] k3G@ d_]f^dVSMRO 2XPY\$

C@=E>2 28 277=68<=;6<<7 "'% &!$# ,997: 378  !%' $## '' '' +.,)"!# (%' '!#



C@=E>2 28

NO\_XQOX Pi\ NK] FY\VSOQOX OSXO\ aS\^]MRKP^VSMROX ?Y^VKQOl PO]^VOQOX UKXX% COS^OX] NO\ >SO^O\ 

ai\NO WS^^OV] OSXO] ]SWZVOX 2_P^OSV_XQ]]MRVi]]OV L\OS^ iLO\ OSXO FSOVdKRV `YX EX^O\XORWOX BOMR^ 

QO]Z\YMROX $ YRXO NO\OX 3O^\YPPOXROS^ iLO\RK_Z^ XfRO\ d_ iLO\Z\iPOX% 5SO] S]^ XSMR^ KUdOZ^K$

LOV%

2\^% , 8O]_XNROS^]OSX\SMR^_XQOX

GS\ VORXOX 2\^% , KL%

6] S]^ XSMR^ dSOVPiR\OXN# QOaS]]O EX^O\XORWOX# aOVMRO kX_\l OSXO 6SX]MR\fXU_XQ NO] 3O^\SOL] 

O\PKR\OX RKLOX# OLOXPKVV] `YW 3_XNO]QO]O^d Z\YPS^SO\OX d_ VK]]OX% >S^ NO\ 2XaOXN_XQ K_P 

]fW^VSMRO 8O]_XNROS^]OSX\SMR^_XQOX VK_^ 4@F:5$'/$FO\Y\NX_XQ ( aS\N OSXO\]OS^] OSXO _XQO\OMR^$

PO\^SQ^O AK_]MRKVSO\_XQ `Y\QOXYWWOX% 2XNO\O\]OS^] aO\NOX KXNO\O EX^O\XORWOX K_]QO]MRVY]$

]OX% 2_MR 9Y^OV] aK\OX LOS]ZSOVaOS]O SXNS\OU^ LO^\YPPOX _XN W_]]^OX SR\OX 3O^\SOL OSX]MR\fXUOX% 

6LOX]Y ]SXN LOS BO]^K_\KX^]# NSO ^OSVaOS]O SX 3O^\SOL aK\OX# NSO OPPOU^S`OX 6SXL_]]OX ]MRaSO\SQ d_ 

O\ROLOX% 6] PVh]]OX d_NOW eLO\L\iMU_XQ]$ _XN =S[_SNS^f^]RSVPOX# NSO OLOXPKVV] ]^KK^VSMR 

K_]QO\SMR^O^ a_\NOX%

2\^% - 6X^]MRfNSQ_XQ LOS aS\^]MRKP^VSMROX ?Y^VKQOX

GS\ VORXOX 2\^% - KL%

5SO <YXdOZ^SYX OSXO\ 9f\^OPKVV\OQOV_XQ Pi\ FO\WSO^O\ `O\WKQ NSO EXK_]QOaYQOXROS^ NO\ QO]KW$

^OX FY\VKQO XSMR^ aO^^d_WKMROX $ SW 8OQOX^OSV% 5SO 2L]SMR^# NSO WS^ ,&! >SO^O\VK]] RYRO 

3OVK]^_XQ `YX FO\WSO^O\X aO^^d_WKMROX _XN XKWOX^VSMR TOXO# NSO WS^ <Y]^OXWSO^O K\LOS^OX# d_ 

OX^VK]^OX# S]^ d_W CMROS^O\X `O\_\^OSV^% 6SX 9f\^OPKVVPYXN]# aOVMRO\ WS^ (& >SVVSYXOX 7\KXUOX 

QOf_PXO^ ai\NO# `O\WKQ NSO d_ O\aK\^OXNOX 2_]PfVVO XSMR^ d_ NOMUOX% :W H_QO NO\ 4@F:5$'/ 

3OafV^SQ_XQ ai\NOX RSO\ d_NOW >S^^OV OSXQO]^OVV^# aOVMRO NSO Pi\ NOX]OVLOX HaOMU LO\OS^QO]^OVV$

^OX _XN PVSO]]OXNOX =S[_SNS^f^]RSVPOX kUYXU_\\OXdSO\OXl%

2\^% '' BOPO\OXN_W _XN :XU\KP^^\O^OX

GS\ VORXOX 2\^% '' 2L]% ( KL%

5SO 8OV^_XQ]NK_O\ NO] 8O]O^dO] S]^ K_P )'% 5OdOWLO\ (&(& d_ LO]MR\fXUOX% 5SO SX 2\^% '' 2L]% ( 

`Y\QO]MRVKQOXO 8OV^_XQ]NK_O\ LS] 6XNO 5OdOWLO\ (&(( S]^ iLO\dYQOX% CSO `O\WS^^OV^# NK]] 

VKXQaSO\SQO BOMR^]`O\PKR\OX SX <K_P QOXYWWOX aO\NOX% 7O\XO\ S]^ NK] `Y\VSOQOXNO 8O]O^d kPi\ 

NSO 5K_O\ NO\ `YW 3_XN `O\Y\NXO^OX CMRVSO]]_XQl K_]QOVOQ^% :W WhQVSMROX 7KVVO OSXO] daOS^OX 

=YMUNYaX] SX NOX ;KR\OX (&(' YNO\ (&((# WS^ KXNO\] QOK\^O^OX FY\]MR\SP^OX _XN 2_]aS\U_XQOX# 

Wi]]^O NSO =KQO TONYMR d_XfMR]^ XO_ LO_\^OSV^ aO\NOX% 6] W_]] NO]RKVL K_]QO]MRVY]]OX aO\NOX# 

NK]] NO\ `Y\VSOQOXNO 8O]O^dO]`Y\]MRVKQ K_^YWK^S]MR K_MR Pi\ OSXOX daOS^OX =YMUNYaX 8iV^SQUOS^ 

O\RSOV^O% 5SO] S]^ ObZVSdS^ PO]^d_RKV^OX%

5SO 8OV^_XQ]P\S]^ LS] )'% 5OdOWLO\ (&(( S]^ K_MR K_] NSO]OW 8\_XN _W daOS ;KR\O d_ `O\Ui\dOX%
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:F% H_]KWWOXPK]]_XQ

;ONO\ d_]f^dVSMRO ]^KK^VSMRO 6SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX >SO^`O\RfV^XS]]O ]MRKPP^ XO_O 

EXQO\OMR^SQUOS^OX% =KXQaSO\SQO 8O\SMR^]`O\PKR\OX aO\NOX NKWS^ XSMR^ `O\RSXNO\^# ]YXNO\X SX 

`SOVOX 7fVVOX aYRV ORO\ LOPh\NO\^# _% K% aOSV dKRV\OSMRO 6SXdOVPfVVO WS^ NOW FY\]MRVKQ XSMR^ 

QO\OQOV^ aO\NOX UhXX^OX%

>SO^`O\RfV^XS]]O ]SXN Z\S`K^\OMR^VSMRO\ FO\^\KQ]`O\RfV^XS]]O% >SO^`O\^\fQO ]SXN K_MR SX NSO]O\ 

<\S]OX]S^_K^SYX QiV^SQ _XN LSVNOX NSO 3K]S] Pi\ FO\RKXNV_XQOX NO\ FO\^\KQ]ZK\^OSOX# _W SX NSO]O\ 

K_]]O\Y\NOX^VSMROX =KQO PKS\O _XN Pi\ LOSNO COS^OX KUdOZ^KLVO <YWZ\YWS]]O d_ PSXNOX% EXdfRVS$

QO ]YVMRO\ FO\OSXLK\_XQOX a_\NOX LO\OS^] KLQO]MRVY]]OX% 5SO]O\ NSO FO\^\KQ]K_^YXYWSO 

\O]ZOU^SO\OXNO GOQ RK^ A\SY\S^f^ _XN ]YVV XSMR^ ^Y\ZONSO\^ aO\NOX% 6SX ]^KK^VSMRO\ 6SXQ\SPP ]^OVV^ 

8O]Z\fMRO _XN FO\RKXNV_XQOX daS]MROX >SO^$ _XN AKMR^ZK\^OSOX SX 7\KQO# QOPfR\NO^ NSO]O _XN 

aS\N OSXO FSOVdKRV `YX Z\S`K^OX =h]_XQOX `O\RSXNO\X%

6SX KVVPfVVSQO\ ]^KK^VSMRO\ 6SXQ\SPP SX OSX Z\S`K^\OMR^VSMRO] FO\^\KQ]`O\RfV^XS] W_]] `O\RfV^$
XS]Wf]]SQ _XN K_P TOXO >SO^O\SXXOX _XN >SO^O\ LO]MR\fXU^ ]OSX# aOVMRO d_\ eLO\L\iMU_XQ NO\ 

U\S]OXLONSXQ^OX 2_]PfVVO KW ORO]^OX K_P EX^O\]^i^d_XQ KXQOaSO]OX ]SXN% 6] ]SXN NSO] NSO 

UVOSXO\OX EX^O\XORWOX% 5SO `Y\QO]MRVKQOXO =h]_XQ S]^ _X`O\RfV^XS]Wf]]SQ# _XK_]QOaYQOX _XN 

LSO^O^ XSMR^ \OMR^dOS^SQ BOMR^]]SMRO\ROS^%

5O\ FY\OX^a_\P Vf]]^ NSO _X^O\]MRSONVSMROX aS\^]MRKP^VSMROX 2_]aS\U_XQOX NO\ `Y\iLO\QOROX$

NOX 8O]MRfP^]]MRVSO]]_XQOX K_P NSO `O\]MRSONOXOX 3O^\SOLO K_]]O\ 2MR^ _XN aS\P^ ]MRaSO\SQO 

2LQ\OXd_XQ]P\KQOX K_P%

5K] N_\MR NOX 3_XN SX 2_P^\KQ QOQOLOXO >YXS^Y\SXQ VSOQ^ XYMR VKXQO XSMR^ `Y\ _XN UKXX ]YWS^ 

XSMR^ KV] Xh^SQO 5K^OXQ\_XNVKQO d_\ <YXdOZ^SYX NO\ EW]O^d_XQ `O\aOXNO^ aO\NOX% 3O\OS^] 

`Y\VSOQOXNO 6\ROL_XQOX NO\ :WWYLSVSOXL\KXMRO O\afRX^ NO\ 3_XNO]\K^ SW 3O\SMR^ d_\ 

FO\XORWVK]]_XQ XSMR^% 5SO] S]^ ]^Y]]OXN%

5SO 6\ROL_XQOX NO\ 3\KXMRO _XN ]ZOdSPS]MR NO] F:C dOSQ^OX LO\OS^] 6XNO >KS0 :X daOS 5\S^^OVX KVVO\ 

8O]MRfP^]WSO^`O\RfV^XS]]O NO\ >S^QVSONO\ NO] F:C a_\NO LO\OS^] ZK\^XO\]MRKP^VSMRO =h]_XQOX 

daS]MROX >SO^O\X _XN FO\WSO^O\X QOP_XNOX%

5SO SX NS`O\]OX <KX^YXOX QO^\YPPOXOX =h]_XQOX ]^OROX SW GSNO\]Z\_MR d_ OSXO\ 3_XNO]Vh]_XQ%

7i\ NOX KVVPfVVSQOX 6SXQ\SPP SX NSO Z\S`K^\OMR^VSMROX >SO^`O\RfV^XS]]O RK^ NO\ 3_XN UOSXO ^K_QVSMRO 

FO\PK]]_XQ]Q\_XNVKQO% 5SO 3O\_P_XQ K_P 2\^% '&& 3F S]^ XSMR^ `O\^\O^LK\%

5SO \iMUaS\UOXNO :XU\KP^]O^d_XQ NO] 8O]O^dO] S]^ \OMR^VSMR _XRKV^LK\%
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GS\ VORXOX NK] 3_XNO]QO]O^d KL%

6] S]^ XSMR^ dSOVPiR\OXN# O] LORSXNO\^ Z\S`K^\OMR^VSMRO =h]_XQOX _XN ]^OVV^ OSXO U\K]]O 

3OXKMR^OSVSQ_XQ NO\ :WWYLSVSOXOSQOX^iWO\ _XN FO\WSO^O\ NK\% I ! $

7i\ KVVPfVVSQO 7\KQOX ]^OROX aS\ QO\XO d_\ FO\PiQ_XQ%

7\O_XNVSMRO 8\i]]g

>Y\S^d >OcO\ 

CYV_WK 28

C@=E>2 28 277=68<=;6<<7 "'% &!$# ,997: 378  !%' $## '' '' +.,)"!# (%' '!#



/B< <39 @3.

E9Bf <eF@9E

 "(, %*+&#)( *)'(-)$!"&* 
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]PYi&SLP^WP]4 TYaP^_T^R]Z`[&NZX

6`YOP^LX_ Ql] JZSY`YR^bP^PY !6JC" 

F_Z]NSPYRL^^P .

FCE9BCI5 F5

;]LYO%DWLNP ), 

+1.+ 7]LY^ AZY_LYL

*-,( ;]PYNSPY

Kl]TNS$ +& 5`R`^_ *(*(

AHSPHKONDTTVPJTDPUXQSU YVO /VPGHTJHTHUY \EHS GHP :LHU" VPG GHP =DFKUYLPT XZKSHPG 

/HUSLHETTFKNLHTTVPJHP VPG 2LPTFKSZPMVPJHP YVS /HMZORIVPJ GHT 0QSQPDWLSVT 0QWLG"%, 

!0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUY 

FPS] RPPS]_P] <P]] 6`YOP^]L_ DL]XPWTY 

FPS] RPPS]_P] <P]] G^NST]]PY 

FPS] RPPS]_P] <P]] 5WaL]Pd 

FPS] RPPS]_P 8LXPY `YO <P]]PY

8TP FZEPYZaL F5 MPOLYV_ ^TNS Ql] OTP ;PWPRPYSPT_ d`] F_PWW`YRYLSXP d`X IZ]PY_b`]Q OP^ 

ZMRPYLYY_PY 6`YOP^RP^P_dP^ o7ZaTO%)1%;P^NShQ_^XTP_PRP^P_dp&

8TP FZEPYZaL F5 PYRLRTP]_ ^TNS ^PT_ 6PRTYY OP] 7Z]ZYL%?]T^P Ql] PTY XL]V_RP]PNS_P^$ QLT]P^ `YO Ql] 

<h]_PQhWWP `YO MP^ZYOP]^ MPPTY_]hNS_TR_P HY_P]YPSXPY ^LNSRP]PNS_P^ `YO []LV_TVLMWP^ ?ZYdP[_ Ql] 

MP_]ZQQPYP ;P^NShQ_^XTP_aP]ShW_YT^^P& 8L^ L`QR]`YO OP] 6P^NSWl^^P OP^ BL_TZYLW]L_P^ aZX ,& >`YT 

*(*( `YO OP^ F_hYOP]L_P^ aZX 0& >`YT *(*( L`^RPL]MPT_P_P o6`YOP^RP^P_d lMP] OPY ATP_% `YO OPY 

DLNS_dTY^ bhS]PYO 6P_]TPM^^NSWTP^^`YRPY `YO 9TY^NS]hYV`YRPY d`] 6PVhX[Q`YR OP^ 7Z]ZYLaT]`^ 

!7ZaTO%)1"p bTOP]^[]TNS_ OTP^PX KTPW YTNS_ Y`]$ ^ZYOP]Y MPSTYOP]_ TY `YdhSWTRPY :hWWPY Rl_WTNSP `YO 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSP 9TYTR`YRPY OP] MP_]ZQQPYPY ATP_[L]_PTPY&

1HP WQSNLHJHPGHP 2PUXVSI GHT ^0QWLG"%,"4HTFKZIUTOLHUHJHTHUYHT_ NHKPHP XLS GDKHS GHYLGLHSU DE#

JT] WPRPY =SYPY YLNSQZWRPYO `Y^P]P gMP]WPR`YRPY OL]&

6# .NNJHOHLPH /HOHSMVPJHP

1LH ?Q>HPQWD ?. NHKPU GHP AQSHPUXVSI YVO /VPGHTJHTHUY DE#



8TP^P] T^_ VPWHSKZNUPLTOZTTLJ `YO WHSIDTTVPJTXLGSLJ! P] ]TNS_P_ WQNMTXLSUTFKDIUNLFKHP ?FKDGHP LY$ 

^_L__ B`_dPY d` ^_TQ_PY3 ^NSLQQ_ d`^h_dWTNSP >HFKUTVPTLFKHSKHLU `YO bl]OP PTY XLNNM\SNLFK VZYdT[TP]_P^ 
9Y_PTRY`YR^VZYdP[_ RP^P_dWTNS aP]LYVP]Y$ bPWNSP^ `YaP]^_hYOWTNSP]bPT^P L`^^NSWTP^^WTNS OTP 

IP]XTP_P] _]hQP& 8L^ ;P^P_d WHSKLPGHSU TY aTPWPY :hWWPY Rl_WTNSP `YO RDSUPHSTFKDIUNLFKH 2LPLJVPJHP `YO 

P^ ^NSLQQ_ PTYP HMNDUDPUH @PJNHLFKEHKDPGNVPJ WQP AHSOLHUHSP VPG :LHUHSP#

5`NS OTP 8]TYRWTNSP]VWh]`YR `YO PTYP ]lNVbT]VPYOP =YV]LQ_^P_d`YR aP]XjRPY OTP GL_^LNSP YTNS_ d` 

VZ]]TRTP]PY$ OL^^ PTYP @j^`YR YV TRZU VZXX_&

5`^ OPX TY 5]_TVPW - OP] 6`YOP^aP]QL^^`YR !6I" aP]LYVP]_PY EPNS_^^_LL_^[]TYdT[ bT]O `Y_P] LYOP]PX 

OL^ ;PMZ_ OP] EPNS_^^TNSP]SPT_ LMRPWPT_P_& D]TaL_P ^ZWWPY ^TNS MPT TS]PX <LYOPWY L`Q OL^ RPW_PYOP 

EPNS_ aP]WL^^PY VjYYPY& AT_ OPX ]lNVbT]VPYO TY ?]LQ_ RP^P_d_PY o7ZaTO%)1%;P^NShQ_^XTP_RP^P_dp 

bl]OP PTYP OTP IP]XTP_P]^PT_P MPWL^_PYOP$ PNS_P ElNVbT]V`YR QP^_RPWPR_ `YO OLXT_ OL^ 4HEQU GHS 

>HFKUTTLFKHSKHLU WHSNHUYU#

8TP 6`YOP^aP]QL^^`YR RL]LY_TP]_ TY 5]_TVPW *. OL^ 9TRPY_`X `YO TY 5]_TVPW */ OTP JT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_& 

AT_ OPX o7ZaTO%)1%;P^NShQ_^XTP_PRP^P_dp bl]OPY OTP^P MPTOPY WHSIDTTVPJTSHFKUNLFK 

JHXZKSNHLTUHUHP 4SVPGSHFKUH WHSNHUYU#

8L^ aZ]RP^NSWLRPYP 6`YOP^RP^P_d T^_ PLFKU WHSKZNUPLTOZTTLJ# 9^ bl]OP d` PTYP] `YRP]PNS_QP]_TR_PY$ 

RPYP]PWWPY FNSWPNS_P]^_PWW`YR aZY IP]XTP_P]Y QlS]PY `YO Sh__P PTYP bTWWVl]WTNSP 9Y_WL^_`YR aZY 

ATP_P]Y d`] :ZWRP$ ZSYP OP]PY bT]_^NSLQ_WTNSP 6P_]ZQQPYSPT_ d` MP]lNV^TNS_TRPY&

8TP FNSbPTd bh]P OL^ PTYdTRP @LYO$ bPWNSP^ OP]L]_ bTWWVl]WTNS TY OL^ IP]_]LR^]PNS_ PTYR]TQQP& =X 

bTNS_TRPY TY_P]YL_TZYLWPY ?UDPGQSUXHUUEHXHSE VO 6PWHTULULQPHP VPG 6PWHTUQSHP bl]OP OTP^P^ 

^PWM^_TYO`dTP]_P [ZWT_T^NSP ET^TVZ VWL] d` PTYPX SHNDULWHP BHUUEHXHSETPDFKUHLN QlS]PY& 8L^ T^_ 

`YMPOTYR_ d` aP]XPTOPY&

8TP L`Q XTYOP^_PY^ PTYP SLWMP ATWWTL]OP :]LYVPY RP^NSh_d_P QTYLYdTPWWP 9DTU X\SGH XHLUJHKHPG GHP 

AHSOLHUHSP DVIJHE\SGHU! `YLMShYRTR aZY TS]P] QTYLYdTPWWPY FT_`L_TZY&

8TP 5YdLSW OP] MP_]ZQQPYPY ;P^NShQ_^XTP_P]TYYPY `YO %XTP_P]$ Ql] bPWNSP YZNS VPTYP 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSPY @j^`YRPY aZ]WTPRPY$ T^_ ajWWTR `YVWL]& 8TP IP]bLW_`YR bTWW ^TNS L`Q PTY PTRPYP^ 

AZYT_Z]TYR ^_l_dPY& 8TP^P^ bT]O YTNS_ aZ] CV_ZMP] *(*( aZ]WTPRPY3 OTP 9]RPMYT^^P ^_PSPY OLSP] Ql] OTP 

6Z_^NSLQ_ LY OL^ DL]WLXPY_ aP]X`_WTNS YZNS YTNS_ d`] IP]QlR`YR& 8LXT_ MWPTM_ OL^ XT_ OPX 

;P^P_dP^PY_b`]Q aZ]RP^NSWLRPYP ?ZYdP[_ PTY bPT_RPSPYO DVI XLNNM\SNLFKHP ?FKZUYVPJHP VPG 

.PPDKOHP EDTLHSHPGHT 8QPTUSVMU# 8L^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

8TP 1HILPLULQP O[JNLFKHS 5ZSUHIZNNH L`Q IP]XTP_P]^PT_P bl]OP OPX 6`YOP^LX_ Ql] JZSY`YR^bP^PY 

!6JC" ZMWTPRPY$ OL^ OLd` XT_ bPT_]PTNSPYOPY 9Y_^NSPTOVZX[P_PYdPY L`^RP^_L__P_ bl]OP&

8P] 6`YOP^]L_ ShW_ TX P]Wh`_P]YOPY 6P]TNS_ L`Q FPT_P . d`_]PQQPYO QP^_$ OL^^ OTP FNSWTP^^`YR `YO OTP 

9TY^NS]hYV`YR PTYP^ 6P_]TPM^ L`QR]`YO aZY MPSj]OWTNSPY AL^^YLSXPY TYQZWRP OP] 7CI=8%)1% 

DLYOPXTP PLFKU LO AHSDPUXQSUVPJTEHSHLFK GHS AHSOLHUHSLPPHP VPG AHSOLHUHS WTPRPY& Jl]OP PTYPX 

GPTW OP] ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] ]lNVbT]VPYO [P] )/& Ah]d *(*( PTY RP^P_dWTNSP] 5Y^[]`NS L`Q 

ATP_dTY^SP]LM^P_d`YR PTYRP]h`X_$ bl]OP UPOZNS _]Z_dOPX EPNS_ RP^NSLQQPY$ L`Q OL^ ^TNS TY OP] D]LcT^

?HLUH & WQP +



L`NS ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] MP]`QPY bP]OPY$ OTP aZY OP] aZ]RP^PSPYPY EPRPW`YR L`QR]`YO OP] 

ATP_dTY^SjSP !lMP] T^ ZZZ Mdb& *( ((( :]LYVPY" LY ^TNS YTNS_ []ZQT_TP]PY VjYY_PY&

66# AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH

6PTX ATP_]PNS_ SLYOPW_ P^ ^TNS `X KTaTW]PNS_& 8PX 6`YO VZXX_ RPXh^^ 5]_TVPW )(1 6I Y`] OTP 

?ZX[P_PYd d`$ IZ]^NS]TQ_PY RPRPY AT^^M]L`NSP TX ATP_bP^PY ^ZbTP lMP] OTP 

5WWRPXPTYaP]MTYOWTNSP]VWh]`YR aZY ELSXPYXTP_aP]_]hRPY d` P]WL^^PY& 8P] aZX aZ]RP^NSWLRPYPY 

o7ZaTO%)1%;P^NShQ_^XTP_PRP^P_dp MP_]ZQQPYP ;PRPY^_LYO RPSj]_ VWL] YTNS_ OLd`&

8P] IP]^`NS$ OL^ aZ]RP^NSWLRPYP ;P^P_d L`Q 5]_TVPW )(( 6I LMd`^_l_dPY$ T^_ VPUDVJNLFK# 8PYY RPXh^^ 

OTP^P] IP]QL^^`YR^MP^_TXX`YR d`] ?ZYU`YV_`][ZWT_TV Xl^^_PY `&L& OTP ;]`YO^h_dP OP] 

JT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_$ OP] JP__MPbP]M^YP`_]LWT_h_ `YO OP] ;WPTNSMPSLYOW`YR aZY ?ZYV`]]PY_PY 

RPbhS]WPT^_P_ ^PTY& 8L^ VLYY XT_ OTP^P] IZ]WLRP XT_YTNS_PY RPbhS]WPT^_P_ bP]OPY& 9TY L`Q OTP^P] 

IP]QL^^`YR^YZ]X MP]`SPYOP^ 6`YOP^RP^P_d bT]O OTP^P ;]`YO^h_dP TX ;PRPY_PTW aP]WP_dPY& 5YOP]^ LW^ 

OP] 6`YOP^]L_ MP_]LNS_PY bT] PTY .ETUHNNHP DVI .SULMHN %$$ /A YTNS_ LW^ oaP]_]P_ML]p$ ^ZYOP]Y LW^ 

QIIHPMVPGLJ IDNTFK#

666# ?UHNNVPJPDKOH YV HLPYHNPHP /HTULOOVPJHP 

.SU#   4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# & LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

8TP EPRPW`YR ^ZWW VZ]]TRTP]_ bP]OPY$ `X YTNS_ Ql] OL^ PTYdPWYP ATP_ZMUPV_$ ^ZYOP]Y Ql] OPY ATP_aP]_]LR 

d` RPW_PY& B`] ^Z VLYY L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ Ql] PTYP ITPWdLSW aZY ATP_ZMUPV_PY TY PTYP] ZOP] 

XPS]P]PY @TPRPY^NSLQ_PY UP PTY 9]WL^^ MPLY_]LR_ `YO OTP CMP]R]PYdP aZY 7<: KC CCC XPS]QLNS 

lMP]^NS]T__PY bl]OP&

=Y OPY 9]Wh`_P]`YRPY bT]O L`^RPQlS]_$ OL^^ oXT_ OPX <TYbPT^ L`Q ;P^NShQ_^]h`XPp aP]OP`_WTNS_ bT]O$ 

oOL^^ OP] AZYL_^dTY^ []Z ATP_% ZOP] DLNS_ZMUPV_ `YO YTNS_ OL^ IP]_]LR^aZW`XPY RPXPTY_ T^_& JP]OPY 

TY PTYPX PTYdPWYPY IP]_]LR XPS]P]P PTRPY^_hYOTRP ATP_% ZOP] DLNS_^LNSPY d`^LXXPYRPQL^^_$ ^Z RTW_ 

OL^ ;P^P_d Ql] UPOP^ OTP^P] CMUPV_P$ Ql] OL^ PTY ATP_% ZOP] DLNS_dTY^ aZY SjNS^_PY^ KC CCC :]LYVPY 

RTW_$ ^PWM^_ OLYY$ bPYY OTP XZYL_WTNSP ;P^LX_^`XXP OL]lMP] WTPR_p& 8TP^ T^_ d` VZ]]TRTP]PY % d`XLW 

OTP^ OPX lMP]RPZ]OYP_PY QZ]X`WTP]_PY KTPW bTOP]^[]TNS_2 o8TP CMP]R]PYdP b`]OP MPb`^^_ PTYRPQlS]_$ 

`X VWPTYP `YO XT__WP]P HY_P]YPSXPY d` ^NSl_dPYp&

.SU#   LTU GHTKDNE VOYVIQSOVNLHSHP- o8TP^P^ ;P^P_d RTW_ I\S :LHU" VPG =DFKUWHSUSZJH! YLXPY_WTNS OP] 

QZWRPYOPY jQQPY_WTNS d`RhYRWTNSPY 9TY]TNS_`YRPY `YO 6P_]TPMP$ ^ZQP]Y OP] ATP_% ZOP] OP] DLNS_dTY^ Ql] 

OTP ATP_% ZOP] OTP DLNS_^LNSP XZYL_WTNS XLcTXLW KC CCC :]LYVPY MP_]hR_p&

?HLUH ' WQP +



.SU# ' .VTPDKOHP WQO 4HNUVPJTEHSHLFK

BLS NHKPHP .SU# ! LP GHS WQSNLHJHPGHP 3QSO DE#

.SU# ' .ET# L /TU# D YTXX_ MP^_PSPYOP 9TYTR`YRPY ]TNS_TRP]bPT^P aZY OP] RP^P_dWTNSPY EPRPW`YR L`^& 9^ 

T^_ LMP] YTNS_ LVdP[_LMPW$ bPYY PTYdTR ATP_dTY^]PO`V_TZYPY TS]P ;lW_TRVPT_ MPSLW_PY& 5`NS 9TYTR`YRPY$ 

bPWNSP oMPT^[TPW^bPT^P F_`YO`YR^% ZOP] EL_PYdLSW`YR^LM]POPYp `XQL^^PY$ ^TYO RlW_TRP 5MXLNS`YRPY 

`YO Xl^^PY aZX ;PW_`YR^MP]PTNS L`^RPYZXXPY bP]OPY& 5`NS ^ZWNSP IP]PTYML]`YRPY ^_PWWPY oPTYP 

L`^O]lNVWTNSP 9TYTR`YR OP] IP]_]LR^[L]_PTPYp OL]&

.SU# ' .ET# N /TU# E

9^ X`^^ OPQTYTP]_ bP]OPY$ d` bPWNSPX KPT_[`YV_ PTY ]PNS_^V]hQ_TRP] ;P]TNS_^PY_^NSPTO aZ]d`WTPRPY SL_$ 

OLXT_ PTY ATP_aP]ShW_YT^ aZX ;PW_`YR^MP]PTNS OP^ ;P^P_dP^ L`^RPYZXXPY bT]O& 8TP IZ]RLMP$ bZYLNS 

OL^ ;P^P_d MPT WL`QPYOPY ;P]TNS_^aP]QLS]PY ]lNVbT]VPYO d`] 5YbPYO`YR VZXX_$ bT]O PTYP R]Z^^P KLSW 

aZY ;P]TNS_^QhWWPY L`^Wj^PY ZOP] MPRlY^_TRPY % ^_L__ ^TP d` aP]STYOP]Y& 8TP ]lNVbT]VPYOP 5YbPYO`YR 

bT]O OTP GPYOPYd d`X 5MbL]_PY aP]^_h]VPY$ ^_L__ bTP O]TYRPYO Yj_TR OPY <LYOW`YR^O]`NV `YO 

PY_^[]PNSPYOP 9TYTR`YRPY d` MPQj]OP]Y&

.SU# ' .ET# &

8TP FZEPYZaL F5 WPSY_ PTYP EPRPW`YR Ql] ATP_aP]ShW_YT^^P XT_ ATP_dTY^PY dbT^NSPY T^ ZZZ `YO *( ((( 

:]LYVPY LM& 8TP 8PQTYT_TZY PTYP^ 6P]PTNS^$ TYYP]SLWM OP^^PY OTP ATP_aP]_]LR^[L]_PTPY PTY^PT_TR L`Q OTP 

5YbPYO`YR OP^ ;P^P_dP^ aP]dTNS_PY VjYYPY$ P]^NSPTY_ MPWTPMTR `YO T^_ bTWWVl]WTNS ^ZbTP YTNS_ 

[]LV_TVLMPW&

.SU# " :DTTJHEHPGHS :LHU" QGHS =DFKUYLPT

.NT ODTTJHEHPGHS :LHU" QGHS =DFKUYLPT LTU LP .SU# ( .ET# % GHS /SVUUQOLHUYLPT EYX# GHS 

/SVUUQRDFKUYLPT YV EHYHLFKPHP#

.SU# ( .ET# & VPG .ET# ' TLPG RSZYLTHS YV IQSOVNLHSHP#

# .SU# " .ET#  

IZ] OP] 6P^NSW`^^QL^^`YR lMP] OTP AZ_TZYPY *(&+,-) `YO *(&+,.( bL] TY OP] [L]WLXPY_L]T^NSPY 

8T^V`^^TZY XPS]SPT_WTNS `YOTQQP]PYdTP]_ aZY OP] oATP_Pp Mdb& OPX oATP_dTY^p OTP EPOP& FZQP]Y OTP^P 

6PR]TQQP []hdT^P] RPQL^^_ b`]OPY$ bL] XPT^_PY^ OP] 6]`__ZXTP_dTY^ RPXPTY_& 8TP^ bL] MPT^[TPW^bPT^P 

MPT OP] aZX F_hYOP]L_ R`_RPSPT^^PYPY AZ_TZY *(&+).) OP] J5?%FE OP] :LWW$ PMPY^Z MPTX 6P^NSW`^^ 

OP^ F_hYOP]L_P^ aZX .& ALT *(*( lMP] OTP LMRPhYOP]_P AZ_TZY *(&+),* OP] J5?%BE&

.SU# " .ET#   VPG !

6PT OPY MP_]ZQQPYPY ATP_aP]ShW_YT^^PY bT]O P^ ]PWL_Ta aTPWP IP]_]hRP XT_ HX^L_dXTP_PY RPMPY& 5`NS 

IP]_]hRP XT_ RPXT^NS_PY B`_d`YRPY$ OTP aZY OP] 7ZaTO%)1%DLYOPXTP `Y_P]^NSTPOWTNS MP_]ZQQPY bL]PY$ 

^TYO dLSW]PTNS& 6PTOP FLNSaP]SLW_P bl]OPY XT_ OP] aZ]RP^NSWLRPYPY EPRPW`YR `YRPYlRPYO `YO `YVWL] 

LMRPOPNV_&

?HLUH ( WQP +



.SU# ) 4HTFKVNGHUHS :LHU" QGHS =DFKUYLPT

BLS NHKPHP .SU# ) DE#

FhX_WTNSP MP_]ZQQPYPY IP]XTP_P] bl]OPY aZY ;P^P_dP^ bPRPY d`X IP]dTNS_ L`Q .(! TS]P^ 

:Z]OP]`YR^LY^[]`NSP^ L`Q aP]_]LRWTNS aP]PTYML]_P ATP_% ZOP] DLNS_dTY^P RPdb`YRPY& 5YOP]P]^PT_^ 

bl]OPY ^hX_WTNSP aZY OP] IZ]WLRP P]QL^^_PY ATP_P] `YRPLNS_P_ OP] _L_^hNSWTNSPY bT]_^NSLQ_WTNSPY 

5`^bT]V`YRPY L`Q TS] HY_P]YPSXPY TX RWPTNSPY HXQLYR PY_WL^_P_& 8TP^P DL`^NSLWTP]`YR XLR PTYQLNS 

^PTY$ T^_ LMP] bTWWVl]WTNS$ `YL`^RPbZRPY `YO `YRP]PNS_&

IP]XTP_P] Xl^^_PY$ `X RPXh^^ 5]_TVPW / TY OPY ;PY`^^ aZY <h]_PQLWW%;PWOP] d` VZXXPY$ TS]P BZ_WLRP 

XT_ PTYP] RLYdPY EPTSP aZY HY_P]WLRPY$ !oATP_% ZOP] DLNS_aP]_]LR$ ?Z]]P^[ZYOPYd$ bPT_P]P 

8ZV`XPY_Pp" MPbPT^PY& 8TP^ TYVW`^TaP OP] 5`QWLRP$ OL^^ OL^ o6JC d`^h_dWTNSP 5YQZ]OP]`YRPY Ql] OL^ 

IZ]WTPRPY PTYP] bT]_^NSLQ_WTNSPY BZ_WLRPp QP^_WPRPY VLYY& FPT_PY^ OP] ATP_P] bl]OP XT__PW^ PTYP^ 

^TX[WPY 5`Q_PTW`YR^^NSWl^^PW M]PT_ lMP] PTYP ITPWdLSW aZY HY_P]YPSXPY EPNS_ RP^[]ZNSPY % ZSYP 

OP]PY 6P_]ZQQPYSPT_ lMP]SL`[_ YhSP] d` lMP][]lQPY& 8TP^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

.SU# * 4HTVPGKHLUTHLPSLFKUVPJHP

BLS NHKPHP .SU# * DE#

9^ T^_ YTNS_ dTPWQlS]PYO$ RPbT^^P HY_P]YPSXPY$ bPWNSP oY`]p PTYP 9TY^NS]hYV`YR OP^ 6P_]TPM^ 

P]QLS]PY SLMPY$ PMPYQLWW^ aZX 6`YOP^RP^P_d []ZQT_TP]PY d` WL^^PY& AT_ OP] 5YbPYO`YR L`Q ^hX_WTNSP 

;P^`YOSPT_^PTY]TNS_`YRPY WL`_ 7CI=8%)1%IP]Z]OY`YR * bT]O PTYP]^PT_^ PTYP `YRP]PNS_QP]_TR_P 

DL`^NSLWTP]`YR aZ]RPYZXXPY& 5YOP]P]^PT_^ bP]OPY LYOP]P HY_P]YPSXPY L`^RP^NSWZ^^PY& 5`NS 

<Z_PW^ bL]PY MPT^[TPWbPT^P TYOT]PV_ MP_]ZQQPY `YO X`^^_PY TS]PY 6P_]TPM PTY^NS]hYVPY& 9MPY^Z ^TYO 

MPT EP^_L`]LY_^$ OTP _PTWbPT^P TY 6P_]TPM bL]PY$ OTP PQQPV_TaPY 9TYM`^^PY ^NSbTP]TR d` P]SPMPY& 9^ 

QWj^^PY d`OPX gMP]M]lNV`YR^% `YO @T\`TOT_h_^STWQPY$ OTP PMPYQLWW^ ^_LL_WTNS L`^RP]TNS_P_ b`]OPY&

.SU# + 2PUTFKZGLJVPJ EHL XLSUTFKDIUNLFKHP ;QUNDJHP

BLS NHKPHP .SU# + DE#

8TP ?ZYdP[_TZY PTYP] <h]_PQLWW]PRPW`YR Ql] IP]XTP_P] aP]XLR OTP HYL`^RPbZRPYSPT_ OP] RP^LX_PY 

IZ]WLRP YTNS_ bP__d`XLNSPY % TX ;PRPY_PTW& 8TP 5M^TNS_$ OTP XT_ .(! ATP_P]WL^^ SZSP 6PWL^_`YR aZY 

IP]XTP_P]Y bP__d`XLNSPY `YO YLXPY_WTNS UPYP$ OTP XT_ ?Z^_PYXTP_P L]MPT_PY$ d` PY_WL^_PY$ T^_ d`X 

FNSPT_P]Y aP]`]_PTW_& 9TY <h]_PQLWWQZYO^$ bPWNSP] XT_ *( ATWWTZYPY :]LYVPY RPh`QYP_ bl]OP$ aP]XLR OTP 

d` P]bL]_PYOPY 5`^QhWWP YTNS_ d` OPNVPY& =X K`RP OP] 7CI=8%)1 6PbhW_TR`YR bl]OPY STP] d`OPX 

AT__PW PTYRP^_PWW_$ bPWNSP OTP Ql] OPY^PWMPY KbPNV MP]PT_RP^_PWW_PY `YO QWTP^^PYOPY @T\`TOT_h_^STWQPY 

oVZYV`]]PYdTP]PYp&

?HLUH ) WQP +



.SU# %% >HIHSHPGVO VPG 6PMSDIUUSHUHP

BLS NHKPHP .SU# NN .ET# & DE#

8TP ;PW_`YR^OL`P] OP^ ;P^P_dP^ T^_ L`Q +)& 8PdPXMP] *(*( d` MP^NS]hYVPY& 8TP TY 5]_& )) 5M^& * 

aZ]RP^NSWLRPYP ;PW_`YR^OL`P] MT^ 9YOP 8PdPXMP] *(** T^_ lMP]dZRPY& FTP aP]XT__PW_$ OL^^ WLYRbTP]TRP 

EPNS_^aP]QLS]PY TY ?L`Q RPYZXXPY bP]OPY& :P]YP] T^_ OL^ aZ]WTPRPYOP ;P^P_d oQl] OTP 8L`P] OP] aZX 

6`YO aP]Z]OYP_PY FNSWTP^^`YRp L`^RPWPR_& =X XjRWTNSPY :LWWP PTYP^ dbPT_PY @ZNVOZbY^ TY OPY >LS]PY 

*(*) ZOP] *(**$ XT_ LYOP]^ RPL]_P_PY IZ]^NS]TQ_PY `YO 5`^bT]V`YRPY$ Xl^^_P OTP @LRP UPOZNS 

d`YhNS^_ YP` MP`]_PTW_ bP]OPY& 9^ X`^^ OP^SLWM L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ OP] aZ]WTPRPYOP 

;P^P_dP^aZ]^NSWLR L`_ZXL_T^NS L`NS Ql] PTYPY dbPT_PY @ZNVOZbY ;lW_TRVPT_ P]STPW_P& 8TP^ T^_ Pc[WTdT_ 

QP^_d`SLW_PY&

8TP ;PW_`YR^Q]T^_ MT^ +)& 8PdPXMP] *(** T^_ L`NS L`^ OTP^PX ;]`YO `X dbPT >LS]P d` aP]Vl]dPY&

6A# CVTDOOHPIDTTVPJ

>POP] d`^h_dWTNSP ^_LL_WTNSP 9TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY ATP_aP]ShW_YT^^P ^NSLQQ_ PHVH 

@PJHSHFKULJMHLUHP# @LYRbTP]TRP ;P]TNS_^aP]QLS]PY bP]OPY OLXT_ YTNS_ aP]STYOP]_$ ^ZYOP]Y TY aTPWPY 

:hWWPY bZSW PSP] MPQj]OP]_$ `& L& bPTW dLSW]PTNSP 9TYdPWQhWWP XT_ OPX IZ]^NSWLR YTNS_ RP]PRPW_ bP]OPY 

VjYY_PY&

ATP_aP]ShW_YT^^P ^TYO RSLWDUSHFKUNLFKHS AHSUSDJTWHSKZNUPLTTH# ATP_aP]_]hRP ^TYO L`NS TY OTP^P] 

?]T^PY^T_`L_TZY RlW_TR `YO MTWOPY OTP 6L^T^ Ql] IP]SLYOW`YRPY OP] IP]_]LR^[L]_PTPY$ `X TY OTP^P] 

L`^^P]Z]OPY_WTNSPY @LRP QLT]P `YO Ql] MPTOP FPT_PY LVdP[_LMWP ?ZX[]ZXT^^P d` QTYOPY& HYdhSWTRP 

^ZWNSP] IP]PTYML]`YRPY b`]OPY MP]PT_^ LMRP^NSWZ^^PY& 8TP^P] OTP IP]_]LR^L`_ZYZXTP ]P^[PV_TP]PYOP 

JPR SL_ D]TZ]T_h_ `YO ^ZWW YTNS_ _Z][POTP]_ bP]OPY& 9TY ^_LL_WTNSP] 9TYR]TQQ ^_PWW_ ;P^[]hNSP `YO 

IP]SLYOW`YRPY dbT^NSPY ATP_% `YO DLNS_[L]_PTPY TY :]LRP$ RPQhS]OP_ OTP^P `YO bT]O PTYP ITPWdLSW aZY 

[]TaL_PY @j^`YRPY aP]STYOP]Y&

9TY LWWQhWWTRP] TUDDUNLFKHS 2LPJSLII LP HLP RSLWDUSHFKUNLFKHT AHSUSDJTWHSKZNUPLT OVTT WHSKZNUPLTOZTTLJ 

`YO L`Q UPYP ATP_P]TYYPY `YO ATP_P] MP^NS]hYV_ ^PTY$ bPWNSP d`] gMP]M]lNV`YR OP] V]T^PYMPOTYR_PY 

5`^QhWWP LX PSP^_PY L`Q HY_P]^_l_d`YR LYRPbTP^PY ^TYO& 9^ ^TYO OTP^ OTP VWPTYP]PY HY_P]YPSXPY& 8TP 

aZ]RP^NSWLRPYP @j^`YR T^_ `YaP]ShW_YT^Xh^^TR$ `YL`^RPbZRPY `YO MTP_P_ YTNS_ ]PNS_dPT_TR 

EPNS_^^TNSP]SPT_&

8P] IZ]PY_b`]Q Wh^^_ OTP VPUHSTFKLHGNLFKHP XLSUTFKDIUNLFKHP .VTXLSMVPJHP OP] aZ]lMP]RPSPYOPY 

;P^NShQ_^^NSWTP^^`YRPY L`Q OTP aP]^NSTPOPYPY 6P_]TPMP L`^^P] 5NS_ `YO bT]Q_ ^NSbTP]TRP 

5MR]PYd`YR^Q]LRPY L`Q&

8L^ O`]NS OPY 6`YO TY 5`Q_]LR RPRPMPYP :QPLUQSLPJ NLHJU PQFK NDPJH PLFKU WQS VPG MDPP TQOLU PLFKU 

DNT P[ULJH 1DUHPJSVPGNDJH YVS 8QPYHRULQP GHS @OTHUYVPJ WHSXHPGHU bP]OPY& 6P]PT_^ aZ]WTPRPYOP 

9]SPM`YRPY OP] =XXZMTWTPYM]LYNSP P]bhSY_ OP] 6`YOP^]L_ TX 6P]TNS_ d`] IP]YPSXWL^^`YR YTNS_& 8TP^ 

T^_ ^_Z^^PYO&

?HLUH * WQP +



8TP 9]SPM`YRPY OP] 6]LYNSP `YO ^[PdTQT^NS OP^ I=F dPTR_PY MP]PT_^ 9YOP ALT2 =Y dbPT 8]T__PWY LWWP] 

;P^NShQ_^XTP_aP]ShW_YT^^P OP] AT_RWTPOP] OP^ I=F b`]OP MP]PT_^ [L]_YP]^NSLQ_WTNSP @j^`YRPYqdbT^NSPY 

ATP_P]Y `YO IP]XTP_P]Y RPQ`YOPY&

8TP TY OTaP]^PY 8DPUQPHP JHUSQIIHPHP 9[TVPJHP TUHKHP LO BLGHSTRSVFK YV HLPHS /VPGHTN[TVPJ#

:l] OPY LWWQhWWTRPY 9TYR]TQQ TY OTP []TaL_]PNS_WTNSPY ATP_aP]ShW_YT^^P SL_ OP] 6`YO VPTYP _L`RWTNSP 

AHSIDTTVPJTJSVPGNDJH# 8TP 6P]`Q`YR L`Q 5]_& )(( 6I T^_ PLFKU WHSUSHUEDS#

8TP S\FMXLSMHPGH 6PMSDIUTHUYVPJ GHT 4HTHUYHT LTU SHFKUNLFK VPKDNUEDS

BLS NHKPHP GDT /VPGHTJHTHUY DE#

2T LTU PLFKU YLHNI\KSHPG! HT EHKLPGHSU RSLWDUSHFKUNLFKH 9[TVPJHP VPG TUHNNU HLPH MSDTTH 

/HPDFKUHLNLJVPJ GHS 6OOQELNLHPHLJHPU\OHS VPG AHSOLHUHS GDS#

6PT LWWQhWWTRPY :]LRPY ^_PSPY bT] RP]YP d`] IP]QlR`YR&

:]P`YOWTNSP 7]k^^P

A7

?HLUH + WQP +
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3]VLM[IU\ NeZ GWPV]VO[_M[MV !3G@"

C\WZKPMVOI[[M ,

(+*&8ZMVKPMV

6UUMV# (.% ;]TQ (&(&

?FQNFIMLBRRTNHRBNSVOQS WTM .TNEFRHFRFSW ZCFQ EFN 9JFS" TNE EFN ;BDISWJNR VXIQFNE 

.FSQJFCRRDILJFRRTNHFN TNE 1JNRDIQXNKTNHFN WTQ .FKXMPGTNH EFR /OQONBUJQTR /OUJE"&+ 

(/OUJE"&+"3FRDIXGSRMJFSFHFRFSW 

CMPZ OMMPZ\MZ 9MZZ 3]VLM[ZI\ AIZUMTQV 

CMPZ OMMPZ\MZ 9MZZ D[KPQZZMV 

CMPZ OMMPZ\MZ 9MZZ 2T^IZMa 

CMPZ OMMPZ\M 5IUMV ]VL 9MZZMV

5QM C\QN\]VO 5WUIZMVI JMLIVS\ [QKP NeZ LQM 8MTMOMVPMQ\ a]Z C\MTT]VOVIPUM a]U FWZMV\_]ZN LM[ 

WJOMVIVV\MV 3]VLM[OM[M\aM[ g4W^QL$'/$8M[KPcN\[UQM\MOM[M\ah%

5QM C\QN\]VO 5WUIZMVI _MVLM\ [QKP UQ\ NWTOMVLMU 2VTQMOMV IV CQM% 5I[ I]NOZ]VL LMZ 3M[KPTe[[M 

LM[ ?I\QWVITZI\M[ ^WU *% ;]VQ (&(& ]VL LM[ C\cVLMZI\M[ ^WU .% ;]VQ (&(& I][OMIZJMQ\M\M 

g3]VLM[OM[M\a eJMZ LMV >QM\$ ]VL LMV AIKP\aQV[ _cPZMVL 3M\ZQMJ[[KPTQM[[]VOMV ]VL 

6QV[KPZcVS]VOMV a]Z 3MScUXN]VO LM[ 4WZWVI^QZ][ !4W^QL$'/" h _QLMZ[XZQKP\ LQM[MU HQMT VQKP\ 

V]Z# [WVLMZV JMPQVLMZ\ QV ]VacPTQOMV 7cTTMV Oe\TQKPM ]VL XIZ\VMZ[KPIN\TQKPM 6QVQO]VOMV LMZ 

JM\ZWNNMVMV >QM\XIZ\MQMV%

0FN UOQLJFHFNEFN 1NSVTQG EFR \/OUJE"&+"3FRDIXGSRMJFSFHFRFSWFR] LFINFN VJQ EBIFQ EFWJEJFQS 

BC#

GQZ TMOMV :PVMV VIKPNWTOMVL ]V[MZM bJMZTMO]VOMV LIZ%

5# -LLHFMFJNF .FMFQKTNHFN

0JF =SJGSTNH 0OMBQFNB LFINS EFN ?OQFNSVTQG WTM .TNEFRHFRFSW BC#

5QM[MZ Q[\ TNUFQIXLSNJRMXRRJH ]VL ^MZNI[[]VO[_QLZQO# MZ QJDISFS UOLKRVJQSRDIBGSLJDIFN =DIBEFN 

IV# [\I\\ ?]\aMV a] [\QN\MV1 [KPINN\ a][c\aTQKPM <FDISRTNRJDIFQIFJS ]VL _eZLM MQV VJLLKZQLJDI 

SWVaQXQMZ\M[ 6V\MQOV]VO[SWVaMX\ OM[M\aTQKP ^MZIVSMZV# _MTKPM[ ]V^MZ[\cVLTQKPMZ_MQ[M 

I][[KPTQM[[TQKP LQM FMZUQM\MZ \ZcNM% 5I[ 8M[M\a UFQIJNEFQS QV ^QMTMV 7cTTMV Oe\TQKPM ]VL 

PBQSNFQRDIBGSLJDIF 1JNJHTNHFN ]VL M[ [KPINN\ MQVM FKLBSBNSF >NHLFJDICFIBNELTNH UON 

?FQMJFSFQN TNE 9JFSFQN#
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2]KP LQM 5ZQVOTQKPMZSTcZ]VO ]VL MQVM ZeKS_QZSMVLM :VSZIN\[M\a]VO ^MZUdOMV LQM DI\[IKPM VQKP\ 

a] SWZZQOQMZMV# LI[[ MQVM =d[]VO WT RPXS SWUU\%

2][ LMU QV 2Z\QSMT + LMZ 3]VLM[^MZNI[[]VO !3F" ^MZIVSMZ\MV BMKP\[[\II\[XZQVaQX _QZL ]V\MZ 

IVLMZMU LI[ 8MJW\ LMZ BMKP\[[QKPMZPMQ\ IJOMTMQ\M\% AZQ^I\M [WTTMV [QKP JMQ QPZMU 9IVLMTV I]N LI[ 

OMT\MVLM BMKP\ ^MZTI[[MV SdVVMV% >Q\ LMU ZeKS_QZSMVL QV <ZIN\ OM[M\a\MV g4W^QL$'/$ 

8M[KPcN\[UQM\OM[M\ah _eZLM MQVM LQM FMZUQM\MZ[MQ\M JMTI[\MVLM# MKP\M BeKS_QZS]VO NM[\OMTMO\ 

]VL LIUQ\ LI[ 3FCOS EFQ <FDISRRJDIFQIFJS UFQLFSWS#

5QM 3]VLM[^MZNI[[]VO OIZIV\QMZ\ QV 2Z\QSMT (, LI[ 6QOMV\]U ]VL QV 2Z\QSMT (- LQM GQZ\[KPIN\[NZMQ$

PMQ\% >Q\ LMU g4W^QL$'/$8M[KPcN\[UQM\MOM[M\ah _eZLMV LQM[M JMQLMV UFQGBRRTNHRQFDISLJDI 

HFVXIQLFJRSFSFN 3QTNEQFDISF UFQLFSWS#

5I[ ^WZOM[KPTIOMVM 3]VLM[OM[M\a Q[\ NJDIS UFQIXLSNJRMXRRJH# 6[ _eZLM a] MQVMZ ]VOMZMKP\NMZ$

\QO\MV# OMVMZMTTMV CKPTMKP\MZ[\MTT]VO ^WV FMZUQM\MZV NePZMV ]VL Pc\\M MQVM _QTTSeZTQKPM 

6V\TI[\]VO ^WV >QM\MZV a]Z 7WTOM# WPVM LMZMV _QZ\[KPIN\TQKPM 3M\ZWNNMVPMQ\ a] JMZeKS[QKP\QOMV%

5QM CKP_MQa _cZM LI[ MQVaQOM =IVL# _MTKPM[ LMZIZ\ _QTTSeZTQKP QV LI[ FMZ\ZIO[ZMKP\ MQVOZQNNM% :U 

_QKP\QOMV QV\MZVI\QWVITMV =SBNEOQSVFSSCFVFQC TM 5NUFRSJSJONFN TNE 5NUFRSOQFN _eZLM LQM[M[ 

[MTJ[\QVL]aQMZ\M XWTQ\Q[KPM BQ[QSW STIZ a] MQVMU ZMTI\Q^MV GM\\JM_MZJ[VIKP\MQT NePZMV% 5I[ Q[\ 

]VJMLQVO\ a] ^MZUMQLMV%

5QM I]N UQVLM[\MV[ MQVM PITJM >QTTQIZLM 7ZIVSMV OM[KPc\a\M NQVIVaQMTTM 8BRS VZQEF VFJSHFIFNE 

EFN ?FQMJFSFQN BTGHFCZQEFS! ]VIJPcVOQO ^WV QPZMZ NQVIVaQMTTMV CQ\]I\QWV%

5QM 2VaIPT LMZ JM\ZWNNMVMV 8M[KPcN\[UQM\MZQVVMV ]VL $UQM\MZ# NeZ _MTKPM VWKP SMQVM XIZ\VMZ$

[KPIN\TQKPMV =d[]VOMV ^WZTQMOMV# Q[\ ^dTTQO ]VSTIZ% 5QM FMZ_IT\]VO _QTT [QKP I]N MQV MQOMVM[ 

>WVQ\WZQVO [\e\aMV% 5QM[M[ _QZL VQKP\ ^WZ @S\WJMZ (&(& ^WZTQMOMV1 LQM 6ZOMJVQ[[M [\MPMV LIPMZ 

NeZ LQM 3W\[KPIN\ IV LI[ AIZTIUMV\ ^MZU]\TQKP VWKP VQKP\ a]Z FMZNeO]VO% 5IUQ\ JTMQJ\ LI[ UQ\ LMU 

8M[M\aM[MV\_]ZN ^WZOM[KPTIOMVM <WVaMX\ MQV _MQ\OMPMVL I]N VJLLKZQLJDIFN =DIXSWTNHFN TNE 

-NNBIMFN CBRJFQFNEFR 7ONRSQTKS# 5I[ Q[\ VQKP\ ISaMX\IJMT%

5QM 0FGJNJSJON MYHLJDIFQ 4XQSFGXLLF I]N FMZUQM\MZ[MQ\M _eZLM LMU 3]VLM[IU\ NeZ GWPV]VO[$

_M[MV !3G@" WJTQMOMV# LI[ LIa] UQ\ _MQ\ZMQKPMVLMV 6V\[KPMQLSWUXM\MVaMV I][OM[\I\\M\ _eZLM%

5MZ 3]VLM[ZI\ PcT\ QU MZTc]\MZVLMV 3MZQKP\ I]N CMQ\M , a]\ZMNNMVL NM[\# LI[[ LQM CKPTQM[[]VO ]VL 

LQM 6QV[KPZcVS]VO MQVM[ 3M\ZQMJ[ I]NOZ]VL ^WV JMPdZLTQKPMV >I[[VIPUMV QVNWTOM LMZ 4@F:5$'/$ 

AIVLMUQM NJDIS JM ?FQBNSVOQSTNHRCFQFJDI EFQ ?FQMJFSFQJNNFN TNE ?FQMJFSFQ TQMOMV% GeZLM 

MQVMU DMQT LMZ >QM\MZQVVMV ]VL >QM\MZ ZeKS_QZSMVL XMZ '-% >cZa (&(& MQV OM[M\aTQKPMZ 2V[XZ]KP 

I]N >QM\aQV[PMZIJ[M\a]VO MQVOMZc]U\# _eZLM RMLWKP \ZW\aLMU BMKP\ OM[KPINNMV# I]N LI[ [QKP QV 

LMZ AZI`Q[ I]KP >QM\MZQVVMV ]VL >QM\MZ JMZ]NMV _MZLMV# LQM ^WV LMZ ^WZOM[MPMVMV BMOMT]VO 

I]NOZ]VL LMZ >QM\aQV[PdPM !eJMZ :C @@@ Ja_% (& &&& 7ZIVSMV" IV [QKP VQKP\ XZWNQ\QMZMV SdVV\MV%

55# ?FQGBRRTNHRHQTNELBHF

3MQU >QM\ZMKP\ PIVLMT\ M[ [QKP ]U HQ^QTZMKP\% 5MU 3]VL SWUU\ OMUc[[ 2Z\QSMT '&/ 3F V]Z LQM 

<WUXM\MVa a]# FWZ[KPZQN\MV OMOMV >Q[[JZc]KPM QU >QM\_M[MV [W_QM eJMZ LQM 2TTOMUMQV^MZJQVL$

TQKPMZSTcZ]VO ^WV BIPUMVUQM\^MZ\ZcOMV a] MZTI[[MV% 5MZ ^WU ^WZOM[KPTIOMVMV g4W^QL$'/$ 

8M[KPcN\[UQM\MOM[M\ah JM\ZWNNMVM 8MOMV[\IVL OMPdZ\ STIZ VQKP\ LIa]%
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5MZ FMZ[]KP# LI[ ^WZOM[KPTIOMVM 8M[M\a I]N 2Z\QSMT '&& 3F IJa][\e\aMV# Q[\ TNSBTHLJDI# 5MVV 

OMUc[[ LQM[MZ FMZNI[[]VO[JM[\QUU]VO a]Z <WVR]VS\]ZXWTQ\QS Ue[[\MV ]%I% LQM 8Z]VL[c\aM LMZ 

GQZ\[KPIN\[NZMQPMQ\# LMZ GM\\JM_MZJ[VM]\ZITQ\c\ ]VL LMZ 8TMQKPJMPIVLT]VO ^WV <WVS]ZZMV\MV 

OM_cPZTMQ[\M\ [MQV% 5I[ SIVV UQ\ LQM[MZ FWZTIOM UQ\VQKP\MV OM_cPZTMQ[\M\ _MZLMV% 6QV I]N LQM[MZ 

FMZNI[[]VO[VWZU JMZ]PMVLM[ 3]VLM[OM[M\a _QZL LQM[M 8Z]VL[c\aM QU 8MOMV\MQT ^MZTM\aMV% 

2VLMZ[ IT[ LMZ 3]VLM[ZI\ JM\ZIKP\MV _QZ FJN -CRSFLLFN BTG -QSJKFL &%% .? VQKP\ IT[ g^MZ\ZM\JIZh# 

[WVLMZV IT[ OGGFNKTNEJH GBLRDI#

555# =SFLLTNHNBIMF WT FJNWFLNFN .FRSJMMTNHFN 

-QS# ' 3FLSTNHRCFQFJDI

@JQ LFINFN -QS# ' JN EFQ UOQLJFHFNEFN 2OQM BC#

5QM BMOMT]VO [WTT SWZZQOQMZ\ _MZLMV# ]U VQKP\ NeZ LI[ MQVaMTVM >QM\WJRMS\# [WVLMZV NeZ LMV 

>QM\^MZ\ZIO a] OMT\MV% ?]Z [W SIVV I][OM[KPTW[[MV _MZLMV# LI[[ NeZ MQVM FQMTaIPT ^WV >QM\WJ$

RMS\MV QV MQVMZ WLMZ UMPZMZMV =QMOV[KPIN\MV RM MQV 6ZTI[[ JMIV\ZIO\ ]VL LQM @JMZOZMVaM ^WV 497 

(& &&& UMPZNIKP eJMZ[KPZQ\\MV _eZLM%

:V LMV 6ZTc]\MZ]VOMV _QZL I][OMNePZ\# LI[[ gUQ\ LMU 9QV_MQ[ I]N 8M[KPcN\[Zc]UMh ^MZLM]\TQKP\ 

_QZL# gLI[[ LMZ >WVI\[aQV[ XZW >QM\$ WLMZ AIKP\WJRMS\ ]VL VQKP\ LI[ FMZ\ZIO[^WT]UMV OMUMQV\ 

Q[\% GMZLMV QV MQVMU MQVaMTVMV FMZ\ZIO UMPZMZM MQOMV[\cVLQOM >QM\$ WLMZ AIKP\[IKPMV a][IU$

UMVOMNI[[\# [W OQT\ LI[ 8M[M\a NeZ RMLM[ LQM[MZ @JRMS\M# NeZ LI[ MQV >QM\$ WLMZ AIKP\aQV[ ^WV 

PdKP[\MV[ (& &&& 7ZIVSMV OQT\# [MTJ[\ LIVV# _MVV LQM UWVI\TQKPM 8M[IU\[]UUM LIZeJMZ TQMO\h% 

5QM[ Q[\ a] SWZZQOQMZMV $ a]UIT LQM[ LMU eJMZOMWZLVM\MV NWZU]TQMZ\MV HQMT _QLMZ[XZQKP\0 g5QM 

@JMZOZMVaM _]ZLM JM_][[\ MQVOMNePZ\# ]U STMQVM ]VL UQ\\TMZM EV\MZVMPUMV a] [KPe\aMVh%

-QS# ' JRS EFRIBLC TMWTGOQMTLJFQFN, g5QM[M[ 8M[M\a OQT\ GZQ 9JFS" TNE ;BDISUFQSQXHF! VIUMV\TQKP 

LMZ NWTOMVLMV dNNMV\TQKP a]OcVOTQKPMV 6QVZQKP\]VOMV ]VL 3M\ZQMJM# [WNMZV LMZ >QM\$ WLMZ LMZ 

AIKP\aQV[ NeZ LQM >QM\$ WLMZ LQM AIKP\[IKPM UWVI\TQKP UI`QUIT (& &&& 7ZIVSMV JM\ZcO\h%

-QS# ( -TRNBIMFN UOM 3FLSTNHRCFQFJDI

@JQ LFINFN -QS# ( JN EFQ UOQLJFHFNEFN 2OQM BC#

-QS# ) -CR# ' .RS# B VQUU\ JM[\MPMVLM 6QVQO]VOMV ZQKP\QOMZ_MQ[M ^WV LMZ OM[M\aTQKPMV BMOMT]VO 

I][% 6[ Q[\ IJMZ VQKP\ ISaMX\IJMT# _MVV MQVaQO >QM\aQV[ZML]S\QWVMV QPZM 8eT\QOSMQ\ JMPIT\MV% 2]KP 

6QVQO]VOMV# _MTKPM gJMQ[XQMT[_MQ[M C\]VL]VO[$ WLMZ BI\MVaIPT]VO[IJZMLMVh ]UNI[[MV# [QVL 

OeT\QOM 2JUIKP]VOMV ]VL Ue[[MV ^WU 8MT\]VO[JMZMQKP I][OMVWUUMV _MZLMV% 2]KP [WTKPM 

FMZMQVJIZ]VOMV [\MTTMV gMQVM I][LZeKSTQKPM 6QVQO]VO LMZ FMZ\ZIO[XIZ\MQMVh LIZ%

-QS# ( -CR# & .RS# C

6[ U][[ LMNQVQMZ\ _MZLMV# a] _MTKPMU HMQ\X]VS\ MQV ZMKP\[SZcN\QOMZ 8MZQKP\[MV\[KPMQL ^WZa]TQM$

OMV PI\# LIUQ\ MQV >QM\^MZPcT\VQ[ ^WU 8MT\]VO[JMZMQKP LM[ 8M[M\aM[ I][OMVWUUMV _QZL%

5QM FWZOIJM# _WVIKP LI[ 8M[M\a JMQ TI]NMVLMV 8MZQKP\[^MZNIPZMV ZeKS_QZSMVL a]Z 2V_MVL]VO 

SWUU\# _QZL MQVM OZW[[M HIPT ^WV 8MZQKP\[NcTTMV I][Td[MV WLMZ JMOeV[\QOMV $ [\I\\ [QM a]
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^MZPQVLMZV% 5QM ZeKS_QZSMVLM 2V_MVL]VO _QZL LQM DMVLMVa a]U 2J_IZ\MV ^MZ[\cZSMV# [\I\\ _QM 

LZQVOMVL Vd\QO LMV 9IVLT]VO[LZ]KS ]VL MV\[XZMKPMVLM 6QVQO]VOMV a] JMNdZLMZV%

-QS# ( -CR# '

5QM C\QN\]VO 5WUIZMVI TMPV\ MQVM BMOMT]VO NeZ >QM\^MZPcT\VQ[[M UQ\ >QM\aQV[MV a_Q[KPMV '+ &&& 

]VL (& &&& 7ZIVSMV IJ% 5QM 5MNQVQ\QWV MQVM[ 3MZMQKP[# QVVMZPITJ LM[[MV LQM >QM\^MZ\ZIO[XIZ\MQMV 

MQV[MQ\QO I]N LQM 2V_MVL]VO LM[ 8M[M\aM[ ^MZaQKP\MV SdVVMV# MZ[KPMQV\ JMTQMJQO ]VL Q[\ _QTTSeZTQKP 

[W_QM VQKP\ XZIS\QSIJMT%

-QS# ) 9BRRHFCFNEFQ 9JFS" OEFQ ;BDISWJNR

-LR MBRRHFCFNEFQ 9JFS" OEFQ ;BDISWJNR JRS JN -QS# ) -CR# & EFQ .QTSSOMJFSWJNR CWV# EFQ 

.QTSSOPBDISWJNR WT CFWFJDINFN#

-QS# ) -CR# ' TNE -CR# ( RJNE PQXWJRFQ WT GOQMTLJFQFN#

-QS# ) -CR# &
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ILBundesamt für Wohnungswesen (BWO)
Storchengasse 6
2540 Grenchen

Zürich, 17. August 2020

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus Covid-19
(Covid-19-Geschäftsmietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin
Sehr geehrter Herr Tschirren
Sehr geehrter Herr Alvarez
Sehr geehrte Damen und Herren

Unsere Gesellschaft «Sustainable Real Estate AG» ist verantwortlich als Unternehmensaktionär
und Promotor für den Sustainable Real Estate Investments SICAV mit einem Immobilienfondsver-
mögen von rund CHF 300 Millionen.

Die Sustainable Real Estate AG bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorent-
wurf des obgenannten Bundesgesetzes «Covid-19-Geschäftsmietegesetz».

Wir engagieren uns zusammen mit unserem Liegenschaftsverwalter KM&P seit Beginn der
Corona-Krise für ein marktgerechtes, faires und für Härtefälle und besonders beeinträchtigte Un-
ternehmen sachgerechtes und praktikables Konzept für betroffene Geschäftsmietverhältnisse.
Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates vom
8. Juni 2020 ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-
schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)» widerspricht
diesem Ziel nicht nur, sondern behindert in unzähligen Fällen gütliche und partnerschaftliche Ei-
nigungen der betroffenen Mietparteien.

Den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» lehnen wir daher dezi-
diert ab.

Wir legen Ihnen nachfolgend unsere Überlegungen dar.

1. Allgemeine Bemerkungen

Die Sustainable Real Estate AG lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.

Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen Scha-
den an. statt Nutzen zu stiften: schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich
konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicherweise aus-
schliesslich die Vermieter träfe. Das Gesetz verhindert in vielen Fällen gütliche und



2

1\. - : 1 !

8:fi 1

\ r -1 t ,\ !\i

partnerschaftliche Einigungen und es schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Ver-
mietern und Mietern.

Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht
zu korrigieren, dass eine Lösung zu spät kommt.

Aus dem in Artikel 5 des Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter an-
derem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das
geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten «Covid-19-Geschäfts-
mietgesetz» würde eine die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit
das Gebot der Rechtssicherheit verletzt.

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfrei-
heit. Mit dem «Covid-1 9-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden verfassungsrechtlich ge-
währleisteten Grundrechte verletzt.

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfer-
tigten, generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung
von Mietern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen.

Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im
wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses
selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsrlachteil führen. Das ist
unbedingt zu vermeiden.

Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde weitgehend
den Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation.

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partner-
schaftlichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf ein eigenes Moni-
toring stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die
Botschaft an das Parlament vermutlich noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Ge-
setzesentwurf vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf willkürlichen Schätzungen und An.
nahmen basierendes Konstrukt. Das ist nicht akzeptabel.

Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für Wohnungs-
wesen (BWO) obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidkompetenzen ausgestattet würde.

Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und
die Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVtD-
19-Pandemie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen.
Würde einem Teil der Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher
Anspruch auf Mietzinsherabsetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf
das sich in der Praxis auch Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen
Regelung aufgrund der Mietzinshöhe (über 15'000 bzw. 20'000 Franken) an sich nicht profitieren
könnten
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II. Verfassungsgrundlage

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die
Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemeinverbind-
licherklärung von Rahmenmietverträgerl zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen «Covid-19-Ge-
schäftsmietegesetz» betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu.

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn
gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der
Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten ge-
währleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser
Verfassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. An-
ders als der Bundesrat betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als «vertretbar»,
sondern als offenkundig falsch.

111. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2 Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den Miet-
vertrag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von Mietobjekten
in einer oder mehreren Liegnschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20'000
mehrfach überschritten würde.
In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume» verdeutlicht
wird, <dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint
ist. Werden in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusam-
mengefasst, so gilt das Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von
höchstens 20'000 Franken gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsumme darüber liegt».
Dies ist zu korrigieren – zumal dies dem übergeordneten formulierten Ziel widersprIcht: «Die Ober-
grenze wurde bewusst eingeführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu schützen».

Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: <Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, nament-
lich der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der
Pachtztns für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken beträg».

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung
aus. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch
Einigungen, welche «beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden» umfassen, sind
gültige Abmachungen und müssen vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche
Vereinbarungen stellen <eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien» dar.
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Art. 3 Abs. 1 Bst. b
Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen
hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird.
Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung
kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen – statt sie zu verhin-
dern. Die rückwirkende Anwendung wird die Tendenz zum Abwarten verstärken, statt wie drin-
gend nötig den Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu befördern.

Art. 3 Abs. 2
Die Sustainable Real Estate AG lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen
15 000 und 20 000 Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertrags-
parteien einseitig auf die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist
willkürlich sowie nicht praktikabel.

Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der
Bruttopachtzins zu bezeichnen
Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren

Art. 4 Abs. 1
Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen
Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem «Mietzins» die Rede. Sofern
diese Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war bei-
spielsweise bei der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso
beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der
WAK-NR.

Art. 4 Abs. 2 und 3
Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben.
Auch Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-1 9-Pandemie unterschiedlich betrof-
fen waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung unge-
nügend und unklar abgedeckt.

Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins

Wir lehnen Art. 5 ab.

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres For-
derungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits
würden sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen
Auswirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag ein-
fach sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht.

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Gelder zu kommen, ihre
Notlage mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, Korrespondenz,
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weitere Dokumente») beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zusätzliche Anfor-
derungen für das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage» festlegen kann. Seitens der Mieter
würde mittels eines simplen Aufteilungsschlüssel breit über eine Vielzahl von Unternehmen Recht
gesprochen – ohne deren Betroffenheit überhaupt näher zu überprüfen. Dies ist nicht akzeptabel.

Art. 6 Gesundheitseinrichtungen

Wir lehnen Art. 6 ab.

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Betriebs
erfahren haben, ebenfalts vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämt-
liche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfer-
tigte Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen.
Auch Hotels waren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken.
Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig
zu erheben. Es flossen zudem Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich aus-
gerichtet wurden .

Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen

Wir lehnen Art. 7 ab.

Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der gesam-
ten Vorlage nicht wettzumachen – im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieterlass hohe Belas-
tung von Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit Kostenmiete arbeiten, zu entlas-
ten, ist zum Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds, welcher mit 20 Millionen Franken geäufnet
würde, vermag die zu erwartenden Ausfälle nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung
würden hier zudem Mittel eingestellt, welche die für denselben Zweck bereitgestellten und flies-
senden Liquiditätshilfen «konkurrenzieren».

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs.
2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass
langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz «für
die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle eines zweiten
Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen,
müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen wer-
den, dass der vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gül-
tigkeit erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.
Die Geltungsfrist bis 31 . Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.
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IV. Zusammenfassung

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Unge-
rechtigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen
Fällen wohl eher befördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt wer-
den könnten.

Mietverhältnisse sind privatrechtlicher Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser
Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser
ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige
solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektie-
rende Weg hat Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche
und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefährdet diese und wird eine
Vielzahl von privaten Lösungen verhindern.

Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhältnis-
mässig und auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Überbrückung der kri-
senbedingten Ausfälle am ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die kleineren
Unternehmen. Die vorgeschlagene Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen und bietet
nicht rechtzeitig Rechtssicherheit.

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehen-
den Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige
Abgrenzungsfragen auf.

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann
somit nicht als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden.
Bereits vorliegende Erhebungen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat im Bericht zur
Vernehmlassung nicht. Dies ist stossend.

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: in zwei Dritteln
aller Geschäftsmietverhältnisse der Mitglieder des VIS wurde bereits partnerschaftliche Lösungen
zwischen Mietern und Vermietern gefunden.

Die in diversen Kantonen getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bundeslö-
sung.

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche
Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.

Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.
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Wir lehnen das Bundesgesetz ab.
Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine krasse Be-
nachteiligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar.

Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Klaus Kämpf
Geschäftsführer

Marco Scheurer
Geschäftsführer
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Basel, 4. August 2020 
 
 

Stellungnahme zur Vernehmlassungsvorlage zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat, 
sehr geehrter Herr Alvarez, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur Vernehmlassungsvorlage zum Covid-19-
Geschäftsmietegesetz Stellung zu nehmen. Mit unserer heutigen Eingabe nehmen wir diese 
Gelegenheit gerne innerhalb der Frist wahr. 

Die Swiss Funds & Asset Management Association SFAMA ist die repräsentative Branchen-
organisation der Schweizer Fonds- und Asset Management-Wirtschaft. Ihr Mitgliederkreis um-
fasst alle wichtigen schweizerischen Fondsleitungen und Asset Manager sowie Vertreter aus-
ländischer kollektiver Kapitalanlagen. Zudem gehören ihr zahlreiche weitere Dienstleister an, die 
im Asset Management tätig sind. Die SFAMA ist aktives Mitglied der europäischen 
Investmentvereinigung European Fund and Asset Management Association (EFAMA) in Brüssel 
und der weltweit tätigen International Investment Funds Association (IIFA) in Montreal. 

Zahlreiche unserer Mitglieder sind im Bereich der Immobilienfonds tätig und teilweise als 
Vermieter direkt von der Vorlage betroffen. Diese Mitglieder engagieren sich seit Beginn der 
Krise, um mit ihren Mietern und Pächtern individuelle, auf den Einzelfall zugeschnittene und faire 
Lösungen zu finden sowie Härtefälle zu verhindern. Es ist unseren Mitgliedern ein grosses 
Anliegen, dass die von den Schliessungen betroffenen Betriebe diese Krise wirtschaftlich 
überstehen, denn auch sie wollen Leerstände vermeiden. Ein Grossteil der Mieter- und 
Pächterbegehren konnte bis heute bereits bearbeitet und erledigt werden. Unsere Mitglieder sind 
optimistisch, dass sie auch für die noch offenen Anfragen zeitnah Lösungen finden werden.  

I. GRUNDSÄTZLICHE BEMERKUNGEN  

Die SFAMA lehnt die Vorlage ab.  

Allfällige staatliche Massnahmen müssen mit der Vertragsautonomie und den 
verfassungsmässigen Grundsätzen und Rechten vereinbar und v.a. verhältnismässig sein. 
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Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse, die auch in einer ausserordentlichen 
Lage wie einer Krise ihre Gültigkeit behalten. Die Vertragsparteien müssen sich im Sinne des 
Rechtssicherheitsgebots auch in schwierigen Zeiten auf gültige Vereinbarungen verlassen 
können. 

Ziel muss es sein, dass zwischen Vermietern und Mietern/Pächtern ausgewogene und faire 
Lösungen gefunden werden. Dazu müssen aber zwingend die finanziellen Umstände der 
betroffenen Parteien (sowohl der Mieter/Pächter als auch der Vermieter) im Einzelfall 
berücksichtigt werden. Dies ist nur im Rahmen individueller partnerschaftlicher Vereinbarungen 
möglich. Im Gegensatz dazu ist die Vorlage dafür gänzlich ungeeignet, denn sie bewirkt gerade 
das Gegenteil: Mit ihren starren Kriterien und Pauschalregelungen werden – alleine abhängig von 
der Höhe des Miet- oder Pachtzinses – auf alle Fälle undifferenziert dieselben Regeln 
angewendet. Dies führt dazu, dass einerseits auch Mieter und Pächter davon profitieren werden, 
die auf die Hilfe nicht angewiesen sind, und andererseits auch Vermieter für die Kostentragung 
herangezogen werden, die sich selbst in einer finanziell schwierigen Situation befinden. Statt faire 
Lösungen zu finden, ermöglicht die Vorlage vielmehr stossende Ergebnisse. 

Die Dringlichkeit erfordert es, dass möglichst zeitnah Lösungen gefunden werden. Ein Gesetz, 
das erst das Gesetzgebungsverfahren einschliesslich Referendumsfrist durchlaufen muss, 
kommt eindeutig zu spät und ist daher kein taugliches Mittel in dieser ausserordentlichen 
Situation. 

Indem die Vorlage die Mieter und Pächter ungleich besserstellt, wird sie die Findung künftiger 
fairer Vereinbarungen zwischen Mietern/Pächtern und Vermietern erschweren oder gar 
verhindern. Darüber hinaus wird eine solche Regelung auch zahlreiche Vermieter in erhebliche 
wirtschaftliche Bedrängnis bringen. Seit Beginn der Krise engagieren sich die Schweizer 
Vermieter, mit den von den Schliessungen betroffenen Mietern und Pächtern einvernehmliche 
Lösungen zu finden und Härtefälle zu vermeiden. Denn dass Läden, Restaurants und andere 
KMU diese Krise wirtschaftlich überleben, ist nicht zuletzt auch im eigenen Interesse der 
Vermieter, denn auch sie würden erheblich unter den Leerständen infolge Geschäftsaufgaben 
leiden. Diesem Umstand wurde in der politischen Debatte zu wenig Beachtung geschenkt, was 
schliesslich auch zu diesem unausgewogenen Gesetzesentwurf führte. 

In diesem Zusammenhang darf schliesslich nicht vergessen werden, dass auch zahlreiche 
Pensionskassen mit den Vorsorgegeldern der Arbeitnehmenden in Immobilien investiert sind. 
Damit hätte am Ende jede und jeder in der Schweiz die Kosten des vorliegenden Gesetzes zu 
tragen. 

Abgesehen von den soeben genannten Gründen ist der Gesetzesentwurf insbesondere aus 
verfassungsrechtlicher Sicht nicht haltbar: 

− Die verfassungsrechtliche Grundlage für das Gesetz ist ungenügend: In dem vom 
Gesetzesentwurf betroffenen Mietrecht kommt dem Bund nach Art. 109 BV nur eine sehr 
beschränkte Kompetenz zu. Diese erfasst lediglich die Missbräuche im Mietwesen, die 
Anfechtbarkeit missbräuchlicher Kündigungen sowie die Allgemeinverbindlicherklärung von 
Rahmenmietverträgen. Dem Gesetzgeber steht es somit gestützt auf Art. 109 BV nicht zu, 
Bestimmungen zu erlassen, welche derart massiv in das Verhältnis zwischen 
Mietern/Pächtern und Vermietern eingreifen und die Mieter und Pächter derart pauschal und 
undifferenziert besserstellen.  

Die Vorlage (wie in den Erläuterungen ausgeführt) auf den Konjunkturartikel (Art. 100 BV) 
abzustützen, ist aber ebenfalls nicht korrekt. Art. 100 Abs. 3 BV zählt jene drei Bereiche auf, 
in denen es zulässig ist, vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abzuweichen (Geld- und 
Kreditwesen, Aussenwirtschaft und öffentliche Finanzen). Davon abgesehen soll sich die 
Konjunkturpolitik auf Massnahmen stützen, die mit dem Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit 
vereinbar sind. Dies ist hier nicht der Fall, wie noch zu zeigen sein wird (siehe anschliessend). 
Diese enge Formulierung von Abs. 3 zeigt auch, dass entgegen den Ausführungen im 
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Erläuterungsbericht0F

1 Art. 100 BV keinesfalls eine «weit gefasste Kompetenz» enthält. Es 
kann nicht jede Massnahme damit gerechtfertigt werden, nur weil sie darauf abzielt, 
Konkurse zu verhindern und dadurch die Konjunktur positiv zu beeinflussen. Dies ist nicht 
Sinn und Zweck des Konjunkturartikels. 

− Schliesslich stellt die Gesetzvorlage einen nicht zu rechtfertigenden Eingriff in die 
Wirtschaftsfreiheit der Vermieter nach Art. 27 BV dar. Dieses Verfassungsrecht schützt 
privatwirtschaftliche Tätigkeiten vor staatlichen Eingriffen. Bund und Kantone sind zur 
Wahrung der Wirtschaftsfreiheit verpflichtet. D.h. staatliche Massnahmen müssen 
grundsätzlich wettbewerbsneutral ausgestaltet sein und dürfen insbesondere den 
Wettbewerb nicht verzerren. Abweichungen vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit, 
insbesondere auch Massnahmen, die sich gegen den Wettbewerb richten, sind nur zulässig, 
wenn sie in der Bundesverfassung vorgesehen sind (vgl. Art. 94 Abs. 4 BV). Eine 
Legitimierung in der Bundesverfassung existiert – wie soeben ausgeführt – für den 
vorliegenden Entwurf nicht.  

Bei Eingriffen in die Wirtschaftsfreiheit muss zudem ein (die privaten Interessen) 
überwiegendes öffentliches Interesse bestehen, die getroffene Massnahme muss 
verhältnismässig sein und der Kerngehalt der Wirtschaftsfreiheit gewahrt werden. Auch wenn 
grundsätzlich ein öffentliches Interesse an der gesetzlichen Regelung bejaht würde, ist mehr 
als fraglich, ob dieses die privaten Interessen der betroffenen Vermieter überwiegt. 
Schliesslich ist die Regelung klar nicht verhältnismässig (dazu gleich). Der Gesetzesentwurf 
stellt somit einen nicht gerechtfertigten und damit unzulässigen Eingriff in die 
Wirtschaftsfreiheit dar.  

− Der Gesetzesentwurf verletzt das Prinzip der Verhältnismässigkeit, indem er die Lasten der 
Covid-19 Krise im Bereich der Geschäftsimmobilien weitgehend und undifferenziert den 
Vermietern aufbürdet. Das Verhältnismässigkeitsprinzip ist ein allgemeiner Rechtsgrundsatz 
der Bundesverfassung (Art. 5 Abs. 2 BV) und auch von den rechtsetzenden Behörden zu 
beachten. Der Grundgedanke dahinter ist der, dass auch die Verfolgung legitimer 
(öffentlicher) Interessen nicht jedes Mittel rechtfertigt. Dass Mieter und Pächter in Einzelfällen 
mit ihren Vermietern keine Lösung finden können oder ihre wirtschaftliche Existenz bedroht 
sehen, rechtfertigt es nicht, eine undifferenzierte pauschale Regelung für alle Miet- und 
Pachtverhältnisse zu schaffen, die in erster Linie den Mietern und Pächtern zu Gute kommt. 

− Die Vorlage verletzt schliesslich das verfassungsrechtliche Prinzip der Rechtsgleichheit 
(Art. 8 BV): Das Rechtsgleichheitsgebot nimmt nicht nur die Rechtsanwender, sondern auch 
den Gesetzgeber in die Pflicht. Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung «verletzt ein 
Erlass das Rechtsgleichheitsgebot, wenn er rechtliche Unterscheidungen trifft, für die kein 
vernünftiger Grund in den zu regelnden Verhältnissen ersichtlich ist, oder er 
Unterscheidungen unterlässt, die sich aufgrund der Verhältnisse aufdrängen, wenn also 
Gleiches nicht nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und Ungleiches nicht nach Massgabe 
seiner Ungleichheit ungleich behandelt wird».1F

2 Der vorliegende Gesetzesentwurf knüpft für 
die Rechtsfolge des Mieterlasses (Art. 5) lediglich an das Faktum der Schliessung durch den 
Bund (Art. 1) und an die Höhe der geschuldeten Miet- und Pachtzinse (Art. 2) an. Die 
wirtschaftliche Situation bzw. finanziellen Möglichkeiten der Parteien werden dabei komplett 
ignoriert. Mit dieser undifferenzierten Regelung unterschiedlicher Sachverhalte verletzt die 
Gesetzesvorlage das Prinzip der Rechtsgleichheit und verstösst somit auch hier gegen die 
Verfassung.  

                                                
1 Vgl. S. 17 
2 Z.B. BGE 136 I 1 E. 4.1 
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II. BEMERKUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN 

1. Eingeschränkter Betrieb von Gesundheitseinrichtungen (Art. 1 i.V.m. Art. 6) 

Im Falle von Gesundheitseinrichtungen mit eingeschränktem Betrieb nach Art. 1 Abs. 1 Bst. b 
i.V.m. Art. 6 sollte das Gesetz keine Anwendung finden. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb 
sämtliche Gesundheitseinrichtungen unabhängig von ihrem effektiven Umsatz von der Vorlage 
profitieren sollten, während andere Unternehmen mit eingeschränktem Betrieb gänzlich 
ausgeschlossen werden. Sollte an dieser Sonderregelung festgehalten werden, sollte zumindest 
der effektive Umsatzrückgang dieser Mieter und Pächter bei der Berechnung der Miet- bzw. 
Pachtzinsreduktion berücksichtigt werden. Dabei sollten die Mieter und Pächter auch verpflichtet 
werden, den Vermietern ihre Umsatzzahlen in der massgeblichen Zeit sowie der letzten Jahre 
offenzulegen, damit eine angemessene Entschädigungshöhe überhaupt berechnet werden kann. 

2. Geltungsbereich (Art. 2) 

Die Anwendung des Gesetzes sollte nicht an die einzelnen Miet- und Pachtobjekte, sondern an 
das Gesamtvolumen der monatlichen Nettomietzinse angeknüpft werden. Nur so kann verhindert 
werden, dass ein Mieter oder Pächter von demselben Vermieter den Zinserlass mehr als einmal 
fordern kann. Nur diese Auslegung entspricht dem Ziel des Gesetzesentwurfs, primär die von den 
Schliessungen betroffenen KMU zu entlasten.  

3. Ausnahmeregelungen (Art. 3) 

Es sollen alle Arten von bilateralen Einigungen ausgenommen werden, d.h. auch Stundungen 
und Ratenzahlungen. Denn auch solche Vereinbarungen sind gültig zustande gekommen und die 
Parteien müssen im Sinne der Rechtssicherheit auf deren Bestand vertrauen können. 

4. Geschuldeter Miet- oder Pachtzins 

Für die Geltendmachung der Mietzinsreduktion werden den Mietern und Pächtern keinerlei 
Pflichten auferlegt; sie erhalten den Erlass voraussetzungslos. Dies im Gegensatz zu den 
Vermietern, die zum einen zu einem Mietzinserlass von 60% gezwungen werden und zum andern 
selbst ihre Notlage mit zahlreichen Unterlagen belegen müssen, sollten sie nach Art. 7 eine 
Entschädigung beantragen. Diese unterschiedliche Behandlung der Parteien desselben 
Vertragsverhältnisses ist stossend und willkürlich.  

Der Mietzinserlass sollte nicht pauschal, sondern im Einzelfall und basierend auf der finanziellen 
Situation der Mieter und Pächter für die Zeit während der Schliessung berechnet werden. Die 
Parameter der Berechnung wären im Gesetz zu regeln. Die Mieter und Pächter sollten zu diesem 
Zweck verpflichtet werden, den Vermietern ihre finanzielle Situation darzulegen. Im Übrigen 
sollten die Mieter und Pächter im Sinne der Rechtssicherheit verpflichtet werden, ihre 
Mietzinsreduktion innert einer bestimmten Frist geltend zu machen.  

5. Inkrafttreten 

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist bis maximal zum 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die 
Geltung bis Ende 2022 ist für ein Gesetz, dass auf die Situation im Frühjahr 2020 
massgeschneidert ist, eindeutig zu lang. Weitere vom Bund verordnete Schliessungen in den 
Jahren 2021 und 2022 müssten neu beurteilt und auf eine neue rechtliche Grundlage gestellt 
werden. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen für zusätzliche 
Erläuterungen und Diskussionen gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

Swiss Funds & Asset Management Association SFAMA 

 

 

Markus Fuchs 
Geschäftsführer 

 Sandra Schneider-Frey 
 Senior Legal Counsel 

 

 

 

  

 



 

 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft 
Bildung und Forschung WBF 
 

Per E-Mail an: recht@bwo.admin.ch 
 
 
 
 
Dienstag, 04. August 2020 
 
 
 
 
Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Swiss Music Promoters Association (SMPA), der Verband der wichtigsten Schweizer Konzert-, 
Show- und Festivalveranstalter, nimmt im obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt 
Stellung. 
 

Über die SMPA: 
In der Swiss Music Promoters Association (SMPA) sind die wichtigsten Schweizer Konzert-, Show- 
und Festivalveranstalter vereint. Im letzten Jahr organisierten unsere 44 Mitglieder in allen 
Landesteilen 1'900 Veranstaltungen für 5.5 Mio. Besucherinnen und Besucher. Das wirtschaftliche 
Risiko dieser Anlässe tragen unsere Mitglieder selbst; die Unterstützung der öffentlichen Hand bei 
Popkultur ist marginal. Die Unterhaltungsbranche ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor für die Schweiz 
und sichert Arbeits- und Ausbildungsplätze. Unsere Mitglieder bieten an ihren Veranstaltungen 
jährlich rund 23'000 freiwillig Helfenden eine sinnvolle Freizeitbeschäftigung. Dazu kommt das starke 
Kulturengagement: Der Anteil der Schweizer Künstlerinnen und Künstler, die für Veranstaltungen 
gebucht werden, nimmt stetig zu. 

 
 
 
 
I. Allgemeine Würdigung 

Die Swiss Music Promoters Association (SMPA) begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den 
Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 
Coronavirus. Zwar ist es so, dass die Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst 
drastischen Eingriffe in die Geschäftstätigkeit deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine 
rasche und verbindliche Lösung kann zu diesem Zeitpunkt noch unzählige Konkurse abwenden. Der 
Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens Ende Jahr im Parlament fertig beraten werden, 
ansonsten drohen unzählige Schliessungen und Rechtshändel.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge 
enthalten schon jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das 
Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten zur Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich 
zugängliche Veranstaltungen durchzuführen – nicht mehr möglich ist, liegt ein Mangel an der 
Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist auch die Miete nicht oder nur in beschränktem Ausmass 
geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in der Lehre, bei 
einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch schon heute 
ganz oder teilweise zu erlassen.   



 

 

Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon 
lange vor dem Lockdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu 
zeigen, dass auch die Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt liegt es am 
Bundesrat und dem Parlament, einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der 
Kulturveranstaltungsbranche zu leisten. Die Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den 
steigenden Preisen profitiert. Die vorgeschlagene Regelung ist das absolute Minimum; in den Fällen, 
in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt sich das über einen Härtefallfonds 
auffangen.  
 
Die Kulturveranstaltungsbranche ist durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die Veranstaltungen und 
Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach dem Lockdown hat 
die Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen. Dieses Geld fehlt den betroffenen Betrieben 
für immer. Unsere Branche zieht pro Jahr 15 Millionen Besucher*innen an, bedeutend mehr als die 
Super- und National League zusammen (rund 4.5 Millionen in der Saison 2018/2019). Eine Schweiz 
ohne (Musik-)Kulturveranstaltungen ist keine lebenswerte Schweiz mehr Es droht ein kultureller 
Kahlschlag. 

 
II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Die Swiss Music Promoters Association (SMPA) schlägt folgende Änderungen am 
Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-Geschäftsmietegesetz vor.  
 
 
 
 
 
 
 

           

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Kulturbereich – z.B. Technik- und Cateringfirmen - sind wie die Spielstätten 
und Veranstalter selbst, hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer 
Umfrage der Swiss Music Promoters Association (SMPA) gehen die Umsätze unserer 
Mitglieder in diesem Jahr durchschnittlich um 85% zurück. 

Es sollen auch Dienstleister einen Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber mehrheitlich 
aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen 
erlitten haben. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den 
Beherbergungsbetrieben eine Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die 
Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, die nicht für rein administrative 
Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit oder zu Verkaufs-
/Beratungszwecken dienen. 
  

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. k (neu) 

Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   

öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 

Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken 

mussten; [Ergänzen] 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive 
besondere Lage) Umsatzeinbussen von mindestens 60% hatten, sollen auch unter die 
Regelung fallen. Gerade für Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit 
massiven Ausfällen zu kämpfen haben werden. Die Gründe dafür sind die immer noch 
geltende besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein 
Livebereich, der aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden 
kann.  

 

Die monatliche Miete beträgt z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.- pro 
Spielstätte. Deshalb ist die fixe Obergrenze von 20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief 
angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten ist, heisst das noch nicht, dass 
Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer internationalen 
Modekette zur Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf 
den Kulturbereich aber nicht zutrifft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder 
Pachtzins nicht nur für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, 
sondern auch beim Geltungsbereich (Art. 2). Sollte unerwartet die Bruttomiete oder 
Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb über die 20‘000-Franken-
Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig. 
  

Art. 3 Abs. 3 (neu)  

Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 

Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5 

Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 

Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen oder 

ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten Schliessung 

oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des 

Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 2  

Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 

zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund der 

ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht für die 

Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von dieser 

Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  



 

 

 
 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer 
Prozesse, falls sich die Inkraftsetzung weiter verzögern würde. 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die 
Dauer der verordneten Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-
Geschäftsmietegesetz sollte deshalb nicht nur die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, 
sondern auch die Phase nach dem Lockdown beinhalten. Gerade die 
Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit von einem 
Normalbetrieb entfernt. Das Gesetz muss deshalb vorsehen, dass der Bundesrat weitere 
zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und andere Massnahmen zum Schutz von 
Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls müsste das Parlament den Gesetzesprozess 
von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren Schliessung kommen. Damit 
würde wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten verursachen würde. 

 

 

 

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung der Swiss Music Promoters 
Association (SMPA). 

 

Beste Grüsse 

Swiss Music Promoters Association (SMPA) 

 
Stefan Breitenmoser 
Geschäftsführer 
stefan.breitenmoser@smpa.ch 
+41 79 355 05 79 

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 

[Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der Covid-

19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 

verlängern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 

Zeitdauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 

oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 



SWISS PRIME SITE

Per email (recht@bwo.admin.ch)

Bundesamt für Wohnungswesen (BWO)
Storchengasse 6 i

2540 Grenchen

Olten, 31. Juli 2020

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus Govid-1 g

(Covid-l 9-Geschäftsmietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin
Sehr geehrter Herr Tschirren
Sehr geehrter Herr Alvarez
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Swiss Prime Site AG (nachfolgend Swiss Prime Site) ist die führende kotierte lmmobilienge-

sellschaft der Schweiz. Der Wert ihrer Liegenschaften beträgt knapp CHF 1 2 Mrd. und besteht aus

erstklassig gelegenen, wertbeständigen lmmobilien mit grösstenteils Büro- und Verkaufsflächen.

Swiss Prime Site bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorentwurf des obge-

nannten Bundesgesetzes <Covid-1 9-Geschäftsmietegesetz>.

Swiss Prime Site und eine Vielzahl der Mitbewerber sowie ihr Verband lmmobilien Schweiz (VlS)

engagieren sich seit Beginn der Corona-Krise für ein marktgerechtes, faires und für Härtefälle und

besonders beeinträchtigte Unternehmen sachgerechtes und praktikables Konzept für betroffene

Geschäftsmietverhältnisse (vgl. dazu u.a. die MEDIENMITTEILUNG der Swiss Prime Site vom

8. Mai 2020 betr. Mietzinserlass für Kleinunternehmen und Selbständigerwerbende;

www.sDs.swisside/med itteilunoenlmedienmitteiluno-detai ietzi nserlass-fuer-klein-

unternehmen-und-selbstaendioerwerbende). Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom

4. Juni 2020 und des Ständerates vom 8. Juni 2020 ausgearbeitete <Bundesgesetz über den Miet-

und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des

Swiss Prime Site AG

Frohburgstrasse 1 ICH-4601 Olten lPhone +41 58317 1717linfo@sps.swiss

www.sps.swrss
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Coronavirus (Covid-19)> widerspricht diesem Ziel nicht nur, sondern behindert in unzähligen Fäl-

len gütliche und partnerschaftliche Einigungen der betroffenen Mietparteien.

Den vorliegenden Entwurf des <<Covid-l9-Geschäftsmietegesetzes>> lehnen wir daher dezi-

diert ab.

Wir legen lhnen nachfolgend unsere Uberlegungen dar

l. AllgemeineBemerkungen

Sw.iss Prime Site lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.

Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtsehaftlichen Scha-
den an, statt Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich
konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicherweise aus-
schliesslich die Vermieter träfe. Das Gesetz verhindert in vielen Fällen gütliche und partner-
schaftliche Einigungen und es schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermietern
und Mietern.

Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende lnkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht

zu korrigieren, dass eine Lösung zu spät kommt.

Aus dem in Artikel 5 der Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter an-

derem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das

geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten <Covid-19-Geschäfts-

mietgesetz> würde eine die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit

das Gebot der Rechtssicherheit verletzt.

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfrei-

heit. Mit dem <Covid-19-Geschäftsmietegesetz> würden diese beiden verfassungsrechtlich ge-

währleisteten Gru ndrechte verletzt.

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfer-

tigten, generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung

von Mietern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen.

Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. lm

wichtigen internationalen Standortwettbewerb um lnvestitionen und lnvestoren würde dieses

selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist

unbedingt zu vermeiden.

Swiss Prime Site AG
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Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partner-

schaftlichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verurraltung will sich auf ein eigenes Monito-

ring stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die

Botschaft an das Parlament noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf

vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf willkürlichen Schätzungen und Annahmen basie-

rendes Konstrukt. Das ist nicht akzeptabel.

Der Bundesrät hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und

die Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-

Pandemie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde

einem Teil der Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 1 7 . März 2020 ein gesetzlicher Anspruch

auf Mietzinsherabsetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in

der Praxis auch Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen Regelung auf-

grund der Mietzinshöhe (über 15'000 bzw. 20'000 Franken) an sich nicht profitieren könnten.

ll. Verfassungsgrundlage

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die

Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemeinverbindli-

cherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen <Covid-19-Ge-

schäftsmietegesetz> betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu.

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn

gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der

Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten ge-

währleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser Ver-

fassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders

als der Bundesrat betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als <vertretbar>>, sondern

als offenkundig falsch

lll. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen

Att.2 Geltungsbereich

Wir lehnen Art.2 in der vorliegenden Form ab.

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den Miet-

vertrag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von Mietobjekten in

Swiss Prime Site AG

Frohburgstrasse 1 ICH-4601 Olten lPhone +41 58317 1717linfo@sps.swiss
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einer oder mehreren Liegenschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20'000

mehrfach überschritten würde.

ln den Erläuterungen wird ausgeführt, dass <<mit dem Hinweis auf Geschäftsräume> verdeutlicht

wird, <dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint ist.

Werden in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusammen-

gefasst, so gilt das Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens

20'000 Franken gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsumme darüber liegt>. Dies ist zu

korrigieren - zumal dies dem übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: <Die Obergrenze

wurde bewusst eingeführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu schützen>.

Art.2 ist deshalb umzuformulieren: <<Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, nament-

lich der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der

Pachtzins für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken beträgt>.

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung

aus. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch

Einigungen, welche <beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden> umfassen, sind

gültige Abmachungen und müssen vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche

Vereinbarungen stellen <eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien> dar.

Art. 3 Abs. 1 Bst. b

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen

hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird.

Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung

kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen - statt sie zu verhin-

dern. Die rückwirkende Anwendung wird die Tendenzzum Abwarten verstärken, statt wie dringend

nötig den Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu befördern.

Art. 3 Abs. 2

Swiss Prime Site lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15 000 und 20

000 Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragsparteien einseitig

auf die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist willkürlich sowie

nicht praktikabel.

Swiss Prime Site AG
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Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der Brut-

topachtzins zu bezeichnen.

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren.

Art. 4 Abs. 1

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen

Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der <Miete> bzw. dem <Mietzins> die Rede. Sofern

diese.Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war bei-

spielsweise bei der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161der WAK-SR der Fall, ebenso

beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020über die abgeänderte Motion20.3142der WAK-

NR.

Art. 4 Abs. 2 und 3

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. Auch

Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betroffen

waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung ungenü-

gend und unklar abgedeckt.

Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins

Wir lehnen Art. 5 ab.

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zumVerzicht auf 60% ihres Forde-

rungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits wür-

den sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen Aus-

wirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach

sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht.

Art. 6 Gesundheitseinrichtungen

Wir lehnen Art. 6 ab.

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche (nur) eine Einschränkung des Betriebs

erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämt-

liche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfer-

tigte Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen.

Auch Hotels waren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken.

Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig zu

Swiss Prime Site AG
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erheben. Es flossen zudem Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausge-

richtet wurden

Art. 11 Referendum und lnkrafttreten

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs.

2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass

langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz <für

die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung> ausgelegt. lm möglichen Falle eines zweiten

Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen,

müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen werden,

dass der vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit

erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.

Die Geltungsfrist bis 31. Dezem ber 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.

lV. Zusammenfassung

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Unge-

rechtigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen

Fällen wohl ehdr befördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt wer-

den könnten.

Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser

Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertr.agsparteien, um in dieser

ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige

solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektie-

rende Weg hat Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche

und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefährdet diese und wird eine

Vielzahl von privaten Lösungen verhindern.

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehen-

den Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige Ab-

grenzungsfragen auf.

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann somit

nicht als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung venüendet werden. Bereits

Swiss Prime Site AG
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vorliegende Erhebungen der lmmobilienbranche eruvähnt der Bundesrat im Bericht zur Vernehm-

lassung nicht. Dies ist stossend.

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: ln zwei Dritteln

aller Geschäftsmietverhältnisse der Mitglieder des VIS wurde bereits partnerschaftliche Lösungen

zwischen Mietern und Vermietern gefunden.

Die in diversen Kantonen bereits getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bun-

deslösung

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche

Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar

Die rückwirkende lnkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar

Wir lehnen das Bundesgesetz ab.

Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine schwere Be-

nachteiligung der lmmobilieneigentümer und Vermieter dar.

Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung

Freundliche

Prime AG

Renö Jürg mer
Officer Head roup Legal & Compliance

Swiss Prime Site AG

Frohburgstrasse 1 ICH-4601 Olten I Phone +41 58317 17 17 linfo@sps.swiss
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lmmobitien

Per email (recht@bwo.admin.ch)

Bundesamt für Wohnungswesen (BWO)
Storchengasse 6

2540 Grenchen

Olten,31. Juli2020

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Goronavirus Covid-l 9
(Govid-1 9-Geschäftsmietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin
Sehr geehrter Herr Tschirren
Sehr geehrter Herr Alvarez
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Swiss Prime Site lmmobilien AG (nachfolgend Swiss Prime Site lmmobilien) investiert ih erst-

klassig gelegene Liegenschaften, die hauptsächlich von kommerziellen Mietern genutzt werden.

Unser Portfolio weist einen Wert von knapp CHF 12 Mrd. auf. Ein weiterer Fokus sind Umnutzun-
gen, Entwicklungen und Modernisierungen ganzq Areale. Swiss Prime Site lmmobilien ist eine

Gruppengesellschaft von Swiss Prime Site AG (nachfolgend Swiss Prime Site).

Swiss Prime Site lmmobilien bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorentwurf

des obgenannten Bundesgesetzes <Covid-1 9-Geschäftsmietegesetz>.

Swiss Prime Site lmmobilien und eine Vielzahl der Mitbewerber sowie ihr Verband lmmobilien

Schweiz (VlS) engagieren sich seit Beginn der Corona-Krise für ein marktgerechtes, faires und für

Härtefälle und besonders beeinträchtigte Unternehmen sachgerechtes und praktikables Konzept

für betroffene Geschäftsmietverhältnisse (vgl. dazu u.a. die MEDIENMITTEILUNG der Swiss

Prime Site vom 8. Mai 2020 betr. Mietzinserlass für Kleinunternehmen und Selbständigenver-

bende; www.sos.swiss/d ienmitteilunqen/med ienm itteilun il/mietzinserlass-

fuer-kleinunternehmen-und-selbstaendiqerwerbende). Das aufgrund der Beschlüsse des National-

rates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates vom 8. Juni 2020 ausgearbeitete <Bundesgesetz

Swiss Prime Site lmmobilien AG
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über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Be-

kämpfung des Coronavirus (Covid-19)) widerspricht diesem Ziel nicht nur, sondern behindert in

unzähligen Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen der betroffenen Mietparteien.

Den vorliegenden Entwurf des <<Govid-l9-Geschäftsmietegesetzes> lehnen wir daher dezi-

diert ab.

Wir legen lhnen nachfolgend unsere Uberlegungen dar

L AllgemeineBemerkungen

Swiss Prime Site lmmobilien lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab

Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen Scha-
den an, statt Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich
konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlichenrueise aus-
schliesslich die Vermieter träfe. Das Gesetz verhindert in vielen Fällen gütliche und partner-
schaftliche Einigungen und es schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermietern
und Mietern.

Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende lnkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht

zu korrigieren, dass eine Lösung zu spät kommt.

Aus dem in Artikel 5 der Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter an-

derem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das

geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten <Covid-19-Geschäfts-

mietgesetz> würde eine die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit

das Gebot der Rechtssicherheit verletzt.

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfrei-

heit. Mit dem <Covid-19-Geschäftsmietegesetz> würden diese beiden verfassungsrechtlich ge-

währleisteten Grundrechte verletzt.

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfer-

tigten, generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung

von Mietern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen.

Die Schweiz wäre das einzige l-and, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. lm

wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses

Swiss Prime Site lmmobilien AG
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selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist

unbedingt zu vermeiden.

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partner-

schaftlichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf ein eigenes Monito-

ring stützen. DieSes wird nicht vor Oktober 2Q2Q vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die

Botschaft an das Parlament noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf

vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf willkürlichen Schätzungen und Annahmen basie-

rendes Konstrukt. Das ist nicht akzeptabel.

Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und

die Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-

Pandemie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde

einem Teil der Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März2020 ein gesetzlicher Anspruch

auf Mietzinsherabsetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in

der Praxis auch Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen Regelung auf-

grund der Mietzinshöhe (über 15'000 bzw. 20'000 Franken) an sich nicht profitieren könnten.

ll. Verfassungsgrundlage

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die

Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über: die Allgemeinverbindli-

cherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen <Covid-19-Ge-

schäftsmietegesetz> betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu.

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetzauf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn

gemäss dieser Verfassungsbestimmung zut Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der

Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten ge-

währleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser Ver-

fassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders

als der Bundesrat betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als <vertretbar>r, sondern

als offenkundig falsch.

lll. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2 Geltungsbereich

Wir fehnen Art.2 in der vorliegenden Form ab

Swiss Prime Site lmmobilien AG
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Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den Miet-

vertrag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von Mietobjekten in

einer oder mehreren Liegenschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20'000

mehrfach überschritten würde.

ln den Erläuterungen wird ausgeführt, dass <mit dem Hinweis auf Geschäftsräume> verdeutlicht

wird, <dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint ist.

Werden in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusammen-

gefasst, so gilt das Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens

20'000 Franken gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsumme darüber liegt>. Dies ist zu

korrigieren - zumal dies dem übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: <Die Obergrenze

wurde bewusst eingeführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu schützen>.

Art.2 ist deshalb umzuformulieren: <<Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, nament-

lich der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der

Pachtzins für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken beträgt>.

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung

aus. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch

Einigungen, welche <beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden> umfassen, sind

gültige Abmachungen und müssen vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche

Vereinbarungen stellen <eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien> dar.

Art. 3 Abs. 1 Bst, b

Es rhuss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen

hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird.

Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung

kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen - statt sie zu verhin-

dern. Die rückwirkende Anwendung wird die Tendenzzum Abwarten verstärken, statt wie dringend

nötig den Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu befördern.

Art. 3 Abs. 2

Swiss Prime Site lmmobilien lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15

000 und 20 000 Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragspar-

teien einseitig auf die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist will-

kürlich sowie nicht praktikabel.

Swiss Prime Site lmmobilien AG
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Art.4 Massgebender Miet- oder Pachtzins

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der Brut-

topachtzins zu bezeichnen.

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren.

Art. 4 Abs. 1

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 2Q.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen

Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der <Miete> bzw. dem <Mietzins> die Rede. Sofern

diese Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war bei-

spielsweise bei der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161der WAK-SR der Fall, ebenso

beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-

NR.

Art. 4 Abs. 2 und 3

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. Auch

Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betroffen

waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung ungenü-

gend und unklar abgedeckt.

Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins

Wir lehnen Art. 5 ab.

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zumVerzicht auf 60% ihres Forde-

rungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits wür-

den sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen Aus-

wirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach

sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht.

Art. 6 Gesundheitseinrichtungen

Wir lehnen Art. 6 ab.

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche ((nur) eine Einschränkung des Betriebs

erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämt-

liche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfer-

tigte Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen.

Auch Hotels waren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken.

Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig zu

Swiss Prime Site lmmobilien AG
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erheben. Es flossen zudem Uberbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausge-

richtet wurden.

Art. 11 Referendum und lnkrafttreten

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs.

2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass

langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden.. Ferner ist das vorliegende Gesetz <für

die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung> ausgelegt. lm möglichen Falle eines zweiten

Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen,

müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen werden,

dass der vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit

erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.

Die Geltungsfrist bis 31. Dezembe r 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.

lV. Zusammenfassung

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Unge-

rechtigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen

Fällen wohl eher befördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt wer-

den könnten.

Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertr4gsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser

Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser

ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige

solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektie-

rende Weg hat Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche

und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefährdet diese und wird eine

Vielzahl von privaten Lösungen verhindern

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehen-

den Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige Ab-

grenzungsfragen auf.

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch Iange nicht vor und kann somit
nicht als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden. Bereits
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vorliegende Erhebungen der lmmobilienbranche enruähnt der Bundesrat im Bericht zur Vernehm-

lassung nicht. Dies ist stossend.

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: ln zwei Dritteln

aller Geschäftsmietverhältnissb der Mitglieder des VIS wurde bereits partnerschaftliche Lösungen

zwischen Mietern und Vermietern gefunden.

Die in diversen Kantonen bereits getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bun-
deslösung

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche

Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.

Die rückwirkende lnkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar

Wir lehnen das Bundesgesetz ab.

Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine schwere Be-

nachteiligung der lmmobilieneigentümer und Vermieter dar.

Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung

Freundliche Grüsse

Swiss Prime Site lmmobilien AG

Peter Lehmann

cEo
Ka

Head Portfolio Management
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Bundesamt für Wohnungswesen (BWO)

Storchengasse 6

2540 Grenchen

Zürich, 31. Juli 2020

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus Covid-1 9

(C ovid- I 9-Geschäfts m ietegesetz)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin
Sehr geehrter Herr Tschirren
Sehr geehrter Herr Alvarez
Sehr geehrte Damen und Herren

Swiss Prime Site Solutions AG (nachfolgend Swiss Prime Site Solutions) entwickelt massge-

schneiderte Dienstleistungen und Anlageprodukte für Drittkunden im lmmobiliensektor. Wir verfü-

gen über CHF 2.3 Mrd. Assets under Management und eine Entwicklungs-Pipeline von über CHF

600 Mio. Swiss Prime Site Solutions ist eine Gruppengesellschaft von Swiss Prime Site AG (nach-

folgend Swiss Prime Site).

Swiss Prime Site Solutions bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorentwurf

des obgenannten Bu ndesgesetzes < Covid- 1 9-Geschäftsm ietegesetz>.

Swiss Prime Site Solutions und eine Vielzahl der Mitbewerber sowie ihr Verband lmmobilien

Schweiz (VlS) engagieren sich seit Beginn der Corona-Krise für ein marktgerechtes, faires und für

Härtefälle und besonders beeinträchtigte Unternehmen sachgerechtes und praktikables Konzept

für betroffene Geschäftsmietverhältnisse (vgl. dazu u.a. die MEDIENMITTEILUNG der Swiss

Prime Site vom 8. Mai 2O2O betr. Mietzinserlass für Kleinunternehmen und Selbständigenrver-

bende; www.spE.swiss/de/medien/medienmitteilunoen/medienmitteilulg-detaili mietzinserlass-

fuer-klei n u nternehmen -sel bstaend iqen¡/erbende) Das aufgrund der Beschlüsse des National-

rates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates vom 8. Juni 2020 ausgearbeitete <Bundesgesetz
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über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Be-

kämpfung des Coronavirus (Covid-19)> widersprichtdiesem Ziel nicht nur, sondern behindert in

unzähligen Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen der betroffenen Mietparteien.

Den vorliegenden Entwurf des <<Govid-19-Geschäftsmietegesetzes> lehnen wir daher dezi-

diert ab.

Wir legen lhnen nachfolgend unsere Uberlegungen dar

l. AllgemeineBemerkungen

Swiss Prime Site Solutions lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.

Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen Scha-
den an, statt Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich
konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlichenreise aus-

sctìliesslich die Vermieter träfe. Das Gesetz verhindert in vielen Fällen gütliche und partner-
schaftliche Einigungen und es schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermietern
und Mietern.

Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende lnkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht

zu korrigieren, dass eine Lösung zu spät kommt.

Aus dem in Artikel 5 der: Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter an-

derem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das

geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten <Covid-19-Geschäfts-

mietgesetz> würde eine die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit

das Gebot der Rechtssicherheit verletzt.

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfrei-

heit. Mit dem <Covid-19-Geschäftsmietegesetz> würden diese beiden verfassungsrechtlich ge-

währleisteten Grundrechte verletzt.

Das vôrgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfer-

tigten, generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung

von Mietern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen.

Die Schweizwäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. lm

wichtigen internationalen Standortwettbewerb um lnvestitionen und Investoren würde dieses
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selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist

unbedingt zu vermeiden.

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partner-

schaftlichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Venrualtung will sich auf ein eigenes Monito-

ring stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die

Botschaft an das Parlament noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf

vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf willkürlichen Schätzungen und Annahmen basie-
rendes Konstrukt. Das ist nicht akzeptabel.

Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und

die Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-

Pandemie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde

einem Teil der Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher Anspruch

auf Mietzinsherabsetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in

der Praxis auch Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen Regelung auf-

grund der Mietzinshöhe (über 15'000 bzw.20'000 Franken) an sich nicht profitieren könnten.

ll. Verfassungsgrundlage

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die

Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemeinverbindli-

cherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen <Covid-19-Ge-

schäftsmietegesetz> betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu.

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetzauf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn

gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der

Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten ge-

währleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser Ver-

fassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders

als der Bundesrat betrachten wir ein Abstelten auf Artikel 100 BV nicht als <vertretbar>>, sondern

als offenkundig falsch.

lll. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen

Arl.2 Geltungsbereich

Wir lehnen Art.2 in dervorliegenden Form ab.

Swiss Prime Site Solutions AG

Prime ïower I Hardstrasse 201 | CH-8005 Zürich I Phone +41 58 317 17 90 | info@sps.swiss

www.sps.swss



E
SWISS PRIME SITE

Sotutions

Vernehmlassungsàntwort zu Covid-19-G6schäftsmietegesotz, 31, Juli 2020, Seite 4/7

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den Miet-

vertrag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, däss für eine Vielzahl von Mietobjekten in

einer oder mehreren Liegenschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20'000

mehrfach ü berschritten wü rde.

ln den Erläuterungen wird ausgeführt, dass <mit dem Hinweis auf Geschäftsräume> verdeutlicht

wird, <dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint ist.

Werden in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusammen-

gefasst, so gilt das Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens

20'000 Franken gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsurnme darüber liegt>. Dies ist zu

korrigieren - zumal dies dem übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: <Die Obergrenze

wurde bewusst eingeführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu schützen>.

Aft.2 ist deshalb umzuformulieren: <<Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, nament-

lich der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der

Pachtzins für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken beträgt>.

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigenrueise von der gesetzlichen Regelung

aus. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch

Einigungen, welche <beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden> umfâssen, sind

gültige Abmachungen und müssen vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche

Vereinbarungen stellen <<eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien> dar.

Art. 3 Abs. I Bst. b

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen

hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird.

Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirken d zur Anwendung

kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen - statt sie zu verhin-

dern. Die rückwirkende Anwendung wird die Tenden zz.umAbwarten verstärken, statt wie dringend

nötig den Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu befördern.

Art. 3 Abs. 2

Swiss Prime Site Solutions lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15

000 und 20 000 Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragspar-

teien einseitig auf die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist will-

kürlich sowie nicht praktikabel.
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Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. I der Bruttomietzins bzw. der Brut-

topachtzins zu bezeichnen.

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren.

Art. 4 Abs. I
Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen

Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der <Miete> bzw. dem <Mietzins> die Rede. Sofern

diese Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war bei-

spielsweise bei der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161der WAK-SR der Fall, ebenso

beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motio n 20.3142 der WAK-

NR.

Art" 4 Abs. 2 und 3

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. Auch

Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betroffen

waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung ungenü-

gend und unklar abgedeckt.

Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins

Wir lehnen Art. 5 ab.

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres Forde-

rungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits wür-

den sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen Aus-

wirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach

sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht.

Art. 6 Gesundheitseinrichtungen

Wir lehnen Art. 6 ab

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche ((nuD) eine Einschränkung des Betriebs

erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämt-

liche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfer-

tigte Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen.

Auch Hotels waren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken.

Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig zu
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erheben. Es flossen zudem Uberbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausge-

richtet wurden.

Art. 11 Referendum und lnkrafttreten

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs.

2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass

langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz <für

die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung> ausgelegt. lm möglichen Falle eines zweiten

Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen,

müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen werden,

dass der vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit

erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.

Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.

lV. Zusammenfassung

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Unge-

rechtigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen

Fällen wohl eher befördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt wer-

den könnten.

Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser

Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser

ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige

solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektie-

rende Weg hat Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche

und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefährdet diese und wird eine

Vielzahl von privaten Lösungen verhindern

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehen-

den Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige Ab-

grenzungsfragen auf.

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann somit
nicht ats nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden. Bereits
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vorliegende Erhebungen der lmmobilienbranche enryähnt der Bundesrat im Bericht zur Vernehm-

lassung nicht. Dies ist stossend.

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: ln zwei Dritteln

aller Geschäftsmiêtverhältnisse der Mitglieder des VIS wurde bereits partnerschaftliche Lösungen

zwischen Mietern und Vermietern gefunden.

Die in diversen Kantonen bereits getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bun-

deslösung.

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche

Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.

Die rückwirkende lnkraftsetzung des Gesetzes'ist rechtlich unhaltbar

Wir lehnen das Bundesgesetz ab.

Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine schwere Be-

nachteiligung der lmmobilieneigentümer und Vermieter dar.

Für allfällige Fragen stehen wir ge¡ne zur Verfügung

Freundliche Grüsse
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Swiss Retail Federation | Bahnhofplatz 1 | CH-3011 Bern 

 

Bundesamt für Wohnungswesen 

Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

recht@bwo.admin.ch 

 

Bern, 03. August 2020 

Stellungnahme zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus 
(Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Swiss Retail ist der grösste Detailhandelsverband in der Schweiz und vertritt die mittelständischen 

Detailhandelsunternehmen (stationär und online). Unter unseren Mitgliedern sind Warenhäuser, 

Fachmärkte und Fachgeschäfte, Verbraucher- und Abholmärkte, selbstständige Detaillisten, Food-

Fachhändler und Kioske. Unsere Mitglieder repräsentieren insgesamt rund 46’000 Arbeitsplätze in 
der Schweiz und weisen einen jährlichen Umsatz von insgesamt 19 Mia. Franken auf. 

Der Bundesrat hat am 1. Juli 2020 die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen über den Miet- und 

den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus 

(Covid-19) (Covid-19-Geschäftsmietegesetz) in die Vernehmlassung geschickt. Wir bedanken uns für 

die Gelegenheit zur Stellungnahme.  

 

Grundsätzlich unterstützt die Swiss Retail Federation die Gesetzesvorlage und begrüsst die 

Anstrengungen, das Problem der Mieten nun endlich gesetzlich angehen zu wollen. Einerseits führt 

dies zu Rechtssicherheit für die betroffenen Unternehmen und ist gerade in den wirtschaftlich 

schwierigen und herausfordernden Zeit der Corona-Krise äusserst wichtig. Andererseits sind aus Sicht 

der Swiss Retail Federation nachfolgende Punkte zu berücksichtigen: 

Zu Art. 1 Gegenstand:  

Mit Blick auf eine etwaige zweite Welle und eines möglichen zweiten Lockdowns in der Schweiz, 

sollte der Gegenstand der Vorlage sich nicht nur auf öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
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Betriebe, welche aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus gestützt 

auf die Covid-19-Verordnung 2 schliessen mussten beziehen, sondern auch auf sämtliche Betriebe, 

die den Betrieb aufgrund der Verordnung einschränken müssen.  Es ist nicht nachzuvollziehen, 

weshalb nur Gesundheitseinrichtungen gemäss Art. 1 Abs. 1 Bst. b bevorzugt behandelt werden und 

nicht auch andere von einer Entlastung der Mietzinse profitieren können, wenn sie den Betrieb 

«nur» einschränken mussten. Es wäre wünschenswert, jede massgebliche Einschränkung im Betrieb, 

die sich durch behördlich angeordnete Massnahmen ergeben, miteinzuschliessen. 

Beispielsweise Food / Convenience-Food Provider an normalerweise sehr gut frequentierten Lagen/ 

Verkehrsknotenpunkten wie Bahnhöfen oder Flughäfen, fallen nicht in den Geltungsbereich der 

Vorlage. Die sehr hohen Mieten an diesen Standorten wurden jedoch nur deshalb akzeptiert, weil 

hohe Frequenzen als gegeben angesehen wurden.  

Zu Art. 2 Geltungsbereich:  

Der sachliche Geltungsbereich in Art. 2 ist unserer Ansicht nach mit CHF 20'000 CHF klar zu tief 

angesetzt. Das gilt insbesondere auch für viele mittelständische Betriebe in der Schweiz. Wir können 

mit der Deckelung schon bei CHF 20'000 nur unter der Annahme leben, dass im Gegenzug die 

Umsetzung sehr schnell stattfindet.  

Zu Art. 3 Abs. 2 Ausnahmen vom Geltungsbereich:  

In Art. 3 Abs. 2 der Vorlage wird eine Ausnahme vom Geltungsbereich stipuliert, nämlich wenn bei 

einem monatlichen Miet- oder Pachtzins von 15’000-20'000 CHF eine Vertragspartei auf die 

Anwendung der Regelung nach der Vorlage verzichtet. Dies führt in der Realität faktisch dazu, dass 

der Geltungsbereich, im grossen Teil der Mietfälle, noch weiter eingeschränkt und de facto auf eine 

Anspruchsdeckelung von 15'000 CHF Miete begrenzt wird. Wir regen deshalb an, die 

Verzichtserklärungsregel lediglich bei Zustimmung beider Parteien greifen zu lassen. Damit würde 

diese Problematik abgeschwächt.  

Weitere Anmerkungen:  

In der Phase eines Lockdowns, in welcher öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die 

aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen oder 

massgeblich reduzieren müssen, ist es wichtig, eine Fristverlängerung für Mietzinszahlungen 

vorzusehen. Wir schlagen deshalb die Einfügung eines Artikels vor, der folgendes regelt:  

«Ist die Mieterin oder der Mieter aufgrund der Massnahmen des Bundesrates zur Bekämpfung des 

Coronavirus mit der Bezahlung von Mietzinsen oder Nebenkosten, die während eines Lockdowns und 

einer adäquaten Zeit danach ,fällig werden, in Rückstand, so muss die von der Vermieterin oder dem 

Vermieter gesetzte Frist zur Zahlung der Mietzinse oder Nebenkosten in Abweichung von Artikel 

257d des Obligationenrechts (OR) mindestens 180 Tage betragen.» 

 

Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und die Berücksichtigung unserer Position. 

 

Freundliche Grüsse 
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Dagmar T. Jenni     Adrian Sutter    

Geschäftsführerin     Fachbereich Wirtschaftspolitik & Projekte 

 

Swiss Retail Federation ist der grösste Detailhandelsverband (stationär und online) in der Schweiz. 

Unsere Mitglieder repräsentieren insgesamt rund 46’000 Arbeitsplätze in der Schweiz und weisen 
einen jährlichen Umsatz von insgesamt 19 Mia. Franken auf.  







 

 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 
 
Per Mail an:  
Recht@bwo.admin.ch 
 
 
Zürich, 30. Juli 2020 
 
Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 
Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz)  
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Toro Gastro GmbH ist seit 2004 im Bereich der Musikveranstaltungsbranche aktiv, nimmt im 
obengenannten Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt Stellung:  
 
I .  Allgemeine Würdigung 

Toro Gastro Gmbh begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist 
es so, dass die Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe 
in die Geschäftstätigkeit deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und 
verbindliche Lösung kann unzählige Konkurse zu diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der 
Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens Ende Jahr im Parlament fertig beraten werden, 
ansonsten drohen unzählige Schliessungen und Rechtshändel.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge 
enthalten schon jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das 
Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten zur Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich 
zugängliche Veranstaltungen durchzuführen – nicht mehr möglich ist, liegt ein Mangel an der 
Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist auch die Miete nicht oder nur in beschränktem 
Ausmass geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen verkennen den breiten Konsens in der 
Lehre, bei einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund von Treu und Glauben auch 
schon heute ganz oder teilweise zu erlassen.  
 
Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität 
schon lange vor dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem 
Parlament zu zeigen, dass auch die Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. 
Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament, einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der 
Musik- und Kulturveranstaltungsbranche zu leisten. Die Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte 
von den steigenden Preisen profitiert . Die vorgeschlagene Regelung ist das absolute Minimum; in 
den Fällen, in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, lässt sich das über einen 
Härtefallfonds auffangen.  
 
Die Musik- und Kulturveranstaltungsbranche ist durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die 
Veranstaltungen und Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch 
nach dem Lockdown hat die Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen. Dieses Geld fehlt für 
immer in den Kassen der betroffenen      Betriebe. Wir beschäftigen rund 14 Angestellte und führen 
jährlich rund 180 Veranstaltungen durch. Nicht nur für uns, sondern für die gesamte Branche 
hilft nur ein starkes Zeichen, eine deutliche Mietzinssenkung tut not.  



 

 

Unsere Branche zieht pro Jahr 15 Millionen Besucher*innen an, mehr als die Super- und National 
League zusammen (rund 4.5 Millionen in der Saison  2018/2019)! Eine Schweiz ohne (Musik-
)Kulturveranstaltungen ist keine lebenswerte Schweiz mehr Ein kultureller Kahlschlag droht 
 
II .  Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Toro Gastro GmbH schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-
Geschäftsmietegesetz vor.  
 
 
 
 
 
 
 
           

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und 
Veranstalter selbst hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der 
Schweizerischen Bar- und Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der  Clubs an, dass sie 
weniger Aufträge an Externe vergeben würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen 
Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber mehrheitlich aufgrund der Covid-19 
Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten haben. Zur Anwendung 
des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine 
Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für 
Büroräumlichkeiten gelten, die nicht für rein administrative Tätigkeiten verwendet werden, 
sondern auch als Produktionsräumlichkeit oder zu Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Art.  2 Bst.  g (neu)  
Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art.  2 Bst.  h (neu)  
Cateringbetriebe [Ergänzen]  
Art.  2 Bst.  i  (neu)  
Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen]  
Art.  2 Bst.  k (neu)  
D ienstleister,  die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

Art.  3 Abs.  3 (neu)  
Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich 
angeordneten Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen]  

Art.  5   
Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen 
Einrichtungen und Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung 
des Coronavirus schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden 
während der Dauer der verordneten Schliessung oder betriebseinschränkenden 
Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des Obligationenrechts 40 Prozent des 

Art.  1  Abs.  1  Bst.  a   
öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen 
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren 
Betrieb massiv einschränken mussten; [Ergänzen]  



 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive 
besondere Lage) Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung 
fallen. Gerade für Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu 
kämpfen haben werden. Die obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, 
Musik-Bars, Konzert- und Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass 
weniger als die Hälfte, nämlich erst 43% der Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie 
geöffnet, 18% gaben an den Betrieb aufgrund strengerer kantonalen Vorschriften wieder 
geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die immer noch geltende besondere Lage (Verbote für 
Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein Livemusik-Bereich, der aufgrund der 
internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. Der geschätzte 
Umsatzverlust gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf knapp 
700'000.-. Der monatliche Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein 
grosser Teil davon entfällt auf die Miete, welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  
pro Club beträgt. Deshalb ist die fixe Obergrenze von 20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief 
angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten ist, heisst das noch nicht, dass 
Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer internationalen Modekette 
zur Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf den Kulturbereich 
aber nicht zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder 
Pachtzins nicht nur für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern 
auch beim Geltungsbereich (Art. 2). Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht 
massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb über die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine 
Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  
 
 

 

 

Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer 
Prozesse, falls sich die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       

 
 

 

 

 
 
 
 

 

Art.  2  
Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden 

öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die 

Aufgrund der ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete 

oder Nettopacht für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken 

beträgt [präzisieren] -  von dieser Obergrenze ausgenommen sind 

Art.  11  Abs.  1  
Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen 
Referendum. [Unverändert beibehalten]  

Art.  xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 
(neu)  
Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während 
der Covid-19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  
Bst. a (neu):  die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  
Bst. b (neu):  die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine 
beschränkte Zeitdauer verlängern.  
Bst. c  (neu):  einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten 
der Vermieter oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung]  



 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der 
verordneten Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-
Geschäftsmietegesetz sollte deshalb nicht nur die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern 
auch die Phase nach dem Lockdown beinhalten. Gerade die Veranstaltungsbranche ist aufgrund 
der besonderen Lage noch weit von einem Normalbetrieb entfernt. Das Gesetz muss deshalb  
vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete Mietzinsreduktionen und andere 
Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls müsste das 
Parlament den Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren 
Schliessung kommen. Damit würde wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten 
verursachen würde. 

 

Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung mehr als der 
Hälfte der Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs. 

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung von Toro Gastro GmbH 

Freundliche Grüsse 

Toro Gastro GmbH 

Claudio Gonzalez 

Geschäftsführer 
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UBS Fund Management (Switzerland) AG ist eine Konzerngesellschaft von UBS Group AG  

 

In rubrizierter Angelegenheit nehmen wir namens der Turintra AG Stellung zum Entwurf des 

Covid-19-Geschäftsmietegesetzes (nachfolgend „Gesetz“). Das Gesetz ist in seiner Gesamtheit 

abzulehnen und ersatzlos zu streichen. Dazu im Einzelnen, was folgt: 

 
I. Vorbemerkung 

Die Turintra AG ist eine Immobiliengesellschaft des UBS (CH) Property Fund - Swiss Mixed «Sima» 

(nachfolgend "Immobilienfonds"). Der Immobilienfonds wird von UBS Fund Management 

(Switzerland) AG als Fondsleitung verwaltet und investiert in kommerzielle und Wohnimmobilien 

in der Schweiz. Die vorliegende Vernehmlassung wird stellvertretend und namens aller 

Immobiliengesellschaften und letztlich im Interesse der Anleger und Investoren (namentlich 

Private, Vorsorgeeinrichtungen etc.) eingereicht.  

 
II. Verfassungsrechtliche Bedenken 

A. Unzulässiger Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit 

1. Mietverträge sind von der Wirtschaftsfreiheit geschützt 

Per E-Mail  
recht@bwo.admin.ch 
 
Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundesamt für Wohnungswesen 
Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

4. August 2020 

 

 

 
Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 
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1 Gemäss Ziff. 5.1 des erläuternden Berichts zum Covid-19-Geschäftsmietengesetz (nachfolgend 

„Bericht“) stützt sich das Gesetz in verfassungsrechtlicher Hinsicht auf Art. 100 der 

Bundesverfassung (nachfolgend „BV“), während die Bundeskompetenzen im Bereich des 

Mietwesens (Art. 109 BV) und des Zivilrechts (Art. 122 BV) zurecht als nicht anwendbar 

deklariert werden. Doch wie nachfolgend aufgezeigt wird, kann das Gesetz auch nicht auf Art. 

100 BV, und somit auf keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes abgestützt werden.  

2 Gem. Art. 100 Abs. 1 BV trifft der Bund Massnahmen für eine ausgeglichene konjunkturelle 

Entwicklung, insbesondere zur Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung. 

Dabei darf er jedoch nur in wenigen, von der BV abschliessend aufgezählten Fällen vom 

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 und 95 BV) abweichen, nämlich im Geld- und 

Kreditwesen, in der Aussenwirtschaft und im Bereich öffentlicher Finanzen (Art. 100 Abs. 3 BV). 

Da es sich vorliegend um keinen der genannten Fälle handelt, ist der Grundsatz der 

Wirtschaftsfreiheit in jedem Fall zu beachten.  

3 Die Wirtschaftsfreiheit schützt dabei unter anderem die Berufsausübungsfreiheit, d.h. alle mit 

einer Erwerbstätigkeit zusammenhängenden Aspekte. Dazu gehört unter anderem auch die 

freie Gestaltung der Vertragsinhalte, inkl. der Preisbildungsfreiheit (vgl. BIAGGINI, OFK BV, 2. 

Auflage, 2017, Art. 27 N 9; vgl. auch UHLMANN, in: Basler Kommentar zur BV, 1. Auflage, 2015, 

Art. 27 N 10). Mit dem Gesetz soll also in einen grundrechtlich geschützten Bereich eingegriffen 

werden, weshalb für diesen Grundrechtseingriff die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein 

müssen. Nachfolgend wird aufgezeigt, dass dies nicht der Fall ist, weshalb das Gesetz nicht auf 

Art. 100 Abs. 1 BV abgestützt werden kann. 

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

 
4 Das erste Erfordernis für den geplanten Grundrechtseingriff, nämlich das Vorhandensein einer 

gesetzlichen Grundlage, wäre mit dem Gesetz vorliegend erfüllt. Als zweite Voraussetzung 

muss ein öffentliches Interesse am Grundrechtseingriff vorliegen. Dabei kann sich ein 

öffentliches Interesse aus den Bundeskompetenzen in den Art. 54 bis 125 BV, somit also auch 

aus Art. 100 Abs. 1 BV ergeben. Hingegen darf nicht vergessen werden, dass bei der 

Beurteilung des öffentlichen Interesses eine Gesamtabwägung vorzunehmen und somit auch 

die Vermieterseite zu berücksichtigen ist. Es kann kein öffentliches Interesse daran bestehen, 

sämtlichen Geschäftsmietern innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes nach dem 

Giesskannenprinzip, d.h. ungeachtet der konkreten wirtschaftlichen Situation der Mietparteien, 

einen pauschalen Herabsetzungsanspruch zuzubilligen. Im Ergebnis würden von der 

vorgesehenen Regelung sehr viele Mieter profitieren, die diese Entlastung gar nicht benötigen, 

und umgekehrt sehr viele Vermieter in pauschaler Weise belastet, obwohl selbst im Bericht (in 

Ziff. 1.2.6) klar festgehalten wird, dass die Zwangsschliessungen und -einschränkungen nicht im 

Verantwortungsbereich der Vermieter liegen. Dies ist stossend und kann nicht hingenommen 

werden. Besonders stossend wirkt sich die ungerechtfertigte Pauschalisierung zudem dort aus, 

wo mehrere Miet- oder Pachtsachen, welche in ein und demselben Vertrag geregelt werden, für 

die Berechnung des massgeblichen Mietzinses nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. 

Ziff. 2.2 des Berichts).  

5 Hinzu kommt, dass sich das öffentliche Interesse auch nach dem Schutz von Polizeigütern 

bemessen kann. Hierbei ist vorliegend insbesondere der Grundsatz von Treu und Glauben im 

Geschäftsverkehr von Bedeutung, welcher mit dem geplanten Gesetz klar untergraben würde. 
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Das Vorliegen eines öffentlichen Interesses ist nach dem Gesagten somit zu verneinen.  

6 Als dritte Voraussetzung muss ein Grundrechtseingriff schliesslich verhältnismässig sein, d.h. 

geeignet, erforderlich und zumutbar. Eignung bedeutet, dass eine Massnahme ein taugliches 

Mittel darstellt, um den angestrebten Zweck zu erreichen. Dies dürfte vorliegend erfüllt sein. 

Erforderlichkeit bedeutet, dass eine Massnahme in sachlicher, persönlicher und räumlicher 

Hinsicht das mildeste unter allen mindestens gleich geeigneten Mitteln darstellt. Dies ist 

vorliegend nicht erfüllt. Mit der extrem weitgehenden Pauschalisierung wird zu einem 

Rundumschlag bei sämtlichen Mietverhältnissen (unterhalb der Mietzinsschwelle des 

Geltungsbereichs) ausgeholt und nach dem Giesskannenprinzip sämtlichen Mietern ein 

Anspruch auf eine Mietzinsreduktion zugebilligt, obwohl dies in sehr vielen Fällen gar nicht 

notwendig wäre. Dabei kann für eine Vielzahl von Mietverhältnissen nicht mehr davon 

ausgegangen werden, dass die starre 60/40-Regelung die mildeste Massnahme darstellt, da sie 

völlig willkürlich festgelegt wurde und nicht den realen Gegebenheiten entspricht. Vielmehr 

wird die vorgesehene Regelung in den allerwenigsten Fällen das mildeste Mittel zur Erreichung 

des angestrebten Zwecks (Verhinderung von Konkursen / Arbeitslosigkeit) darstellen, sondern 

zumeist weit über das Ziel hinausschiessen und Mietern einen Anspruch auf Mietzinsreduktion 

gewähren, die darauf gar nicht angewiesen sind. Schon nur aus diesem Grund ist der 

vorgesehene Grundrechtseingriff unzulässig. Zumutbarkeit bedeutet, dass zwischen den 

grundrechtsbeeinträchtigenden Wirkungen des Eingriffs und den verfolgten öffentlichen 

Interessen ein vernünftiges Verhältnis besteht. Auch diese Voraussetzung ist vorliegend nicht 

erfüllt. Gem. Ziff. 3.2 des Berichts fallen rund 94% aller von Schliessungen betroffenen 

Mietverhältnisse unter das Gesetz, d.h. eine sehr grosse Zahl von Vermietern wird betroffen 

sein. Diese haben im Zusammenhang mit den vermieteten Immobilien selbst sehr grosse Kosten 

zu tragen, welche weiterhin anfallen. Hinzu kommt, dass viele Vermieter existenziell von den 

Mietzinseinnahmen abhängig sind und deshalb durch das Gesetz in Notlagen geraten werden, 

wobei der Auffangfonds von CHF 20 Mio. niemals ausreichen wird, um alle entstehenden 

Notlagen zu bewältigen. Auch scheint der Bericht stets davon auszugehen, dass es bei der 

zweimonatigen Zwangsschliessung von vergangenem Frühling bleiben wird, während noch 

überhaupt nicht klar ist, ob es weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Sofern 

überhaupt ein öffentliches Interesse bejaht werden kann, steht dies deshalb sicherlich nicht in 

einem vernünftigen Verhältnis zu den gravierenden Grundrechtseingriffen, die im Gesetz 

vorgesehen werden. Die Voraussetzungen von Art. 36 BV sind somit klar nicht erfüllt.  

B. Unzulässiger Eingriff in die Eigentumsgarantie 

1. Das Gesetz greift in die Eigentumsgarantie ein 

7 Weiter greift das geplante Gesetz auch in die Eigentumsgarantie gem. Art. 26 BV ein, indem 

das Verfügungsrecht der Eigentümer über die Mietobjekte eingeschränkt wird. Es müssen daher 

wiederum die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein.  

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

8 Betreffend die allgemeinen Voraussetzungen eines Grundrechtseingriffs sowie konkret der 

Voraussetzungen der gesetzlichen Grundlage und des öffentlichen Interesses kann auf das unter 

vorstehender Rz.  4 ff. Ausgeführte verwiesen werden.  

9 Vorliegend fehlt es wie bei der Wirtschaftsfreiheit bereits an der Erforderlichkeit der 

vorgesehenen Massnahmen. So wird mit einer völlig undifferenzierten Pauschallösung vielerorts 

über das eigentliche Ziel, die Verhinderung von Konkursen und der Verlust von Arbeitsplätzen, 
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hinausgeschossen, und bei weitem nicht das mildeste Mittel angewandt. Auch ist es wie gezeigt 

den Vermietern nicht zumutbar, die vorgesehenen Mietzinsreduktionen tragen zu müssen. Der 

Bericht nennt im Zusammenhang mit der Verhältnismässigkeit unter Ziff. 5.1 eine 

Schliessungsdauer von zwei Monaten, wobei sich noch überhaupt nicht abschätzen lässt, ob es 

weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Auch betreffend die Eigentumsgarantie 

sind die Voraussetzungen von Art. 36 BV somit klar nicht erfüllt.  

3. Materielle Enteignung 

10 Sollte das Gesetz entgegen der Rechtslage als verfassungskonform beurteilt werden, stellt sich 

immer noch die Frage, ob durch den Eingriff in das Eigentum der Vermieter nicht eine 

Entschädigungspflicht des Staates aufgrund materieller Enteignung besteht. Ob der Eingriff in 

die Eigentumsrechte der Vermieterschaft als materielle Enteignung zu qualifizieren ist, 

bezeichnet der Bericht als sehr zweifelhaft, da es an einer besonderen Schwere der 

Einschränkung bzw. an einem Sonderopfer fehle (Ziff. 5.1). Dies ist jedoch unzutreffend. Nach 

ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts liegt eine materielle Enteignung dann vor, «[…] 

wenn einem Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger Gebrauch seines 

Grundeigentums untersagt oder besonders stark eingeschränkt wird, weil ihm eine aus dem 

Eigentum fliessende wesentliche Befugnis entzogen wird» (BGE 140 I 176, 199, E. 9.5). Es ist 

nicht ersichtlich, wieso die vorliegende Beschränkung des Eigentums nicht besonders schwer 

wiegen sollte. So haben bisher zwar nur Zwangsschliessungen während rund zwei Monaten 

stattgefunden, doch dies kann sich sehr schnell ändern und zu massiven finanziellen Einbussen 

bei den Vermietern führen. Aus diesem Grund müssten, sollte das Gesetz wider Erwarten als 

verfassungskonform qualifiziert werden, sämtliche der dadurch verursachten Mietzinsausfälle 

aufgrund materieller Enteignung vom Staat entschädigt werden.  

C. Ungleichbehandlung des Vermieters im Konkurs des Mieters 

11 Gemäss dem Bericht (Ziff. 1.3.1 Abs. 2) sollen mit dem Gesetz wirtschaftliche Notlagen 

vermieden oder gemildert werden. Das Gesetz geht demnach davon aus, dass der 

vorübergehende Mietzinserlass im Umfang von 60% die Notlage der betroffenen Mieter lindern 

und damit den Fortbestand der Betriebe dieser Mieter sicherstellen soll. Das Gesetz 

berücksichtigt nicht, dass die Mieter trotz diesem Mietzinserlass insolvent werden könnten. 

12 Weil das Gesetz nicht bestimmt, dass der vorgesehene (zeitlich befristete) Mietzinserlass zu 

Gunsten des Mieters nicht zur Anwendung gelangt, soweit der Mieter in Konkurs fällt, 

benachteiligt das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu den 

übrigen Konkursgläubigern), zumal er den dem Mieter kraft des Gesetzes zustehenden 

Mietzinserlass von seiner Konkursforderung in Abzug bringen müsste. Dadurch würde sich die 

Konkursdividende zu Gunsten des Vermieters schmälern (und der Vermieter könnte darüber 

hinaus im Umfang des Mieterlasses die offenen Mietzinsen nicht in vollem Umfang mittels der 

vom Mieter gestellten Mietsicherheit abdecken). Dies verstösst in eklatanter Weise gegen den 

Grundsatz der Gleichbehandlung der Gläubiger im Konkurs des Schuldners (u.a. BGer 

5P.164/2003 E. 4.6 und BGer 5C.206/2002 E. 3), welcher gebietet, dass jeder Gläubiger 

Anspruch auf gleichzeitige und gleichmässige Befriedigung aus dem schuldnerischen Vermögen 

und dem Verwertungsergebnis hat. Der Vermieter käme mithin im Falle des (durch die Corona-

Pandemie ausgelösten) Mieterkonkurses in höherem Umfang zu Schaden als die übrigen 

Gläubiger des Mieters. Diese Ungleichbehandlung entbehrt jeder sachlichen Grundlage und ist 

im Lichte der Rechtsgleichheit krass stossend und inakzeptabel. Dies insbesondere vor dem 
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Hintergrund, dass mit der Gewährung eines Mietzinserlasses auch im Falle des Konkurses des 

Mieters das mit dem Gesetz angestrebte Ziel, dass der Mieter seinen Geschäftsbetrieb 

weiterführen kann (und er nicht insolvent wird) und dadurch Arbeitsplätze erhalten werden 

können, nicht erreicht werden kann. 

D. Zwischenfazit 

13 Das Gesetz erweist sich somit als nicht verfassungskonform und würde, sollte dies wider 

Erwarten anders beurteilt werden, massive Entschädigungspflichten des Staates aufgrund 

materieller Enteignung nach sich ziehen.  

 

III. Zu den Gesetzesbestimmungen im Einzelnen 

E. Zu Art. 1 und Art. 2 bzw. zum Geltungsbereich des Gesetzes 

14 Insgesamt ist der Geltungsbereich des Gesetzes nicht nur unklar, sondern auch viel zu pauschal 

und zu weit gefasst. Ziff. 2.2 des Berichts hält fest, dass jeweils im Einzelfall bestimmt werden 

müsse, ob ein Geschäftsbetrieb aufgrund der COVID-19-Verordnung 2 geschlossen werden 

musste oder nur von Betriebseinschränkungen betroffen gewesen sei. Art. 1 Abs. 1 lit. a des 

Gesetzes hält fest, dass das Gesetz für öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe gilt, 

die für das Publikum schliessen mussten. Dies deutet klar darauf hin, dass die nicht öffentlich 

zugänglichen Teile eines Mietobjekts nicht gemeint sein können. Ziff. 2.2 des Berichts versucht 

dies jedoch dahingehend zu präzisieren, dass das Gesetz auch gilt, wenn ein Miet- oder 

Pachtobjekt nicht nur ein Ladenlokal umfasst, sondern auch anderen Zwecken dient.  

15 Als Beispiel wird eine Autogarage genannt, welche nebst einem Showroom auch über eine 

Werkstatt verfügt, in welcher weiterhing gearbeitet werden durfte. Genau dieses Beispiel zeigt, 

wie verfehlt die angestrebte Pauschallösung ist. Gerade in der Autobranche wird 

bekanntermassen der allergrösste Teil des Umsatzes mit der Wartung und der Reparatur von 

PKWs erzielt, während die Margen auf Neufahrzeugen minimal sind und so auch nur einen 

kleinen Teil des Umsatzes ausmachen. Solche Situationen gibt es aber nicht nur in der 

Autobranche, sondern in vielen anderen Bereichen auch. Es ist deshalb höchst stossend, wenn 

zulasten der Vermieter eine pauschale Mietzinsreduktion von 60% gewährt wird, ohne die 

völlig verschiedenen Situationen im Rahmen der einzelnen Mietverhältnisse auch nur im 

Geringsten zu berücksichtigen. Es müsste unseres Erachtens, wenn überhaupt ein solches 

Gesetz in Kraft gesetzt werden soll, zwingend ein Schlüssel vorgesehen werden, welcher die 

unterschiedlichen Gegebenheiten angemessen berücksichtigt. Eine solche Aufschlüsselung wird 

schliesslich auch für den Wohnnutzen einer Geschäftsräumlichkeit vorgesehen (Art. 4 Abs. 2 lit. 

b des Gesetzes) und ist somit möglich. 

16 Stossend ist auch, dass einfach pauschal alle Miet- oder Pachtverhältnisse mit einem Miet- oder 

Pachtzins bis zu CHF 15'000.00 bzw. CHF 20'000.00 dem Gesetz unterstellt werden sollen. 

Gem. Ziff. 1.2.2 wurde diese Grenze bewusst gewählt, um kleine und mittlere Unternehmen zu 

schützen. Diese Argumentation geht jedoch fehl, denn auch grosse Unternehmen mieten 

teilweise Geschäftsräume, welche unterhalb der Schwelle des Geltungsbereichs liegen, 

insbesondere in Gebieten mit tieferem Preisniveau auf dem Immobilienmarkt. Ausserdem 

werden mit der vorgesehenen Regelung diejenigen Vermieter bestraft, welche preisgünstige 

Geschäftsräume vermieten. Hätte ein Vermieter den Mietzins höher (und damit über der 
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Schwelle des Geltungsbereichs) angesetzt, käme er nicht zu den aus dem Gesetz resultierenden 

Verlusten. Schliesslich kommt hinzu, dass viele Geschäftsräume auch von Privatpersonen oder 

KMUs vermietet werden (insbesondere auch günstigere Mietobjekte). Da das Gesetz eigentlich 

gerade diese Gruppen schützen möchte, ist es in sich widersprüchlich.  

17 Schliesslich ist es auch stossend und völlig willkürlich, dass mehrere Miet- oder Pachtsachen, 

welche im selben Vertrag geregelt werden, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses 

nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. Ziff. 2.2 des Berichts). Die Unterscheidung 

danach, ob ein Vertrag nur ein grosses Mietobjekt benennt oder dieses Mietobjekt in seinen 

Einzelteilen als einzelne Mietobjekte bezeichnet, ist weder nachvollziehbar noch fair oder 

sachgerecht. Vielmehr muss in der Botschaft präzisiert werden, dass der jeweilige Mietvertrag 

als Ganzes für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses relevant ist. Dass die geplante 

Regelung nicht akzeptabel ist, lässt sich anhand des folgenden Beispiels aufzeigen: In einem 

Shopping-Center werden auf verschiedenen Geschossen Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen an 

dasselbe Unternehmen, bspw. einen internationalen Modekonzern oder ein anderes grosses 

Unternehmen, vermietet. Für jede Flächenart pro Geschoss wird der Mietzins im Mietvertrag 

separat aufgeschlüsselt, um dem Mieter grösstmögliche Transparenz zu gewähren, auch wenn 

der Mieter alle diese Flächen für den Betrieb seines dortigen Standorts benötigt. Auch wenn das 

Gesamtvolumen des Mietvertrags bspw. CHF 150'000.00 beträgt, liegen einige der Teilflächen 

unterhalb der Schwelle von CHF 15'000.00 und würden somit dem Gesetz unterstellt. Es ist 

nicht einzusehen, weshalb bei dieser Sachlage der Mieter vom Gesetz profitieren können soll. 

F. Zu Art. 3 

1. Zu Abs. 1 

18 Dass bereits getroffene Abmachungen (lit. a) vom Anwendungsbereich des Gesetzes 

ausgenommen werden, ist grundsätzlich korrekt. Es sollten unseres Erachtens jedoch nicht nur 

Einigungen über die Höhe des Miet- oder Pachtzinses relevant sein, sondern auch Stundungs- 

bzw. Ratenzahlungsvereinbarungen. Denn mit solchen Vereinbarungen hat der Mieter bereits 

klar zum Ausdruck gebracht, die fälligen Miet- oder Pachtzinsen zu einem bestimmten 

Zeitpunkt bezahlen zu wollen, und zwar im Wissen um die Corona-Pandemie. Auch in eine 

solche Vereinbarung darf nachträglich nicht mehr eingegriffen werden.  

19 Dass bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid (lit. b) vorliegt, ist 

nicht zu erwarten.  

2. Zu Abs. 2 

20 Diese Bestimmung macht unseres Erachtens keinen Sinn, da höchstwahrscheinlich keine 

Mietpartei, deren Mietzins sich in diesem Rahmen bewegt, freiwillig auf eine Mietzinsreduktion 

verzichten wird. Vielmehr gibt der unklare Wortlaut Anlass zu Rechtsstreitigkeiten, die mit dem 

Gesetz ja gerade verhindert werden wollen.  

G. Zu Art. 4 

21 Massgebend müsste nicht der Netto- sondern der Bruttomietzins sein. In den parlamentarischen 

Diskussionen vor dem Beschluss über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war meistens nur 

undifferenziert von «Miete» oder «Mietzins» die Rede. Bei der vom Ständerat gutgeheissenen 

Motion 20.3161 der WAK-SR wie auch beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über 

die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR wurde hingegen klar vom Bruttomietzins 
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ausgegangen. Daher wird mit den Motionen 20.3451 und 20.346, welche den Anlass zum 

vorliegenden Gesetzesentwurf gegeben haben, ebenfalls der Bruttomietzins gemeint sein.  

 

H. Zu Art. 5 

22 Auch Art. 5 des Gesetzes ist abzulehnen, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen bereits 

deutlich ergibt. Die enormen Pauschalisierungen, sowohl hinsichtlich des Anwendungsbereichs 

als auch der Höhe der Mietzinsreduktion, sind verfassungswidrig, werden der realen Situation in 

den meisten Mietverhältnissen nicht gerecht und lassen sich mit sachlichen Argumenten nicht 

rechtfertigen.  

I. Zu Art. 6 

23 Art. 6 dieses Gesetzes zeigt exemplarisch, wie verfehlt und viel zu pauschal die Gesetzesvorlage 

daherkommt. Es lässt sich mit sachlichen Argumenten nicht erklären, weshalb 

Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb aufgrund behördlicher Massnahmen reduzieren 

mussten, in den Genuss von Mietzinsreduktionen kommen sollen, während dies für andere 

Betriebe, welche ebenfalls von Einschränkungen betroffen waren, nicht gelten soll. So waren 

bspw. auch Hotels indirekt stark von Betriebsbeschränkungen betroffen. Ebenso waren bspw. 

Take-Away Betriebe, die nicht schliessen mussten, von sehr schwer abschätzbaren und höchst 

unterschiedlichen Umsatzeinbussen betroffen. Das Gesetz möchte einerseits aus 

Praktikabilitätsgründen möglichst pauschale Regelungen treffen (was wie gezeigt ebenfalls 

unzulässig ist), und sieht in Art. 6 dagegen eine willkürliche Selektion vor. Dies ist stossend und 

insbesondere im Lichte der Rechtsgleichheit nicht akzeptabel. 

J. Zu Art. 7 

24 Auch die Einrichtung eines Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. vermag die gravierenden Fehler 

dieser Gesetzesvorlage nicht zu beheben. Es ist zwar begrüssenswert, dass ein solcher Fonds 

geschaffen werden soll, doch werden die vorgesehenen CHF 20 Mio. bei Weitem nicht 

ausreichen, um alle Härtefälle aufzufangen, welche aufgrund dieser pauschalen, 

unausgewogenen Vorlage entstehen werden. Gem. Abs. 5 ist für den Fall, dass sich das eben 

genannte Szenario der zu knappen Mittel abzeichnet, nicht etwa eine Erhöhung des 

Härtefallfonds, sondern eine Verschärfung der Bedingungen für dessen Inanspruchnahme 

vorgesehen. Dies ist nicht haltbar. Es wird vorliegend auf dem Rücken der Vermieter eine nicht 

zulässige Umverteilung des Geschäftsrisikos der Mieter vorgenommen. 

25 Hinzu kommt, dass aus dem Gesetz viel zu wenig konkret hervorgeht, wann eine 

«wirtschaftliche Notlage» vorliegt, die zum Bezug der finanziellen Unterstützung durch diesen 

Fonds berechtigt. Zwar werden in Abs. 2 zwei Anwendungsfälle genannt (reine Kostenmiete, 

Bedrohung der wirtschaftlichen Existenz), doch die Formulierung mit dem Wort «insbesondere» 

legt nahe, dass auch weitere Anwendungsfälle in Betracht kommen. Gem. Ziff. 2.7 des Berichts 

ist von einer Einzelfallbetrachtung auszugehen und kann eine wirtschaftliche Notlage im Sinne 

des Gesetzes insbesondere dann vorliegen, wenn die finanzielle Einbusse des Vermieters eine 

«massive Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation» hervorruft, ein Konkursverfahren zur 

Folge hat oder «haben könnte» oder «verglichen mit dem Durchschnitt zu stossenden 

Auswirkungen führen würde». Diese äusserst schwammigen Formulierungen lassen einen 
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enormen Interpretationsspielraum offen. Hinzu kommt, dass bei der zu erwartenden Knappheit 

der verfügbaren Mittel von CHF 20 Mio. dem BWO die Kompetenz eingeräumt wird, weitere 

Anforderungen an das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage zu stellen. Dies lässt sich mit 

dem Gebot der Rechtssicherheit nicht vereinbaren und zeigt exemplarisch, wie mangelhaft 

dieses Gesetz ausgestaltet worden ist.  

 

IV. Fazit 

26 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gesetzesvorlage in verschiedener Hinsicht als 

unzulässig und ihr Inhalt schlicht als inakzeptabel bezeichnet werden muss. 

27 Wie gezeigt greift das Gesetz in die beiden Grundrechte der Wirtschaftsfreiheit und der 

Eigentumsgarantie ein, ohne dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen für einen Grundrechtseingriff 

gem. Art. 36 BV gegeben wären. Das Gesetz ist deshalb verfassungswidrig. Falls dies wider 

Erwarten anders beurteilt würde, wären jedoch wie gezeigt die Voraussetzungen der materiellen 

Enteignung gegeben, weshalb das Gesetz diesfalls massive Entschädigungsforderungen gegen den 

Staat nach sich ziehen würde. 

28 Inhaltlich ist sodann insbesondere stossend, dass nach dem Giesskannenprinzip pauschal allen 

Mietern (unterhalb der Mietzinsschwelle) eine Mietzinsherabsetzung gewährt werden soll, ohne 

Berücksichtigung der Frage, in welcher wirtschaftlichen Situation sich der jeweilige Mieter bzw. 

Vermieter befindet. Dies ist höchst ungerecht und führt – wenn überhaupt – in den allerwenigsten 

Fällen zu sachgerechten Ergebnissen. Besonders stossend wirkt sich dieses pauschale Prinzip zudem 

dann aus, wenn die Miete bzw. Pacht mehrerer Miet- oder Pachtsachen zwar in demselben Vertrag 

geregelt, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses jedoch nicht zusammengerechnet 

werden. Ausserdem erscheint das Ansetzen der Schwelle des Geltungsbereichs bei CHF 15'000.00 

bzw. CHF 20'000.00 höchst willkürlich und verfehlt insofern das Ziel der Gesetzesvorlage (Schutz 

der KMUs), als dass auch grosse Unternehmen oft Geschäftsräume im Anwendungsbereich des 

Gesetzes mieten. Schliesslich ist auch der Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. viel zu knapp bemessen, 

als dass den Auswirkungen des Gesetzes auf die Vermieter, welche in eine Notlage geraten 

werden, wirklich adäquat begegnet werden könnte.  

29 Zahlreiche Kantone haben bereits Lösungen zur Unterstützung der Mieter in Kraft gesetzt, welche 

teilweise ohne Mitwirkung der Vermieter eine Hilfestellung in besonderen Fällen und entsprechend 

den örtlichen Gegebenheiten gewährleisten; eine zusätzliche Regelung auf Bundesebene ist auch 

aus diesem Grund nicht angezeigt; dies könnte in einzelnen Fällen zu einer vollumfänglichen 

Entlastung der Mieter führen, was die Unausgewogenheit der angestrebten Lösung zusätzlich 

verstärkt. 

30 Ein Blick über die Landesgrenzen zeigt, dass die Schweiz das einzige Land wäre, welches in 

derartigem Ausmass und derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen 

internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses Gesetz klar zu 

einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. 

31 Die Corona-Pandemie hat ausserdem zu verantwortungsvollem und einzelfallgerechtem Handeln 

der Mietparteien geführt, was in vielen Fällen rasche und einvernehmliche und daher befriedigende 

Lösungen für beide Mietvertragsparteien ermöglicht hat. Ohne Not würde mit diesem Gesetz ein 

Präjudiz geschaffen, wobei unklar wäre, welche Folgen dies für zukünftige vergleichbare 

Situationen hätte. Dieses Gesetz und mögliche zukünftige Regelungen dieser Art würden 
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einzelfallgerechte Regelungen vereiteln oder erschweren – was sich vor dem Hintergrund eines 

Gesetzesprojektes in den letzten Wochen bereits mehrfach gezeigt hat – zumal sie für die meisten 

wirtschaftlich akut bedrohten Mieter zu spät kommen und im Ergebnis mehr Rechtsunsicherheit 

stiften würden.  

32 Kommt dazu, dass das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu 

den übrigen Konkursgläubigern) benachteiligen würde, soweit er von seiner Konkursforderung den 

im Gesetz vorgesehenen Mietzinsabschlag in Abzug bringen müsste. Dies läuft in stossender Weise 

dem Gerechtigkeitsgedanken zuwider und verstösst gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 

der Gläubiger im Konkurs des Schuldners, ohne dass dadurch die Insolvenz des Mieters vermieden 

werden könnte. 

33 Zuletzt ist auch nochmals darauf hinzuweisen, dass das Gesetz nicht nur verfassungswidrig und 

inhaltlich verfehlt ist, sondern eine Vielzahl von Unklarheiten beinhaltet und für zahlreiche 

Konstellationen keine klaren Regelungen bietet. Das Gesetz würde deshalb massive 

Rechtsunsicherheit sowie eine Flut von Gerichtsverfahren mit sich bringen und somit auch 

diesbezüglich das Gegenteil seines eigentlichen Ziels erreichen. 

 

Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und verbleiben 

mit freundlichen Grüssen 

 

Turintra AG 

  
 

Urs Fäs  Jean-Michel Roten 

Head Investment Products  Head Construction & Development 
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UBS Fund Management (Switzerland) AG ist eine Konzerngesellschaft von UBS Group AG  

 

In rubrizierter Angelegenheit nehmen wir namens der UBS Anlagestiftungen, vorliegend handelnd 

für die "Anlagegruppe Immobilien Schweiz" und "Anlagegruppe Kommerzielle Immobilien 

Schweiz" Stellung zum Entwurf des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes (nachfolgend „Gesetz“). 

Das Gesetz ist in seiner Gesamtheit abzulehnen und ersatzlos zu streichen. Dazu im Einzelnen, 

was folgt: 

 

I. Vorbemerkung 

Die "Anlagegruppe Immobilien Schweiz" und "Anlagegruppe Kommerzielle Immobilien Schweiz" 

investieren für Anleger (ausschließlich Schweizerische Vorsorgeeinrichtungen) in kommerzielle 

und Wohnimmobilien in der Schweiz, in deren Interesse die vorliegende Vernehmlassung 

eingereicht wird.  

 
II. Verfassungsrechtliche Bedenken 

A. Unzulässiger Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit 

1. Mietverträge sind von der Wirtschaftsfreiheit geschützt 

Per E-Mail  
recht@bwo.admin.ch 
 
Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundesamt für Wohnungswesen 
Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

4. August 2020 

 

 

 
Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 
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1 Gemäss Ziff. 5.1 des erläuternden Berichts zum Covid-19-Geschäftsmietengesetz (nachfolgend 

„Bericht“) stützt sich das Gesetz in verfassungsrechtlicher Hinsicht auf Art. 100 der 

Bundesverfassung (nachfolgend „BV“), während die Bundeskompetenzen im Bereich des 

Mietwesens (Art. 109 BV) und des Zivilrechts (Art. 122 BV) zurecht als nicht anwendbar 

deklariert werden. Doch wie nachfolgend aufgezeigt wird, kann das Gesetz auch nicht auf Art. 

100 BV, und somit auf keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes abgestützt werden.  

2 Gem. Art. 100 Abs. 1 BV trifft der Bund Massnahmen für eine ausgeglichene konjunkturelle 

Entwicklung, insbesondere zur Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung. 

Dabei darf er jedoch nur in wenigen, von der BV abschliessend aufgezählten Fällen vom 

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 und 95 BV) abweichen, nämlich im Geld- und 

Kreditwesen, in der Aussenwirtschaft und im Bereich öffentlicher Finanzen (Art. 100 Abs. 3 BV). 

Da es sich vorliegend um keinen der genannten Fälle handelt, ist der Grundsatz der 

Wirtschaftsfreiheit in jedem Fall zu beachten.  

3 Die Wirtschaftsfreiheit schützt dabei unter anderem die Berufsausübungsfreiheit, d.h. alle mit 

einer Erwerbstätigkeit zusammenhängenden Aspekte. Dazu gehört unter anderem auch die 

freie Gestaltung der Vertragsinhalte, inkl. der Preisbildungsfreiheit (vgl. BIAGGINI, OFK BV, 2. 

Auflage, 2017, Art. 27 N 9; vgl. auch UHLMANN, in: Basler Kommentar zur BV, 1. Auflage, 2015, 

Art. 27 N 10). Mit dem Gesetz soll also in einen grundrechtlich geschützten Bereich eingegriffen 

werden, weshalb für diesen Grundrechtseingriff die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein 

müssen. Nachfolgend wird aufgezeigt, dass dies nicht der Fall ist, weshalb das Gesetz nicht auf 

Art. 100 Abs. 1 BV abgestützt werden kann. 

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

 
4 Das erste Erfordernis für den geplanten Grundrechtseingriff, nämlich das Vorhandensein einer 

gesetzlichen Grundlage, wäre mit dem Gesetz vorliegend erfüllt. Als zweite Voraussetzung 

muss ein öffentliches Interesse am Grundrechtseingriff vorliegen. Dabei kann sich ein 

öffentliches Interesse aus den Bundeskompetenzen in den Art. 54 bis 125 BV, somit also auch 

aus Art. 100 Abs. 1 BV ergeben. Hingegen darf nicht vergessen werden, dass bei der 

Beurteilung des öffentlichen Interesses eine Gesamtabwägung vorzunehmen und somit auch 

die Vermieterseite zu berücksichtigen ist. Es kann kein öffentliches Interesse daran bestehen, 

sämtlichen Geschäftsmietern innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes nach dem 

Giesskannenprinzip, d.h. ungeachtet der konkreten wirtschaftlichen Situation der Mietparteien, 

einen pauschalen Herabsetzungsanspruch zuzubilligen. Im Ergebnis würden von der 

vorgesehenen Regelung sehr viele Mieter profitieren, die diese Entlastung gar nicht benötigen, 

und umgekehrt sehr viele Vermieter in pauschaler Weise belastet, obwohl selbst im Bericht (in 

Ziff. 1.2.6) klar festgehalten wird, dass die Zwangsschliessungen und -einschränkungen nicht im 

Verantwortungsbereich der Vermieter liegen. Dies ist stossend und kann nicht hingenommen 

werden. Besonders stossend wirkt sich die ungerechtfertigte Pauschalisierung zudem dort aus, 

wo mehrere Miet- oder Pachtsachen, welche in ein und demselben Vertrag geregelt werden, für 

die Berechnung des massgeblichen Mietzinses nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. 

Ziff. 2.2 des Berichts).  

5 Hinzu kommt, dass sich das öffentliche Interesse auch nach dem Schutz von Polizeigütern 

bemessen kann. Hierbei ist vorliegend insbesondere der Grundsatz von Treu und Glauben im 

Geschäftsverkehr von Bedeutung, welcher mit dem geplanten Gesetz klar untergraben würde. 
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Das Vorliegen eines öffentlichen Interesses ist nach dem Gesagten somit zu verneinen.  

6 Als dritte Voraussetzung muss ein Grundrechtseingriff schliesslich verhältnismässig sein, d.h. 

geeignet, erforderlich und zumutbar. Eignung bedeutet, dass eine Massnahme ein taugliches 

Mittel darstellt, um den angestrebten Zweck zu erreichen. Dies dürfte vorliegend erfüllt sein. 

Erforderlichkeit bedeutet, dass eine Massnahme in sachlicher, persönlicher und räumlicher 

Hinsicht das mildeste unter allen mindestens gleich geeigneten Mitteln darstellt. Dies ist 

vorliegend nicht erfüllt. Mit der extrem weitgehenden Pauschalisierung wird zu einem 

Rundumschlag bei sämtlichen Mietverhältnissen (unterhalb der Mietzinsschwelle des 

Geltungsbereichs) ausgeholt und nach dem Giesskannenprinzip sämtlichen Mietern ein 

Anspruch auf eine Mietzinsreduktion zugebilligt, obwohl dies in sehr vielen Fällen gar nicht 

notwendig wäre. Dabei kann für eine Vielzahl von Mietverhältnissen nicht mehr davon 

ausgegangen werden, dass die starre 60/40-Regelung die mildeste Massnahme darstellt, da sie 

völlig willkürlich festgelegt wurde und nicht den realen Gegebenheiten entspricht. Vielmehr 

wird die vorgesehene Regelung in den allerwenigsten Fällen das mildeste Mittel zur Erreichung 

des angestrebten Zwecks (Verhinderung von Konkursen / Arbeitslosigkeit) darstellen, sondern 

zumeist weit über das Ziel hinausschiessen und Mietern einen Anspruch auf Mietzinsreduktion 

gewähren, die darauf gar nicht angewiesen sind. Schon nur aus diesem Grund ist der 

vorgesehene Grundrechtseingriff unzulässig. Zumutbarkeit bedeutet, dass zwischen den 

grundrechtsbeeinträchtigenden Wirkungen des Eingriffs und den verfolgten öffentlichen 

Interessen ein vernünftiges Verhältnis besteht. Auch diese Voraussetzung ist vorliegend nicht 

erfüllt. Gem. Ziff. 3.2 des Berichts fallen rund 94% aller von Schliessungen betroffenen 

Mietverhältnisse unter das Gesetz, d.h. eine sehr grosse Zahl von Vermietern wird betroffen 

sein. Diese haben im Zusammenhang mit den vermieteten Immobilien selbst sehr grosse Kosten 

zu tragen, welche weiterhin anfallen. Hinzu kommt, dass viele Vermieter existenziell von den 

Mietzinseinnahmen abhängig sind und deshalb durch das Gesetz in Notlagen geraten werden, 

wobei der Auffangfonds von CHF 20 Mio. niemals ausreichen wird, um alle entstehenden 

Notlagen zu bewältigen. Auch scheint der Bericht stets davon auszugehen, dass es bei der 

zweimonatigen Zwangsschliessung von vergangenem Frühling bleiben wird, während noch 

überhaupt nicht klar ist, ob es weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Sofern 

überhaupt ein öffentliches Interesse bejaht werden kann, steht dies deshalb sicherlich nicht in 

einem vernünftigen Verhältnis zu den gravierenden Grundrechtseingriffen, die im Gesetz 

vorgesehen werden. Die Voraussetzungen von Art. 36 BV sind somit klar nicht erfüllt.  

B. Unzulässiger Eingriff in die Eigentumsgarantie 

1. Das Gesetz greift in die Eigentumsgarantie ein 

7 Weiter greift das geplante Gesetz auch in die Eigentumsgarantie gem. Art. 26 BV ein, indem 

das Verfügungsrecht der Eigentümer über die Mietobjekte eingeschränkt wird. Es müssen daher 

wiederum die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein.  

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

8 Betreffend die allgemeinen Voraussetzungen eines Grundrechtseingriffs sowie konkret der 

Voraussetzungen der gesetzlichen Grundlage und des öffentlichen Interesses kann auf das unter 

vorstehender Rz. 4 ff. Ausgeführte verwiesen werden.  

9 Vorliegend fehlt es wie bei der Wirtschaftsfreiheit bereits an der Erforderlichkeit der 

vorgesehenen Massnahmen. So wird mit einer völlig undifferenzierten Pauschallösung vielerorts 

über das eigentliche Ziel, die Verhinderung von Konkursen und der Verlust von Arbeitsplätzen, 
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hinausgeschossen, und bei weitem nicht das mildeste Mittel angewandt. Auch ist es wie gezeigt 

den Vermietern nicht zumutbar, die vorgesehenen Mietzinsreduktionen tragen zu müssen. Der 

Bericht nennt im Zusammenhang mit der Verhältnismässigkeit unter Ziff. 5.1 eine 

Schliessungsdauer von zwei Monaten, wobei sich noch überhaupt nicht abschätzen lässt, ob es 

weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Auch betreffend die Eigentumsgarantie 

sind die Voraussetzungen von Art. 36 BV somit klar nicht erfüllt.  

3. Materielle Enteignung 

10 Sollte das Gesetz entgegen der Rechtslage als verfassungskonform beurteilt werden, stellt sich 

immer noch die Frage, ob durch den Eingriff in das Eigentum der Vermieter nicht eine 

Entschädigungspflicht des Staates aufgrund materieller Enteignung besteht. Ob der Eingriff in 

die Eigentumsrechte der Vermieterschaft als materielle Enteignung zu qualifizieren ist, 

bezeichnet der Bericht als sehr zweifelhaft, da es an einer besonderen Schwere der 

Einschränkung bzw. an einem Sonderopfer fehle (Ziff. 5.1). Dies ist jedoch unzutreffend. Nach 

ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts liegt eine materielle Enteignung dann vor, «[…] 

wenn einem Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger Gebrauch seines 

Grundeigentums untersagt oder besonders stark eingeschränkt wird, weil ihm eine aus dem 

Eigentum fliessende wesentliche Befugnis entzogen wird» (BGE 140 I 176, 199, E. 9.5). Es ist 

nicht ersichtlich, wieso die vorliegende Beschränkung des Eigentums nicht besonders schwer 

wiegen sollte. So haben bisher zwar nur Zwangsschliessungen während rund zwei Monaten 

stattgefunden, doch dies kann sich sehr schnell ändern und zu massiven finanziellen Einbussen 

bei den Vermietern führen. Aus diesem Grund müssten, sollte das Gesetz wider Erwarten als 

verfassungskonform qualifiziert werden, sämtliche der dadurch verursachten Mietzinsausfälle 

aufgrund materieller Enteignung vom Staat entschädigt werden.  

C. Ungleichbehandlung des Vermieters im Konkurs des Mieters 

11 Gemäss dem Bericht (Ziff. 1.3.1 Abs. 2) sollen mit dem Gesetz wirtschaftliche Notlagen 

vermieden oder gemildert werden. Das Gesetz geht demnach davon aus, dass der 

vorübergehende Mietzinserlass im Umfang von 60% die Notlage der betroffenen Mieter lindern 

und damit den Fortbestand der Betriebe dieser Mieter sicherstellen soll. Das Gesetz 

berücksichtigt nicht, dass die Mieter trotz diesem Mietzinserlass insolvent werden könnten. 

12 Weil das Gesetz nicht bestimmt, dass der vorgesehene (zeitlich befristete) Mietzinserlass zu 

Gunsten des Mieters nicht zur Anwendung gelangt, soweit der Mieter in Konkurs fällt, 

benachteiligt das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu den 

übrigen Konkursgläubigern), zumal er den dem Mieter kraft des Gesetzes zustehenden 

Mietzinserlass von seiner Konkursforderung in Abzug bringen müsste. Dadurch würde sich die 

Konkursdividende zu Gunsten des Vermieters schmälern (und der Vermieter könnte darüber 

hinaus im Umfang des Mieterlasses die offenen Mietzinsen nicht in vollem Umfang mittels der 

vom Mieter gestellten Mietsicherheit abdecken). Dies verstösst in eklatanter Weise gegen den 

Grundsatz der Gleichbehandlung der Gläubiger im Konkurs des Schuldners (u.a. BGer 

5P.164/2003 E. 4.6 und BGer 5C.206/2002 E. 3), welcher gebietet, dass jeder Gläubiger 

Anspruch auf gleichzeitige und gleichmässige Befriedigung aus dem schuldnerischen Vermögen 

und dem Verwertungsergebnis hat. Der Vermieter käme mithin im Falle des (durch die Corona-

Pandemie ausgelösten) Mieterkonkurses in höherem Umfang zu Schaden als die übrigen 

Gläubiger des Mieters. Diese Ungleichbehandlung entbehrt jeder sachlichen Grundlage und ist 

im Lichte der Rechtsgleichheit krass stossend und inakzeptabel. Dies insbesondere vor dem 
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Hintergrund, dass mit der Gewährung eines Mietzinserlasses auch im Falle des Konkurses des 

Mieters das mit dem Gesetz angestrebte Ziel, dass der Mieter seinen Geschäftsbetrieb 

weiterführen kann (und er nicht insolvent wird) und dadurch Arbeitsplätze erhalten werden 

können, nicht erreicht werden kann. 

D. Zwischenfazit 

13 Das Gesetz erweist sich somit als nicht verfassungskonform und würde, sollte dies wider 

Erwarten anders beurteilt werden, massive Entschädigungspflichten des Staates aufgrund 

materieller Enteignung nach sich ziehen.  

 

III. Zu den Gesetzesbestimmungen im Einzelnen 

E. Zu Art. 1 und Art. 2 bzw. zum Geltungsbereich des Gesetzes 

14 Insgesamt ist der Geltungsbereich des Gesetzes nicht nur unklar, sondern auch viel zu pauschal 

und zu weit gefasst. Ziff. 2.2 des Berichts hält fest, dass jeweils im Einzelfall bestimmt werden 

müsse, ob ein Geschäftsbetrieb aufgrund der COVID-19-Verordnung 2 geschlossen werden 

musste oder nur von Betriebseinschränkungen betroffen gewesen sei. Art. 1 Abs. 1 lit. a des 

Gesetzes hält fest, dass das Gesetz für öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe gilt, 

die für das Publikum schliessen mussten. Dies deutet klar darauf hin, dass die nicht öffentlich 

zugänglichen Teile eines Mietobjekts nicht gemeint sein können. Ziff. 2.2 des Berichts versucht 

dies jedoch dahingehend zu präzisieren, dass das Gesetz auch gilt, wenn ein Miet- oder 

Pachtobjekt nicht nur ein Ladenlokal umfasst, sondern auch anderen Zwecken dient.  

15 Als Beispiel wird eine Autogarage genannt, welche nebst einem Showroom auch über eine 

Werkstatt verfügt, in welcher weiterhing gearbeitet werden durfte. Genau dieses Beispiel zeigt, 

wie verfehlt die angestrebte Pauschallösung ist. Gerade in der Autobranche wird 

bekanntermassen der allergrösste Teil des Umsatzes mit der Wartung und der Reparatur von 

PKWs erzielt, während die Margen auf Neufahrzeugen minimal sind und so auch nur einen 

kleinen Teil des Umsatzes ausmachen. Solche Situationen gibt es aber nicht nur in der 

Autobranche, sondern in vielen anderen Bereichen auch. Es ist deshalb höchst stossend, wenn 

zulasten der Vermieter eine pauschale Mietzinsreduktion von 60% gewährt wird, ohne die 

völlig verschiedenen Situationen im Rahmen der einzelnen Mietverhältnisse auch nur im 

Geringsten zu berücksichtigen. Es müsste unseres Erachtens, wenn überhaupt ein solches 

Gesetz in Kraft gesetzt werden soll, zwingend ein Schlüssel vorgesehen werden, welcher die 

unterschiedlichen Gegebenheiten angemessen berücksichtigt. Eine solche Aufschlüsselung wird 

schliesslich auch für den Wohnnutzen einer Geschäftsräumlichkeit vorgesehen (Art. 4 Abs. 2 lit. 

b des Gesetzes) und ist somit möglich. 

16 Stossend ist auch, dass einfach pauschal alle Miet- oder Pachtverhältnisse mit einem Miet- oder 

Pachtzins bis zu CHF 15'000.00 bzw. CHF 20'000.00 dem Gesetz unterstellt werden sollen. 

Gem. Ziff. 1.2.2 wurde diese Grenze bewusst gewählt, um kleine und mittlere Unternehmen zu 

schützen. Diese Argumentation geht jedoch fehl, denn auch grosse Unternehmen mieten 

teilweise Geschäftsräume, welche unterhalb der Schwelle des Geltungsbereichs liegen, 

insbesondere in Gebieten mit tieferem Preisniveau auf dem Immobilienmarkt. Ausserdem 

werden mit der vorgesehenen Regelung diejenigen Vermieter bestraft, welche preisgünstige 

Geschäftsräume vermieten. Hätte ein Vermieter den Mietzins höher (und damit über der 
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Schwelle des Geltungsbereichs) angesetzt, käme er nicht zu den aus dem Gesetz resultierenden 

Verlusten. Schliesslich kommt hinzu, dass viele Geschäftsräume auch von Privatpersonen oder 

KMUs vermietet werden (insbesondere auch günstigere Mietobjekte). Da das Gesetz eigentlich 

gerade diese Gruppen schützen möchte, ist es in sich widersprüchlich.  

17 Schliesslich ist es auch stossend und völlig willkürlich, dass mehrere Miet- oder Pachtsachen, 

welche im selben Vertrag geregelt werden, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses 

nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. Ziff. 2.2 des Berichts). Die Unterscheidung 

danach, ob ein Vertrag nur ein grosses Mietobjekt benennt oder dieses Mietobjekt in seinen 

Einzelteilen als einzelne Mietobjekte bezeichnet, ist weder nachvollziehbar noch fair oder 

sachgerecht. Vielmehr muss in der Botschaft präzisiert werden, dass der jeweilige Mietvertrag 

als Ganzes für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses relevant ist. Dass die geplante 

Regelung nicht akzeptabel ist, lässt sich anhand des folgenden Beispiels aufzeigen: In einem 

Shopping-Center werden auf verschiedenen Geschossen Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen an 

dasselbe Unternehmen, bspw. einen internationalen Modekonzern oder ein anderes grosses 

Unternehmen, vermietet. Für jede Flächenart pro Geschoss wird der Mietzins im Mietvertrag 

separat aufgeschlüsselt, um dem Mieter grösstmögliche Transparenz zu gewähren, auch wenn 

der Mieter alle diese Flächen für den Betrieb seines dortigen Standorts benötigt. Auch wenn das 

Gesamtvolumen des Mietvertrags bspw. CHF 150'000.00 beträgt, liegen einige der Teilflächen 

unterhalb der Schwelle von CHF 15'000.00 und würden somit dem Gesetz unterstellt. Es ist 

nicht einzusehen, weshalb bei dieser Sachlage der Mieter vom Gesetz profitieren können soll. 

F. Zu Art. 3 

1. Zu Abs. 1 

18 Dass bereits getroffene Abmachungen (lit. a) vom Anwendungsbereich des Gesetzes 

ausgenommen werden, ist grundsätzlich korrekt. Es sollten unseres Erachtens jedoch nicht nur 

Einigungen über die Höhe des Miet- oder Pachtzinses relevant sein, sondern auch Stundungs- 

bzw. Ratenzahlungsvereinbarungen. Denn mit solchen Vereinbarungen hat der Mieter bereits 

klar zum Ausdruck gebracht, die fälligen Miet- oder Pachtzinsen zu einem bestimmten 

Zeitpunkt bezahlen zu wollen, und zwar im Wissen um die Corona-Pandemie. Auch in eine 

solche Vereinbarung darf nachträglich nicht mehr eingegriffen werden.  

19 Dass bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid (lit. b) vorliegt, ist 

nicht zu erwarten.  

2. Zu Abs. 2 

20 Diese Bestimmung macht unseres Erachtens keinen Sinn, da höchstwahrscheinlich keine 

Mietpartei, deren Mietzins sich in diesem Rahmen bewegt, freiwillig auf eine Mietzinsreduktion 

verzichten wird. Vielmehr gibt der unklare Wortlaut Anlass zu Rechtsstreitigkeiten, die mit dem 

Gesetz ja gerade verhindert werden wollen.  

G. Zu Art. 4 

21 Massgebend müsste nicht der Netto- sondern der Bruttomietzins sein. In den parlamentarischen 

Diskussionen vor dem Beschluss über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war meistens nur 

undifferenziert von «Miete» oder «Mietzins» die Rede. Bei der vom Ständerat gutgeheissenen 

Motion 20.3161 der WAK-SR wie auch beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über 

die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR wurde hingegen klar vom Bruttomietzins 
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ausgegangen. Daher wird mit den Motionen 20.3451 und 20.346, welche den Anlass zum 

vorliegenden Gesetzesentwurf gegeben haben, ebenfalls der Bruttomietzins gemeint sein.  

H. Zu Art. 5 

22 Auch Art. 5 des Gesetzes ist abzulehnen, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen bereits 

deutlich ergibt. Die enormen Pauschalisierungen, sowohl hinsichtlich des Anwendungsbereichs 

als auch der Höhe der Mietzinsreduktion, sind verfassungswidrig, werden der realen Situation in 

den meisten Mietverhältnissen nicht gerecht und lassen sich mit sachlichen Argumenten nicht 

rechtfertigen.  

I. Zu Art. 6 

23 Art. 6 dieses Gesetzes zeigt exemplarisch, wie verfehlt und viel zu pauschal die Gesetzesvorlage 

daherkommt. Es lässt sich mit sachlichen Argumenten nicht erklären, weshalb 

Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb aufgrund behördlicher Massnahmen reduzieren 

mussten, in den Genuss von Mietzinsreduktionen kommen sollen, während dies für andere 

Betriebe, welche ebenfalls von Einschränkungen betroffen waren, nicht gelten soll. So waren 

bspw. auch Hotels indirekt stark von Betriebsbeschränkungen betroffen. Ebenso waren bspw. 

Take-Away Betriebe, die nicht schliessen mussten, von sehr schwer abschätzbaren und höchst 

unterschiedlichen Umsatzeinbussen betroffen. Das Gesetz möchte einerseits aus 

Praktikabilitätsgründen möglichst pauschale Regelungen treffen (was wie gezeigt ebenfalls 

unzulässig ist), und sieht in Art. 6 dagegen eine willkürliche Selektion vor. Dies ist stossend und 

insbesondere im Lichte der Rechtsgleichheit nicht akzeptabel. 

J. Zu Art. 7 

24 Auch die Einrichtung eines Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. vermag die gravierenden Fehler 

dieser Gesetzesvorlage nicht zu beheben. Es ist zwar begrüssenswert, dass ein solcher Fonds 

geschaffen werden soll, doch werden die vorgesehenen CHF 20 Mio. bei Weitem nicht 

ausreichen, um alle Härtefälle aufzufangen, welche aufgrund dieser pauschalen, 

unausgewogenen Vorlage entstehen werden. Gem. Abs. 5 ist für den Fall, dass sich das eben 

genannte Szenario der zu knappen Mittel abzeichnet, nicht etwa eine Erhöhung des 

Härtefallfonds, sondern eine Verschärfung der Bedingungen für dessen Inanspruchnahme 

vorgesehen. Dies ist nicht haltbar. Es wird vorliegend auf dem Rücken der Vermieter eine nicht 

zulässige Umverteilung des Geschäftsrisikos der Mieter vorgenommen. 

25 Hinzu kommt, dass aus dem Gesetz viel zu wenig konkret hervorgeht, wann eine 

«wirtschaftliche Notlage» vorliegt, die zum Bezug der finanziellen Unterstützung durch diesen 

Fonds berechtigt. Zwar werden in Abs. 2 zwei Anwendungsfälle genannt (reine Kostenmiete, 

Bedrohung der wirtschaftlichen Existenz), doch die Formulierung mit dem Wort «insbesondere» 

legt nahe, dass auch weitere Anwendungsfälle in Betracht kommen. Gem. Ziff. 2.7 des Berichts 

ist von einer Einzelfallbetrachtung auszugehen und kann eine wirtschaftliche Notlage im Sinne 

des Gesetzes insbesondere dann vorliegen, wenn die finanzielle Einbusse des Vermieters eine 

«massive Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation» hervorruft, ein Konkursverfahren zur 

Folge hat oder «haben könnte» oder «verglichen mit dem Durchschnitt zu stossenden 

Auswirkungen führen würde». Diese äusserst schwammigen Formulierungen lassen einen 

enormen Interpretationsspielraum offen. Hinzu kommt, dass bei der zu erwartenden Knappheit 

der verfügbaren Mittel von CHF 20 Mio. dem BWO die Kompetenz eingeräumt wird, weitere 
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Anforderungen an das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage zu stellen. Dies lässt sich mit 

dem Gebot der Rechtssicherheit nicht vereinbaren und zeigt exemplarisch, wie mangelhaft 

dieses Gesetz ausgestaltet worden ist.  

 

IV. Fazit 

26 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gesetzesvorlage in verschiedener Hinsicht als 

unzulässig und ihr Inhalt schlicht als inakzeptabel bezeichnet werden muss. 

27 Wie gezeigt greift das Gesetz in die beiden Grundrechte der Wirtschaftsfreiheit und der 

Eigentumsgarantie ein, ohne dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen für einen Grundrechtseingriff 

gem. Art. 36 BV gegeben wären. Das Gesetz ist deshalb verfassungswidrig. Falls dies wider 

Erwarten anders beurteilt würde, wären jedoch wie gezeigt die Voraussetzungen der materiellen 

Enteignung gegeben, weshalb das Gesetz diesfalls massive Entschädigungsforderungen gegen den 

Staat nach sich ziehen würde. 

28 Inhaltlich ist sodann insbesondere stossend, dass nach dem Giesskannenprinzip pauschal allen 

Mietern (unterhalb der Mietzinsschwelle) eine Mietzinsherabsetzung gewährt werden soll, ohne 

Berücksichtigung der Frage, in welcher wirtschaftlichen Situation sich der jeweilige Mieter bzw. 

Vermieter befindet. Dies ist höchst ungerecht und führt – wenn überhaupt – in den allerwenigsten 

Fällen zu sachgerechten Ergebnissen. Besonders stossend wirkt sich dieses pauschale Prinzip zudem 

dann aus, wenn die Miete bzw. Pacht mehrerer Miet- oder Pachtsachen zwar in demselben Vertrag 

geregelt, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses jedoch nicht zusammengerechnet 

werden. Ausserdem erscheint das Ansetzen der Schwelle des Geltungsbereichs bei CHF 15'000.00 

bzw. CHF 20'000.00 höchst willkürlich und verfehlt insofern das Ziel der Gesetzesvorlage (Schutz 

der KMUs), als dass auch grosse Unternehmen oft Geschäftsräume im Anwendungsbereich des 

Gesetzes mieten. Schliesslich ist auch der Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. viel zu knapp bemessen, 

als dass den Auswirkungen des Gesetzes auf die Vermieter, welche in eine Notlage geraten 

werden, wirklich adäquat begegnet werden könnte.  

29 Bei Mitteln, die aufgrund dieses Gesetzesentwurfes zulasten der Vermieter gekürzt werden sollten, 

handelt es sich im Falle von Anlagestiftungen und Vorsorgeeinrichtungen um Gelder, die im 

Ergebnis den Versicherten, also Arbeitnehmern und Rentnern, entzogen werden. Dies erachten wir 

in einer Zeit von Tiefzinsen und Negativzinsen auf Liquidität, in denen Vorsorgeeinrichtungen und 

Anlagestiftungen ohnehin über Gebühr belastet werden und vor strukturellen Herausforderungen 

stehen, als höchst problematisch. 

30 Zahlreiche Kantone haben bereits Lösungen zur Unterstützung der Mieter in Kraft gesetzt, welche 

teilweise ohne Mitwirkung der Vermieter eine Hilfestellung in besonderen Fällen und entsprechend 

den örtlichen Gegebenheiten gewährleisten; eine zusätzliche Regelung auf Bundesebene ist auch 

aus diesem Grund nicht angezeigt; dies könnte in einzelnen Fällen zu einer vollumfänglichen 

Entlastung der Mieter führen, was die Unausgewogenheit der angestrebten Lösung zusätzlich 

verstärkt. 

31 Ein Blick über die Landesgrenzen zeigt, dass die Schweiz das einzige Land wäre, welches in 

derartigem Ausmass und derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen 

internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses Gesetz klar zu 

einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. 
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32 Die Corona-Pandemie hat ausserdem zu verantwortungsvollem und einzelfallgerechtem Handeln 

der Mietparteien geführt, was in vielen Fällen rasche und einvernehmliche und daher befriedigende 

Lösungen für beide Mietvertragsparteien ermöglicht hat. Ohne Not würde mit diesem Gesetz ein 

Präjudiz geschaffen, wobei unklar wäre, welche Folgen dies für zukünftige vergleichbare 

Situationen hätte. Dieses Gesetz und mögliche zukünftige Regelungen dieser Art würden 

einzelfallgerechte Regelungen vereiteln oder erschweren – was sich vor dem Hintergrund eines 

Gesetzesprojektes in den letzten Wochen bereits mehrfach gezeigt hat – zumal sie für die meisten 

wirtschaftlich akut bedrohten Mieter zu spät kommen und im Ergebnis mehr Rechtsunsicherheit 

stiften würden.  

33 Kommt dazu, dass das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu 

den übrigen Konkursgläubigern) benachteiligen würde, soweit er von seiner Konkursforderung den 

im Gesetz vorgesehenen Mietzinsabschlag in Abzug bringen müsste. Dies läuft in stossender Weise 

dem Gerechtigkeitsgedanken zuwider und verstösst gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 

der Gläubiger im Konkurs des Schuldners, ohne dass dadurch die Insolvenz des Mieters vermieden 

werden könnte. 

34 Zuletzt ist auch nochmals darauf hinzuweisen, dass das Gesetz nicht nur verfassungswidrig und 

inhaltlich verfehlt ist, sondern eine Vielzahl von Unklarheiten beinhaltet und für zahlreiche 

Konstellationen keine klaren Regelungen bietet. Das Gesetz würde deshalb massive 

Rechtsunsicherheit sowie eine Flut von Gerichtsverfahren mit sich bringen und somit auch 

diesbezüglich das Gegenteil seines eigentlichen Ziels erreichen. 

 

Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und verbleiben 

mit freundlichen Grüssen 

 

UBS Investment Foundation 1 

Urs Fäs  Patric Caillat 

Head Investment Products  Fund Manager 

   

 



 
  UBS Fund Management (Switzerland) AG 

Asset Management,  
Real Estate & Private Markets 
Aeschenplatz 6 
4052 Basel 
Tel. +41-61-288 49 10 
 
 
www.ubs.com 
 

 

 

 

 

UBS Fund Management (Switzerland) AG ist eine Konzerngesellschaft von UBS Group AG  

 

In rubrizierter Angelegenheit nehmen wir namens der UBS Fund Management (Switzerland) AG 

Stellung zum Entwurf des Covid-19-Geschäftsmietegesetzes (nachfolgend „Gesetz“). Das Gesetz 

ist in seiner Gesamtheit abzulehnen und ersatzlos zu streichen. Dazu im Einzelnen, was folgt: 

 
I. Vorbemerkung 

UBS Fund Management (Switzerland) AG verwaltet als Fondsleitung u. a. die Immobilienfonds  

- UBS (CH) Property Fund - Direct Residential und 

- UBS (CH) Property Fund - Direct Urban, 

welche in Immobilien in der Schweiz investieren. Die vorliegende Vernehmlassung wird im 

Interesse der Anleger und Investoren (namentlich Private, Vorsorgeeinrichtungen etc.) eingereicht.  

 

II. Verfassungsrechtliche Bedenken 

A. Unzulässiger Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit 

1. Mietverträge sind von der Wirtschaftsfreiheit geschützt 

 

Per E-Mail  
recht@bwo.admin.ch 
 
Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundesamt für Wohnungswesen 
Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

4. August 2020 

 

 

 
Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 
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1 Gemäss Ziff. 5.1 des erläuternden Berichts zum Covid-19-Geschäftsmietengesetz (nachfolgend 

„Bericht“) stützt sich das Gesetz in verfassungsrechtlicher Hinsicht auf Art. 100 der 

Bundesverfassung (nachfolgend „BV“), während die Bundeskompetenzen im Bereich des 

Mietwesens (Art. 109 BV) und des Zivilrechts (Art. 122 BV) zurecht als nicht anwendbar 

deklariert werden. Doch wie nachfolgend aufgezeigt wird, kann das Gesetz auch nicht auf Art. 

100 BV, und somit auf keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes abgestützt werden.  

2 Gem. Art. 100 Abs. 1 BV trifft der Bund Massnahmen für eine ausgeglichene konjunkturelle 

Entwicklung, insbesondere zur Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung. 

Dabei darf er jedoch nur in wenigen, von der BV abschliessend aufgezählten Fällen vom 

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 und 95 BV) abweichen, nämlich im Geld- und 

Kreditwesen, in der Aussenwirtschaft und im Bereich öffentlicher Finanzen (Art. 100 Abs. 3 BV). 

Da es sich vorliegend um keinen der genannten Fälle handelt, ist der Grundsatz der 

Wirtschaftsfreiheit in jedem Fall zu beachten.  

3 Die Wirtschaftsfreiheit schützt dabei unter anderem die Berufsausübungsfreiheit, d.h. alle mit 

einer Erwerbstätigkeit zusammenhängenden Aspekte. Dazu gehört unter anderem auch die 

freie Gestaltung der Vertragsinhalte, inkl. der Preisbildungsfreiheit (vgl. BIAGGINI, OFK BV, 2. 

Auflage, 2017, Art. 27 N 9; vgl. auch UHLMANN, in: Basler Kommentar zur BV, 1. Auflage, 2015, 

Art. 27 N 10). Mit dem Gesetz soll also in einen grundrechtlich geschützten Bereich eingegriffen 

werden, weshalb für diesen Grundrechtseingriff die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein 

müssen. Nachfolgend wird aufgezeigt, dass dies nicht der Fall ist, weshalb das Gesetz nicht auf 

Art. 100 Abs. 1 BV abgestützt werden kann. 

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

 
4 Das erste Erfordernis für den geplanten Grundrechtseingriff, nämlich das Vorhandensein einer 

gesetzlichen Grundlage, wäre mit dem Gesetz vorliegend erfüllt. Als zweite Voraussetzung 

muss ein öffentliches Interesse am Grundrechtseingriff vorliegen. Dabei kann sich ein 

öffentliches Interesse aus den Bundeskompetenzen in den Art. 54 bis 125 BV, somit also auch 

aus Art. 100 Abs. 1 BV ergeben. Hingegen darf nicht vergessen werden, dass bei der 

Beurteilung des öffentlichen Interesses eine Gesamtabwägung vorzunehmen und somit auch 

die Vermieterseite zu berücksichtigen ist. Es kann kein öffentliches Interesse daran bestehen, 

sämtlichen Geschäftsmietern innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes nach dem 

Giesskannenprinzip, d.h. ungeachtet der konkreten wirtschaftlichen Situation der Mietparteien, 

einen pauschalen Herabsetzungsanspruch zuzubilligen. Im Ergebnis würden von der 

vorgesehenen Regelung sehr viele Mieter profitieren, die diese Entlastung gar nicht benötigen, 

und umgekehrt sehr viele Vermieter in pauschaler Weise belastet, obwohl selbst im Bericht (in 

Ziff. 1.2.6) klar festgehalten wird, dass die Zwangsschliessungen und -einschränkungen nicht im 

Verantwortungsbereich der Vermieter liegen. Dies ist stossend und kann nicht hingenommen 

werden. Besonders stossend wirkt sich die ungerechtfertigte Pauschalisierung zudem dort aus, 

wo mehrere Miet- oder Pachtsachen, welche in ein und demselben Vertrag geregelt werden, für 

die Berechnung des massgeblichen Mietzinses nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. 

Ziff. 2.2 des Berichts).  

5 Hinzu kommt, dass sich das öffentliche Interesse auch nach dem Schutz von Polizeigütern 

bemessen kann. Hierbei ist vorliegend insbesondere der Grundsatz von Treu und Glauben im 

Geschäftsverkehr von Bedeutung, welcher mit dem geplanten Gesetz klar untergraben würde. 
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Das Vorliegen eines öffentlichen Interesses ist nach dem Gesagten somit zu verneinen.  

6 Als dritte Voraussetzung muss ein Grundrechtseingriff schliesslich verhältnismässig sein, d.h. 

geeignet, erforderlich und zumutbar. Eignung bedeutet, dass eine Massnahme ein taugliches 

Mittel darstellt, um den angestrebten Zweck zu erreichen. Dies dürfte vorliegend erfüllt sein. 

Erforderlichkeit bedeutet, dass eine Massnahme in sachlicher, persönlicher und räumlicher 

Hinsicht das mildeste unter allen mindestens gleich geeigneten Mitteln darstellt. Dies ist 

vorliegend nicht erfüllt. Mit der extrem weitgehenden Pauschalisierung wird zu einem 

Rundumschlag bei sämtlichen Mietverhältnissen (unterhalb der Mietzinsschwelle des 

Geltungsbereichs) ausgeholt und nach dem Giesskannenprinzip sämtlichen Mietern ein 

Anspruch auf eine Mietzinsreduktion zugebilligt, obwohl dies in sehr vielen Fällen gar nicht 

notwendig wäre. Dabei kann für eine Vielzahl von Mietverhältnissen nicht mehr davon 

ausgegangen werden, dass die starre 60/40-Regelung die mildeste Massnahme darstellt, da sie 

völlig willkürlich festgelegt wurde und nicht den realen Gegebenheiten entspricht. Vielmehr 

wird die vorgesehene Regelung in den allerwenigsten Fällen das mildeste Mittel zur Erreichung 

des angestrebten Zwecks (Verhinderung von Konkursen / Arbeitslosigkeit) darstellen, sondern 

zumeist weit über das Ziel hinausschiessen und Mietern einen Anspruch auf Mietzinsreduktion 

gewähren, die darauf gar nicht angewiesen sind. Schon nur aus diesem Grund ist der 

vorgesehene Grundrechtseingriff unzulässig. Zumutbarkeit bedeutet, dass zwischen den 

grundrechtsbeeinträchtigenden Wirkungen des Eingriffs und den verfolgten öffentlichen 

Interessen ein vernünftiges Verhältnis besteht. Auch diese Voraussetzung ist vorliegend nicht 

erfüllt. Gem. Ziff. 3.2 des Berichts fallen rund 94% aller von Schliessungen betroffenen 

Mietverhältnisse unter das Gesetz, d.h. eine sehr grosse Zahl von Vermietern wird betroffen 

sein. Diese haben im Zusammenhang mit den vermieteten Immobilien selbst sehr grosse Kosten 

zu tragen, welche weiterhin anfallen. Hinzu kommt, dass viele Vermieter existenziell von den 

Mietzinseinnahmen abhängig sind und deshalb durch das Gesetz in Notlagen geraten werden, 

wobei der Auffangfonds von CHF 20 Mio. niemals ausreichen wird, um alle entstehenden 

Notlagen zu bewältigen. Auch scheint der Bericht stets davon auszugehen, dass es bei der 

zweimonatigen Zwangsschliessung von vergangenem Frühling bleiben wird, während noch 

überhaupt nicht klar ist, ob es weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Sofern 

überhaupt ein öffentliches Interesse bejaht werden kann, steht dies deshalb sicherlich nicht in 

einem vernünftigen Verhältnis zu den gravierenden Grundrechtseingriffen, die im Gesetz 

vorgesehen werden. Die Voraussetzungen von Art. 36 BV sind somit klar nicht erfüllt.  

B. Unzulässiger Eingriff in die Eigentumsgarantie 

1. Das Gesetz greift in die Eigentumsgarantie ein 

7 Weiter greift das geplante Gesetz auch in die Eigentumsgarantie gem. Art. 26 BV ein, indem 

das Verfügungsrecht der Eigentümer über die Mietobjekte eingeschränkt wird. Es müssen daher 

wiederum die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sein.  

2. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Grundrechtseingriffs sind nicht erfüllt 

8 Betreffend die allgemeinen Voraussetzungen eines Grundrechtseingriffs sowie konkret der 

Voraussetzungen der gesetzlichen Grundlage und des öffentlichen Interesses kann auf das unter 

vorstehender Rz.  4 ff. Ausgeführte verwiesen werden.  

9 Vorliegend fehlt es wie bei der Wirtschaftsfreiheit bereits an der Erforderlichkeit der 

vorgesehenen Massnahmen. So wird mit einer völlig undifferenzierten Pauschallösung vielerorts 

über das eigentliche Ziel, die Verhinderung von Konkursen und der Verlust von Arbeitsplätzen, 
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hinausgeschossen, und bei weitem nicht das mildeste Mittel angewandt. Auch ist es wie gezeigt 

den Vermietern nicht zumutbar, die vorgesehenen Mietzinsreduktionen tragen zu müssen. Der 

Bericht nennt im Zusammenhang mit der Verhältnismässigkeit unter Ziff. 5.1 eine 

Schliessungsdauer von zwei Monaten, wobei sich noch überhaupt nicht abschätzen lässt, ob es 

weitere Wellen und Zwangsschliessungen geben wird. Auch betreffend die Eigentumsgarantie 

sind die Voraussetzungen von Art. 36 BV somit klar nicht erfüllt.  

3. Materielle Enteignung 

10 Sollte das Gesetz entgegen der Rechtslage als verfassungskonform beurteilt werden, stellt sich 

immer noch die Frage, ob durch den Eingriff in das Eigentum der Vermieter nicht eine 

Entschädigungspflicht des Staates aufgrund materieller Enteignung besteht. Ob der Eingriff in 

die Eigentumsrechte der Vermieterschaft als materielle Enteignung zu qualifizieren ist, 

bezeichnet der Bericht als sehr zweifelhaft, da es an einer besonderen Schwere der 

Einschränkung bzw. an einem Sonderopfer fehle (Ziff. 5.1). Dies ist jedoch unzutreffend. Nach 

ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts liegt eine materielle Enteignung dann vor, «[…] 

wenn einem Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger Gebrauch seines 

Grundeigentums untersagt oder besonders stark eingeschränkt wird, weil ihm eine aus dem 

Eigentum fliessende wesentliche Befugnis entzogen wird» (BGE 140 I 176, 199, E. 9.5). Es ist 

nicht ersichtlich, wieso die vorliegende Beschränkung des Eigentums nicht besonders schwer 

wiegen sollte. So haben bisher zwar nur Zwangsschliessungen während rund zwei Monaten 

stattgefunden, doch dies kann sich sehr schnell ändern und zu massiven finanziellen Einbussen 

bei den Vermietern führen. Aus diesem Grund müssten, sollte das Gesetz wider Erwarten als 

verfassungskonform qualifiziert werden, sämtliche der dadurch verursachten Mietzinsausfälle 

aufgrund materieller Enteignung vom Staat entschädigt werden.  

C. Ungleichbehandlung des Vermieters im Konkurs des Mieters 

11 Gemäss dem Bericht (Ziff. 1.3.1 Abs. 2) sollen mit dem Gesetz wirtschaftliche Notlagen 

vermieden oder gemildert werden. Das Gesetz geht demnach davon aus, dass der 

vorübergehende Mietzinserlass im Umfang von 60% die Notlage der betroffenen Mieter lindern 

und damit den Fortbestand der Betriebe dieser Mieter sicherstellen soll. Das Gesetz 

berücksichtigt nicht, dass die Mieter trotz diesem Mietzinserlass insolvent werden könnten. 

12 Weil das Gesetz nicht bestimmt, dass der vorgesehene (zeitlich befristete) Mietzinserlass zu 

Gunsten des Mieters nicht zur Anwendung gelangt, soweit der Mieter in Konkurs fällt, 

benachteiligt das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu den 

übrigen Konkursgläubigern), zumal er den dem Mieter kraft des Gesetzes zustehenden 

Mietzinserlass von seiner Konkursforderung in Abzug bringen müsste. Dadurch würde sich die 

Konkursdividende zu Gunsten des Vermieters schmälern (und der Vermieter könnte darüber 

hinaus im Umfang des Mieterlasses die offenen Mietzinsen nicht in vollem Umfang mittels der 

vom Mieter gestellten Mietsicherheit abdecken). Dies verstösst in eklatanter Weise gegen den 

Grundsatz der Gleichbehandlung der Gläubiger im Konkurs des Schuldners (u.a. BGer 

5P.164/2003 E. 4.6 und BGer 5C.206/2002 E. 3), welcher gebietet, dass jeder Gläubiger 

Anspruch auf gleichzeitige und gleichmässige Befriedigung aus dem schuldnerischen Vermögen 

und dem Verwertungsergebnis hat. Der Vermieter käme mithin im Falle des (durch die Corona-

Pandemie ausgelösten) Mieterkonkurses in höherem Umfang zu Schaden als die übrigen 

Gläubiger des Mieters. Diese Ungleichbehandlung entbehrt jeder sachlichen Grundlage und ist 

im Lichte der Rechtsgleichheit krass stossend und inakzeptabel. Dies insbesondere vor dem 
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Hintergrund, dass mit der Gewährung eines Mietzinserlasses auch im Falle des Konkurses des 

Mieters das mit dem Gesetz angestrebte Ziel, dass der Mieter seinen Geschäftsbetrieb 

weiterführen kann (und er nicht insolvent wird) und dadurch Arbeitsplätze erhalten werden 

können, nicht erreicht werden kann. 

D. Zwischenfazit 

13 Das Gesetz erweist sich somit als nicht verfassungskonform und würde, sollte dies wider 

Erwarten anders beurteilt werden, massive Entschädigungspflichten des Staates aufgrund 

materieller Enteignung nach sich ziehen.  

 

III. Zu den Gesetzesbestimmungen im Einzelnen 

E. Zu Art. 1 und Art. 2 bzw. zum Geltungsbereich des Gesetzes 

14 Insgesamt ist der Geltungsbereich des Gesetzes nicht nur unklar, sondern auch viel zu pauschal 

und zu weit gefasst. Ziff. 2.2 des Berichts hält fest, dass jeweils im Einzelfall bestimmt werden 

müsse, ob ein Geschäftsbetrieb aufgrund der COVID-19-Verordnung 2 geschlossen werden 

musste oder nur von Betriebseinschränkungen betroffen gewesen sei. Art. 1 Abs. 1 lit. a des 

Gesetzes hält fest, dass das Gesetz für öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe gilt, 

die für das Publikum schliessen mussten. Dies deutet klar darauf hin, dass die nicht öffentlich 

zugänglichen Teile eines Mietobjekts nicht gemeint sein können. Ziff. 2.2 des Berichts versucht 

dies jedoch dahingehend zu präzisieren, dass das Gesetz auch gilt, wenn ein Miet- oder 

Pachtobjekt nicht nur ein Ladenlokal umfasst, sondern auch anderen Zwecken dient.  

15 Als Beispiel wird eine Autogarage genannt, welche nebst einem Showroom auch über eine 

Werkstatt verfügt, in welcher weiterhing gearbeitet werden durfte. Genau dieses Beispiel zeigt, 

wie verfehlt die angestrebte Pauschallösung ist. Gerade in der Autobranche wird 

bekanntermassen der allergrösste Teil des Umsatzes mit der Wartung und der Reparatur von 

PKWs erzielt, während die Margen auf Neufahrzeugen minimal sind und so auch nur einen 

kleinen Teil des Umsatzes ausmachen. Solche Situationen gibt es aber nicht nur in der 

Autobranche, sondern in vielen anderen Bereichen auch. Es ist deshalb höchst stossend, wenn 

zulasten der Vermieter eine pauschale Mietzinsreduktion von 60% gewährt wird, ohne die 

völlig verschiedenen Situationen im Rahmen der einzelnen Mietverhältnisse auch nur im 

Geringsten zu berücksichtigen. Es müsste unseres Erachtens, wenn überhaupt ein solches 

Gesetz in Kraft gesetzt werden soll, zwingend ein Schlüssel vorgesehen werden, welcher die 

unterschiedlichen Gegebenheiten angemessen berücksichtigt. Eine solche Aufschlüsselung wird 

schliesslich auch für den Wohnnutzen einer Geschäftsräumlichkeit vorgesehen (Art. 4 Abs. 2 lit. 

b des Gesetzes) und ist somit möglich. 

16 Stossend ist auch, dass einfach pauschal alle Miet- oder Pachtverhältnisse mit einem Miet- oder 

Pachtzins bis zu CHF 15'000.00 bzw. CHF 20'000.00 dem Gesetz unterstellt werden sollen. 

Gem. Ziff. 1.2.2 wurde diese Grenze bewusst gewählt, um kleine und mittlere Unternehmen zu 

schützen. Diese Argumentation geht jedoch fehl, denn auch grosse Unternehmen mieten 

teilweise Geschäftsräume, welche unterhalb der Schwelle des Geltungsbereichs liegen, 

insbesondere in Gebieten mit tieferem Preisniveau auf dem Immobilienmarkt. Ausserdem 

werden mit der vorgesehenen Regelung diejenigen Vermieter bestraft, welche preisgünstige 

Geschäftsräume vermieten. Hätte ein Vermieter den Mietzins höher (und damit über der 
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Schwelle des Geltungsbereichs) angesetzt, käme er nicht zu den aus dem Gesetz resultierenden 

Verlusten. Schliesslich kommt hinzu, dass viele Geschäftsräume auch von Privatpersonen oder 

KMUs vermietet werden (insbesondere auch günstigere Mietobjekte). Da das Gesetz eigentlich 

gerade diese Gruppen schützen möchte, ist es in sich widersprüchlich.  

17 Schliesslich ist es auch stossend und völlig willkürlich, dass mehrere Miet- oder Pachtsachen, 

welche im selben Vertrag geregelt werden, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses 

nicht zusammengerechnet werden sollen (vgl. Ziff. 2.2 des Berichts). Die Unterscheidung 

danach, ob ein Vertrag nur ein grosses Mietobjekt benennt oder dieses Mietobjekt in seinen 

Einzelteilen als einzelne Mietobjekte bezeichnet, ist weder nachvollziehbar noch fair oder 

sachgerecht. Vielmehr muss in der Botschaft präzisiert werden, dass der jeweilige Mietvertrag 

als Ganzes für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses relevant ist. Dass die geplante 

Regelung nicht akzeptabel ist, lässt sich anhand des folgenden Beispiels aufzeigen: In einem 

Shopping-Center werden auf verschiedenen Geschossen Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen an 

dasselbe Unternehmen, bspw. einen internationalen Modekonzern oder ein anderes grosses 

Unternehmen, vermietet. Für jede Flächenart pro Geschoss wird der Mietzins im Mietvertrag 

separat aufgeschlüsselt, um dem Mieter grösstmögliche Transparenz zu gewähren, auch wenn 

der Mieter alle diese Flächen für den Betrieb seines dortigen Standorts benötigt. Auch wenn das 

Gesamtvolumen des Mietvertrags bspw. CHF 150'000.00 beträgt, liegen einige der Teilflächen 

unterhalb der Schwelle von CHF 15'000.00 und würden somit dem Gesetz unterstellt. Es ist 

nicht einzusehen, weshalb bei dieser Sachlage der Mieter vom Gesetz profitieren können soll. 

F. Zu Art. 3 

1. Zu Abs. 1 

18 Dass bereits getroffene Abmachungen (lit. a) vom Anwendungsbereich des Gesetzes 

ausgenommen werden, ist grundsätzlich korrekt. Es sollten unseres Erachtens jedoch nicht nur 

Einigungen über die Höhe des Miet- oder Pachtzinses relevant sein, sondern auch Stundungs- 

bzw. Ratenzahlungsvereinbarungen. Denn mit solchen Vereinbarungen hat der Mieter bereits 

klar zum Ausdruck gebracht, die fälligen Miet- oder Pachtzinsen zu einem bestimmten 

Zeitpunkt bezahlen zu wollen, und zwar im Wissen um die Corona-Pandemie. Auch in eine 

solche Vereinbarung darf nachträglich nicht mehr eingegriffen werden.  

19 Dass bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid (lit. b) vorliegt, ist 

nicht zu erwarten.  

2. Zu Abs. 2 

20 Diese Bestimmung macht unseres Erachtens keinen Sinn, da höchstwahrscheinlich keine 

Mietpartei, deren Mietzins sich in diesem Rahmen bewegt, freiwillig auf eine Mietzinsreduktion 

verzichten wird. Vielmehr gibt der unklare Wortlaut Anlass zu Rechtsstreitigkeiten, die mit dem 

Gesetz ja gerade verhindert werden wollen.  

G. Zu Art. 4 

21 Massgebend müsste nicht der Netto- sondern der Bruttomietzins sein. In den parlamentarischen 

Diskussionen vor dem Beschluss über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war meistens nur 

undifferenziert von «Miete» oder «Mietzins» die Rede. Bei der vom Ständerat gutgeheissenen 

Motion 20.3161 der WAK-SR wie auch beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über 

die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR wurde hingegen klar vom Bruttomietzins 
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ausgegangen. Daher wird mit den Motionen 20.3451 und 20.346, welche den Anlass zum 

vorliegenden Gesetzesentwurf gegeben haben, ebenfalls der Bruttomietzins gemeint sein.  

 

H. Zu Art. 5 

22 Auch Art. 5 des Gesetzes ist abzulehnen, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen bereits 

deutlich ergibt. Die enormen Pauschalisierungen, sowohl hinsichtlich des Anwendungsbereichs 

als auch der Höhe der Mietzinsreduktion, sind verfassungswidrig, werden der realen Situation in 

den meisten Mietverhältnissen nicht gerecht und lassen sich mit sachlichen Argumenten nicht 

rechtfertigen.  

I. Zu Art. 6 

23 Art. 6 dieses Gesetzes zeigt exemplarisch, wie verfehlt und viel zu pauschal die Gesetzesvorlage 

daherkommt. Es lässt sich mit sachlichen Argumenten nicht erklären, weshalb 

Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb aufgrund behördlicher Massnahmen reduzieren 

mussten, in den Genuss von Mietzinsreduktionen kommen sollen, während dies für andere 

Betriebe, welche ebenfalls von Einschränkungen betroffen waren, nicht gelten soll. So waren 

bspw. auch Hotels indirekt stark von Betriebsbeschränkungen betroffen. Ebenso waren bspw. 

Take-Away Betriebe, die nicht schliessen mussten, von sehr schwer abschätzbaren und höchst 

unterschiedlichen Umsatzeinbussen betroffen. Das Gesetz möchte einerseits aus 

Praktikabilitätsgründen möglichst pauschale Regelungen treffen (was wie gezeigt ebenfalls 

unzulässig ist), und sieht in Art. 6 dagegen eine willkürliche Selektion vor. Dies ist stossend und 

insbesondere im Lichte der Rechtsgleichheit nicht akzeptabel. 

J. Zu Art. 7 

24 Auch die Einrichtung eines Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. vermag die gravierenden Fehler 

dieser Gesetzesvorlage nicht zu beheben. Es ist zwar begrüssenswert, dass ein solcher Fonds 

geschaffen werden soll, doch werden die vorgesehenen CHF 20 Mio. bei Weitem nicht 

ausreichen, um alle Härtefälle aufzufangen, welche aufgrund dieser pauschalen, 

unausgewogenen Vorlage entstehen werden. Gem. Abs. 5 ist für den Fall, dass sich das eben 

genannte Szenario der zu knappen Mittel abzeichnet, nicht etwa eine Erhöhung des 

Härtefallfonds, sondern eine Verschärfung der Bedingungen für dessen Inanspruchnahme 

vorgesehen. Dies ist nicht haltbar. Es wird vorliegend auf dem Rücken der Vermieter eine nicht 

zulässige Umverteilung des Geschäftsrisikos der Mieter vorgenommen. 

25 Hinzu kommt, dass aus dem Gesetz viel zu wenig konkret hervorgeht, wann eine 

«wirtschaftliche Notlage» vorliegt, die zum Bezug der finanziellen Unterstützung durch diesen 

Fonds berechtigt. Zwar werden in Abs. 2 zwei Anwendungsfälle genannt (reine Kostenmiete, 

Bedrohung der wirtschaftlichen Existenz), doch die Formulierung mit dem Wort «insbesondere» 

legt nahe, dass auch weitere Anwendungsfälle in Betracht kommen. Gem. Ziff. 2.7 des Berichts 

ist von einer Einzelfallbetrachtung auszugehen und kann eine wirtschaftliche Notlage im Sinne 

des Gesetzes insbesondere dann vorliegen, wenn die finanzielle Einbusse des Vermieters eine 

«massive Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation» hervorruft, ein Konkursverfahren zur 

Folge hat oder «haben könnte» oder «verglichen mit dem Durchschnitt zu stossenden 

Auswirkungen führen würde». Diese äusserst schwammigen Formulierungen lassen einen 
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enormen Interpretationsspielraum offen. Hinzu kommt, dass bei der zu erwartenden Knappheit 

der verfügbaren Mittel von CHF 20 Mio. dem BWO die Kompetenz eingeräumt wird, weitere 

Anforderungen an das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage zu stellen. Dies lässt sich mit 

dem Gebot der Rechtssicherheit nicht vereinbaren und zeigt exemplarisch, wie mangelhaft 

dieses Gesetz ausgestaltet worden ist.  

 

IV. Fazit 

26 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gesetzesvorlage in verschiedener Hinsicht als 

unzulässig und ihr Inhalt schlicht als inakzeptabel bezeichnet werden muss. 

27 Wie gezeigt greift das Gesetz in die beiden Grundrechte der Wirtschaftsfreiheit und der 

Eigentumsgarantie ein, ohne dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen für einen Grundrechtseingriff 

gem. Art. 36 BV gegeben wären. Das Gesetz ist deshalb verfassungswidrig. Falls dies wider 

Erwarten anders beurteilt würde, wären jedoch wie gezeigt die Voraussetzungen der materiellen 

Enteignung gegeben, weshalb das Gesetz diesfalls massive Entschädigungsforderungen gegen den 

Staat nach sich ziehen würde. 

28 Inhaltlich ist sodann insbesondere stossend, dass nach dem Giesskannenprinzip pauschal allen 

Mietern (unterhalb der Mietzinsschwelle) eine Mietzinsherabsetzung gewährt werden soll, ohne 

Berücksichtigung der Frage, in welcher wirtschaftlichen Situation sich der jeweilige Mieter bzw. 

Vermieter befindet. Dies ist höchst ungerecht und führt – wenn überhaupt – in den allerwenigsten 

Fällen zu sachgerechten Ergebnissen. Besonders stossend wirkt sich dieses pauschale Prinzip zudem 

dann aus, wenn die Miete bzw. Pacht mehrerer Miet- oder Pachtsachen zwar in demselben Vertrag 

geregelt, für die Berechnung des massgeblichen Mietzinses jedoch nicht zusammengerechnet 

werden. Ausserdem erscheint das Ansetzen der Schwelle des Geltungsbereichs bei CHF 15'000.00 

bzw. CHF 20'000.00 höchst willkürlich und verfehlt insofern das Ziel der Gesetzesvorlage (Schutz 

der KMUs), als dass auch grosse Unternehmen oft Geschäftsräume im Anwendungsbereich des 

Gesetzes mieten. Schliesslich ist auch der Härtefallfonds mit CHF 20 Mio. viel zu knapp bemessen, 

als dass den Auswirkungen des Gesetzes auf die Vermieter, welche in eine Notlage geraten 

werden, wirklich adäquat begegnet werden könnte.  

29 Zahlreiche Kantone haben bereits Lösungen zur Unterstützung der Mieter in Kraft gesetzt, welche 

teilweise ohne Mitwirkung der Vermieter eine Hilfestellung in besonderen Fällen und entsprechend 

den örtlichen Gegebenheiten gewährleisten; eine zusätzliche Regelung auf Bundesebene ist auch 

aus diesem Grund nicht angezeigt; dies könnte in einzelnen Fällen zu einer vollumfänglichen 

Entlastung der Mieter führen, was die Unausgewogenheit der angestrebten Lösung zusätzlich 

verstärkt. 

30 Ein Blick über die Landesgrenzen zeigt, dass die Schweiz das einzige Land wäre, welches in 

derartigem Ausmass und derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im wichtigen 

internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses Gesetz klar zu 

einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. 

31 Die Corona-Pandemie hat ausserdem zu verantwortungsvollem und einzelfallgerechtem Handeln 

der Mietparteien geführt, was in vielen Fällen rasche und einvernehmliche und daher befriedigende 

Lösungen für beide Mietvertragsparteien ermöglicht hat. Ohne Not würde mit diesem Gesetz ein 

Präjudiz geschaffen, wobei unklar wäre, welche Folgen dies für zukünftige vergleichbare 

Situationen hätte. Dieses Gesetz und mögliche zukünftige Regelungen dieser Art würden 
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einzelfallgerechte Regelungen vereiteln oder erschweren – was sich vor dem Hintergrund eines 

Gesetzesprojektes in den letzten Wochen bereits mehrfach gezeigt hat – zumal sie für die meisten 

wirtschaftlich akut bedrohten Mieter zu spät kommen und im Ergebnis mehr Rechtsunsicherheit 

stiften würden.  

32 Kommt dazu, dass das Gesetz den Vermieter im Falle des Konkurses des Mieters (im Vergleich zu 

den übrigen Konkursgläubigern) benachteiligen würde, soweit er von seiner Konkursforderung den 

im Gesetz vorgesehenen Mietzinsabschlag in Abzug bringen müsste. Dies läuft in stossender Weise 

dem Gerechtigkeitsgedanken zuwider und verstösst gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 

der Gläubiger im Konkurs des Schuldners, ohne dass dadurch die Insolvenz des Mieters vermieden 

werden könnte. 

33 Zuletzt ist auch nochmals darauf hinzuweisen, dass das Gesetz nicht nur verfassungswidrig und 

inhaltlich verfehlt ist, sondern eine Vielzahl von Unklarheiten beinhaltet und für zahlreiche 

Konstellationen keine klaren Regelungen bietet. Das Gesetz würde deshalb massive 

Rechtsunsicherheit sowie eine Flut von Gerichtsverfahren mit sich bringen und somit auch 

diesbezüglich das Gegenteil seines eigentlichen Ziels erreichen. 

 

Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und verbleiben 

mit freundlichen Grüssen 

 

UBS Fund Management (Switzerland) AG 

  
 

Urs Fäs  Jean-Michel Roten 

Head Investment Products  Head Construction & Development 

   

 

 



uspf
union suisse des professionnets de ['immobilier

Par courrier et courriel
Département fédéral de l'économie, de
la formation et de la recherche (DEFR)

A l'att. de M. Guy PARMELIN

Conseiller fédéral
Palais fédéral est

3OO3 BERNE

Paudex, le 17 juillet 2020

FD

Loi fédérale sur les loyers et fermages pendant les fermetures d'établissements et

les restrictions visant à lutter contre le coronavirus (GOVID-19, Loi COVID-19 sur
les loyers commerciaux) - procédure de consultation

Monsieur le Conseiller fédéral,

Nous vous remercions de nous avoir consultés dans le cadre du dossier susmentionné et

vous faisons part, dans le délai imparti, de notre prise de position s'agissant de la loi

COVID-19 sur les loyers commerciaux.

A titre de rappel, I'USPI Suisse est I'organisation faîtière romande des professionnels de

l'immobilier. Elle se compose des associations cantonales de l'économie immobilière

implantées dans les six cantons romands. A ce titre, elle est le porte-parole de quelque

400 entreprises et de plusieurs milliers de professionnels de l'immobilier actifs dans les

domaines du courtage, de la gérance, du développement et de I'expertise immobilière.

Dès lors, les membres de notre organisation gèrent environ 80 % des immeubles sous

gestion dans toute la Suisse romande pour des milliers de propriétaires et avec une

incidence directe sur le logement de centaines de milliers de locataires.

l. Remarques générales

Les Chambres fédérales ont adopté chacune en juin 2020 une motion demandant au

Conseil fédéral de prendre des mesures pour que les exploitants de restaurants et autres

établissements fermés par le Conseil fédéral ne doivent à leur bailleur que 40 % du loyer

pour la période pendant laquelle ils ont dû rester fermés en raison des mesures prises par

les autorités (art. 6 al.2 de l'ordonnance 2 COVID-19, version du 19 mars 2020). Pour

certaines entreprises qui ont dû réduire leurs activités conformément à I'art. 10a, a|.2, de

l'ordonnance 2 Covid-19, soit les hôpitaux, cliniques, cabinets médicaux et dentaires,

cette réglementation s'appliquerait pour deux mois au maximum. Cette réglementation

s'appliquerait aux locataires dont le loyer ne dépasse pas CHF 20'000.- par mois et par

objet loué. En cas de loyer entre CHF 15'000.- et CHF 20'000.-, les deux parties peuvent

décider de ne pas appliquer cette réglementation. Enfin, le Conseil fédéral est chargé de

créer un fonds pour les cas de rigueur en faveur des bailleurs doté de 20 millions de

francs et les accords déjà conclus resteraient valables.

De telles décisions ne sont pas acceptables, elles ne tiennent pas compte de la diversité

des situations tant des bailleurs que des locataires et portent une grave atteinte à la
garantie de la propriété et à la liberté contractuelle. Pour certains bailleurs privés, le loyer

est la seule ou principale source de revenu. Par ailleurs, ils doivent eux-mêmes assumer
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des charges, comme les intérêts et amortissements hypothécaires, les impôts, les

salaires des concierges et les frais de maintenance des ascenseurs qui ne sont pas

réduits.

Certains locataires, comme par exemple des grands groupes internationaux, disposent

d'importantes surfaces financières et n'ont pas besoin de la même aide qu'un

commerçant indépendant. En outre, dans un certain nombre de cantons, des solutions ont

été trouvées qui tiennent compte des typicités locales et peuvent aboutir à des solutions

bien plus favorables pour le locataire. Par exemple, dans le canton de Vaud, le locataire

ne paie que 25 % du loyer commercial. Dans le canton de Fribourg, pour autant que le

locataire réponde aux critères fixés par les mesures d'aides, il s'acquitte du loyer du mois

de mai 2020, le propriétaire renonce au loyer net de juin et I'Etat paie le loyer net de
juillet. Cette répartition 113 - 113 - 1/3 dispense le locataire de s'acquitter de deux mois de

loyer net.

Par ailleurs, les propriétaires ont passablement soutenu leurs locataires commerciaux

durant la crise liée au COVID-19 dès lors que plus de 21 millions de francs de loyers ont

été abandonnés en Suisse romande durant la période de la mi-mars à fin juin 2020.

Contrairement à d'autres acteurs économiques tels que les instituts de crédits, les

sociétés de leasing, les propriétaires sont les seuls acteurs à avoir fait preuve d'un tel

élan de solidarité envers les locataires commerciaux.

Par conséquent, I'USPI Suisse rejette ce projet de loi qui s'immisce, de manière

injustifiée, dans les rapports contractuels. Au surplus, nous vous faisons part de nos

remarques suivantes,

ll. Remarques particulières sur I'avant-projet de loi

A. Constitutionnalité

Dans le rapport explicatif, il est relevé expressément que < il est difficile de déterminer la

compétence constitutionnelle qui fonde les mesures demandées par les motions >. Après

élimination, le Département fédéral choisit l'article 100 al. 1e'de la Constitution fédérale
(Cst. féd.), ayant la teneur suivante < La Confédération prend des mesures afin d'assurer

une évolution régulière de la conjoncture et, en particulier, de prévenir et combattre le

chômage et le renchérissement >.

Nous peinons à comprendre en quoi la renonciation de la perception de 60 % des loyers

de certains locaux commerciaux permettrait d'assurer une évolution régulière de la

conjoncture, ce d'autant plus que cette loi n'entrerait, cas échéant, en force que dans

plusieurs mois, soit bien trop tard pour résoudre les problèmes liés aux fermetures des

mois de mars à juin 2020. Par ailleurs, l'intérêt public fait défaut. En effet, comme relevé,

cette loi interviendrait, cas échéant, bien trop tard pour éviter une éventuelle vague de

faillites. En outre, cette loi, contrairement à ce qui est mentionné dans le rapport explicatif,

ne respecte pas le principe de neutralité concurrentielle et le principe d'égalité de

traitement des concurrents. En effet, un commerçant, propriétaire de ses locaux, qui

aurait dû fermer suite aux mesures imposées par le Conseil fédéral, ne pourra pas obtenir

une réduction de 40 o/o de ses charges financières, alors qu'il aurait pu obtenir une telle

réduction s'il louait lesdits locaux.

Par conséquent, cette loi ne repose sur aucune base constitutionnelle solide et porte une
grave atteinte à la garantie de la propriété, atteinte qui n'est pas justifiée par un intérêt

public. Dans la mesure où la base constitutionnelle fait défaut, qu'elle est déclarée

2



urgente (art. 11 du projet), elle doit faire l'objet d'un référendum obligatoire conformément

à l'article 14Q alinéa 1 lettre c Cst. féd.

B. Gontenu

Article I Objet

A titre de rappel, les motions parlementaires demandent au Conseil fédéral de prendre

des mesures pour que les exploitants de restaurants et autres établissements fermés par

le Conseil fédéral ainsi que certaines entreprises qui ont dû réduire leurs activités ne

doivent que 40 % du loyer respectivement durant la période de fermeture ou deux mois

au maximum.

Par conséquent, la loi doit se limiter à régler la fixation du loyer uniquement pour les

établissements publics (et non les installations) ainsi que les établissements de santé qui

ont respectivement dû fermer ou restreindre leurs activités en raison des mesures

ordonnées par le Conseil fédéral. Autrement dit, le terme < installations > figurant à la

lettre a doit être supprimé et le terme < autorités > figurant aux lettres a et b doit être

remplacé par ( le Conseil fédéral >, afin que l'article 1 corresponde aux textes des

motions et ainsi éviter toute ambiguité.

En outre, alors que le rapport explicatif (p. 10) relève clairement que cette loi s'applique à

la sous-location ainsi qu'au sous-affermage, la loi ne le mentionne pas. Les cas où le
sous-locataire a dû fermer son local en raison d'une décision du Conseil fédéral existent

et, naturellement, la question de l'application de cette loi va se poser. La loi doit donc

régler ce point.

Article 2 Ghamp d'application

Alors que I'article 1er relatif à l'objet de la loi prévoit que cette législation s'applique

uniquement aux installations et établissements publics qui ont dû fermer au public en

raison des mesures ordonnées par le Conseil fédéral, l'article 2 donne une liste

exemplative et non exhaustive des commerces qui entrent dans le champ d'application de

la loi, ce qui n'est pas admissible et entraîne une insécurité juridique.

Par ailleurs, dans le rapport explicatif, il est fait état à la page 11 de l'exemple d'un garage

qui dispose à la fois d'un local de vente visé par la fermeture et d'un atelier de réparation
qui a pu rester ouvert. Un tel commerce pourrait se prévaloir de la loi, ce qui étend de

manière inadmissible le champ d'application de la loi et va à l'encontre de la volonté des

Chambres fédérales. Si on devait suivre le raisonnement du Département, cela signifierait
qu'une étude d'avocat, de notaire ou une agence immobilière qui a dû fermer sa

réception, mais pas sa partie bureau, pourrait également se prévaloir de la loi, ce qui n'est
pas acceptable.

En outre, le raisonnement, figurant en page 10 du rapport explicatif, manque de

cohérence dès lors qu'il est relevé que si un magasin d'alimentation qui vend des biens

de consommation courante, mais qui n'a pas eu le droit de vendre une partie des articles

de son assortiment qui ne seraient pas de consommation courante, ne pourrait pas se

prévaloir de la loi. De deux choses I'une, soit seuls les commerces qui ont dû fermer
intégralement peuvent se prévaloir de la loi, soit tous les commerces peuvent s'en
prévaloir s'ils n'ont pas pu offrir toutes leurs prestations/articles. Dans ce dernier cas de

figure, le champ d'application de la loi irait largement au-delà de ce qui est prévu par les

motions des Chambres fédérales, ce qui ne serait pas acceptable.
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Autrement dit, le champ d'application de la loi doit se limiter aux commerces qui ont dû

intéqralement fermer au sens de l'article 6 alinéa 2 de l'Ordonnance 2 COVID-19 ou aux

établissements de santé qui ont vu leurs activités restreintes au sens de l'article 10a

alinéa 2 de I'Ordonnance 2 COVID-19, conformément à la volonté des Chambres

fédérales. Une liste claire et exhaustive des commerces entrant dans le champ

d'application de la loi doit être prévue.

En outre, la notion d'activité restreinte pour les établissements de santé doit être

clairement délimitée dans la loi dès lors que le professionnel de la santé avait en dernier

lieu la compétence de décider si une intervention médicale est nécessaire ou non. Aussi,

il n'est pas exclu que certains établissements de santé n'ont pas vu leurs activités

diminuer, ce qui ne devrait pas leur permettre d'entrer dans Ie champ d'application de la
loi.

Article 3 Exceptions au champ d'application

Cette disposition prévoit qu'en cas d'accord exprès entre les parties au contrat, la loi ne

s'applique pas (art. 3 al. 1e'litt. a).

Le texte des motions relève que ( la réglementation doit garantir que les éventuels

accords déjà conclus entre les padies restent valables >. Aussi, les Chambres fédérales

n'ont pas voulu distinguer les différents types d'accord, de sorte que, contrairement à ce

qui est prévu dans le rapport explicatif, il n'y a pas lieu de prévoir que les accords portant

uniquement sur les délais de paiement du loyer ne vaudraient pas accord dérogeant à la
loi.

En outre, dans le rapport explicatif (p. 11), il est fait état que ( certains cantons ont mis en

place des mécanismes incitatifs, qui prévoient un soutien étatique dans le cas où les

parties trouvent une solution mutuellement convenue. De telles conventions sont

assimilées à un accord au sens de l'al. 1 let. a et excluent dès lors l'application de la loi >.

Cependant, il est également relevé dans ledit rapport que si l'accord se limite à une partie

de la fermeture ou de restriction d'activité (par exemple un mois), il y aura lieu de

déterminer, sur la base des circonstances concrètes, si cet accord couvre bien l'ensemble

de la période ou uniquement le mois en question. Dans la seconde hypothèse, la loi serait

applicable au reste de la période de restriction.

C'est le lieu de rappeler que le Conseil fédéral a, à maintes reprises, incité les parties à
trouver des accords en fonction des situations et possibilités tant des propriétaires que

des locataires. Certains cantons, dont par exemple les cantons de Vaud et Fribourg, ont
prévu des aides cantonales incitatives aux transactions qui peuvent couvrir des périodes

hors fermeture. Tel sera le cas du coiffeur qui a pu rouvrir à la fin avril2020, mais qui a
peut-être signé une convention avec l'aide cantonale vaudoise qui porte exclusivement

sur les mois de mai et juin. Au niveau économique, ce locataire qui aurait, par hypothèse,
payé en plein les loyers durant la période de fermeture de la mi-mars à fin avril, puis

seulement 25 o/o du loyer des mois de mai et juin, se trouve dans une meilleure position

économique que celui qui bénéficierait uniquement de cette loi. En effet, dans un tel cas,

le locataire ne s'acquitterait que de 40 % du loyer pour la mi-mars et pour le mois d'avril,

mais devrait payer en plein les loyers de mai et juin. Par ailleurs, le but des conventions

est de régler cette période de difficultés liées au COVID-19 en tenant compte des
possibilités de chacune des parties, peu importe la période pour laquelle elles ont été

conclues. Enfin, I'Etat n'a pas à s'immiscer une deuxième fois dans les rapports
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contractuels des parties en intervenant dans le cadre des accords conclus, ni à pénaliser

les parties qui ont voulu trouver des solutions à la crise.

Par conséquent, tous les accords conclus (peu impode les modalités prévues (réduction

de loyer, suspension de loyer, délai de paiement), la période visée, les montants des

réductions accordées) doivent pouvoir déroger à la loi.

En outre, la loi ne devrait pas s'appliquer aux locataires commerciaux qui sont en retard

dans le paiement de leurs loyers (hormis la période de fermeture ou d'activité restreinte
pour les établissements médicaux). Dans la mesure où le propriétaire est obligé

d'abandonner 60 % du loyer et que le but de la loi est d'aider les locataires à traverser la

crise COVID-19, cette loi ne doit pas venir en aide aux locataires qui, indépendamment de

la crise COVID-19, se trouvaient déjà dans des situations financières délicates. La loi ne

devrait également s'appliquer aux locataires commerciaux que pour autant que le contrat

de bail n'ait pas été résilié.

Enfin, même si I'article 3 alinéa 1er lettre b prévoit qu'une décision judiciaire entrée en

force permettrait de ne pas appliquer la loi, la question se pose de savoir si, en vertu de

l'article 190 Cst. féd., qui prévoit que le Tribunalfédéral doit appliquer les lois fédérales, la

Haute Cour serait tenue d'appliquer la loi COVID-19 sur les loyers commerciaux et ainsi

imposer au locataire le paiement de 40 % du loyer durant la période de fermeture suite au

COVID-19. Cette question doit être examinée et tranchée par le Conseilfédéral.

Article 7 lndemnité en cas de détresse économique

Cette disposition prévoit que la Confédération met à disposition un montant de 20 millions

de francs pour les bailleurs qui se retrouvent en situation de détresse suite aux pertes de

loyer ou fermage induite par la loi.

Dans le rapport explicatif (p. 15), les coûts à la charge des bailleurs sont estimés à
environ 212 millions de francs (après déduction du montant de 20 millions). Autrement dit,

les coûts à charge des propriétaires s'élèvent à environ 232 millions de francs, le fonds

représente moins de 10 o/o de ce montant, ce qui est clairement insuffisant et fait

supporter une grande partie des conséquences économiques des décisions prises par le

Conseilfédéral sur le dos des propriétaires, étant rappelé que les instituts de crédit ou les

sociétés de leasing n'ont pas abandonné de tels montants. Par ailleurs, en Suisse

romande, les bailleurs ont concédé des abandons de loyers pour des montants bien

supérieurs au montant du fonds. Les propriétaires privés ont donc fait preuve de

davantage de solidarité que la Confédération, ce qui est assez choquant.

En outre, la fixation du montant de I'indemnité n'est pas déterminée et laissée à la libre

appréciation de I'Office fédéral du logement, ce qui n'est pas admissible au regard de

l'égalité de traitement et de la sécurité du droit. La fixation de I'indemnité doit reposer sur

des critères objectifs et vérifiables.

Enfin, le propriétaire dispose d'un délai de six mois dès l'entrée en vigueur de la loi pour

déposer sa demande. Dès lors que la loi entre en vigueur avec effet rétroactif au 17 mars

2020,|a question se pose de savoir à partir de quelle date court ce délai de six mois. S'il

s'agit du 17 mars 2020,|e délai de dépôt de la demande serait échu avant même que la
loi soit formellement adoptée par les Chambres fédérales, ce qui n'est évidemment pas

admissible.
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D. Transfert des contrats de bail commercial et vente d'immeuble

La loi ne règle pas la question des transferts de contrats de bail commercial et du

locataire légitimé à réclamer au propriétaire le remboursement de l'éventuel trop versé de

loyer.

Tel est également le cas lors de la vente de l'immeuble. La question se pose de savoir
quel propriétaire (vendeur ou acheteur) devra rembourser le locataire de l'éventuel trop

encaissé de loyer.

La loi doit donc régler ces cas

E. Mise en (ruvre de la Ioi

Si la loi devait être adoptée par les Chambres fédérales, ce que nous combattrons, les

questions de prescription devront être réglées afin d'assurer une certaine sécurité
juridique. ll est prévu que la loi entre en vigueur avec effet rétroactif au 17 mars 2020 et a

effet jusqu'au 31 décembre 2022.

Comme relevé sous chiffre ll A. ci-dessus, la loi ne protège pas un intérêt public dès lors

qu'elle interviendra trop tard pour empêcher les faillites de locataires en difficultés. Aussi,

les conditions juridiques permettant de prévoir la rétroactivité ne sont pas réunies.

En outre, afin de préserver la sécurité juridique, le propriétaire doit savoir si son locataire

souhaite réclamer l'éventuel trop payé de loyer dans un certain délai. D'ailleurs, un délai

de six mois dès l'entrée en vigueur de la loi est imparti au propriétaire afin qu'il adresse sa

demande d'indemnité en cas de détresse économique (art. 7). Aussi, un délai de six mois

(par analogie à celui prévu pour le propriétaire) devrait être imparti au locataire afin qu'il

puisse faire valoir sa demande auprès du propriétaire, sous peine de péremption de ses

droits.

Enfin, des questions institutionnelles se posent s'agissant du caractère urgent de la loi

prévu à l'article 165 Cst. féd. Cette disposition prévoit notamment que, lorsque le

référendum est demandé, la loi déclarée urgente cesse de produire ses effets un an après

son adoption par l'assemblée fédérale si elle n'a pas été acceptée par le peuple dans ce

délai. ll en va de même si la loi urgente est dépourvue de base constitutionnelle, mais elle

devra être rejetée par le peuple et les cantons et le référendum est obligatoire.

Dans la mesure où la loi entre en vigueur avec effet rétroactif au 13 mars 2020, que se

passera t-il pour les locataires et propriétaires si, suite à un référendum, le peuple devait

rejeterfinalement la loi. En outre, il est précisé à l'article 165 Cst. féd., qu'en cas de rejet

de la loi urgente par le peuple et, cas échéant, par les cantons, elle cesse de produire ses

effets un an après son adoption. Au vu de la rétroactivité prévue se pose un certain

nombre de questions qui doivent être réglées par le Conseil fédéral dont celles de savoir

comment doit être calculé ce délai d'une année et si la loi peut produire ses effets

pendant plus d'une année.

F. Relation avec le droit européen

Dans son rapport explicatif, le Département fait état que des mesures de soutien de
grande envergure ont été prises dans les pays de l'Union européenne. Cela étant dit, il

omet de relever qu'aucun pays européen qui entoure la Suisse n'est allé aussi loin en
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obligeant les bailleurs à renoncer à une partie du loyer dû pendant la période de
fermeture prononcée suite au COVID-19.

lll. Conclusions

L'USPI Suisse rejette ce projet de loi qui porte une grave atteinte à la garantie de la
propriété et s'immisce indûment dans les rapports contractuels du propriétaire et du

locataire commercial, En outre, ce projet de loi ne tient pas compte de la diversité des

situations et possibilités des parties, instaurera une insécurité juridique pour les
propriétaires et les locataires et multipliera les procédures judiciaires. Enfin, I'USPI Suisse
privilégie la voie du dialogue et des solutions au cas par cas, ainsi que les mesures

incitatives cantonales. Ce mode de faire a fait ses preuves puisque plus de 21 millions de

francs de loyers ont été abandonnés en Suisse romande par les propriétaires afin de

soutenir leurs locataires commerciaux en difficulté suite à la crise liée au COVID-19.

***

En vous souhaitant bonne réception de cet envoi, nous vous prions de croire, Monsieur le

Conseiller fédéral, à I'assurance de notre très haute considération.

UNION SUISSE DES PROFESSIONNELS

DE L'IMMOBILIER

Le ry'

F Dovat
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Zweierstrasse 129, 8003 Zürich, Telefon 044 461 00 00 
E-Mail: info@geschaeftsmieter.org, www.geschaeftsmieter.org

 

 

 

Zürich, [Datum] 

Zürich, 29. Juli 2020 

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins wäh-

rend Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus 

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz) 

Sehr geehrt Damen und Herren 

Der Verband der Geschäftsmieter wurde 1993 gegründet. Er vertritt ca. 400 kommerzielle 

Mieter mit insgesamt 2’000 Mietverhältnissen, vom Kleinbetrieb bis zu internationalen Detail-

handelsketten. Den Mitgliedern steht eine Hotline für Rechtsauskünfte zur Verfügung. Bislang 

wurden rund 150 Newsletter zu mannigfachen Themen der Geschäftsmiete veröffentlicht: 

www.geschaeftsmieter.org. 

Seit Beginn der Pandemie führten wir über sechshundert Beratungen für Mitglieder und Nicht-

mitglieder durch. Wir wurden überrannt von Ratsuchenden aus den Bereichen Einzelhandel, 

Restauration und Hotellerie, Gesundheit, Wellness und Schönheitsbranche, Ärzten- und 

Zahnärzten, Physiotherapeuten, Optikern, Coiffeurs, Jogastudios, Floristik, Papeterien, Bou-

tiquen etc.  

Wir stellen fest, dass das Covid-19-Geschäftsmietegesetz eine positive Signalwirkung hat und 

unsere Mitglieder zum Weitermachen ermutigt. Es verschafft den betroffenen Geschäftsmie-

tern tatsächliche finanzielle Entlastung, denn die Covid-Notkredite sind reine Liquiditätssprit-

zen und müssen zurück bezahlt werden.  

Volle Miete und ein leeres Geschäft, diese Rechnung geht nicht auf. Auch 40 % Mietzahlung 

bei Null Einkommen sind eine schwere Bürde, was in den Beratungsgesprächen mit unseren 

Mitgliedern zutage tritt. Die Reserven von Kleinbetrieben und KMU’s sind gering wegen der 

tiefen Wertschöpfung. Geschäftsflächen werden regelmässig im Rohbau vermietet. Die Eigen-

mittel und Darlehen müssen viele Geschäftsmieter in die Einrichtung und in den Einkauf in-

vestieren.  

Verband der Geschäftsmieter, Zweierstrasse 129, 8003 Zürich 

Bundesamt für Wohnungswesen 
Storchengasse 6 
2540 Grenchen 

recht@bwo.admin.ch 
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Gleichwohl wird das Covid-19-Geschäftsmietegesetz begrüsst. Vor der Annahme der WAK-

Motionen am 4. Juni 2020 waren gerade 10 % der Vermieter zu einem Mieterlass gegenüber 

unseren Mitgliedern bereit. Seither sind es rund 50 % geworden. Für die weiterhin offenen 

Fälle ist der Erlass des Covid-19-Geschäftsmietegesetz von hoher Dringlichkeit. Denn ohne 

diese Entlastung gehen manchem unserer Mitglieder die Ressourcen aus. Der Teil-Mieterlass 

ist ein konjunktureller Beitrag für das Klein- und Mittelgewerbe. Er mindert die Lockdown-Ver-

luste und gibt den Betrieben etwas Luft zur Bewältigung der Rezession. 

Zum Gesetzesentwurf und dem erläuternden Bericht: 

GEGENSTAND 

Art. 1 Abs. 1 Bst a 

«… für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten» 

Art. 5 

«Mieterinnen und Mieter …, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des 

Coronavirus schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten, …» 

Auch Geschäftsmieter, die ihren Betrieb massiv einschränken mussten, gehören dem Gesetz 

unterstellt. Zu denken ist an Auto- und Motorradhändler mit Reparaturwerkstatt oder an Opti-

kergeschäfte. Diese Betriebe waren nicht vollständig geschlossen. Reparaturen durften aus-

führt werden. Die Haupteinnahmequelle, nämlich der Verkauf, war jedoch untersagt. Nach 

Auskunft betroffener Garagisten und Optiker betrug der Ausfall 90 - 95 %. Aus diesem Grunde 

sollen Betriebe mit Umsatzeinbussen von über 60 % während des Lockdown wegen der eben-

falls massiven Einschränkung infolge des Lockdown gleichfalls unter die Regelung fallen.  

AUSNAHMEN VOM GELTUNGSBEREICH 

Art. 3 Abs. 1 Bst a 

«Das Gesetz ist nicht anwendbar, wenn über die Höhe des Miet- oder des Pachtzinses wäh-

rend der Zeit der Schliessung oder der massiven Einschränkung … 

a) eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien mit mindestens 60 % Mieterlass be-

steht;» 

In den Motionen WAK-NR 20.3451 und WAK-SR 20.3460 heisst es: «Die Regelung hat si-

cherzustellen, dass die zwischen Mietparteien bereits getroffenen Vereinbarungen ihre Gültig-

keit behalten».  

Darunter können wegen dem Bestimmungszweck des Gesetzes logischerweise nur Vereinba-

rungen mit einem für den Mieter günstigeren Verhältnis als 60/40 fallen. Übernimmt der Mieter 

mehr als 40 % der Miete, sei es vertraglich oder faktisch durch Zahlung, so hat die gesetzliche 
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Regel Vorrang. In uns bekannten Fällen beugten sich Geschäftsmieter angesichts angedroh-

ter Kündigung dem Druck und schlossen Abmachungen mit Mietzahlung über 40 % ab. Diese 

Mieter würden schlechter gestellt als diejenigen Mieter, die keine Vereinbarungen abschlos-

sen. Es würden diejenigen Mieter abgestraft, die der bundesrätlichen Empfehlung zu Einigun-

gen mit den Vermietern folgten. Ein solches Ergebnis verstösst gegen Sinn und Zweck der 

Motionen. 

Art. 3 Abs. 2 Opting out 

In den Motionen WAK-NR 20.3451 und WAK-SR 20.3460 heisst es: «Bei einem Mietzins zwi-

schen 15'000 bis 20'000 Franken haben beide Parteien – Mieter sowie Vermieter – die Mög-

lichkeit, von dieser Regelung abzusehen (opt-out Klausel). 

Das opting out soll den Parteien die Möglichkeit zu einer anderen Lösung als 40/60 bieten im 

Bereich von CHF 15'000 bis 20'000. Kommt eine solche Einigung zustande, so kann sich jede 

Partei darauf berufen. Die vorgelegte Fassung der opting out Klausel würde dagegen erlau-

ben, dass jede Partei den Geltungsbereich des Gesetzes einseitig auf CHF 15'000 herunter-

setzen kann. Davon würden insbesondere Vermieter Gebrauch machen. Mit einem solchen 

Konzept würde der grundsätzliche Geltungsbereich der erfassten Monatsmiete bis zu CHF 

20'000 unterlaufen.  

Ein systemkonsequentes opting out erfordert entweder die gemeinsame Ausübung oder den 

Abschluss einer Einigung mit der Gegenseite. In diesem Sinne bedarf Art. 3 Abs. 2 der Anpas-

sung.  

Wir danken im Voraus für die Berücksichtigung unserer Hinweise im Gesetzesentwurf. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Verband der Geschäftsmieter 

Dr. Armin Zucker 

Vize-Präsident  



   1 

Verband Immobilien Schweiz | Zytgloggelaube 4 | 3011 Bern | www.vis-ais.ch 

   

 

 
Per email (recht@bwo.admin.ch) 

 

Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) 

Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

 

 

Bern, 20. Juli 2020 

 

Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus Covid-19  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz)  

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrter Herr Tschirren 

Sehr geehrter Herr Alvarez 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Verband Immobilien Schweiz (VIS) ist der schweizerische Zusammenschluss der institutio-

nellen Investoren und der privaten professionellen grossen Immobilienunternehmen, die Immobi-

lien als Investitions- oder Kapitalanlage halten. Seine Mitglieder repräsentieren gesamthaft rund 

200 Milliarden Franken Portfoliovermögen in Immobilien. 

 

Der VIS bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorentwurf des obgenannten 

Bundesgesetzes «Covid-19-Geschäftsmietegesetz».  

 

Der VIS und eine Vielzahl seiner Mitglieder engagieren sich seit Beginn der Corona-Krise für ein 

marktgerechtes, faires und für Härtefälle und besonders beeinträchtigte Unternehmen sachge-

rechtes und praktikables Konzept für betroffene Geschäftsmietverhältnisse. Das aufgrund der Be-

schlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates vom 8. Juni 2020 ausgearbei-

tete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Ein-

schränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)» widerspricht diesem Ziel nicht nur, 

sondern behindert in unzähligen Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen der betroffenen 

Mietparteien. 

 

Den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» lehnen wir daher dezi-

diert ab.  

 

 

Wir legen Ihnen nachfolgend unsere Überlegungen dar.  

 

 

I.  Allgemeine Bemerkungen 

 
Der VIS lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.  
 
Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftlichen Scha-
den an, statt Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und würde ein willkürlich 
konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicherweise 
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ausschliesslich die Vermieter träfe. Das  Gesetz verhindert in vielen  Fällen gütliche und part-
nerschaftliche Einigungen und es schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermie-
tern und Mietern.  

 
Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht 

zu korrigieren, dass eine Lösung zu spät kommt. 

 

Aus dem in Artikel 5 des Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter an-

derem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das 

geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten «Covid-19-Geschäfts-

mietgesetz» würde eine die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit 

das Gebot der Rechtssicherheit verletzt. 

 

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfrei-

heit. Mit dem «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden verfassungsrechtlich ge-

währleisteten Grundrechte verletzt. 

 

Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfer-

tigten, generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung 

von Mietern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen. 

 

Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingriffe. Im 

wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses 

selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist 

unbedingt zu vermeiden.  

 

Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde weitgehend 

den Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation. 

 

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partner-

schaftlichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf ein eigenes Moni-

toring stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die 

Botschaft an das Parlament vermutlich noch nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Ge-

setzesentwurf vorgeschlagene Konzept ein weitgehend auf willkürlichen Schätzungen und An-

nahmen basierendes Konstrukt. Das ist nicht akzeptabel.  

 

Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für Wohnungs-

wesen (BWO) obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidkompetenzen ausgestattet würde. 

 

Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und 

die Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-

19-Pandemie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. 

Würde einem Teil der Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher 

Anspruch auf Mietzinsherabsetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf 

das sich in der Praxis auch Mieterinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen 

Regelung aufgrund der Mietzinshöhe (über 15'000 bzw. 20'000 Franken) an sich nicht profitieren 

könnten. 
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II. Verfassungsgrundlage 
 

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die 

Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemeinverbind-

licherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen «Covid-19-Ge-

schäftsmietegesetz» betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu. 

 

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn 

gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der 

Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten ge-

währleistet sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser 

Verfassungsnorm beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. An-

ders als der Bundesrat betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als «vertretbar», 

sondern als offenkundig falsch.  

 

 

III.  Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen 

 

Art. 2 Geltungsbereich 

 

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.  

 
 

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern für den Miet-

vertrag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, dass für eine Vielzahl von Mietobjekten 

in einer oder mehreren Liegnschaften je ein Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20'000 

mehrfach überschritten würde.  

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume» verdeutlicht 

wird, «dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint 

ist. Werden in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusam-

mengefasst, so gilt das Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von 

höchstens 20'000 Franken gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsumme darüber liegt». 

Dies ist zu korrigieren – zumal dies dem übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: «Die Ober-

grenze wurde bewusst eingeführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu schützen».  

 

Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge,  nament-

lich der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der Miet- oder der 

Pachtzins für die Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20 000 Franken beträg». 

 
 

Art. 3  Ausnahmen vom Geltungsbereich 

 

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.  

 

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung 

aus. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch 

Einigungen, welche «beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden» umfassen, sind 

gültige Abmachungen und müssen vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche 

Vereinbarungen stellen «eine ausdrückliche Einigung der Vertragsparteien» dar. 
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Art. 3 Abs. 1 Bst. b  

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen 

hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird.  

Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung 

kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen – statt sie zu verhin-

dern. Die rückwirkende Anwendung wird die Tendenz zum Abwarten verstärken, statt wie drin-

gend nötig den Handlungsdruck und entsprechende Einigungen zu befördern.  

 

Art. 3 Abs. 2 

Der VIS lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15 000 und 20 000 

Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragsparteien einseitig auf 

die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist willkürlich sowie nicht 

praktikabel.  

 

 

Art. 4  Massgebender Miet- oder Pachtzins  

 

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der 

Bruttopachtzins zu bezeichnen. 

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren. 

 

Art. 4 Abs. 1 

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen 

Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem «Mietzins» die Rede. Sofern 

diese Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war bei-

spielsweise bei der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso 

beim Beschluss des Ständerates vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der 

WAK-NR. 

 

Art. 4 Abs. 2 und 3 

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. 

Auch Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betrof-

fen waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung unge-

nügend und unklar abgedeckt. 

 

 

Art. 5  Geschuldeter Miet- oder Pachtzins  

 

Wir lehnen Art. 5 ab.  

 

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres For-

derungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits 

würden sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen 

Auswirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag ein-

fach sein, ist aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht. 

 

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Gelder zu kommen, ihre 

Notlage mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, Korrespondenz, 
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weitere Dokumente») beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zusätzliche Anfor-

derungen für das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage» festlegen kann. Seitens der Mieter 

würde mittels eines simplen Aufteilungsschlüssel breit über eine Vielzahl von Unternehmen Recht 

gesprochen – ohne deren Betroffenheit überhaupt näher zu überprüfen. Dies ist nicht akzeptabel. 

 

 

Art. 6  Gesundheitseinrichtungen  

 

Wir lehnen Art. 6 ab.  

 

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Betriebs 

erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämt-

liche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfer-

tigte Pauschalierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen. 

Auch Hotels waren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken. 

Ebenso sind bei Restaurants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig 

zu erheben. Es flossen zudem Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich aus-

gerichtet wurden. 

 

 

Art. 7  Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen  

 

Wir lehnen Art. 7 ab.  

 

Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der gesam-

ten Vorlage nicht wettzumachen – im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieterlass hohe Belas-

tung von Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit Kostenmiete arbeiten, zu entlas-

ten, ist zum Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds, welcher mit 20 Millionen Franken geäufnet 

würde, vermag die zu erwartenden Ausfälle nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung 

würden hier zudem Mittel eingestellt, welche die für denselben Zweck bereitgestellten und flies-

senden Liquiditätshilfen «konkurrenzieren». 

 

 

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten 

 

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.  

 

Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs. 

2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass 

langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz «für 

die Dauer der vom Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle eines zweiten 

Lockdowns in den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen, 

müsste die Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen wer-

den, dass der vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gül-

tigkeit erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.  

Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.  
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IV. Zusammenfassung  
 

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Unge-

rechtigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen 

Fällen wohl eher befördert, u. a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt wer-

den könnten. 

 

Mietverhältnisse sind privatrechtlicher Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser 

Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser 

ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige 

solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektie-

rende Weg hat Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche 

und Verhandlungen zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefährdet diese und wird eine 

Vielzahl von privaten Lösungen verhindern.  

  

Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhältnis-

mässig und auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Überbrückung der kri-

senbedingten Ausfälle am ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die kleineren 

Unternehmen. Die vorgeschlagene Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen und bietet 

nicht rechtzeitig Rechtssicherheit.  

 

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehen-

den Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige 

Abgrenzungsfragen auf.  
 

Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann 

somit nicht als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden. 

Bereits vorliegende Erhebungen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat im Bericht zur 

Vernehmlassung nicht. Dies ist stossend.  

 

Die Erhebungen der Branche und spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: In zwei Dritteln 

aller Geschäftsmietverhältnisse der Mitglieder des VIS wurde bereits partnerschaftliche Lösungen 

zwischen Mietern und Vermietern gefunden. 

  

Die in diversen Kantonen getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer Bundeslö-

sung.  

 

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche 

Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.  

 

Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.  
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Wir lehnen das Bundesgesetz ab.  

Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine krasse Be-

nachteiligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar.  

 

 

 

Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

        
 

Dr. Daniel Fässler     Bettina Mutter    

Ständerat       Geschäftsführerin VIS 

Präsident VIS  

 

 

 



 
 

VERBAND SCHWEIZER MUSIKCLUBS UND FESTIVALS 
FEDERATION SUISSE DES CLUBS DE MUSIQUES ACTUELLES 

 

POSTFACH 679/ CH-8038 ZÜRICH/ T +41 44 485 58 99/ BUERO@PETZI.CH/ WWW.PETZI.CH 

 

Verein Petzi/ Postfach 679/ 8038 Zürich 
 
Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 
 

Per Mail an:  
recht@bwo.admin.ch 
 

 

          

 

 

          

 

 

 
 
 
 

Zürich, 4. August 2020 
 
 
Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-
Geschäftsmietegesetz) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Petzi, der Dachverband der Schweizerischen Musikclubs und Festivals, nimmt im obengenannten 
Vernehmlassungsverfahren gerne wie folgt Stellung:  
 

 
I. Allgemeine Würdigung 

Petzi begrüsst im Grundsatz das Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 
Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus. Zwar ist es so, dass die 
Entschädigung für unsere Branche in Anbetracht der äusserst drastischen Eingriffe in die Geschäftstätigkeit 
deutlich zu tief und zu kurz ausfällt. Aber nur eine rasche und verbindliche Lösung kann unzählige Konkurse 
zu diesem Zeitpunkt noch abwenden. Der Gesetzesentwurf muss deshalb bis spätestens Ende Jahr im 
Parlament fertig beraten werden, ansonsten drohen unzählige Schliessungen und Rechtshändel.  
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt denn auch kein neues Recht. Die meisten Mietverträge enthalten 
schon jetzt eine Zweckklausel; – wenn der Zweck des Mietobjekts – das Zurverfügungstellen von 
Räumlichkeiten zur Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit, öffentlich zugängliche Veranstaltungen 
durchzuführen – nicht mehr möglich ist, liegt ein Mangel an der Mietsache vor (Art. 259d OR). Folglich ist 
auch die Miete nicht oder nur in beschränktem Ausmass geschuldet. Abweichende Minderheitsmeinungen 
verkennen den breiten Konsens in der Lehre, bei einer richterlichen Überprüfung wäre die Miete auf Grund 
von Treu und Glauben auch schon heute ganz oder teilweise zu erlassen.  
 
Der Bundesrat forderte von allen Akteuren Solidarität ein – unsere Branche hat ihre Solidarität schon lange 
vor dem Shutdown unter Beweis gestellt. Jetzt ist es am Bundesrat und dem Parlament zu zeigen, dass auch 
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die Vermieter ihren Teil zu dieser Solidarität beizutragen haben. Jetzt ist es am Bundesrat und dem 
Parlament, einen Beitrag zur längerfristigen Sicherung der Musik- und Kulturveranstaltungsbranche zu 
leisten. Die Vermieter haben Jahre, gar Jahrzehnte von den steigenden Preisen profitiert. Die vorgeschlagene 
Regelung ist das absolute Minimum; in den Fällen, in denen ein Vermieter in seiner Existenz gefährdet ist, 
lässt sich das über einen Härtefallfonds auffangen.  
 
Die Musik- und Kulturveranstaltungsbranche ist durch die Krise nachhaltig geschwächt. Die Veranstaltungen 
und Umsätze während des Lockdowns können nicht nachgeholt werden, auch nach dem Lockdown hat die 
Woche nur sieben Tage und das Jahr 52 Wochen. Dieses Geld fehlt für immer in den Kassen der betroffenen      
Betriebe. Unsere Branche zieht pro Jahr 15 Millionen Besucher*innen an, mehr als die Super- und National 
League zusammen (rund 4.5 Millionen in der Saison 2018/2019). Eine Schweiz ohne (Musik-
)Kulturveranstaltungen ist keine lebenswerte Schweiz mehr Ein kultureller Kahlschlag droht 

 
II. Notwendige Änderungen am Gesetzesentwurf 

Der Dachverband Petzi schlägt folgende Änderungen am Vernehmlassungsentwurf für ein Covid-19-
Geschäftsmietegesetz vor.  
 
 
 
 
 
 
 

           

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstleister im Bereich – so z.B. Technik- und Cateringfirmen, sind wie die Spielstätten und Veranstalter 
selbst hart von den Covid-19 Massnahmen betroffen. Gemäss einer Umfrage der Schweizerischen Bar- und 
Clubkommission (SBCK) Umfrage gaben 68% der Clubs an, dass sie weniger Aufträge an Externe vergeben 
würden. Deshalb müssen auch diese Dienstleister einen Mietzinserlass erhalten, deren Auftraggeber 
mehrheitlich aufgrund der Covid-19 Schutzmassnahmen schliessen mussten oder grossen Einbussen erlitten 
haben. Zur Anwendung des gesetzlichen Verteilschlüssels wäre analog zu den Beherbergungsbetrieben eine 
Umsatzeinbusse von mindestens 60% vorausgesetzt. Die Reduktion soll auch für Büroräumlichkeiten gelten, 
die nicht für rein administrative Tätigkeiten verwendet werden, sondern auch als Produktionsräumlichkeit 
oder zu Verkaufs-/Beratungszwecken dienen. 

Art. 2 Bst. g (neu)  

Beherbergungsbetriebe [Ergänzen] – 

Art. 2 Bst. h (neu) 

Cateringbetriebe [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. i (neu) 

Veranstaltungsbetriebe (Konzert und Eventhallen) [Ergänzen] 

Art. 2 Bst. k (neu) 

Dienstleister, die im Bereich der Kultur tätig sind [Ergänzen]  

Art. 1 Abs. 1 Bst. a   

öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen oder ihren Betrieb massiv einschränken 
mussten; [Ergänzen] 



 
 

VERBAND SCHWEIZER MUSIKCLUBS UND FESTIVALS 
FEDERATION SUISSE DES CLUBS DE MUSIQUES ACTUELLES 

 

POSTFACH 679/ CH-8038 ZÜRICH/ T +41 44 485 58 99/ BUERO@PETZI.CH/ WWW.PETZI.CH 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebe, die durchschnittlich während der gesamten Dauer der Covid-19 Krise (inklusive besondere Lage) 
Umsatzeinbussen von mindestens 60 % hatten, sollten auch unter die Regelung fallen. Gerade für 
Kulturunternehmen zeigt es sich, dass sie noch lange mit massiven Ausfällen zu kämpfen haben werden. Die 
obengenannte Umfrage der SBCK an welcher sich 82 Musik-Clubs, Musik-Bars, Konzert- und 
Veranstaltungslokale aus der Schweiz beteiligt haben, zeigt, dass weniger als die Hälfte, nämlich erst 43% 
der Betriebe regulär geöffnet haben, 12% waren noch nie geöffnet, 18% gaben an den Betrieb aufgrund 
strengerer kantonalen Vorschriften wieder geschlossen zu haben. Die Gründe dafür sind die immer noch 
geltende besondere Lage (Verbote für Veranstaltungen von über 1’000 Personen) und ein Livemusik-Bereich, 
der aufgrund der internationalen Lage weiterhin immer noch nicht stattfinden kann. Der geschätzte 
Umsatzverlust gemäss Umfrage beläuft sich pro Betrieb bis jetzt durchschnittlich auf knapp 700'000.-. Der 
monatliche Liquiditätsbedarf beträgt durchschnittlich 65'000.-  pro Monat, ein grosser Teil davon entfällt auf 
die Miete, welche z.B. in der Stadt Zürich im Durchschnitt 27'000.-  pro Club beträgt. Deshalb ist die fixe 
Obergrenze von 20’000 für zentral gelegene Betriebe zu tief angesetzt: Nur weil eine hohe Miete zu entrichten 
ist, heisst das noch nicht, dass Kulturunternehmen grössere finanzielle Reserven analog bspw. einer 
internationalen Modekette zur Verfügung stehen, was eine der Grundüberlegungen der Deckelung war, auf 
den Kulturbereich aber nicht zutrifft.     

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Erläuterung geht hervor, dass der unter Art. 4 definierte massgebende Miet- oder Pachtzins nicht nur 
für die Berechnung des geschuldeten Miet- oder Pachtzinses gilt, sondern auch beim Geltungsbereich (Art. 
2). Sollte unerwartet die Bruttomiete oder Bruttopacht massgebend sein, um zu bestimmen, ob ein Betrieb 
über die 20‘000-Franken-Limite fällt, wäre eine Präzisierung wie oben vorgeschlagen notwendig.  

Art. 3 Abs. 3 (neu)  

Betriebe mit Umsatzeinbussen von weniger als 60 % während der betrieblich angeordneten 
Schliessung gelten nicht als massiv eingeschränkt. [Ergänzen] 

Art. 5   

Mieterinnen und Mieter sowie Pächterinnen und Pächter von öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
Betrieben, die aufgrund der behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus schliessen 
oder ihren Betrieb massiv einschränken mussten, schulden während der Dauer der verordneten 
Schliessung oder betriebseinschränkenden Massnahmen in Abweichung von den Bestimmungen des 
Obligationenrechts 40 Prozent des massgebenden Miet- oder Pachtzinses. [Ergänzen] 

Art. 2  
Dieses Gesetz gilt für die Miete oder die Pacht für Geschäftsräume namentlich der folgenden öffentlich 

zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sowie Nebenräume und Büros die Aufgrund der 

ausserordentlichen Lage nicht genutzt werden konnten sofern die Nettomiete oder Nettopacht für die 

Miet- oder die Pachtsache monatlich maximal 20’000 Franken beträgt [präzisieren] - von dieser 

Obergrenze ausgenommen sind Kulturunternehmen.  
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Es ist unerlässlich, dass das Gesetz für dringlich erklärt wird. Es droht eine Flut juristischer Prozesse, falls sich 
die Inkraftsetzung weiter verzögern würde.       

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

 

Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalige Reduktion des Miet- oder Pachtzinses für die Dauer der 
verordneten Schliessung und der ausserordentlichen Lage vor. Das Covid-19-Geschäftsmietegesetz sollte 
deshalb nicht nur die Zeit des Lockdowns berücksichtigen, sondern auch die Phase nach dem Lockdown 
beinhalten. Gerade die Veranstaltungsbranche ist aufgrund der besonderen Lage noch weit von einem 
Normalbetrieb entfernt. Das Gesetz muss deshalb vorsehen, dass der Bundesrat weitere zeitlich befristete 
Mietzinsreduktionen und andere Massnahmen zum Schutz von Geschäftsmietern erlassen kann. Andernfalls 
müsste das Parlament den Gesetzesprozess von neuem starten, sollte es tatsächlich zu einer weiteren 
Schliessung kommen. Damit würde wertvolle Zeit verloren gehen, die unnötig zusätzliche Kosten 
verursachen würde. Wie die Zahlen der oben erwähnten Umfrage zeigen, droht ohne eine schnelle Lösung 
mehr als der Hälfte der Nachtkulturunternehmen bis im Winter der Konkurs. 

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der Haltung unseres Dachverbands und indirekt auch unserer 
über 200 Mitglieder in der ganzen Schweiz.  

Freundliche Grüsse 

 

Jonatan Niedrig 
Geschäftsleitung Petzi Deutschschweiz 

Art. 11 Abs. 1 

Dieses Gesetz wird dringlich erklärt (Art. 165 Abs. 1 BV). Es untersteht dem fakultativen Referendum. 

[Unverändert beibehalten] 

Art. xx Delegationsnorm bei behördlichen Anordnungen infolge von Covid-19 (neu) 

Der Bundesrat kann infolge von Schliessungen und Einschränkungen von Geschäften während der 
Covid-19-Epidemie vom OR abweichende Bestimmungen erlassen:  

Bst. a (neu): die Kündigungsfrist für Geschäftsmietverhältnissen für eine beschränkte Zeitdauer 
verlängern.  

Bst. b (neu): die Zahlungsfrist bei Zahlungsrückständen der Geschäftsmieten für eine beschränkte 
Zeitdauer verlängern.  

Bst. c (neu): einen Teil des Miet- oder Pachtzinses für eine beschränkte Zeitdauer zulasten der Vermieter 
oder des Bundes erlassen.  [Ergänzung] 
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Stellungnahme anlässlich der Vernehmlassung «Vorentwurf des Bundesgesetzes über 
den Miet- und den Pachtzins während Betriebsschliessungen und Einschränkungen 
zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19-Geschäftsmietegesetz)» 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Als nationaler Branchenverband äussert sich der Verband Textilpflege Schweiz VTS im Rah-
men des Vernehmlassungsverfahrens zum Covid-19-Geschäftsmietegesetz. Die Mitglieder 
des VTS sind Textilreinigungen, Wäschereien und Zulieferfirmen und vereinen rund drei 
Viertel des in der Schweiz in der Textilpflegebranche realisierten Umsatzes. Wir danken 
Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  
 
Mit Ernüchterung haben wir festgestellt, dass der Vorentwurf des Covid-19-Geschäftsmiete-
gesetzes ausschliesslich öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe, die aufgrund der 
behördlichen Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus für das Publikum schliessen 
sowie Gesundheitseinrichtungen, die aufgrund der behördlichen Massnahmen ihren Betrieb 
einschränken mussten, einschliesst.  
 
Die Corona-Pandemie hat weltweit und in der Schweiz zu enormen wirtschaftlichen Schäden 
geführt, deren Folgen noch längst nicht ausgestanden sind. Textilreinigungen und Wäsche-
reien durften zwar den Betrieb weiterführen, da sie gemäss COVID-19-Verordnung Dienst-
leistungen für den täglichen Bedarf anbieten, nichtsdestotrotz hatten die Massnahmen des 
Bundesrates (die Schliessung von Restaurants, Versammlungsverbot, Home Office, Verbot 
nicht notwendiger Operationen, «Stay at home», leere Innenstädte etc.) massiven Einfluss 
auf die Betriebe und deren Umsatz. Die Situation kam daher faktisch einer behördlichen 
Schliessung der Betriebe gleich. Eine Gleichbehandlung mit den behördlich geschlossenen 
Betrieben ist deshalb gerechtfertigt.  
 
Der Verband Textilpflege Schweiz VTS beantragt, den Geltungsbereich auf die Textilpflege-
branche auszuweiten. Sämtliche Unternehmen, welche massive Umsatzeinbussen verzeich-
neten (mindestens 60% während zwei Monaten), sollen von einer Mietzinsreduktion gemäss 
Art. 5 Covid-19-Geschäftsmietegesetz profitieren können – unabhängig davon, ob eine be-
hördliche Schliessung angeordnet wurde.  
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In der Beilage senden wir Ihnen als Ergänzung zu oben genannten Punkten unser aktuelles 
Positionspapier, welches die Lage unserer Branche widerspiegelt. Wir danken Ihnen für die 
wohlwollende Prüfung unserer Forderung und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
 
VTS 
 
 
 
 
 
Alexander Wild Melanie Saner 
Präsident Geschäftsführerin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beilage: erwähnt 



 

  Bern, 30.07.2020 

Positionspapier des Verbands Textilpflege Schweiz VTS  

zur Lage der Textilpflegebranche 

 

Bedeutung der Textilpflegebranche in der CH-Wirtschaft  

Die Textilpflegebranche ist ein wichtiger Wirtschaftssektor in der Schweiz und beschäftigt rund 
7'000 Personen. Die professionelle Versorgung mit hygienisch aufbereiteten Textilien ist ein 
wesentlicher Beitrag zur erfolgreichen Eindämmung und Bekämpfung der aktuellen Pandemie.  

 

Auswirkung von Covid-19 auf die Textilpflegebranche 

Obwohl die Textilpflegebetriebe aufgrund ihrer Systemrelevanz auch während des Lockdowns 
den Betrieb weiterführen durften, haben die Massnahmen des Bundesrats diese Betriebe bis 
ins Mark getroffen. Die Schliessung von Restaurants, die ausbleibenden Hotelgäste, die stark 
reduzierte Auslastung im Gesundheitswesen als auch das Fehlen der Privatkunden sowie das 
Versammlungsverbot hatten einen grossen Einfluss auf die Betriebe. Eine Branchenumfrage 
des Verbands Textilpflege Schweiz VTS sowie der European Textile Services Association 
ETSA, welche im Juni durchgeführt wurde, hat folgendes ergeben:  

 95 Prozent der befragten Schweizer Wäschereien und Textilreinigungen hatten mit einem 
Nachfragerückgang von Kunden zu kämpfen; 

 In den Sektoren Industrie, Dienstleistung, Hotel- und Gastgewerbe sowie im Gesund-
heitssektor gingen die Einnahmen stark zurück. Speziell im Gastgewerbe und in der Ho-
tellerie stürzten die Einnahmen im April gar um mehr als 80 Prozent ab;  

 75 Prozent der befragten Schweizer Textilpflege-Unternehmen haben Kurzarbeit bean-
tragt, um Entlassungen zu verhindern; 

 Über 50 Prozent der Unternehmen könnten den Betrieb unter Bedingungen, wie sie im 2. 
Quartal 2020 herrschten, nicht länger als ein halbes Jahr weiterführen; 

 Betriebliche Investitionen werden stark zurückgefahren; 

Insbesondere Textilreinigungen kämpfen mit ausbleibenden Privatkunden. Kurzarbeit oder gar 
Arbeitslosigkeit führen zu geringeren Haushalts-Einkommen. Aufgrund der daraus resultieren-
den wirtschaftlichen Unsicherheit vermeiden die Privataushalte Ausgaben für textile Dienst-
leistungen. Dazu kommt, dass durch das vermehrte Homeoffice sowie der aufgrund des 
Coronavirus ausbleibenden Festivitäten weniger Hemden, Anzüge und Festkleidung getragen 
werden, die üblicherweise zur Reinigung in die Textilreinigung gebracht wurden. Dieses Prob-
lem war während des Lockdowns akut. Doch hat sich die Lage nach wie vor nicht normalisiert. 
Viele Arbeitgeber lassen ihre Mitarbeitenden auch weiterhin im Homeoffice arbeiten, weshalb 
auch langfristig mit Umsatzeinbussen gerechnet werden muss.  

Auch in den Sektoren Gastronomie und Hotellerie haben Textilpflege-Unternehmen signifi-
kante Einnahmeeinbussen verzeichnet. Selbst wenn Wirtschaft und Tourismus langsam wie-
der anlaufen, werden die inländischen Touristen das Ausbleiben der ausländischen Gäste im 
Sommer voraussichtlich nicht kompensieren können. Gemäss Tourismusprognose der ETH 
Zürich müssen die Städte in den Sommermonaten mit 50 Prozent weniger Logiernächten rech-
nen, der Alpenraum mit 20 bis 30 Prozent. Im gesamten Tourismusjahr 2020 dürfte die Zahl 
der Logiernächte im Vergleich zum Vorjahr um über 30 Prozent einbrechen.  

  



 

  Bern, 30.07.2020 

Derzeit muss davon ausgegangen werden, dass die Textilpflegebetriebe zwischen 12 und 18 
Monaten oder sogar noch länger benötigen, um wieder zu den Einnahmen aus der Zeit vor 
dem Coronavirus zu gelangen (Branchenumfrage VTS und ETSA). Auch die Expertengruppe 
des SECO rechnet für den weiteren Jahresverlauf nur mit begrenzten Aufholeffekten der 
Schweizer Wirtschaft. Die bisherigen Verluste aufgrund der Massnahmen sind sehr gross, 
weshalb die Betriebe noch länger damit zu kämpfen haben. Dazu kommen die aufgrund des 
Nachfragerückgangs entstandenen Umsatzausfälle und in der Folge die hohen betrieblichen 
Kosten. Derzeit muss man davon ausgehen, dass auch der Umsatz im nächsten Jahr tiefer 
ausfallen wird als im Vorjahr.  

 

Der Verband Textilpflege Schweiz fordert deshalb Politik, Branchenpartner, Lieferanten 
und Vermieter dazu auf, die Textilpflegebetriebe bei der Geschäftsausübung zu unter-
stützen und möglichst gute Rahmenbedingungen zu schaffen, um ein Branchensterben 
zu verhindern. 
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Per Email (recht@bwo.admin.ch)  
 
Bundesamt für Wohnungswesen (BWO)  
Storchengasse 6  
2540 Grenchen  
 
 
Zürich, 3. August 2020 

 
 
 
Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 
während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 
Coronavirus Covid-19 (Covid-19-Geschäftsmietegesetz)  
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin  
Sehr geehrter Herr Tschirren  
Sehr geehrter Herr Alvarez  
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Die VZI ist der Zusammenschluss von Immobilienunternehmen mit regionaler oder nationaler Ausrich-
tung, die insbesondere in der Wirtschaftsregion Zürich aktiv sind. Als Dachvereinigung bündelt die VZI 
die Interessen ihrer Mitglieder und nimmt Einfluss auf branchenrelevante Entwicklungen. Die Mitglie-
der der Vereinigung bewirtschaften und repräsentieren im Wirtschaftsraum Zürich etwa einen Viertel 
der Immobilienobjekte und nehmen mit den schweizweit tätigen Unternehmen Livit, Privera, Apleona, 
Verit und Schaeppi auch national eine bedeutende Stellung ein. Unter den Kunden unserer Mitglieder 
befinden sich auch viele private Eigentümer, die ihre Altersvorsorge in Immobilien investiert haben. 
  
Aufgrund der Bedeutung der Vorlage ergreift die VZI die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorent-
wurf des obengenannten Bundesgesetzes «Covid-19-Geschäftsmietegesetz».  
 
Die VZI und die VZI-Mitglieder engagieren sich seit Beginn der Corona-Krise in enger Zusammenar-
beit mit ihren Auftraggebern für faire, markt- und sachgerechte sowie praktikable individuelle Lösun-
gen für Geschäftsmietverhältnisse die von den verordneten temporären Betriebsschliessungen betrof-
fen sind. Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates vom 
8. Juni 2020 ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während Betriebs-
schliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19)» widerspricht die-
sem Ziel. Zudem blockiert oder behindert es in unzähligen Fällen gütliche und partnerschaftliche Eini-
gungen der betroffenen Mietparteien und sorgt sowohl bei Eigentümern wie auch bei Mietern für Unsi-
cherheit. Zudem führt es zu Begehrlichkeiten und allenfalls gar zu Ungerechtigkeiten weil nicht der 
Einzelfall beachtet wird. 
 
➔ Die VZI lehnt deshalb den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» 

ab.  
 
 
Folgend nehmen wir zu einzelnen Punkten Stellung und erläutern unsere Haltung.  
 

I. Allgemeine Bemerkungen  
 

Das Gesetz ist unverhältnismässig und verfassungswidrig. Es richtet volkswirtschaftlichen 
Schaden an, statt Nutzen zu stiften. Zudem schafft es grosse Rechtsunsicherheit und würde ein 
willkürlich konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches unverständlicherweise 
ausschliesslich die Vermieter treffen würde. Das Gesetz verhindert zudem in vielen Fällen gütliche 
und partnerschaftliche Einigungen und schafft eine eklatante Ungleichbehandlung von Vermie-
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tern und Mietern. Die bisherigen sehr umfangreichen und arbeitsintensiven Bemühungen von Eigen-
tümern und Bewirtschaftern für einvernehmliche Lösungen würden in Frage gestellt oder gar unterlau-
fen.  
 
Die Dringlichkeitserklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tatsache nicht zu kor-
rigieren, dass eine Lösung zu spät kommt.  
 
Aus dem in Artikel 5 der Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird unter anderem 
das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem Handeln auf das geltende 
Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft gesetzten «Covid-19-Geschäftsmietgesetz» 
würde eine die Vermieterseite belastende, echte Rückwirkung festgelegt und damit das Gebot der 
Rechtssicherheit klar verletzt.  
 
Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirtschaftsfreiheit. 
Mit dem «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden verfassungsrechtlich gewährleis-
teten Grundrechte massiv verletzt. Ein Eingriff in die Eigentumsgarantie ist unverhältnismässig und 
nicht gerechtfertigt. 
 
Das vorgeschlagene Bundesgesetz ist nicht verhältnismässig. Es würde zu einer ungerechtfertigten, 
generellen Schlechterstellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung von Mie-
tern zur Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit tatsächlich zu berücksichtigen.  
 
Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht eingreifen würde. 
Im wichtigen internationalen Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses 
selbstinduzierte politische Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen. Das ist unbe-
dingt zu vermeiden. Die Schweiz hat international den guten Ruf der Rechtsstaatlichkeit. Dieses Ge-
setz würde dem internationalen Ruf der Schweiz somit enorm schaden.  
 
Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde weitgehend den 
Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situation.  
 
Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine partnerschaftli-
chen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar – sämtliche Mitglieder der VZI sind nach wie vor bestrebt, 
privatwirtschaftliche individuelle und passende Einzellösungen zu erarbeiten um bei den Mietern für 
Rechtssicherheit zu sorgen. Die Verwaltung will sich auf ein eigenes Monitoring stützen. Dieses wird 
nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Ergebnisse stehen daher für die Botschaft an das Parlament ver-
mutlich noch gar nicht zur Verfügung. Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf vorgeschlagene Kon-
zept ein weitgehend auf willkürlichen Schätzungen und Annahmen basierendes Konstrukt. Das 
ist inakzeptabel.  
 
Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für Wohnungswesen 
(BWO) obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidungskompetenzen ausgestattet würde.  
 
Der Bundesrat hält im erläuternden Bericht auf Seite 6 zutreffend fest, dass die Schliessung und die 
Einschränkung eines Betriebs aufgrund von behördlichen Massnahmen infolge der COVID-19-Pande-
mie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter liegen. Würde einem Teil 
der Mieterinnen und Mieter rückwirkend per 17. März 2020 ein gesetzlicher Anspruch auf Mietzinsher-
absetzung eingeräumt, würde jedoch trotzdem Recht geschaffen, auf das sich in der Praxis auch Mie-
terinnen und Mieter berufen werden, die von der vorgesehenen Regelung aufgrund der Mietzinshöhe 
(über 15'000 bzw. 20'000 Franken) an sich nicht profitieren könnten.  
 
 

II. Verfassungsgrundlage  
 

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV nur die Kom-
petenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die Allgemeinverbindlicherklä-
rung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorgeschlagenen «Covid-19-Geschäftsmietege-
setz» betroffene Gegenstand gehört klar nicht dazu.  
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Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untauglich. Denn ge-
mäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. die Grundsätze der Wirt-
schaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbehandlung von Konkurrenten gewährleistet 
sein. Das kann mit dieser Vorlage mitnichten gewährleistet werden. Ein auf dieser Verfassungsnorm 
beruhendes Bundesgesetz wird diese Grundsätze im Gegenteil verletzen. Anders als der Bundesrat 
betrachten wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als «vertretbar», sondern als offenkundig 
falsch.  
 
 

III. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen  
 

Art. 2 Geltungsbereich  
 
➔ Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.  
 
In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass «mit dem Hinweis auf Geschäftsräume» verdeutlicht wird, 
«dass der Monatszins pro Miet- oder Pachtobjekt und nicht das Vertragsvolumen gemeint ist. Werden 
in einem einzelnen Vertrag mehrere eigenständige Miet- oder Pachtsachen zusammengefasst, so gilt 
das Gesetz für jedes dieser Objekte, für das ein Miet- oder Pachtzins von höchstens 20'000 Franken 
pro Monat gilt, selbst dann, wenn die monatliche Gesamtsumme darüber liegt». Dies ist zu korrigieren 
– zumal dies dem übergeordneten formulierten Ziel widerspricht: «Die Obergrenze wurde bewusst ein-
geführt, um kleine und mittlere Unternehmen zu schützen».  
 
Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, namentlich 
der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, sofern der totale monatliche Miet- 
oder Pachtzins, welcher ein Mieter oder ein Pächter für sämtliche von ihm in einer Liegenschaft ge-
mieteten bzw. gepachteten Miet- bzw. Pachtobjekte zu bezahlen hat in der Summe monatlich maximal 
20’000 Franken beträgt».  
 
 
Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich  
 
➔ Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.  
 
Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen Regelung aus. 
Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig Mietzinsreduktionen ihre Gültigkeit behalten. Auch Einigun-
gen, welche Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden umfassen, sind gültige Abmachungen und müs-
sen vom Geltungsbereich ausgenommen werden. Auch solche Vereinbarungen stellen «eine aus-
drückliche Einigung der Vertragsparteien» dar.  
 
Art. 3 Abs. 1 Bst. b  
Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichtsentscheid vorzuliegen hat, 
damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen wird. Die Vorgabe, wo-
nach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend zur Anwendung kommt, wird eine 
grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder begünstigen, statt sie zu verhindern. Die rückwirkende 
Anwendung wird die Tendenz zum Abwarten verstärken, statt entsprechende Einigungen zu fördern.  
 
Art. 3 Abs. 2  
Die VZI lehnt eine separate Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15’000 und 20’000 
Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietvertragsparteien einseitig auf die 
Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint beliebig und ist willkürlich.  
 
 
Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins  
 
➔ Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der 

Bruttopachtzins zu bezeichnen.  
 

➔ Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren.  
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Art. 4 Abs. 1  
Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parlamentarischen Dis-
kussion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem «Mietzins» die Rede. Sofern diese Be-
griffe präziser gefasst wurden, war meistens der Bruttomietzins gemeint. Dies war beispielsweise bei 
der vom Ständerat gutgeheissenen Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso beim Beschluss des 
Ständerates vom 6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR.  
 
Art. 4 Abs. 2 und 3  
Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten geben. Auch 
Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie unterschiedlich betroffen waren, 
sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vorgeschlagenen Regelung ungenügend und un-
klar abgedeckt.  
 
 
Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins  
 
➔ Wir lehnen Art. 5 ab.  
 
Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% ihres Forde-
rungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwungen. Andererseits würden 
sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der tatsächlichen wirtschaftlichen Auswirkun-
gen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach sein, ist 
aber willkürlich, unausgewogen und ungerecht.  
Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Geldern zu kommen, ihre Not-
lage mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, Korrespondenz, weitere Do-
kumente») beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das «BWO zusätzliche Anforderungen für das 
Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage» festlegen kann. Seitens der Mieter würde mittels eines simp-
len Aufteilungsschlüssel breit über eine Vielzahl von Unternehmen Recht gesprochen – ohne deren 
Betroffenheit überhaupt näher zu überprüfen. Diese Ungleichbehandlung ist nicht akzeptabel.  
 
 
Art. 6 Gesundheitseinrichtungen  
 
➔ Wir lehnen Art. 6 ab.  
 
Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des Betriebs erfah-
ren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der Anwendung auf sämtliche Ge-
sundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird einerseits eine ungerechtfertigte Pauscha-
lierung vorgenommen. Andererseits werden andere Unternehmen ausgeschlossen. Auch Hotels wa-
ren beispielweise indirekt betroffen und mussten ihren Betrieb einschränken. Ebenso sind bei Restau-
rants, die teilweise in Betrieb waren, die effektiven Einbussen schwierig zu erheben. Es flossen zudem 
Überbrückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausgerichtet wurden.  
 
 
Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen  
 
➔ Wir lehnen Art. 7 ab.  
 
Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit der gesamten 
Vorlage nicht wettzumachen – im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% Mieterlass hohe Belastung von 
Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit Kostenmiete arbeiten, zu entlasten, ist zum 
Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds, welcher mit 20 Millionen Franken geäufnet würde, vermag die 
zu erwartenden Ausfälle nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung würden hier zudem Mit-
tel eingestellt, welche die für denselben Zweck bereitgestellten und fliessenden Liquiditätshilfen «kon-
kurrenzieren».  
 
 
Art. 11 Referendum und Inkrafttreten  
 
➔ Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.  
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Die Geltungsdauer des Gesetzes ist auf 31. Dezember 2020 zu beschränken. Die in Art. 11 Abs. 2 
vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist überzogen. Sie vermittelt, dass langwie-
rige Rechtsverfahren in Kauf genommen werden. Ferner ist das vorliegende Gesetz «für die Dauer 
der vom Bund verordneten Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle eines zweiten Lockdowns in 
den Jahren 2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen, müsste die Lage 
jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen werden, dass der vorlie-
gende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zweiten Lockdown Gültigkeit erhielte. Dies ist 
explizit festzuhalten.  
Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu verkürzen.  
 
 

IV. Zusammenfassung  
 

Jeder zusätzliche staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Ungerech-
tigkeiten. Langwierige Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen Fällen wohl 
eher befördert, u. a., weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt werden könnten.  
Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch in dieser Kri-
sensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragsparteien, um in dieser ausser-
ordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kompromisse zu finden. Unzählige solcher 
Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. Dieser die Vertragsautonomie respektierende Weg 
hat Priorität und soll nicht torpediert werden. Ein staatlicher Eingriff stellt Gespräche und Verhandlun-
gen zwischen Miet- und Pachtparteien in Frage, gefährdet diese und wird eine Vielzahl von privaten 
Lösungen verhindern.  
 
Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss verhältnis-
mässig und auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur Überbrückung der krisenbe-
dingten Ausfälle am ehesten auf Unterstützung angewiesen sind. Es sind dies die kleineren Unterneh-
men. Die vorgeschlagene Lösung ist unverhältnismässig, unausgewogen und bietet nicht rechtzeitig 
Rechtssicherheit.  
 
Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vorübergehenden 
Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und wirft schwierige Abgren-
zungsfragen auf.  
 
Das durch den Bund in Auftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann somit 
nicht als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet werden. Bereits vor-
liegende Erhebungen der Immobilienbranche erwähnt der Bundesrat im Bericht zur Vernehmlassung 
nicht. Dies ist stossend.  
 
Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine taugliche Ver-
fassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.  
 
Die rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.  
 
➔ Wir lehnen das Bundesgesetz ab.  
➔ Es ist nicht zielführend, behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine krasse Benach-

teiligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar.  
 
Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 

Vereinigung Zürcher Immobilienunternehmen 

 

Béatrice Schaeppi   Martin Arnold 

Präsidentin    Geschäftsführer 
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das ge ltende R ech t ve rlassen können . M it dem rückw irkend in K ra ft gese tz ten «C ovid-19 - 

G eschä ftsm ie tgese tz» w ürde eine die V erm ie te rse ite be lastende, ech te R ückw irkung 

fes tge leg t und dam it das Gebot der Rechtssicherheit verletzt.

D ie B undesverfassung garan tie rt in A rtike l 26 das E igen tum und in A rtike l 27 die  

W irtscha fts fre ihe it. M it dem «C ovid -19-G eschä ftsm ie tegese tz» w ürden diese beiden

verfassungsrechtlich gewährleisteten Grundrechte verletzt.

D as vorgesch lagen e B undesgese tz ist nicht verhältnismässig. E s w ürde zu einer 

ungerech tfe rtig ten , genere llen S ch lech te rs te llung von V erm ie te rn führen und hätte e ine 

w illkürliche E ntlas tung von M ie tern zur F o lge , ohne deren w irtscha ftliche B etro ffenhe it zu  

be rücks ich tigen.

D ie S chw e iz w äre das e inz ige Land , w e lches dera rt w illkü rlich in das V ertragsrech t e ing riffe . 

Im  w ich tigen in te rnationa len Standortwettbewerb um Investitionen und Investoren w ürde 

d ieses se lbs tinduz ie rte po litische R is iko kla r zu e inem relativen Wettbewerbsnachteil 

füh ren . D as is t unbed ing tzu ve rm e iden .

D ie A nzah l der be tro ffenen G eschä ftsm ie terinnen und -m ie te r, fü r w e lche noch ke ine 

pa rtne rscha ftlichen Lösungen vorliegen, is t vö llig unk la r. D ie V erw a ltung w ill s ich au f e in  

e igenes M on ito ring stü tzen . D ieses w ird n ich t vo r O ktober 2020 vorliegen ; d ie E rgebn isse  

s tehen daher fü r d ie B o tscha ft an das P arlam ent noch n ich t zu r V erfügung . D am it b le ib t das 

m it dem G ese tzesentw urf vorgesch lagene K onzep t e in w eitgehend auf willkürlichen 

Schätzungen und Annahmen basierendes Konstrukt. D as is t n ich t akzep tabe l.

D er B undesra t hä lt im  erläu te rnden B erich t au f S e ite  6 zu tre ffend fest, dass d ie S ch liessung  

und d ie E inschränkung e ines B etriebs au fg rund von behörd lichen M assnahm en in fo lge der
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C O V ID -19-P andem ie nicht im Verantwortungsbereich der Vermieterinnen und Vermieter

liegen. W ürde e inem T e il der M ie te rinnen und M ie te r rückw irkend per 17 . M ärz 2020 e in  

gese tz liche r A nspruch au f M ietz insherabse tzung e ingeräum t, w ürde jedoch tro tzdem R ech t 

gescha ffen , au f das s ich in der P rax is auch M ie terinnen und M ie te r beru fen w erden , d ie von  

de r vo rgesehen en R ege lung au fg rund der M ietz inshöhe (über 15 '000 bzw . 20 '000 F ranken) 

an s ich n ich t p ro fitie ren könn ten .

II. Verfassungsgrundlage

B e im  M ie trech t hande lt es s ich um  Z iv ilrech t. D em B und kom m t gem äss A rtike l 109 B V nur 

d ie K om petenz zu, V orschriften gegen M issbräuche im M ie tw esen sow ie über d ie  

A llgem e inverb ind liche rk lä rung von R ahm enm ie tve rträgen zu erlassen . D er vom  

vorgesch lagenen «C ovid-19 -G eschä ftsm ie tegese tz» be tro ffene G egenstand gehört k la r n ich t 

dazu .

D er V ersuch , das vorgesch lagene G ese tz au f A rtike l 100 B V abzustü tzen , is t untauglich. 

D enn gem äss dieser V erfassungsbestim m ung zur K on junktu rpo litik m üssten u.a . d ie  

G rundsä tze der W irtscha fts fre ihe it, de r W ettbew erbsneu tra litä t und der G le ichbehand lung von 

K onkurren ten gew ährle is te t se in . D as kann m it d ieser V orlage m itn ich ten gew ährle is te t 

w erden . E in au f d iese r V erfassungsnorm  beruhendes B undesgese tz w ird d iese G rundsä tze im  

G egente il ve rle tzen . A nders a ls der B undesra t be trach ten w ir e in Abstellen auf Artikel 100 

BV n ich t a ls «vertre tba r» , sondern a ls offenkundig falsch.

III. Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen 

Art. 2 Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab.

D ie R ege lung so ll ko rrig iert w erden , um  n ich t fü r das e inze lne M ie tob jek t, sondern fü r 

den M ie tve rtrag zu ge lten . N ur so kann ausgesch lossen w erden , dass fü r e ine  

V ie lzah l von M ie tob jek ten in e ine r oder m ehre ren L iegensch a ften je e in E rlass 

bean trag t und d ie O berg renze  von C F IF 20 '000  m ehrfach überschritten w ürde .

In den E rläu te rungen w ird ausge führt, dass «m it dem  H inw e is au f G eschä fts räum e» 

ve rdeu tlich t w ird , «dass der M ona tsz ins pro M ie t- oder P ach tob jek t und n ich t das 

V ertragsvo lum en gem ein t ist. W erden in einem einze lnen V ertrag m ehre re  

e igenständ ige M ie t- oder P ach tsachen zusam m enge fasst, so g ilt das G ese tz fü r 

jedes d iese r O b jekte , fü r das e in M ie t- oder P ach tz ins von höchstens 20 '000 F ranken 

g ilt, se lbs t dann, w enn d ie m onatliche G esam tsum m e darüber lieg t» . D ies is t zu  

ko rrig ie ren - zum a l d ies dem übergeordne ten fo rm u lie rten Z ie l w idersp rich t: «D ie  

O berg renze w urde bew usst e inge führt, um kle ine und m ittle re U nte rnehm en zu  

schü tzen» .
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Art. 2 ist deshalb umzuformulieren: «D ieses G ese tz gilt für Miet- und 

Pachtverträge, nam entlich der fo lgenden ö ffen tlich zugänglichen E in rich tungen und  

B e triebe , so fe rn der M ie t- oder der P ach tz ins fü r d ie M ie t- oder d ie P ach tsache 

m ona tlich m axim a l 20 000 F ranken be träg t» .

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.

Art. 3 Abs. 1 Bst. a n im m t bestehende E in igungen rich tige rw e ise von der gese tz lichen  

R ege lung aus. E s is t aber n ich t akzep tabe l, w enn e inz ig M ie tz insreduktionen ih re G ü ltigke it 

beha lten . A uch E in igungen , w e lche «be isp ie lsw eise S tundungs- oder R a tenzah lungsabreden» 

um fassen , sind gü ltige A bm achungen und m üssen vom G eltungsbere ich ausgenom m en 

w erden . A uch solche V ere inbarungen ste llen «eine ausdrück liche E in igung der 

V ertragsparte ien»  dar.

Art. 3 Abs. 1 Bst. b

E s m uss defin ie rt w erden , zu w e lchem Z e itpunkt e in rech tskrä ftige r G erich tsentsche id  

vo rzu liegen ha t, dam it e in M ie tverhä ltn is vom  G e ltungsbere ich des G ese tzes ausgenom m en 

w ird .

D ie V orgabe , w onach das G ese tz be i lau fenden G erich tsve rfah ren rückw irkend zur 

A nw endung kom m t, w ird e ine grosse Z ah l von G erich ts fä llen aus lösen oder begünstigen -  

s ta tt s ie zu verh indern. D ie rückw irkende A nw endung w ird d ie T endenz zum A bw arten 

ve rs tä rken, sta tt w ie dringend nö tig den H and lungsdruck und en tsp rechende E in igungen zu 

be fö rdern .

Art. 3 Abs. 2

W incasa lehn t e ine R ege lung fü r M ie tve rhä ltn isse  m it M ie tz insen zw ischen 15 000 und 20 000 

F ranken ab . D ie D e fin ition  e ines B ere ichs, innerha lb  dessen d ie M ie tve rtragsparte ien  e inse itig  

au f d ie A nw endung des G ese tzes verz ich ten können , ersche in t be lieb ig und is t w illkürlich  

sow ie n ich t p raktikabe l.

Art. 4 Massgebender Miet- oder Pachtzins

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins bzw. der 

Bruttopachtzins zu bezeichnen.

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren. __________

Art. 4 Abs. 1

V or der B esch lussfassung über d ie M otionen 20.3451 und 20.3460 w ar in der 

pa rlam enta rischen D iskuss ion m ehrhe itlich und iffe renzie rt von der «M ie te» bzw . dem  

«M ietz ins» d ie R ede . S ofe rn d iese B egriffe präz ise r ge fasst w urden , w ar m e is tens 

de r B ru ttom ie tz ins gem ein t. D ies w ar be isp ie lsw e ise be i der vom S tänderat
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gu tgehe issenen M otion 20 .3161 der W A K -S R der F a ll, ebenso be im  B esch luss des 

S tänderates vom  6 . M a i 2020 über d ie abgeänderte M otion 20 .3142 der W A K -N R .

Art. 4 Abs. 2 und 3
B e i den be tro ffenen M ie tve rhä ltn issen w ird  es re la tiv  v ie le  V erträge m it U m satzm ie ten  

geben . A uch V erträge m it gem isch ten N utzungen , d ie von der C ov id -19 -P andem ie 

un te rsch ied lich be tro ffen w aren , s ind zah lre ich . B e ide S achverha lte w ürden m it der 

vo rgesch lagenen R ege lung ungenüge nd und unk la r abgedeckt.

Art. 5 Geschuldeter Miet- oder Pachtzins

Wir lehnen Art. 5 ab.______

S äm tliche be tro ffenen V erm ie te r w ürden von G ese tzes w egen zum  V erz ich t au f 60%  ih res 

F orderungsanspruches auf vertrag lich vere inbarte M ie t- oder P ach tz inse gezw ungen . 

A ndererse its w ürden säm tliche von der V orlage e rfassten M ie te r ungeach te t de r ta tsäch lichen  

w irtscha ftlichen A usw irkungen au f ih r U nternehm en im g le ichen U m fang en tlas te t. D iese 

P auscha lierung m ag e in fach se in , is t aber w illkü rlich , unausgew ogen und ungerech t.

Art. 6 Gesundheitseinrichtungen

Wir lehnen Art. 6 ab._______ _________________________________________ _________

E s is t n ich t z ie lfüh rend , gew isse  U n te rnehm en, w e lche «nur» e ine E inschränkung des 

B e triebs e rfah ren haben , ebenfa lls  vom  B undesgese tz p ro fitie ren zu lassen . M it de r 

A nw endung au f säm tliche G esundhe itse in rich tungen lau t C O V ID -19-V ero rdnung 2 

w ird e ine rse its e ine ungerech tfe rtig te P auscha lie rung vorgenom m en. A ndere rse its  

w erden andere U nte rnehm en ausgesch lossen . A uch F lo te ls w aren be isp ie lw e ise 

ind irekt betro ffen und m ussten ih ren B etrieb e inschränken . E benso sind be i 

R estau ran ts , d ie te ilw e ise in B etrieb w aren , d ie e ffek tiven E inbussen schw ie rig zu  

e rheben. E s flössen zudem Ü berb rückungs- und L iqu id itä tsh ilfen , d ie ebenfa lls  

s taa tlich ausgerich te t w urden .

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.________

D ie G e ltungsdauer des G ese tzes is t au f 31 . D ezem ber 2020 zu beschränken. D ie in A rt. 11 

A bs. 2 vo rgesch lagene G e ltungsdauer b is E nde D ezem ber 2022 is t überzogen . S ie ve rm itte lt, 

dass langw ie rige R ech tsve rfah ren in K au f genom m en w erden . F erner is t das vorliegende 

G ese tz « fü r d ie D auer de r vom  B und ve ro rdne ten S ch liessung» ausge legt. Im  m ög lichen F a lle
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e ines zw e iten Lockdow ns in den Jahren 2021 oder 2022 , m it anders gearte ten V orschriften  

und A usw irkungen , m üsste d ie Lage jedoch zunächst neu beurte ilt w erden . E s m uss desha lb  

ausgesch lossen w erden , dass der vo rliegende G ese tzesvorsch lag  au tom atisch auch fü r e inen 

zw e iten Lockdow n G ü ltigke it e rh ie lte . D ies is t exp liz it fes tzuha lten .

D ie G e ltungsfris t b is 31 . D ezem ber 2022 is t auch aus d iesem G rund um zw e i Jahre zu 

ve rkü rzen .

IV. Zusammenfassung

Jeder zusä tz liche staa tliche E ingriff in d ie priva trech tlichen M ie tve rhä ltn isse scha fft neue 

Ungerechtigkeiten. Langw ie rige G erich tsve rfah ren w erden dam it n ich t ve rh indert, sondern in  

v ie len F ä llen w oh l eher be fö rdert, u . a . w e il zah lre iche E inze lfä lle m it dem  V orsch lag n ich t 

ge rege lt w erde n könn ten .

M ie tve rhä ltn isse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. M ie tve rträge sind auch in 

d iese r K risens ituation gü ltig und b ilden d ie B as is fü r V erhand lungen der V ertragsparte ien, um  

in d ieser aussero rden tlichen Lage fa ire und fü r be ide S e iten akzep tab le K om prom isse zu  

finden. U nzäh lige so lcher V ere inbarungen w urden bere its abgesch lossen . D ieser d ie  

V ertragsau tonom ie respektie rende W eg hat P rio ritä t und so ll n ich t to rped ie rt w erden . E in  

s taa tliche r E ingriff s te llt G espräche und V erhand lungen zw ischen M ie t- und P ach tparte ien in 

F rage , ge fäh rde t d iese und w ird e ine  V ie lzah l von p riva ten Lösungen verh indern.

D er V oren tw urf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der

vo rübergehenden G eschä ftssch liessungen au f d ie versch iedenen B etriebe ausser A ch t und 

w irft schw ierige  A bgrenzungsfragen au f.

D as durch den B und in A u ftrag gegebene Monitoring liegt noch lange nicht vor und kann 

somit nicht als nötige Datengrundlage zur Konzeption der Umsetzung verwendet

w erden . B ere its vo rliegende E rhebungen der Im m obilienbranche erw ähn t der B undesrat im  

B erich t zu r V ernehm lassung  n ich t. D ies is t s tossend .

D ie E rhebungen der B ranche und spez ifisch des V IS  ze ig ten bere its E nde M a i: In zw e i D ritte ln  

a lle r G eschä ftsm ietve rhä ltn isse der M itg lieder des V IS w urde bere its partne rscha ftliche  

Lösungen zw ischen M ie te rn und V erm ie te rn ge funden .

D ie in d ive rsen Kantonen bereits getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer 

Bundeslösung.

F ür den a llfä lligen E ingriff in d ie priva trech tlichen M ie tve rhä ltn isse hat der B und ke ine 

taug liche Verfassungsgrundlage. D ie B erufung au f A rt. 100 B V  is t nicht vertretbar.

D ie rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes ist rechtlich unhaltbar.
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Wir lehnen das Bundesgesetz ab.
Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine schwere 

Benachteiligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar.______________ _______

F ür a llfä llige  F ragen s tehen w ir ge rne zu r V erfügung .

F reund liche G rüsse 

W incasa  A G



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 

 
Per E-Mail an 
recht@bwo.admin.ch 
 

 

23. Juli 2020 rom Telefon direkt: 044 360 26 66 rebecca.omoregie@wbg-schweiz.ch 

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins während 

Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des Coronavirus  

(Covid-19-Geschäftsmietegesetz): Stellungnahme 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wohnbaugenossenschaften Schweiz wurde mit Schreiben vom 1. Juli 2020 vom Eidgenössischen 

Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF eingeladen, eine Stellungnahme zum oben 

genannten Bundesgesetz einzureichen. Wir bedanken uns für diese Gelegenheit. 

 

Wohnbaugenossenschaften Schweiz ist die Dachorganisation von über 1200 Wohnbaugenossen-

schaften und weiteren gemeinnützigen Wohnbauträgern mit mehr als 150'000 Wohnungen. In vielen 

genossenschaftlichen Siedlungen befinden sich auch Gewerberäume, die für das Siedlungsleben und 

die Quartierinfrastruktur von entscheidender Bedeutung sind. Unser Verband begrüsst deshalb das 

Vorliegen einer klaren gesetzlichen Grundlage, die sicherstellt, dass die betroffenen 

Geschäftsmieterinnen und -mieter ihren Betrieb weiterführen können und die gleichzeitig verhindert, 

dass die Vermieter, insbesondere gemeinnützige Wohnbauträger, welche die Kostenmiete 

anwenden, dadurch in eine wirtschaftliche Notlage geraten. 

 

In diesem Sinne haben wir zum vorliegenden Gesetzesentwurf Folgendes anzumerken:  

 

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich 

 

Art. 3.1.a: Gemeinnützige Bauträger sind sehr interessiert daran, das Überleben ihrer 

Geschäftsmietenden zu sichern und gemeinsam solidarische Lösungen zu finden. Um finanzielle 

Notlagen und Geschäftsaufgaben zu verhindern, haben sich viele von ihnen während den 

Schliessungen aufgrund der Covid-Verordnungen sehr kulant gezeigt und sind ihren Mieterinnen und 

Mietern kurzfristig und unbürokratisch mit Mietzinsreduktionen oder Mietzinserlassen 

entgegengekommen. Dies, obwohl die Mietzinsausfälle aufgrund der Kostenmiete direkt zu einem 

Verlust geführt haben, der nicht auf die Mieterinnen und Mieter überwälzt werden kann.  
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Diese Vermieter, die rasch und grosszügig gehandelt und damit wirtschaftliche Folgeschäden 

vermieden haben, obwohl sie ebenso unter den wirtschaftlichen Folgen der Mietzinsausfälle zu leiden 

haben, dürfen nicht schlechter behandelt werden als Bauträger, die noch zugewartet haben. 

Die Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen (Art. 7) sollte im Umfang der gesetzlich 

vorgesehenen Mietzinserlasse auch von gemeinnützigen Bauträgern beansprucht werden 

können, die ihren Mietparteien bereits entgegengekommen sind. 

 

Art. 7 Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen 

 

Art. 7.1: Wir unterstützen es sehr, dass für Vermieterinnen und Vermieter, die infolge von 

Mietzinsausfällen aufgrund dieses Gesetzes in eine wirtschaftliche Notlage geraten, ein 

Härtefallfonds von 20 Mio. Franken vorgesehen ist. An den pandemiebedingten Schliessungen haben 

weder Mieter noch Vermieter ein Verschulden und es muss verhindert werden, dass durch die 

finanzielle Entlastung der Mietparteien letztlich die Vermieterparteien in eine wirtschaftliche Notlage 

geraten. Der Fonds ist deshalb zwingend und sollte im Gesetz definitiv integriert werden.  

Der zur Verfügung stehende Betrag von 20 Mio. Franken sollte keinesfalls gekürzt werden. 

 

Art. 7.2: Gerade für gemeinnützige Bauträger, die ihren Geschäftsmieterinnen und -mietern nur eine 

kostendeckende Miete (Kostenmiete) verrechnen, sind grössere Mietzinsausfälle nicht leicht zu 

verkraften. Da die gemeinnützigen Bauträger keine Gewinne anstreben, können sie Mietzinsausfälle 

nicht mit über die Jahre gebildeten Reserven abfedern. Es ist deshalb wichtig, dass 

gemeinnützige Bauträger, die die Kostenmiete anwenden, eine wirtschaftliche Notlage geltend 

machen und eine Entschädigung beanspruchen können. Wir begrüssen es, dass der Fall der 

Kostenmiete in Art. 7.2 explizit erwähnt ist.  

 

Art. 7.5  Es ist fraglich, ob die 20 Mio. Franken ausreichen, um die erlittenen finanziellen Einbussen 

zu entschädigen. Da ein Betrag von über 20 Mio. Franken der Ausgabenbremse unterstehen würde, 

erachten wir es allerdings als sinnvoll, die zur Verfügung gestellten Mittel auf 20 Mio. Franken zu 

beschränken. Sollte der Umfang der Gesuche die verfügbaren Mittel übersteigen, ist aber auf 

jeden Fall sicherzustellen, dass gemeinnützige Bauträger, die für ihre 

Geschäftsliegenschaften nur eine Kostenmiete verrechnen, eine finanzielle Entschädigung 

beanspruchen können.  

 

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme dieses Schreibens und für die Berücksichtigung unserer 

Stellungnahme bezüglich der spezifischen Situation der gemeinnützigen Bauträger. 

 

 

Mit freundlichen Grüssen  

 

wohnbaugenossenschaften schweiz 

verband der gemeinnützigen wohnbauträger 

 

  

 

 

 

Eva Herzog 

Präsidentin 

 

 

 

 

 

 

 

Urs Hauser 

Direktor 
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ZMRPYLYY_PY 5`YOP^RP^P_dP^ l6ZaTO%)1%:P^NShQ_^XTP_PRP^P_dm&

7TP K`R 8^_g_P^ :]`[[P PYRLRTP]_ ^TNS ^PT_ 5PRTYY OP] 6Z]ZYL%>]T^P Qj] PTY XL]V_RP]PNS_P^$ QLT]P^ `YO 

Qj] ;h]_PQhWWP `YO MP^ZYOP]^ MPPTY_]hNS_TR_P GY_P]YPSXPY ^LNSRP]PNS_P^ `YO []LV_TVLMWP^ >ZYdP[_ Qj] 

MP_]ZQQPYP :P^NShQ_^XTP_aP]ShW_YT^^P& 7L^ L`QR]`YO OP] 5P^NSWj^^P OP^ AL_TZYLW]L_P^ aZX ,& =`YT 

*(*( `YO OP^ E_hYOP]L_P^ aZX 0& =`YT *(*( L`^RPL]MPT_P_P l5`YOP^RP^P_d jMP] OPY @TP_% `YO OPY 

CLNS_dTY^ bhS]PYO 5P_]TPM^^NSWTP^^`YRPY `YO 8TY^NS]hYV`YRPY d`] 5PVhX[Q`YR OP^ 6Z]ZYLaT]`^ 

!6ZaTO%)1"m bTOP]^[]TNS_ OTP^PX KTPW YTNS_ Y`]$ ^ZYOP]Y MPSTYOP]_ TY `YdhSWTRPY 9hWWPY Rj_WTNSP `YO 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSP 8TYTR`YRPY OP] MP_]ZQQPYPY @TP_[L]_PTPY& K`R 8^_g_P^ ^PWM^_ SL_ ^TNS dbT^NSPYdPT_WTNS 

HKWKOYX ROY RKNW GQX /&) JKW HKYWTLLKSKS =OKYKW UGWYSKWXINGLYQOIN ZSJ HOQGYKWGQ MKKOSOMY% 7L^ 

aP]PTYML]_P >ZYdP[_ RPS_ TY ^PTYP] E`XXP ^ZRL] jMP] OL^ aZ]RP^NSWLRPYP 5`YOP^RP^P_d STYL`^&

4KS [TWQOKMKSJKS 5SY\ZWL JKX c3T[OJ$'/$7KXIN_LYXROKYKMKXKY]KXd QKNSKS \OW JGNKW JK]OJOKWY 

GH%

K`R 8^_g_P^ ;ZWOTYR 4: e <YO`^_]TP^_]L^^P )* e CZ^_QLNS ,.-, e 6;%.+(, K`R e F #,) ,) /*1 )( )( e 9 #,) ,) /*1 )( *1 e bbb&d`RP^_L_P^&NS



FZV 5XY^YKX

IT] WPRPY <SYPY YLNSQZWRPYO `Y^P]P fMP]WPR`YRPY OL]&

9% 1QQMKRKOSK 2KRKWPZSMKS

4OK FZM 5XY^YKX 7WZUUK QKNSY JKS DTWKSY\ZWL ]ZR 2ZSJKXMKXKY] GH%

7TP^P] T^_ ZS[KWN_QYSOXR_XXOM `YO [KWLGXXZSMX\OJWOM# P] ]TNS_P_ [TQPX\OWYXINGLYQOINKS BINGJKS LY$ 

^_L__ A`_dPY d` ^_TQ_PY3 ^NSLQQ_ d`^h_dWTNSP AKINYXZSXOINKWNKOY `YO bj]OP PTY \OQQPaWQOIN VZYdT[TP]_P^ 

8Y_PTRY`YR^VZYdP[_ RP^P_dWTNS aP]LYVP]Y$ bPWNSP^ `YaP]^_hYOWTNSP]bPT^P L`^^NSWTP^^WTNS OTP 

HP]XTP_P] _]hQP& 7L^ :P^P_d [KWNOSJKWY TY aTPWPY 9hWWPY Rj_WTNSP `YO UGWYSKWXINGLYQOINK 5OSOMZSMKS 

`YO P^ ^NSLQQ_ PTYP KPQGYGSYK CSMQKOINHKNGSJQZSM [TS DKWROKYKWS ZSJ =OKYKWS%

4`NS OTP 7]TYRWTNSP]VWh]`YR `YO PTYP ]jNVbT]VPYOP <YV]LQ_^P_d`YR aP]XiRPY OTP FL_^LNSP YTNS_ d` 

VZ]]TRTP]PY$ OL^^ PTYP ?i^`YR ]Z XU_Y VZXX_&

4`^ OPX TY 4]_TVPW - OP] 5`YOP^aP]QL^^`YR !5H" aP]LYVP]_PY DPNS_^^_LL_^[]TYdT[ bT]O `Y_P] LYOP]PX 

OL^ :PMZ_ OP] DPNS_^^TNSP]SPT_ LMRPWPT_P_& C]TaL_P ^ZWWPY ^TNS MPT TS]PX ;LYOPWY L`Q OL^ RPW_PYOP DPNS_ 

aP]WL^^PY ViYYPY& @T_ OPX ]jNVbT]VPYO TY >]LQ_ RP^P_d_PY l6ZaTO%)1%:P^NShQ_^XTP_RP^P_dm bj]OP PTYP 

OTP HP]XTP_P]^PT_P MPWL^_PYOP$ PNS_P DjNVbT]V`YR QP^_RPWPR_ `YO OLXT_ OL^ 7KHTY JKW 

AKINYXXOINKWNKOY [KWQKY]Y%

7TP 5`YOP^aP]QL^^`YR RL]LY_TP]_ TY 4]_TVPW *. OL^ 8TRPY_`X `YO TY 4]_TVPW */ OTP IT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_& @T_ 

OPX l6ZaTO%)1%:P^NShQ_^XTP_PRP^P_dm bj]OPY OTP^P MPTOPY [KWLGXXZSMXWKINYQOIN MK\_NWQKOXYKYKS 

7WZSJWKINYK [KWQKY]Y%

7L^ aZ]RP^NSWLRPYP 5`YOP^RP^P_d T^_ SOINY [KWN_QYSOXR_XXOM% 8^ bj]OP d` PTYP] `YRP]PNS_QP]_TR_PY$ 

RPYP]PWWPY ENSWPNS_P]^_PWW`YR aZY HP]XTP_P]Y QjS]PY `YO Sh__P PTYP bTWWVj]WTNSP 8Y_WL^_`YR aZY @TP_P]Y 

d`] 9ZWRP$ ZSYP OP]PY bT]_^NSLQ_WTNSP 5P_]ZQQPYSPT_ d` MP]jNV^TNS_TRPY&

7TP ENSbPTd bh]P OL^ PTYdTRP ?LYO$ bPWNSP^ OP]L]_ bTWWVj]WTNS TY OL^ HP]_]LR^]PNS_ PTYR]TQQP& <X 

bTNS_TRPY TY_P]YL_TZYLWPY BYGSJTWY\KYYHK\KWH ZR 9S[KXYOYOTSKS ZSJ 9S[KXYTWKS bj]OP OTP^P^ 

^PWM^_TYO`dTP]_P [ZWT_T^NSP DT^TVZ VWL] d` PTYPX WKQGYO[KS EKYYHK\KWHXSGINYKOQ QjS]PY& 7L^ T^_ 

`YMPOTYR_ d` aP]XPTOPY&

7TP L`Q XTYOP^_PY^ PTYP SLWMP @TWWTL]OP 9]LYVPY RP^NSh_d_P QTYLYdTPWWP <GXY \aWJK \KOYMKNKSJ JKS 

DKWROKYKWS GZLMKHaWJKY# `YLMShYRTR aZY TS]P] QTYLYdTPWWPY ET_`L_TZY&

7TP 4YdLSW OP] MP_]ZQQPYPY :P^NShQ_^XTP_P]TYYPY `YO %XTP_P]$ Qj] bPWNSP YZNS VPTYP 

[L]_YP]^NSLQ_WTNSPY ?i^`YRPY aZ]WTPRPY$ T^_ aiWWTR `YVWL]& 7TP HP]bLW_`YR bTWW ^TNS L`Q PTY PTRPYP^ 

@ZYT_Z]TYR ^_j_dPY& 7TP^P^ bT]O YTNS_ aZ] BV_ZMP] *(*( aZ]WTPRPY3 OTP 8]RPMYT^^P ^_PSPY OLSP] Qj] OTP 

5Z_^NSLQ_ LY OL^ CL]WLXPY_ aP]X`_WTNS YZNS YTNS_ d`] HP]QjR`YR& 7LXT_ MWPTM_ OL^ XT_ OPX 

:P^P_dP^PY_b`]Q aZ]RP^NSWLRPYP >ZYdP[_ PTY bPT_RPSPYO GZL \OQQPaWQOINKS BIN_Y]ZSMKS ZSJ 

1SSGNRKS HGXOKWKSJKX ;TSXYWZPY% 7L^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

7TP 4KLOSOYOTS R`MQOINKW 8_WYKL_QQK L`Q HP]XTP_P]^PT_P bj]OP OPX 5`YOP^LX_ Qj] IZSY`YR^bP^PY 

!5IB" ZMWTPRPY$ OL^ OLd` XT_ bPT_]PTNSPYOPY 8Y_^NSPTOVZX[P_PYdPY L`^RP^_L__P_ bj]OP&

7P] 5`YOP^]L_ ShW_ TX P]Wh`_P]YOPY 5P]TNS_ L`Q EPT_P . d`_]PQQPYO QP^_$ OL^^ OTP ENSWTP^^`YR `YO OTP 

8TY^NS]hYV`YR PTYP^ 5P_]TPM^ L`QR]`YO aZY MPSi]OWTNSPY @L^^YLSXPY TYQZWRP OP] 6BH<7%)1% 

CLYOPXTP SOINY OR DKWGSY\TWYZSMXHKWKOIN JKW DKWROKYKWOSSKS ZSJ DKWROKYKW WTPRPY& Ij]OP PTYPX

*'/



FZV 5XY^YKX

FPTW OP] @TP_P]TYYPY `YO @TP_P] ]jNVbT]VPYO [P] )/& @h]d *(*( PTY RP^P_dWTNSP] 4Y^[]`NS L`Q 

@TP_dTY^SP]LM^P_d`YR PTYRP]h`X_$ bj]OP UPOZNS _]Z_dOPX DPNS_ RP^NSLQQPY$ L`Q OL^ ^TNS TY OP] C]LcT^ 

L`NS @TP_P]TYYPY `YO @TP_P] MP]`QPY bP]OPY$ OTP aZY OP] aZ]RP^PSPYPY DPRPW`YR L`QR]`YO OP] 

@TP_dTY^SiSP !jMP] )- ((( Mdb& *( ((( 9]LYVPY" LY ^TNS YTNS_ []ZQT_TP]PY ViYY_PY&

99% DKWLGXXZSMXMWZSJQGMK

5PTX @TP_]PNS_ SLYOPW_ P^ ^TNS `X KTaTW]PNS_& 7PX 5`YO VZXX_ RPXh^^ 4]_TVPW )(1 5H Y`] OTP 

>ZX[P_PYd d`$ HZ]^NS]TQ_PY RPRPY @T^^M]h`NSP TX @TP_bP^PY ^ZbTP jMP] OTP 

4WWRPXPTYaP]MTYOWTNSP]VWh]`YR aZY DLSXPYXTP_aP]_]hRPY d` P]WL^^PY& 7P] aZX aZ]RP^NSWLRPYPY 

l6ZaTO%)1%:P^NShQ_^XTP_PRP^P_dm MP_]ZQQPYP :PRPY^_LYO RPSi]_ VWL] YTNS_ OLd`&

7P] HP]^`NS$ OL^ aZ]RP^NSWLRPYP :P^P_d L`Q 4]_TVPW )(( 5H LMd`^_j_dPY$ T^_ ZSYGZMQOIN% 7PYY RPXh^^ 

OTP^P] HP]QL^^`YR^MP^_TXX`YR d`] >ZYU`YV_`][ZWT_TV Xj^^_PY `&L& OTP :]`YO^h_dP OP] 

IT]_^NSLQ_^Q]PTSPT_$ OP] IP__MPbP]M^YP`_]LWT_h_ `YO OP] :WPTNSMPSLYOW`YR aZY >ZYV`]]PY_PY 

RPbhS]WPT^_P_ ^PTY& 7L^ VLYY XT_ OTP^P] HZ]WLRP XT_YTNS_PY RPbhS]WPT^_P_ bP]OPY& 8TY L`Q OTP^P] 

HP]QL^^`YR^YZ]X MP]`SPYOP^ 5`YOP^RP^P_d bT]O OTP^P :]`YO^h_dP TX :PRPY_PTW aP]WP_dPY& 4YOP]^ LW^ 

OP] 5`YOP^]L_ MP_]LNS_PY bT] PTY 1HXYKQQKS GZL 1WYOPKQ '&& 2D YTNS_ LW^ laP]_]P_ML]m$ ^ZYOP]Y LW^ 

TLLKSPZSJOM LGQXIN%

999% BYKQQZSMSGNRK ]Z KOS]KQSKS 2KXYORRZSMKS 

1WY% ( 7KQYZSMXHKWKOIN

EOW QKNSKS 1WY% ( OS JKW [TWQOKMKSJKS 6TWR GH%

7TP DPRPW`YR ^ZWW VZ]]TRTP]_ bP]OPY$ `X YTNS_ Qj] OL^ PTYdPWYP @TP_ZMUPV_$ ^ZYOP]Y Qj] OPY @TP_aP]_]LR 

d` RPW_PY& A`] ^Z VLYY L`^RP^NSWZ^^PY bP]OPY$ OL^^ Qj] PTYP HTPWdLSW aZY @TP_ZMUPV_PY TY PTYP] ZOP] 

XPS]P]PY ?TPRPY^NSLQ_PY UP PTYPY 8]WL^^ MPLY_]LR_ `YO OTP BMP]R]PYdP aZY 6;9 *( ((( XPS]QLNS 

jMP]^NS]T__PY bj]OP&

<Y OPY 8]Wh`_P]`YRPY bT]O L`^RPQjS]_$ OL^^ lXT_ OPX ;TYbPT^ L`Q :P^NShQ_^]h`XPm aP]OP`_WTNS_ bT]O$ 

lOL^^ OP] @ZYL_^dTY^ []Z @TP_% ZOP] CLNS_ZMUPV_ `YO YTNS_ OL^ HP]_]LR^aZW`XPY RPXPTY_ T^_& IP]OPY 

TY PTYPX PTYdPWYPY HP]_]LR XPS]P]P PTRPY^_hYOTRP @TP_% ZOP] CLNS_^LNSPY d`^LXXPYRPQL^^_$ ^Z RTW_ 

OL^ :P^P_d Qj] UPOP^ OTP^P] BMUPV_P$ Qj] OL^ PTY @TP_% ZOP] CLNS_dTY^ aZY SiNS^_PY^ *( ((( 9]LYVPY 

RTW_$ ^PWM^_ OLYY$ bPYY OTP XZYL_WTNSP :P^LX_^`XXP OL]jMP] WTPR_m& 7TP^ T^_ d` VZ]]TRTP]PY % d`XLW 

OTP^ OPX jMP]RPZ]OYP_PY QZ]X`WTP]_PY KTPW bTOP]^[]TNS_2 l7TP BMP]R]PYdP b`]OP MPb`^^_ PTYRPQjS]_$ 

`X VWPTYP `YO XT__WP]P GY_P]YPSXPY d` ^NSj_dPYm&

+'/



FZM 5XY^YKX

1WY% ( OXY JKXNGQH ZR]ZLTWRZQOKWKS0

l7TP^P^ :P^P_d RTW_ LaW =OKY$ ZSJ @GINY[KWYW_MK# YLXPY_WTNS OP] QZWRPYOPY iQQPY_WTNS d`RhYRWTNSPY 

8TY]TNS_`YRPY `YO 5P_]TPMP$ ^ZQP]Y OP] @TP_% ZOP] OP] CLNS_dTY^ Qj] OTP @TP_% ZOP] OTP CLNS_^LNSP 

XZYL_WTNS XLcTXLW *( ((( 9]LYVPY MP_]hR_m&

1WY% ) 1ZXSGNRKS [TR 7KQYZSMXHKWKOIN

EOW QKNSKS 1WY% ) OS JKW [TWQOKMKSJKS 6TWR GH%

1WY% + 1HX% ' 2XY% G YTXX_ MP^_PSPYOP 8TYTR`YRPY ]TNS_TRP]bPT^P aZY OP] RP^P_dWTNSPY DPRPW`YR L`^& 

8^ T^_ LMP] YTNS_ LVdP[_LMPW$ bPYY PTYdTR @TP_dTY^]PO`V_TZYPY TS]P :jW_TRVPT_ MPSLW_PY& 4`NS 8TYTR`YRPY$ 

bPWNSP lMPT^[TPW^bPT^P E_`YO`YR^% ZOP] DL_PYdLSW`YR^LM]POPYm `XQL^^PY$ ^TYO RjW_TRP 

4MXLNS`YRPY `YO Xj^^PY aZX :PW_`YR^MP]PTNS L`^RPYZXXPY bP]OPY& 4`NS ^ZWNSP HP]PTYML]`YRPY 

^_PWWPY lPTYP L`^O]jNVWTNSP 8TYTR`YR OP] HP]_]LR^[L]_PTPYm OL]&

1WY% ) 1HX% ' 2XY% H

8^ X`^^ OPQTYTP]_ bP]OPY$ d` bPWNSPX KPT_[`YV_ PTY ]PNS_^V]hQ_TRP] :P]TNS_^PY_^NSPTO aZ]d`WTPRPY SL_$ 

OLXT_ PTY @TP_aP]ShW_YT^ aZX :PW_`YR^MP]PTNS OP^ :P^P_dP^ L`^RPYZXXPY bT]O& 

7TP HZ]RLMP$ bZYLNS OL^ :P^P_d MPT WL`QPYOPY :P]TNS_^aP]QLS]PY ]jNVbT]VPYO d`] 4YbPYO`YR VZXX_$ 

bT]O PTYP R]Z^^P KLSW aZY :P]TNS_^QhWWPY L`^Wi^PY ZOP] MPRjY^_TRPY % ^_L__ ^TP d` aP]STYOP]Y& 7TP 

]jNVbT]VPYOP 4YbPYO`YR bT]O OTP FPYOPYd d`X 4MbL]_PY aP]^_h]VPY$ ^_L__ bTP O]TYRPYO Yi_TR OPY 

;LYOW`YR^O]`NV `YO PY_^[]PNSPYOP 8TYTR`YRPY d` MPQi]OP]Y&

1WY% ) 1HX% (

7TP K`R 8^_g_P^ :]`[[P WPSY_ PTYP DPRPW`YR Qj] @TP_aP]ShW_YT^^P XT_ @TP_dTY^PY dbT^NSPY )- ((( `YO 

*( ((( 9]LYVPY LM& 7TP 7PQTYT_TZY PTYP^ 5P]PTNS^$ TYYP]SLWM OP^^PY OTP @TP_aP]_]LR^[L]_PTPY PTY^PT_TR 

L`Q OTP 4YbPYO`YR OP^ :P^P_dP^ aP]dTNS_PY ViYYPY$ P]^NSPTY_ MPWTPMTR `YO T^_ bTWWVj]WTNS ^ZbTP YTNS_ 

[]LV_TVLMPW&

1WY% * =GXXMKHKSJKW =OKY$ TJKW @GINY]OSX

1QX RGXXMKHKSJKW =OKY$ TJKW @GINY]OSX OXY OS 1WY% * 1HX% ' JKW 2WZYYTROKY]OSX H]\% JKW 

2WZYYTUGINY]OSX ]Z HK]KOINSKS%

1WY% * 1HX% ( ZSJ 1HX% ) XOSJ UW_]OXKW ]Z LTWRZQOKWKS%

1WY% * 1HX% '

HZ] OP] 5P^NSW`^^QL^^`YR jMP] OTP @Z_TZYPY *(&+,-) `YO *(&+,.( bL] TY OP] [L]WLXPY_L]T^NSPY 

7T^V`^^TZY XPS]SPT_WTNS `YOTQQP]PYdTP]_ aZY OP] l@TP_Pm Mdb& OPX l@TP_dTY^m OTP DPOP& EZQP]Y OTP^P 

5PR]TQQP []hdT^P] RPQL^^_ b`]OPY$ bL] XPT^_PY^ OP] 5]`__ZXTP_dTY^ RPXPTY_& 7TP^ bL] MPT^[TPW^bPT^P MPT 

OP] aZX E_hYOP]L_ R`_RPSPT^^PYPY @Z_TZY *(&+).) OP] I4>%ED OP] 9LWW$ PMPY^Z MPTX 5P^NSW`^^ OP^ 

E_hYOP]L_P^ aZX .& @LT *(*( jMP] OTP LMRPhYOP]_P @Z_TZY *(&+),* OP] I4>%AD&

,'/



HXYGYKX

1WY% * 1HX% ( ZSJ )

5PT OPY MP_]ZQQPYPY @TP_aP]ShW_YT^^PY bT]O P^ ]PWL_Ta aTPWP HP]_]hRP XT_ GX^L_dXTP_PY RPMPY& 4`NS 

HP]_]hRP XT_ RPXT^NS_PY A`_d`YRPY$ OTP aZY OP] 6ZaTO%)1%CLYOPXTP `Y_P]^NSTPOWTNS MP_]ZQQPY bL]PY$ 

^TYO dLSW]PTNS& 5PTOP ELNSaP]SLW_P bj]OPY XT_ OP] aZ]RP^NSWLRPYPY DPRPW`YR `YRPYjRPYO `YO `YVWL] 

LMRPOPNV_&

1WY% + 7KXINZQJKYKW =OKY$ TJKW @GINY]OSX

EOW QKNSKS 1WY% + GH%

EhX_WTNSP MP_]ZQQPYPY HP]XTP_P] bj]OPY aZY :P^P_dP^ bPRPY d`X HP]dTNS_ L`Q .(! TS]P^ 

9Z]OP]`YR^LY^[]`NSP^ L`Q aP]_]LRWTNS aP]PTYML]_P @TP_% ZOP] CLNS_dTY^P RPdb`YRPY& 4YOP]P]^PT_^ 

bj]OPY ^hX_WTNSP aZY OP] HZ]WLRP P]QL^^_PY @TP_P] `YRPLNS_P_ OP] _L_^hNSWTNSPY bT]_^NSLQ_WTNSPY 

4`^bT]V`YRPY L`Q TS] GY_P]YPSXPY TX RWPTNSPY GXQLYR PY_WL^_P_& 7TP^P CL`^NSLWTP]`YR XLR PTYQLNS 

^PTY$ T^_ LMP] bTWWVj]WTNS$ `YL`^RPbZRPY `YO `YRP]PNS_&

HP]XTP_P] Xj^^_PY$ `X RPXh^^ 4]_TVPW / TY OPY :PY`^^ aZY ;h]_PQLWW%:PWOP] d` VZXXPY$ TS]P AZ_WLRP 

XT_ PTYP] RLYdPY DPTSP aZY GY_P]WLRPY$ !l@TP_% ZOP] CLNS_aP]_]LR$ >Z]]P^[ZYOPYd$ bPT_P]P 

7ZV`XPY_Pm" MPbPT^PY& 7TP^ TYVW`^TaP OP] 4`QWLRP$ OL^^ OL^ l5IB d`^h_dWTNSP 4YQZ]OP]`YRPY Qj] OL^ 

HZ]WTPRPY PTYP] bT]_^NSLQ_WTNSPY AZ_WLRPm QP^_WPRPY VLYY& EPT_PY^ OP] @TP_P] bj]OP XT__PW^ PTYP^ ^TX[WPY 

4`Q_PTW`YR^^NSWj^^PW M]PT_ jMP] PTYP HTPWdLSW aZY GY_P]YPSXPY DPNS_ RP^[]ZNSPY % ZSYP OP]PY 

5P_]ZQQPYSPT_ jMP]SL`[_ YhSP] d` jMP][]jQPY& 7TP^ T^_ YTNS_ LVdP[_LMPW&

1WY% , 7KXZSJNKOYXKOSWOINYZSMKS

EOW QKNSKS 1WY% , GH%

8^ T^_ YTNS_ dTPWQjS]PYO$ RPbT^^P GY_P]YPSXPY$ bPWNSP lY`]m PTYP 8TY^NS]hYV`YR OP^ 5P_]TPM^ P]QLS]PY 

SLMPY$ PMPYQLWW^ aZX 5`YOP^RP^P_d []ZQT_TP]PY d` WL^^PY& @T_ OP] 4YbPYO`YR L`Q ^hX_WTNSP 

:P^`YOSPT_^PTY]TNS_`YRPY WL`_ 6BH<7%)1%HP]Z]OY`YR * bT]O PTYP]^PT_^ PTYP `YRP]PNS_QP]_TR_P 

CL`^NSLWTP]`YR aZ]RPYZXXPY& 4YOP]P]^PT_^ bP]OPY LYOP]P GY_P]YPSXPY L`^RP^NSWZ^^PY& 4`NS 

;Z_PW^ bL]PY MPT^[TPWbPT^P TYOT]PV_ MP_]ZQQPY `YO X`^^_PY TS]PY 5P_]TPM PTY^NS]hYVPY& 8MPY^Z ^TYO MPT 

DP^_L`]LY_^$ OTP _PTWbPT^P TY 5P_]TPM bL]PY$ OTP PQQPV_TaPY 8TYM`^^PY ^NSbTP]TR d` P]SPMPY& 8^ QWi^^PY 
d`OPX fMP]M]jNV`YR^% `YO ?T\`TOT_h_^STWQPY$ OTP PMPYQLWW^ ^_LL_WTNS L`^RP]TNS_P_ b`]OPY&

1WY% - 5SYXIN_JOMZSM HKO \OWYXINGLYQOINKS >TYQGMKS

EOW QKNSKS 1WY% - GH%

7TP >ZYdP[_TZY PTYP] ;h]_PQLWW]PRPW`YR Qj] HP]XTP_P] aP]XLR OTP GYL`^RPbZRPYSPT_ OP] RP^LX_PY 

HZ]WLRP YTNS_ bP__d`XLNSPY % TX :PRPY_PTW& 7TP 4M^TNS_$ OTP XT_ .(! @TP_P]WL^^ SZSP 5PWL^_`YR aZY 

HP]XTP_P]Y bP__d`XLNSPY `YO YLXPY_WTNS UPYP$ OTP XT_ >Z^_PYXTP_P L]MPT_PY$ d` PY_WL^_PY$ T^_ d`X 

ENSPT_P]Y aP]`]_PTW_& 8TY ;h]_PQLWWQZYO^$ bPWNSP] XT_ *( @TWWTZYPY 9]LYVPY RPh`QYP_ bj]OP$ aP]XLR OTP 

d` PY_L]_PYOPY 4`^QhWWP YTNS_ d` OPNVPY& <X K`RP OP] 6BH<7%)1 5PbhW_TR`YR bj]OPY STP] d`OPX @T__PW
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Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Als grosser Immobilieninvestor ist Zurich mit eigenen, auf verschiedenen Bilanzen von 

Konzerngesellschaften gehaltenen Liegenschaften, wie aber auch mittels diversen Im-

mobilienanlagegefässen der Zürich Anlagestiftung oder des Zurich Fonds «ZIF Immobi-

lien Direkt Schweiz», als Immobilieninvestor und Vermieter am Markt präsent. 

Immobilien sind Teil der Anlagestrategien und leisten wesentliche Beiträge für 

die Einkommen von Vorsorgeeinrichtungen, welche für ihre Destinatäre bei uns 

investiert sind, und die für das Bedienen ihrer Rentenverpflichtungen auf stabile Erträge 

angewiesen sind. Das uns anvertraute Immobilienanlagevolumen beträgt rund 10 

Milliarden Franken, welche im Wesentlichen in Wohn- und Geschäftsliegenschaften 

investiert sind. Dabei handeln wir immer als langfristig orientierter Investor und sind 

daran interessiert, nachhaltige Lösungen mit unseren Mietern zu finden.   

 

Zurich bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Vorentwurf des obge-

nannten Bundesgesetzes «Covid-19-Geschäftsmietegesetz»: 

 

Wir engagieren uns seit Beginn der Covid-19-Krise für ein marktgerechtes, faires und 

für Härtefälle und besonders beeinträchtigte Unternehmen sachgerechtes und 

praktikables Konzept für betroffene Geschäftsmietverhältnisse: Basierend darauf ha-

ben wir mit verschiedenen Geschäftsmietern Gespräche und Verhandlungen geführt 

und diverse individuelle, sachgerechte Vereinbarungen gefunden, welche zeit-

nah ergangen sind und so dem Gewerbe in der akutesten Phase der Krise die 

notwendige Liquidität und vor allem auch die nötige Planungssicherheit gege-

ben haben. 
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Das aufgrund der Beschlüsse des Nationalrates vom 4. Juni 2020 und des Ständerates 

vom 8. Juni 2020 ausgearbeitete «Bundesgesetz über den Miet- und den Pachtzins 

während Betriebsschliessungen und Einschränkungen zur Bekämpfung des 

Coronavirus (Covid-19)» desavouiert in unzähligen Fällen gütliche und partner-

schaftliche Einigungen der betroffenen Mietparteien, die  sachgerechter und dem 

Einzelfall angemessener sind als die nun vorgeschlagene pauschale Lösung. 

 

Die Anzahl der betroffenen Geschäftsmieterinnen und -mieter, für welche noch keine 

partnerschaftlichen Lösungen vorliegen, ist völlig unklar. Die Verwaltung will sich auf 

ein eigenes Monitoring stützen. Dieses wird nicht vor Oktober 2020 vorliegen; die Er-

gebnisse stehen daher für die Botschaft an das Parlament vermutlich noch nicht zur 

Verfügung. Damit bleibt das mit dem Gesetzesentwurf vorgeschlagene Konzept ein 

weitgehend auf diffusen Schätzungen und Annahmen basierendes Konstrukt. 

Das ist nicht akzeptabel.  

 

Den vorliegenden Entwurf des «Covid-19-Geschäftsmietegesetzes» lehnen wir 

daher in seiner Gesamtheit dezidiert ab.  

 

Wir legen Ihnen nachfolgend unsere Überlegungen dar.  

 

 

 

I.  Allgemeine Bemerkungen 

 
Zurich lehnt den Vorentwurf zum Bundesgesetz ab.  
 

Dieser ist unverhältnismässig und verfassungswidrig, er richtet volkswirtschaftli-

chen Schaden an, statt Nutzen zu stiften; schafft zusätzliche Rechtsunsicherheit und 

würde ein willkürlich konzipiertes Enteignungskonzept gesetzlich verankern, welches 

unverständlicherweise ausschliesslich die Vermieter träfe. Das Gesetz desavouiert in 

vielen Fällen gütliche und partnerschaftliche Einigungen und es schafft eine ekla-

tante Ungleichbehandlung von Vermietern und Mietern.  

 

Auch die Dringlicherklärung und eine rückwirkende Inkraftsetzung vermögen die Tat-

sache nicht zu korrigieren, dass die vorgeschlagene Lösung schlicht zu spät käme. 

 

Aus dem in Artikel 5 der Bundesverfassung (BV) verankerten Rechtsstaatsprinzip wird 

unter anderem das Gebot der Rechtssicherheit abgeleitet. Private sollen sich bei ihrem 

Handeln auf das geltende Recht verlassen können. Mit dem rückwirkend in Kraft ge-

setzten «Covid-19-Geschäftsmietgesetz» würde eine die Vermieterseite belastende, 

echte Rückwirkung festgelegt, was das Rückwirkungsverbot und das Gebot der 

Rechtssicherheit verletzt. 

 



 

  

 

Seite 3 
 

 

Die Bundesverfassung garantiert in Artikel 26 das Eigentum und in Artikel 27 die Wirt-

schaftsfreiheit. Mit dem «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» würden diese beiden ver-

fassungsrechtlich gewährleisteten Grundrechte verletzt. 

 

Das vorgeschlagene Bundesgesetz verletzt das verfassungsmässige Prinzip der 

Verhältnismässigkeit. Es würde zu einer ungerechtfertigten, generellen Schlechter-

stellung von Vermietern führen und hätte eine willkürliche Entlastung von Mietern zur 

Folge, ohne deren wirtschaftliche Betroffenheit zu berücksichtigen. 

 

Die Schweiz wäre das einzige Land, welches derart willkürlich in das Vertragsrecht ein-

greifen würde. Wir sehen im internationalen Vergleich keine derart weitreichen-

den Eingriffe in privatrechtliche Beziehungen durch staatliche Regulierungen, 

wie dies nun in der Schweiz angedacht ist. Im wichtigen internationalen Standort-

wettbewerb um Investitionen und Investoren würde dieses selbstinduzierte politi-

sche Risiko klar zu einem relativen Wettbewerbsnachteil führen.  

 

Die auf mindestens eine halbe Milliarde Franken geschätzte finanzielle Last würde 

weitgehend den Vermietern aufgebürdet, unabhängig von ihrer finanziellen Situa-

tion. 

 

Die Definition möglicher Härtefälle auf Vermieterseite würde dem Bundesamt für 

Wohnungswesen (BWO) obliegen, das dazu mit weitreichenden Entscheidungskompe-

tenzen ausgestattet würde. 

 

 

 

II. Verfassungsgrundlage 
 

Beim Mietrecht handelt es sich um Zivilrecht. Dem Bund kommt gemäss Artikel 109 BV 

nur die Kompetenz zu, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwesen sowie über die 

Allgemeinverbindlicherklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der vom vorge-

schlagenen «Covid-19-Geschäftsmietegesetz» betroffene Gegenstand gehört klar nicht 

dazu. 

 

Der Versuch, das vorgeschlagene Gesetz auf Artikel 100 BV abzustützen, ist untaug-

lich. Denn gemäss dieser Verfassungsbestimmung zur Konjunkturpolitik müssten u.a. 

die Grundsätze der Wirtschaftsfreiheit, der Wettbewerbsneutralität und der Gleichbe-

handlung von Marktteilnehmern gewährleistet sein. Dies ist mit dem vorgeschlagenen 

Bundesgesetz nicht der Fall – im Gegenteil: Ein auf dieser Verfassungsnorm beruhendes 

Bundesgesetz würde diese Grundsätze  verletzen. Anders als der Bundesrat betrachten 

wir ein Abstellen auf Artikel 100 BV nicht als «vertretbar», sondern als offenkundig 

falsch.  
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III.  Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen 

 

Zurich lehnt den Gesetzentwurf in der Gesamtheit ab. Dennoch möchten wir 

die Gelegenheit wahrnehmen, uns zu einzelnen Bestimmungen zu äussern, die 

uns besonders problematisch erscheinen.   

 

Art. 2 Geltungsbereich 

 

Wir lehnen Art. 2 in der vorliegenden Form ab und beantragen folgende mög-

liche Umformulierung: «Dieses Gesetz gilt für Miet- und Pachtverträge, na-

mentlich der folgenden öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe, 

sofern der Miet- oder der Pachtzins für die Miet- oder die Pachtsache monat-

lich maximal 20 000 Franken beträgt». 

 
 

Die Regelung soll korrigiert werden, um nicht für das einzelne Mietobjekt, sondern 

für jeden einzelnen Mietvertrag zu gelten. Nur so kann ausgeschlossen werden, 

dass für eine Vielzahl von Mietobjekten in einer oder mehreren Liegenschaften je ein 

Erlass beantragt und die Obergrenze von CHF 20'000 mehrfach überschritten würde.  

 
 

Art. 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich 

 

Wir lehnen Art. 3 in der vorliegenden Form ab.  

 

Art. 3 Abs. 1 Bst. a nimmt bestehende Einigungen richtigerweise von der gesetzlichen 

Regelung aus. Es ist aber nicht akzeptabel, wenn einzig vereinbarte Mietzinsreduktio-

nen unter diese Ausnahmen fallen und damit ihre Gültigkeit behalten. Auch Einigun-

gen, welche «beispielsweise Stundungs- oder Ratenzahlungsabreden» umfas-

sen, sind gültige Abmachungen und müssen vom Geltungsbereich ausgenom-

men werden. Auch solche Vereinbarungen stellen «eine ausdrückliche Einigung der 

Vertragsparteien» dar. 

 

Art. 3 Abs. 1 Bst. b  

Es muss definiert werden, zu welchem Zeitpunkt ein rechtskräftiger Gerichts-

entscheid vorzuliegen hat, damit ein Mietverhältnis vom Geltungsbereich des Geset-

zes ausgenommen wird.   

Die Vorgabe, wonach das Gesetz bei laufenden Gerichtsverfahren rückwirkend 

zur Anwendung kommt, wird eine grosse Zahl von Gerichtsfällen auslösen oder 

begünstigen – statt sie zu verhindern. Die rückwirkende Anwendung wird die Ten-

denz zum Abwarten verstärken, statt wie dringend nötig den Handlungsdruck und ent-

sprechende Einigungen zu befördern.  
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Art. 3 Abs. 2 

Zurich lehnt eine Regelung für Mietverhältnisse mit Mietzinsen zwischen 15 000 

und 20 000 Franken ab. Die Definition eines Bereichs, innerhalb dessen die Mietver-

tragsparteien einseitig auf die Anwendung des Gesetzes verzichten können, erscheint 

beliebig und ist willkürlich sowie nicht praktikabel. Zu guter Letzt ist auch unklar, 

was es für eine Partei bedeutet, welche «optieren» möchte, dem jedoch von der ande-

ren Partei nicht zugestimmt wird. 

 

 

Art. 4  Massgebender Miet- oder Pachtzins  

 

Als massgebender Miet- oder Pachtzins ist in Art. 4 Abs. 1 der Bruttomietzins 

bzw. der Bruttopachtzins zu bezeichnen. 

Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 sind präziser zu formulieren. 

 

Art. 4 Abs. 1 

Vor der Beschlussfassung über die Motionen 20.3451 und 20.3460 war in der parla-

mentarischen Diskussion mehrheitlich undifferenziert von der «Miete» bzw. dem 

«Mietzins» die Rede. Sofern diese Begriffe präziser gefasst wurden, war meistens der 

Bruttomietzins gemeint. Dies war beispielsweise bei der vom Ständerat gutgeheisse-

nen Motion 20.3161 der WAK-SR der Fall, ebenso beim Beschluss des Ständerates vom 

6. Mai 2020 über die abgeänderte Motion 20.3142 der WAK-NR. 

 

Art. 4 Abs. 2 und 3 

Bei den betroffenen Mietverhältnissen wird es relativ viele Verträge mit Umsatzmieten 

geben. Auch Verträge mit gemischten Nutzungen, die von der Covid-19-Pandemie 

unterschiedlich betroffen waren, sind zahlreich. Beide Sachverhalte würden mit der vor-

geschlagenen Regelung ungenügend und unklar abgedeckt. 

 

 

Art. 5  Geschuldeter Miet- oder Pachtzins  

 

Wir lehnen Art. 5 ab.  

 

Sämtliche betroffenen Vermieter würden von Gesetzes wegen zum Verzicht auf 60% 

ihres Forderungsanspruches auf vertraglich vereinbarte Miet- oder Pachtzinse gezwun-

gen. Andererseits würden sämtliche von der Vorlage erfassten Mieter ungeachtet der 

tatsächlichen wirtschaftlichen Auswirkungen auf ihr Unternehmen im gleichen Umfang 

entlastet. Diese Pauschalierung mag einfach sein, ist aber willkürlich, unausgewo-

gen und ungerecht. 

 

Vermieter müssten, um gemäss Artikel 7 in den Genuss von Härtefall-Geldern zu kom-

men, ihre Notlage mit einer ganzen Reihe von Unterlagen, («Miet- oder Pachtvertrag, 
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Korrespondenz, weitere Dokumente») beweisen. Dies inklusive der Auflage, dass das 

«BWO zusätzliche Anforderungen für das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage» 

festlegen kann. Seitens der Mieter würde mittels eines simplen Aufteilungsschlüs-

sel breit über eine Vielzahl von Unternehmen Recht gesprochen – ohne deren 

Betroffenheit überhaupt näher zu überprüfen. Dies ist nicht akzeptabel. 

 

 

Art. 6  Gesundheitseinrichtungen  

 

Wir lehnen Art. 6 ab.  

 

Es ist nicht zielführend, gewisse Unternehmen, welche «nur» eine Einschränkung des 

Betriebs erfahren haben, ebenfalls vom Bundesgesetz profitieren zu lassen. Mit der An-

wendung auf sämtliche Gesundheitseinrichtungen laut COVID-19-Verordnung 2 wird 

eine weitere ungerechtfertigte Pauschalierung vorgenommen. Es flossen zudem Über-

brückungs- und Liquiditätshilfen, die ebenfalls staatlich ausgerichtet wurden. 

 

 

Art. 7  Entschädigung bei wirtschaftlichen Notlagen  

 

Wir lehnen Art. 7 ab.  

 

Die Konzeption einer Härtefallregelung für Vermieter vermag die Unausgewogenheit 

der gesamten Vorlage nicht wettzumachen – im Gegenteil. Die Absicht, die mit 60% 

Mieterlass hohe Belastung von Vermietern wettzumachen und namentlich jene, die mit 

Kostenmiete arbeiten, zu entlasten, ist zum Scheitern verurteilt. Ein Härtefallfonds, 

welcher mit 20 Millionen Franken geäufnet würde, vermag die zu erwartenden 

Ausfälle nicht zu decken. Im Zuge der COVID-19 Bewältigung würden hier zudem 

Mittel eingestellt, welche die für denselben Zweck bereitgestellten und fliessenden Li-

quiditätshilfen «konkurrenzieren». 

 

 

Art. 11 Referendum und Inkrafttreten 

 

Wir lehnen Art. 11 Abs. 2 ab.  

 

Die Geltungsdauer des Gesetzes wäre auf den 31. Dezember 2020 zu beschrän-

ken. Die in Art. 11 Abs. 2 vorgeschlagene Geltungsdauer bis Ende Dezember 2022 ist 

überzogen. Sie vermittelt, dass langwierige Rechtsverfahren in Kauf genommen wer-

den. Ferner ist das vorliegende Gesetz «für die Dauer der vom Bund verordneten 

Schliessung» ausgelegt. Im möglichen Falle eines zweiten Lockdowns in den Jahren 

2021 oder 2022, mit anders gearteten Vorschriften und Auswirkungen, müsste die 
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Lage jedoch zunächst neu beurteilt werden. Es muss deshalb ausgeschlossen wer-

den, dass der vorliegende Gesetzesvorschlag automatisch auch für einen zwei-

ten Lockdown Gültigkeit erhielte. Dies ist explizit festzuhalten.  

Die Geltungsfrist bis 31. Dezember 2022 ist auch aus diesem Grund um zwei Jahre zu 

verkürzen.  

 

 

IV. Zusammenfassung  
 

Jeder staatliche Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse schafft neue Unab-

wägbarkeiten und insbesondere Planungs- und Rechtsunsicherheit. Langwierige 

Gerichtsverfahren werden damit nicht verhindert, sondern in vielen Fällen wohl eher 

gefördert, u.a. weil zahlreiche Einzelfälle mit dem Vorschlag nicht geregelt werden 

könnten und damit rasche und der konkreten Situation angemessene Lösungen 

verunmöglicht würden 

 

Mietverhältnisse sind privatrechtliche Vertragsverhältnisse. Mietverträge sind auch 

in dieser Krisensituation gültig und bilden die Basis für Verhandlungen der Vertragspar-

teien, um in dieser ausserordentlichen Lage faire und für beide Seiten akzeptable Kom-

promisse zu finden. Unzählige solcher Vereinbarungen wurden bereits abgeschlossen. 

Dieser die Vertragsautonomie respektierende Weg der gütlichen Einigung hat 

Priorität und soll nicht desavouiert werden. Die Erhebungen der Branche und 

spezifisch des VIS zeigten bereits Ende Mai: In zwei Dritteln aller Geschäftsmiet-

verhältnisse der Mitglieder des VIS wurden bereits partnerschaftliche Lösungen 

zwischen Mietern und Vermietern gefunden. 

  

  

Ein allfälliger staatlicher Eingriff in ein privatrechtliches Vertragsverhältnis muss 

verhältnismässig und auf jene Mieterinnen und Mieter beschränkt sein, welche zur 

Überbrückung der krisenbedingten Ausfälle am ehesten auf Unterstützung angewiesen 

sind. Es sind dies die kleineren Unternehmen.  

 

Der Vorentwurf lässt die unterschiedlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der vo-

rübergehenden Geschäftsschliessungen auf die verschiedenen Betriebe ausser Acht und 

wirft schwierige Abgrenzungsfragen auf.  
 

Die in diversen Kantonen getroffenen Lösungen stehen im Widerspruch zu einer 

Bundeslösung.  

 

Für den allfälligen Eingriff in die privatrechtlichen Mietverhältnisse hat der Bund keine 

taugliche Verfassungsgrundlage. Die Berufung auf Art. 100 BV ist nicht vertretbar.  

 

Eine rückwirkende Inkraftsetzung des Gesetzes wäre rechtlich unhaltbar.  
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Wir lehnen das Bundesgesetz ab. 

Es ist nicht zielführend, es behindert privatrechtliche Lösungen und stellt eine 

krasse Benachteiligung der Immobilieneigentümer und Vermieter dar. Der Ein-

griff ist zudem im internationalen Kontext einzigartig und schwächt tendenzi-

ell unsere internationale Wettbewerbsposition. 

Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

Zürich Versicherungs-Gesellschaft AG 
Zurich Invest AG 

Andreas Fischer Marcel Rova 
Chief Investment Officer Zurich Schweiz Leiter Immobilien Schweiz 

d i h
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